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DRUCK  VON  FRIEDRICH  JASPER  IN  WIEN 


Polen  als  Brückenkopf  in  Politik  und 
Wirtschaft. 


Die  Polen  gehören  kraft  ihrer  tausendjährigen  Geschichte  und 
ihrer  Geistesl^ultur  zu  den  Völkern  der  westlichen  Zivilisation  und 
waren  durch  viele  Jahrhunderte  der  stärkste  und  der  am  meisten 
exponierte  von  den  an  der  östlichen  Peripherie  dieser  Völkergruppe 
angesiedelten  Stämmen.  Sie  sind  beides  auch  heute. 

Aus  eigener  Neigung  sind  die  Polen  in  den  Kreis  der  west- 
lichen Zivilisation  hineingegangen,  mit  eigenen  Kräften  haben  sie  an 
den  äußersten  Rändern  Mitteleuropas  ein  blühendes  Eeich,  ein  strahlen- 
des Zentrum  der  mit  Schätzen  ihrer  Eigenart  versetzten  westlichen 
Kultur  geschaffen  und  entgegen  der  fatalen  Ungunst  der  geographischen 
Lage  jahrhundertelang  erhalten. 

Ihre  Hauptfront  war  seit  Jahrhunderten  ständig  gegen  Osten  ge- 
richtet. Mit  dem  Westnachbarn  gerieten  sie  nur  insoweit  in  Konflikte, 
als  sie  sich  zeitweihg  gegen  deren  »Drang  nach  Osten«  wehren  mußten. 

Das  polnische  Eeich  war  das  größte  und  stärkste  Bollwerk 
Europas  (im  Gegensatze  zu  Osteuropa)  gegen  den  elementaren 
> Drang  nach  Westen«  der  Mongolen,  später  der  Tartaren  und  Türken, 
noch  später  des  unaufhaltsam  steigenden  mongolisch-russischen  Zaris- 
mus, der  sicherste  Schutzwall  gegen  die  Überflutung  des  arischen 
Mittel-  und  Westeuropas  durch  mongolische  und  turanische  Völker 
sowie  durch  die  mit  diesen  Elementen  stark  versetzten  slawischen 
Stämme  Osteuropas. 

Als  Polen  infolge  der  erwähnten  Ungunst  der  geographischen 
Lage,  der  vorübergehenden  Schwäche  seines  Staatswesens,  der  Expan- 
sionsbestrebungen seiner  stärkeren  Nachbarn  geteilt  wurde  —  unge- 
achtet dessen,  daß  es  sich  gerade  in  seinen  letzten  Lebensjahren  zu 
einer  staunenswerten  Regeneration,  zu  damals  anderwärts  unerreichten 
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Eeformen  aufraffte  —  war  der  politische  Individualismus,  die  Zer- 
splitterung im  Leben  der  Völker  vorherrschend,  die  Empfindung  großer 
Gesamtinteressen  ganzer  Völkergruppen  nur  im  geringsten  Maße  ent- 
wickelt, das  Bewußtsein  einer  im  Wachstum  begriffenen  neuen  östlichen 
Gefahr  (nach  der  endgiltigen  Zurückdrängung  des  ottomanischen  Im- 
periums) nicht  vorhanden. 

So  ist  auch  die  Teilung  Polens  entgegen  dem  vitalsten  Interesse 
Mitteleuropas  vorgenommen  und  zugelassen  worden;  daher  hat  auch 
zu  Beginn  des  XX.  Jahrhunderts  der  große  »Brückenkopf«  gefehlt, 
dessen  Bestand  vielleicht  den  Weltkrieg,  mit  noch  größerer  Wahr- 
scheinlichkeit aber  das  Eingreifen  Eußlands  in  denselben  verhindert 
oder  zumindest  abgeschwächt  hätte. 

Eine  der  Früchte  des  XIX.  Jahrhunderts  ist  die  Konzentrierung, 
die  Bildung  fest  zusammengefügter  Gruppen  in  der  Volkswirtschaft, 
in  der  Machtpolitik,  im  Staatswesen.  Nach  und  nach  wurden  die  aus 
natürlichen  Gründen  immer  mehr  aufeinander  angewiesenen,  vonein- 
ander abhängigen,  miteinander  zusammenhängenden  Völkerkonglome- 
rate und  Staatsgebilde  Mitteleuropas  sich  dessen  bewußt,  daß  der 
Konzentrierungsprozeß  im  Westen  wie  im  Osten  in  gefährlicher  Weise 
fortschreite,  daß  die  Machtentfaltung  Rußlands  und  Englands  einen 
immer  stärkeren  Druck  auf  den  mitteleuropäischen  Zwischenraum  aus- 
übe, daß  dieser  Gefahr  der  Erdrückung  weder  eine  auf  die  Dauer 
genügende  innere  Zusammenfügung  der  mitteleuropäischen  Gruppe, 
noch  auf  die  Dauer  genügende  politische  Grenzbefestigungen,  Boll- 
werke, Brückenköpfe  entgegenstünden.  Dieses  Bewußtsein  Mitteleuropas 
wurde  gerade  im  Laufe  des  gegenwärtigen  Krieges  wach  und  wirkt 
als  Warnung  für  die  Zukunft,  ungeachtet  des  mit  Grund  erwarteten, 
von  uns  allen  ersehnten  Sieges. 

So  hat  die  seit  der  zweiten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts  nach 
und  nach  sich  vollziehende,  durch  den  gegenwärtigen  Krieg  zur  Kri- 
stallisierung gebrachte  Zusammenfassung  ganzer  Völkergruppen  unter 
dem  Gesichtswinkel  großer  Interessengemeinschaften  die  frühere  ge- 
schichtliche Rolle  Polens  —  die  Rolle  einer  dauernden 
politischen  GrenzbefestigungMitteleuropas  gegen  Osteuropa, 
gegen  Rußland  —  wieder  in  Sicht  gebracht. 

Am  klarsten  gelangt  dieses  Erwachen  des  Interessenbewußtseins 
Mitteleuropas  in  der  polnischen  Frage  in  folgenden  Worten  des  Grafen 
Julius  Andrdssy  (»Neue  Freie  Presse«  vom   7.  November  1915) 
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zum  Ausdrucke :  »Es  steht  außer  Zweifel,  daß  wir  die  polnische  Frage 
gerecht,  richtig  und  so,  daß  wir  daraus  einen  Kraftzuwachs  schöpfen, 
daß  Mitteleuropa  dadurch  eine  neue  Stütze  und  nicht  einen  neuen 
Feind  gewinne,  nur  dann  lösen  können  werden,  wenn  uns  dabei  weder 
ein  speziell  deutscher,  noch  ein  speziell  österreichischer,  noch  auch 
ein  speziell  ungarischer  Standpunkt,  sondern  vor  allem  der  Stand- 
punkt Mitteleuropas  leitet,  und  wenn  wir  nur  jene  Lösung  suchen, 
welche  diePolen  am  sichersten  für  Mitteleuropa  gewinnt  und 
welche  Polen  zum  östlichen  Schutzwall  Mitteleuropas  macht.« 

Das  Bewußtsein  dieser  großen  geschichtlichen  Mission  in  eigenem 
Interesse  sowie  in  jenem  Mitteleuropas  ist  (zeitweise  auch  Mitteleuropa 
zum  Trotz)  in  Polen  nie  verschwunden;  es  ist  auch  heute  so  wach 
wie  vor  Jahrhunderten. 

Infolge  fortschreitender  Demokratisierung  und  Volksbildung  wird 
dieses  Bewußtsein  immer  mehr  Gemeingut  der  ganzen  Nation.  Ver- 
einzelte Erscheinungen,  die  dagegen  sprechen  würden,  sind  einzig  und 
allein  zurückzuführen  auf  die  Eeminiszenz,  Mitteleuropa  habe  die  in  Eede 
stehende  Rolle  Polens  und  sein  eigenes  Interesse  daran  vor  120  Jahren 
und  seither  durch  120  Jahre  verkannt,  ferner  auf  die  schweren 
Prüfungen  der  polnischen  Nation  im  preußischen  Staate,  schließlich 
auf  die  darauf  beruhende  Befürchtung,  Mitteleuropa  werde  in  der 
Polenfrage  nicht  in  genügendem  Maße  umlernen,  um  es  Polen  durch 
eine  entsprechende  Gestaltung  seines  staatsrechtlichen,  administrativen, 
finanziellen  und  volkswirtschaftlichen  Zustandes  zu  ermöglichen,  daß 
Polen  die  alte  geschichtliche  Mission  eines  Bollwerkes  Mitteleuropas 
gegen  Eußland  mit  Schaffensfreude  aufgreife  und  die  Verantwortung 
für  ihre  Erfüllung  übernehme. 

Diesem  hie  und  da  auftretenden,  psychologisch  erklärlichen 
Pessimismus  stellt  sich  der  Optimismus  des  Obersten  Polnischen  Na- 
tional-Komitees  entgegen,  welches  die  gesamte  politische  Vertretung 
der  Polen  in  Österreich  in  seinem  Lager  vereinigt,  die  polnischen 
Legionen  zum  Kampfe  gegen  Eußland  ins  Leben  rief  und  ein  poli- 
tisches Programm  unentwegt  vertritt,  dessen  > mitteleuropäischer«  Cha- 
rakter durch  folgende  Hauptpostulate  unzweideutig  charakterisiert  wird: 

»Abtrennung  Kongreß-Polens  und  nach  Möglichkeit  auch  weiterer 
historisch-polnischer  Gebiete  von  Eußland.« 

»Vereinigung  derselben  mit  Galizien  in  eine  staatsrechtliche  Ein- 
heit im  Schöße  der  Habsburgermonarehie.« 
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Dieses  Programm  paßt  sich  auch  an  das  moderne  Konzentrierungs- 
gesetz  in  der  Machtpolitili  und  in  der  Volkswirtschaft  an,  indem  die 
Parole  in  den  konzentrierten  oder  in  Konzentrierung  befindlichen 
Staaten-,  Völker-  und  Wirtschaftsgruppen  (mit  Ausnahme  der  russi- 
schen Gruppe)  lautet:  >Fester  Zusammenschluß  nach  außen, 
weitgehende  Selbständigkeit  im  Innern.«  Nach  der  insbesondere 
anläßlich  der  Erörterung  der  wirtschaftlichen  Annäherung  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Deutschland  allgemein  gewordenen  Anschauung 
ist  die  Anwendung  der  obigen  Bauformel  auf  zwischenstaatliche  und 
zwischenvölkliche  Konzentrierungen  desto  unerläßlicher,  je  größer  die 
nationalen,  kulturellen,  volkswirtschaftlichen  Unterschiede  unter  den 
Bestandteilen,  je  größer  deren  Kraft  und  Bedeutung,  je  ausgeprägter 
und  selbstbewußter  deren  Individualität.  Der  neue  Umbildungsprozeß, 
der  durch  den  Krieg  gewaltig  gefördert  wurde,  bringt  die  innere  Ein- 
richtung der  Menschheitsgruppen  immer  näher  an  die  gesunde  Mittel- 
linie zwischen  »National«  und  »International«,  ebenso  wie  er  auch 
auf  anderen  Gebieten,  wie  »Staat«  und  »Individuum«,  »Staatssozialis- 
mus« und  »Liberalismus«,  »Staatswirtschaft«  und  »Privatwirtschaft« 
neue  Formen  zu  schaffen  verspricht,  die  sich  in  richtiger  Erfassung 
der  Evolutionsrichtung  und  der  Zweckmäßigkeit  immer  mehr  an  die 
Resultierende  der  widerstreitenden  Komponenten  anlehnen  dürften. 

Das  politische  Programm  des  Obersten  Polnischen  National- 
Komitees  bleibt  unverändert  auch  für  das  volkswirtschaftliche  Gebiet: 
»Abtrennung  vom  wirtschaftlichen  SystemOsteuropas  —  Um- 
schaltung auf  das  wirtschaftliche  System  Mitteleuropas  — 
Zusammenschluß  mit  Mitteleuropa  nach  außen  —  Stärkung 
und  Verbesserung  der  Wechselbeziehungen  Polens  zum 
übrigen  Mitteleuropa  im  Eahmen  der  übereinstimmenden 
beiderseitigen  Interessen,  also  unter  dem  überragenden 
Gesichtspunkte  der  gemeinsamen  großen  Interessen  —  Selb- 
ständigkeit in  der  Neueinrichtung  wie  in  der  weiteren  För- 
derung der  wirtschaftlichen  Entwicklung  des  unter  dem 
Habsburger-Szepter  mit  Galizien  zu  einer  staatsrechtlichen 
Einheit  zu  vereinigenden  Eussisch-Polen.« 


Soll  Polen  ein  Bollwerk  Mitteleuropas  gegen  Rußland  werden, 
so  hat  Mitteleuropa  das  denkbar  größte  Interesse  an  seiner  Wirtschaft- 
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liehen  Erstarkung.  Polen  muß  für  die  steigende  industrielle  Produktion 
der  Zentralreiche  einen  kaufkräftigen  und  zahlungsfähigen  Konsumenten 
abgeben,  infolgedessen  auch  die  eigene  Produktion  wesentlich  erhöhen 
—  und  zwar  nicht  nur  die  landwirtschaftliche,  sondern  auch  die 
industrielle,  da  der  Überschuß  an  landwirtschaftlichen  Erzeugnissen 
ein  natürlich  begrenzter  ist  und  nicht  imstande  wäre,  den  Import 
aus  den  Zentralreichen  in  der  Zahlungsbilanz  zu  begleichen. 

Die  Wehrkraft  Mitteleuropas  erfordert  gebieterisch  den  Eück- 
gang  der  polnischen  Auswanderung  und  die  physische  Stärkung  der 
polnischen  Bevölkerung  durch  Besserung  der  Ernährung,  wie  im  all- 
gemeinen durch  Hebung  ihres  »Standard  of  life«.  Beides  ist  nicht 
nur  ohne  Hebung  der  Landwirtschaft,  sondern  auch  ohne  fortschreitende 
Industrialisierung  nicht  zu  erreichen. 

Die  eigenen  Eessourcen  des  Landes  müssen  für  etwaige  neue 
Konflikte  Mitteleuropas  mit  dem  »Drange  nach  Westen«  Osteuropas  ge- 
stärkt, die  Kommunikationen  und  Verteidigungsanlagen  ausgebaut  werden. 

Das  von  Rußland  arg  vernachlässigte,  vom  Kriege  schwer  heim- 
gesuchte Land  will  nicht  und  darf  auch  nicht  den  Zentralreichen  zur 
finanziellen  Last  fallen,  wozu  wieder  die  Kräftigung  seiner  eigenen 
Volliswirtschaft  notwendig  ist. 

Nach  einem  von  Naumann  am  1.  Februar  1.  J.  in  Wien  ge- 
haltenen Vortrage  müssen  die  Westslawen  von  Rußland  seelisch  ge- 
trennt werden  und  mit  den  Deutschen  und  Ungarn  zusammen  die 
Seele  von  Mitteleuropa  bilden. 

Damit  dieser  Zweck  erreicht  werden  könne,  müssen  die  berech- 
tigten Erwartungen  der  einzigen  in  Betracht  kommenden  Westslawen, 
der  Polen,  in  Erfüllung  gehen.  Darüber  dürfte  sich  Naumann,  wie 
übrigens  jeder  deutsche  Politiker,  Rechenschaft  geben. 

Die  in  der  Rede  des  deutschen  Reichskanzlers  am  19.  August 
1915  den  Polen  in  Aussicht  gestellte  Möglichkeit  der  »Pflege  und 
Entwicklung  der  Eigenart  ihres  nationalen  Lebens«,  die  im  Schreiben 
des  Ministers  des  Äußern  Baron  Burian  an  das  Präsidium  des 
Obersten  National-Komitees  vom  20.  Juli  1915,  Nr.  3581,  geäußerte 
Zuversicht,  »die  Entwicklungsmöglichkeiten,  die  den  Polen  bis  jetzt 
geboten  worden  sind,  werden  nach  einem  glückUchen  Kriege  gewiß 
vervielfacht  werden«,  können  auch  von  uns,  Optimisten,  nicht  anders 
gedeutet  werden,  als  daß  die  seelische  Abtrennung  Polens  von  Ruß- 
land  und   Angliederung   an   Mitteleuropa   auf  dem    Wege    der    Ge- 
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Währung  einer  inhaltreiehen  Selbständigkeit  sowie  der  Anbahnung 
einer  gedeihlichen  Entwicklung  erfolgen  werden. 

In  richtiger  Erfassung  der  psychischen  Situation  hinsichtlich  der 
wirtschaftlichen  Annäherung  der  Zentralreiche  weist  Exzellenz 
Szterenyi  in  der  »Wirtschaftlichen  Verbindung  mit  Deutsch- 
land« (Warnsdorf  1915,  S.  7)  darauf  hin,  daß  »nur  eine  enge  Ver- 
knüpfung der  Gefühle  und  Interessen  sichere  Grundlagen  für  die  An- 
näherung von  Völkern  bildet.  Nach  der  Geschichte  konnten  nie  und 
nimmer  bloße  Neigungen  dauernd  erhalten  bleiben,  wenn  sie  mit  den 
realen  Interessen  im  Widerspruch  standen«.  Nach  Exzellenz  Freiherrn 
V.  Rechenberg  (Jubiläumsheft  »Nord  und  Süd«  1915)  »kann  sich 
ein  Land  die  wirtschaftliche  Ausbeutung  und  Unterjochung  durch  ein 
anderes,  mit  dem  es  bündnis-  oder  bundesmäßig  vereinigt  ist,  ebenso- 
wenig gefallen  lassen,  wie  die  politische«. 

Mutatis  mutandis  gilt  das  hier  für  die  künftigen  Beziehungen 
zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  Gemeinte  auch  für  das 
Verhältnis  Polens  zu  Mitteleuropa. 

Nur  ein  selbständiges  und  wohlhabendes  Polen  kann  die  Rolle 
eines  Schutzwalles  gegen  Rußland  erfüllen.  Ein  bedrängtes  und  ver- 
armtes Polen,  ein  polnisches  Irland,  wäre  einer  solchen  Aufgabe  nicht 
gewachsen  und  würde  nur  in  die  Arme  russischer  Versprechungen 
und  Werbungen  getrieben  werden. 

Die  durch  die  Art  des  modernsten  Massenkrieges  bewirkte,  bis- 
her in  der  neuesten  Zeit  noch  nie  dagewesene  Machtentwicklung  der 
Staatsgewalt  läßt  im  Kriege  Stimmungen  und  Gefühle  der  Volks- 
massen —  gegen  früher  —  stark  zurücktreten.  Es  folgen  dann  aber 
Jahre  friedlicher  Entwicklung,  Kräftesammlung  und  .  .  .  Vorbereitung 
zu  neuen  Konflikten.  Und  dann  dürften  die  jetzt  etwa  zurückgedrängten 
Volksstimmungen  nach  dem  Reaktionsgesetze  mit  verdoppelter  Kraft 
zur  Geltung,  zum  Worte  gelangen. 


Auf  der  Grundlage  der  geschilderten  Voraussetzungen  beschloß 
das  Oberste  Polnische  National-Komitee  eingehende  Studien  über  die 
erwünschte  Gestaltung  der  wirtschaftlichen,  insbesondere  der  handels- 
politischen Lage  Polens  (des  mit  Galizien  unter  dem  Habsburger- 
Szepter  zu  vereinigenden  Russisch-Polens)  einzuleiten,  Studien,  deren 
Frucht  hierait  der  deutschen  Öffentlichkeit  übergeben  wird. 
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Der  Prüfung  der  Art  und  Weise,  in  welcher  der  wirtschaft- 
liche Anschluß  Polens  an  Mitteleuropa  sich  vollziehen  sollte,  mußte 
eine  Untersuchung  darüber  vorausgeschickt  werden,  wie  Mitteleuropa 
selbst  in  wirtschaftlicher  Beziehung  konstruiert  werden  soll,  nicht  vom 
spezifisch  polnischen  Standpunkte,  sondern  aus  dem  Gesamtinteresse 
Mitteleuropas  selbst  heraus,  insbesondere  aber  mit  Eücksicht  auf  die 
Entwicklungsinteressen  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie.  Wir 
Polen  aus  Österreich,  die  wir  eine  glückliche  Zukunft  unseres  Vater- 
landes in  engster  Verbindung  mit  Österreich  erhoffen,  haben  die 
Pflicht  und  das  Eecht,  unsere  Ansichten  über  die  wirtschaftliche  An- 
näherung zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  zu  äußern, 
und  zu  verlangen,  daß  diesen  Ansichten  in  gebührendem  Maße  Eech- 
nung  getragen  werde. 

Ohne  dem  in  diesem  Bande  enthaltenen  Ergebnisse  der  objek- 
tiven Forschung  vorzugreifen,  kann  im  allgemeinen  vorausgeschickt 
werden,  daß  die  Polen  in  Österreich  jede  Stärkung  Österreichs  und  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  als  erwünscht  betrachten  und 
eine  solche  Stärkung  von  einer  weitgehenden  wirtschaftlichen  An- 
näherung des  Habsburgerreiches  an  Deutschland  bei  Wahrung  voller 
Selbständigkeit  und  Parität  der  verbündeten  Reiche  erwarten. 

So  ist  auch  der  erste  Band  des  vorliegenden  Werkes  der  volks- 
wirtschaftlichen und  völkerrechtlichen  Erörterung  der  Grundlagen  des 
künftigen  engeren  Verhältnisses  der  beiden  Zentralreiche  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiete  —  vorwiegend  vom  österreichischen  Standpunkte 
—  gewidmet. 

Im  zweiten  Bande  wird  der  Einfluß  der  neuen  Verbindung 
auf  einzelne  Wirtschaftszweige  der  Monarchie  untersucht  werden. 

Der  dritte  Band  wird  enthalten:  eine  Darstellung  der  wirt- 
schaftlichen Kräfte  Eussisch-Polens  und  Galiziens  im  Vergleiche  zu 
jenen  Rußlands  und  der  Zentral  reiche,  eine  Schilderung  der  bisherigen 
wirtschaftlichen  Beziehungen  Polens  zu  Eußland  und  zu  den  Zentral- 
reichen, ein  Bild  der  erwünschten  Gestaltung  der  handelspolitischen 
Lage  Polens  nach  dem  Kriege  im  Anschlüsse  an  das  neue  wirtschaft- 
liche System  Mitteleuropas,  ein  Programm  der  inneren  Wirtschafts- 
politik, eine  Berechnung  der  Zukunftschancen. 

Von  dem  unmittelbaren  praktischen  Zwecke  abgesehen,  die 
wechselseitigen  Vorteile  der  wirtschaftlichen  Annäherung  Polens  und 
der    Zentralreiche    sowie    die    Wege    zu    untersuchen,    auf   welchen 
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diese  Vorteile  am  besten  gesichert,  die  Nachteile  vermieden  oder  ge- 
mindert werden  könnten,  hat  der  dritte  Band  dieses  Werkes  eine 
empfindliche  Lücke  auszufüllen,  Eine  wissenschaftliche  Darstellung 
der  wirtschaftlichen  Kräfte,  des  Entwicklungsstandes  und  der  Ent- 
wicklungschancen Polens  in  der  deutschen  Sprache  hat  bisher  ge- 
fehlt, wodurch  in  der  Eegel  eine  Unterschätzung  Polens  in  volks- 
wirtschaftlicher Beziehung  bewirkt  wurde.  Jetzt  sind  wir  in  der 
glücklichen  Lage,  nachzuweisen,  daß  wir  trotz  ungewöhnlicher 
Schwierigkeiten  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  vieles  erreicht  haben 
und  daß  wir  dasjenige,  was  wir  erreichten,  vorwiegend  eigenen 
Kräften,  eigener  Tüchtigkeit,  Anpassungs-  und  Portschrittsfähigkeit 
verdanken.  Wir  sind  in  der  glücklichen  Lage,  das  Vorurteil  von  der 
»polnischen  Wirtschaft«  mit  ziffermäßigen  Belegen  zu  zerstören,  unsere 
voikswirtschafthche  und  administrative  Voll  Wertigkeit  im  Kreise  der 
mitteleuropäischen  Völker  nicht  nur  zu  behaupten,  sondern  auch  zu 
beweisen. 

Polen  war  auch  bisher  kraft  seiner  wirtschaftlichen  Organisation 
und  seiner  Arbeitsmethoden  ein  exponiertes  letztes  Bollwerk  der 
mitteleuropäischen  » Wirtschaftskonfession  c  gegen  Osten.  Seine  In- 
dustrie, der  innerrussischen  in  vielen  Beziehungen  überlegen,  kann 
sich  würdig  messen  mit  jenen  der  industriereichsten  Gebiete  Mittel- 
und  Westeuropas.  Seine  Landwirtschaft  näherte  sich  in  den  letzten 
Jahrzehnten,  trotz  unsäglicher,  durch  das  russische  Verwaltungssystem 
bereiteter  Schwierigkeiten,  dem  Entwicklungstempo  und  den  tech- 
nischen Fortschritten  des  benachbarten  Deutschen  Eeiches.  Polens 
Arbeiter  standen  nicht  nur  auf  den  Fluren  Ostelbiens,  sondern  auch 
in  schlesischen  und  westfälischen  Kohlengruben,  Hochöfen,  Maschinen- 
fabriken u.  dgl.  hinter  den  deutschen  an  Leistungsfähigkeit  nicht 
zurück.  Polnische  Ingenieure  und  Unternehmer  standen  an  der  Spitze 
der  meisten,  der  wichtigsten  industriellen,  kommerziellen  und  Ver- 
kehrsanstalten des  eigentlichen  Eußlands. 

Die  geistige  Befruchtung  Eußlands  durch  die  polnische  Tüchtig- 
keit muß  aufhören.  Dasselbe  predigt  Naumann  den  Deutschen,  in- 
dem er  sie  davor  warnt,  »Ingenieure  des  militärischen  und  wirtschaft- 
lichen Sieges  Eußlands«  zu  sein.  »Lieber  klein  und  allein  als  russisch 
und«  —  fügen  wir  Naumanns  Worten  hinzu  —  >als  mit  eigenen 
Händen  die  russische  Gefahr  nähren,  die  zeitweise  aufgehalten,  jedoch 
in  absehbarer  Zeit  nie  ganz  abgewendet  werden  kann.« 


Dazu  muß  aber  den  geistigen  Kräften  der  polnischen  Nation,  die 
bisher  an  Bußlands  Befruchtung  im  Hinblicke  auf  die  besondere  privat- 
wirtschaftliche  Nützlichkeit  dieser  Betätigung  arbeiteten,  in  ihrer 
eigenen  Heimat  durch  eine  intensive  wirtschaftliche  Entwicklung  des 
Landes  die  volle  Befriedigung  ihrer  materiellen  Bedürfnisse,  ihres 
Schaffensdranges,  ihrer  nationalen  Gefühle  geboten  werden. 

Dies  bildet  eine  notwendige  Ergänzung  jener  » Umschaltung« 
der  polnischen  Volkswirtschaft,  deren  Hauptmittel  auf  handelspoli- 
tischem und  administrativem  Gebiete  liegen  und  die,  im  Hinblicke  auf 
die  durch  den  Krieg  zugefügten  immensen  Schäden,  möglichst  schmerz- 
los, mit  entsprechenden  Übergangsstadien,  auf  Kosten  des  bisherigen 
Ausbeuters,  Eußlands,  vollzogen  werden  soll.  Solche  Übergangsstadien 
und  Formen  werden  auch  gefunden  werden  müssen,  damit  die  Ein- 
schaltung Polens  in  das  fester  zu  fügende  mitteleuropäische  Wirt- 
schaftssystem weder  eine  Gefährdung  wichtiger  Zweige  der  polnischen 
Volkswirtschaft,  noch  eine  solche  einzelner  Zweige  in  den  Zentral- 
reichen nach  sich  ziehe. 

Hiebei  muß  die  Kühnheit  der  Konzeption  mit  der  Vorsicht  in  der 
Durchführung  gepaart  werden. 

Entgegen  stark  verbreiteten  Meinungen  über  die  Zufriedenheit  der 
volkswirtschaftlichen  Kreise  Kongreß-Polens  mit  der  bisherigen  handels- 
politischen Einheit  zwischen  Polen  und  Eußland,  haben  diese  Kreise, 
sowohl  Landwirtschaft  als  auch  Industrie,  im  Sommer  1915  (aus  An- 
laß der  Erörterung  der  bekannten  russischen  Autonomieprojekte)  die 
Errichtung  einer  Zollinie  zwischen  Polen  und  Eußland  verlangt. 

Die  im  dritten  Band  eingehend  zu  prüfenden  Grundlagen  dieses 
Entschlusses  sind  wirtschaftlicher  Art. 

Nun  sollen  auch  im  Eahmen  der  vorliegenden  Arbeit  unsere 
Ansichten  über  wirtschaftliche  Probleme  nach  Bismarcks  Eezept 
rein  wirtschaftlichen  Erwägungen  entspringen,  wobei  bloß  die  oberste 
Voraussetzung,  nämlich  ein  selbständiges  Polen  im  Schöße  der  Habs- 
burgermonarchie im  Anschlüsse  an  das  mitteleuropäische  Staaten-  und 
Wirtschaftssystem,  den  unentbehrlichen  politischen  Hintergrund  bildet. 

Krakau,  am  25.  März  1916. 

Dr.  Ladislaus  Leopold  Eitter  v.  Jaworski. 


Vorwort  des  Yerfassers. 


In  der  Arbeit,  deren  I.  Band  hiemit  vorgelegt  wird,  soll  vor 
allem  das  völkerrechtliche,  vrirtschaftspolitische  und  volkswirtschaftliche 
Problem  der  wirtschaftlichen  Annäherung  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  möglichst  gründlich  und  allseitig  beleuchtet  werden, 
unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Entwieklungsinteressen  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie.  Hiebei  wurde  das  Österreich 
betreffende  Tatsachenmaterial  in  viel  reichlicherem  Maße  benützt  und 
verarbeitet,  als  jenes,  das  sich  auf  Ungarn  und  Deutsehland  bezieht. 
Nichtsdestoweniger  werden  in  großen  Linien  die  Interessen  auch  dieser 
zwei  Staaten  mitbehandelt. 

Daran  soll  sich  eine  Darstellung  der  zukünftigen  Eolle  Polens 
im  mitteleuropäischen  Wirtschaftssysteme,  nicht  minder  eine  Unter- 
suchung seiner  Sonderbedürfnisse  und  Sonderinteressen  knüpfen,  und 
zwar  auf  dem  bisher  in  der  deutschen  Sprache  wissenschaftlich 
wenig  bearbeiteten  und  auch  sonst  wenig  bekannten  Hintergrunde 
der  tatsächlichen  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  jener  Teile  der 
ehemaligen  Eepublik,  die  in  der  Zukunft  mutmaßUch  nicht  nur  dem 
mitteleuropäischen  Staatensysteme  angehören,  sondern  darin  als  ein 
besonderer  Teilorganismus  auch  eine  besondere  Aufgabe  erfüllen  werden. 
Damit  sind  gemeint:  Galizien  und  Kongreß-Polen  eventuell  mit  anderen, 
bis  zum  Weltkriege  in  russischem  Besitze  befindlich  gewesenen,  von 
den  Zentralmächten  schon  befreiten  oder  noch  zu  befreienden  Gebieten 
der  ehemaligen  polnischen  Eepublik. 

Bei  der  Darstellung  des  letztgenannten  Gegenstandes  soll  einer- 
seits das  tatsächlich  Vorhandene,  anderseits  das  Erforderliche  und 
gleichzeitig  Mögliche  zum  objektiven  und  möghchst  vollen  Ausdrucke 
gelangen,  und  zwar  das  Gemeinsame  wie  auch  das  Verschiedene  und 
Trennende. 
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Der  vorliegende  I.  Band  dieser  Arbeit  befaßt  sich  zunächst  mit 
der  85jährigen  Geschichte  des  Problems  der  wirtschaftlichen  An- 
näherung zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  und  mit  der 
völkerrechtlichen  Theorie  engerer  wirtschaftspolitischer  Zusammen- 
schlüsse von  souveränen  Staaten.  Dann  wird  die  volkswirtschaftliche, 
handelspolitische  und  machtpolitische  Zweckmäßigkeit  und  Möglich- 
keit sowie  die  organisationstechnische  Durchführbarkeit  aller  Formen 
eines  solchen  Zusammenschlusses,  unter  Anwendung  auf  die  zu- 
künftigen wechselseitigen  Beziehungen  der  Zentralmächte, 
geprüft.  Eine  von  diesen  Formen,  »Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis« 
genannt,  die  dem  Verfasser  die  am  besten  entsprechende  Lösung  zu 
sein  scheint,  wird  in  den  Vordergrund  gestellt  und  in  den  wesent- 
lichsten Einzelheiten  ausgebaut. 

Der  Prüfung  der  gegen  diese  Form  bereits  erhobenen  und 
überhaupt  möglichen  Einwendungen  machtpolitischer,  organisations- 
technischer, volkswirtschaftlicher  und  handelspolitischer  Natur  wird 
der  weitaus  größte  Teil  des  I.  Bandes  gewidmet.  Im  Eahmen  dieser 
»kritischen«  Analyse  der  gegebenen  und  möglichen  »Kritiken« 
werden  die  wesentlichen  volkswirtschaftlichen  Zustände  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie,  insbesondere  im  Vergleiche  zu 
Deutschland,  geschildert,  die  Einflüsse  der  in  der  Monarchie  bisher 
geltenden  wirtschaftspolitischen  Einrichtungen  auf  diese  Zustände  dar- 
gestellt, Ideen  über  notwendige  innere  Eeformen  entwickelt  oder 
skizziert,  schließlich  die  erwünschten  und  möglichen  Eichtungen  der 
zukünftigen  internationalen  Handelspolitik  angedeutet.  Auf  dem  Hinter- 
grunde der  Überprüfung  der  Einwendungen  gegen  das  Zoll-  und 
Wirtschaftsbündnis  werden  auch  die  Vorteile  und  Nachteile,  die  Aus- 
sichten und  Gefahren  dieses  Gebildes  dargelegt. 

Der  II.  Band  wird  enthalten:  ein  Bild  der  in  den  beteiligten 
Eeichen  und  Staaten  hinsichtlich  der  wechselseitigen  wirtschaftlichen 
Annäherang  seit  Kriegsausbruch  zu  verzeichnenden  gegensätzhchen 
Hauptströmungen,  und  zwar  ist  dies  als  Ergänzung  der  im  I.  Bande 
bloß  bis  zum  Kriegsausbruch  gebrachten  Geschichte  gedacht;  die 
Durchleuchtung  der  Interessen  der  meisten  wichtigen  Zweige  der 
österreichischen  (zum  Teil  auch  ungarischen)  Eohproduktion  und  In- 
dustrie mit  Hinblick  auf  das  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis;  die  synthe- 
tische Zusammenfassung  sowohl  der  gemeinsamen  als  auch  der  beson- 
deren Interessen  Österreich-Ungarns  und  Deutschlands  an  der  vorgeschla- 
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genen  Neugestaltung  der  Verhältnisse ;  die  Untersuchung  der  Möglichkeit 
und  Zweckmäßigkeit  der  Einbeziehung  anderer  Staaten  in  das  neue 
mitteleuropäische  Zoll-  und  Wirtschaftssystem. 

Der  III.  Band  wird  gewidmet  sein:  der  oben  als  zweiter  Zweck 
dieser  Arbeit  erwähnten  Darstellung  der  volkswirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse Eussisch-Polens  und  Galiziens  vor  dem  Weltkriege  im  Ver- 
gleiche zu  jenen  der  Zentralmächte  einerseits,  zu  denjenigen  Rußlands 
anderseits,  ferner  dem  Aufbau  der  erwünschten  handeis-  wie  überhaupt 
wirtschaftspolitischen  Lage  dieser  Gebiete  nach  dem  Kriege  im  Rahmen 
des  mitteleuropäischen  Wirtschaftssystems,  insbesondere  im  Anschlüsse 
an  ein  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  der  Zentralmächte,  all  dies  ge- 
mäß den  Bedürfnissen  und  Interessen  nicht  nur  Polens  selbst,  sondern 
auch  jenen  der  Zentralmächte.  (Durch  drucktechnische  Schwierig- 
keiten und  praktische  Opportunitätsrüeksichten  könnte  es  bewirkt 
werden,  daß  der  III.  Band  vor  dem  IL  erscheinen  wird.) 

Ich  versuche,  meine  Arbeit  zwei  Zielen  dienstbar  zu  machen: 
erstens  dem  wissenschaftlichen  der  möglichst  gründlichen,  umfassen- 
den und  streng  sachlichen  Prüfung  des  Vorhandenen  und  Möglichen; 
zweitens  dem  praktischen  der  Vorbereitung  von  Informationen  und 
Anregungen  für  die  Friedensverhandlungen,  die  eines  starken  wirt- 
schaftspolitischen Einschlages  nicht  entbehren  dürfen,  sowie  für  die  Ver- 
handlungen der  Regierungen  Österreichs,  Ungarns  und  Deutschlands 
untereinander. 

Bei  der  Erörterung  der  Interessen  der  in  Betracht  kommenden 
Reiche,  Staaten,  Gebiete  und  Wirtschaftszweige  gehe  ich  immer  von 
einer  solchen  Auffassung  dieser  Interessen  aus,  wie  ich  sie  mir  selbst 
auf  Grund  eigener  Untersuchung  der  sachlichen  Voraussetzungen  ge- 
bildet habe,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sich  diese  Auffassung  mit  der 
landläufigen,  vorherrschenden  oder  sogenannten  »maßgebenden«  deckt. 
Ich  habe  jedoch  nicht  ermangelt,  fremde,  sowohl  übereinstimmende 
als  auch  zuwiderlaufende  Ansichten  möglichst  vollzählig  und  aus- 
führlich, kurz,  in  einem  solchen  Ausmaße  wiederzugeben,  daß  dies 
manchen  als  unnütze  überbürdung  erscheinen  mag,  meiner  Arbeit 
jedoch  den  praktischen  Wert  eines  möglichst  vollständigen  Nach- 
schlagebuches über  das   in  Rede  stehende  Problem  verleihen   könnte. 

Meine  Vorschläge  hinsichtlich  der  Neugestaltung  der  Verhält- 
nisse umfassen  ausschließlich  das  nach  meinem  Ermessen  sachlich 
und   psychologisch  Durchführbare.   Ich   versuche   herauszubekommen. 
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was  man  anstreben  darf  und  kann.  Ob  man  dies  auch  tat- 
sächlich anstreben  wird,  ist  eine  andere  Frage,  die  ich  nicht  zu 
beantworten  hatte,  erstens  weil  in  entscheidenden  Zeitpunkten  häufig 
nicht  der  normale  psychologische  Verlauf,  sondern  Abweichungen 
hievon  und  eine  Unzahl  von  im  Voraus  unberechenbaren  Imponde- 
rabilien maßgebend  sind,  zweitens  weil  die  durch  den  gegenwärtigen 
Weltkrieg  bewirkte  gewaltige  Umgestaltung  der  Verbältnisse,  Strö- 
mungen, Stimmungen,  Gefühle  und  Ansichten  noch  immer  nicht  zu 
Ende  gelangt  ist.  So  ist  gegenwärtig  noch  unabsehbar,  durch  welche 
neue  Momente  der  Schafifenswille  in  entscheidenden  Momenten  beein- 
flußt werden  kann. 

Ich  halte  mich  anBismarcks  Eezept,  daß  wirtschaftliche  Fragen 
streng  wirtschaftlich  und  nicht  politisch  zu  behandeln  seien.  Doch 
stellte  auchBismarck  die  gewaltige  gegenseitige  Beeinflussung  dieser 
beiden  Gebiete  nicht  in  Abrede.  So  müssen  die  von  mir  behandelten 
oder  entworfenen  handelspolitischen  Konstruktionen  sich  unvermeidlich 
auf  gewisse,  wenn  auch  sehr  allgemein  gehaltene  politische  Gesichts- 
punkte stützen.  Fallen  diese  Gesichtspunkte  weg  und  werden  dadurch 
auch  die  hierauf  begründeten  handelspolitischen  Konstruktionen  gegen- 
standslos, so  bleibt  von  meiner  Arbeit  noch  immer  das  verarbeitete 
Material  an  Tatsachen  und  die  Darstellung  bleibender  Interessen  und 
Bedürfnisse,  die  auch  nach  Änderung  der  politisch  maßgebenden 
Gesichtspunkte  bestehen  und  auf  einem  anderen  Wege  der  Berück- 
sichtigung zuzuführen  sein  werden. 

Der  Krieg  bringt  gewaltige  Veränderungen  der  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  mit  sich,  über  die  man  sich  zum  Teil  kaum  äußern  kann, 
ohne  ein  Prophet  sein  zu  wollen.  So  mußten  notgedrungen  zur  Grund- 
lage aller  Untersuchungen  die  Verhältnisse  genommen  werden,  wie 
sie  sich  aus  den  friedlichen  Entwicklungen  bis  zum  Kriegs- 
ausbruche ergeben  haben,  wenn  sie  auch  durch  den  Krieg  vielfach 
geändert  wurden  oder  Änderungen  erfahren  werden.  Das  kommende 
Tatsächliche  wurde  in  vorsichtig  hypothetischer  Form  nur  soweit 
berücksichtigt,  als  es  unbedingt  sein  mußte  und  halbwegs  sein  konnte. 

Es  mag  sein,  daß  so  manchen  das  von  mir  entworfene  Bild 
der  Vergangenheit  oder  der  Gegenwart  als  zu  dunkel,  jenes  der  Zu- 
kunft als  zu  hell  erscheinen  wird.  Ich  leugne  meine  Absicht  nicht, 
an  die  uns  bekannte,  in  frischer  Erinnerung  stehende  Vergangenheit 
einen  strengen,  wenn  auch  immer  sachlichen  Maßstab  anzulegen.  Ein 

T.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherang.  I.  II 
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gewisser  Optimismus  hinsichtlich  der  unbekannten  Zukunft  ist  aber 
ein  lebensfördernder  Paktor.  Erfahrungsgemäß  stellt  sieh  vieles,  das 
ohne  solchen,  den  Willen  zum  Schaffen  auslösenden  Optimismus  als 
wenig  nützlieh  oder  allzu  schwierig  erscheint,  mit  Hilfe  des  optimi- 
stischen Ansporns  tatsächlich  als  wohltuend  und  durchführbar  dar. 

Es  kann  mir  ferner  zum  Vorwurfe  gemacht  werden,  daß  ich 
formelle  völkerrechtliche  Momente  in  einer  Zeit  zu  ausführlich  und  zu 
ernst  behandelt  habe,  da  zahlreiche  in  frischer  Erinnerung  stehende 
Tatsachen  vielen  nur  eine  gewaltige  Erschütterung  der  Wichtigkeit 
und  Wirksamkeit  des  Völkerrechtes  zu  bedeuten  scheinen.  Ohne  in  der 
Untersuchung  der  vor  mir  stehenden  Fragen  die  Momente  der  Macht 
und  Willkür  außer  acht  zu  lassen,  glaube  ich  jede  dieser  Fragen,  insoweit 
sie  auf  völkerrechtliches  Gebiet  hinüberspielt,  auch  von  diesem  Ge- 
sichtspunkte aus  prüfen  zu  müssen;  denn  als  unverbesserlicher  Optimist 
glaube  ich  an  eine  bessere  Zukunft  der  Menschheit,  die  in  hohem 
Grade  von  der  Einbürgerung  und  Höherentwicklung  des  Völker- 
rechtes abhängt. 

Verschiedene  Mängel,  die  meiner  Arbeit  anhaften,  ergeben  sich 
vor  allem  aus  der  nervösen  Hast,  das  sehr  umfangreiche  Material 
noch  vor  Ende  des  gegenwärtigen  Krieges  zu  bewältigen,  teilweise 
aus  den  durch  den  Kriegszustand  bewirkten  Schwierigkeiten,  gewisse 
Materialien  in  die  Hand  zu  bekommen  oder  gewisse  Erhebungen  zu 
pflegen,  schließlich  aus  der  Flut  von  Artikeln,  Broschüren  und 
ernsteren  Arbeiten,  die  beinahe  Tag  für  Tag  über  das  in  Eede 
stehende  Problem  erscheinen  und  während  der  Drucklegung  bis  zur 
letzten  Stunde,  soweit  es  noch  drucktechnisch  ging,  berücksichtigt 
werden  mußten.  Aus  allen  diesen  unliebsamen  Umständen  ergibt  sich 
zunächst  der  zu  große  Umfang  der  Arbeit,  wodurch  die  Übersicht- 
lichkeit gestört  wird.  Die  Hast  und  die  zu  knapp  bemessene  Zeit  sind 
bekanntlich  Feinde  jener  Beschränkung,  in  der  sich  »der  Meister 
zeigt«.  (Ich  habe  im  September  1915  zu  arbeiten  begonnen  und  das 
Manuskript  zum  I.  Band  im  März  1916  abgeschlossen,  es  jedoch  dann 
durch  Literaturangaben  und  Preßberichte  bis  Mitte  Juni  1916  nach 
und  nach  im  Laufe  der  Drucklegung  ergänzt.)  Ein  zweiter,  auf  die- 
selben Gründe  zurückzuführender  Mangel  ist  die  Ungleichmäßigkeit 
in  der  Behandlung.  Vielfach  hätte  so  manche  Annahme  näher  be- 
gründet, so  mancher  Beweis  vertieft,  so  manche  von  mir  angeführte 
fremde  Erhebung  nachgeprüft  oder  ergänzt  werden  sollen.  Vielfach  — 
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wo  erschöpfende  Beweise  nötig  gewesen  wären  —  waren  nur  Bei- 
spiele möglich.  An  Ungenauigkeiten  dürfte  es  trotz  aller  Bemühungen 
leider  nicht  fehlen.  Einzelne  Teile  des  Problems  hätten  den  Gegenstand 
besonderer,  umfangreicher,  zeitraubender  Studien  und  Monographien 
bilden  können,  wie  es  zum  Teil  in  dem  vom  »Vereine  für  Sozial- 
politik« unter  Herkners  Eedaktion  veröffentlichten  Sammelwerke  ge- 
schehen war.  Vielfach  waren  Wiederholungen  nicht  zu  vermeiden, 
da  einzelne  Abschnitte  nicht  in  der  natürlichen  Eeihenfolge  vorge- 
nommen werden  konnten,  sondern  nach  Maßgabe  des  vorhandenen 
und  fertigen  Materials  bearbeitet  werden  mußten,  während  gleich- 
zeitig andere  Abschnitte  bereits  in  Druck  gesetzt  wurden. 

Es  mußte  zwar  viel  vorbereitetes  Material  zurückgestellt  werden, 
um  den  Umfang  nicht  noch  zu  vergrößern,  anderseits  bin  ich  mir 
aber  dessen  bewußt,  daß  ich  angesichts  der  Kürze  der  mir  zur  Ver- 
fügung stehenden  Zeit  trotz  aller  Bemühungen  nicht  alle  Bearbeitungen, 
Quellen  und  Materialien  in  dem  Ausmaß  berücksichtigen  konnte,  wie 
dies  im  Interesse  der  Vertiefung  des  Gegenstandes  erwünscht  ge- 
wesen wäre. 

Ich  war  allerdings  ehrlich  bestrebt,  zu  bewältigen  und  zu  ver- 
arbeiten: sämthche  amtliche  statistische  Quellen,  die  gesamte  mit  dem 
Gegenstande  zusammenhängende  wissenschaftliche  sowie  Zeitungs-  und 
Zeitschriftenliteratur,  das  insbesondere  seit  Beginn  des  Krieges  über- 
reichliche Artikel-  und  Notizenmaterial  aus  der  Tagespresse,  meine 
eigenen  Erfahrungen  und  Informationen,  die  ich  mir  als  Direktor  des 
Zentralverbandes  der  galizischen  Fabriksindustriellen,  Konsulent  der 
galizischen  Handels-  und  Gewerbekammern  sowie  Mitglied  verschie- 
dener wirtschaftlicher  Körperschaften  und  Beiräte  in  Österreich  und 
Galizien  im  Laufe  der  Jahre  erworben  habe,  schließlich  die  Ergebnisse 
von  besonderen  Erhebungen  und  Umfragen,  die  ich  im  Laufe  dieser 
Arbeit  in  wirtschaftlichen  Kreisen  veranstaltete. 

Es  ist  mir  eine  angenehme  Pflicht,  an  dieser  Stelle  meinen 
wärmsten  Dank  zu  erstatten:  dem  vormaligen  Präsidenten,  gegen- 
wärtigen Vizepräsidenten  des  Obersten  polnischen  Nationalkomitees 
Dr.  Ladislaus  Leopold  Eitter  v.  Jaworski  für  die  Anregung  und  Ermög- 
lichung dieser  Arbeit;  dem  k.  k.  Ministerialrat  und  Universitätsprofessor 
Dr  Eichard  Schul  1er  sowie  dem  Sekretär  des  k.  k.  österreichischen 
Handelsmuseums  Dr.  Siegmund  Schilder,  welche  Herren  sich  der  großen 
Mühe  unterzogen  haben,    die  Bürstenabzüge  meiner  Arbeit  zu  lesen, 
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und  mir  aus  diesem  Anlasse  sehr  zahlreiche  wertvolle  Bemerkungen 
zukommen  ließen;  der  niederösterreichischen  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer, insbesondere  dem  ßegierungsrat  Dr.  v.  Tayenthal  und  dem 
Sekretär  Dr.  Pistor,  welche  mir  sowohl  durch  Überlassung  von  Ar- 
beitsräumen, Büchern  und  sonstigen  Materialien  als  auch  durch  Eat- 
schläge  in  entgegenkommendster  Weise  an  die  Hand  gingen;  den 
Handelskammern  in  Krakau,  Lemberg  und  Brody,  den  wirtschaftlichen 
Instituten  des  Obersten  polnischen  Nationalkomitees,  dem  Technikerklub 
in  Warschau  sowie  dem  Industriellenverbande  für  das  Königreich 
Polen,  insbesondere  dem  Präsidenten  Ing.  Peter  Drzewiecki,  dem  Ing. 
Andreas  Wierzbicki  und  Herrn  Heinrich  Tennenbaum  für  ihre 
wirksame  Hilfe  beim  Sammeln  von  unmittelbaren  Informationen  in 
den  dortigen  Geschäftskreisen;  dem  Direktor  Hermann  Feldstein, 
dem  kommerziellen  Konsulenten  des  galizischen  Eisenbahnamtes  Bro- 
nistaw  Ohodkiewicz,  dem  Privatdozenten  Dr.  Adolf  Berger,  dem 
Leiter  der  Krakauer  Expositur  des  Zentralverbandes  der  galizischen 
Pabriksindustriellen  und  Landesadvokaten  Dr.  Ludwig  Merz,  schließ- 
lich dem  Dr.  Stephan  Eosinski  für  die  unmittelbare  Unterstützung, 
die  sie  mir  bei  der  Ausarbeitung  einzelner  Teile  meiner  Arbeit  ange- 
deihen  ließen ;  den  Beamten  und  Beamtinnen  des  Zentralverbandes  der 
galizischen  Fabriksindustriellen  für  die  arbeitstechnische  Aushilfe;  der 
Verlagsfirma  Wilhelm  Braumüller,  k,  k.  Hof-  und  Universitätsbuch- 
händler in  Wien,  und  der  Buchdruckereifirma  Friedrich  Jasper  in 
Wien  für  die  Bewältigung  der  in  Kriegszeiten  so  bedeutenden  Ver- 
lags- und  drucktechnischen  Schwierigkeiten. 

Ich  übergebe  diesen  I.  Band  der  Öffentlichkeit  mit  der  Euhe, 
welche  durch  die  Überzeugung  gesichert  wird,  streng  sachliche  und 
von  jeder  "Voreingenommenheit  freie  Arbeit  geleistet  zu  haben.  Die 
Anhänglichkeit  aller  Polen  in  Österreich  an  das  Habsburgerreich  konnte 
mich  nicht  hindern,  an  seinen  wirtschaftspolitischen  Einrichtungen 
objektive  Kritik  zu  üben  und  seine  wirtschaftlichen  Zustände  in  einem 
Lichte  darzustellen,  wie  es  meinem  Wahrheitsbedürfnis  entsprach, 
möchte  auch  diese  Darstellung  von  manchen  als  zu  düster  empfunden 
werden.  Meine  vielfachen  Berufs-  und  Freundschaftsbeziehungen  zur 
österreichischen,  insbesondere  zur  galizischen  Industrie  waren  für  mich 
kein  Hemmnis,  manche  Ansichten  zu  äußern,  die  einigen  meiner 
Freunde  aus  Industriekreisen  nicht  zusagen  dürften.  Auch  konnte  mich 
der  überwiegend  agrarische  Charakter  meiner  Heimat,  Galiziens,  nicht 
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dahin  beeinflussen,  entgegen  meiner  volkswirtschaftlichen  Überzeugung 
die  Auswüchse  des  Großagrariertums  in  der  Monarchie  als  harmlos  zu 
bezeichnen.  Schließlich  vermag  ich  auf  Grund  geschichtsphilosophischer 
und  volkspsychologischer  Erwägungen  die  Befürchtungen  jener  nicht 
zu  teilen,  die  einen  engeren  Zusammenschluß  Österreich-Ungarns  mit 
Deutschland  oder  einen  engeren  Anschluß  Polens  an  die  Zentralmächte, 
im  Hinblick  auf  etwaige  Gefahren  einer  Germanisierung  oder  einer 
zu  weit  gehenden  politischen  und  wirtschaftlichen  Abhängigkeit  vom 
Deutschen  Beich,  pessimistisch  beurteilen.  Ich  bin  nämlich  davon  über- 
zeugt, daß  die  Zukunft  der  beiden  Zentralmächte  nur  durch  einen 
engen  Zusammenschluß  auf  paritätischer  Grundlage  gewährleistet 
ist;  ebenso  geht  meine  Überzeugung  dahin,  daß  Polen  im  politischen 
und  wirtschaftlichen  Systeme  Mitteleuropas,  gemäß  den  vorhandenen 
historisch-geographisch-ethnographischen  Verhältnissen  eine  derartig 
bedeutsame  Stellung  einnimmt,  daß  hiedurch  diesem  Gebiete  bei  der 
in  Vorbereitung  stehenden  Neugestaltung  der  Verhältnisse,  im  Eahmen 
der  notwendigen  und  erwünschten  Gemeinsamkeit,  eine  weitgehende 
politische  und  wirtschaftliche  Selbständigkeit  im  Voraus  gesichert  bleibt. 
»Amicus  Plato  sed  magis  amica  veritas.« 

Wien,  im  Juni  1916. 

Dr.  Roger  Freiherr  v.  Battaglia. 
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i)  Einige  vom  obigen  Entwürfe  teilweise  abweichende  Konstruk- 
tionsideen, u.  a.  V.  Kalehberg,  Pistor 101 — 103 

j)  Sachlicher  Charakter  der  Zolltarife;  Prinzipien  für  den  Tarif- 
inhalt; Momente,  die  auf  die  Erstellung  der  Zölle  unter  dem 
Regime  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  Einfluß  haben 
sollen.  Volkswirtschaftliches  Zollsystem  anstatt  des  Solidar- 
schutzsystems!  Sozialpolitische  Rücksichten.  Prohibitiv-,  Kampf-, 
Verhandlungs-,  Exportförderungs-  und  Erziehungszölle  entfallen 
im  Schöße  des  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisses  und  es  bleiben 
nur  höchstens  Ausgleiehungszölle  (Schutzzölle  im  eigentlichsten 
Sinne  des  Wortes)  bestehen 104 — 111 

2.  Das  Zustandekommen   des  österreichisch-ungarisch-deutsehen  Zoll- 

und  Wirtsehaftsbündnisses  in  formeller  Beziehung 111—114 

Festlegung  der  Zollgebietseinheit  zwischen  Österreich  und  Ungarn 
für  die  Dauer  des  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisses  mit  Deutsch- 
land als  conditio  sine  qua 111—112 

Gemeinsame  Ausarbeitung  der  Grundzüge  des  Zoll-  und  Wirt- 
sehaftsbündnisses und  der  Tarifprinzipien.  Verfassungsmäßige 
Beschließung 113 

Giltigkeitsdauer  des  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisses 114 
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8.  Abschluß  der  Handelsverträge   jedenfalls   einvemehmlich   und   im 

Prinzip  gemeinsam  bei  aller  Wahrung  der  Reehtssubjektivität  nach 
außen!  Formalitäten. 

Gemeinsame  Institutionen:  ständige  gemeinsame  Zoll- und  Handels- 
konferenz,   Expertenkollegien,    Sehiedsgerieht,    Kein    gemein- 
sames Zollparlament,  keine  gemeinsame  Zollregierung    ....  114—118 
4.  Wann  soll  das  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  zustande  kommen?  .  118—121 
Jedenfalls  vor  Friedensschluß! 

Politische  Vorteile  der  Beschleunigung 118—119 

Vorbereitungen  äußerst  dringend! 120—121 

C.  Einwendungen  gegen  das  Projekt  eines  Zoll-  und  Wirtschaftsbünd- 
nisses zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutsehland  (Einwendungen 
aller  Art  mit  Ausnahme  jener  handelspolitischer  Natur) 122—460 

1.  »Parlamentarische  Schwierigkeiten«    (dürften  unter   dem  Eindruck 

des  Krieges  und  des  Sieges  wesentlich  geringer  werden)     ....  122 

2.  >Gefahr  der  politischen  Abhängigkeit  von  Österreich-Ungarn  im 
Verhältnis  zu  Deutschland.«  Nur  ein  unabhängiges  Österreich-Un- 
garn kann  die  niehtdeutschen  Völker  Mitteleuropas  von  zentri- 
fugalen Bestrebungen  abhalten.  Österreich-Ungarns  Großmacht- 
stellung —  ein  Bedürfnis  Deutsehlands ! 122—126 

3.  »Der  Mangel  gemeinsamer  gesetzgebender  Institutionen  als  Hemmnis 
der  Einigkeit,  c  Analyse  geschichtlicher  Beispiele  pro  und  contra. 
Loyalität  und  Kompromißgeist  neben  der  Gemeinsamkeit  großer 
Zwecke  helfen  über  solche  Schwierigkeiten  hinweg.  Majorisierung 
vielfach  gefährlich  und  nicht  notwendig,  um  Einheit  zu  erhalten!  126 — 131 

4.  »System  zu  kompliziert.«  Kompliziertheit  in  den  Details  führt  oft 
zur  Vereinfachung  im  großen.  Das  Programm  der  Vertragsverhand- 
lungen mit  dritten  Staaten  müßte  immer  im  Voraus  vereinbart  werden  131 — 135 

5.  »Gefahren  der  zu  langen  Dauer  des  Bündnisvertrages.«  Elastische 
Konstruktion  des  Zollsystems  beseitigt  diese  Gefahren!  Notwendig- 
keit und  Vorteile  der  längeren  Giltigkeitsdauer 135 — 136 

6.  »Ungleichheit  der  Produktions-  und  Absatzbedingungen,  insbeson- 
dere der  Produktions-  und  Handelskosten  der  Industrie  sowie  der 
öffentlichen  Lasten.«    Auf  welchem  Wege    ist    die  Ausgleichung 

möglieh? 137—460 

a)  Allgemeines 137—152 

Die  Inferiorität  der  industriellen,  der  montanistischen  und  der 
landwirtschaftlichen  Produktion  Österreich-Ungarns  im  Ver- 
gleiche zu  jener  Deutschlands 137 — 140 

Künstliche  und  natürliche  Ausgleichungsmittel 140 — 142 

Eine  vollständige,  unmittelbare  Ausgleichung  nicht  erforderlich 
und  nicht  möglieh.  Fruchtbringende  Opfer  notwendig.  Neue 
Arbeitsteilung  zwischen  den  verbündeten  Gebieten  erforder- 
lich. Kompensationen.  Parallelismus  in  der  Anwendung  sämt- 
licher Ausgleichungsmittel 142—152 
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bj  Zwischenzölle  als  künstliches  Ausgleiehungsmittel 152 — 153 

c)  Zwischenstaatliche  Syndizierungen  und  Kayonierungen  der  In- 
dustrie als  künstliches  Ausgleichungsmittel 153—181 

Initiative  der  Staatsgewalten  und  der  Industrie  selbst  hinsicht- 
lich der  Bildung  gemeinsamer  Syndikate 153 

Vorteile  der  zwischenstaatlichen  Syndizierungen  gegenüber  den 
Zwischenzöllen 154 — 155 

Widerlegung  verschiedener  Einwendungen  gegen  das  zwischen- 
staatliche Syndizierungssystem  im  Zoll-  und  Wirtschaftsbünd- 
nisse     156—159 

Das  einvernehmliche  Eingreifen  der  Staatsgewalten  im  Schöße 
des  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisses  in  das  Leben  der  zwi- 
schenstaatlichen Syndikate  in  formeller  und  materieller  Hinsieht  159 — 161 

Zusammenfassung  verschiedener  voneinander  abhängiger  Bran- 
chen im  Syndikats-Etagenbau.  Welche  Kategorien  der  Indu- 
strie eignen  sieh  in  erster  Linie  für  zwischenstaatliche  Syn- 
dizierung?  162—164 

Beteiligung   Deutschlands   und   Österreich-Ungarns    an    bisher 

bestandenen  internationalen  Kartellen  (Aufzählung)    ....  164 — 167 

Zusammenstellung  der  beim  Wegfalle  der  Zwischenzölle  mög- 
lichen und  nötigen  zwischenstaatlichen  Syndikate  im  Schöße 
des  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisses 167 — 171 

Widerlegung  der  auf  staatstheoretischen  Bedenken  beruhenden 
Einwendungen  gegen  das  im  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisse 
unerläßliche,  weitgehende  Eingreifen  des  Staates  in  das  Syn- 
dikatsleben   171—175 

Sonstige  Einwände  gegen    das  Syndizierungssystem  und  deren 

Widerlegung 175—181 

d)  Die  Industrieförderung  sensu  stricto  als  künstliches  Ausglei- 
ehungsmittel     181 — 185 

Hauptmethoden   der  Industrieförderung:    Subventionen,    billige 

und  langfristige  Kredite,  Bevorzugung  bei  öffentlichen  Liefe- 
rungen u.  dgl 181—182 

Einwendungen  gegen  die  Industrieforderung  und  deren  Wider- 
legung      182—184 

Nebeneffekte  der  Industrieforderung 184—185 

e)  Das  neue  Zollsystem,  Insbesondere  Zollermäßigungen  und  Zoll- 
aufhebungen in  der  Einfuhr  nach  Österreich-Ungarn  aus  Deutseh- 
land als  ein  Mittel  der  natürlichen  Ausgleichung 185 — 275 

Die  steigende  Erkenntnis  der  Nachteile  und  Gefahren  des  Hoeh- 

schutzzollsystems  im  allgemeinen.  Je  schwächer  die  ideellen 
Zölle,  nämlich  die  Wirtschaftstüchtigkeit  der  Menschen  und 
die  wirtschaftliche  Organisation,  desto  gefährlicher  und  un- 
wirksamer die  Hochschutzzölle 185—191 
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Deutsehland  und  Frankreich.  (Eine  Parallele.)  Österreich-Un- 
garns Rüekständigkeit  im  Vergleiche  zu  Deutschland  auf  dem 
Hintergrunde  der  Zollsysteme.  Diese  Rückständigkeit  wird 
wohl  auch  durch  das  übertriebene,  den  Entwieklungsbedürf- 
nissen  nicht  angepaßte  Hochschutzzollsystem  mitbewirkt     .   .  196—200 

Österreich-Ungarn  bleibt  im  Welthandel  zurück 201—202 

Quantitative  und  qualitative  Verschlechterung  der  Handelsbilanz 
Österreich-Ungarns  unter  dem  Regime  des  letzten  Zolltarifes 
im  allgemeinen,  insbesondere  aber  in  den  Beziehungen  zu 
Deutsehland 202—214 

Beispiele,  aus  welchen  im  Zusammenhange  mit  der  obigen  Ver- 
schlechterung der  Handelsbilanz  die  Unwirksamkeit  des  gel- 
tenden Zollsystems  zu  ersehen  ist 214—215 

Einige  Aktiva   der  wirtschaftlichen  Entwicklung  der  Monarchie  215—216 

Ungeachtet  derselben  wird  die  Distanz  zwischen  der  Monarchie 

und  Deutschland  auf  den  meisten  Gebieten  immer  größer  .   .  217—225 

Die  Rückständigkeit  der  landwirtschaftliehen  Produktion  in 
Österreich-Ungarn  im  Vergleiche  zu  Deutsehland  und  die  Ur- 
sachen derselben 226 — 230 

Sehätzung  der  Produktionswerte,    des  Volksvermögens  und  des 

Volkseinkommens  in  beiden  Reichen 230 — 232 

Rüekständigkeit  Österreich-Ungarns  auf  dem  Gebiete  der  Bevöl- 
kerungsbewegung und  der  Bevölkerungsschiehtung  im  Ver- 
gleiche zu  Deutschland  und  im  Zusammenhange  mit  der  Un- 
zulänglichkeit der  Produktion:  Bevölkerungszuwachs,  Volks- 
ernährung, Auswanderung,  Volksbildung,  Berufsstatistik    .   .  232 — 236 

Das  unrichtige  Zollsystem  als  eine  der  Ursachen  der  unverhält- 
nismäßig drückenden  und  besonders  gefährlichen  Teuerung  in 
Österreich-Ungarn 237—239 

Gestaltung  der  Zahlungsbilanz  der  Monarchie  (unter  anderem 
unter  dem  Einflüsse  des  unrichtigen  Zollsystems) 239 — 249 

Chancen  der  Besserung  derselben  durch  ein  Zoll-  und  Wirt- 
sehaftsbündnis  mit  Deutschland,  welches  dadurch  vom  Gläu- 
biger zum  Kompagnon  der  Monarchie  wird.  Dieses  Zoll-  und 
Wirtschaftsbündnis  bietet  der  Monarchie  die  einzige  Gelegen- 
heit, sieh  in  ihren  wichtigsten  Wirtschaftsbeziehungen  vom 
schädlichen  Hoehschutzzoll  Systeme  gefahrlos  loszulösen   .    .   .  249 — 254 

Noch  einiges  über  die  bisherige  Überschätzung  der  Wirksam- 
keit der  Hochschutzzölle  im  allgemeinen.  Hinweis  auf  die 
letzte  nordamerikanische  Tarifreform  (Underwood-Tarif  im 
Jahre  1913),  auf  die  mit  demselben  im  Hochschutzzollsysteme 
geschlagene  gewaltige  Bresche,  auf  die  partielle  Nachahmung 
dieses  Beispieles  seitens  einer  Reihe  von  kleineren  Staaten. 
Die  Besserung  der  inneren  Wirtsehaftsbilanz,  die  Verbilli- 
gung  der  Produktion   und  des  Konsums  als  Ausgangspunkt 
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für  die  Besserung  der  Handels-  und  Zahlungsbilanz.  Welchen 
Anforderungen  soll  die  künftige  Wirtschaftspolitik,  insbeson- 
dere Zollpolitik  der  Monarchie  entsprechen?  Fortschreitende 
Demokratisierung.  Konsumpolitik  zugunsten  großer  Massen. 
Produktionspolitik  zugunsten  mögliehst  vieler  Produzenten  und 
nicht  bloß  zugunsten  der  reichsten  und  mächtigsten  unter 
ihnen.  Das  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  beinhaltet  einen 
mittelbaren,  jedoch  äußerst  wirksamen  Zwang,  die  Wirt- 
schaftspolitik, die  Wirtsehaftsgesetzgebung  und  die  Verwal- 
tung  der   Monarchie   im  Geiste   einer  wirklichen  Förderung 

der  Volkswirtschaft  umzugestalten 254 — 275 

f)  Öffentliche  Abgaben  und  Monopole 276—323 

Durehschnittssteuerbelastung  in  Österreich-Ungarn  bisher  größer 
als  in  Deutschland.  Diese  Tatsache  kein  Hindernis  eines  Zoll- 
und  Wirtschaftsbündnisses,  da  Steuerbelastung  im  Bereiche 
Deutsehlands  gleichwie  Österreich-Ungarns  sehr  ungleich- 
mäßig     .  276—279 

Übermäßige  Belastung  der  Städte  und  des  Konsums  weiter 
Schichten  in  Österreich  —  ein  Hindernis  der  wirtschaftliehen 
Entwicklung ! 280—284 

Ebenso  die  Einrichtung  und  die  Gesamthöhe  der  Aktien- 
besteuerung! Rüekständigkeit  der  Monarchie  im  Vergleiche  zu 
Deutschland  auf  dem  Gebiete  des  Aktienwesens.  Reformvor- 
schläge   .  285—298 

Reformvorsehläge,  betreffend  die  Erleichterung  der  Lebenshaltung 

weiter  Bevölkerungssehiehten 299—301 

Ausfall  an  Zolleinnahmen  im  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisse  .  302—303 

Neue  Passivposten  im  österreichischen  Budget  infolge  unerläß- 
licher wirtschaftlicher  Reformen  sowie  infolge  des  Krieges. 
Die  Kriegslastenmilliarden.  Bedeckung 303—305 

Kriegpgewinne  und  Kriegsgewinnsteuern 305—308 

Vorschläge  zu  einer  mehr  gleichmäßigen  Verteilung  der  Steuerlast, 
zur  Erhöhung  der  Einnahmen  aus  einigen  bestehenden  Steuern, 
zur  Einführung  einiger  neuen  Steuern 308—312 

Monopole  als  eine  noch  nicht  hinreichend  ausgenützte  Einnahms- 
quelle. Einzelne  Projekte  auf  diesem  Gebiete 312—318 

Beteiligung  des  Staates  am  Gewinne  syndizierter  Industrie- 
und  Handelsbranchen.  Ersparnisse  aus  einer  Verwaltungs- 
reform   318—319 

Zusammenfassung  der  unmittelbaren  Bedeekungsmöglichkeiten. 
Mittelbare  Bedeckung  durch  Hebung  der  Wirtschaft  in  Zoll- 
und  Wirtsehaftsbündnisse 319—320 

Obwohl  Verschiedenheit  der  Besteuerung  kein  Hindernis  des 
Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisses,  wird  die  Assimilierung  auf 
diesem  Gebiete  nach  Tunliehkeit  angestrebt  werden  müssen  .  320—323 
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g)  Verkehrswesen  (Eisenbahnen,  Wasserstraßen,  Seeschiffahrt)  .   .  323—358 
Riiekständigkeit   der  Monarchie   im  Vergleiche  zu  Deutschland 
auf  dem  Gebiete   des  Verkehrswesens.    Ursachen:    einerseits 
geographische  Lage,  Terrainverhältnisse  usw.,  anderseits  Ver- 
nachlässigung       323 

Rückständigkeit  der  Monarchie  auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahn- 
wesens      324—325 

Vergleichung  der  Tarifsysteme  in  der  Monarchie  und  Deutschland  325—328 
Riiekständigkeit   der  Monarchie   auf  dem  Gebiete   der  Binnen- 

sehiifahrt 328-331 

Vorsehläge  zur  teilweisen  Behebung  obiger  Ungleichheiten    .    .  331 

Ergänzung  und  Ausrüstung  des  Eisenbahnnetzes 332 

Verbesserung    und   Erweiterung   des  Wasserstraßensystems   in 

Österreich  im  Anschluß  an  jenes  des  Deutschen  Reiches    .    .  332—338 

Die  Kostenfrage 338—340 

Reform  der  Eisenbahnverwaltung  und  Verbilligung  des  Eisen- 
bahnbetriebes in  Österreich 340 — 341 

Volkswirtschaftliehe  Reform  der  Eisenbahntarife  in  Österreich  .  341—342 
Schaffung  und  Ausbau  einer  weitgehenden  Verkehrsgemeinschaft 

Österreich-Ungarns  mit  Deutschland 342 — 343 

Der  traditionelle  Widerstreit  zwischen  der  Handels-  und  Ver- 
kehrspolitik und  die  gegenseitige  Befehdung  der  Bundes- 
genossen auf  dem  Verkehrsgebiete,  wie  sie  bisher  gang  und 
gäbe  war,  müssen  im  Schöße  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbünd- 
nisses aufhören 344—348 

Errichtung  einer  gemeinsamen  Zentralstelle  für  die  Regelung 
und  Verwaltung  gemeinsamer  Verkehrsangelegenheiten  (Bünd- 
nisverkehrszentrale) und  Wirkungskreis  derselben 348—354 

Österreichisch-ungarische  und  deutsehe  Seeschiffahrt.  Ver- 
gleichende Daten.  Gemeinsame  Aufgaben  in  der  Zukunft   .    .  354 — 358 

h)  Gesetzgebung  und  öffentliche  Verwaltung 358—367 

Skizzenweise  Darstellung  der  Rüekständigkeit  der  österreichischen 
Gesetzgebung  und  der  schädlichen  Einflüsse  dieses  Übelstandes 
auf  die  Produktionsbedingungen.  Modernisierung  und  gründ- 
liehe Verbesserung  unbedingt  notwendig  —  jedoch  Assimi- 
lierung mit  Deutsehland  nur  teilweise  zu  empfehlen  ....  358—365 
Ursachen  der  Rüekständigkeit  der  österreichischen  Verwaltung 

und  Reformvorsehläge  auf  diesem  Gebiete 365—367 

i)  Währung  und  Münzwesen 367—384 

Allgemeine  Valutaentwertung  in  den  kriegführenden  Staaten  in- 
folge des  Krieges.  Stärkere  Einbuße  der  österreichisch-ungari- 
schen Währung  als  jene  der  deutsehen  und  die  Ursachen  dieser 
Erscheinung,  Wirkung  der  Valutaentwertung  auf  Produktions- 
verhältnisse, Leben  Steuerung,  Handels-  und  Zahlungsbilanz  .  367 — 371 
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Maßregeln  zur  Herstellung  der  Parität  der  österreiehiseh- 
ungarisehen  Währung  mit  der  deutschen  im  Interesse  des 
Zustandekommens  und  des  Gedeihens  des  Zoll-  und  Wirt- 
sehaftsbündnisses 371—380 

Währungsungleichheit  —  eine  zollteehnisehe  Erschwerung  des 

Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisses? 380—381 

Eine  Münzkonvention  als  erwünschte  Ergänzung  des  Zoll-  und 

Wirtsehaftsbündnisses 381—384 

j)  Kapitalsverhältnisse 384—403 

Die  quantitative  und  qualitative  Rüekständigkeit  der  österreichisch- 
ungarischen  Kapitalsbildung  im  allgemeinen  und  im  Vergleiche 
zu  Deutschland 384—391 

Mittel  zur  sukzessiven  Ausgleichung  dieser  Ungleichheit  .   ,    .  391 — 397 

>Kapitalsbündnis« 398—403 

k)  Arbeitsverhältnisse 404—437 

Ungleichheit  der  Arbeitsverhältnisse  in  Österreich-Ungarn  und 
Deutsehland.  (Trotzdem  Löhne  in  der  Monarchie  durch- 
schnittlich niedriger,  ist  die  Produktion  der  Monarchie  mit 
höheren  Lohnkosten  belastet,  u.  a.  infolge  geringerer  Leistungs- 
fähigkeit der  Arbeiterschaft) 404—405 

Vergleich  der  Löhne.  Eine  ziflfermäßige  Darstellung  des  Unter- 
konsums der  Monarchie  im  Vergleiche  zu  Deutsehland  .    .    .  404 — 410 

Die  geringere  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter  wird  durch  die 
schlechtere  Ernährung  und  durch  die  größere  Teuerung  der 
Lebensmittel  und  Mietzinse  mitbewirkt.  Verschiedene  andere 
Momente,  welche  auf  Arbeitslust  in  der  Monarchie  im  Gegen- 
satze zu  Deutschland  hemmend  wirken 410 — 422 

Ausgleichung  nur  durch  gründliche  Änderung  der  Wirtschafts- 
politik u.  a.  auch  des  Zollsystems  möglich  und  würde  durch 
das  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  bewirkt  werden 422 — 428 

Arbeiterschutz  (Vergleich  und  Ausgleichung) 428 — 430 

Arbeiterversieherung  (Vergleich  und  Ausgleichung) 430 — 437 

l)  Arbeitsorganisation  und  Arbeitsgeist 437 — 448 

Ungleichheitsmomente:  Die  österreichisch-ungarischen  Unter- 
nehmungen weisen  einen  größeren  Prozentsatz  veralteter 
Betriebe  auf.  Bessere  Automatisierung  der  Betriebe  in  Deutseh- 
land, größere  Spezialisierung,  durchschnittlich  größere  Be- 
triebe, engerer  Zusammenhang  mit  der  Wissenschaft,  sorg- 
fältigere Ausbildung  von  Facharbeitern  usw 437—439 

Massenabsatz  in  Deutsehland.  Mangel  an  Großhandel  und  Kon- 
Bumzersplitterung  in  der  Monarchie  usw.  Deutscher  Arbeits- 
geist. Deutsche  Organisationsgabe.  Gewisse  psychische  Vor- 
züge der  österreichischen  Unternehmerschaft.  Künstliche 
Ausgleichung  durch  Zwisehenzölle  und  ihre  Surrogate. 
Zoll-    und    Wirtschaftsbündnis    bringt    gleichzeitig    Markt- 
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erweiterung   für   die  österreiehisch-ungarisehe   Industrie   mit 

sich 433—444 

Einfluß  gemeinsamer  Syndikate.  Zwang  der  stärkeren  deutsehen 
Konkurrenz  und  wechselseitige  Durchdringung  als  natürliche 

Ausgleichungsmittel 444—448 

m)  Psychische  Keformunfähigkeit.  österreichischer  Pessimismus  und 

Hyperkritizismus.    Mutmaßliche   Stärkung   der   österreichischen 

Psyche  nach  dem  Kriege 448 — 452 

n)  Allgemeine  Ausgleichung  der  unmittelbar  unbehebbaren  üngleich- 
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Erstes  Kapitel. 


Die  Geschichte  der  wirtschaftspolitischen  Annäherung  zwischen 

Österreich-Ungarn  und  Deutschland  bis  zum  Ausbruche  des 

Weltkrieges  im  Jahre  1914. 

In  der  Entwicklung  der  Idee  einer  wirtschaftspolitischen  An- 
näherung zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  sind  mehrere 
ausgeprägte  Phasen  zu  unterscheiden.^) 

In  der  ersten  Periode  (1833 — 1865)  strebt  Österreich  den  An- 
schluß an  den  deutschen  Zollverein  an,  um  seinen  politischen  Ein- 
fluß in  Deutschland  zu  stärken.  Preußen,  welches  die  gänzUche 
politische  Loslösung  von  Österreich  langsam  vorbereitet,  um  eine 
Einigung  Deutschlands  auf  fester  Basis  unter  eigener  Führung  zu  er- 


^)  Die  beste  Darstellung  der  gesehiehtliehen  Entwicklung  der  Idee  der  Zoll- 
einigung, beziehungsweise  Zollannäherung  zwischen  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  in  der  ersten  Periode  bietet  v.  Philippovieh,  >Ein  Wirtsehafts-  und  Zoll- 
verband zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutsehland«,  Leipzig  1915.  Vgl.  ferner 
zu  dieser  Periode  (außer  der  in  den  »Quellen«  angeführten  Spezialarbeiten  über  den 
deutsehen  Zollverein)  v.  Matlekovits:  »Die  Zollpolitik  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  von  1850«,  Budapest  1877.  Prühauf :  »Das  Projekt  einer  Zollunion  Öster- 
reichs mit  Deutsehland  in  geschichtlicher  Entwicklung«  (»Unsere  Zeit«,  1886,  3.  Heft). 
Mamroth:  »Die  Entwicklung  der  österreichisch-deutschen  Handelsbeziehungen  von 
1849  bis  1865  usw.«,  Berlin  1887.  Friedjung:  »Österreichisch-deutsche  Zollunion- 
pläne 1849 — 1853«  (»Österreichische  Eundsehau«,  Jahrgang  1910,  Bd.  XXV).  Dar- 
stellungen der  ersten,  zweiten  und  dritten  Periode,  beziehungsweise  wichtige  Beiträge 
zur  Geschichte  derselben  sind  enthalten  in:  Bosc:  »Zollallianzen  und  Zollunionen« 
(Übersetzung  von  Schilder),  Berlin  1907.  Pleischl:  »Die  Grundzüge  der  ungari- 
schen Handelspolitik«  (Schmollers  Jahrbuch  1914).  Diehl:  »Zur  Frage  eines  Zoll- 
bündnisses zwischen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn«,  Jena  1915.  Eine  um- 
fangreiche Übersieht  der  während  des  Krieges  über  den  Gegenstand  in  verschiedenen 
wirtschaftlichen  Körperschaften  und  Vereinen  stattfindenden  Verhandlungen,  sowie 
der  reichen  laufenden  Abhandlungs-  und  Broschürenliteratur  bieten  die  »Mitteilungen 
der  handelspolitischen  Kommission  der  Stadt  Wien«.  Eine  Bibliographie  über  den  ge- 
samten Gegenstand  wurde  vom  Verfasser  im  »Literaturverzeichnisse«  zusammengestellt. 
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zielen,  setzt  sich  durch  mehrmalige  Verschleppung  und  Verwirrung 
der  einschlägigen  Verhandlungen,  sowie  durch  Abschluß  des  Handels- 
vertrages mit  Frankreich  vom  29.  März  1862  diesen  Bestrebungen 
wirksam  entgegen  —  wenn  auch  in  der  diesbezüglichen  Stimmung 
Bismareks  Schwankungen  zu  beobachten  sind  (insbesondere  gegen 
das  Ende  der  fünfziger  Jahre).  Über  die  im  österreichisch-deutschen 
Handelsvertrage  vom  19.  Februar  1853  enthaltene  allgemeine  Zu- 
sage, den  Beitritt  Österreichs  zum  deutschen  Zollverein  im  Jahre  1860 
in  Verhandlung  ziehen  zu  wollen,  ist  es  zunächst  nicht  hinausgekommen. 
Dieser  Vertrag  selbst  bewirkte  zwar  de  facto  eine  Präferenzbe- 
handlung,  die  bis  Ende  1866  galt;  doch  fielen  später  die  darin  für 
den  Verkehr  zwischen  Österreich  und  dem  deutschen  Zollverein  ge- 
währten Begünstigungen  Frankreich,  als  auch  anderen  Staaten  im  Wege 
der  Meistbegünstigung  in  den  Schoß. 

Das  Problem  ist  in  dieser  Periode  ein  vorwiegend 
politisches,  wenn  auch  den  politischen  Beweggründen  MetternichsO 
und    Felix    Schwarzenbergs    die    volkswirtschaftliche    Denkweise 

^)  Böse,  a.  a.  0.  S.  118,  nimmt  in  seiner  sonst  zutreffenden  Darstellung  des 
handelspolitischen  Verhältnisses  Österreichs  zum  deutsehen  Zollvereine  in  dieser 
Periode  unrichtig  an,  Österreich  habe  sich  nach  dem  vergeblichen  Widerstände 
gegen  die  Bildung  des  deutsehen  Zollvereines  im  Jahre  1833  seither  bis  1849  um 
denselben  nicht  weiter  gekümmert.  Eine  ähnliche  Ansieht  wird  in  der  > Sozialen 
Kultur«  vom  April  1915  von  Schmidt  geäußert,  welcher  folgenden  Ausspruch 
Metternichs  aus  dem  Jahre  1833  zitiert:  »Lassen  wir  den  Preußen  die  Führer- 
schaft in  diesem  Krämerbunde!«  In  der  Wirklichkeit  aber  hat  sich  Metternich  im 
Jahre  1830  sehr  darum  bemüht,  damit  im  Falle  des  Zustandekommens  des  deut- 
schen Zollvereines  Österreich  nicht  außerhalb  desselben  bleibe.  Ferner  haben  im 
Jahre  1841  Beamte  der  Nationalbank  über  Metternichs  Veranlassung  Studien 
über  die  wirtschaftliehe  Zweckmäßigkeit  der  Vereinigung  Österreichs  mit  dem  deut- 
schen Zollvereine  mit  bejahendem  Resultate  durchgeführt.  Auf  Grund  dieser  Er- 
hebungen und  im  Einklänge  mit  einem  Beschlüsse  des  Wiener  Gewerbevereines  — 
wohl  aber  gegen  die  im  Wege  der  politischen  Behörden  eingeholten  Äußerungen 
der  österreichischen  Großindustriellen  —  wurde  unter  Kübecks  Mitwirkung 
Metternichs  Denkschrift  vom  20.  Oktober  1841  ausgearbeitet,  deren  Gegenstand 
die  vielfachen  Nachteile  Österreichs  aus  der  Nichtzugehörigkeit  zum  deutsehen  Zoll- 
vereine bildeten  (vgl.  v.  Philippovich,  a.  a.  0.  S.  9).  Auch  Friedrieh  Wilhelm  III. 
soll  dem  Anschlüsse  Österreichs  gewogen  gewesen  sein.  Ungeachtet  dessen  ist  es  zu 
demselben  nicht  gekommen,  da  die  Angelegenheit  von  Seite  Österreichs  nicht  mit 
genügender  Energie  verfolgt  wurde  und  Preußen  sich  inzwischen  anders  besann. 
(Entgegen  der  erwähnten  Abneigung  der  österreichischen  Großindustriellen  gegen 
den  Eintritt  in  den  Zollverein  konnte  damals  Friedrieh  List  von  der  Überlegenheit 
der  österreichischen  Industrie  gegenüber  jener  des  deutschen  Zollvereines  sprechen!) 


Kübecks  und  insbesondere  Brucks  zur  Seite  stand,  dessen  in  der  »Wiener 
Zeitung«  in  Artikelform  veröffentlichte  Denkschrift  vom  26.  Oktober  1849 
(weitere  Memoranden  sind  vom  30.  Dezember  1849  und  vom  30.  Mai  1850 
datiert  und  wurden  in  Leipzig  1850  publiziert)  das  klassische  Dokument 
aus  dieser  Periode  bildet,  eine  Fülle  noch  heute  zutreffender  Argumente 
enthält  und  in  der  Sturraperiode  1914/15  von  den  Anhängern  der  Zoll- 
annäherung vielfach  zitiert  wird.  Brück  schwebte  ein  Zollbündnis  vor, 
welches  auf  einem  identischen  Außenzolltarif  und  auf  dem  gemeinsamen 
Abschlüsse  von  Handelsverträgen  —  unter  Belassung  einer  in  zwölf  Jahren 
abzubauenden  Zwischenzollinie  für  Fabrikate  —  bei  sofort  eintretender 
Freiheit  der  Nahrungsmittel,  Eohstoffe  und  Halbfabrikate  beruhen  sollte.^) 
Ein  späterer,  von  Österreich  nach  erfolglosem  Widerspruche 
gegen   den   Vertrag  des   deutschen  Zollvereines   mit   Frankreich  am 

10.  Juli  1862  erstatteter  Vorschlagt)  ging  noch  weiter,  indem  er 
eigentlich  schon  den  Beitritt  Österreichs  zum  deutschen  Zollvereine, 
eine  unvermittelte  Zollunion  ohne  Zwischenzölle  und  nicht  bloß  ein 
Zollbündnis  beinhaltete  —  und  zwar  auf  Grund  des  deutschen  Zoll- 
vereinstarifes  mit  Zollgemeinschaft  und  mit  Verteilung  der  Zollein- 
nahmen an  der  Hand  eines  prozentuellen  Schlüssels.  Dieser  Vorschlag 
wurde  von  Preußen  unter  verschiedenen  Vorwänden  zurückgewiesen '), 

^)  Brück  sprach  übrigens  auch  der  Angliederung  Hollands,  Belgiens,  Däne- 
marks und  der  Staaten  Italiens  an  die  deutsch-österreichische  Einigung  das  Wort. 
Seine  Autorität  wurde  in  den  achtziger  und  neunziger  Jahren  vielfach  von  den 
Propagatoren  der  Idee  einer  europäischen  oder  großmitteleuropäischen  Zollunion  an- 
gerufen. Bemerkensv?ert  ist  das  ihm  schon  im  Jahre  1859  vom  Franzosen  Richelot 
(L'association  douaniere  allemande  etc.,  2enie  edition,  Paris  1859)  gespendete  Lob. 
Eichelot  faßt  die  Ziele  des  Brueksehe«  Vorschlages  folgendermaßen  zusammen: 
>Harmonische  Entwicklung  aller  Produktionszweige,  freie  Konkurrenz  auf  dem  In- 
landsmarkte unter  dem  Schutze  eines  einsichtsvoll  festgestellten  ZoUtarifes,  Förde- 
rung direkter  Handelsbeziehungen  mit  überseeischen  Ländern.« 

^)  Die  Einzelheiten  der  erfolglosen  Bemühungen  Österreichs  um  Aufnahme  in 
den  deutsehen  Zollverein,  beziehungsweise  um  Sprengung  desselben  oder  um  Ein- 
schränkung der  führenden  Rolle  Preußens  in  demselben,  in  der  Zeit  von  1850  bis 
1865  hier  zu  wiederholen,  wäre  nach  den  genauen  Darstellungen  Boscs  (a.  a.  0., 

11.  Teil,  1.  Kapitel,  2.  Abschnitt)  und  Philippovichs  (s.  o.)  überflüssig,  um  so  mehr 
als  das  Charakteristische  dieser  Periode  in  den  ersten  Zeilen  kurz  skizziert  wurde. 

^)  Unter  anderem  behauptete  Preußen,  daß  eine  derartige  neue  Zollunion 
dem  Meistbegünstigungsvertrage  mit  Frankreich  zuwiderlaufe,  während  es  noch 
kurz  vorher  in  der  Antwort  auf  die  Einsprache  Österreichs  gegen  den  Vertrag  mit 
Frankreich  (s.  o.)  darauf  hinwies,  daß  »der  neue  Vertrag  dem  Eintritte  Österreichs 
in  den  Zollverein  nicht  entgegenstehe«. 
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was  den  endgültigen  Abschluß  der  erfolglosen  Versuche  einer  durch- 
greifenden Zollannäherung  zwischen  Österreich  und  Deutschland  in 
der  ersten  Periode  bedeutet.  Der  sodann  zustandegekommene  deutsch- 
österreichische Handelsvertrag  vom  11.  April  1865  war  verhältnismäßig 
noch  mehr  freihändlerisch,  als  jener  vom  Jahre  1853,  und  enthielt 
sogar  wieder  eine  Anspielung  auf  die  Möglichkeit  einer  Zolleinigung ; 
doch  war  schon  damals  die  innere  Spannung,  welcher  fünfzehn  Monate 
später  Sadowa  entspringen  sollte,  sehr  weit  fortgeschritten  und  .^s 
dachte  auch  niemand  mehr  ernstlich  an  die  letztere  Möglichkeit. 

Von  Friedrich  Lists  Idee  eines  größeren,  Deutschland,  Öster- 
reich und  Holland  umfassenden  Wirtschaftsstaates  abgesehen  i)  — 
Lists  französischer  Übersetzer  und  Anhänger  Eichelot  (1845)  hat, 
als  erster,  die  Idee  einer  großmitleleuropäischen  Zollunion  konzipiert  — 
befaßte  sich  die  Wissenschaft  in  dieser  Periode  mit  dem  Probleme 
einer  österreichisch-deutschen  Zollannäherung  verhältnismäßig  wenig, 
wahrscheinlich  weil  die  weltpolitische  Bedeutung  derselben  gering- 
geschätzt wurde.  Nach  den  damaligen  (unrichtigen)  Empfio  düngen 
war  es  mehr  eine  Anrainer-  als  eine  Weltangelegenheit. 

Ein  Anhänger  der  Zollannäherung  war  Schäffle,  »Deutsche 
Vierteljahresschrift«  1858  —  ein  Gegner  (aus  politischen  Gründen  und 
im  Einklänge  mit  der  Haltung  der  preußischen  Eegierung)  Eau. 

Von  der  Abhandlungs-,  Broschüren-  und  Flugschriftliteratur, 
welche  insbesondere  zur  Zeit  der  österreichisch-preußischen  Verhand- 
lungen zwischen  1860  bis  1865  stark  anwuchs,  verdient  besonders 
erwähnt  zu  werden  (im  Hinblicke  auf  die  Ähnlichkeit  einzelner  Argu- 
mente mit  jenen,  die  auch  jetzt  für  die  fragliche  Zollannäherung 
sprechen)  Hoeffkens,  »Die  Eeform  des  österreichischen  Zollwesens 
und  die  österreichisch-deutsche  Zolleinigung«,  Wien  1850.  Hoeflfken 
versprach  sich  von  der  Zolleinigung  insbesondere  die  Behebung  der 
Auswüchse  des  Hochschutzzollsystems  wie  der  Verwaltungsmängel  in 
Österreich  und  die  Eröffnung  des  Weges  zum  Orient  für  Deutschland. 

Eine  ausführliche  Angabe  dieser  zeitgenössischen  Literatur  ist 
im  »Literaturverzeichnisse«  enthalten.  Hier  wären  als  besonders  be- 
merkenswert noch  anzuführen:  Becker,  »Die  deutschen  Zoll-  und 
Handelsverhältnisse  in  ihrer  Beziehung  zur  Anbahnung  der  österreichisch- 

0  Der  zweite  geistige  Vater  des  deutsehen  Zollvereines,  Nebenius  (Der 
Zollverein,  1836)  hatte  ebenfalls  den  Eintritt  Österreichs  in  den  deutsehen  Zoll- 
verein im  Auge. 


deutschen  Zoll-  und  Handelsvereinigung <,  Leipzig  1850;  Brück,  »Die 
Aufgaben  Österreichs«,  Leipzig  1860;  »Österreichs  Interessen  und 
der  französisch-preußische  Handelsvertrag,  Denkschrift  des  Vereines  der 
österreichischen  Industriellen«,  Wien  1862;  Wertheim,  Berichte  »über 
die  Versammlung  des  deutschen  Handelstages  (1862)«  und  »über  die 
österreichischen  Vorschläge  zur  Zolleinigung  mit  Deutschland«,  Wien 
und  München  1862;  Hock,  »Verhandlungen  über  ein  österreichisch- 
deutsches Zollbündnis«  (Österr.  Eevue  1864, 1),  schließlich  die  »Über- 
sicht über  die  Äußerungen  der  Handels-  und  Gewerbekammern  über 
den  österreichischen  Zolltarifsentwurf  vom  18.  November  1863«, 
Wien  1864. 

Von  den  zeitgenössischen  Ausländern  befaßte  sich  mit  der  Frage 
eingehend  Richelot  in  dem  bereits  zitierten  Werke:  »L'association 
douaniere  allemande  etc.<  (1*"  edition  1845,  2«'°«  edition  1859). 


Das  nach  den  Ereignissen  des  Jahres  1866  eingeschlafene  Pro- 
blem erwacht  in  den  siebziger  Jahren  nicht  mehr  als  ein  vorwiegend 
politisches,  sondern  als  ein  vorwiegend  volkswirtschaftliches, 
auf  einer  viel  breiteren,  in  der  Weltwirtschaft  fußenden  Grundlage 
wieder  und  behält  diesen  Charakter  während  der  ganzen  zweiten 
Periode  (1875—1891). 

An  einen  bundesrechtlichen  Zusammenschluß  Österreich-Ungarns 
und  Deutschlands  denkt  ernstlich  niemand  mehr  (von  einer  Eesolution 
des  Wiener  volkswirtschaftlichen  Vereines  vom  15.  Oktober  1870  ab- 
gesehen, in  welcher  das  Programm  einer  Zollunion  mit  einem  Zoll- 
parlamente aufgestellt  wurde),  insbesondere  da  die  Entfremdung  nach 
1866  dem  Bewußtsein  großer  gemeinsamer  Interessen  nur  nach  und  nach 
weicht  —  jenem  Bewußtsein,  welchem  gegen  das  Ende  der  siebziger 
Jahre  der  jedoch  nur  auf  die  unmittelbare  Großmachtpolitik  beschränkte 
Zweibund  entsprang.  (Allerdings  enthält  das  Bismarck  im  Jahre  1880 
überreichte  Memorandum  des  ungarischen  Abgeordneten  v.  Baußnern 
—  s.  unten  —  wohl  auch  schon  Hinweise  auf  die  von  einer  öster- 
reichisch-ungarisch-deutschen Zollunion  zu  erwartende  Stärkung  des 
politischen  Bündnisses  der  Zentralmächte,  sowie  ihres  Einflusses  auf  die 
Weltpolitik.)  Ferner  tritt  in  dieser  Periode  —  im  Gegensatze  zur 
ersten  —  die  Frage  der  österreichisch-ungarisch-deutschen  Zollannähe- 
rung viel  weniger   als  ein  selbständiges  Problem  auf,   denn  als  ein 


lokalisierter  Eeflex  einer  zugunsten  einer  europäischen,  beziehungsweise 
großmitteleuropäischen  Zollunion  stark  einsetzenden  Bewegung. 

In  den  Vordergrund  der  Annäherungsaktion  treten  nicht  mehr 
Regierungen,  sondern  praktische  Volkswirte,  insbesondere  die  Land- 
wirte Ungarns,  ferner  parlamentarische  Wirtschaftspolitiker,  sowie 
Nationalökonomen,  welche  Elemente  durch  die  steigende  überseeische 
und  russische  Getreidekonkurrenz  und  die  dadurch  bewirkte  schlei- 
chende Krisis  der  europäischen  Landwirtschaft,  zur  Förderung  eines 
engeren  Zusammenschlusses  der  west-  und  mitteleuropäischen  Staaten, 
zumindest  aber  Österreich-Ungarns  und  Deutschlands,  behufs  gemein- 
samer Abwehr  jener  neuen  Gefahren,  insbesondere  der  amerikanischen, 
angetrieben  werden.  Es  entwickelt  sich  eine  starke  Propaganda  zu- 
gunsten einer  auf  dem  Prinzipe  der  Selbstversorgung  in  agrarischen 
Produkten  beruhender,  gegen  russische  und  überseeische  Einfuhr 
hochzollgeschützter  west-  und  mitteleuropäischer,  großmitteleuropäischer 
oder  zumindest  österreichisch-ungarisch-deutscher  Zollunion. 

In  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  schien  das  Terrain  be- 
sonders günstig  zu  sein,  da  die  damaligen  Zolltarife  unc\  Produktions- 
verhältnisse untereinander  nicht  stark  differierten. 

Durch  den  inzwischen,  Ende  der  siebziger  Jahre,  sich  voll- 
ziehenden, zum  Teile  durch  dieselbe  Ursache  gezeitigten  praktischen 
Übergang  zur  strengeren  Schutzzollpolitik  wird  die  obige  Zollunions- 
bewegung nur  genährt  —  unter  anderem  auch,  weil  sie  von  den  da- 
mals noch  zahlreichen  Freihändlern,  scheinbar  entgegen  der  klassi- 
schen Theorie,  aus  taktischen  Gründen,  als  eine  Etappe  auf  dem  Wege 
der  Eealisierung  des  allgemeinen  »free  trade«  und  mittelbar  als  eine 
Hemmung  der  schutzzöllnerischen  Bewegung  angesehen  wird.*) 

^)  Daß  die  Bildung  von  nach  außen  mit  Schutzzöllen  abgeschlossenen  Zoll- 
unionen in  keinem  Gegensatze  zur  Schutzzolltheorie  steht,  liegt  auf  der  Hand.  Es 
genügt  diesfalls  auf  die  Vereinigung  dieser  beiden  Tendenzen  bei  Friedrieh  List 
hinzuweisen. 

Sehippel,  »Zollvereinspläne  und  Friedensziele«,  Sozialistische  Monatshefte 
1915,  6.  Heft,  S.  272,  meint  darüber  folgendes: 

»War  doch  Friedrich  List,  Deutsehlands  größter  Theoretiker  und  Agitator 
des  Industrieschutzes  nach  außen  hin,  zugleich  der  größte  Förderer  des  deutsehen 
Zollvereines,  der  nach  Innen  zu,  zwischen  allen  zollverbündeten  deutschen  Glieder- 
Staaten,  die  wirtschaftlich  wie  politisch  vollkommen  zwecklosen  und  schädlichen 
Zölle  in  Wegfall  brachte. 

Jeder  Zollverband  setzt  engere  Beziehungen  nach  Innen,  im  Vergleich  zu 
den  loseren  und  ersehwerten  Beziehungen  nach  außen,   voraus;   sonst  hört  er  auf, 


Dieser  letzte  Zusammenhang  einerseits,   der  weltwirtschaftliche 
Hintergrund  anderseits  bringen   es   mit   sich,   daß   in   dieser  Periode 


eine  politiseh-wirtsehaftliehe  Sonderungsorganisation  zu  sein,  wie  sie  unter  einem 
Zollverbande  stets  gedacht  wurde  und  vernünftiger  gar  nicht  anders  gedacht  werden 
kann.  Durch  diesen  Grundzug  steht  offenbar  jeder  Zollverband  eher  im  Gegensatze 
zu  den  Grundanschauungen  des  prinzipiellen  Freihandels.  Wenn  zwischen 
Österreich  und  Deutsehland  die  Zollschranken  fielen,  so  kann  daraus  ein  handels- 
politisches Sonde rgebilde  entstehen:  falls  gegen  England  oder  gegen  Rußland 
oder  gegen  Araerilja  oder  gegen  alle  diese  und  noch  mehr  Länder,  mit  einem 
Worte  gegen  alle  Außenseiter  irgendwelche,  höhere  oder  niedrigere,  Zölle  sieh 
aufrichten.« 

Der  von  Schipp el  behauptete  Gegensatz  zwischen  den  Zollverbänden  und 
den  Grundanschauungen  des  Freihandels  besteht  aber  tatsächlich  nicht,  wozu  Böse 
(a.  a.  0.  S.  13  u.  ff.)  folgendes  treffend  bemerkt: 

»Seit  jeher  hat  die  Nationalökonomie  darauf  hingewiesen,  daß  die  Gefahren 
des  ZoUsehutzsystems  für  das  wirtschaftliche  Leben  eines  Staates  um  so  größer 
sind,  je  kleiner  das  Zollgebiet  ist,  worüber  dieser  Staat  verfügt. 

Der  Zollverein  erseheint  als  ein  Mittelding  zwischen  Protektionismus  und 
Freihandel.  Er  schwächt  die  Schäden  des  Protektionismus  ab,  wie  sie  sich  besonders 
auf  einem  räumlich  beschränkten  Zollgebiete  geltend  machen.  Anderseits  kann  er 
selbst  von  den  Anhängern  des  Schutzzollsystems  gebilligt  werden,  da  sieh  ein 
Land  der  Selbstgenügsamkeit  wohl  nicht  nähren  kann,  falls  es  nicht  in  seinen 
klimatischen  und  Produktionsverhältnissen  eine  hinlängliche  Mannigfaltigkeit  aufweist. 

Der  Zollverein  braucht  aber  auch  nicht  von  den  Freihändlern  schief  an- 
gesehen zu  werden,  die  in  der  Schaffung  eines  solchen  Gebildes  vielmehr  einen 
Schritt  zu  der  von  ihnen  erträumten,  unbegrenzten  Handelsfreiheit  erblicken  können. 
Demnach  steht  die  Wichtigkeit  der  Zollvereinsfrage  in  direktem  Verhältnis  zu  der 
Stärke  der  Schutzzollbewegung,  die  soeben  in  Kürze  dargestellt  wurde.  Diese  Frage 
drängte  sich  in  der  Blütezeit  des  Freihandels  nicht  auf,  spielte  aber  eine  um  so 
wichtigere  Rolle,  je  mehr  die  sehutzzöUnerisehen  Tendenzen  an  Spielraum  gewannen. 

Heutzutage  ist  sie  eine  der  wichtigsten  und  zugleich  heikelsten  Fragen 
geworden,  die  innerhalb  der  Handelspolitik  zu  lösen  sind.« 

Zollvereine  und  Zollannäherungen  sind  Kompromisse  zwischen  Freihandel 
und  Schutzzoll;  sie  verbinden  und  steigern  die  Vorteile  der  beiden  Systeme.  Hiezu 
meint  Bosc  (a.  a.  0.  S.  38  u.  64): 

»Die  Zollvereine  können,  je  nach  den  mit  ihrer  Hilfe  angestrebten  Zielen, 
von  sehr  verschiedener  Bedeutung  sein.  So  erscheint  der  Zollverein  in  den  Augen 
der  Freihändler  als  ein  hervorragendes  Hilfsmittel  zur  allmählichen  Beseitigung 
der  Zollschranken,  welche  die  Staaten  der  Erde  von  einander  trennen. 

Ganz  anders  ist  die  Auffassung  der  Schutzzöllner;  nach  ihrer  Ansicht 
ist  der  Zollverein  ein  vorzügliches  Mittel  zur  Erweiterung  des  eigenen  Absatz- 
gebietes; aber  diese  Erweiterung  darf  gewisse  Grenzen  nicht  überschreiten,  und 
die  Zollschranken  müssen  den  Inlandsmarkt  nach  wie  vor  gegen  das  Eindringen 
fremder  Erzeugnisse  schützen. 
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(im  Gegensätze  zu  der  ersten)  sowohl  die  Wissenschaft,  als  auch  die 
ernste  Publizistik  dem  Probleme  nicht  nur  einer  west-  und  mittel- 
europäischen oder  großmitteleuropäischen,  sondern  auch  einer  auf  Öster- 
reich-Ungarn und  Deutschland  beschränkten  Zollunion,  beziehungs- 
weise Zollannäherung  in  viel  stärkerem  Maße  nähertritt.  So  ergreifen 
das  Wort  aus  freihändlerischen  Motiven:  der  französische  National- 
ökonom Molinari  (welcher  im  Jahre  1878  Bismarck  ein  Memorandum 
über  die  Gründung  einer  aus  Deutschland,  Österreich- Ungarn,  Däne- 
mark, Holland,  Belgien,  Frankreich  und  der  Schweiz  bestehenden 
mitteleuropäischen  Zollunion  tiberreichte,  in  Prankreich,  insbesondere 
im  Schöße  der  >Soci6te  d'economie  politique«,  einen  Anhang  fand, 
das  > Journal  des  Economistes«  für  eine  ständige  Vertretung  obiger 
Idee  gewann  und  an  der  Spitze  der  einschlägigen  Bewegung  bis  über 
1900  stand),  in  Deutschland  Walker  (1880). 

Im  Gegensatze  zu  diesen  beiden  schwebte  Richard  v.  Kauf- 
mann (L'association  douaniere  de  l'Europe  centrale,  Bruxelles  1880), 
wie  auch  Bergmann  (>Die  Zollsystemfrage  etc.«,  Straßburg  1879, 
und  >Die  zukünftigen  Zoll  vertrage  auf  der  Grundlage  autonomer  Tarife 
der  industriellen  Länder«,  Straßburg  1879)  vor  allem  die  Erhöhung 
der  Schutzzollwirkung  mit  Hilfe  einer  mitteleuropäischen  Zollunion  vor. 

Dann  trat  auch  Lujo  Brentano  (»Über  eine  zukünftige  Handels- 
politik des  Deutschen  Reiches«,  Schmollers  Jahrbuch  1885)  in  die 
Sehranken;  neben  ihm,  gleichfalls  auf  freihändlerischer  Unterlage, 
Wernert  (auch  Lexis).  Brentano  befaßte  sich  übrigens  mit  der 
Idee  noch  vor  dem  Jahre  1880  in  seinen  Vorträgen  in  Breslau,  eben- 
so wie  in  einer  Vorlesung  in  Wien  im  Jahre  1882.  Sein  volles  Kredo 
bekannte  er  1884  in  der  Straßburger  wirtschaftspolitischen  Gesellschaft, 
indem  er  zur  Sicherung  des  Absatzes  für  die  rasch  steigende  indu- 
strielle Produktion  Deutschlands   eine  Österreich-Ungarn,  Deutschland 


Indem  der  Zollverein  gewissermaßen  ein  Kompromiß  zwischen  Frei- 
handel und  Schutzzoll  darstellt,  verbindet  er  auch  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  die  Vorteile  beider  handelspolitischen  Systeme.  Er  befriedigt  die 
Freihändler,  da  er  eine  wirtschaftliche  Annäherung  verschiedener  Staatsgebiete 
herbeiführt  und  den  Handelsverkehr  innerhalb  des  Zollvereins  erleichtert;  er 
erscheint  ihnen  als  ein  Schritt  auf  dem  Wege  zum  goldenen  Zeitalter,  wo  die 
Zolltarife  bei  rein  fiskalischer  Tendenz  bloß  zur  Schaffung  von  Staatseinnahmen 
dienen  werden.« 

Vgl.  auch  die  von  Bosc  hiebei  (S.  64)  angeführten  Stellen  aus  v.  Kauf- 
mann, Egner  und  Sehuemacher  und  Friedrich  List. 
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und  die  christlichen  Balkanstaaten  umfassende  Zollunion  empfahl  und 
im  Interesse  des  Zustandekommens  derselben  bereit  war,  sich  mit 
hohen  Außenzöllen  abzufinden! 

Paul  Dehn  erörterte  in  der  »Österreichisch-ungarischen  Zoll- 
revision«, Leipzig  1882,  die  Modalitäten  einer  österreichisch-ungarisch- 
deutschen Zollunion  vom  praktischen  Gesichtspunkte. 

Von  den  Stimmen  österreichischer  Handelspolitiker  zugunsten 
einer  österreichisch-ungarisch-deutschen  Zollunion  ist,  als  hervorragend, 
die  des  früheren  Gegners  v.  Peez  (»Zollvertrag  mit  Deutschland  oder 
wirtschaftliche  Autonomie?«,  Wien  1879,  sodann  einige  Artikel  in 
der  »Eevue  d'economie  politique«,  schließlich  »Zur  neuesten  Handels- 
politik«, Wien  1895)  zu  nennen. 

Im  geistigen  Zusammenhange  damit,  daß  die  ersten  umfassenden 
Studien  über  dieses  Problem  —  im  Sinne  einer  Zollunion  (mit  wenigen 
Ausgleichsabgaben  in  der  Höhe  von  50%  der  Außenzölle)  oder  zu- 
mindest einer  Differentialzollbehandlung  —  von  einem  hervorragenden 
ungarischen  Handelspolitiker,  v.  Matlekovits  (»Die  Zollpolitik  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  und  des  Deutschen  Eeiches  seit 
1868  und  in  der  nächsten  Zukunft«,  Leipzig  1891)  stammen,  ging 
die  stärkste  Bewegung  für  die  österreichisch-ungarisch-deutsche  Zoll- 
union von  Ungarn  aus,  welches  bestrebt  war,  seine  großen  Über- 
schüsse an  Getreide  und  Mahlprodukten  auf  den  deutschen  Markt  zu 
bringen  und  einerseits  die  sich  in  Deutschland  erhebenden  Zoll- 
schranken fürchtete,  anderseits  überseeische  und  russische  Konkurrenz 
im  Preisfalle  schmerzlich  empfand.  Man  betrachtete  damals  die  Export- 
fähigkeit Österreich-Ungarns  in  Getreide  als  eine  für  immer  gesicherte 
Erscheinung.  Als  »Speaker«  dieser  Bewegung  überreichte  der  unga- 
rische Abgeordnete  Guido  v.  Baußnern  am  I.Februar  1880  Bis- 
marck  ein  Memorandum,  in  welchem  er  die  Zollunion  vorwiegend  mit 
volkswirtschaftlichen  Argumenten  empfahl,  insbesondere  mit  dem  Hin- 
weise auf  die  Vorteile  eines  großen  geeinigten  Wirtschaftsgebietes, 
sowie  auf  eine  gesunde  Verknüpfung  des  liberalen,  freihändlerischen 
Prinzips  mit  dem  konservativen,  schutzzöllnerischen.  Die  internationalen 
landwirtschaftlichen  Kongresse  in  Budapest  1885  (insbesondere  Ab- 
geordneter V.  Gaal)  und  1896  (insbesondere  Molinari)  betrieben  die 
Sache  mit  großem  Eifer.  Im  geistigen  Zusammenhange  damit  trat 
auch  der  gegenwärtige  ungarische  Ministerpräsident  Graf  Tisza  (in 
seinem  Werke  >Die  ungarische  Agrarpolitik«,  Leipzig  1897)  für  die  Idee 
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einer  mitteleuropäischen  Zollunion  ein,  allerdings  nicht  ohne  gewichtige 
Bedenken  bezüglich  der  Durchführbarkeit  derselben  geäußert  zu  haben.  ^) 

Österreich  hielt  Ungarn  die  Stange,  obwohl  ein  Teil  der  Groß- 
industrie nach  wie  vor  die  Idee  der  Zollannäherung  an  Deutschland 
bekämpfte  und  eine  Preßkampagne  in  diesem  Sinne,  insbesondere  in 
der  > Deutschen  Zeitung«,  führte.  Von  den  österreichischen  Groß- 
industriellen wurden  jedoch  einige  hervorragende,  wie  Freiherr  v.  Leiten- 
berger  und  V.  Peez,  für  die  Idee  gewonnen.  Die  agrarischen  Inter- 
essen hatten  auch  in  Österreich  die  Oberhand  (von  der  gesteigerten 
Möglichkeit  eines  Exportes  aus  der  Monarchie  nach  Deutschland  er- 
hoffte man  eine  Besserung  der  Inlandspreise)  und  es  war  auch  die 
Industrie  großenteils  einem  übertriebenen  Protektionismus  abgeneigt. 
In  den  Jahren  1881  und  1886  (6.  Oktober)  trat  der  Landeskulturrat 
von  Böhmen  für  die  Gründung  einer  mitteleuropäischen  Zolliga  ein. 
Eine  von  der  Handelskammer  Troppau  im  Jahre  1885  unter  den  öster- 
reichischen, ungarischen  und  deutschen  Handelskammern  veranstaltete 
Umfrage  ergab  eine  überwiegende  Mehrheit  für  die  Zollannäherung 
zwischen  der  Monarchie  und  Deutschland.  (Unter  anderen  sprachen 
sich  damals  die  Handelskammern  Krakau,  Lemberg  und  Ozernowitz 
für  dieselbe  aus.)  Im  Jahre  1890  nahm  der  internationale  land-  und 
forstwirtschaftliche  Kongreß  in  Prag  den  Antrag  des  Grafen  Zedtwitz 
auf  Schaffang  einer  mitteleuropäischen  Zolliga  mit  Differentialzöllen  an. 

Diese  ganze,  in  Ungarn  und  Österreich  stark  entwickelte  Be- 
wegung fand  damals  in  praktischen  Wirtschaftskreisen  sowie  in  der 
Fachliteratur  Deutschlands  keinen  ausgiebigen  Anklang,  ungeachtet 
der  oben  angeführten,  mitunter  sehr  ernsten  Pro-Stimmen,  sowie  trotz 
der  Beschickung  des  internationalen  landwirtschaftlichen  Kongresses 
in  Budapest  (1885)  mit  zollunionsfreundlichen  Vertretern  seitens  der 
deutschen  Agrarier.  Die  meisten  damaligen  Gegner  der  Idee  in  der 
Literatur  (Weigert,  Wolff,  Hirschberg,  Brömel,  Barth,  Schiff  und 
Mamroth)  waren  Reichsdeutsehe.  Der  in  Berlin  im  Jahre  1880  abge- 
haltene XIX.  Kongreß  der  Volkswirte  sprach  sich  gegen  die  Zollunion  aus. 

Nichtsdestoweniger  war  die  Verwirklichung  einer  gegenseitigen 
Zollbevorzugung,  eines  Zollbündnisses,  wenn  nicht  gleich  einer  Zoll- 
union, nie  so  nahe  wie  damals. 


')  Des  sachlichen  Zusammenhanges  wegen  wurden  die  letzten  zwei  Tat- 
sachen (aus  den  Jahren  1896  und  1897)  hier  zitiert,  obwohl  sie  der  Zeit  nach  erst 
in  die  nächste  Periode  gehören. 
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In  der  (vom  5.  März  1880  datierten)  Antwort  an  v.  Baußnern 
bezeichnete  Bisraarck  die  Zolleinigung  mit  Österreich-Ungarn  als  ein 
anstrebenswertes,  ideales  Ziel,  was  allein  schon  auf  eine  Abweichung 
von  seiner  früher  in  der  Kegel,  jedenfalls  aber  seit  1860  konsequent  ein- 
genommenen ablehnenden  Stellung  hinzudeuten  scheint.  Wie  es  in  seinen 
>Gedanken  und  Erinnerungen«  0  zu  lesen  ist,  fürchtete  Bismarck  im 
Jahre  1863  eine  Schädigung  Deutschlands  infolge  einer  eventuellen 
Verteilung  der  Zolleinnahmen  auf  Grund  der  Einwohnerzahl,  wie  dies 
im  Zollvereine  der  Fall  war;  auch  setzte  er  kein  Vertrauen  in  das 
Funktionieren  der  österreichischen  Zollbehörden.  (In  der  Wirklichkeit 
strebte  doch  Bismarck  damals  die  vollständige  Ausschaltung  Öster- 
reichs aus  der  deutschen  Staatengemeinschaft  an  und  konnte  sich 
schon  deswegen  für  den  Eintritt  Österreichs  in  den  Zollverein  nicht 
erwärmen.) 

Nun  ergab  sich  bald  nach  jener  Antwort  an  Baußnern  die  Ge- 
legenheit, Bismarcks  wirkliche  Anschauungen  auf  diesem  Gebiete 
kennen  zu  lernen. 

Da  unter  den  Schwierigkeiten,  die  sich  für  die  ungarische  Land- 
wirtschaft aus  der  Weltkonjunktur  und  aus  den  deutschen  Zoll- 
erhöhungen ergaben,  auch  der  damals  intensiv  betriebene  finanzielle 
Aufbau  des  ungarischen  Staatswesens  mittelbar  litt,  regte  die  ungari- 
sche Regierung  die  Kegelung  der  handelspolitischen  Beziehungen  zu 
Deutschland  an  und  veranlaßte  im  Jahre  1882  die  gemeinsame  Re- 
gierung zu  einer  Aussprache  mit  dem  Deutschen  Reiche. 

Im  Laufe  derselben  erklärte  sich  Bismarck  anfangs  bereit,  die 
deutschen  Zölle  gegenüber  Österreich-Ungarn,  und  zwar  nur  gegen- 
über Österreich-Ungarn  nicht  zu  erhöhen. 

Insbesondere  wurde  eine  allgemeine  Erhöhung  der  Zölle  für 
Weizen,  Roggen,  Hafer,  Holz,  Schweine  und  Pferde  in  Aussicht  ge- 
stellt. Österreich-Ungarn  aber  sollte  eine  differentielle  Begünstigung 
durch  Bindung  der  geltenden  Zollsätze  erfahren.  Hiebei  bedurfte  es 
für  Deutschland  einer  Sicherung  dagegen,  daß  diese  Begünstigung 
den  übrigen  deutscherseits  meistbegünstigten  Ländern  weder  direkt 
noch  indirekt,  d.  h.  auf  dem  Umwege  über  österreichisches  Gebiet 
zuteil  werden  würde.  Die  Getreide-  und  Viehzölle,  die  auch  in  Öster- 
reich bestanden,  sollten  in  ihrer  bisherigen  Höhe  für  den  Übergang 
über  die  gemeinschaftliche  Zollinie  gebunden  werden. 

1)  I.  Bd.,  17.  Kap.   Vgl.  aueh  »österreieliisehe  Rundschau«  vom  Juni  1915. 
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Die  österreichisch-ungarische  Monarchie  hatte  jedoch  inzwischen 
durch  einen  neuen  Tarif  gleichfalls  den  Grund  zu  einem  Landwirt- 
schaft und  Industrie  umfassenden  Solidarschutzsystem  gelegt. 

Im  Hinblicke  darauf  verlangte  die  gemeinsame  österreichisch- 
ungarische Regierung,  daß  die  gegenseitige  dififerentielle  Begünstigung 
sich  nicht  nur  auf  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  beschränken  solle. 
Sie  schlug  vor,  für  alle  Waren,  welche  über  die  beiderseitige  Grenze 
aus  dem  freien  Verkehr  des  einen  in  das  Gebiet  des  anderen  Teiles 
übertreten,  einen  mäßigen  Zwischentarif  aufzustellen  und  sich  gleich- 
zeitig gegenüber  dem  Auslande  mit  höheren  Außentarifen  abzuschließen. 
Die  Sätze  der  Außentarife  und  des  Zwischentarifes  aber  sollten  derart  in 
einer  gewissen  Eelation  stehen,  daß  eine  Ermäßigung,  wenigstens  bei  be- 
stimmten Gruppen,  nur  mit  Einverständnis  beider  Vertragsteile  stattfinden 
könne.  Von  dieser  Bindung  sollten  nur  die  Finanzzölle  und  jene  zu  verein- 
barenden Gruppen  von  Waren,  denen  in  den  wirtschaftlichen  Beziehungen 
der  beiden  Staaten  keine  Bedeutung  zukam,  ausgenommen  werden.  (An 
dem  Zustandekommen  dieses  Vorschlages  nahm  v.  Matlekovits,  damals 
Staatssekretär  im  ungarischen  Handelsministerium,  hervorragenden  Anteil.) 

Eine  so  weit  gehende  Bevorzugung  Österreich-Ungarns  schien  aber 
Bismarck  eine  Gefährdung  der  Beziehungen  Deutschlands  zu  den  In- 
dustriestaaten Europas  zu  bringen,  was  ihn  auch  aus  anderen,  in  weiterer 
Folge  anzugebenden  Gründen  davon  zurückhielt,  vorliegendenfalls  die 
nach  der  Demission  seines  freihändlerischen  Mitarbeiters  Delbrück  (1875) 
eingenommene  unbeschränkt  schutzzoUnerische  Plattform  zu  verlassen. 

Inzwischen  war  unter  dem  Drucke  deutscher  Agrarier  am  6.  März 
1883  das  Verbot  der  Einfuhr  von  Schweinen  amerikanischen  Ursprungs 
ergangen.  Das  hatte  natürlich  in  den  Vereinigten  Staaten  den  Ruf 
nach  Repressalien  ausgelöst,  die  der  deutschen  Industrie  sehr  schädlich 
werden  konnten,  und  ließ  eine  Bevorzugung  Österreich-Ungarns  noch 
gefährlicher  erscheinen. 

So  hatte  sich  mitunter  die  handelspolitische  Situation  derart  ver- 
schoben, daß  die  deutsche  Regierung  kein  Interesse  daran  hatte,  jene 
weiteren  Ziele  zu  verfolgen,  die  man  in  Österreich-Ungarn  anstrebte. 

Die  Folge  war  die  Ablehnung  der  österreichisch-ungarischen 
Vorschläge  und  der  Abbruch  der  Verhandlungen. 

Als  dann  im  Jahre  1885  Graf  Kalnoky  noch  einmal  versuchte, 
Bismarck  für  die  Idee  eines  Zollbündnisses  (mit  Zwischenzöllen)  zu 
gewinnen,  erhielt  er  ebenfalls  eine  ablehnende  Antwort. 
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Obwohl  Bisraarck,  wie  aus  seinem  veröffentlichten  Gespräche  mit 
dem  Eeichstagsabgeordneten  Braun  (im  Jahre  1884)  zu  ersehen  ist^), 
eine  dauernde  organische  Verbindung  der  beiden  Keiche  zwecks  handels- 
politischen Zusammenwirkens  und  behufs  Schaffung  gleichheitlicher 
Einrichtungen  —  bei  Wahrung  voller  Selbständigkeit  —  folglich  ein 
Wirtschaftsbündnis  (ohne  gegenseitige  Zollbevorzugung)  als  erwünscht 
betrachtete,  war  er  eben  für  direkte  Zollbevorzugungen  oder  gar  für 
eine  Zollunion  nicht  mehr  zu  gewinnen. 

Nicht  etwa  aus  denselben  politischen  Gründen,  die  ihn  den  Ein- 
tritt Österreichs  in  den  Zollverein  seinerzeit  bekämpfen  ließen.  Jetzt 
sah  er,  als  Wirtschaftspolitiker,  die  Stärkung  der  Produktion  in  möglichst 
weitem  Umfange  mit  Hilfe   von  Schutzzöllen  als  sein  erstes  Ziel  an. 

Aus  innerpolitischen  Rücksichten,  da  die  weitere  Festigung  der 
inneren  Einigkeit  Deutschlands  ihm  noch  immer  erforderlich  schien, 
wollte  er  der  immer  stärker  werdenden  Schutzzollströraung,  insbeson- 
dere der  agrarischen,  die  sich  trotz  der  demonstrativen  Beschickung 
des  Kongresses  in  Budapest  (1885,  s.  oben)  bald  auch  gegen  Öster- 
reich-Ungarn wandte,  im  deutschen  Reichstage  nicht  entgegentreten. 

Bismarck  war  seinem  Wesen  nach  ein  Intensivist.  Sein  Widerwille 
gegen  die  politische  Extensivwirtschaft,  gegen  weitere  Expansion,  gleich- 
wie seine  Überzeugung,  Deutschland  brauche  einen  längeren  und  all- 
seitigen Frieden,  um  innerlich  zu  erstarken,  spiegeln  sich  wohl  in  der 
Kälte  ab,  mit  welcher  er  in  den  achtziger  Jahren  allen  Ideen  einer  Aus- 
breitung Deutschlands,  auch  der  handelspohtischen,  entgegentrat.  Er 
fürchtete  wirklich,  durch  die  Bevorzugung  Österreich-Ungarns  das  auf  der 
im  §  1 1  des  Frankfurter  Friedens  enthaltenen  ewigen  Meistbegünstigungs- 
klausel beruhende  Vertragsverhältnis  zu  gefährden  und  Gegenmaß- 
nahmen seitens  der  Absatzgebiete,  die  dem  deutschen  Handel  abträg- 
lich sein  könnten,  zu  zeitigen.  Im  Interesse  der  Stärkung  der  Reichs- 
finanzen wollte  er  auch  auf  die  großen  Zolleinnahmen,  die  der  Ge- 
treideimport aus  Österreich-Ungarn  damals  brachte,  nicht  verzichten. 

All  dies  gelangt  in  der  Kalnoky  von  Bismarck  im  Jahre  1885 
erteilten  Antwort  zum  Ausdrucke.  2) 

')  Vgl.  >Deut8che  Revue«,  1885,  Januarheft. 

2)  Vgl.  Egner  und  Schuemaeher,  >Brennende  Agrar-,  Zoll-  und  Handels- 
fragen c,  Karlsruhe  1902,  S.  133  ff. 

Sartorius  von  Waltershausen  stellt  im  »Paragraph  elf  des  Frankfurter 
Friedensvertrages«  (Berlin  1915,  S.  22)  fest,  daß  sämtliche  obige  Befürchtungen 
Bismareks  nunmehr  in  Wegfall  gekommen  sind. 
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So  scheiterte  am  Widerstände  des  eisernen  Kanzlers,  dessen 
Stimmung  sich  mit  der  damaligen  Auffassung  der  deutschen  Wirtschafts- 
kreise im  allgemeinen  deckte,  der  zweite  aus  Österreich-Ungarn  aus- 
gehende Versuch,  eine  durchgreifende  Zollannäherung  zwischen  den 
verbündeten  Eeichen  zustandezubringen.  Im  Gegenteile,  gerade  in 
dieser  Periode  wurden  die  Zollschranken  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  immer  höher. ^) 


Bismarck  ging  und  sein  Nachfolger  Caprivi  schlug  wesentlich 
neue  Wege  ein.  Seinem  Amtsantritte  folgte  bald  der  Beginn  einer 
neuen  Periode  (der  dritten:  1891 — 1900)  in  der  Entwicklung  der  Idee 
einer  wirtschaftlichen  Annäherung  zwischen  Österreich-Ungarn  und 
Deutschland. 

Um  eine  Zollunion  wird  es  allmählich  viel  stiller  und  es  scheint 
in  den  Zentralreichen  der  mit  dem  Solidarschutzprinzipe  gepaarte,  starre, 
egoistische  Protektionismus  immer  stärkere  Wurzeln  zu  fassen,  wenn 
auch  anderseits  die  scharf  auftretenden  industrieschutzzöllnerischen  Ab- 
sperrungstendenzen Rußlands  und  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika (Mac  Kinley-Tarif  1890)  den  industriellen  Kreisen  Österreich- 
Ungarns  und  Deutschlands  zum  ersten  Male  eine  beträchtliche  ge- 
meinsame Gefahr  vor  die  Augen  führen. 

Nun  wird  aber  durch  die  immer  inniger  werdende  politische 
Annäherung  zwischen  Prankreich  und  Eußland,  durch  das  unaufhör- 
liche Bestreben  Prankreichs,  sich  gegen  Deutschland,  trotz  der  ewigen 
Meistbegünstigungsklausel  des  Frankfurter  Friedensvertrages,  wirt- 
schaftlich abzuschließen  (zu  welchem  Zwecke  ein  hochschutzzöllneri- 
scher  Doppeltarif  geschaffen  wurde)  und  Italien  für  seinen  politischen 
Anschluß  an  den  Dreibund  handelspolitisch  und  finanziell  zu  strafen, 
die  Notwendigkeit  einer  stärkeren  Annäherung  unter  den  Staaten 
Mitteleuropas,  sowie  einer  besonderen  Festigung  des  Dreibundes,  kurz 
ein  machtpolitisches  Motiv,  in  den  Vordergrund  geschoben,  wo- 
durch   die    Überwindung    der    extremen    schutzzöllnerischen    Gegen- 


1)  Zur  Geschichte  dieser  Periode  vgl.  Beer,  »Die  österreichische  Handels- 
politik im  XIX.  Jahrhundert«,  Wien  1891;  Lotz,  »Die  Ideen  der  deutschen  Handels- 
politik von  1860  bis  1891«,  Leipzig  1892;  v.  Ba^ant,  »Die  Handelspolitik  Österreich- 
Ungarns  1875  bis  1902«,  Leipzig  1904;  Gerloff,  »Die  Finanz-  und  Zollpolitik  des 
Deutschen  Reiches«,  Jena  1913. 
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Strömungen  in  Deutschland  und  in  Österreich-Ungarn  zugunsten  einer 
handelspolitischen  Annäherung  leichter  wird.') 

Caprivi  faßte  anfänglich  die  Herabsetzung  der  AgrarzöUe  ent- 
sprechend den  früheren  Absichten  der  deutschen  Kegierung  nur  gegen- 
über Österreich-Ungarn  ins  Auge.  Später  gelangte  er  zur  Ansicht,  daß 
eine  differentielle  Behandlung  österreichisch-ungarischer  und  russischer 
Agrarprodukte  auf  die  Dauer  nicht  durchführbar  war. 

Als  Ausgangspunkt  der  deutsch-österreichischen  Verhandlungen 
sollte  der  im  Jahre  1882  von  den  beiderseitigen  Unterhändlern  ver- 
einbarte Entwurf  dienen,  also  jener  Vertrag,  der  von  Bismarck  abge- 
lehnt worden  war.  Auch  im  Hinblicke  auf  die  in  Aussicht  stehenden 
Vertragsverhandlungen  mit  anderen  Staaten  lehnte  Caprivi  es  ab, 
durch  Schaffung  eines  Doppeltarifs  oder  eines  hohen  autonomen  Tarifs, 
ähnlich  wie  es  in  Frankreich,  Spanien,  der  Schweiz,  Eumänien  usw. 
schon  im  Jahre  1890  geschah,  handelspolitisch  zu  rüsten.  Er  erbUckte  in 
dem  Ausmaß,  das  der  neunundsiebziger  Tarif  inzwischen  erhalten  hatte, 
eine  hinlängliche  Handhabe  für  die  Vereinbarung  von  Konventionaltarifen. 

Aus  allen  diesen  Vorbereitungen  ergab  sich  zunächst  eine  Ver- 
tragsannäherung zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  (ver- 
tragsmäßige Herabsetzung  und  Bindung  der  Zölle),  in  welche  dann 
Italien,  die  Schweiz  und  Belgien  im  Wege  einer  gemeinsamen  Aktion 
der  Zentralmächte  in  den  sogenannten  Dezemberverträgen  (1891)  ein- 
bezogen wurden.  Zum  Schlüsse  wurde  auch  Eußland  (1894)  dem 
neuen  mitteleuropäischen  Handelsvertragsnetze  angegliedert,  wodurch 
allerdings  die  ursprüngliche  politische,  gegen  die  »Entente  Oordiale« 
gerichtete  Spitze  einigermaßen  abgestumpft  worden  ist.  Selbstredend 
brachte  das  neue  System  auch  jenen  nichtbeteiligten  Staaten  gewisse 
Vorteile,  welche  von  älteren  Verträgen  her  im  Genüsse  der  Meist- 
begünstigung standen. 

Es  fehlte  der  in  dieser  Periode  tatsächlich  zustande  gebrachten 
handelspolitischen     Annäherung     zwischen    Österreich-Ungarn    und 

^)  Vgl.  Franeke,  »Zollpolitisehe  Einigungsbestrebungen  in  Mitteleuropa 
während  der  letzten  Jahrzehnte«  (Schriften  des  Vereines  für  Sozialpolitik,  I.  Bd., 
1900,  S.  198):  »Wenn  man  die  Preßäußerungen  dieser  Zeit  durchsieht,  so  merkt 
man  mit  Erstaunen,  mit  welch  tiefer  und  aufrichtiger  Überzeugung  damals  die 
Verstärkung  der  durch  den  Dreibund  errichteten  politischen  Vereinigung  durch 
engere  wirtschaftliche  Verständigung  für  notwendig  gehalten  wurde;  diese  wirt- 
schaftliche Verständigung  sollte  die  Wohlfahrt  der  verbundenen  Länder  sicher- 
stellen und  sie  gegen  die  von  auswärts  kommenden  Gefahren  beschützen.« 
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Deutschland  gewiß  nicht  an  volkswirtscha,ftlicher  Tendenz,  ins- 
besondere nicht  an  jener  der  gegenseitigen  Sicherung  der  mitteleuro- 
päischen Absatzgebiete  —  im  Hinblicke  auf  die  amerikanische  Gefahr. 
Wichtiger  war  diesmal  jedoch,  namentlich  bei  der  Entstehung  der 
Dezemberverträge,  das  politische  Moment,  das  im  Gegensatze  zur 
vorgehenden  Periode  an  die  erste  erinnert.  Die  Gemeinsamkeit 
der  handelspolitischen  Aktion,  die  gemeinsame  Führung 
in  einem  Systeme  von  durch  ein  Handelsvertragsnetz 
einander  nähergebrachten  Staaten  —  um  dadurch  der  Groß- 
machtstellung der  Zentralreiche  zu  dienen  —  bilden  das  hervortretende 
Merkmal  dieser  Periode.  Allerdings  war  die  in  Eede  stehende  Gemein- 
samkeit eine  ad  hoc  geschaffene  und  keine  organische,  kein  Zoll- 
bündnis; sie  sollte  auch  diese  einzige  Vertragsperiode  nicht  überleben,  i) 


Bald  dreht  sich  jedoch  der  Wind  wieder  scharf  nach  der  ent- 
gegengesetzten Kichtung,  diesmal  nicht  nur  in  Deutschland,  sondern 
auch  in  Österreich-Ungarn,  wodurch  die  vierte  Periode  (1900  bis 
1914),  die  eines  gewaltigen  Sinkens  der  Chancen  einer  deutsch-öster- 
reichisch-ungarischen  Zollannäherung,  eingeleitet  wird. 

Es  wiederholt  noch  zwar  der  internationale  landwirtschaft- 
liche Kongreß  in  Budapest  im  Jahre  1896  über  Antrag  Moli- 
naris  seinen  Euf  nach  einer  mitteleuropäischen  Zollunion  und  kurz 
darauf  erklären  noch  die  Führer  des  Bundes  der  deutschen  Landwirte, 
Klapper  und  Lücke,  der  österreichisch-ungarischen  Landwirtschaft 
Konzessionen  gewähren  zu  wollen  —  bei  erhöhten  Außenschutzzöllen 
und  bei  der  Absperrung  der  Monarchie  gegen  den  balkanischen  Ge- 
treide- und  Viehimport.  Allein  schon  im  Jahre  1900  wird  der  erwähnte 
Euf  von  den  ungarischen  Agrariern  (um  dieselbe  Zeit  auch  von  den 
österreichischen  —  Eeichsritter  v.  Hohenblura)  zum  letzten 
Male  wiederholt. 

Caprivi  soll  eine  mitteleuropäische  Zollunion  oder  zumindest 
Zollannäherung  als  ein  anstrebens wertes  und  realisierbares  Ziel  be- 
trachtet haben.  Die  über  die  Dezemberverträge  im  deutschen  Eeichs- 
tage  durchgeführte  Debatte  liefert  zahlreiche  Beweise,  daß  damals  in 


^)  Zur  Geschichte  dieser  Periode  vgl.  Frühauf,  a.  a.  0.;  Franeke,  a.  a.  0.; 
V.  Ba2ant,  a.a.O.;  Maier,  >Deut8eh-österreichisehe  Verständigungen  und  die  neuen 
Zolltarife«  (Zeitschrift für  Sozialwissensehaft.  1903,  S.  381  ff.)'.  Gerloff,  a.  a.  0. 
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den  politischen  Kreisen  eine  Stimmung  (kaum  aber  eine  Überzeugung) 
nach  dieser  Richtung  hin  herrschte.^)  Einige  deutsehe  Politiker,  die 
diese  Ansicht  teilten  (u.a.  Singer,  Dr.  Lieber),  spielten  darauf  an, 
noch  mehr  aber  schon  auf  eine  europäische,  gegen  Amerika  gerichtete 
Zollunion,  in  der  ßeichstagsdebatte  über  den  deutsch-russischen  Handels- 
vertrag im  Jahre  1894.  Graf  Kanitz  trat  noch  im  Jahre  1897  für  die 
Idee  der  mitteleuropäischen  Zollunion  warm  ein ;  doch  bereits  im  Jahre 
1899  erklärte  er  dieselbe  für  undurchführbar,  ohne  sogar  minder  radikale 
Lösungen  nach  derselben  Eichtung  ins  Auge  zu  fassen.  Seither  aber 
schläft  die  Idee  in  den  politischen  Kreisen  Deutschlands  nach  und  nach  ein. 

Noch  sprechen  in  der  von  der  Gesellschaft  der  Volkswirte  in 
Wien,  im  Anschlüsse  an  einen  Vortrag  des  Dr.  Grunzel,  unter  dem 
Vorsitze  des  Professors  v.  Philippovich  veranstalteten  Enquete^) 
sowohl  der  Vorsitzende  und  der  Referent  als  auch  Vertreter  einzelner 
Branchen  der  österreichischen  Produktion  für  die  Zollannäherung  an 
Deutschland.  Aus  diesem  Anlasse  äußerte  sich  der  darin  von  v.  Peez 
und  Dr.  Menger  unterstützte  Professor  v.  Philippovich  für  einen 
Zoll-  und  Wirtschaftsbund,  in  erster  Linie  jedoch  für  eine  vollkommene 
Zollunion  Österreich-Ungarns  mit  Deutschland,  wogegen  Dr.  Grunzel 
die  letztere  für  nicht  durchführbar  hielt,  dagegen  eine  gegenseitige 
Zollbevorzugung,  gemeinsame  Handelspolitik,  Eisenbahntarifgemeinschaft 
u.  dgl.  empfahl.  Es  fehlt  aber  in  dieser  Enquete  nicht  an  ernsten 
gegenteiligen  Stimmen  aus  Kreisen  der  Massenerzeuger,  die  von  einer 
solchen  Zollannäherung  die  Schädigung  der  schwächeren  österreichi- 
schen Industrie  durch  die  stärkere  und  billiger  erzeugende  deutsche 
Konkurrenz  auf  dem  österreichisch-ungarischen  Markte  befürchten. 

Der  Zentralverband  der  Industriellen  Österreichs  trat  zwar  in 
seiner  Generalversammlung  vom  November  1899  für  ein  einverständ- 
liches Vorgehen  der  europäischen  Staaten  gegen  die  nordamerikanische 
Union  ein,  erklärte  sich  jedoch  gegen  eine  Zolleinigung  Österreich- 
Ungarns  mit  Deutschland,  da  die  österreichische  Industrie  eines  ver- 
stärkten Schutzes  gegen  die  übermächtige  deutsche  Konkurrenz  bedürfe. 
Eine  ähnliche  Stellung  nahm  im  Jahre  190 1  der  Klub  der  Industriellen  ein. 


1)  Vgl.  Francke,  a.  a    0.  S.  199  u.  200. 

-)  Vgl.  »Ein  Zoll-  und  Handelsbündnis  mit  Deutsehland«  (Verhandlungen 
der  Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte  1900,  Wien  1900).  S.  auch  Grunzel, 
»Die  handelspolitischen  Beziehungen  Österreich-Ungarns  und  Deutsehlands«, 
Schriften  des  Vereines  für  Sozialpolitik,  Bd.  XCIII. 

V.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annähernng.  [.  ^ 
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Gleichzeitig  ergab  eine  im  Bunde  der  deutschen  Industriellen  in 
Berlin  über  ein  Referat  v.  Dreyses  über  die  Möglichkeit  einer  mittel- 
europäischen Zollunion  durchgeführte  Debatte,  trotz  Befürwortung  seitens 
des  Generalsekretärs  des  Bundes,  Dr.  Wendlandt,  ein  tiberwiegend 
negatives  Resultat.  Der  Referent  selbst  bezeichnete  den  Anschluß  der 
Monarchie  als  wünschenswert,  jedoch  solange  nicht  sehr  wahrscheinlich, 
bis  nicht  Deutschland  vorteilhafte  Verträge  mit  England  und  den  Ver- 
einigten Staaten  wird  geschlossen  haben  werden.  Der  Regierungs- 
vertreter, Geheimer  Rat  Luzensky,  erblickte  das  größte  Hindernis 
darin,  daß  die  aus  Deutschland  ausgehenden  mitteleuropäischen  Zoll- 
vereinspläne bei  kleinen  Staaten  die  Befürchtung  politischer  Bevor- 
mundung und  selbst  der  Annexion  seitens  Deutschlands  hervorrufen 
müssen.  (Ähnliches  klingt  häufig  auch  jetzt  aus  deutschen  Regierungs- 
kreisen.) 

Eine  noch  im  Jahre  1897  von  Professor  Powers  in  deutschen 
Handelskreisen  veranstaltete  Enquete  brachte  eine  abfällige  Beurteilung 
teils  der  Idee  selbst,  teils  ihrer  Realisierbarkeit  (und  zwar  im  Hin- 
blicke auf  den  Weltexport  Deutschlands,  der  bedroht  wäre,  falls  das 
Ausland  eine  mitteleuropäische  Zollunion  mit  ähnlichen  Maßnahmen 
beantworten  würde,  was  auch  jetzt  hie  und  da  gegen  die  österreichisch- 
ungarisch-deutsche Zollannäherung  eingewendet  wird). 

Immer  öfter  wurde,  insbesondere  in  landwirtschaftlichen  Kreisen 
der  beiden  Zentralreiche,  die  Entwicklung  der  Wirtschaftsbilanz  seit 
den  Caprivischen  Verträgen  ungünstig  beurteilt  —  und  zwar  im  Zu- 
sammenhange mit  der  durch  diese  Verträge  bewirkten  Herabsetzung 
der  Zölle.«) 

1)  Charakteristisch  ist  das  vom  hervorragenden  Handelspolitiker  der  deutsehen 
Regierimg  Luzensky  zehn  Jahre  später  in  der  »Einführung  in  die  deutsehe 
Zoll-  und  Handelspolitik«,  Hannover  1913,  S.  72,  über  die  Wirkungen  der  De- 
zemberverträge abgegebene  Urteil: 

»Indern  sie  ferner  vpeitgehende  Sicherung  gegen  Zollverschleehterungen 
seitens  der  Gegenkontrahonten  schufen,  dadurch,  daß  sie  die  Handelsbeziehungen 
mit  den  Vertragsstaaten  für  einen  geräumigen  Zeitraum  auf  eine  feste  Grundlage 
stellen,  gaben  sie  der  Ausfuhrindustrie  günstige  Entwieklungsmögliehkeiten,  von 
denen  auch  mit  großem  Erfolge  Gebrauch  gemacht  vpurde.  Diesen  Vorteilen  stand 
jedoch  die  schlimme  Lage  gegenüber,  in  welche  die  heimische  Landwirtschaft 
geriet,  und  die  auch  durch  Schwächung  der  Kaufkraft  eines  großen  Teils  der  Be- 
völkerung ungünstige  Rückwirkungen  auf  die  gewerbliche  Gütererzeugung  äußerte.« 

Bereits  aus  dieser  Bemerkung  ist  es  zu  ersehen,  daß  ein  stiller  Bund  der 
Agrarier  mit  den  Halbfabrikatserzeugern  bestand,    der  unter  dem  Sehlagworte  des 
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Das  Gewicht,  welches  in  der  Praxis  den  Zöllen,  als  einem  pro- 
duktionsfördernden  Faktor,  im  Vergleiche  mit  anderen  Elementen  bei- 
gemessen wurde,  war  in  rapidem  Steigen  begriffen.  Durch  die  gerade 
in  jener  Zeit  realisierten  weiteren  großen  Fortschritte  der  Produktions- 
technik sowie  der  industriellen  Organisation  wurde  die  Gefahr  einer 
andauernden  Überproduktionsweltkrisis  eine  immer  größere  —  eine 
Gefahr,  welche  die  Völker,  anstatt  zu  einer  friedlichen  Regelung, 
immer  mehr  zu  einem  Verzweiflungskampfe  um  die  Absatzmärkte  an- 
trieb. So  wurden,  gerade  durch  die  in  der  handelsvertragsfreundlichen 
Ära  Caprivi  stärker  gewordene  Entwicklung  der  Wechselbeziehungen, 
des  Weltverkehrs  wie  der  Weltproduktion,  diesmal  vor  allem  egoistische 
Interessen  gewisser  großer  Branchen  an  den  Tag  gefördert,  welche 
Interessen  über  die  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Ziele  immer  mehr 
Oberhand  gewannen  und  nach  und  nach  zum  Abschlüsse  stiller  Solidar- 
schutzsyndikate  der  mächtigen  Landwirtschaft  und  Großindustrie  — 
trotz  ihrer  sonstigen  Gegensätze  —  führten. 

In  diesem  Säbelrasseln  wurden  leicht  jene  Stimmen  überhört, 
welche  auf  die  durch  die  Hochschutzpolitik  bewfrkten,  immer  größeren 
Schwierigkeiten,  ersprießliche  Handelsverträge  abzuschließen,  hinwiesen 
und  Zollunionen,  beziehungsweise  Zollallianzen  als  ein  Mittel  der  Ab- 
hilfe empfahlen. 

Die  unter  der  Oberfläche  langsam,  jedoch  sicher  vor  sich  gehende 
Verschärfung  der  weltpolitischen   und  weltwirtschaftlichen  Gegensätze 


SolidarzoUsehutzes  seine  ganzen  Kräfte   gegen   die  Wiederholung  des  Caprivisehen 
Experimentes  mobilisiert  hatte. 

Vgl.  ferner  Gerloffs  (a.a.O.  S.  295)  Kritik  hinsichtlich  der  Unzulänglich- 
keit der  handelspolitischen  Errungenschaften  der  Caprivisehen  Verträge: 

»Zwar  gelangte  Deutsehland  mit  den  meisten  Staaten  vor  Frankreich  zu 
einer  Verständigung,  aber  die  Republik  stellte  einen  Doppeltarif  auf,  dessen 
Mindestsätze  sie  ohne  weiteres  fast  allen  europäischen  Staaten  bewilligte,  die  ihr 
einen  Vertragstarif  oder  auch  nur  die  Meistbegünstigung  gewährten,  so  daß  in  den 
Verhandlungen  mit  diesen  Staaten  weder  von  der  einen,  noch  von  der  anderen 
Seite  neue  Zugeständnisse,  die  dem  Deutsehen  Reiche  als  meistbegünstigten  Staat 
zugefallen  wären,  gemacht  wurden.  Nur  die  kleine  Schweiz  unternahm  einen  Zoll- 
krieg gegen  Prankreich,  um  Ermäßigungen  in  dem  französischen  Minimaltarif  zu 
erreichen,  und  Frankreich  sah  sich  genötigt,  1895  in  manchen  Punkten  von  seinem 
Mindesttarif  abzugehen.  Es  wählte  jedoch  solche  Gegenstände,  die  fast  nur  für  die 
Ausfuhr  der  Schweiz  nach  Frankreich  Bedeutung  hatten,  so  daß  eigentlich  in 
keinem  Falle  andere  Staaten,  wie  Caprivi  es  erwartet  hatte,  für  die  deutsche  In- 
dustrie das  Feld  eroberten.« 

2* 
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unter  den  Mächtegruppen,  die  sieh  nach  außen  hin  vor  allem  im 
Militarismus,  in  fortschreitenden  Küstungen  äußert  und  einen  be- 
waffneten Konflikt  von  großem  Umfange  immer  klarer  voraussehen 
läßt,  rief  bei  den  Eegierungen  das  unterbewußte  Bestreben  hervor,  die 
Abhängigkeit  ihrer  Staatsgebiete  von  der  Weltwirtschaft  zu  vermin- 
dern, beziehungsweise  dieselben  im  Geiste  einer  stärkeren  Autarkie 
auszugestalten,  soweit  sich  dieselbe  als  ein  ßüstungs-,  Approvisio- 
nierungs-  oder  Finanzerfordernis  darstellt. 

So  kündigt  sich  die  Hochschutzzoll ära  überall  immer  lauter  an 
(mit  Ausnahme  der  Türkei,  die  einer  prinzipiellen  Wirtschaftspolitik 
entbehrt,  Dänemarks,  wo  im  Jahre  1906  ein  sehr  liberaler  Zolltarif 
beschlossen  wurde,  Englands,  wo  seit  den  Jännerwahlen  1906  wieder 
die  freihändlerische  Richtung  zur  politischen  Führung  gelangt,  schHeß- 
lich  Hollands  und  Finnlands,  wo  der  seit  jeher  sehr  gemäßigte  Pro- 
tektionismus keine  Verschärfung  erfährt). 

All  die  zuletzt  dargestellten  Momente,  welche  in  Mitteleuropa 
einerseits  eine  neue  Erstarkung  der  unbedingten  Schutzzollströmung 
im  beschränkten  Eahmen  der  bestehenden  Zollgebiete,  anderseits  eine 
Abflauung  sämtlicher  auf  die  Zusammenfassung  von  Zollgebieten  in 
größere  Komplexe  hinzielender  Bestrebungen  bewirkten,  gelangten  in 
das  Bewußtsein  der  mitteleuropäischen  Völker  mit  hinreichender  Macht, 
um  denselben  das  Bild  der  inzwischen  fortschreitenden  Konzentrierung 
in  der  Welthandelspolitik  zu  versehleiern,  beziehungsweise  um  die  Be- 
deutung der  letzteren  Erscheinung  als  einer  Anregung  zur  An- 
wendung des  Konzentrierungsprozesses  im  eigenen  Bereiche 
herabzusetzen. 

So  vermochte  weder  die  langsam,  jedoch  konsequent  fortschrei- 
tende Befestigung  der  die  französischen  Kolonien  mit  dem  Mutterlande 
verknüpfenden  handelspolitischen  Bande  (das  tunesische  Zollgesetz  vom 
2.  Mai  1898),  noch  die  in  den  Verträgen  des  Jahres  1904  bis  1906 
Rußland  auch  formell  zugestandene  kommerzielle  Priorität  des  Zaren- 
reiches in  Persien  und  Zentralasien  (soweit  Landwege  in  Betracht 
kommen),  beziehungsweise  die  gleichzeitige  Verstärkung  der  zollpoliti- 
schen Bande  zwischen  Rußland  und  Finnland,  als  ein  Argument  zu- 
gunsten des  Zusammenschlusses  der  mitteleuropäischen  Staaten  zu  wirken. 

Anstatt  sich  unablässig  zu  vergegenwärtigen,  daß  die  praktische 
gegenseitige  Annäherung  der  einzelnen  Bestandteile  des  britischen 
Imperiums  gerade  in   dieser  Periode   bedeutende  Fortschritte  ge- 
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macht  hatte,  ließ  man  sich  durch  die  Tatsache  beruhigen,  daß  der 
von  Chamberiain  propagierte  extreme  schutzzöllnerische  Imperialismus 
Englands  nach  dem  Abschlüsse  der  im  Interesse  der  englischen  Ko- 
lonien und  gegen  das  Interesse  der  britischen  Konsumenten  konzi- 
pierten Brüsseler  Konvention  abflaute  und  nach  der  kurzen  Episode 
der  Wiedereinführung  von  Getreidezöllen  (1902  —  1903)  wieder  dem 
vorläufig  unbeschränkt  freihändlerischen  Liberalismus  (1906)  wich.  0 
Das  Motiv  der  nordamerikanischen  Konkurrenz  (diesmal  vor 
allem  der  industriellen),  der  nordamerikanischen  Hochschutzzoll-  und 
Trustwirtschaft,  der  fortschreitenden  panamerikanischen  Expansion  der 
Vereinigten  Staaten  klingt  nach  wie  vor,  sogar  stärker,  wird  jedoch 
bald  von  dem  ungeahnten  Aufschwünge  des  Welthandels,  des  Welt- 
konsums, der  Weltinvestitionen,  kurz  der  Weltwirtschaft,  von  welchem 
Aufschwünge  der  absolute  Anteil  sämtlicher  Völker  stark  mitge- 
rissen wird,  übertönt.  Auf  die  Weise  werden  von  den  eigentlichen 
Interessentenkreisen,  wie  von  den  Begierungen  in  der  Praxis  so  gut 
wie  übersehen:  die  immer  mehr  prohibitive  und  handelsvertragsfeind- 
liche Richtung  der  nordamerikanischen  Zolltarife  (insbesondere  des 
Dingleytarifes  vom  Jahre  1897),  die  immer  schärfere  praktische  An- 
wendung des  Reziprozitätsprinzipes  (Kündigung  des  unbedingten  Meist- 
begünstigungsvertrages mit  der  Schweiz!),  die  illoyale  Auslegung  des 
Saratogaübereinkommens  zuungunsten  der  deutschen  Zuekereinfuhr, 
die  Einführung  der  ausschließlich  bevorzugten  gegenseitigen  Behand- 
lung im  Verhältnisse  zu  Kuba,  die  vielfachen  Bemühungen,  den  nord- 


')  Indessen  war  das  praktische  Resultat  der  englischen  Reich szoUvereins- 
bestrebungen  gerade  in  dieser  Zeit  kein  geringfügiges:  es  bestand  in  der  beginnenden 
Vorzugsbehandlung  englischer  Erzeugnisse  durch  die  Kolonien  (wenn  von  jener  in 
Neuseeland  seit  1840  bestehenden  abgesehen  wird,  zuerst  durch  Kanada  1897). 
Diese  Tatsache  wurde  von  einigen  überzeugten  Anhängern  der  Notwendigkeit  des 
wirtschaftlichen  Zusammenschlusses  des  mitteleuropäischen  Kontinentes  (z.  B. 
V.  Dreyse  in  der  Generalversammlung  des  Bundes  der  deutschen  Industriellen  vom 
11.  Oktober  190'))  als  ein  neues  Argument  benützt,  jedoch  ohne  besonderen  Ein- 
druck hervorzurufen,  obwohl  damit  die  Kündigung  des  Meistbegünstigungsvertrages 
seitens  Englands  und  in  weiterer  Folge  die  sukzessive  Ausschließung  selbständiger 
englischer  Kolonien  aus  den  englischen  Meistbegünstigungsverträgen  verbunden 
war.  Ebenso  übte  die  Erweiterung  und  Ausgestaltung  der  südafrikanischen  Zoll- 
einigung (1899  und  1903),  ferner  die  mit  1.  Jänner  1901  ins  Leben  getretene 
australische  Zolleinigung  —  mit  den  in  beiden  Fällen  später  verbundenen  Vorzugs- 
zöllen zugunsten  des  Mutterlandes  wie  untereinander  —  keinen  Einfluß  auf  die 
Entwicklung  zollunionistischer  Ideen  in  Mitteleuropa. 
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amerikanischen  Erzeugnissen  eine  zollbevorzugte  Stellung  in  Kanada 
und  in  den  südamerikanischen  Republiken  zu  sichern  —  Bemühungen, 
die  in  Brasilien  (1904)  und  Ekuador  (1906)  von  einem  praktischen 
Erfolge  gekrönt  wurden  —  die  gewaltige  Steigerung  der  nordamerikani- 
schen Fabrikatsausfuhr,  der  den  Panamakanal  betreflFende  und  dem 
nordamerikanischen  Imperialismus  dienende  Hay-Pauncefote -Vertrag 
vom  Jahre  1900/01. 

Die  Idee  eines  sei  es  nur  defensiven,  sei  es  auch  offensiven 
Kampfes,  geschweige  denn  eines  Zollbündnisses,  gegen  Amerika  ver- 
mochte sich  in  keinem  der  europäischen  Staaten,  auch  nicht  in  Deutsch- 
land, unmittelbar  und  praktisch  durchzusetzen.  So  gewährte  die  deutsche 
Regierung  den  Vereinigten  Staaten,  die  den  preußisch-amerikanischen 
Vertrag  vom  Jahre  1827  als  einen  Reziprozitätsvertrag  auffassen,  durch 
die  längere  Zeit  in  der  Theorie  und  Praxis,  später  aber  jedenfalls  in 
der  Praxis,  die  Meistbegünstigung,  beziehungsweise  seinen  Vertrags- 
tarif und  ließ  sich  von  den  Vereinigten  Staaten  in  der  Zeit  von  1890 
bis  1910  so  manches  bieten,  ohne  zu  versuchen,  dieses  Verhältnis  auf 
einer  neuen,  auch  dem  Inhalte  nach  paritätischen  Grundlage  umzu- 
bauen. Ähnlich  war  das  Verhalten  Österreich-Ungarns.  (Vgl.  diesfalls 
Gliers  »Die  Meistbegünstigungsklausel  usw.«,  Berlin  1906.) 

Im  krassen  Widerspruche  zu  dieser  praktischen  Unfruchtbarkeit 
Europas  der  amerikanischen  Expansion  gegenüber  steht  die  rege 
theoretische  Solidaritätsbewegung  unter  den  europäischen  Völkern 
gegen  die  amerikanische  Industriekonkurrenz  und  Zollabsperrung  — 
eine  Agitation,  welche  in  der  Zeit  von  1897  bis  1905  ihren  Gipfel- 
punkt erreicht,  um  sich  dann  nach  und  nach  zu  verflüchtigen.  ^) 

^)  Vor  allem  setzte  in  der  deiitselien  Paehliteratur  eine  Bewegung  gegen  die 
weitere  Anwendung  der  unbeschränkten  und  unbedingten  Meistbegünstigung  den 
Vereinigten  Staaten  sowie  Argentinien  gegenüber,  wie  auch  für  die  Einführung 
des  amerikanischen  Reziprozitätssystems  in  allen  oder  wenigstens  in  gewissen 
in  der  Zukunft  zu  schließenden  Handelsverträgen  ein.  Auf  diesen  Standpunkt 
stellte  sich  der  Sekretär  der  »Zentralstelle  für  Vorbereitung  von  Handelsverträgen«, 
Borgius,  ferner  Vosberg-Rekow  in  der  Abhandlung  »Die  Handelsverträge  des 
Jahres  1903«,  Berlin  1904,  Glier  (a.  a.  0.),  auch  Julius  Wolf  in  einem  in 
Wien  im  Jahre  1903  behufs  Vorbereitung  der  Gründung  des  »Mitteleuropäischen 
Wirtschafts  Vereines«  gehaltenen  Vortrage.  Ein  Beschluß  des  letzteren  Vereines  geht 
ebenfalls  nach  der  Einschränkung  der  Meistbegünstigung  in  den  künftigen  Handels- 
verträgen, und  insbesondere  in  den  Handelsbeziehungen  zu  jenen  Staaten,  die,  wie 
die  nordamerikanisehe  Union  und  Argentinien,  an  dem  Reziprozitätsprinzipe  fest- 
halten. Auf  die  zugunsten  des  Zusammenschlusses  europäischer  Staaten  behufs  Ab- 
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In   Österreich-Ungarn   wirkt   in   dem   ersten   Abschnitte   dieser 
Periode   auf  die  zoUunionistischen  Tendenzen  kühlend   die  Tatsache 


wehr  der  amerikanischen  Gefahr  in  den  neunziger  Jahren  im  deutsehen  Reichstage 
herrschende  Stimmung  wurde  bereits  oben  hingewiesen;  es  wäre  nur  noch  beizu- 
fügen, daß'  im  Jahre  1895  über  Antrag  des  Abg.  v.  Hegl,  betreffend  die  Kündi- 
gung des  Handelsvertrages  mit  Argentinien,  eine  Kommission  zum  Zwecke  der 
Vorbereitung  einer  Verständigung  mit  den  übrigen  Staaten  Mitteleuropas  eingesetzt 
wurde,  deren  Bericht  jedoch  zur  Verhandlung  im  Plenum  nicht  gelangte. 

Es  sind  ferner  als  Kampfrufe  gegen  Amerika  anzuführen:  die  Stimmen  des 
Abg.  Gothein  (1901)  und  des  Dr.  Wendlandt  in  der  Generalversammlung  des 
Bundes  der  deutsehen  Industriellen  vom  21.  Oktober  1901 ;  der  damals  gefaßte  Beschluß 
dieses  Bundes;  die  vom  Sozialdemokraten  Richard  Calwer  in  seinen  Arbeiten  »Der 
Arbeitsmarkt  und  die  Handelsverträge«,  Berlin  1901,  sowie  >Die  Meistbegünstigung 
der  Vereinigten  Staaten«,  Berlin  1902,  ferner  in  einer  Reihe  von  Abhandlungen  und 
Artikeln  (auch  am  Mainzer  Parteitage  1900,  allerdings  damals  nur  mit  einem 
formellen  Erfolge)  geführte  Propaganda,  welcher  Rosa  Luxemburg,  Bebe!  und 
Ledebour  entgegentraten  und  welcher  sich  anderseits  Dr.  David,  nachher  auch 
Max  Schippel  anschlössen;  der  von  Sartorius  v.  Waltershausen  im  Werke 
»Deutschland  und  die  Handelspolitik  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika«, 
Berlin  1898,  ausgearbeitete  Plan  einer  defensiven  Ad  hoc-ZoUabmaehung  der 
europäischen  Staaten  zur  Verteidigung  gegen  Amerika;  die  Ausführungen  Julius 
Wolfs  in  seinem  Werke  »Deutschland  und  der  Weltmarkt«,  Berlin  1902,  sowie 
in  einigen  Zeitungsartikeln,  in  welchen  er  eine  europäische  Zollunion  und  selbst 
ein  europäisches  Zollbündnis  für  undurchführbar  erklärt  und  sieh  nur  für  eine 
sukzessive  wirtschaftliche  Annäherung  der  europäischen  Staaten  untereinander, 
außerhalb  der  eigentlichen  Zollpolitik,  äußert,  wohl  aler  von  der  Notwendigkeit 
eines  Zusammenschlusses  gegen  Amerika  ausgeht.  (Übrigens  schränkt  Wolf  bald 
darauf  das  letztere  Programm  in  den  »Mitteleuropäischen  Wirtsehaftsvereinen«  prak- 
tisch  auf  Mitteleuropa,   vor   allem    auf  Österreich-Ungarn   und  Deutsehland,   ein.) 

Zu  entschiedenen  Gegnern  einer  gegen  Amerika  gerichteten  europäischen 
Aktion  zählt  vor  allem  Walter  Lotz  in  > Zolltarif,  Sozialpolitik,  Weltpolitikc, 
Leipzig  1902,  indem  er  übrigens,  gleichwie  der  Stuttgarter  Professor  fluber,  auch 
den  mitteleuropäischen  Zollverein  für  eine  undurchführbare  Utopie  hält. 

Von  der  Stellungnahme  der  österreichischen  Industriellen  verbände  zugunsten 
eines  in  nebelhafter  Form  gedachten  Zusammenschlusses  der  Staaten  Europas  zur 
gemeinsamen  Abwehr  der  amerikanischen  Gefahr  (bei  gleichzeitiger  Ablehnung 
einer  mitteleuropäischen  oder  einer  österreichisch- ungarisch- deutschen  Zollannähe- 
rung)  war  schon  oben  die  Rede.  In  diesem  Zusammenhange  sei  noch  erwähnt  die  am 
20.  November  1897  gehaltene  Delegationsrede  des  Grafen  GoJuchowski,  des  einzigen 
europäischen  Staatsmannes,  der  es  nicht  scheute,  das  Einvernehmen  der  europäischen 
Völker  zur  Abwehr  der  amerikanischen  Gefahr  öffentlich  als  eine  Notwendigkeit  dar- 
zustellen; schließlieh  die  gemeinsame  Versammlung  des  Zentral  Verbandes  der  Indu- 
striellen Österreichs  und  der  Landwirtsehaftsgesellschaft  in  Wien  vom  19.  Mai  1903 
(mit  dem  bereits  angeführten  Vortrage  Julius  Wolfs),  welche  zwar  der  amerikanischen 
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des  immer  mehr  schwindenden  Interesses  am  Brotgetreideexport,  wobei 
allerdings   leichtsinnigerweise   der   große  Export   sonstiger   land-  und 


Gefahr  galt,  jedoch  de  facto  eine  Vorbereitung  zur  Gründung  des  »mitteleuropäischen 
Wirtsehafts Vereines«  in  Österreich  bildete.  In  der  vom  letzteren  Vereine  im  März 
1906  veranstalteten  Enquete  über  die  Beziehungen  Österreich-Ungarns  zu  den  Ver- 
einigten Staaten  traten  die  Vertreter  der  Landwirtschaft  für  die  Anwendung  der 
Keziprozität  anstatt  der  Meistbegünstigung,  jene  der  Industrie  meistens  —  ins- 
besondere Kuffler  —  für  die  ruhige  Duldung  des  amerikanischen  Systems  (ohne 
Gegenmaßregeln)  ein.  Von  einer  europäischen  oder  mitteleuropäischen  Zoliannäherung 
zur  Abwehr  der  amerikanischen  Gefahr  war  damals  nicht  mehr  die  Rede.  (Vgl. 
»Österreich-Ungarn  und  die  Vereinigten  Staaten«,  Schriften  des  Mitteleuropäischen 
Wirtsehaftsvereines  in  Österreich»  Wien  und  Leipzig  1907.) 

In  Frankreich  sprach  sieh  noch  im  Jahre  1893  Gide  in  einem  Artikel  der 
>Revue  internationale  de  sociologie«,  September  1893,  für  die  Gründung  mehrerer 
großer  Zollverbände  aus,  unter  anderem  zum  Zwecke  der  Sicherung  Europas  gegen 
die  amerikanische  Gefahr.  Später  (1898)  war  es  der  frühere  Gegner  der  mitteleuro- 
päischen Zollunionsideen  und  Molinaris,  Paul  Leroy-Beaulieu,  der  unter  dem 
Eindrucke  der  amerikanischen  Gefahr  für  die  Gründung  einer  europäischen  Zoll- 
union eintrat. 

Bosc  (a.  a.  0.  S.  345)  identifiziert  sieh  mit  dem  von  Wolf  empfohlenen 
Wege  einer  sukzessiven  wirtschaftlichen  Annäherung  der  europäischen  Staaten  — 
unter  Einschränkung  der  Meistbegünstigung  und  »mäßiger«  Anwendung  des  ßezi- 
prozitätsprinzips  —  ohne  die  seiner  Ansieht  nach  undurchführbare  Zolleinigung  an- 
zustreben. Dabei  legt  er  ein  noch  größeres  Gewicht  auf  eine  derartige  technische 
Vervollkommnung  der  europäischen  Produktion,  wie  sie  bereits  von  einigen  eng- 
lischen und  deutsehen  Branchen  der  amerikanischen  Konkurrenz  gegenüber  mit 
Erfolg  angewendet  wurde. 

Die  entscheidende  Sehlacht  wurde  im  Mai  1903  im  Schöße  des  in  Rom 
tagenden  internationalen  landwirtschaftlichen  Kongresses  ausgefochten,  eine  Sehlacht, 
in  welcher  die  Proponenten  einer  europäischen  gegen  Amerika  gerichteten  Zollunion, 
beziehungsweise  einer  auf  Differentialzöllen  beruhenden  Ad  hoc-Abmaehüng,  der 
Ungar  Eubinek  und  der  Deutsehe  Graf  Sehwerin-Löwitz,  vom  Italiener 
Luzzatti  und  vom  Franzosen  Meline,  hauptsächlich  unter  Hinweis  auf 
die  unter  den  Völkern  Europas  immer  größer  werdende,  unüberwind- 
liche handelspolitische  Spannung,  sowie  im  Hinblicke  auf  die  Gefahr 
amerikanischer  Repressalien,  aufs  Haupt  geschlagen  wurden. 

Seither  wird  es  um  die  Idee  einer  zollpolitisehen  Einigung  Europas  gegen 
Amerika  immer  stiller  —  sowohl  in  der  Fachliteratur  als  auch  in  der  Öffentlichkeit 
—  aus  den  von  Luzzatti  und  Meline  vorgebrachten  besonderen  Gründen,  wie  auch 
aus  jenen  allgemeinen,  die  die  Abflauung  der  Propaganda  zugunsten  einer  mitteleuro- 
päischen oder  nur  einer  österreichisch-ungarisch  deutschen  Zollannäherung  bewirkt 
haben  und  oben  (im  Texte)  angegeben  wurden,  ßose,  der  sein  Buch  im  Jahre  1904 
schrieb,  beurteilte  trotz  seines  Scharfsinnes  die  Entwicklung  der  nächsten  Zukunft 
unrichtig,   indem  er   meinte   (a.  a.  0.  S.  315),   daß  der  Gedanke   einer    einfachen 


25 

forstwirtschaftlicher  Produkte  nach  Deutschland  unterschätzt  und  im 
Handelsvertrage  des  Jahres  1905  stiefmütterlich  behandelt  wurde.  Eine 
ähnlich  kühlende  Wirkung  hatte  vielleicht  auch  die  halbbewußte 
Furcht  der  ungarischen  und  österreichischen  Agrarier,  im  Falle  des 
Zustandekommens  einer  österreichisch-ungarisch-deutschen  Zolleinigung, 
eventuell  in  weiterer  Zukunft  im  Interesse  der  Großmachtpolitik  des 
Zweibundes,  den  Balkanländern  gegenüber  eine  kulantere  Zollpolitik 
anwenden  zu  müssen.  Überdies  wird  in  Ungarn  der  Ruf  nach  einem 
verstärkten  Schutz  der  einheimischen  Industrie  gegen  die  österreichi- 
sche Konkurrenz,  nach  einem  selbständigen  Zollgebiet,  nach  einer  Zoll- 
trennung (wohl  auch  aus  theoretisch-politischen  Erwägungen)  immer 
lauter.  Es  naht  doch  die  Zeit  der  Koalitionsherrschaft!  Es  steigt 
schließlich  in  beiden  Reichshälften  die  der  Zollannäherungsidee  feind- 
liche Macht  der  Großbanken,  des  Eisenkartells,  wie  überhaupt  der 
Halbfabrikatsindustrie. 


wirtschaftlichen  Verständigung  unter  den  Staaten  Europas  immer  mehr  an  Boden 
gewinne.  Gerade  durch  die  Entwicklung  der  Verhältnisse  seit  1904  wurde  dem 
soeben  erwähnten  Gedanken  der  Boden  beinahe  vollständig  entzogen. 

Erst  der  gegenwärtige  Krieg  bringt  die  Idee  wirtschaftlicher  Mächtegruppierungen, 
und  zwar  im  Gegensatze  zu  prinzipiellen  Horoskopen  Boscs,  in  erster  Linie  auf 
einem  politischen,  in  zweiter  erst  auf  volkswirtschaftlichem  Hintergrnnde  zur  neuen 
Geltung.  Ob  dieser  neue  Bau,  dessen  Kern  ein  österreichiseh-ungariseh-deutsches 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  bilden  könnte,  nicht  etwa  weit  über  den  letzteren 
Rahmen  hinaus  —  sogar  zu  einem  Weltwirtschaftskonzerne  —  emporwachsen  könnte, 
soll  noch  später  untersucht  werden. 

Die  Eventualität  eines  Weltkrieges  als  eines  Paktors,  der  die  Zollunion-  und 
Zollallianzbewegung  zur  Blüte  bringen  könnte,  sah  Böse  nicht  voraus.  In  dieser 
Beziehung  ist  folgende  Bemerkung  Boscs  (a.  a,  0.  S.  360)  heute  interessant:  »Heut- 
zutage, da  die  Karte  Europas  ungefähr  festgelegt  (?!),  da  ein  mehr  oder  minder 
sicheres  europäisches  Gleichgewicht  hergestellt  zu  sein  scheint  (r!),  ist  wohl  kaum  zu 
erwarten,  daß  wir  in  absehbarer  Zeit  Zeugen  einer  ümmodelung  der  europäischen 
Landkarte  und  der  Errichtung  neuer  Staaten,  zusammengefügt  aus  abgetrennten 
Bruchstücken  der  gegenwärtigen  Staatsgebiete,  sein  werden  (?!).  Die  Umstände, 
welche  zur  Entstehung  des  deutsehen  Zollvereines  Anlaß  gaben,  werden  sieh  wohl 
kaum  mehr  zum  zweiten  Male  wiederholen,  und  die  Rolle  der  vollkommenen  Zoll- 
vereine seheint  mehr  der  Vergangenheit  als  der  Zukunft  anzugehören. 

Kurz,  die  einzigen  Formen  des  kommerziellen  Zusammenschlusses,  die  unserer 
Ansicht  nach  heutzutage  möglich  und  zur  Herbeiführung  zollvereinsähnlicher  Gebilde 
geeignet  wären,  sind  Komplexe  von  Handelsverträgen  mit  Vorzugszöllen  und  einfache 
zollpolitische  Abmachungen. 

Das  ist  unserer  Ansicht  nach  das  Losungswort  der  Zukunft.« 
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Eine  kurze  Zeit  hindurch  (1897 — 1901)  ist  eine  österreichisch- 
ungarisch-deutsche Zollunion  ein  politisches  Schlagwort  der  Alldeutschen 
und  der  gesinnungsverwandten  Parteien  in  Deutschland  (Prof.  Hasse ^) 
—  Parteitag  des  alldeutschen  Verbandes  in  Mainz  vom  7.  Juni  1900), 
wie  in  Österreich  (Parlaments-  und  Delegationsreden  der  Abgeordneten 
Türk,  Demel  und  Lecher).  Doch  bald  wird  es  auch  in  diesen 
Kreisen  um  die  Sache  beinahe  ganz  still. 

Auch  Bequemlichkeitsrüeksichten  —  gelinde  gesagt  —  spielten 
hiebei  eine  große  Rolle.  Durch  die  großen  Schwierigkeiten,  die  sich 
beim  Abschluß  von  Handelsverträgen  immer  öfter  ergeben,  wird  man 
insbesondere  in  Österreich- Ungarn  leicht  von  dem  Hineinsteigen  in 
die  Schwierigkeiten  des  Ausbaues  einer  Zollunion  oder  eines  Zoll- 
bündnisses, die  man  sich  noch  größer  als  jene  eines  Handelsvertrags- 
netzes vorstellt,  abgeschreckt.  2) 

Aus  sämtlichen  oben  dargestellten  Entwicklungsmomenten  und 
Strömungen  ergibt  sich  nun,  wie  wir  gesehen  haben,  zweifellos  einer- 
seits eine  neuerliche  Erstarkung  des  schutzzöUnerischen  Systems,  sowie 
der  damit  zusammenhängende,  wieder  mehr  »handelsvertragsfeindliche« 
Charakter  des  Handelsvertragsnetzes  aus  der  Hälfte  des  verflossenen 
Jahrzehntes,  anderseits  ein  weitgehendes  Abflauen  des  österreichisch- 
ungarisch-deutschen, gleichwie  des  mitteleuropäischen  Zollunionismus. 

Am  deutlichsten  tritt  die  letztere  Erscheinung  in  der  Tatsache 
zutage,  daß  die  zwischen  1903  und  1905  gegründeten  mitteleuro- 
päischen Wirtschaftsvereine  in  Deutschland,  Österreich  und  Un- 
garn, welche  sieh  die  wirtschaftliche  Annäherung  der  mitteleuropä- 
ischen Staaten  zum  Zweck  nahmen  und  welchen  prinzipiell  auch  eine 
materielle  Zollannäherung  (immer  in  der  Form  von  Vorzugszöllen) 
vorschwebte,  sich  (im  Hinblicke  auf  die  allgemeine  Abneigung,  auf  das 
»Nichtzeitgemäße«)   vor   dem  Betreten   des  letzteren  Terrains  bis  vor 


1)  »Deutsche  Weltpolitik«,  München  1897. 

2)  Vgl.  Schilder  zu  Böse  (a.  a.  0.  S.  275):  »Böse  vollendete  sein  Buch 
im  Jahre  1904.  Während  dieser  Zeit  reger  publizistischer  Erörterung  der  handels- 
politischen Fragen  mochte  das  Wort  von  dem  .unausgesetzt  auf  der  Tagesordnung 
stehen'  hinsichtlich  des  mitteleuropäischen  Zollvereines  zutreffen.  Seither  sind  der 
Öffentlichkeit  die  ungeheueren  Schwierigkeiten  an  nicht  wenigen  Beispielen  der 
neuen  Vertragsära  klarer  bewußt  geworden,  mit  denen  die  Fertigstellung  auch  nur 
einzelner  Details  eines  Tarifvertrages  zwischen  zwei  europäischen  Staaten  verbunden 
ist.  Gegenüber  dieser  grausamen  Realistik  sind  die  glänzenden  Zollvereinsträume 
in  Mitteleuropa  einigermaßen  in  den  Hintergrund  getreten.« 
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kurzem  meistens  hüteten  und  sich  in  der  Hauptsache  damit  befaßten, 
die  formellen  Erleichterungen  des  Zwischenverkehrs,  die  gegenseitige 
Aushilfe,  die  Assimilierung  der  innerwirtschaftlichen  Zustände  und 
Gesetze,  das  gemeinsame  Vorgehen  beim  Abschluß  von  Handelsver- 
trägen, die  Aufstellung  neuer  Grundsätze  für  dieselben  (z.  B.  Ein- 
schränkung der  Meistbegünstigung  zugunsten  der  Eeziprozität),  die 
friedliche  Schlichtung  von  Zolldiiferenzen,  den  Abschluß  von  Handels- 
verträgen für  längere  Dauer,  den  Abschluß  eisenbahntarifarischer  Ab- 
kommen u.  dgl.  zu  studieren  und  zu  propagieren.  \) 

Ein  ähnliches  Programm,  wie  das  von  Wolf  für  die  mittel- 
europäischen Wirtschafts  vereine  entworfene,  setzt  auch  Francke 
(a.  a.  0.  S.  268)  auf,  wobei  er  vor  allem  ins  Auge  faßt:  Assimi- 
lierung der  Zolltarife,  Abschluß  von  Zollkartellen,  Schaffung  von 
Schiedsgerichten,  eisenbahntarifarische  Abmachungen,  gemeinsamen 
Bau  von  Kanälen  und  anderen  Verkehrsstraßen,  Abschluß  einer 
Veterinärkonvention  und  gemeinsame  Überwachung  der  Durchführung, 
Erleichterungen  für  Geschäftsreisende,  Assimiiierung  der  wirtschaft- 
lichen Gesetzgebung,  gemeinsames  Handeln  dem  Auslande  gegenüber. 

Francke  ist  der  Ansicht,  daß  durch  derlei  Maßregeln  auch 
eine  zollpolitische  Annäherung  der  mitteleuropäischen  Staaten 
(allenfalls  nach  Einschränkung  der  Tragweite  der  Meistbegünstigungs- 
klausel) mit  Hilfe  eines  Netzes  von  Handelsverträgen  (mit  gegenseitiger 
Vorzugsbehandlung)  angebahnt  werden  könnte. 

Eine  weitergehende  Zollannäherung,  selbst  eine  einfache  Vorzugs- 
behandlung unter  den  mitteleuropäischen  Staaten  —  ohne  eine  derartige 
langdauernde  Vorbereitung  —  wurde  im  ersten  Jahrzehnt  des  XX.  Jahr- 
hunderts weder  von  Francke,  noch  (wenigstens  eine  geraume  Zeit  lang) 
von  Wolf,  noch  von  den  mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereinen  für 
möglich  und  aktuell  gehalten,  welcher  Anschauung  auch  Bosc  zuneigt. 

Wenn  auch  in  folgenden  Jahren  noch  immer  hie  und  da 
Stimmen  zugunsten  einer  mitteleuropäischen  Zolleinigung  ertönen  (wie 
die  Oalwers  aus  Anlaß  der  Parlamentswahlen  im  Jahre  1907  — 
Februar-Heft  der  »Sozialistischen  Monatshefte«),  so  sind  das  eben  nur 
vereinzelte  fromme  Wünsche.  Durch  längere  Zeit  seheint  es,  als  ob 
die  fragliche  Idee  in  allen  ihren  Varianten  sich  ausgelebt  hätte. 

^)  Vgl.  Wolf:  »Ein  mitteleuropäiseher  Wirtschafts  verein«  (»Zeitschrift  für 
Sozialwissensehaft«  1905)  sowie  die  »Veröffentlichungen  der  mitteleuropäischen 
Wirtsehaftsvereine«,  Bd.  1 — 16,  Leipzig — Wien  1904  ff. 
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Erst  gegen  das  Ende  dieser  Periode,  vom  Jahre  1912  an- 
gefangen, macht  sieh  wieder  eine  etwas  regere  Bewegung  zugunsten 
einer  Zollannäherung  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland 
bemerkbar.  Auf  dem  Kongreß  deutscher  und  österreichischer  Indu- 
strieller und  Gewerbetreibender  in  München  (21. — 24.  Mai  1912), 
an  welchem  allerdings  die  drei  zentralen  Industriellenverbände  Öster- 
reichs keinen  Anteil  nahmen,  sprechen  der  Münchner  Handelskammer- 
präsident Pschorr,  der  Geheimrat  Exner,  der  Präsident  des  bayri- 
schen Industriellenverbandes  v.  Eippel  und  der  Geheirarat  Ostwald 
der  Zolleinigung  das  Wort.  Am  12.  September  1913  wird  in  Leipzig 
der  Deutsch-österreichisch-ungarisehe  Wirtschaftsverband 
begründet,  als  dessen  ferneren  Zweck  der  Vorstand  Reichstagsvize- 
präsident Geheimrat  Paasche  die  Zollunion  (zumindest  aber  die  Zoll- 
bevorzugung) zwischen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  dahinstellt, 
worin  er  auch  vom  österreichischen  Abgeordneten  Friedmann,  Ver- 
treter der  österreichischen  »Wirtschaftlichen  Zentrale«,  ferner  von 
Dr.  Borgius  (Deutscher  Handelsvertragsverein)  und  Kommerzienrat 
Friedrichs  (Bund  der  deutschen  Industriellen)  unterstützt  wird. 

An  der  Spitze  der  aufgefrischten  Bewegung  steht  in  diesem  Ab- 
schnitt der  letzten  Periode  überhaupt  Paasche.  Am  18.  November  1913 
hält  er  im  Bund  der  österreichischen  Industriellen  in  Wien  einen  Vor- 
trag über  »Österreich-Ungarns  wirtschaftliche  Beziehungen  zu  Deutsch- 
land«, worin  er  für  eine  zollpolitische  Sonderstellung  Österreich- 
Ungarns  und  Deutschlands,  ebenso  wie  für  einen  sukzessiven  Abbau 
der  Zollschranken  zwischen  den  beiden  Reichen  eintritt.  In  einem 
Artikel  der  »Neuen  Freien  Presse«  vom  25.  Dezember  1913  spricht 
Dr.  Walter  ßathenau  von  der  Zolleinigung  mit  Österreich-Ungarn 
als  von  einem  Ziel  der  deutschen  Volkswirtschaft. 

Die  zuletzt  erwähnten  Erscheinungen  sind  unzweifelhaft  schon  Vor- 
läufer des  Sturmes,  zu  welchem  sich  die  in  Bede  stehende  Bewegung 
gegenwärtig,  in  der  Kriegszeit,  entwickelt  hat.  Hiebei  spielen  schon  in 
den  Jahren  1912  und  1913,  wenn  auch  in  einer  minder  präzisen  Weise, 
ähnliche  Motive  eine  Eolle,  wie  die  jetzt  im  Vordergründe  stehenden : 
sowohl  die  bündnispolitischen,  als  auch  die  weltwirtschaft- 
lichen, insbesondere  die  Tendenz,  sich  doch  gegen  eine  drohende 
wirtschaftliche  Isolierung  zu  wehren  und  dritten  Staaten  gegenüber 
eine  größere  Macht,  auch  auf  handelspolitischem  Gebiete,  zu  ent- 
wickeln. Dieser  neue  Herd  der  österreichisch-ungarisch-deutschen  Zoll- 
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annäherungsbewegung  entsteht  in  Deutschland,  wogegen  in  Österreich- 
Ungarn  die  steigende  Aktualität  der  Frage  in  den  dem  Kriege  vor- 
angehenden Jahren  nur  schwach  vorempfunden  wird.  Im  allgemeinen 
ist  das  Wiedererwachen  der  Zollannäherungsbewegung  in  den  Jahren 
1912  und  1913  als  ein  verhältnismäßig  schüchternes  zu  charakterisieren; 
es  geht  auch  über  ganz  allgemeine  Rahmen  nicht  hinaus. 

In  der  wissenschaftlichen  Literatur  allerdings  zeitigt  erst  diese 
vierte  Periode  (1900 — 1914),  in  welcher  die  praktischen  Aussichten 
auf  die  Realisierung  verschiedener  Zollannäherungspläne  am  tiefsten 
sanken,  das  bereits  oft  angeführte,  ausgezeichnete,  geistvolle  Werk 
des  Franzosen  Bosc,  Paris  1904,  [welches  sich  mit  der  Theorie  und 
Geschichte  der  »Zollunionen  und  Zollallianzen«,  ferner  mit  allen  bis- 
herigen Zollvereinsideen  und  -planen,  unter  reichlicher  Berücksichtigung 
des  österreichisch-ungarisch-deutschen  Zollannäherungsproblemes,  ein- 
gehend befaßt.  Eine  verdienstvolle  Ergänzung  dazu  bieten  die  Glossen 
des  deutsehen  Übersetzers,  Schilder  (Berlin  1907). 

In  den  »Münchener  volkswirtschaftlichen  Studien«,  Stuttgart 
1908,  unternimmtTodorovits  den  Versuch  einer  vollständigen  Analyse 
und  Synthese  der  bestandenen  und  bestehenden  Zollunionen  (»Die  ein- 
heitlichen Zollgebiete  usw.«). 

Schließlich  seien  noch  die  in  einer  neuen  Arbeit  des  Altmeisters 
der  ungarischen  Handelspolitik,  des  damals  noch  immer  überzeugten 
Zollunionisten,  v.  Matlekovits  (»Die  Grundzüge  der  ungarischen  Zoll- 
politik«, Leipzig  1901),  enthaltenen  Ausführungen,  die  Abhandlungen 
Julius  Wolfs  (»Zollvereinigungen  oder  wirtschaftliche  Allianzen«,  Zeit- 
schrift für  soziale  Wissenschaft  1902)  und  Sartorius  v.  Walters- 
hausens (»Beiträge  zur  Beurteilung  einer  wirtschaftlichen  Föderation 
von  Mitteleuropa«,  Zeitschrift  für  soziale  Wissenschaft  1905),  der 
Vortrag  Dr.  Vosberg-Eekows  (»Zolleinigungen  in  Mitteleuropa  vom 
Standpunkte  der  Verkehrspolitik«,  Wien  1901)  und  schließlich  die  vom 
ZoUinspektor  Egner  und  ZoUkontroUor  Sehuemacher  unter  dem  Titel 
»Brennende  Agrar-,  Zoll-  und  Handelsfragen«  (Karlsruhe  1902)  ver- 
öffentlichte Arbeit  erwähnt.  Alle  diese  Abhandlungen  befassen  sich 
mit  den  Möglichkeiten  und  Konstruktionen  einer  mitteleuropäischen 
Zollunion  oder  Zollallianz  (mit  einer  österreichisch-ungarisch-deutschen 
Zolleinigung  oder  Zollannäherung  als  Kern)  im  optimistischen  Geiste 
—  im  Gegensatze  zu  Francke,  a.  a.  0.,  welcher  sich  in  seiner  treff- 
lichen Darstellung  vor  allem  auf  das  Tatsächliche  beschränkt  und  die 
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zukünftige  Entwicklung  mit  Vorsicht  behandelt.  In  dieser  letzteren  Be- 
ziehung steht  ihm  (wie  bereits  oben  angedeutet)  Wolf  nahe,  wogegen 
Egner  und  Sehuemaeher  als  feurige  Apostel  auftreten. 

In  diesem  Zusammenhange  sind  noch  die  Äußerungen  von 
Wagner  (»Vom  Territorialstaat  zur  Weltmacht«,  Berlin  1900),  und 
V.  Schmoller  (»Die  Wandlungen  in  der  Handelspolitik  des  XIX.  Jahr- 
hunderts«, Schmollers  Jahrbuch  1900),  zu  erwähnen.  Beide  sind  An- 
hänger einer  Zollannäherung  der  Dreibundstaaten  (Schmoller  selbst 
mit  Erstreckung  derselben  auf  Belgien,  Holland,  die  Schweiz  und 
Prankreich),  warnen  jedoch  vor  Schwierigkeiten,  welche  einer  Zoll- 
union oder  selbst  einem  Zollbündnisse  entgegenstehen.  Schließlich 
äußert  sich  auch  Seh  äff  le  (1901)  zugunsten  einer  weitgehenden  Zoll- 
annäherung zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland.  In  seinen 
im  Jahre  1905  erschienenen  Erinnerungen  spricht  Seh  äff  le  mit  En- 
thusiasmus über  seine  seinerzeitige  Mitwirkung  an  den  Bemühungen, 
den  deutschen  Zollverein  durch  den  Beitritt  Österreichs  zu  ergänzen, 
und  knüpft  an  sein  noch  im  Jahre  1858  publiziertes  Kredo  wieder  an. 


Die  Wandlungen  der  Welthandelspolitik  im  Übergange  von 
der  vierten  Periode  (1900-1914)  zu  der  Gegenwart (1914-1916). 

In  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriegsausbruche  schreitet  die 
zoUpolitisehe  Konzentrier ung  an  der  »Peripherie  der  Weltwirtschaft«, 
der  Ausbau  großer,  möglichst  geschlossener  Weltwirtschaftsgruppen, 
langsam  aber  unaufhaltsam  vorwärts. 

Die  Vereinigten  Staaten  arbeiten  (unter  anderem  auch  durch 
Zollmaßregeln)  auf  die  Erleichterung  des  Verkehres  mit  ihren  aus- 
wärtigen Besitzungen  (insbesondere  mit  den  Philippineninseln)  hin 
und  bemühen  sich  um  eine  derartige  Einbeziehung  Haitis  in  ihre 
Wirkungssphäre,  wie  dies  hinsichtlich  Kubas  längst  geschehen  ist;  ^) 
sie  gewähren  an  Kanada  (nach  Verwerfung  des  diesbezüglichen 
Handelsvertrages  durch  das  kanadische  Parlament)  einseitige  unent- 
geltliche Zollbegünstigungen   für   Papierschliff,   Zellulose   und  Druck- 

^)  Vor  einigen  Monaten  soll  nach  Zeitungsberichten  Haiti  sich  unter  das 
Protektorat  der  Vereinigten  Staaten  formell  begeben  haben.  Dann  dürfte  auch  der 
Abschluß  eine«  dem   kubanischen  nachgebildeten  Vorzugszollvertrages  bevorstehen. 
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papier,  die  sie  dann  anderen  Staaten  (entgegen  den  Bestimmungen 
der  Handelsverträge)  verweigern*);  in  einem  Konflikte  mit  Brasilien 
geben  sie  nach,  um  die  von  dem  letzteren  Staate  infolge  dieses  Kon- 
fliktes im  Jahre  1913  suspendierte  Zollbevorzugung  (s.  o.)  wieder- 
zuerlangen, was  auch  gelingt 2);  das  Panamakanalgesetz  vom  Jahre 
1912  enthält  Einschränkungen  der  fremden  Küstenschiffahrt. 

Das  System  der  Bevorzugung  des  britischen  Mutterlandes  durch 
die  englischen  Kolonien  wird  langsam  vreiter  ausgebaut,  woran  sich 
die  gegenseitige  Bevorzugung  der  Kolonialreiche  untereinander  wohl 
auch  der  Kolonialreiche  mit  einzelnen  unselbständigen  Kolonien  (Kanada 
und  Westindien)  anschließt. 

Im  Schöße  des  französischen  Eeichszollvereines  werden  auf  Grund 
der  letzten  Zollgesetze  (1913  und  1914)  die  Beziehungen  der  Kolonien 
zum  Mutterlande  noch  enger. 

Die  handelspolitischen  Beziehungen  der  Vereinigten  Staaten, 
Kanadas  und  Frankreichs  zu  den  Zentralreichen  (insbesondere  zu 
Deutschland)  sind  keineswegs  als  freundschaftlich  zu  bezeichnen,  wenn 
auch  der  zwölfjährige  Zollkrieg  zwischen  Kanada  und  Deutschland 
zum  Abschlüsse  gelangte.  (Dagegen  besteht  zwischen  Kanada  und 
Frankreich  seit  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  ein  beschränktes 
Präferenzverhältnis.) 

Rußland  befindet  sich  auf  dem  besten  Wege,  die  äußere  Mongolei 
in  zollpolitischer  Beziehung  aufzusaugen  —  von  der  Fortsetzung  ähn- 
licher Bemühungen  hinsichtlich  Persiens  abgesehen.^) 

^)  Der  von  den  deutsehen  Exporteuren  gegen  diese  Verweigerung  ange- 
strengte Prozeß  wurde  im  Jahre  1913  zugunsten  derselben  entschieden  —  so  daß 
seither  dieselbe  Zollbegünstigung  auch  allen  anderen  im  Genüsse  von  Reziprozitäts- 
verträgen mit  der  nordamerikanisehen  Union  stehenden  Staaten  gewährt  wird. 
(Nach  diesen  ßeziprozitätsverträgen  sind  nämlich  die  Vereinigten  Staaten  ver- 
pflichtet, jede  einem  fremden  Staate  unentgeltlich  gewährte  Begünstigung  auch 
den  übrigen  Vertrags  Staaten  zu  gewähren.) 

2)  Nach  wie  vor  stehen  die  Vereinigten  Staaten  im  Genüsse  von  Vorzugs- 
zöllen für  Metallfabrikate  in  Ekuador. 

3)  Der  Transport  niehtrussiseher  Waren,  als  Bahngut,  nach  Persien  auf  den 
transkaukasischen  und  zentralasiatisehen  Bahnen  ist  nicht  möglieh,  da  diese  Waren 
den  hohen  russischen  Zoll  zu  entrichten  haben,  welches  Recht  des  russischen 
Reiches  in  den  letzten  Handelsverträgen  mit  den  Zentralreiehen  anerkannt  wurde. 
Nun  versuchte  Rußland  auch  den  Postpaketverkehr  mit  fremden  Waren  nach 
Persien  zu  unterbinden,  gab  jedoch  nach  energischen  deutschen  und  österreichisch- 
ungarischen Protesten  nach. 
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Japan  sagt  die  Einverleibung  Koreas  in  das  japanische  Zoll- 
gebiet für  das  Jahr  1920  an. 

Nach  wie  vor  lösen  jedoch  alle  diese  Erscheinungen  in  den 
Zentralreichen  die  Empfindung  in  einem  praktisch  bedeutsamen  Maße 
noch  immer  nicht  aus,  daß  es  angesichts  solcher  Konzentrierungs- 
bestrebungen an  der  »Peripherie  der  Weltwirtschaft«  gleichfalls  in 
Mitteleuropa  einer  Konzentriernng  bedarf.  Wahrscheinlich  wurde 
davon  Mitteleuropa  durch  die  im  Unterbewußtsein  schlummernde 
Ahnung  abgehalten,  daß  einer  durchgreifenden  Umgestaltung  der 
handelspolitischen  Verhältnisse  in  der  Weltwirtschaft  eine  neue,  erst 
im  unerbittlichsten  aller  Kriege  zu  erfechtende  Verteilung  der  politi- 
schen Kräfte  auf  einzelne  Mächtekomplexe  und  Weltwirtschafts- 
gruppen  vorangehen  müsse.  Daran  knüpfte  sich  die  Empfindung,  daß 
vor  allem  die  sachlichen  Unterlagen  der  handelspolitischen  Neu- 
gruppierung in  Europa,  die  territorialen  und  völklichen,  die  produktiven 
und  konsumtiven,  einer  gründlichen  Änderung  unterliegen  müssen.  In 
Erwartung  eines  solchen  Umsturzes  gelangten  die  handelspolitischen 
Umbauideen  im  wafienstrotzenden,  des  entscheidenden  Wafienganges 
harrenden  Mitteleuropa  nur  selten  und  schüchtern  zum  Worte  (s.  oben). 

Obwohl  in  dieser  Periode  der  wirtschaftliche  Imperialismus,  der 
nach  der  Sicherung  einer  wenn  nicht  ausschließlichen,  so  doch  be- 
vorzugten Expansion  strebt,  immer  sichtbarer  in  das  Vordertrefi"en  der 
staatlichen  Bestrebungen  Englands,  Prankreichs,  Rußlands  und  der 
Vereinigten  Staaten  gelangt  —  ohne  bis  zu  diesem  Weltkriege  die 
Zusammenschlußbedürfnisse  der  mitteleuropäischen  Staatsgebilde  zu 
einer  genügenden  Kristallisierung  gebracht  zu  haben  —  so  sind  die 
Wege,  die  dieser  Imperialismus  auf  zollpolitischera  Gebiete  gerade  in 
den  letzten  Jahren  ging,  nicht  die  gleichen  untereinander  —  und  auch 
nicht  die  gleichen,  wie  in  der  Vergangenheit. 

Bis  zu  den  Jahren  1910  bis  1912  schien  es,  als  ob  das  solida- 
rische Hochschutzzöllnertum,  die  tunlichste  Absperrung  gegen  fremde 
Konkurrenz,  die  Forcierung  des  eigenen  Exportes  mit  Hilfe  der  in 
hohen  Einfuhrzöllen  versteckten  Ausfuhrprämien  ein  untrennbarer  Be- 
gleiter des  wirtschaftlichen  Imperialismus  wäre  —  mit  einziger  Aus- 
nahme des  englischen. 

Gerade  in  den  letzten  Jahren  ergab  sich  jedoch  in  dieser  Be- 
ziehung ein  wesentlicher  Umschwung.  Allerdings  schreitet  Frankreich 
auf  dem  Wege   des   Schutzzöllnertums    noch    immer  stark    vorwärts 
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(Zolltarif  vom  Jahre  1910)  —  in  Eußland  ist  die  schutzzöllnerische 
Bewegung  auch  noch  im  Steigen  begriffen  —  von  den  neuen  Ge- 
bieten ist  es  die  australische  »Commonwealth«,  die  im  Jahre  1911 
den  Pfad  des  Protektionismus  neuerlich  beschreitet. 

In  dem  wichtigsten  Gebiete  aber,  in  den  Vereinigten  Staaten, 
war  der  Payne-Tarif  (1909)  der  letzte  (auch  der  schärfste)  von  der 
von  Mac  Kinley  im  Jahre  1890  inaugurierten  Serie.  Sein  Nachfolger, 
der  am  3.  Oktober  1913  Gesetz  gewordene  Underwood-Tarif  bedeutet 
eine  gewaltige  Umkehr  nach  freihändlerischer  Richtung  und  bringt 
eine  sehr  ausgiebige  Freiliste,  zahllose  Ermäßigungen  von  50  und 
607oigen  Wertzöllen  auf  15-  bis  20Voige)  schließlich  auch  die  ver- 
größerte formelle  Möglichkeit  des  Abschlusses  von  Handelsverträgen. 
Wie  es  an  einer  anderen  Stelle  ausführlich  dargelegt  werden  wird, 
soll  dieser  Tarif  einer  neuen  Phase  des  wirtschaftlichen  Imperialismus, 
der  Expansion  der  Vereinigten  Staaten,  dienen  und  ist  unter  den  ge- 
gebenen Verhältnissen  für  die  europäischen  Konkurrenzmächte  auf  dem 
Weltmarkte  gefährlicher,  als  es  eine  weitere  Verschärfung  des  vielfach 
prohibitiven  Payne-Tarifes  gewesen  wäre. 

Während  die  größeren  Staatsgebilde  Mitteleuropas  keine  Miene 
machen,  ihren  Protektionismus,  sei  es  einfach,  sei  es  durch  Zusammen- 
schluß zu  größeren  Gebieten,  mildern  zu  wollen,  und  sich  in  das 
Schutzzöllnertum  gerade  noch  tiefer  zu  verbohren  scheinen,  folgt  in 
den  letzten  Jahren  schon  eine  ganze  Eeihe  von  kleineren  Staaten  dem 
aus  der  Union  wehenden  neuen  Winde.  Darunter  befinden  sich  auch 
solche  Staaten,  die  sieh  erst  vor  kurzem  hochschutzzöllnerischen  Bahnen 
näherten,  wie  Norwegen  (die  relativ  freihändlerische  Novelle  zum  Zoll- 
tarife vom  28.  Juni  1912).  Die  Zölle  wurden  ferner  herabgesetzt:  in 
Schweden  (1913,  für  Lebensmittel,  Haushaltsbedarf,  Rohstoffe  und 
Halbfabrikate),  in  Portugal  (1912,  für  Lebensmittel),  in  Kanada  (1912, 
hauptsä(2hlich  für  Halbfabrikate),  in  Brasilien  (1913,  für  Zement,  Säcke, 
Papier,  Bahnmaterialien  u.  dgl.),  in  Argentinien  (1913,  für  Bedarfs- 
artikel der  Landwirtschaft),  in  Panama  (1912,  für  Maschinen  und  im 
Prinzipe  auch  für  sonstige  Produktionsmittel,  die  im  Inlande  nicht  in 
genügendem  Umfange  erzeugt  werden)  usw. 

In  England  sind  die  Wahlen  des  Jahres  1912  wieder  mit  einem 
Siege  des  Freihändlertums  verbunden,  was  unter  anderem  (ebenso  wie 
im  Jahre  1906)  dem  gewaltigen  Aufschwünge  des  englischen  Exportes 
im  ersten  Jahrzehnte  des  XX.  Jahrhunderts  —  nach  einem  lange  an- 
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dauernden  früheren  Stillstande  —  zuzuschreiben  ist.  In  Holland  wird  durch 
die  Wahlen  des  Jahres  1913  der  Fortbestand  des  bisherigen  freihändleri- 
schen Systems  (5 7o ige  Wertzölle  und  eine  ausgiebige  Freiliste)  gesichert. 

Ein  gemeinsames  Merkmal  zahlreicher  neuer  Zolltarife  und  Zoll- 
tarifsnovellen besteht  darin,  daß  behufs  Förderung  der  Erzeugung  von 
Fertigfabrikaten  die  zollfreie  Einfuhr  von  Rohstoffen,  Hilfsmaterialien 
und  Halbfabrikaten  (ja  selbst  von  bloß  zu  veredelnden  Fertigfabrikaten) 
in  einem  unvergleichlich  weiteren  Umfange  als  vorher  gestattet  wird 
(Kanada,  Australien,  Norwegen,  Bulgarien,  Uruguay,  Kuba,  Panama 
und  vor  allem  die  Vereinigten  Staaten). 

Alle  diese  Erscheinungen  entspringen  einer  neuen,  intensivierten 
Produktionspolitik  und  fordern  dadurch  die  alten  Fabrikatsexportländer 
zu  einer  weiteren  Stärkung  ihrer  Produktionsgrundlagen  und  ihrer 
Absatzmöglichkeiten  direkt  heraus,  welchem  Zwecke  unter  anderem  auch 
solche  Zollannäherungen  in  hervorragender  Weise  dienen  könnten  und 
sollten,  wie  sie  unter  den  mitteleuropäischen  Staaten  möglich  sind. 

Diese  äußerst  interessante  neue  Entwicklung  der  Welthandels- 
politik wurde  durch  den  Weltkrieg  jäh  unterbrochen,  in  einem  Zeit- 
punkte, in  welchem  eine  sich  daraus  zweifellos  ergebende  Umgestaltung 
der  weltwirtschaftlichen  Verhältnisse  erst  geahnt,  keineswegs  aber  noch 
mit  Bestimmtheit  vorausgesagt  werden  konnte. 

An  der  großen  Zeitwende. 

Nach  Heraklit  ist  der  Krieg  Vater  aller  Dinge.  Als  größte  An- 
strengung und  intensivste  Energieentwicklung  der  stärksten  Kollektiv- 
organismen, als  fruchtbarster  Lebensschöpfer  (wenn  auch  zum  Teile 
auf  dem  Wege  der  Vernichtung  des  Bestehenden)  löste  der  gegen- 
wärtige Krieg  alle  im  Schöße  der  ringenden  Völker  schlummernden 
Schöpfungsenergien  aus.  Die  letzteren  konzentrieren  sich  nach  zwei 
Richtungen:  der  Niederringung  des  Gegners  und  der  Vorbereitung 
neuer  Lebensbedingungen  für  die  erhoffte  Zeit  eines  langen  Friedens. 
Dem  Zwecke  der  Niederringung  des  Gegners  widmen  sich  alle  Geister 
der  kämpfenden  Nationen,  insbesondere  aber  die  unmittelbar  am  Kriege 
teilnehmenden.  Die  Vorbereitung  neuer  Lebensbedingungen  —  im 
engsten  Zusammenhange  mit  dem  Verlaufe  des  Feldzuges  —  regt 
alle  jene  Geister  zur  Erfassung  weiter,  über  das  Alltägliche  hinaus- 
gehender Horizonte  an,  die  auch  in  normalen  Zeiten  am  Ausbau  des 
Kollektivlebens  tätig  sind.  Sobald  für  den  Ausgang  des  Kampfes  greif- 
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bare  günstige  Aussichten  vorhanden  sind,  sobald  die  Natur  und  der 
Umfang  des  mutmaßlichen  Erfolges  einigermaßen  vorausgesehen 
werden  können,  werden  alle  diese  Geister  durch  das  Problem  aufge- 
rüttelt, wie  das  künftige  Leben  in  seinen  Grundlagen,  in  seinen 
schöpferischen  Quellen  gestaltet  sein  soll. 

Im  Volksbewußtsein  rührt  sich  das  elementare  Bestreben,  sich 
über  die  allgemeinen  Grundlagen  des  künftigen  Lebens  einigermaßen 
schon  jetzt  klar  zu  werden,  und  es  herrscht  das  Empfinden  vor,  daß 
mit  solchen  Klärungen  nicht  gewartet  werden  dürfe,  weil  vom  Er- 
gebnisse derselben  die  Bedingungen  des  Friedensschlusses  in  man- 
cherlei Beziehungen  abhängen  können.  Vor  Beginn  eines  jeden  Krieges 
wußte  Bismarck  genau,  was  er  mit  Hilfe  des  Krieges  erzielen  wollte, 
nicht  bloß  auf  dem  Gebiete  der  auswärtigen  Politik,  sondern  auch 
hinsichtlich  des  inneren  Ausbaues  des  Reiches.  Und  eben  darin  lag 
seine  Weisheit,  seine  Kraft,  ein  wesentlicher  Koeffizient  seines  Er- 
folges. Der  Mangel  an  Voraussicht  hinsichtlich  der  erwünschten  und 
möglichen  Gestaltung  der  handelspolitischen  Verhältnisse  nach  dem 
Friedensschlüsse  könnte  sich  bitter  rächen  —  um  so  mehr,  als  doch 
eine  der  wichtigsten  latenten  Ursachen  des  Konfliktes  gerade  in  welt- 
wirtschaftlichen Machtverhältnissen  zu  suchen  ist. 

Auf  diesem  kriegspsychologischen  Hintergrunde  feiert  die  Idee 
einer  dauernden  wirtschaftlichen  Annäherung,  einer  in  manchen 
Köpfen  zur  vollkommenen  Zolleinigung  ausreifenden  dauernden  Zoll- 
annäherung zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  (unter  Ein- 
beziehung der  Türkei  und  Bulgariens  schon  im  ersten  Stadium  und 
eventuell  auch  anderer  Staaten  in  weiterer  Entwicklung)  ihr  Wieder- 
erwachen mit  noch  nie  dagewesener  Kraft.  Über  diese  naheliegende 
und  realisierbare  Idee  des  wirtschaftlichen  Bündnisses  der  auf 
den  Schlachtfeldern  verbündeten  Staaten  Mitteleuropas  wächst  in 
manchen  Köpfen,  in  verschwommener  Form,  das  vorläufig  unerreich- 
bare Ideal  eines  mitteleuropäischen  Staatenbundes  empor. 

Die  Quelle  der  Idee  einer  weitgehenden  wirtschaftlichen  An- 
näherung zwischen  den  Mächten  des  Zentralsystems  ist  in  der  gegen- 
wärtigen Phase  vor  allem  wohl  eine  politische.  Das  auf  den 
Schlachtfeldern  bewährte  pohtische  Bündnis  sollte  durch  wirtschaftlichen 
Anschluß  verstärkt  werden!  Einzelne  im  Laufe  des  Krieges  aufge- 
kommene technische  Schwierigkeiten  des  militärisch-politischen  Zu- 
sammenwirkens, insbesondere  auf  dem  Gebiete  der  Lebensmittel-  und 
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Kriegsmaterialversorgung,  sollten  durch  die  wirtschaftliehe  Annäherung 
für  die  Zukunft  beseitigt  werden!  Der  möglicherweise  (nach  land- 
läufiger Ansicht)  ebenfalls  mit  Hilfe  des  wirtschaftlichen  Zusammen- 
schlusses nach  dem  Kriege  zu  bewirkenden  Stärkung  der  politi- 
schen Bande  im  gegnerischen  Lager,  einer  größeren  inneren 
Konzentrierung  beim  Feinde,  sollte  rechtzeitig  ein  ähnliches  Gegen- 
gewicht entgegengestellt  werden!  Dem  Waffenkriege  werde  vielleicht 
(nach  einer  stark  verbreiteten  Anschauung)  ein  neues  hartnäckiges 
handelspolitisches  Weltringen  von  größter,  nicht  bloß  wirtschaftlicher, 
sondern  auch  politischer  Bedeutung  folgen!  Der  Verzweiflungskampf 
großer  Industriemächte  um  die  Absatzmärkte  dürfte  nach  dieser  Auf- 
fassang wieder  dort  einsetzen,  wo  er  beim  Kriegsausbruche  innehielt, 
und  sich  zur  Intensität  eines  mörderischen  »Trommelfeuers«  derHoeh- 
schutzzölle  und  Präferenzen  steigern!  An  die  Spitze  der  Gegnerschaft 
der  Zentralmächte  in  diesem  vorerst  unblutigen,  jedoch  äußerst  gefähr- 
lichen Waffengang  würde  sich  wieder  das  im  Felde  besiegte  England 
stellen,  welches  doch  um  der  wirtschaftlichen  Hegemonie  willen  Europa 
und  die  ganze  Welt  in  einen  der  größten  von  den  bekannten  Kata- 
klismen  stürzte!^) 

Es  sei  nicht  anzunehmen,  daß  das  selbst  besiegte  England  für 
seine  Eechnung,  über  das  heuchlerische  Sehlagwort  der  Befreiung  der 
Nationalitäten  hinweg,  das  Carlylesche  Dogma  aufgebe,  die  stärkere 
Nation  habe  nicht  nur  das  Eecht,  sondern  auch  die  Pflicht,  die 
schwächeren  zu  beherrschen  —  ebensowenig  wie  es  den  Chamber- 
lain  sehen  Lehrsatz  vergessen  könnte,  daß  die  großen  Staaten  immer 
größer,  die  kleinen  immer  kleiner  werden  müssen !  Demgegenüber  müsse 
man  jetzt  in  Mitteleuropa  die  verschärfte  Aktualität  der  Schmoll  er- 
sehen Aussprüche  erkennen,  es  gehe  die  letzte  Teilung  der  Erde  vor 
sich  und  es  drohe  brutaler  Neomerkantilismus!^) 

So  kehrt  das  politische  Moment,  welches  an  der  Wiege  der 
österreichisch-ungarisch-deutschen  Zollannäherungsidee  stand,  nach  lang- 

1)  An  einer  anderen  Stelle  soll  eingehend  untersucht  werden,  ob  die  Be- 
fürchtungen einer  Portsetzung  des  gegenwärtigen  Krieges  auf  wirtschaftlichem  Ge- 
biete nach  dem  Friedensschlüsse  begründet  sind. 

2)  Vgl.  Schwiedland,  »La  lutte  pour  la  Suprematie  mondiale  dans  les  temps 
modernes«  (Revue  d'<5conomie  politique,  XXVII  — 1913):  »II  y  a  lieu  de  craindre 
que  les  etats  de  TBurope  centrale  soient  avee  le  temps  completement  depasses  par 
les  grands  empires  de  l'Est  et  de  l'Ouest  et  reduits  a  une  Situation  qui  les  con- 
damnerait  ä  une  radicale  impuissance.« 
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andauernder  Schwäche  mit  noch  nie  dagewesener  Kraft  wieder  zurück 
—  allerdings  auf  einem  wesentlich  verschiedenen,  viel 
breiteren,  weltpolitischen  Hintergrunde.  Im  Gegensatze  zur 
ersten  und  zweiten  Periode  stammt  die  Initiative  diesmal  vorwiegend 
aus  Deutschland.  Deutschland  hat  in  der  stark  entwickelten  Ideen- 
bewegung die  geistige  Führung.  Insbesondere  sind  es  deutsche  Poli- 
tiker, Nationalökonomen  und  die  öffentliche  Meinung  im  weiten  Sinne 
des  Wortes,  die  jetzt  im  Vordergründe  der  Bewegung  stehen  und  sich 
auf  einen  beträchtlichen  Teil  ähnlicher,  insbesondere  nationaldeutseher, 
Faktoren  in  Österreich  stützen,  während  die  drei  Regierungen  noch  immer 
eine  weitgehende  Eeserve  beobachten  —  im  Gegensätze  zur  ersten 
Periode,  da  die  Initiative  von  der  österreichischen,  beziehungsweise 
zur  zweiten,  da  sie  von  der  ungarischen  Regierung  ausging. 

Im  Gegensatze  zur  ersten  und  zweiten  Periode,  in  welcher  das 
politische  Moment  einen  mehr  lokalisierten  Charakter,  eine  nachbarliche 
Färbung  trug,  ist  dasselbe  —  wie  bereits  erwähnt  —  gegenwärtig 
im  vollen  Sinne  des  Wortes  weltpolitisch.  Durch  die  Zollannähe- 
rung wird  nämlich  vor  allem  die  Festigung  der  politischen  Welt- 
maehtstellung  der  Zentralreiche  bezweckt.  Im  mittelbaren  Zusammen- 
hange damit  läßt  sich  diesmal  auch  eine  verstärkte  nationalpolitische 
Färbung  beobachten.  »Die  Macht  und  Zukunft  des  gesamten  Deutsch- 
tums stehe  auf  dem  Spiele.«  So  steht  auch  wirklich  das  Deutschtum 
im  ersten  Treffen  der  um  die  Zollannäherung  kämpfenden  Kräfte  — 
hüben  und  drüben. 

Im  weiteren  Gegensatze  zur  ersten  Periode  spielen  diesmal  wirt- 
schaftliche Momente  eine  der  weltpolitischen  Funktion  der  in  Rede 
stehenden  Idee  ebenbürtige  Rolle.  Die  Autarkie,  die  Sicherung 
eines  Ersatzes  für  etwa  zu  verlierende  ausländische  Absatzgebiete,  die 
Verbilligung  und  Stärkung  der  Produktion,  in  weiterer  Konsequenz 
dieses  Wandels  die  Verbilligung  und  Vergrößerung  des  inneren  Kon- 
sums, desgleichen  die  Hebung  der  Konkurrenzfähigkeit  auf  dem  Welt- 
markte, die  Niederkämpfung  ausländischer  Hochschutzzölle,  die  Erzwin- 
gung günstigerer  Handelsvertragsbedingungen,  die  Aufrechterhaltung 
und  Entwicklung  des  Exportes  schweben  in  verschiedener  Stärke  und 
in  verschiedenen  Kombinationen  den  Anhängern  der  Zollannäherung 
in  beiden  Reichen  vor. 

Im  Zusammenhange  damit  steht  die  große  Sorge  um  die  Deckung 
der  gesteigerten    finanziellen  Lasten   als  einer  unvermeidlichen  Folge 
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des  Weltkrieges.  Zu  diesem  Zwecke  müssen  fiir  öffentliche  Finanzen 
neue  Einnahmsquellen  erschlossen  und  muß  das  Nationaleinkommen 
wesentlich  gesteigert  werden,  welches  Ergebnis  man  auf  dem  Wege  des 
wirtschaftliehen  Zusammenschlusses  der  beiden  Zentralmächte  erreichen 
zu  können  glaubt,  da  nach  dem  bekannten  nationalökonomisehen  Lehr- 
satze durch  einen  solchen  Zusammenschluß  die  Intensität  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  und  die  Ertragsfähigkeit  desselben  S'ich  nicht  sum- 
mieren, sondern  vervielfachen. 

Bisher  haben  in  keiner  Entwicklungsphase  der  Zollannäherungs- 
idee gleichzeitig  so  viele,  so  verschiedenartige  und  so  gewichtige 
Momente  an  der  Propaganda  mitgewirkt,  wie  im  jetzigen  Zeitpunkte, 
wodurch  allein  die  Aussichten  des  Gelingens  im  Vergleiche  zu  jenen 
in  früheren  Perioden  viel  größer  erscheinen,  und  zwar  ungeachtet 
dessen,  daß  infolge  der  unvergleichlich  stärkeren  Differenzierung  des 
wirtschaftliehen  Lebens  und  angesichts  des  eingewurzelten  schul zzöU- 
nerischen  Quietismus  die  Schwierigkeiten  ebenfalls  wesentlich  größer 
sind  als  zur  Zeit  der  Bildung  des  deutschen  Zollvereines  1833,  im 
Jahre  1850  und  sogar  im  Jahre  1883  (da  die  Zolltarife  und  sogar 
die  Produktionskosten  großenteils  voneinander  viel  weniger  differierten). 

Das  starke  Mitwirken  der  erwähnten  verschiedenartigen  Mo- 
mente, gleichwie  der  noch  nie  dagewesene  Ernst  der  Zeit  bringen  es 
mit  sich,  daß  diesmal  aus  der  Flut  allgemeiner  Schlagworte  und  kon- 
fuser Begriffe  greifbare  Konstruktionen  sich  bald  herauskristallisieren, 
während  undurchführbare  Vorschläge  sich  rasch  als  solche  entpuppen. 

Wie  bereits  oben  angedeutet,  scheint  vielen  die  von  Franz  v. 
Liszt  (»Ein  mitteleuropäischer  Staatenverband«,  Leipzig  1914)  wieder 
in  allgemeine  Erinnerung  gebrachte  Konzeption  eines  Deutschland, 
Österreich-Ungarn,  Holland  mit  den  Kolonien,  die  Nordreiche,  die 
Schweiz,  die  Balkanstaaten  und  die  Türkei,  später  vielleicht  auch  Italien, 
Frankreich,  Spanien  und  Portugal  umfassenden  Staatenbundes  ein 
vielleicht  verlockendes,  jedoch  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  nicht 
realisierbares  Ziel  zusein.  Ebenfalls  gilt  die  von  Richard  Calwer  auf- 
gefrischte Idee  einer  beinahe  ganz  Europa  mit  Ausnahme  von 
England  und  Eußland  umfassenden  Zollunion   als  Phantasie.') 

Ferner  hat  sich  bisher  auch  der  in  der  ersten  Kriegszeit  stark 
propagierte  Plan  einer  Zollunion  zwischen  Österreich-Ungarn 


^)  Vgl.  Gotheins  Kritik  in  der  »Hilfe«  a.  a.  0.,  auch  Naumanns  Glosse  dazu. 
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und  Deutschland  (mit  oder  ohne  Zwischenzölle)  als  undurchführbar 
(vor  allem  mit  Eücksicht  auf  die  uneingeschränkt  fortzupflegende  staat- 
liche Selbständigkeit)  herausgestellt.  Die  Abneigung  der  meisten  wirt- 
schaftlichen und  parlamentarischen  Kreise,  wie  auch  der  Regierungen 
gegen  diese  Form  ist  —  namentlich  in  Österreich-Ungarn  —  derart 
eingewurzelt,  daß  jede  Aussicht  auf  Realisierung  versperrt  erscheint. 

Als  die  im  Gebiete  praktischer  Möglichkeiten  und  reeller  Er- 
örterungen verbliebenen  Alternativen  gelten  nur:  1.  das  Zoll-  und 
Wirtschaftsbündnis;  2.  die  Vorzugsbehandlung;  3.  ein  verbesserter 
Handelsvertrag  —  die  letzten  zwei  Formen  jedenfalls  mit  der  handels- 
politischen Kooperation  sowie  mit  sonstigen  Elementen  der  wirtschaft- 
hchen  Annäherung  (außerhalb  des  Zollwesens)  verbunden. 

Alle  drei  Konstruktionen  werden  in  praktischen  Erörterungen 
als  nur  auf  das  Verhältnis  zwischen  Österreich- Ungarn  und  Deutsch- 
land, in  den  letzten  Monaten  allerdings  immer  öfter  mit  Einbeziehung 
der  Türkei  und  Bulgariens,  anwendbar  betrachtet,  woran  sich  die  ent- 
legene potentielle  Möglichkeit  der  Angliederung  anderer  kleiner  Staaten 
Nord-  und  Mitteleuropas  sowie  des  Balkans  knüpft. 

Naturgemäß  hat  die  derart  um  sich  greifende  Bewegung  einer- 
seits vielfache  Erörterungen  in  wirtschaftlichen  Körperschaften,  ander- 
seits eine  wahre  Flut  von  Artikeln,  Broschüren  und  Abhandlungen 
gezeitigt.  Sehr  viele  Politiker,  Handelspolitiker,  Nationalökonomen,  die 
letzteren  allerdings  öfter  als  praktische  Volkswirte  —  wohl  aber  auch 
diese  —  haben  bereits  zur  Frage  gesprochen  und  geschrieben;  bei- 
nahe jeder  Tag  bringt  neue  Äußerungen  auf  diesem  Gebiete. 

Es  liegt  darin  zweifellos  ein  großer  Zug.  Der  Krieg,  der  Volks- 
krieg bringt  Zusammenfassungen  differenzierter  Strömungen  und  Inter- 
essen im  Schöße  der  Völker  in  viel  weiterem  Umfange  zustande  als 
irgend  ein  anderes  soziales  Bindemittel.  Das  Solidaritätsgefühl  sowie 
das  Bewußtsein  der  kollektiven  Verantwortung  treten  viel  stärker 
hervor.  Im  Zusammenhange  damit  werden  diejenigen  egoistischen 
Interessen  einzelner  Wirtschaftszweige  schweigsamer  oder  minder  hör- 
bar, die  in  der  schutzzöllnerischen  Entwicklung  der  letzten  Jahrzehnte 
eine  entscheidende  Rolle  spielten  und  häufig  das  Interesse  der  Ge- 
samtwirtschaft wirksam  zum  Schweigen  verurteilten.  Es  macht  sich 
eine  wesentliche  Steigerung  des  tätigen  Verständnisses  für  große 
Kollektivziele  bemerkbar.  Infolge  des  Weltkrieges  leben  wir  im  Zeichen 
eines  Riesenpragmatismus  von  großen  Sozialgebilden. 
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Trotz  dieses  großen  Zuges  wird  durch  die  erwähnte  Stegreif- 
literatur die  Klärung  der  Ansichten  über  das  in  Eede  stehende  Problem 
nicht  immer  gefördert.  Zumeist  werden  die  Grenzen  allgemeiner  Er- 
örterungen und  voreingenommener  Behauptungen  nicht  überschritten. 
Ein  Mißverhältnis  des  politischen  Gedankenganges  zu  volkswirtschaft- 
lichen Erwägungen,  und  zwar  zuungunsten  der  letzteren,  ist  auf  der 
Tagesordnung.  Vielzuviel  befaßt  sich  diese  Literatur  noch  mit  der  Er- 
örterung von  Vor-  und  Nachteilen  solcher  Ideen,  wie  die  einer  Zoll- 
union, die,  wie  bereits  erwähnt,  jedem  Kenner  der  ausschlaggebenden 
Stimmungen  als  undiskutierbar  erscheinen.  Viel  zu  selten  steigt  diese 
Literatur  von  der  Höhe  der  Ideale  auf  das  Gebiet  der  praktischen 
Möglichkeiten  hinunter.  Die  leider  noch  immer  häufig  zum  Vorschein 
tretende  große  Entfernung  zwischen  der  reinen  Bücherweisheit  und 
der  gründlichen  Kenntnis  der  tatsächlichen  Lebensverhältnisse  macht 
sich  auch  diesmal  in  empfindlicher  Weise  bemerkbar. 

Zweifellos  entspringt  die  in  Rede  stehende  Literatur  einem  höchst 
aktuellen  Bedürfnisse.  Häufig  ahnt  sie  jedoch  nicht,  welche  die  ak- 
tuellen und  möglichen  Lösungen  sind,  oder  sie  wagt  sich  an  die- 
selben nicht  heran.  Dieser  Zustand  hat  zur  schädlichen  Folge,  daß 
Pessimisten  oder  solche  Gegner  der  Zollannäherung,  die  dieselbe  aus 
egoistischen  Interessenmotiven  bekämpfen,  sich  an  die  von  Optimisten 
oder  Idealisten  propagierten  allgemeinen  Formeln  klammern  und  bloß 
diese  Formeln  bekämpfen,  ohne  gezwungen  zu  sein,  in  das  Wesen  der 
betreffenden  Konstruktionen  einzudringen.  Der  Mangel  an  Sachlichkeit 
und  Gründlichkeit  auf  Seite  der  Anhänger  der  Zollannäherung  gestattet 
den  Gegnern  ein  leichtes  Spiel  auf  dem  Boden  von  Allgemeinheiten, 
wodurch  die  Aussichten  für  einen  Sieg  der  Zollannäherung  nur  ver- 
mindert werden.  Infolgedessen  ist  auch  die  Polemik  trotz  ihres  be- 
deutenden Umfanges  bisher  vielfach  über  bedeutungslose  Vorposten- 
gefechte und  Scharmützel  nicht  hinausgekommen. 

Die  hauptsächliche  Verwirrung  ergibt  sich  aber  daraus,  daß  der 
Begriff  eines  Zollbündnisses  häufig  mit  jenem  einer  Zollunion 
verwechselt  und  infolgedessen  von  den  Gegnern  der  Zollannäherung 
in  derselben  Weise,  wie  die  Zollunion,  mit  denselben  auf  die  wirk- 
liche Konstruktion  eines  Zollbündnisses  unanwendbaren  Argumenten 
bekämpft  wird.  Dadurch  werden  die  Vorzüge  eines  Zollbündnisses  im 
Vergleiche  zu  einer  Zollunion  einerseits,  die  Durchführbarkeit  des- 
selben anderseits  künstlich  verschleiert  und  es  wird  sich  darüber  keine 
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Eechenschaft  gegeben,  daß  für  diejenigen  Wirtschaftszweige  Österreichs 
und  Ungarns,  für  welche  die  Aufhebung  der  Zollschranifen  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Deutschland  eine  Schädigung  bedeuten  würde, 
die  Höhe  und  Konstruktion  der  Zwischenzölle  einzig  und  allein  dafür 
maßgebend  sein  sollte,  ob  diese  Zweige  sich  für  ein  Zollbündnis  oder 
gegen  dasselbe  aussprechen  sollen. 

Von  der  laufenden  Literatur,  die  im  »Literaturverzeichnisse«  voll- 
zählig verzeichnet  werden  wird,  sind  aus  der  obigen  allgemeinen  Kritik 
folgende  Arbeiten  auszuscheiden,  die  sich  durch  ihren  mehr  volkswirt- 
schaftlichen als  politischen  Charakter,  durch  die  Einschränkung  des 
Themas  auf  die  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  Österreich-Ungarns 
und  Deutschlands,  schließlich  durch  Gründlichkeit  und  praktische 
Richtung  der  Erörterungen  auszeichnen: 

V.  Philippovich,  »Ein  Wirtschafts-  und  Zollverband  zwischen 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn«,  Leipzig  1915,  Keller,  »Ein 
deutsch-österreichisch-ungarischer  Zollverein«,  »Schmollers  Jahrbuchc 
1915,  Lg.  g. 39,  Heft 2,  Wolf,  »Ein  deutsch-österreichisch-ungarischer 
Zollverband«,  Leipzig  1915,  Wolf,  »Die  wirtschaftspolitische  Veranke- 
rung des  Bündnisses«,  »Nord  und  Süd«,  Jubiläumsnummer,  Berlin  1915, 
Freiherr  v.  Stengel,  »Zur  Frage  der  wirtschaftlichen  und  zollpolitischen 
Einigung  von  Deutschland  und  Österreich-Ungarn«,  München  1915, 
Szterenyi,  »Wirtschaftliche  Verbindung  mit  Deutschland«,  »Flug- 
schriften für  Österreich-Ungarns  Erwachen«,  6./7.  Heft,  Warnsdorf  1915, 
und  »Die  wirtschaftliche  Annäherung  zwischen  Deutschland,  Österreich 
und  Ungarn«,  »Nord  und  Süd«,  Jubiläumsnummer,  Berlin  1915,  Dub, 
»Nochmals  zur  Frage  der  Zollunion«,  »Schmollers  Jahrbuch«  1915,  S.Heft. 

Auch  Naumanns  »Mitteleuropa«,  Berlin  1915,  bringt  unter 
vielem  anderen  eine  scharfsinnige  und  sachlich  fundierte  volkswirt- 
schaftliche Beleuchtung  des  in  Eede  stehenden  Problems. 

Nützliche  Detailbeiträge  zur  Lösung  des  Problems  leistete 
V.  Philippovich  in  »Die  Größe  der  Produktion  von  Rohstoffen  als 
Grundlage  einer  wirtschaftlichen  Vereinigung  zwischen  Deutschland 
und  Österreich-Ungarn«  (»Recht  und  Wirtschaft«,  Mai  1915),  gleich- 
wie in  »Die  Steuern  in  Österreich  und  Deutschland«,  Wien  1915. 
Reichhaltiges  Material  ist  in  Pistors  »Die  Volkswirtschaft  Österreich- 
Ungarns  und  die  Verständigung  mit  Deutschland«,  Berlin  1915,  ent- 
halten, woran  sich  eine  gediegene,  wenn  auch  gedrängte  Darstellung 
des  Zollannäherungsproblems  gliedert. 
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Das  politische  Moment  dagegen,  insbesondere  das  weltpolitische, 
beziehungsweise  das  weltwirtschaftliche,  steht  im  Vordergrunde  fol- 
gender interessanter  Abhandlungen: 

Apt,  »Der  Krieg  und  die  Weltmachtstellung  des  Deutschen 
Kelches«,  Leipzig  1914,  ferner  »Mitteleuropäische  Interessengemein- 
schaft«, »Deutsche  Wirtschaftszeitung«  Nr.  24  vom  15.  Dezember  1914, 
Losch,  »Der  mitteleuropäische  Wirtschaftsblock  und  das  Schicksal 
Belgiens«,  Leipzig  1915,  Sartorius  v.  Waltershausen,  »Weltwirt- 
schaft und  Weltkriegs  »Weltwirtschaftliches  Archiv«,  April  1915, 
Gerloff,  »Der  wirtschaftliche  Imperialismus  und  die  Frage  der  Zoll- 
einigung zwischen  Deutschland  und  Österreich- Ungarn«,  Leipzig  1915, 
Jesser,  »Deutscher  Imperialismus  oder  mitteleuropäische  Interessen- 
gemeinschaft«, »Deutsche  Arbeit«,  Prag  1915. 


Bereits  nach  Fertigstellung  des  größten  Teiles  dieser  Zeilen  ist 
im  Auftrage  des  Vereines  für  Sozialpolitik  unter  der  Eedaktion  des 
Prof.  Herkner  ein  Sammelwerk  »Die  wirtschafthehe  Annäherung 
zwischen  dem  Deutschen  Eeiche  und  seinen  Verbündeten«,  München 
und  Leipzig  1916,  in  zwei  Bänden  erschienen,  welches  eine  Eeihe 
sachkundiger  und  statistisch  dokumentierter  Arbeiten  über  einzelne, 
mit  der  wirtschaftlichen  Annäherung  zusammenhängende  Probleme  ent- 
hält, insbesondere  allgemeine  Beleuchtungen  der  Frage  von  Spiethoff, 
Stolper  und  Tyszka,  Abhandlungen  über  die  Meistbegünstigung  und 
Zollunterseheidung,  beziehungsweise  Vorzugsbehandlung  von  Schu- 
macher und  Schüller,  die  Schilderung  der  Stellung  der.  deutschen 
wie  der  österreichischen  Industrie  von  Eulenburg  und  Kobatsch, 
Aufsätze  über  die  in  Betracht  kommenden  Interessen  der  deutschen,  öster- 
reichischen und  ungarischen  Landwirtschaft  und  Viehzucht  von  Eßlen, 
Ballod,  Fellner  und  Meßner,  Darstellungen  der  einschlägigen  Mo- 
mente aus  dem  Bereiche  der  Arbeiterfrage  von  Schiff,  Wuraig  und 
Wissell,  ein  verkehrspoHtisches  Programm  von  v.  d.  Leyen,  Er- 
örterungen der  Beziehungen  der  Türkei  und  Rumäniens  zu  Mitteleuropa 
von  Wiedenfeld  und  Rottmann,  einen  Beitrag  zur  Währungsfrage  von 
Knapp,  schließlich  das  Projekt  eines  Getreidemonopols  von  Hainisch. 
(Ich  glaube  mit  der  vorliegenden  Arbeit  unbeabsiehtigterweise  gerade 
eine  Ergänzung  des  obigen  verdienstvollen  Werkes  nach  den  Richtungen 
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hin  gebracht  zu  haben,  welche  in  demselben  keine  genügende  Be- 
sprechung fanden.  Im  übrigen  konnte  ich  noch  die  darin  enthaltenen 
wertvollen  Ausführungen  und  Angaben  größtenteils  berücksichtigen.) 
Schließlich  sind  von  der  in  der  letzten  Stunde  erschienenen 
Literatur  zu  erwähnen:  Kobatseh,  »Ein  Zoll-  und  Wirtsc hafts verband 
zwischen  dem  Deutschen  Eeiche  und  Österreich-Ungarn«  (Berlin  1915), 
sowie  Irresberger,  »Das  deutsch-österreichisch-ungarische  Wirtschafts- 
und Zollbündnis«  (Berlin  1916). 


Zweites  Kapitel. 


Darstellung  der  Begriffe  und  Konstruktionen  der  Zolleini- 
gungen und  Zollannäherungen  unter  besonderer  Berück- 
sichtigung der  auf  die  zukünftigen  Beziehungen  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Deutschland  bezughabenden  Projekte. 


Erster  ^bsolinitt. 
Allgemeines. 

(Theoretische  Literatur  und  Definitionen.) 

Die  Theorie  der  Zollunionen,  beziehungsweise  auch  der  Zoll- 
bündnisse und  sonstiger  Zolleinigungen  sowie  Zollannäherungen  wurde 
bisher  behandelt  von :  Francke,  a.a.O.,  Bosc,  a.a.O.,  Todorovits, 
a.a.O.,  Fischer,  »Über  das  Wesen  und  die  Bedingungen  eines  Zoll- 
vereines« (»Hildebrands  Jahrbuch  für  Nationalökonomie  und  Statistik«, 
Bde.  2,  7,  8,  9,  11,  1864—1868),  Art.  v.  Emminghaus,  »Zoll- 
verein« im  »Deutschen  Staatswörterbuch«  von  Bluntschli  und  Brat  er, 
Bd.  11,  1870,  Art.  Widder,  »Zollverein«  im  »Staatslexikon«,  IL  Aufl., 
5.  Bd.,  1904,  Schraut,  »Systeme  der  Handelsverträge  und  die  Meist- 
begünstigung«, Leipzig  1884. 

Weder  diese  Literatur,  noch  die  Lehrbücher  des  Völkerrechtes 
haben  bisher  sowohl  eine  zufriedenstellende  Präzisierung  der  für  alle 
möglichen  Formen  der  Zolleinigung  und  Zollannäherung  in  Be- 
tracht kommenden  Begriffe,  als  auch  eine  Abgrenzung  von  »Zollunionen« 
gegen  »zollunionsähnliche  Gebilde«  und  gegen  »Zollbündnisse«,  be- 
ziehungsweise eine  Abgrenzung  der  »Zollbündnisse«  gegen  »zoll- 
bündnisähnliche  Abmachungen«  gebracht,  was  sich  hauptsächlich  aus 
der  Tatsache  erklärt,  daß  diese  gesamten  Gebilde  —  bis  auf  einen 
in  Deutschland  unter  Karl  V.  ausgearbeiteten,  jedoch  nie  durch- 
geführten Vorschlag,  ferner  bis  auf  den  Schleswig-Holsteinschen  Zoll- 


45 

verein  vom  Jahre  1581  —  Erzeugnisse  des  XIX.  Jahrhunderts  sind 
und  sieh  in  stark  fluktuierender  Entwicklung  befinden.  Die  bestehenden 
Konstruktionen  dieser  Art  sind  auch,  insbesondere  seit  Mitte  des 
XIX.  Jahrhunderts,  häufig  umgebildet  worden,  wodurch  gleichfalls  ihre 
Begriffsbestimmung  wesentlich  erschwert  wird,  vrie  überhaupt  völker- 
rechtliche Zustände  und  Begriffe  naturgemäß  gegen  staatsrechtliche  und 
vor  allem  gegen  privatrechtliche  eine  viel  geringere  Stabilität  aufweisen. 

Die  älteren  Definitionen  der  Zolleinigungen,  wie  die  von  Fischer 
(a.  a.  0.),  welche  dann  von  v.  Erarainghaus  wörtlich  übernommen 
wurde,  beruhen  beinahe  ausschließlich  auf  internen  Merkmalen  des 
deutschen  Zollvereines,  beziehungsweise  der  ihm  vorangegangenen 
Zollvereine  unter  deutschen  Staaten,  Erst  später  ist  die  größte  Anzahl 
der  bestehenden  Zollunionen  und  zollunionsähnlichen  Gebilde  ent- 
standen. Ungeachtet  dessen  ist  auch  in  späteren  Definitionen  (Schraut, 
Prancke,  Widder)  dieselbe  Quelle  (die  internen  Merkmale  des 
»deutschen  Zollvereines«,  beziehungsweise  der  verschiedenen  deutschen 
Zollvereine)  als  die  ausschlaggebende  zu  erkennen.  Alle  verfallen  in 
den  Irrtum,  daß  in  ihren  Definitionen  und  Unterscheidungen  das  nach 
meiner  Ansicht  Wesentliche,  nämlich  das  Völkerrechtliche,  das  Ver- 
hältnis zum  Auslande,  die  Art  der  Umgestaltung  der  völkerrechtlichen 
Subjekts  Verhältnisse,  gegen  das  Unwesentliche,  gegen  die  Art  der  Neu- 
regelung der  inneren  Verhältnisse  unter  den  vereinigten  oder  ver- 
bündeten Staaten,  gegen  das  Verwaltungsrechthche  sensu  lato,  beinahe 
gänzlich  zurücktritt. 

Da  Zollunionen  und  Zollbündnisse  aus  völkerrecht- 
lichen Quellen  entstehen  und  infolgedessen  vor  allem  einen 
Wandel  in  den  völkerrechtlichen  Verhältnissen  nach  sich 
ziehen,  so  sind  auch  für  ihre  Begriffsbestimmung  ihre 
völkerrechtlichen  Funktionen,  ihre  Wirkungen  auf  dem 
Gebiete  des  Völkerrechtes  ausschlaggebend. 

Außerdem  beschränkt  sich  die  angeführte  fachliche  Literatur 
(mit  Ausnahme  des  B ose)  auf  die  Behandlung  von  »Zollunionen*  und 
»zollunionsähnlichen  Gebilden«,  ohne  den  »Zollbündnissen«  und  den 
»zollbündnisähnlichen  Abmachungen«  näherzutreten,  was  sich  zum 
Teile  dadurch  erklärt,  daß  echte  > Zollbündnisse«  bisher  in  der  Praxis 
nicht  vorkamen. 

Obwohl  nun  hier  in  der  Bestimmung  der  besagten  Begriffe  von 
einem  wesentlich  anderen  Standpunkte  ausgegangen  wird,  so  daß  meine 
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Definition  und  die  meiner  Vorgänger  gewissermaßen  als  unvergleichbar 
erseheinen,  werden  doch  zunächst  der  Vollständigkeit  halber  die  früheren 
Definitionen  angegeben. 

Fischer:  »Ein  Zollverband  ist  eine  auf  bestimmte  Zeit  ab- 
geschlossene Vereinigung  mehrerer  souveräner  Staaten  zur  Herstellung 
der  wenigstens  als  Eecht  geltenden  Verkehrsfreiheit  zwischen  ihnen 
durch  ein  gemeinschaftliches  Grenzzollsystem  und  zur  verhältnismäßigen 
Teilung  der  aus  demselben  erwachsenden  Einnahmen.  < 

»Ein  Zollverband  ist  entweder  ein  Zollverein  oder  ein  Zoll- 
anschluß. Im  Zollverein  ist  zu  jeder  Änderung  der  gemeinschaft- 
lichen Zollgesetzgebung  im  weitesten  Sinne  die  ausdrückliche  Ein- 
willigung jedes  Vereinsstaates  erforderlich  und  demselben  steht 
die  selbständige  Zollverwaltung  innerhalb  seines  Gebietes,  der  verein- 
barten Gesetzgebung  gemäß,  zu.  —  Wenn  ein  Staat  für  sein  ganzes  Ge- 
biet oder  für  einen  Teil  desselben  das  Zollsystem  eines  anderen  Staates 
in  der  Weise  angenommen  hat,  daß  er  auf  die  selbständige  Teilnahme 
an  der  gemeinschaftlichen  Zollgesetzgebung  und  auf  die  selbständige 
Zollverwaltung  innerhalb  seines  Gebietes  in  größerer  oder  geringerer 
Ausdehnung  verzichtet,  haben  wir  es  mit  einem  Zollanschluß  zu  tun.« 

Sc  braut:  »Eine  Zolleinigung  liegt  dann  vor,  wenn  zwei  oder 
mehrere  selbständige  Staaten  dahin  übereinkommen,  ihr  Zollwesen, 
insbesondere  auch  die  Zolltarife,  derart  gemeinschaftlich  festzusetzen 
und  zu  handhaben,  daß  sie  dem  Auslande  gegenüber  als  ein  geschlos- 
senes Zollgebiet  auftreten,  innerhalb  dessen,  abgesehen  von  einigen 
finanzpolitischen  Übergangssteuern,  Grenzzölle  nicht  mehr  bestehen, 
und  daß  sie  die  Erträgnisse  der  Zölle  für  gemeinschaftliche  Eechnung 
des  Zollverbandes  erheben.« 

Prancke:  »Eine  Zollunion  ist  die  völlige  Vereinigung  zweier 
oder  mehrerer  selbständiger  Staaten  zu  einem  einzigen  Zollgebiete.  Ein 
Zollbündnis  umfaßt  mehrere  Staaten  mit  einheitlichem  Außentarif 
und  niedrigeren  Zwischenzollinien  an  den  inneren  Grenzen.« 

Widder:  »Ein  Zollverein  ist  die  Vertrags  weise  Vereinigung 
mehrerer  souveräner  Staaten  zu  einem  gemeinschaftlichen  Grenzzoll- 
system und  zur  Teilung  des  Ertrages  der  Zölle,  womit  die  Herstellung 
der  freien  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  von  Waren  aus  jedem  der  Ver- 
tragsstaaten nach  den  anderen  und  durch  dieselben  verbunden  ist, 
soweit  nicht  wegen  innerer  Verbrauchsabgaben  oder  Monopole  einzelne 
Ausnahmen  bestehen  dürften.« 
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Bosc  und  Todorovits  stellen  keine  Definitionen  auf  und  be- 
handeln vorwiegend  deskriptiv  verschiedene  Typen  von  Zollunionen 
und  zollunionsähnlichen  Gebilden,  auf  die  sie  den  Kollektivnamen  Zoll- 
unionen, beziehungsweise  Zollvereine  anwenden. 

Dabei  kommt  jedoch  Bosc,  welcher  sich  auch  mit  Zollbtindnissen 
und  zollbündnisähnlichen  Abmachungen  befaßt,  bei  seinem  eingehenden 
Studium  der  Merkmale,  der  Funktionen,  der  Wirkungen  wie  der  Ent- 
stehungsarten aller  ZoUunions-  und  Zollallianzgebilde,  der  »völker- 
rechtlichen« Auffassung  und  Differenzierung  derselben,  wie  sie  die 
Grundlage  meiner  Konstruktionen  bildet,  ziemlich  nahe. 

Bosc  selbst  (a.  a.  0.  S.  43),  dem  überhaupt  die  bisher  gründ- 
lichste theoretische  Analyse  und  Zusammenfassung  des  in  Rede 
stehenden  Gegenstandes  zu  verdanken  ist,  bezeichnet  die  bisherigen 
Bestimmungen  des  Zollunionsbegriffes  als  ungenügend,  wodurch  Ver- 
wirrungen entstehen,  die  aber  nicht  nur  mit  einer  unvollkommenen 
Durchleuchtung  des  Begriffes  der  Zollunion,  sondern  auch  mit  der  Un- 
beständigkeit der  Terminologie  zusammenhängen.  Auf  den  »embarras 
derichesse«,  der  in  der  Terminologie,  insbesondere  in  jener  der  deutschen 
Literatur  herrscht,  weist  auch  der  englische  Nationalökonom  Sir  Robert 
Giffen  in  »Nineteenth  Century«,  Mai  1902,  S.  696,  hin,  indem  er 
sich  gegen  die  »Tyrannei  der  Ausdrücke«  in  dieser  Materie  wendet. 

Aus  der  geschilderten  Definitionsarmut  im  Vereine  mit  dem 
Benennungsreichtum  in  der  Wissenschaft  ist  die  in  der  gegenwärtigen 
Polemik  in  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  herrschende  Verwir- 
rung teilweise  zu  erklären. 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  Zollunion  (der  Zollverein).^) 

Begriff  der  Zollunion. 
Der  Begriff  ist  als  ein  völkerrechtlicher  zu  behandeln   und    aus 
völkerrechtlichen  Rechtsquellen  abzuleiten,    in  erster  Linie    aus  jenen 

^)  Der  Verfasser  hat  sieh  für  die  Benennung  »Zollunion«  entschlossen,  weil 
dieselbe  in  den  gegenwärtigen  Besprechungen  der  zukünftigen  Gestaltung  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutsehland  vorherrschend 
ist  und  weil  Verwechslungen  mit  dem  historischen  deutschen  »Zollvereine«  ver- 
mieden werden  wollen. 
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Verträgen,  die  die  Zollunion  in  dem  Zusammenhange  erwähnen,  daß 
im  Falle  einer  der  vertragschließenden  Staaten  sich  mit  einem  dritten 
Staate  im  Verhältnisse  einer  Zollunion  befindet  oder  eine  solche  Zoll- 
union später  sehließen  sollte,  der  zweite  Vertragsstaat  auf  Grund  der 
ihm  etwa  zustehenden  sonst  absoluten  und  unbedingten  Meistbegünsti- 
gung die  von  den  zollunierten  Staaten  untereinander  gegenseitig  ge- 
währten Zollfreiheiten,  beziehungsweise  Zollbegünstigungen,  für  sich 
nicht  in  Anspruch  nehmen  darf. 

Ähnliche  Klauseln  in  verschiedenen  Fassungen,  aus  welchen 
jedoch  der  obige  Rechtsgrundsatz  in  unzweifelhafter  Weise  entnommen 
werden  kann,  befinden  sich  in  folgenden  Handelsverträgen  (bei  deren 
Zusammenstellung  die  Vollständigkeit  nicht  angestrebt  wurde): 

Österreich — Sardinien  vom  Jahre  1851. 

Österreich-Ungarn— England,  5.  XII.  1876  (Art.  4,  3). 

Deutschland- Rumänien,  14.  XI.  1877  (Art.  VI,  2),  21.  X.  1893 
(Art.  0,  2). 

Deutschland— Österreich-Ungarn,  16.  XII.  1878  (Art.  2,  2), 
23.  V.  1881  (Art.  2,  2),  6.  XII.  1891  (Art.  2.  2), 

Österreich  Ungarn— Italien,  27.  XII.  1878  (Art.  Vllb),  7.  XII. 
1887  (Art.  7  b),  11.  II.  1906  (Art.  7  b). 

Österreich- Ungarn— Spanien,  3.  VI.  1880  (Art.  VIII  b  des  Schluß- 
protokolls). 

Österreich-Ungarn— Dänemark,  14.  III.  1887  (Art.  3,  2). 

Österreich-Ungarn— Griechenland,  11.  IV.  (30.  III.)  1887  (Art.  2  b). 

Österreich-Ungarn— Schweiz,  28.  XII.  1882  (Art.  1,  2),  10.  XII. 
1891  (Art.  1,  2). 

Österreich-Ungarn— Ägypten,  16.  VUI.  1890  (Art.  IV,  2). 

Belgien— Ägypten,  24.  VI.  1891  (Art.  4). 

Spanien— Schweden,  27.  VI.  1892  (Art.  6),  9.  VHI.  1893  (Art.  6). 

Spanien— Norwegen,  27.  VI.  1892  (Art.  8). 

Dänemark— Spanien,  4.  VII.  1893  (Art.  VI). 

Deutschland— Rußland,  29.  I.  1894  (Art.  11). 

Österreich-Ungarn— Rußland,  18./6.  V.  1894  (Art.  3,  1),  15./2.IL 
1906  (Art.  3,  1). 

Rußland— Dänemark,  2.  III.  (18.  IL)  1895  (Art.  5,  2). 

Italien— Frankreich-Tunis,  28.  IX.  1896  (Art.  8). 

Bulgarien -Serbien,  16.  II.  1897  (Art.  8b). 

Deutschland— Oranje-Freistaat,  28.  IV.  1897  (Art.  8.) 
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England— Frankreich-Tunis,  18.  IX.  1897  (Art.  I). 

Deutsehland— Bulgarien,  1.  VIII.  1905  (Art.  7,  2). 

Österreich-Ungarn— Belgien,  12.  II.  1906  (Art.  3,  2). 

Österreich-Ungarn— Schweiz,  9.  III.  1906  (Art.  1,  2). 

Deutschland— Schweden,  8.  V.  1906  (Art.  11). 

Serbien— Türkei,  15./28.  V.  1906  (Art.  3b). 

Eumänien— Belgien,  23.  V.  (5.  VI.)  1906  (Art.  4). 

Serbien— Italien,  1.  (14.  I.)  1907  (Art.  8). 

Serbien— Schweiz,  28.  IL  1907  (Art.  12),  schließlich  in  beinahe 
allen  seither  geschlossenen,  z.  B.  im  Vertrage  zwischen  Belgien  und 
Bolivien  vom  18.  IV.  1912. 

Typisch  ist  z.  B.  die  Bestimmung  des  Art.  8  des  zwischen 
Deutschland  und  dem  Oranje-Freistaate  geschlossenen  Handelsvertrages 
vom  28.  April  1897,  welche  folgendermaßen  lautet: 

»Begünstigungen,  welche  einer  der  beiden  vertragschUeßenden 
Teile  .  .  .  fremden  Staaten,  Kolonien  oder  Gebieten  durch  eine  schon 
abgeschlossene  oder  künftig  abzuschließende  Zoll  Vereinigung  gewährt 
hat  oder  gewähren  sollte,  können  von  dem  andern  Teile  nicht  in 
Anspruch  genommen  werden,  solange  diese  Begünstigungen  auch 
allen  übrigen  nicht  .  .  .  zollgeeinten  Staaten,  Kolonien  oder  Gebieten 
vorenthalten  werden.  Zu  den  letzteren  Staaten  ist  auch  der  nicht  .  .  . 
zollgeeinte  Schutzstaat  einer  in  der  bezeichnenden  Weise  begünstigten 
Kolonie  oder  eines  solchen  Gebietes  zu  rechnen.« 

Vergleichshalber  sei  die  analoge  Bestimmung  des  Art.  7,  Abs.  b, 
des  österreichisch  -  ungarisch  -  italienischen  Handelsvertrages  vom 
11.  Februar  1906  angeführt: 

»Die  vorstehenden  Bestimmungen  lassen  jedoch  unberührt  .  .  . 
b)  diejenigen  Verpflichtungen,  welche  einem  der  hohen  vertrag- 
schließenden Teile  durch   eine   schon  bestehende   oder  etwa   künftig 
eintretende   Zolleinigung   (französischer  Text  =  union   douaniere) 
auferlegt  sind.« 

Mittelbar  ist  derselbe  Eechtsgrundsatz  auch  aus  solchen  Be- 
stimmungen mit  Sicherheit  zu  entnehmen,  wie  z.  B.  die  in  der  öster- 
reichisch-ungarisch-bulgarischen Konvention  vom  21./9.  Dezember 
1896  (Art.  15)  enthaltene: 

»Die  gegenwärtige  Konvention  erstreckt  sich  auch  auf  diejenigen 
Länder  und  Gebiete,  welche  gegenwärtig  oder  in  der  Zukunft  durch 
eine  Zollunion  mit  einem  der  vertragschließenden  Teile  verbunden  sind.« 

T.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I.  ^ 
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Eine  der  letzten  ähnliche  Fassung  ist  unter  anderem  in  folgenden 
Handelsverträgen  enthalten : 

Frankreich — Südafrikanische  Transvaalrepublik,  10.  VII.  1886 
(Art.  3). 

Deutschland— Belgien,  6.  XII.  1891  (Art.  15). 

Deutschland— Italien,  6.  XII.  1891  (Art.  12). 

Deutschland— Schweiz,  10.  XII.  1891  (Art.  10). 

Österreich-Ungarn— Schweiz,  10.  XII.  1891  (Art.  14). 

Deutschland— Kolumbien,  23.  VII.  1892  (Art.  25). 

Deutschland— Serbien,  21./9.  VIII.  1892  (Art.  X). 

Österreich-Ungarn— Eumänien,  9./21.  XII.  1893  (Art.  7). 

Deutschland— Japan,  4.  IV.  1896  (Art.  19). 

In  wenigen  Verträgen  wird  die  in  Eede  stehende  Exemption 
der  Zollunionen  aus  der  Meistbegünstigung  auf  jene,  die  unter  Nach- 
barstaaten Zustandekommen,  eingeschränkt.  Insbesondere  kommt 
eine  solche  Einschränkung  in  den  von  Spanien  mit  Dänemark, 
Schweden  und  Norwegen  geschlossenen  Handelsverträgen  (s.  oben) 
vor  —  offenbar  deswegen,  weil  nach  den  damaligen  Verhältnissen  für 
Spanien  nur  eine  Zollunion  mit  Portugal,  für  die  Nordstaaten  nur  eine 
solche  untereinander  hätte  in  Betracht  kommen  können. 

Im  österreichisch-ungarisch-russischen  Handelsvertrage  vom 
15./2.  II.  1906  wird  einerseits  die  »Zolleinigung«  ohne  den  Zusatz 
»gegenwärtig  oder  künftig«  eximiert  (Art.  3),  anderseits  die  russische 
Eegierung  verpflichtet,  eine  mit  Finnland  etwa  zu  schließende  Zoll- 
einigung zwei  Jahre  im  voraus  nur  anzuzeigen. 

Die  allgemeine  Gültigkeit  des  obigen  Bechtsgrundsatzes  —  ohne 
Bücksicht  darauf,  ob  eine  diesbezügliche  vertragsmäßige  Sicherung 
vorliegt  oder  nicht  —  ist  sowohl  in  der  Literatur,  als  auch  in  der 
völkerrechthchen  Praxis  nicht  mehr  strittig.  Die  gleiche  Ansicht  Boscs 
(a,  a.  0.  S.  78)  wird  durch  die  von  ihm  dort  zitierte  ältere  Literatur 
bekräftigt,  gleichwie  durch  die  seither,  insbesondere  im  gegenwärtigen 
Kriegsjahre  erschienenen  Arbeiten  von  v.  Philippovich,  Dietz, 
Jastrow,  Sartorius  v.  Waltershausen  (s.  »Literaturverzeichnis«). 
Übrigens  betrachtete  v.  Philippovich  diese  Auffassung  als  selbstver- 
ständlich noch  in  seinem  Schlußworte  zur  Enquete  der  Gesellschaft  der 
österreichischen  Volkswirte  im  Jahre  1900  (s.  oben).  Während  übrigens 
Bosc  noch  einige  Gegner  dieser  Anschauung,  insbesondere  v.  Peez 
(1891),  Veilkovits  (1892)  und  Oauwes  (1895)  anführt,  sind  in  der 
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neuen  Literatur  solche  gegenteilige  Ansichten  gar  nicht  vertreten  — 
bis  auf  Todorovits  (a,  a.  0.),  der  sich  auf  den  prinzipiellen  Stand- 
punkt zu  stellen  scheint,  daß  es  im  Völkerrechte  nur  eine  einzige 
Eechtsquelle  gibt:  die  völkerrechtlichen  Verträge. 

Aus  der  völkerrechtlichen  Praxis  sind  zwei  auf  diesem  Hinter- 
grunde entstandene  Konflikte  bekannt.  Napoleon  III.  verlor  das  Spiel, 
als  er  die  vom  Zollverein  den  Südstaaten  gewährte  Zollfreiheit  auf 
Grund  der  Meistbegünstigungsklausel  in  Anspruch  nehmen  wollte.^) 

Ebenso  war  es  verlorenes  Spiel,  als  Italien,  Schweden  und  Nor- 
wegen, Holland  und  der  deutsche  Zollverein  von  Frankreich  eine 
gleiche  Behandlung  ihrer  Schiffe  in  den  französischen  Häfen  ver- 
langten als  jene,  die  dem  Fürstentum  Monaco  im  Zollvereinsvertrage 
mit  Frankreich  zugestanden  wurde.  Bosc  (a.  a.  0.  S,  80)  bemerkt 
hiezu  richtig  folgendes:  »TatsächUch  bilden  Staaten,  die  eine  Gemein- 
schaft eingehen,  eine  neue  Eechtspersönlichkeit,  mit  neuem  Dasein, 
dem  man  nicht,  gestützt  auf  frühere  Verträge,  entgegenschreiten  kann.« 

Neben  den  angeführten  Handelsverträgen,  welche  eine  völkerrecht- 
liche Sicherung  der  Zollunionen  gegen  Eingriffe  auf  Grund  der  Meist- 
begünstigung enthalten,  kommen  als  Eechts-  und  Begriffsquelle  die 
Zollunionsverträge  selbst  in  Betracht,  insoweit  ihre  Bestimmungen  völker- 
rechtliche Konsequenzen  (dritten  Staaten  gegenüber)  nach  sich  ziehen. 

Außer  diesen  Quellen  und  den  in  der  diplomatischen  Korrespon- 
denz vorfindlichen  Erläuterungen  zu  denselben  (s.  Eundschreiben  des 
französischen  Handelsministers  an  die  Handelskammern  Frankreichs 
wegen  Monaco,  wiedergegeben  bei  Bosc,  S.  79)^)  kann  hie  und  da  als 
Hilfsquelle  der  Sprachgebrauch  angewendet  werden,  worauf  noch 
zurückzukommen  sein  wird. 

Auf  den  obigen  Grundlagen  kann  das  Zustandekommen 
einer  Zollunion  festgestellt  werden,  wenn  zwei  oder  mehrere 
handelspolitisch    selbständige  Staaten  untereinander  einen 

1)  Todorovits  (a.  a.  0.  S.  29)  nimmt  irrtümlicherweise  an,  daß  dieser 
Sehritt  Frankreichs  erst  nach  dem  Jahre  1871,  und  zwar  unter  Berufung  auf  den 
§  11  des  Frankfurter  Friedensvertrages,  erfolgte. 

-}  Im  Jahre  1862  äußerte  Preußen  in  der  Beantwortung  der  österreichischen 
Einwendungen  gegen  den  französisch-deutschen  Meistbegünstigungsvertrag  seine 
Ansicht  dahin,  daß  der  letztere  Vertrag  dem  Eintritte  Österreichs  in  den  deutsehen 
Zollverein  nicht  entgegenstehe.  Allerdings  stellte  sich  Preußen  schon  im  Jahre  1863 
auf  den  entgegengesetzten  Standpunkt.  Damals  war  jedoch  das  Problem  weder  in 
der  Praxis  noch  in  der  Literatur  so  geklärt,  wie  heute. 

4* 
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völkerrechtlichen  (somit  in  der  Regel  befristeten  oder  kündbaren, 
jedenfalls  aber  völkerrechtlich  lösbaren)  Vertrag  eingehen,  nach 
welchem  sie  dritten  Staaten  gegenüber  in  zoll-  und  handels- 
politischer Beziehung,  insbesondere  auch  beim  Abschlüsse 
von  Zoll-  und  Handeisverträgen,  als  ein  einziges  Rechts- 
subjekt, mit  einem  von  dritten  Staaten  als  einheitlich  zu 
behandelnden  Zollgebiete,  auftreten  und  diese  Zoll-  und 
Handelsverträge  auf  Grund  eines  einzigen  Außenzolltarifes 
schließen.^) 

Wesentliche  Merkmale  der  Zollunion. 

Die  Zoll-  und  Handelsverträge  werden  vom  neuen  Rechtssubjekte, 
nicht  aber  von  den  Bestandteilen  desselben  geschlossen  —  mit  Aus- 
nahme jener  Fälle,  in  welchen  der  Abschluß  von  Separatverträgen  im 
Zollunionsvertrage  ausdrücklich  gestattet  wird.^)     An  diesem  Prinzipe 

^)  Vgl.  hiemit  folgende  Ausführungen  des  v.  Matlekovits  in  der  »Neuen 
Freien  Presse«  vom  24.  April  1915: 

»Nicht  der  vollkommen  freie  Verkehr  zwischen  den  zollvereinten  Ländern 
ist  die  Charakteristik  der  Zollunion,  sondern  die  einheitliehe  Zollgrenze  und  die 
einheitliehe  Zollpolitik  gegenüber  dritten  Staaten.  Die  Zollunion  verlangt  die 
Abdikation  des  selbständigen  Verfügungsreehtes  der  einzelnen  zoll- 
vereinten Staaten  bezüglich  der  auswärtigen  Handelspolitik.  Die 
Feststellung  des  Zolltarifes,  der  Abschluß  von  Handelsverträgen,  ja 
selbst  die  diplomatische  Vertretung  von  Handelsinteressen  ist  nun- 
mehr gemeinsame  Angelegenheit  der  zollvereinten  Staaten.  .  .  .  Der 
einzelne  Staat  der  zollvereinten  Länder  abdiziert  von  seinem  Rechte 
der  souveränen  Handelspolitik  und  unterwirft  sich  auch  dem  Willen 
der  zollvereinten  Länder.  Der  einzelne  Staat  des  zollvereinten  Ge- 
bietes ist  handelspolitisch  für  dritte  Staaten  versehwunden  und 
bildet  einen  Teil  des  als  neues  Individuum  auftretenden  Zollvereines.« 

2)  Ein  solcher  Vorbehalt  ist  in  einigen  der  früheren  unter  den  deutschen 
Staaten  geschlossenen  Zollvereinsverträge,  ferner  im  Zollunionsvertrage  zwischen 
Frankreich  und  Monaco  (1865),  allerdings  mit  verschiedenen  Einschränkungen,  ent- 
halten, die  insgesamt  den  Gedanken  zum  Ausdrucke  bringen,  daß  diese  separate 
Vertragsfreiheit  dem  Zollunionsvertrage  nicht  zuwiderlaufen  darf,  folglich  sich 
prinzipiell  nur  auf  solche  Gegenstände  erstreckt,  die  außerhalb  der  Zollunion  liegen. 
In  einem  der  ältesten  Zollunionsverträge  (vgl.  Art.  6  des  bayrisch-württembergischen 
Vertrages  vom  Jahre  1828)  ist  allerdings  die  Möglichkeit  des  Abschlusses  von 
Separatzoll  vertragen  —  gegen  Entgelt  zugunsten  des  zweiten  unierten  Staates  — 
vorgesehen. 

Die  obigen  Ausnahmen  bilden  aber  offensichtlich  nur  eine  Bestätigung  der 
Regel  —  eines  wesentlichen  Kriteriums  der  Zollunion  —  daß   die   durch  die  Zoll- 


53 

wird  selbstredend  durch  die  Tatsache  nichts  geändert,  daß  etwa  nur 
einer  der  zolhinierten  Staaten  in  Vertretung  der  Gesamtheit  gegen 
frühere  oder  nachträgliche  Zustimmung  der  letzteren  Verträge 
schließt. 

Im  übrigen  tritt  die  Zollunion,  als  zeitweiliger  Nachfolger  der 
zollvereinigten  Staaten,  in  die  handelsvertraglichen  Pflichten  und 
Rechte  derselben  ein  —  mit  jenen  Beschränkungen,  die  sich  aus  dem 
Wesen  der  Zollunion  ergeben. 

Der  völkerrechtliche  Vertrag,  als  Entstehungsquelle  der 
Zollunion,  bildet  ein  wesentliches  Kriterium  des  völkerrechtlichen  Zoll- 
unionsbegriffes;  folglich  sind  zollunionsähnliche  Gebilde,  wie  sie  sich 
in  den  Bundesstaaten  oder  Staatenbunden  aus  der  Bundesver- 
fassung ergeben,  als  Zollunionen  nicht  zu  betrachten. 

Dagegen  ist  die  volle  Unabhängigkeit  und  Souveränität  der 
zollunierten  Staaten,  als  Kriterium  einer  Zollunion,  nicht  unerläßlich, 
wie  an  dem  Beispiele  der  zwischen  Österreich  und  Ungarn  auf  völker- 
rechtlicher Vertragsbasis  bestehenden  Zollunion  zu  ersehen  ist.  Es 
genügt  die  handelspolitische  Selbständigkeit,  wie  sie  eben  im 
Verhältnisse  zwischen  Österreich  und  Ungarn  besteht. 

Die  Natur  der  völkerrechtlichen  Verträge  bringt  in  der  Eegel 
eine  vertragsmäßige  Beschränkung  der  Dauer,  oder  zumindest  das 
Kündigungsrecht  mit  sich;  sollte  ein  solches  nicht  ausdrücklich  aus- 
gemacht sein,  so  ist  der  Vertrag  jederzeit  kündbar;  er  kann  auch  sonst 
immer  mutuo  consensu  gelöst  werden;  selbst  ein  auf  ewige  Zeiten 
geschlossener  völkerrechtlicher  Vertrag  (die  ewige  Meistbegünstigungs- 
klausel im  §  11  des  Frankfurter  Friedensvertrages!)  ist  auf  völker- 
rechtlichem Wege  rechtswirksam  lösbar:  durch  den  völkerrechtlichen 
Krieg.  Diese  völkerrechtliche  Lösbarkeit  des  Zollunionsvertrages 
ist  ein  wesentliches  Kriterium  des  Zollunionsbegriffes. 

Im  Begriffe  der  Zollunion  ist  mithin  das  aus  völkerrechtlicher 
und  nicht  aus  bundes-  oder  staatsrechtlicher  Quelle  stammende  Auf- 
geben der  Staatsindividualität  nach  außen  hin,  im  Verhältnisse  zu 
dritten  Staaten,  auf  handelspolitischem  Gebiete  —  mit  der  Möglichkeit 


Union  vereinigten  Staaten  auf  ihre  Selbständigkeit  im  sachlichen  Rahmen  der 
Zollunion  verziehten.  Über  die  einige  vorübergehende  Schwankungen  aufweisende, 
jedoch  im  Wesen  immer  den  obigen  Grundgedanken  wiedergebende  geschichtliche 
Entwicklung  dieser  Frage  vgl.  Todorovits  a.  a.  6.  S.  23  und  69. 
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der  Wiedergewinnung   dieser  Individualität  (ebenfalls  auf  völkerrecht- 
lichem Wege)  verbunden  —  das  einzig  Wesentliche.^) 

Aufzählung  der  Zollunionen. 

An  Zollunionen  bestehen  gegenwärtig:  Österreich-Ungarn, 
Liechtenstein  und  die  österreichisch-ungarische  Monarchie, 
Luxemburg  und  das  Deutsche  Reich,  Monaco  und  Frank- 
reich, San  Marino  und  Italien.^) 

Außerdem  haben  im  XIX.  Jahrhundert  an  Zollunionen  bestanden: 
der  bayrisch-wtirttembergische  Zollverein  (1828—1833),  der 
mitteldeutsche  Zollverein  (1828  — 1830),  der  preußisch- 
hessische Zollverein  (1828  —  1833),  der  preußisch-hessisch- 
kurhessische  Zollverein  (1831  — 1833),  der  Steuerverein 
(1834—1851),  die  fälschlich  sogenannten  Zollanschlüsse  ganzer 
Staaten,  wie  Anhalt,  Sachsen-Weimar,  Schwarzburg-Rudol- 
stadt,  Schwarzburg-Sondershausen  und  Waldeck-Pyrmont  an 
Preußen,  ferner  von  Hohenzollern  an  Württemberg  und  Olden- 
burg an  Braunschweig  in  den  zwanziger,  dreißiger  und  vierziger 
Jahren,  der  deutsche  Zollverein  (1833 — 1871),  Schweden-Nor- 
wegen (1874 — 1890),  die  südafrikanische  Zollunion. 3) 

^)  Der  Benennung  dagegen  kommt  gar  keine  Bedeutung  zu.  Als  Österreich 
mit  dem  Herzogtume  Modena  einen  Präferentialhandelsvertrag  schloß  und  denselben 
als  einen  Zollunionsvertrag,  der  er  nicht  war,  bezeichnete  (damit  der  Staat  Sardinien, 
welchem  früher  das  Meistbegünstigungsreeht  zuerkannt  wurde,  daraus  keinen 
Nutzen  ziehen  könne),  mußte  sieh  Österreich  doch  bald  darauf  vor  dem  Proteste 
Sardiniens  und  anderer  europäischer  Staaten  beugen  und  die  Modena  gewährten 
Begünstigungen  auch  anderen  Staaten  konzedieren. 

'-)  Es  war  dem  Verfasser  angesichts  des  Kriegszustandes  nicht  möglich,  sieh 
die  Quellen  und  Arbeiten  über  die  zwischen  San  Marino  und  Italien  bestehenden 
handelspolitischen  Beziehungen,  worüber  in  den  Wiener  Bibliotheken  nichts  zu 
finden  war,  zu  besebaifen.  Da  jedoch  San  Marino  ein  vollkommen  unabhängiger 
Staat  ist  und  mit  Italien  ein  einheitliches  Zollgebiet  bildet,  so  kann  dieses  Ver- 
hältnis ohne  weitere  Erhebungen  als  eine  Zollunion  aufgefaßt  werden. 

Eine  ähnliche  Rechtslage  könnte  für  das  Verhältnis  Andorras  zu  Frankreich 
angenommen  werden  (worüber  gleichfalls  die  erforderlichen  Quellen  und  Arbeiten 
dem  Verfasser  nicht  zugänglich  waren),  wenn  Andorra,  entgegen  der  Anschauung 
vieler  Völkerrechtslehrer  (vgl.  v.  Liszt,  »Das  Völkerrecht«,  Berlin  1915,  S.  59), 
überhaupt  als  ein  Staat  angesehen  werden  sollte. 

^)  Dieselbe  bestand,  als  Zollunion,  zunächst  so  lange,  als  sie  die  Zoll- 
einigung der  Kapkolonie,  später  auch  anderer  südafrikanischer  Kolonien  Englands, 
mit  dem  unabhängigen   Oranjefreistaate  beinhaltete  —  1889  bis  1903  —  dann 
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Zollunionsähnliche  Gebilde. 

Nach  der  eingangs  gegebenen  Definition  sind  als  Zollunionen 
nicht  zu  betrachten: 

a):  Zollanschlüsse; 

b)  und  c):  die  auf  bundesrechtlicher  (b)  oder  auf  sonstiger  staats- 
rechtlicher (c)  Grundlage  zustande  gekommenen,  völkerrechtlich  nicht 
lösbaren  Zusammenlegungen  von  Zollgebieten. 

Nun  schließt  aber  auch  der  Sprachgebrauch  solche  Gebilde 
aus  dem  Gebiet  der  Zollunionen  aus. 

a)  Zollanschlüsse: 

Zollanschlüsse  kommen  nur  dann  zustande,  v\renn  ein- 
zelne Teile  eines  Staatsgebietes  in  zollrechtlicher  Be- 
ziehung mit  einem  fremden  Staatsgebiet  oder  mit  Teilen 
desselben  auf  Grund  eines  völkerrechtlichen  Vertrages  ver- 
einigt werden.  Die  gesetzgebende  Gewalt  in  Zollsachen,  ebenso  wie 
das  Vertragsrecht  dritten  Staaten  gegenüber,  gehen  in  der  Regel  auf  den 
anschließenden  Staat  über  —  doch  ist  dieses  Moment  nicht  wesentlich. 

Als  Zollanschlüsse  sind  zu  betrachten:  einige  längst  gegenstands- 
lose Abmachungen  zwischen  Preußen  und  kleinen  deutschen 
Staaten,  betreffend  einzelne  Teile  der  letzteren  —  das  heißt  mit  Aus- 
nahme jener,  mittels  welcher  ganze  Staaten  die  Zolleinigung  mit 
Preußen  eingingen  (s.  oben)  —  (zumeist  aus  der  Zeit  vor  dem  ersten 
Zustandekommen  des  deutschen  Zollvereines);  ferner  die  noch  jetzt 
geltenden,  zwischen  England  und  dem  Deutschen  Eeich  für  die  Togo - 
Goldküste,  zwischen  Frankreich  und  dem  Deutschen  Reich  für  die 
Sklavenküste,  zwischen  England  und  Portugal  für  Portugiesisch- 
und  Britisch- Indien,  zwischen  Portugal  und  der  südafrikanischen 
Zollunion  für  Portugiesisch-Ostafrika  (Mozambique)  geschlossenen 
Zolleinigungsverträge;  das  Verhältnis  der  unselbständigen  englischen 
Kolonialgebiete  Südrhodesia,  Nordrhodesia  mit  dem  Sambesibecken, 
Basutoland,  Betschuanaland,  Swaziland  zu  den  Vereinigten  Staaten 
Südafrikas;  das  Verhältnis  des  als  britischer  Besitz  behandelten  ägypti- 

wieder  nach  dem  Burenkriege,  nach  der  Annexion  des  Oranjefreistaates,  gleich- 
falls als  Zollunion  so  lange,  bis  die  selbständigen  südafrikanischen  Kolonien  einen 
Staatenbund  untereinander  geschlossen  haben.  Seither  stellen  die  Vereinigten 
Staaten  Südafrikas  untereinander  begriffsmäßig  keine  Zollunion,  sondern  ein  bundes- 
mäßiges zollunionähnliches  Gebilde  dar.  Demselben  sind  einige  unselbständige 
englische  Kolonialgebiete,  gleichwie  Portugiesisch-Ostafrika  (Mozambique),  als  Zoll- 
anschlüsse, angegliedert  worden  (s.  unten). 
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sehen  Sudans  zu  dem  handelspolitisch  selbständigen  Ägypten;  schheßlich 
das  Verhältnis  der  Tiroler  und  Vorarlberger  Gemeinden  Jung- 
holz und  Mittelberg  zum  deutschen  Zollgebiet,  gleichwie  jenes 
einzelner  Teile  des  badenser  Gebietes  zur  Schweiz. 

Das  britisch-französische  Kondominium  in  den  Neuhebriden  stellt 
in  zollpolitischer  Beziehung  keinen  Zollanschluß,  sondern  ein  besonderes 
einheitliches  Gebilde  dar. 

Die  ebenfalls  unter  einem  Kondominium  stehenden  Spitzbergen 
sind  in  Ermanglung  der  Zölle  überhaupt  kein  Zollgebiet. 

Das  Wesen  der  Zollanschlüsse  besteht,  im  Gegensatz  zu  Zoll- 
unionen, darin,  daß  die  zollangeschlossenen  Gebiete  keine  völkerrecht- 
lichen Individuen  sind,  daß  diese  Zollvereinigung  nicht  aus  ihren 
eigenen  Entschlüssen  hervorgeht,  sondern  ihnen  von  den  zuständigen 
Staatsgewalten  auferlegt  wird,  vor  allem  aber  darin,  daß  dabei  ein 
neues  völkerrechtliches  Subjekt  nicht  entsteht.  Auf  völkerrechtlichem 
Gebiet  weisen  diese  Gebilde  nur  ein  mit  den  Zollunionen  gemeinsames 
Merkmal  auf,  nämlich  den  völkerrechtlichen  Vertrag  als  Bntstehungsquelle. 

Irrtümlicherweise  wurden  in  der  älteren  Literatur  und  auch 
noch  von  Todorovits  (a.  a.  0.)  die  Zoll  Vereinigungen  souveräner 
kleiner  Staaten  mit  großen,  wie  von  den  noch  in  Geltung  befindlichen 
jene  Monacos  mit  Frankreich  und  Liechtensteins  mit  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie,  gleichfalls  als  Zollanschlüsse  behandelt.  Dieselben 
unterscheiden  sich  aber  ihrem  Wesen  nach  gar  nicht  von  Zollunionen 
und  sind  nur  als  solche  zu  betrachten.  Ob  die  durch  eine  Zollunion  zoll- 
vereinigten Staaten  beiläufig  gleich  groß  sind  oder  ob  von  denselben  der 
eine  groß  und  der  andere  klein  ist,  muß  vom  völkerrechtlichen  Stand- 
punkt gleichgültig  bleiben.  Übrigens  bezeichnet  auch  Bosc  (a.  a.  0.)  die 
Zollvereinigung  Monacos  mit  Frankreich  als  einen  vollkommenen  Zollverein. 

h)  Zusammenschlüsse  von  Zollgebieten  auf  hundesrechtlicher  Grundlage. 
Was  diese  zweite  Kategorie  von  zollunionsähnlichen  Gebilden  an- 
belangt, so  sind  dies  gegenwärtig  folgende  Bundesstaaten,  beziehungs- 
weise Staatenbunde:  Deutschland^),  die  Schweiz,  die  Vereinigten 

^)  Die  Zolleinheit  Deutsehlands  beruht  gegenwärtig  auf  der  Reiehsverfassung, 
nämlich  auf  seinem  verfassungsmäßigen  Charakter  eines  handelspolitischen  Einheits- 
staates, die  Zugehörigkeit  Luxemburgs  zum  deutsehen  Zollgebiet  auf  einer  aus  den 
Zeiten  des  deutschen  Zollvereines  fortgepflanzten  und  im  Jahre  19U2  erneuerten 
Zollunion,  die  Zugehörigkeit  der  oberwähnten  Tiroler  und  Vorarlberger  Gemeinden 
auf  einem  in  den  Jahren  1868  und  1890  vollzogenen  Zollanschluß. 
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Staaten  von  Amerika,  Mexico,  Argentinien,  Brasilien,  Vene- 
zuela, Dominion  of  Oanada,  Commonwealth  of  Australia, 
United  States  of  South-Africa. 

Nun  sind  alle  diese  Gebilde  in  völkerrechtlicher  Beziehung  keine 
Zollunionen,  sondern  handelspolitische  Einheitsstaaten.  In  der  Zoll- 
union treten  auf  völkerrechtlichem  Gebiet  in  handelspolitischer  Be- 
ziehung die  einzelnen  Eechtssubjekte  hinter  ein  neues,  ad  hoc  ge- 
bildetes, zeitvreise  zurück;  im  völkerrechtlichen  Weg  (durch  Zeit- 
ablauf, Kündigung,  mutuo  consensu  oder  durch  völkerrechtlichen 
Krieg)  können  sie  ihre  IndividuaHtät  wiedergewinnen.  In  einem 
Bundesstaat  oder  Staatenbund,  in  welchem  die  handelspolitische  Selb- 
ständigkeit der  Bestandteile  aufgehoben  wurde,  verschwinden  die  ein- 
zelnen handelspolitisch-völkerrechthchen  Rechtssubjekte  vollkommen, 
sie  verschwinden  —  auf  Ewigkeit  (darunter  ist  die  juristische  »Ewig- 
keit« zu  verstehen!).  Sie  verschwinden  in  der  Fülle  der  verschiedensten 
Staatsfunktionen,  die  von  den  einzelnen  Staaten  auf  den  Kollektivstaat 
übertragen  werden.  *) 

Solche  Zollvereinigungen  werden  nicht  (wie  Zollunionen)  be- 
sonders gebildet;  sie  fließen  aus  der  gesamten  bundesstaatlichen  Ver- 
fassung heraus  und  fließen  mit  derselben  zusammen.  Auch  nach  dem 
völkerrechtlichen  Sprachgebrauch  wird  z.  B.  Deutschland  oder  Brasilien 
keineswegs  als  eine  Zollunion  behandelt.  Das  Wort  »Union«  setzt  eine 
zeitweise  suspendierte,  jedoch  nicht  aufgehobene  Existenz  von  latent 
selbständigen  Bestandteilen  voraus,  während  Bundesstaaten  oder  Staaten- 
bunde, die  einheitliche  Zollgebiete  bilden,  bezüglich  der  handelspoliti- 
schen Eechtsindividualität  im  völkerrechtlichen  Bereich  kraft  ihrer  Ver- 
fassung, aus  ihrem  ureigensten  Wesen  heraus,  Einheitsstaaten  sind. 

Sobald  aber  die  einheitsstaatliche  Wirkung  nach  außen  hin  er- 
zielt wird,   ist  es  vollkommen  gleichgültig,   ob  die  Erweiterung  eines 


')  Daß  in  einer  Zollunion  die  alten  handelspolitischen  Eechtssubjekte  vor 
einem  neuen  nur  zeitweise  zurücktreten  und  nicht  versehwinden,  wird  am  besten 
durch  die  in  der  österreichisch-ungarischen  Zollunion  seit  1907  geltende  Einrichtung 
beleuchtet,  daß  die  ünterfertigung  von  Handelsverträgen  nicht  allein  durch  den 
Minister  des  Äußern  oder  durch  einen  gemeinsamen  Vertreter,  sondern  auch  durch 
je  einen  Vertreter  der  österreichischen  und  ungarischen  Eegierung  erfolgt  (Sehluß- 
protokoU  zu  Art.  III  des  Ausgleichsvertrages  von  1907),  ferner  daß  im  Falle  der 
Abschluß  nicht  ausschließlich  in  französischer  Sprache  geschieht,  Ausfertigungen 
gleichförmig  auch  in  deutscher  und  ungarischer  Sprache  vorzunehmen  und  beide 
als  Originaltexte  zu  unterzeichnen  sind  (Art.  III,  a.  0.). 
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ZoUterritoriums  als  eine  Konsequenz  der  Bundesverfassung  oder  als 
ein  Detail  des  Ausbaues  einer  vollständigen  Fusion  von  zvrei  oder 
mehreren  völkerrechtlichen  Einheiten,  oder  schließlich  infolge  einer 
einfachen  Annexion,  beziehungsvreise  einer  friedlichen  Erwerbung  eines 
neuen  Territoriums  erfolgt. 

Wenn  von  Bosc  betont  wird,  daß  Zollunionen  (worunter  er 
auch  die  bundesmäßigen  zollunionsähnlichen  Gebilde  versteht)  die 
Verschmelzung  der  handelspolitischen  Interessen  zweier  oder 
mehrerer  Staaten  bringen,  die  Zollbündnisse  aber  bloß  ihre  Annähe- 
rung, so  tritt  allerdings  sowohl  bei  Zollunionen  als  auch  bei  zoli- 
vereinigten  Bundesstaaten  und  Staatenbunden,  schließlich  bei  Fusionen, 
Annexionen  und  sonstigen  Erwerbungen  eine  solche  Verschmelzung 
auf.  Der  Unterschied,  und  zwar  ein  wesentlicher,  besteht  aber  darin, 
daß  bei  Zollunionen  eine  solche  Verschmelzung  völkerrechtlich 
auseinandergeschmolzen  werden  kann,  was  in  allen  anderen  Fällen 
ganz  ausgeschlossen  erscheint. 

Obwohl  Bosc  alle  zollunionsähnliche  Gebilde  im  allgemeinen 
als  Zollunionen  behandelt  und  bezeichnet,  so  sieht  er  doch  als  eine 
echte  Zollunion  bloß  eine  solche  Vereinigung  zwischen  unabhängigen 
Staaten  an,  welche  lediglich  auf  völkerrechtlicher  Grundlage  entstanden 
ist.  (Darin  nähert  sich  die  von  mir  aufgestellte  Definition  der  Bosc- 
schen  Auffassung.) 

Ungeachtet  dessen  zählt  bei  ihm  weder  die  schwedisch-norwe- 
gische Zollunion  1874  bis  1890  (die  merkwürdigerweise  von  Todoro- 
vits  in  seiner  Znsammenstellung  von  Zollunionen  und  zollunionsähn- 
lichen Gebilden  gänzlich  vergessen  wurde)  noch  das  Verhältnis  zwi- 
schen Österreich  und  Ungarn  zu  den  echten  Zollunionen,  weil  er  jene 
Staaten,  die  miteinander  durch  eine  Personal-  oder  Eealunion  verbunden 
sind,  als  unabhängig  nicht  betrachtet. 

Nun  wird  aber  durch  eine  Personalunion  die  völkerrechtliche  Un- 
abhängigkeit nicht  im  geringsten  aufgehoben,  durch  eine  ßealunion 
aber  nur  soweit,  als  das  unierte  Rechtsgebiet  reicht.  So  ist  die  Frage, 
ob  die  Zolleinheit  von  Staaten,  die  durch  eine  Realunion  verbunden 
sind,  sich  als  eine  Zollunion  darstellt,  eine  quaestio  facti  —  vom 
sachlichen  Umfange  der  Realunion,  nicht  aber  von  der  bloßen  Tatsache 
ihres  Bestandes  abhängig.  Gerade  die  zwischen  Österreich  und  Ungarn 
im  Jahre  1867  geschlossene  Realunion  hat  den  beiden  Staaten  die 
auf  Grund   der  pragmatischen  Sanktion   zu  Recht   bestandene   grund- 
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sätzliche  Unabhängigkeit  auf  zoll-  und  handelspolitischem  Gebiete  be- 
lassen.') Infolgedessen  kommt  die  Zollunion  zwischen  diesen  zwei 
Staaten  nur  im  Wege  befristeter  völkerrechtlicher  Verträge  alle  zehn 
Jahre  von  neuem  zustande  und  der  mit  diesen  völkerrechtlichen  Ver- 
trägen geleistete  Verzicht  auf  die  handelspolitische  Unabhängigkeit  ist 
dermalen  derart  unvollständig,  daß  beiden  Staaten  prinzipiell  das  Becht 
der  einseitigen  Kündigung  der  mit  dritten  Staaten  gemeinsam  ge- 
schlossenen Verträge  zusteht. 

Theoretisch  wäre  es  allerdings  nicht  ausgeschlossen,  daß  eine 
Kealunion  die  Selbständigkeit,  die  Individualität  der  unierten  Staaten 
auch  in  handelspolitischer  Beziehung  ausdrücklich  aufhebt  —  so  daß 
dann  ihre  Zolleinheit  sich  nicht  als  eine  Zollunion,  sondern  als  ein 
Ausfluß  der  »Bealunionsverfassung«  (nach  Analogie  der  Bundesver- 
fassung) darstellen  würde.  Beispiele  einer  solchen  Konstruktion  sind 
uns  nicht  bekannt.  Anderseits  können  —  theoretisch  —  auch  im 
Schöße  von  Bundesstaaten  oder  Staatenbunden  Zollvereinigungen  mit 
Hilfe  völkerrechtlicher  Verträge  (und  nicht  etwa  auf  bundesreehtlicher 
Basis)  Zustandekommen,  falls  die  Zolleinheit  in  der  Bundesverfassung 
nicht  enthalten  ist,  beziehungsweise  in  dieselbe  später  nicht  inartiku- 
liert wird,  kurz,  wenn  die  Zolleinheit  sich  nicht  als  ein  Derivat  der  Ver- 
fassung darstellt.  In  der  Gegenwart  gibt  es  jedoch  dafür  keine  Beispiele. 

Einen  Beweis  a  contrario  für  die  These,  daß  der  personal- 
unionistische  Charakter  eines  Staatsgebildes  kein  Hindernis  bildet,  damit 
unter  den  Bestandteilen  desselben  eine  echte  Zollunion  im  völker- 
rechtlichen Sinne  Zustandekommen  könne,  bietet  die  Tatsache,  daß  es 
Personalunionen  gab  und  gibt,  die  von  einer  Zollunion,  wie  überhaupt 
von  einer  Zolleinheit  nicht  begleitet  sind.  So  waren  Schweden  und 
Norwegen  in  der  Zeit  von  1890  bis  1905  gleichwie  vor  1874  nicht 
zollgeeint.  So  steht  auch  noch  heute  Rußland  zu  Finnland.  Wenn 
Eußland  Handelsverträge  schließt,  so  schließt  es  sie  nicht  für  ein  ein- 

')  Vgl.  den  §  58  des  ungarisehen  Gesetzartikels  XII,  1867,  wonach  die  Ge- 
meinsamkeit der  Handelsangelegenheiten  nicht  aus  der  pragmatischen  Sanktion 
fließe,  nach  der  letzteren  die  Länder  der  ungarisehen  Krone  ihre  Handelsangelegen- 
heiten durch  Zollinien  selbständig  regeln  könnten  und  nur  angesichts  der  zu  er- 
wartenden Vorteile  der  ungarische  Reichstag  bereit  sei,  mit  den  übrigen  Ländern 
Seiner  Majestät  von  Zeit  zu  Zeit  ein  »Zoll-  und  Handelsbündnis«  zu  sehließen.  Im 
§  61  heißt  es  ausdrücklich,  daß  der  Abschluß  des  Bündnisses  durch  Vertrag  in  der 
Weise  erfolgen  soll,  wie  ähnliche  Vereinbarungen  zweier  voneinander  rechtlich  un- 
abhängiger Länder, 
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ziges  Zollgebiet,  für  ein  Gemeinwesen,  sondern  für  zwei  getrennte  Zoll- 
staaten, für  sich  selbst  und  für  Finnland,  als  dessen  Bevollmächtigter 
es  dabei  auftritt.  Es  besteht  in  diesem  Falle  bloß  ein  Schein  eines 
einzigen  völkerrechtHchen  Eechtssubjektes.  De  facto  sind  es  zwei 
verschiedene  Subjekte  mit  zwei  verschiedenen  Zollgebieten,  mit  zwei 
unterschiedlichen  Außenzolltarifen,  durch  ein  einziges  Subjekt  nur  bei 
den  Verhandlungen  und  Abmachungen  vertreten.  Eventuell  könnte  in 
diesem  Falle  von  einem  Zollbündnisse  die  Eede  sein  (s.  unten). ^) 
Im  Schöße  der  zwischen  Kongreß-Polen  (1815 — 1832)  und  Ruß- 
land bestandenen  Personalunion  existierte  gleichfalls  keine  Zollunion, 
sondern  es  hat  die  polnische  Regierung  Handelsverträge  separat  ver- 
handelt und  geschlossen;  selbst  mit  Rußland  war  Polen  bloß  durch 
einfache  Handelsverträge  verbunden. 

c)    Zusammenschlüsse   von   Zollgebieten    auf   sonstiger   staatsrechtlicher 

Grundlage. 

Todorovits  (a.  a.  0.)  führt  unter  den  Zollunionen  die  englische 
Verordnung,  betreffend  die  Zolleinigung  der  Kolonien  Trinidad  und 
Tabago,  an.  Ferner  wird  häufig  das  zollpolitische  Verhältnis  Frankreichs 
zu  seinen  Kolonien  als  eine  französische  Reichszollunion  bezeichnet. 

Nun  sind  dies  keine  Zollunionen,  sondern  ausschließlich  inner- 
staatliche Einrichtungen,  weil  weder  Trinidad  noch  Tabago  zu  den 
selbständigen  britischen  Kolonien  zählen,  noch  Frankreich  handels- 
politisch selbständige  Kolonien  besitzt.  (Tunis  und  Marokko  sind 
keine  Kolonien,  sondern  halbsouveräne  Staaten.)  Soweit  zwischen  solchen 
Kolonien,  beziehungsweise  zwischen  dem  Mutterlande  und  denselben 
Zölle  bestehen,  sind  dieselben  den  früher  bestandenen  Binnenzöllen, 
denen  die  unmittelbare  völkerrechtliche  Bedeutung  vollkommen  ab- 
geht, gleichzuhalten.  Ebensowenig  wird  im  Falle  der  Zolleinigung 
zwischen  Griechenland  und  den  gegenwärtig  noch  immer  als  ein  ge- 
trenntes Zollgebiet  behandelten  Erwerbungen  aus  dem  Bukarester 
Frieden,  beziehungsweise  im  Falle  der  für  1920  angesagten  Zoll- 
einigung zwischen  Japan  und  Korea  (angesichts  dessen,  daß  Korea 
annektiert  wurde)  von  dem  Entstehen  einer  Zollunion  die  Rede  sein 
können.  Dasselbe  gilt  unter  anderem  für  das  Verhältnis  der  Vereinigten 
Staaten  Nordamerikas  zu  den  Philippineninseln,  in  welchem  kürzlich 
eine  Erweiterung  der  FreiUste  erfolgte, 

1)  Preilieh  ist  dieses  Verhältnis  viel  zu  stark  von  russischer  Willkür  durch- 
setzt, als  daß  es  juristischen  Betrachtungen  leicht  als  Grundlage  dienen  könnte. 
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Weder  die  Entstehungsquelle  ist  in  allen  solchen  Fällen  eine 
völkerrechtliche  (sondern  ausschließlich  eine  staatsrechtliche),  noch 
werden  durch  solche  innerstaatliche  Verfügungen  die  Eechtssubjekts- 
verhältnisse  auf  dem  völkerrechtlichen  Gebiete  irgendwie  geändert 
oder  beeinflußt.  Es  bestehen  hier  genau  dieselben  rechtlichen  Grund- 
verhältnisse, wie  sie  in  Fällen  einer  Erweiterung  des  Zollterritoriums 
infolge  einer  Fusion,  Annexion  oder  friedlichen  Erwerbung  eintreten. 

Staatsrechtliche  Ergänzung  des  völkerrechtlichen  Zoll- 
unionsbegriffes. 

Das  Entstehen  von  Zollunionen  (wie  auch  von  sämtlichen  zoll- 
unionsähnlichen Gebilden)  zieht  in  der  Regel  verschiedene  innerstaat- 
liche verwaltungsrechtliche ^)  Konsequenzen  nach  sich.  In  einem  ein- 
zigen Falle  greift  aber  die  Zollunion  in  das  Staatsrecht  sensu 
stricto  unmittelbar  hinein  —  in  einem  einzigen  Falle  wird  der 
völkerrechtliche  Begriff  einer  Zollunion  durch  ein  staatsrechtMches  Ele- 
ment ergänzt,  namentlich  dann,  wenn  in  einer  Zollunion  die  gesetz- 
gebende Gewalt  in  Zollsachen,  beziehungsweise  auch  in  anderen 
handelspolitischen  Materien,  nicht  mehr  individuell  und  paritätisch, 
wenn  auch  übereinstimmend  (wie  in  Österreich  und  Ungarn,  in 
Schweden  und  Norwegen  bis  1890,  im  deutschen  Zollvereine  bis  1867, 
in  den  früher  bestandenen  bayrisch- württembergischen,  preußisch-hessi- 
schen, preußisch-hessisch-kurhessischen  Zollvereinen,  in  den  älteren 
südafrikanischen  Zollunionen)  ausgeübt,  sondern  auf  gemeinsame  Or- 
gane oder  auf  einen  der  unierten  Staaten  übertragen  wird.  Dasselbe 
gilt  dann  natürlich  auch  für  den  Abschluß  von  Handelsverträgen  mit 
dritten  Staaten,  beziehungsweise  für  die  automatische  Anwendung  der 
vom  >  geschäftsführenden «  Staate  abgeschlossenen  Verträge  auf  den 
zweiten  unierten  Staat. 2) 


^)  Hieher  gehört  unter  anderem  meistens  die  Vereinheitlichung  des  Zollver- 
fahrens, manchmal  die  gemeinsame  Zollverwaltung,  die  Zollgemein sehaft,  die  Ge- 
meinschaft der  Verteilung  der  Zolleinnahmen,  Abrechnung  und  Kontrolle. 

'')  Es  ist  an  dieser  Stelle  nur  vom  ausschließlichen  Rechte  des  >  geschäfts- 
führenden« Staates,  den  Inhalt  der  Handelsverträge  für  die  Zollunion  zu  bestimmen 
und  sie  überhaupt  zu  schließen,  die  Rede;  das  rein  formelle  Recht  eines  Staates, 
im  Namen  der  Gesamtheit  (gegen  vorherige  oder  nachträgliehe  Zustimmung  der- 
selben) Handelsverträge  zu  sehließen,  kommt  auch  in  rein  völkerrechtlichen,  durch 
das  obige  staatsrechtliche  Moment  nicht  ergänzten  Zollunionen  vor  (s.  oben). 
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Die  bei  jeder  Zollunion  im  völkerrechtlichen  Verkehre  zurück- 
tretende Individualität  tritt  in  solchen  Fällen  auch  im  inneren  Leben 
der  zollvereinigten  Staaten  zurück.  Sie  verschwindet  aber  ebensowenig 
auf  diesem  Gebiete  wie  im  Völkerrechte,  da  die  Zollunion  durch  Zeit- 
ablauf, durch  Kündigung,  durch  den  völkerrechtlichen  Krieg  oder 
mutuo  con sensu  gelöst  werden  kann,  wodurch  auch  selbstredend 
die  etwa  geschaffenen  gemeinsamen  gesetzschöpferischen  Institutionen 
zu  leben  aufhören. 

Beispiele  einer  solchen  staatsrechtlichen  Ergänzung  des  völker- 
rechtlichen Zollunionsbegriffes  bieten  zunächst  einige  bereits  erwähnte, 
in  der  Regel  fälschlich  als  Zollanschlüsse  bezeichnete  Zollunionen 
kleiner  Staaten  mit  Preußen,  gleichwie  von  Hohenzollern  mit  Württem- 
berg, die  Zollunion  Luxemburgs  mit  dem  Deutschen  Reiche  (früher 
mit  dem  deutschen  Zollverein),  ferner  die  Zollunionen  Liechtensteins 
mit  Österreich-Ungarn,  Monacos  mit  Frankreich,  San  Marinos  mit 
Italien.  In  allen  diesen  Fällen  wird  die  gesetzgebende  Gewalt  nicht 
paritätisch  und  individuell  (wenn  auch  übereinstimmend)  ausgeübt, 
sondern  auf  den  größeren  Staat  vertragsmäßig  übertragen,  in  welcher 
Beziehung  jedoch  auch  gewisse  Einschränkungen  zugunsten  des 
kleineren  Staates  (beschränkte  Einspruchsrechte)  früher  vorkamen. 
Außerdem  gehört  in  diese  Kategorie  der  deutsche  Zollverein  von  1867 
bis  1870,  in  welchem  Zeiträume  die  gesetzgebende  Gewalt  von  den 
einzelnen  zollvereinten  Staaten  an  ein  Zollparlament  und  einen  Zoll- 
bundesrat überging  und  das  damit  verbundene  Vertragsrecht  durch 
das  Bundespräsidium  ausgeübt  wurde. 

Völkerrechtlich  sind  solche  Vorgänge  irrelevant.  Dem  Völker- 
rechte ist  bloß  —  wie  es  des  Zusammenhanges  halber  hier  nochmals 
zu  betonen  ist  —  die  Rechtsquelle  der  Zollunion  (ob  völkerrechtlich) 
im  Vereine  mit  der  Tatsache  ausschlaggebend,  daß  nach  außen  hin 
ein  einziges  Rechtssubjekt  mit  einem  Zollgebiete  und  einem  Außen- 
zolltarife auftritt. 

Volkswirtschaftlicher  Inhalt  der  Zollunionen, 

Diejenigen  Autoren,  die  sämtliche  zollunionsähnliche  Gebilde  als 
Zollunionen  behandeln,  gehen  hiebei  nicht  aus  völkerrechtlichen,  son- 
dern aus  verwaltungsrechtlichen,  vor  allem  aber  aus  volkswirtschaft- 
Uchen  Ähnlichkeitsmomenten  aus.  Nun  ist  allerdings  die  allgemeine 
volkswirtschaftliche  Tendenz  nicht  bloß  den  Zollunionen  und  den  zoll- 
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unionsähnlichen  Gebilden,  sondern  auch  den  in  weiterer  Folge  zu  be- 
sprechenden Zoll-  und  Wirtschaftsbündnissen  im  großen  und  ganzen 
gemeinsam.  (Aus  dieser  Betrachtung  müssen  jedoch  Zollanschlüsse, 
innerstaatliche  Zusammenlegungen  von  Zollgebieten,  gleichwie  solche 
Zollunionen  im  voraus  ausgeschlossen  werden,  welche  zwischen  Duodez- 
staaten und  großen  Reichen  geschlossen  werden  —  weil,  wenn  es 
sich  auch  in  diesen  Fällen  zum  Teil  um  dieselben  volkswirtschaftlichen 
Ziele  handelt,  die  überwiegenden  volkswirtschaftlichen  Beweggründe 
doch  sehr  spezifisch,  lokal  und  verhältnismäßig  unbedeutsam  sind.) 

Der  volkswirtschafthche  Inhalt  der  Zollunionen,  der  bundes- 
staatlichen oder  staatenbündlichen  zollunionsähnlichen  Gebilde,  eben- 
falls auch  der  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisse  —  was  noch  einmal 
betont  werden  muß  —  besteht  vor  allem  im  einheitliehen,  mithin 
auch  stärkeren  Auftreten  dem  Auslande  gegenüber,  um  handelspoli- 
tische, offensive  oder  defensive  Zwecke  zu  erreichen,  einen  wirksameren 
Zollschu!?"  gegen  fremde  Konkurrenz  ausüben  zu  können,  die  Zustim- 
mung dritter  Staaten  zu  günstigeren  Handelsverträgen  zu  erwirken 
oder  zu  erzwingen,  den  Export  stärker  zu  entwickeln,  eventuell  auch 
um  die  Anwendung  des  Freihandelsprinzipes  etappenweise  zu  fördern.^) 

Der  weitere  volkswirtschaftliche  Inhalt  der  Zollunionen,  der 
bundesmäßigen  zollunionsähnlichen  Gebilde,  schUeßlich  der  Zoll-  und 
Wirtschaftsbündnisse,  besteht  in  der  Herabsetzung  oder  Beseitigung 
der  Zollschranken  im  Zwischen  verkehre  —  behufs  unmittelbarer  Hebung 
der  Volkswirtschaft  in  den  zollvereinigten  Gebieten,  insbesondere  durch 
die  Steigerung  der  gegenseitigen  Absatzmöglichkeit,  durch  die  sich 
aus  dem  lebhafteren  Tempo  des  Wirtschaftslebens  ergebende  Ver- 
mehrung des  inneren  Konsums,  durch  die  Verbilligung  der  Produktion 
in  einzelnen  Zweigen,  durch  die  Verringerung  der  etwaigen  Schäden 
der  Hochschutzzölle,  die  bekanntlich  in  kleineren  Gebieten  empfind- 
licher sind  —  wodurch  mittelbar  gleichfalls  eine  weitere  Kräftigung 
der  zollunierten  Staaten  im  handelspolitischen  Verhältnisse  zum  Aus- 
lande, wie  überhaupt  in  weltwirtschaftlicher  Beziehung,  erzielt  werden 
kann.  In  den  Zollunionsverträgen  kommt  dieser  zweite  Zweck  in  der  Regel 
unter  dem  Schlagworte:  »Handels-  und  Verkehrsfreiheit«  zum  Ausdrucke. 

1)  Vgl.  Böse  (a.  a.  0.  S.  38  bis  42).  Auch  Julius  Wolf,  >Ein  deutsch- 
österreiehiseh-ungariseher  Zollverband«  (Breslau  1915,  zweite  Auflage,  S.  21),  mißt 
bei  der  Besprechung  der  Idee  eines  deutseh-östeireiehiseh-ungarisehen  Zollbündnisses 
der  Einheitlichkeit  der  Zollpolitik  nach  außen  hin  die  größte  Bedeutung  bei. 
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Der  an  erster  Stelle  angegebene  volkswirtschaftliehe  Zweck, 
jener  der  größeren  handelspolitischen  Machtentwicklung  dem  Aus- 
lande gegenüber,  tritt  nicht  nur  tatsächlich,  sondern  auch  formell  in 
den  Vordergrund,  da  er  mit  dem  völkerrechtlichen  Wesen  des  Zoll- 
unionsbegriffes am  engsten  zusammenhängt  und  in  augenscheinlicher 
Weise  allen  großen  Zollunionen,  gleichfalls  auch  allen  bundesstaat- 
lichen oder  staatenbtindlichen  Zolleinigungen,  schHeßlich  allen  Zoll- 
bündnissen gemeinsam  ist. 

Zwischenzölle. 

Der  zweite  Zweck,  jener  der  gänzlichen  oder  teilweisen  Beseiti- 
gung von  Zollschranken  im  gegenseitigen  Verkehre,  ist,  obwohl  in 
der  bisherigen  Praxis  immer  sichtbar,  nicht  mehr  so  wesentlich  und 
bildet  kein  integrierendes  Kriterium  des  volkswirtschaftlichen  Zoll- 
unionsinhaltes, da  es  allgemein  anerkannt  ist,  daß  in  einer  Zollunion 
Zwischenzölle  bestehen  dürfen  (ebenso  wie  Binnenzölle  in  Einheits- 
staaten) und  infolgedessen  dem  Umfange  der  Anwendung  solcher 
Zwischenzölle  keine  prinzipiellen  Grenzen  gesetzt  sind.  Eine  Zollunion 
wäre  mithin  auch  bei  voller  Beibehaltung  der  früheren  Zollschranken 
theoretisch  denkbar,  sobald  nur  die  sonstigen  in  der  eingangsgegebenen 
Definition  enthaltenen  Kriterien  vorhanden  wären.  (In  der  Praxis  dürfte 
wohl  immer  der  allmähliche  Abbau  dieser  Zollschranken,  als  eines  der 
volkswirtschaftlichen  Ziele,  vorbehalten  werden.) 

In  sämtlichen  gegenwärtigen  Erörterungen  der  Möglichkeit  einer 
Zollunion  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  wird  auch  die 
Möglichkeit  und  Notwendigkeit  von  befristeten,  abzubauenden,  hie 
und  da  sogar  auch  von  stabilen  Zwischenzöllen  anerkannt. 

Allerdings  sind  in  den  bisherigen  Zollunionen  eigentliche 
Zwischenzölle  nicht  zu  entdecken,  wenn  von  den  in  der  älteren  süd- 
afrikanischen Zollunion  den  einzelnen  unierten  Staaten  eingeräumten 
autonomen  Einfuhrverboten  abgesehen  wird. 

Als  ein  Zwischenzoll  könnte  höchstens  die  allerdings  durch  eine 
besondere  völkerrechtliche  Abmachung,  durch  die  Brüsseler  Kon- 
vention bewirkte  Zuckersurtaxe  zwischen  Österreich  und  Ungarn  (im 
Falle  der  Überschreitung  des  Kontingents)  angesehen  werden.  (Dieselbe 
stellt  sich  aber  formellrechtlich  als  ein  Ausfuhrzoll  dar.) 

Entgegen  der  Auffassung  Todorovits'  (a.  a.  0.  S.  31  bis  33) 
waren  die  im   deutschen  Zollvereine   aus   den   Ausgleichsabgaben 
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(Begleichung  der  Konsumsteuerdifferenz)  im  Jahre  1841  entstandenen 
Übergangsabgaben  (mit  den  früher  nicht  bestandenen  Steuerrück- 
vergütungen verbunden)  keine  Zölle,  deren  Höhe  vom  Steuersatz  be- 
stimmt worden  wäre,  sondern  Konsumabgaben,  da  sie  im  gleichen 
Maße  auch  die  inländische  Produktion  des  Einfuhrstaates  belasteten. 
Im  Hinblicke  auf  das  letztere  Kriterium  sind  ebenso  (d.  h.  nicht  als 
Zölle,  sondern  als  Konsumabgaben)  die  etwa  bei  der  Einfuhr  aus 
Österreich  nach  Ungarn  und  umgekehrt  zu  leistenden,  beziehungsweise 
zu  verrechnenden  Konsumabgaben  (beziehungsweise  Konsumabgabs- 
aufschläge auf  den  höheren  Satz  des  Einfubrstaates)  zu  behandeln. 

Es  bestehen  aber  vielfache  echte  Zwischenzollanalogien  in  den 
auf  Grund  bundesstaatlicher  oder  staatenbündlicher  Verfassungen  zu- 
standegekommenen zollunionsähnlichen  Gebilden.  So  ist  z.  B.  in  den 
Vereinigten  Staaten  Nordamerikas,  in  der  Schweiz,  in  Kanada  und  in 
Australien  die  faktische  Zolleinigung  erst  nach  einer  Übergangszeit  ins 
Leben  getreten.  Während  dieser  Zeit  vnirden  Zwischenzölle  eingehoben, 
und  zwar  ungeachtet  dessen,  daß  nach  außen  hin  (z.  B.  beim  Abschlüsse 
von  Verträgen)  schon  in  dieser  Übergangsperiode  die  Einheit  des 
Rechtssubjektes  sich  ungestört  äußerte.  Mit  dem  Artikel  95  der  austra- 
lischen Bundesverfassung  vom  Jahre  1900  wurden  dem  Staate  West- 
australien Zwischenzölle  auf  fünf  Jahre  mit  zwanzigprozentigem  Ab- 
baue konzediert;  während  für  alle  anderen  Staaten  eine  zweijährige 
Übergangszeit  festgesetzt  wurde  (Art.  88).  In  der  Verfassung  der  nord- 
amerikanischen Union,  gleichwie  in  jener  Mexicos,  wurde  den  Einzel- 
staaten das  Recht  der  Einführung  von  Zwischenzöllen  (mit  Zustimmung 
der  Zentralgewalt)  eingeräumt,  wovon  jedoch  bisher  kein  Gebrauch  ge- 
macht wurde.  In  Brasilien  bestehen  in  einzelnen  Staaten  Ausfuhrzölle. 0 


^)  In  diesem  Zusammenhange  ist  vollständigkeitshalber  ein  in  Österreich  be- 
stehender Binnenzoll,  nämlich  der  Tiroler  Getreideaufschlag,  zu  erwähnen,  während 
eine  zweite  ähnliehe  Einrichtung,  nämlich  der  >dazio  consumo«  in  Dalmatien,  seine 
diesbezügliche  Bedeutung  bereits  verloren  hat.  Binnenzölle  sind  ferner  die  in 
Frankreich  von  den  französischen  Kolonialprodukten,  beziehungsweise  auch  die  von 
französischen  Erzeugnissen  in  einigen  Kolonien  erhobenen  Zölle  (s.  oben).  Durch 
den  Bestand  solcher  Binnenzölle,  auf  deren  Gewährung  —  falls  sie  niedriger  als 
die  Außenzölle  sind  —  dritte  Staaten  aus  dem  Titel  der  Meistbegünstigung  keinen 
Anspruch  erheben  dürfen,  wird  der  Grundsatz  der  Exemption  der  im  Schöße  einer 
Zollunion  bestehenden  gegenseitigen  Begünstigungen  von  der  Meistbegünstigung 
«rhärtet.  In  beiden  Fällen  nämlich  ist  hiefür  die  handelspolitische  Einheit  des  be- 
treffenden Gebildes  maßgebend. 

V.  Battaglia,  Wirtsehafiliche  Aunähoiuüg.  1.  Ö 
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Ungeachtet  des  Mangels  an  praktischen  Beispielen  wird  es  richtig 
von  keiner  Seite  bestritten,  daß  Zollunionen  mit  Zwischenzöllen  stabiler 
oder  vorübergehender  Natur  verbunden  sein  können  und  daß  kein 
dritter  Staat  die  Anwendung  dieser  Zwischenzölle  (wenn  sie  niedriger 
sind  als  Auslandszölle}  auf  Grund  der  Meistbegünstigung  für  sich  be- 
anspruchen könne,  da  er  nach  dem  Eingangsgesagten  doch  selbst  auf 
die  volle  Zollfreiheit,  soweit  sie  sich  aus  einer  Zollunion  für  den  Verkehr 
unter  den  Bestandteilen  desselben  ergibt,  keinen  Anspruch  erheben  darf. 

Es  ist  dies  ein  einfacher  logischer  Schluß:  a  maiori  ad  minus, 
und  es  erscheint  unverständlich,  warum  man  vor  einigen  Jahren  in  Öster- 
reich angesichts  der  ungarischen  Bestrebungen,  eine  ZwischenzoUinie 
zwischen  Österreich  und  Ungarn  zu  errichten,  diesbezüglich  völker- 
rechtliche Bedenken,  d.  h.  eben  Bedenken  wegen  möglicher  Ansprüche 
dritter  Staaten  aus  dem  Titel  der  Meistbegünstigung  trug.^)  (Übrigens 
sprechen  sämtliche  oben  angeführte  Verträge  nicht  etwa  von  der  Exemp- 
tion  der  sich  aus  einer  Zollunion  ergebenden  Zollfreiheit,  sondern 
allgemein  von  der  Exemption  der  auf  Grund  einer  Zollunion  gewährten 
Begünstigungen.) 

Die  Undurchführbarkeit  einer  Zollunion  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland  in  der  Gegenwart. 

Die  Lösung  der  aktuellen  Frage  der  Zollannäherung  zwischen 
Österreich- Ungarn  und  Deutschland  in  der  Form  einer  Zollunion 
erscheint  als  ausgeschlossen.  Weder  die  Begier ungskreise,  noch  ein  stark 
überwiegender  Teil  der  öffentlichen  Meinung,  mit  der  Majorität  der 
Fachkreise  zusammen,  wollen  auf  die  völkerrechtliche  Individualität  in 
was  immer  für  Beziehungen,  folglich  auch  im  handelspolitischen  Sinne, 
verzichten,  geschweige  denn  eine  staatsrechtlich  ergänzte  Zollunion 
(d.  h.  unter  gleichzeitigem  Verzicht  auf  die  Autonomie  der  Zollgesetz- 
gebung) schließen. 

Eine  tatsächliche,  wenn  auch  nicht  rechtliche  Unterordnung 
Österreich- Ungarns  unter  das  stärkere  Deutschland  wird  in  der  Monarchie 
perhorresziert,  in  Deutschland  aber  auch  nicht  als  erwünscht  betrachtet. 
Mit  dieser  Sachlage  finden  sich  heute  die  meisten  Anhänger  einer  weit- 
gehenden Zollannäherung  in  Österreich-Ungarn  wie  in  Deutschland  ab, 
obwohl,  wie  oben  erwähnt,  in  der  Publizistik  noch  immer  Begriffe  und 

^)  Vgl,  Grunzel,  »Handelspolitik  und  Ausgleich  in  Österreich-Ungarn«, 
Wien-Leipzig  1912,  S.  226. 
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Benennungen  verschiedener  Formen  der  Zollannäherung  untereinander 
verwechselt  werden,  i) 

Es  sollen  daher  auch  hier  Projekte  und  Modalitäten  einer  Zoll- 
union zwischen  den  Zentralmächten  nicht  erörtert  werden,  ebensowenig 
wie  die  politische  Kolle  der  Zollunionen  en  detail,  wofür  Bosc  (a.  a.  0. 
S.  22)  und  Todorovits  (a.  a.  0.  S.  138)  gewisse  Grundsätze  aufstellen. 

Politische  Funktionen  der  Zollunionen. 

Es  sei  nur  kurz  bemerkt,  daß  einer  Zollunion  (übrigens  in 
gleichem  Maße  wie  einem  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisse)  eine  poli- 
tische Bedeutung  im  Verhältnisse  zum  Drittauslande  in  allen  Fällen 
zukommt,  da  durch  das  Entstehen  einer  Zollunion  die  Handelspolitik 
in  höchstem  Grade  beeinflußt  wird  und  die  letztere  doch  einen  wesent- 
lichen Bestandteil  der  gesamten  auswärtigen  Politik  bildet.  Ferner 
werden  durch  Zollunionen  und  Zollbündnisse  politische  Spannungen 
unter  den  vereinigten,  beziehungsweise  verbündeten  Staaten,  soweit 
sie  ihre  Quelle  in  der  Handelspolitik  hatten,  in  der  Eegel  gemildert 
oder  gar  behoben. 

Eine  Änderung  der  politischen  Verhältnisse  im  Schöße  der 
Zollunion,  insbesondere  eine  politische  und  staatsrechtliche  Annäherung 
der  zollvereinigten  Staaten,  kann  durch  die  Zollunion  wohl  vorbereitet 
werden.  Anderseits  kann  eine  Zollunion  gerade  einer  solchen  politischen 
Annäherungstendenz  entspringen,  wie  es  auch  vielfach  der  Fall  war. 
So  ist  z.  B.  der  deutsche  Zollverein  einerseits  einer  politischen 
Einigungstendenz,  die  insbesondere  von  preußischer  Seite  konsequent 

^)  Von  den  zahllosen  Äußerungen  österreichischer,  ungarischer  und  deutscher 
Politiker  und  Nationalökonomen,  aus  welchen  die  Undurehführbarkeit  einer  öster- 
reichisch-ungarisch-deutsehen  Zollunion  zu  ersehen  ist,  sei  hier  nur  beispielsweise 
eine,  die  des  Geheimrates  und  ßeiehstagsabgeordneten  v.  Szterenyi  im  Jubiläums- 
hefte des  »Nord  und  Süd«,  S.  39  (»Wirtschaftliehe  Annäherung  zwischen  Deutseh- 
land, Österreich  und  Ungarn«),  zitiert:  »Für  meinen  Standpunkt  in  dieser  Eieh- 
tung  ist  es  für  mich  sehr  beruhigend,  daß  nicht  nur  ich  staatsrechtliche  Schwierig- 
keiten sehe,  sondern  auch  deutsehe  Parlamentarier,  wie  Gothein,  der  an  derselben 
Stelle  sich  diesbezüglich  folgendermaßen  äußert:  ,Vor  allem  sind  es  staatsrechtliche 
Schwierigkeiten,  die  einer  Zollunion  entgegenstehen.'  Zu  demselben  Resultat  kam 
ein  anderer  hervorragender  deutscher  Fachmann,  der  königlich  bayrische  Wirkliehe 
Hat  und  Abgeordnete  H.  Osel,  so  daß  es  der  Wahrheit  nicht  entspreche,  wollte 
man  behaupten,  daß  Ungarn  einer  Zollunion  im  Wege  stehe.  Gewiß  nicht,  denn 
Ungarn  könnte  mehr  Vorteile  daraus  ziehen,  abgesehen  von  seinen  industriellen 
Interessen.« 

5* 
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verfolgt  wurde,  entsprungen,  anderseits  hat  er  zur  Verwirklichung  der 
Einigung,  zur  Gründung  des  Deutschen  Eeiches,  beigetragen. 

Nun  muß  aber  eine  politische  Annäherung  durch  eine  Zollunion 
nicht  unbedingt  bewirkt  werden.  Die  Geschichte  kennt  Beispiele  starker 
politischer  Entfremdungen  im  Schöße  von  Zollunionen  oder  zollunions- 
ähnlichen Gebilden.  So  hat  das  volkswirtschaftlich  (nicht  völker- 
rechtlich) einer  Zollunion  ähnliche  Verhältnis  zwischen  Kongreßpolen 
und  Eußland  den  Auflehnungskrieg  Polens  gegen  Rußland  (1830  bis 
1831)  nicht  verhindert.  Ebenso  sind  einige  deutsche  Staaten  trotz  des 
Bestandes  des  deutschen  Zollvereines  im  Jahre  1866  gegen  das  führende 
Zollvereinsmitglied,  gegen  Preußen,  mit  den  Waflfen  in  der  Hand  auf- 
getreten. Die  zwischen  der  englischen  Kapkolonie  und  dem  Oranjefrei- 
staat  bestandene  Zollimion  hat  den  letzteren  davon  nicht  abgehalten,  sich 
im  Burenkriege  gegen  England  auf  Seite  Transvals  zu  stellen.  Durch 
die  zwischen  Schweden  und  Norwegen  in  der  Zeit  zwischen  1874 
und  1890  bestandene  Zollunion  wurde  die  vor  sich  gehende  wirtschaft- 
liche und  politische  Entfremdung  beider  Länder  nicht  aufgehalten  — 
eine  Entfremdung,  die  im  Jahre  1905  zur  völligen  Trennung  führte. 

In  der  Literatur  überwiegt  gleichfalls  die  Meinung,  daß  durch 
eine  Zollunion  die  politische  Einigungstendenz  genährt  werden  kann, 
jedoch  nicht  muß.  (Vgl.  Bosc  [a.  a.  0.  S.  24]  und  die  von  ihm  dort 
zitierte  ältere  Literatur.)  Wenn  Funck-Brentano  und  Sorel  (»Precis 
du  droit  des  gens«,  Paris  1877,  S.  175)  behaupten,  daß  »bloß  die  Ver- 
schiedenheit der  wirtschaftlichen  und  politischen  Kräfte  der  eine  voll- 
kommene oder  unvollkommene  Zollvereinigung  (eine  Zollunion  oder  ein 
Zollbündnis)  eingehenden  Staaten  nach  dieser  Richtung  hin  ausschlag- 
gebend ist,  ob  einer  dieser  Staaten,  der  mächtigere,  die  politische  Vor- 
herrschaft über  die  anderen  Teilnehmer  gewinnt«,  so  haben  diese 
Autoren  hiebei  einen  anderen  wichtigen  Paktor  nicht  berücksichtigt, 
nämlich  den,  ob  die  Staatsraison  des  mächtigeren  Staates  demselben 
gebietet,  die  politische  Unabhängigkeit  des  anderen,  schwächeren  Teil- 
nehmers der  Zollunion  einzuschränken  oder  aber  sorgfältig  zu  pflegen 
und  zu  bewahren.  Das  letztere  —  und  nicht  das  erstere,  nicht  die 
pohtische  Absorbierung  und  Unterdrückung  —  würde  gewiß  dann 
eintreten,  wenn  z.  B.  eben  nur  dieser  zweite  schwächere  Teilnehmer 
mit  Rücksicht  auf  seine  geographische  Lage,  auf  seine  nationale  und 
soziale  Schichtung,  auf  die  Eigenart  seiner  Kultur,  auf  seine  Eegierungs- 
methoden,  einzig  und  allein  imstande  wäre,  in  gewissen  In-  und  Aus- 


69 

landsgebieten  einen  Einfluß  im  Gesamtinteresse  der  verbündeten  Mächte 
auszuüben  und  die  hiezu  erforderliche  Anziehungskraft  zu  entwickeln. 

Gerade  aus  einem  solchen  Grunde  braucht  Deutschland  ein  un- 
abhängiges und  starkes  Österreich-Ungarn.  Das  Deutsche  Reich  wäre 
mit  Rücksicht  auf  die  bekannten  Schwierigkeiten  der  Nationalpolitik 
in  der  Monarchie,  gleichwie  auf  die  im  Osten  und  Süden  derselben 
liegenden  auswärtigen  Anziehungszentren  (für  einige  der  nichtdent- 
schen  und  nichtmagjari?chen  Nationalitäten  des  Habsburgerreiches), 
schließlich  im  Hinblicke  auf  sein  eigenes  Wesen,  allein,  ohne  ein 
unabhängiges  und  starkes  Österreich-Ungarn,  nicht  imstande,  die  nicht- 
deutschen Völker  Mitteleuropas  dem  Zweibundsysterae  dauernd  zu  er- 
halten, xinderseits  hat  Österreich-Ungarn  gerade  in  diesem  Weltkriege 
eine  derartige  Fülle  an  Lebenskräften,  eine  so  zähe  Energie,  eine  so 
weitgehende  Anpassungsfähigkeit  bewiesen,  daß  der  hohe  unersetzUche 
Wert  seiner  Freundschaft  für  Deutschland  in  den  Augen  aller  Deutschen 
zu  einem  unerschütterlichen  Dogma  geworden  ist.  Dahingehende  Über- 
zeugungen klingen  aus  der  gesamten  gegenwärtigen,  sowohl  öster- 
reichischen und  ungarischen  als  auch  deutschen  Kriegsliteratur  heraus. 
(Vgl.  beispielsweise  Juli  US  Wolf,  »Ein  deutsch-österreichisch-ungarischer 
Zollverband«,  Berlin  1915,  S.  34:  »Wir  in  Deutschland  haben  aber 
ein  selbstverständliches  Interesse  an  einem  auch  wirtschaftlich  starken 
Österreich-Ungarn.  Österreich-Ungarn  kann  nicht  stark  ge- 
nug sein!  Und  daher,  daher  allein  leitet  sich  unser  Interesse  an  einem 
Zollverbande  ab,  nicht  daß  wir  im  zollgeeinten  Österreich- Ungarn 
unsere  Geschäfte  zu  besorgen  wünschen,  wie  in  Österreich-Ungarn, 
wenn  ich  richtig  berichtet  bin,  hin  und  wieder  gemutmaßt  wird!«) 

Bosc  stellt  die  Behauptung  auf,  daß  in  der  weiteren  Entwick- 
lung Zollunionen  und  Zollbündnisse  nur  dann  werden  entstehen  können, 
wenn  ihnen  bloß  volkswirtschaftliche  und  keine  politischen  Zwecke 
vorleuchten.  Diese  Auffassung  ist  vom  deutschen  Übersetzer  Boscs, 
Schilder,  eingehend  kritisiert  worden^),  wobei  der  letztere  zu  dem 
Resultat  gelangte,  daß,  »wenn  auch  in  der  Gegenwart  die  Entstehung 
von  Zollunionen  und  Zollbündnissen  wegen  Befürchtung  politischer 
Abhängigkeit  tatsächlich  erschwert  wird,  dieser  Prozeß  in  der  Zukunft 
durch  die  politischen  Begleitmomente  nicht  nur  nicht  unmöglich  ge- 
macht, sondern  mitunter  auch  gefördert  werden  wird«.  Die  im  ge- 
schichtlichen Teile  dargestellte  letzte,  gegenwärtige  Phase   der  öster- 

0  Vgl.  Böse,  a.  a.  0.  S.  36-38. 


70 

reichisch-ungariseh-deutschen  Zollannäherungsversuche  bestätigt  die 
Richtigkeit  der  Voraussicht  Schilders  vollinhaltlich!  Die  Situation 
hat  sich  nämlich  seit  Schilder  (1907)  noch  dahin  geändert,  daß  nun- 
mehr tatsächlich  nicht  bloß  Erschwerungen  des  Zustandekommens  von 
Zollunionen  (und  Zollbündnissen),  Erschwerungen  politischer  Natur, 
zutage  treten,  sondern  gleichzeitig  auch  wesentlich  neue  Erleichterungen, 
die  sich  direkt  aus  der  weltpolitischen  Situation,  insbesondere  aus  dem 
gegenwärtigen  Weltkriege  ergeben.  (S.  oben  im  geschichtlichen  Teile.) 


Dritter  ^bsolinitt. 
Das  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis. 

A.  Allgemeines  über  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisse. 

Begriff  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses. 

Ein  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  kommt  zustande,  wenn 
zwei  oder  mehrere  handelspolitisch  selbständige  Staaten 
untereinander  einen  völkerrechtlichen,  somit  befristeten, 
kündbaren  und  jedenfalls  völkerrechtlich  lösbaren  Vertrag 
von  längerer  Dauer  eingehen,  laut  welchem  sie  allen  oder 
den  meisten,  zumindest  den  wichtigsten  dritten  Staaten 
gegenüber,  in  zoll-  und  handelspolitischer  Beziehung,  ins- 
besondere beim  Abschlüsse  von  Zoll-  und  Handelsverträgen, 
zwar  nicht  als  ein  einziges  Eechtssubjekt,  jedoch  einver- 
nehmlich und  gemeinsam  auftreten  und  Zoll-  und  Handels- 
verträge, wenn  auch  nicht  unbedingt  auf  Grund  eines  einzigen 
Außenzolltarifes,  so  doch  einvernehmlich  und  gemeinsam 
schließen. 

Wesentliche  Merkmale  eines  Zoll-  und  Wirtschaftsbünd- 
nisses. 

Die  Entstehungsquelle  eines  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses, 
gleichwie  einer  Zollunion,  kann  nur  ein  völkerrechtlicher  und  völker- 
rechtlich lösbarer  Vertrag  bilden. 

Ebenso  wie  das  Wesen  echter  politischer  Bündnisse  in  der  gegen- 
seitigen Verpflichtung  eines  gemeinsamen  Handelns  nach  außen  hin 
nicht  für  einzelne  Fälle,   sondern  für  ganze  Komplexe  hochwichtiger 
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politischer  Fragen  und  für  längere  Dauer  besteht,  so  ist  der  Inhalt 
eines  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  nicht  etwa  ein  vertragsmäßiges 
gemeinsames  Vorgehen  nach  außen  hin  in  einzelnen  wenigen  im 
Voraus  bestimmten  Fällen,  noch  auf  wenigen  sachlich  beschränkten 
Einzelgebieten  der  auswärtigen  Wirtschaftspolitik  (z.  B.  Markenschutz), 
sondern  ein  vernehmliche  und  gemeinsame  Führung  der  Handelspolitik, 
einvernehmlicher  und  gemeinsamer  Abschluß  aller,  der  meisten  oder 
wichtigsten  Zoll-  und  Handelsverträge  innerhalb  einer  längeren  Zeit. 

Im  Gegensatze  zur  Zollunion  entsteht  dabei  kein  neues  handels- 
politisches ßechtssubjekt.  Jeder  der  verbündeten  Staaten  behält  seine 
volle  und  unverhüllte  handelspolitische  Persönlichkeit,  was  in  der 
Form  der  Verträge  mit  dritten  Staaten  zum  Ausdrucke  gelangen  muß. 
Solche  Verträge  würden  nicht  etwa  von  einem  »österreichisch-unga- 
risch-deutschen ZoUbtindnisse«  geschlossen  werden,  sondern  von  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  und  von  dem  Deutschen  Beiche 
—  eventuell  unter  Beifügung  des  Wortes  »gemeinsam«. 

Verträge  mit  dritten  Staaten  müssen  gemeinsam  verhandelt  und 
gemeinsam  geschlossen  werden  (außer  daß  einer  der  verbündeten 
Staaten  vom  anderen  hiezu  delegiert  wird),  können  jedoch  entweder 
gemeinsam  in  einem  einzigen  Akte  odei  abgesondert,  in  zwei  Akten, 
formuliert  werden.  Jedenfalls  müssen  sie  in  jedem  der  verbündeten 
Staaten  abgesondert,  nach  Maßgabe  der  betreffenden  Verfassungen, 
Gesetzeskraft  erlangen,  was  übrigens  auch  in  solchen  Zollunionen  der 
Fall  ist,  in  welchen  die  oben  besprochene  staatsrechtliche  Ergänzung 
des  Zollunionsinhaltes  nicht  besteht. 

Im  Gegensatze  zu  Zollunionen  werden  die  Gebiete  der  verbün- 
deten Staaten  in  den  Handelsverträgen  von  Seite  des  Drittauslandes 
nicht  als  ein  einheitliches  Gebiet  behandelt,  sondern  auseinander- 
gehalten, auch  dann,  wenn,  wie  es  häufig  vorkommen  dürfte,  die  auf 
diese  Gebiete  anzuwendenden  Vertragsbestimmungen  inhaltlich  iden- 
tisch wären.  Eine  solche  inhaltliche  Identität  der  Vertragsbestim- 
mungen ist  jedoch  kein  wesentliches  Merkmal  eines  Zoll-  und  Wirt- 
schaftsbündnisses, und  es  könnten  im  Falle  des  Zustandekommens  eines 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  zwischen  Österreich- Ungarn  und  Deutsch- 
land in  den  Handelsverträgen  dieses  Bündnisses  mit  dritten  Staaten 
(immer  auf  Grund  eines  zwischen  den  verbündeten  Eeichen  gepflogenen 
Einvernehmens)  Abmachungen  enthalten  sein,  die  einen  anderen  Inhalt 
für  Österreich- Ungarn  und  einen  anderen  für  Deutschland  hätten. 
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Ebenso  müssen  Handelsverträge  nicht  auf  Grund  eines  gemein- 
samen Außenzolltarifes,  sondern  können  auf  Grund  von  zwei  Tarifen 
geschlossen  werden,  die  allerdings  identisch  sein  können,  aber  gleich- 
falls nicht  müssen.  Anderseits  wird  durch  den  Bestand  eines  geraein- 
samen Außenzolltarifes  allein  ein  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  in  eine 
Zollunion  nicht  umgewandelt. 

Wie  gesagt,  sind  wesentliche  Merkmale  eines  Zoll-  und  Wirt- 
schaftsbündnisses: ein  breiter,  sich  sachlich  auf  das  ganze,  beinahe 
ganze  oder  zumindest  wichtigste  Gebiet  der  Handelspolitik  erstreckender 
Umfang,  ebenso  wie  eine  längere  Dauer  des  vertragsmäßigen  Bündnis- 
verhältnisses  unter  den  verbündeten  Staaten.  So  waren  die  den  De- 
zemberverträgen vom  Jahre  1891  vorangegangenen  Abmachungen 
zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  kein  Zollbündnis,  sondern 
nur  eine  bezüglich  des  Inhaltes  und  Zweckes  »zollbündnisähnliche  Ver- 
einbarung« ad  hoc,  auf  einen  konkreten  Fall,  bloß  auf  einige  Staaten 
beschränkt  —  eine  Vereinbarung,  deren  Dauer  durch  den  Ablauf  der 
mit  den  betreffenden  dritten  Staaten  einvernehmlich  geschlossenen  Ver- 
träge im  Voraus  begrenzt  war  —  an  keine  andere  Bedingung  gebunden, 
als  an  jene,  die  sich  aus  dem  Abschlüsse  besagter  Handelsverträge 
von  selbst  ergab. 

Selbstredend  bildet  auch  die  Gewährung  von  Vorzugszöllen  allein, 
wie  sie  z.  B.  in  den  Beziehungen  der  englischen  Kolonialreiche  unter- 
einander und  mit  dem  Mutterlande  geübt  wird,  kein  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündnis, weil  die  kontrahierenden  Teile  sonst  die  volle,  vertragsmäßig 
nicht  eingeschränkte  Selbständigkeit  in  der  Handelspolitik  besitzen  und 
Handelsverträge  nicht  gemeinsam,  sondern  ganz  selbständig  schließen.  ^) 

Auch  sind  solche  bezüglich  des  Gegenstandes  eng  begrenzte 
internationale  Abmachungen,  wie  die  Brüsseler  Zuckerkonvention,  keine 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisse,  auch  keine  partiellen,  schon  deswegen, 
weil  das  letztere  Merkmal  dem  Begriffe  eines  Bündnisses  (ebensowie 
einer  Union),  die  nach  dem  Sprachgebrauche  allein  Vollständiges  be- 
inhalten, widerspricht. 

')  Diese  Selbständigkeit  haben  die  englischen  Kolonialreiche  (zuerst  Kanada) 
nach  und  nach  erlangt.  In  sämtlichen  neuen  Handelsverträgen,  welche  England 
sehließt  und  welchen  die  selbständigen  Kolonien  hie  und  da  beitreten,  wird  für 
dieselben  ein  separates  Kündigungsrecht  ausbedungen.  Im  Jahre  1913  ist  Kanada 
dem  britisch-japanischen  Handels  vertrage  nur  insoweit  beigetreten,  als  derselbe  die 
Meistbegünstigung  enthält,  indem  es  sieh  verschiedenen  sonstigen  Bestimmungen 
nicht  unterwarf. 
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Aus  dem  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisse  ergibt  sich  eine  selbst- 
willige zeitweilige  Einschränkung  der  handelspolitischen  Aktionsfrei- 
heit  der  verbündeten  Staaten,  weiche  Einschränkung  durch  die  aus 
der  Kraftvereinigung  zu  erwartenden  Vorteile  überboten  werden  muß, 
damit  das  Bündnis  überhaupt  zustande  komme.  Die  verbündeten  Staaten 
dürfen  nur  in  solchen  Fällen  handelspolitische  Separatverträge  schließen, 
in  welchen  dies  im  Bündnisvertrage  oder  später  einvernehmlich  be- 
willigt wurde,  beziehungsweise  in  welchen  dies  dem  Zwecke  des 
Bündnisses  nicht  widerspricht.  Die  früheren  Vertragsrechte  und  -pflichten 
der  verbündeten  Staaten  werden   durch   das  Bündnis  nicht  geändert. 

Damit  der  volkswirtschaftliche  Zweck  des  Zollbündnisses  erreicht 
werden  könne,  müssen  die  Außenzolltarife  zwar  nicht  identisch  sein 
—  es  muß  jedoch  eine  Assimilierung  derselben  angestrebt  werden. 

Wenn  auch  im  gegenseitigen  Verhältnisse  der  verbündeten  Staaten 
vollkommene  Parität  herrschen  muß  und  vom  Entstehen  einer  beson- 
deren gemeinsamen  Legislative  für  das  Zoll-  und  Handelswesen  nicht 
die  Rede  sein  kann,  wenn  auch  ferner  das  Handeln  eines  der  verbün- 
deten Staaten  im  Namen  des  Bündnisses  auf  dem  durch  das  Bündnis 
bestimmten  sachlichen  Gebiete  ohne  Zustimmung  des  Bundesgenossen 
rechtsunwirksam  wäre,  so  müssen  doch  für  die  Vorbereitung  einver- 
nehmlicher und  gemeinsamer  Willensäußerungen  besondere  Einrich- 
tungen geschaffen  und  zu  diesem  Zwecke  solche  gemeinsame  Institu- 
tionen (Zolldeputationen,  Zollkonferenzen)  ins  Leben  gerufen  werden, 
die  diese  Aufgabe  zu  lösen  haben,  ohne  in  die  souveräne  Kompetenz 
der  Legislative  der  verbündeten  Staaten  einzugreifen.  *) 

^)  Böse  nennt  Zollbündnisse  j-unvollkominene  Zollunionen«  und  unter- 
scheidet, nach  Sorel,  zwischen  den  beiden  Begriffen,  je  nachdem  die  Staaten  in 
ein  handelspolitisches  Subjekt  verschmolzen  oder  einander  nur  angenähert  werden. 
Im  allgemeinen  steht  diese  Auffassung  in  keinem  Widerspruche  zur  obigen  Defini- 
tion eines  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses.  Sodann  schildert  Bosc  (S.  69)  Wirt- 
sehaftsbündnisse in  folgender  Weise: 

>Die  vertragschließenden  Staaten  sollen  danach  ihre  getrennten  Zollverwal- 
tungen aufrecht  erhalten.  Jeder  Teilnehmer  würde  gegenüber  seinen  Genossen  das 
Verfügungsreeht  über  seinen  Zolltarif  behalten,  aber  neben  den  Tarifen  der  ein- 
zelnen Teilnehmer  würde  an  den  gemeinsamen  Außengrenzen  dieses  Zollvereines 
ein  gemeinsamer  Zolltarif  zur  Anwendung  kommen  und  dieser  den  einzelnen  Tarifen 
übergeordnete  Zolltarif  würde  den  Teilnehmern  einen  besonderen  Schutz  gegen  jene 
dritten  Staaten  gewähren,  deren  Konkurrenz  besonders  bedrohlieh  erseheint. 

Es  ist  klar,  worin  sich  diese  Konstruktion  von  einem  vollkommenen  Zoll- 
verein unterscheidet.  Bei  Errichtung  des  letztgenannten  Gebildes  verschwinden  die 
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Der  volkswirtschaftliche  Inhalt  eines  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündnisses. 
Der  weitere,  nämlich  der  volkswirtschaftliche  Inhalt  eines  Zoll- 
und  Wirtsehaftsbündnisses  ist  vom  völkerrechtlichen  Standpunkte,  vom 

Zollsehranken  zwischen  den  einzelnen  Teilnehmern  des  Zollvereines ;  im  Wirtsehafta- 
bündnisse  dagegen  bleiben  diese  Zollschranken  bestehen  und  dank  ihrer  Beibehal- 
tung sind  die  schwächeren  Teilnehmer  nicht  der  Gefahr  ausgesetzt,  von  den  stär- 
keren nullifiziert  zu  werden. 

Die  wirtschaftliche  Selbständigkeit  jedes  Teilnehmers  bleibt  so  gewahrt  und 
gleichzeitig  bietet  ein  einheitlicher  Zolltarif  an  den  gemeinsamen  Außengrenzen 
einen  Schutz  gegenüber  dritten  Staaten,  deren  Konkurrenz  bedrohlich  erseheint,  und 
die  Teilnehmer  können  sich  untereinander,  ohne  (in  Anbetracht  der  Meistbegünsti- 
gung) viel  Gefahr  zu  laufen,  wechselseitige  Zugeständnisse  machen. 

Die  politische  Selbständigkeit  jedes  Teilnehmers  eines  solchen  unvollkommenen 
Zollvereines  erscheint  bei  dieser  Organisation  nicht  mehr  bedroht,  welche  die  poli- 
tische Individualität  allseits  respektiert  und  keine  allzu  engen  Bande  knüpft,  wo- 
durch ein  schwächerer  Staat  von  einem  stärkeren  geradezu  absorbiert  werden  könnte. 

Diese  Organisation  beseitigt  eine  Anzahl  praktischer  Schwierigkeiten,  welche 
der  Schaffung  eines  vollkommenen  Zollvereines  entgegenstehen.  Da  die  Zollschranken 
zwischen  den  einzelnen  Teilnehmern  innerhalb  des  Zollvereinsgebietes  bestehen 
bleiben,  ist  es  nicht  mehr  notwendig,  das  System  der  Verbrauchssteuern  zu  verein- 
heitlichen; daher  kommen  die  steuerpolitischen  Schwierigkeiten,  welche  die  Schaifung 
eines  vollkommenen  Zollvereines  gefährden,  nicht  in  Frage.  Endlich  wird  es  bei 
dieser  Organisation  sicherlich  leichter  sein,  zu  einer  Verständigung  über  die  Orga- 
nisation der  Verwaltung  des  Zollvereines  und  über  die  Verteil nngsart  der  Zollein- 
nahmen zu  gelangen. 

Die  größte  Schwierigkeit,  ja  die  einzige,  die  noch  verbleibt,  besteht  in  der 
Ausarbeitung  eines  ZoUtarifes  für  die  gemeinsamen  Außengrenzen,  und  in  dieser 
Beziehung  dürfte  eine  Einigung  wohl  mühsam  sein.  Diese  Schwierigkeiten  wurden 
bereits  gelegentlich  der  Besprechung  des  vollkommenen  Zollvereines  hinreichend 
dargetan,  so  daß  an  dieser  Stelle  von  ihrer  neuerliehen  Erörterung  abgesehen 
werden  kann  und  dies  um  so  mehr,  als  diese  Präge  unter  mehr  oder  weniger 
gleichen  Umständen  wie  früher  zu  lösen  ist. 

Jedenfalls  genügen  diese  Ausführungen,  um  nachzuweisen,  daß  das  soeben 
dargestellte  Wirtschaftsbündnis  bei  weitem  weniger  Schwierigkeiten  bietet  als  der 
vollkommene  Zollverein.  B^rancke  dürfte  mit  seiner  Behauptung,  daß  gegen  diese 
Konstruktion  die  nämlichen  Einwände  wie  gegen  den  vollkommenen  Zollverein  zu 
erheben  wären,  wohl  übertreiben.« 

Die  obigen  Ausführungen  Boscs  treffen  nach  Ansicht  des  Verfassers  im  all- 
gemeinen zu;  unrichtig  ist  nur  die  Annahme,  daß  in  der  Zollunion  die  Zollsehranken 
fallen,  während  sie  im  Zollbündnisse  als  Zwisehenzölle  bestehen  bleiben  (da  einer- 
seits Zwischenzölle,  anderseits  aber  die  vollständige  Zollfreiheit  in  beiden  Konstruk- 
tionen möglieh  sind).  Unrichtig  ist  femer  die  Anschauung,  daß  zum  Wesen  eines 
Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisses  ein  gemeinsamer  Außenzolltarif  gehört,   wogegen, 
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Gesichtspunkte  des  rechtlichen  Bestandes  eines  Zoll-  und  Wirtschafts- 
btindnisses,  nicht  wesentlich. 

Die  volkswirtschaftlichen  Zwecke  eines  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündnisses sind  mit  jenen  einer  Zollunion  im  großen  und  ganzen  iden- 
tisch. Daraus  ergibt  sich  nicht  bloß  die  Gemeinsamkeit  der  Handels- 
politik, nicht  bloß  eine  größere  Kraftentwicklung  nach  außen  hin, 
sondern  auch  tendenzmäßig  eine  wechselseitige  Zollannäherung  behufs 
unmittelbarer  Hebung  der  Volkswirtschaft  in  den  verbündeten  Gebieten, 
wodurch  wiederum  die  Kraftentwicklung  nach  außen  hin  gefördert  wird. 

Ein  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  dürfte  in  der  Eegel  wohl  mit 
Erleichterungen  des  Zwischen  Verkehres,  mit  der  Gewährung  von  Zoll- 
begünstigungen, mit  einer  Zollvorzugsbehandlung  sensu  lato  ver- 
bunden sein,  welche  dritten  Staaten  nach  Möglichkeit  vorenthalten 
werden  soll.  (Ein  Zoll-  und  Wirtschaftsbtindnis  könnte  aber  selbst  die 
gänzliche  Aufhebung  der  Zwischenzollschranken  beinhalten,  ohne  da- 
durch allein  eine  Zollunion  zu  werden  —  solange  die  einzelnen  Eechts- 
subjekte  nach  außen  hin  nicht  verschwinden.) 

Im  Zollwesen  wird  wohl  eine  formelle  Assimilierung,  wenn  nicht 
gerade  Identifizierung  der  Tarife  und  des  Verfahrens  die  Regel  sein.  Im 
Zwischenverkehre  dürfte  in  der  Eegel  Zollfreiheit  als  Grundprinzip,  Zoll- 
schutz als  Ausnahme  aufgestellt  werden.  Die  Zollfreiheit  dürfte  in  allen 
jenen  Fällen  zur  Geltung  gelangen,  in  welchen  dies  ohne  Gefährdung  solcher 
berechtigter  Einzelinteressen  wichtiger  Wirtschaftsgruppen  möglich  ist, 
welche  mit  dem  Gesamtinteresse  der  Wirtschaft  im  Einklänge  stehen. 

Bei  der  Bestimmung  des  sachlichen  Umfanges  und  der  Höhe 
des  Zvvisehenzollschutzes  dürften  die  sonst  häufig  in  hochschutzzöllne- 
rischen  Systemen  maßgebenden,  verhandlungstaktischen  Rück- 
sichten gänzlich  wegfallen,  so  daß  hier  lediglich  der  effektive  volks- 
wirtschaftliche Bedarf  zu  entscheiden  hätte. 

Im  Zusammenhange  mit  der  Assimilierung  des  Zollwesens  sowie 
mit  dem  Streben  nach  der  Beseitigung  von  Zollsehranken  in  dem  von 

nach  Auffassimg  des  Verfassers,  das  Wesen  bloß  im  einverneliualiehen  und  gemein- 
simen  Abschlüsse  von  Handelsverträgen  besteht,  was  auch  auf  der  Grundlage  von 
zwei  verschiedenen  Außenzolltarifen  bewirkt  werden  kann.  Dieses  Kriterium,  das 
erste  und  wichtigste,  die  Gemeinsamkeit  der  Handelspolitik  und  der  handelspoliti- 
schen Abmachungen,  entschlüpft  ßose  sozusagen  tacite,  da  es  im  Hinblicke  auf 
seine  sonstigen  Betrachtungen  nicht  anzunehmen  ist,  er  hätte  sich  darüber  keine 
Rechenschaft  gelegt.  Es  scheint  ihm  nur  die  eminente  begriffliehe  Bedeutung  dieses 
Paktors  entgangen  zu  sein. 
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den  berechtigten  Interessen  der  Einzelgebiete  gebotenen  rationellen 
Maße  wohnt  einem  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisse  in  der  Regel  das 
Streben  einerseits  nach  gegenseitiger  Unterstützung  auf  allen  in  Be- 
tracht kommenden  Wirtschaftsgebieten,  anderseits  nach  der  Assimilie- 
rung der  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  im  allgemeinen,  folglich 
auch  nach  der  Assimilierung  der  wirtschaftspolitischen  Gesetze  und 
Einrichtungen  inne.  Diese  Tendenzen  gelangen  darin  zum  Ausdrucke, 
daß  die  Benennung  »Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis«  lautet. 

Obwohl  die  volkswirtschaftlichen  Zwecke  der  Zollunionen  und  der 
Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisse  in  ihrem  Wesen  dieselben  sind,  so  be- 
steht doch  in  der  bei  der  Eealisierung  derselben  auftretenden  Tendenz 
ein  Unterschied.  Im  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisse  dürfte  trotz  oder 
eigentlich  neben  der  Annäherungs-  und  Assimilierungsbestrebungen 
doch  ein  partieller  Separatismus  der  volkswirtschaftlichen  Interessen, 
wenn  auch  im  streng  berechtigten  Maße  und  eng  begrenzt,  in  höherem 
Grade  als  in  einer  Zollunion  zum  Ausdrucke  gelangen.  Ebenso  wie 
die  politischen  Prestigerücksichten  der  verbündeten  Staaten^ 
dürften  in  der  Regel  auch  die  volkswirtschaftlichen  Sonder- 
interessen im  Zoll-  und  Wirtschaftbündnisse  eine  reichlichere  Be- 
rücksichtigung finden,  als  in  einer  Zollunion. 

Eine  vollständige  volkswirtschaftliche  Vereinigung  und  Amal- 
gamierung  kommt  selbst  nicht  in  allen  Zollunionen  zustande  und 
wird  manchmal  auch  dort  gar  nicht  beabsichtigt.  Allerdings  tritt  eine 
dahingehende  Tendenz  in  Zollunionen  viel  stärker  zutage,  als  in  Zoll- 
und  Wirtschaftsbündnissen. 

Mit  einem  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisse  kann  anderseits  aber 
gleichfalls  die  Absicht  verbunden  sein,  nach  schmerzloser  Ausgleichung 
der  ungleichen  Produktionsbedingungen  die  Zwischeuzölle  gänzlich  fallen 
und  die  sonstigen  wirtschaftsadministrativen  Unterschiede  gänzlich  ver- 
schwinden zu  lassen.  Ein  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  kann  auf  diese 
Weise  zu  einer  vollständigen  Zolleinheit  gelangen  (oder  von  derselben 
auch  vom  Anfang  an  begleitet  sein),  ohne  dadurch  allein  eine  Zoll- 
union zu  werden,  wie  es  übrigens  ans  den  oben  aufgestellten  Defini- 
tionen hervorgeht.  Da  die  Außenzolltarife  der  verbündeten  Staaten  iden- 
tisch sein  können  (nicht  müssen),  so  kann  der  Außenzolltarif  auch 
gemeinsam  sein  (wie  in  einer  Zollunion),  gleichfalls  ohne  die  Um- 
wandlung des  Zollbündnisses  in  eine  Zollunion  zu  bewirken. 
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Tatsächliches  Material. 

Die  Geschichte  kennt  kein  Beispiel  von  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündnissen —  bis  etwa  auf  die  an  ein  solches  Gebilde  erinnernden 
Beziehungen  zwischen  Eußland  und  Finnland  (gemeinsamer  Abschluß 
von  Handelsverträgen  durch  das  hiezu  wenigstens  formell  delegierte 
Rußland,  ferner  Vorzugszölle  für  finnländische  Erzeugnisse  bei  der  Ein- 
fuhr nach  Rußland  und  Zollfreiheit  für  russische  Waren  bei  der  Ein- 
fuhr nach  Finnland),  zwischen  Rußland  und  der  äußeren  Mongolei  (Vor- 
zugszollfreiheit für  russische  Waren  —  noch  nicht  ausgebildet),  schUeß- 
lich  zwischen  Frankreich  und  Tunis. 

Daß  Tunis,  trotzdem  seine  Selbständigkeit  nur  scheinbar  ist, 
noch  immer  im  Sinne  des  Bardovertrages  vom  12.  Mai  1881  prin- 
zipiell als  ein  auch  auf  handelspolitischem  Gebiete  formell  selbstän- 
diger Staat  zu  betrachten  ist,  dessen  gegenwärtiges  Verhältnis  zu 
Frankreich  sieh  daher  formell  als  ein  Zollbündnis  darstellen  kann,  geht 
unter  anderem  schon  aus  der  Formulierung  der  zwischen  Italien,  Eng- 
land und  Frankreich -Tunis  geschlossenen  Handel  vertrage  vom  28.  Sep- 
tember 1896,  beziehungsweise  vom  18.  September  1897,  im  Zusammen- 
hange mit  der  Tatsache  hervor,  daß  das  Zollregime  des  Jahres  1898 
nicht  nur  mit  einem  französischen  Gesetze,  sondern  auch  mit  einem 
Dekrete  des  Bei  (vom  2.  Mai)  eingeführt  wurde.  Dieselbe  Form  wurde 
auch  bei  späteren  Änderungen  des  Zollregimes  beobachtet  (das  letzte- 
mal  im  Jahre  1914). 

Im  Hinblicke  darauf,  das  zwischen  Frankreich  und  Tunis  keine 
staatsrechtliche  Zolleinheit,  keine  Zollunion,  sondern  eben  ein  Zoll- 
bündnis besteht,  fand  man  sich  genötigt,  in  beide  zitierte  Verträge 
(Art.  8,  Abs.  4,  beziehungsweise  Art.  I,  letzter  Absatz)  folgende 
Klausel  aufzunehmen:  »II  est  d'ailleurs  entendu,  que  le  traitement  de 
la  nation  la  plus  favorisee  en  Tunisie  ne  comprend  pas  le  traitement 
fran^ais.« 

Inhaltlich  bestehen  die  Beziehungen  der  tunesischen  Regent- 
schaft zu  Frankreich  in  einer  ausgiebigen,  nach  und  nach  erweiterten 
wechselseitigen  Freiliste,  deren  Vorzugscharakter  jedoch  von  Frankreich 
durch  verschiedene  Zugeständnisse  zugunsten  dritter  Staaten  (Öster- 
reich-Ungarn, Italien,  England)  erkauft  werden  mußte  (was  ebenfalls 
dafür  spricht,  daß  wir  es  hier  nicht  mit  einer  staatsrechtlichen  Zoll- 
Einheit,  noch   mit  einer  Zollunion,   sondern   mit   einem  Zollbündnisse 
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zu  tun  haben).  Der  (allerdings  beschränkte)  bündnismäßige  Charakter 
der  betreffenden  Beziehungen  ist  schließlich  daran  zu  erkennen,  daß 
Tunis  beim  Abschlüsse  sämtlicher  auf  sein  Gebiet  bezughabender 
Handelsverträge  seitens  Frankreichs  und  dritter  Staaten  als  ein  selb- 
ständiges Rechtssubjekt  behandelt  wird. 

Allerdings  unterscheiden  sich  alle  diese  Gebilde  tatsächlich  von 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnissen  dadurch,  daß  in  jedem  der  angeführten 
Fälle  einer  der  betreffenden  Staaten  vom  anderen  bevormundet  wird. 
Der  Begriff  »Bündnis«  setzt  schon  nach  dem  Sprachgebrauche  eine 
wenn  nicht  materielle,  so  doch  ideelle  Gleichwertigkeit  der  Verbün- 
deten voraus  —  welches  Kriterium  bei  Feststellung  des  Bestandes  einer 
Zollunion  nicht  ins  Gewicht  fällt  (Monaco  und  Frankreich,  Liechten- 
stein und  Österreich-Ungarn  u.  dgl.). 

Die  Kontinentalsperre  Napoleons  I.  war  ein  ähnliches  Zollbündnis 
Frankreichs  mit  dem  übrigen  europäischen  Kontinente,  wie  jenes 
Frankreichs  mit  Tunis! 

So  ist  die  Konzeption  eines  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses,  so- 
weit faktisch  souveräne,  ideell  gleichwertige  Staaten  in  Betracht  kommen, 
bisher  eine  rein  theoretische,  so  daß  der  Inhalt  und  Ausbau  eines 
solchen  neuen  Gebildes  in  der  Praxis  nicht  auf  Grund  von  Analogien 
(bis  auf  einzelne  den  Zollunionen  zu  entlehnende  Details),  sondern  nur 
aus  dem  volkswirtschaftlichen  Zwecke,  gleichwie  aus  den  Staats-  und 
völkerrechtlichen  Möglichkeiten,  schließlich  aus  dem  logisch  abgelei- 
teten, theoretischen  völkerrechtlichen  Begriflfe,  mit  einem  weiten  Spiel- 
räume der  Beliebigkeit,  bestimmt  werden  kann. 

Ansprüche  dritter  Staaten  auf  die  im  Schöße  eines  Zoll-  und 
Wirtschaftsbündnisses  bestehenden  Zollbegünstigungen. 

Es  bleibt  nur  noch  das  Verhältnis  dritter  Staaten  zu  den  von 
den  zollverbtindeten  Staaten  gegenseitig  vorzugsweise  gewährten  Zoll- 
freiheiten und  Zollermäßigungen  zu  besprechen. 

Bei  den  verbündeten  Staaten  muß  das  natürliche  Bestreben  be- 
stehen, diese  wechselseitigen  Begünstigungen  dritten  Staaten  vorzuent- 
halten. Die  letzteren  aber  können  zweifellos  auf  Grund  von  Meist- 
begtinstigungsklauseln,  soweit  dieselben  in  den  von  ihnen  mit  den 
zollverbündeten  Staaten  geschlossenen  Vepträgen  enthalten  sind,  die- 
selben Begünstigungen  für  sich  in  Ansprach  nehmen.  Überhaupt 
werden  durch  ein  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  die  vertraglichen  Eechte 
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und  Pflichten  der  verbündeten  Staaten  Dritten  gegenüber  in  gar  keiner 
Weise  geändert.  Darin  liegt  ein  wesentlicher  prinzipieller  und  prakti- 
scher Unterschied  zwischen  einer  Zollunion,  beziehungsweise  einem 
handelsvölkerrechtlich  einheitlichen  Staate  (einem  zollgeeinten  Bundes- 
staate oder  Staatenbunde)  und  einem  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisse.  ^ 

Der  Versuch  Matlekovits',  den  Beweis  zu  erbringen,  daß  auch 
im  Falle  eines  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  dritte  Staaten  auf  die 
im  Zwischenverkehre  zwischen  den  verbündeten  Staaten  in  Geltung 
stehenden  Begünstigungen  auf  Grund  der  Meistbegünstigungsklausel 
keinen  Anspruch  erheben  dürfen,  ist  sowohl  von  Veillkovits  als  auch 
von  Böse  selbst  völlig  widerlegt  worden.*^) 

Das  erwähnte  Eecht  dritter  Staaten  würde  eventuell  durch  die 
Erstellung  eines  gemeinsamen  Außenzolltarifes  nicht  im  mindesten 
beschränkt  werden,  da  in  dieser  Beziehung  nicht  etwa  die  Form,  son- 
dern das  völkerrechtliche,  im  Subjektsprobleme  konzentrierte  Wesen 
des  Gebildes  maßgebend  ist.  Matlekovits'  seinerzeitige  Anschauung 
steht  in  der  Literatur  vereinzelt  da. 

Unter  anderen  bezeichnete  auch  v.  Philippovich  noch  im 
Jahre  1900  (aus  Anlaß  der  Enquete  in  der  Gesellschaft  der  öster- 
reichischen Volkswirte)  die  Meistbegünstigung  als  ein  Hindernis  des 
Abschlusses  eines  Zollbündnisses  (einer  unvollkommenen  Zollunion) 
und  damit  stimmen  auch  sämtliche  in  den  im  Laufe  des  Krieges  er- 
schienenen Abhandlungen  enthaltene  Äußerungen  überein. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  durch  diese  dem  Zwecke  eines  Zollbünd- 
nisses zuwiderlaufende  völkerrechtliche  Rechtslage  das  Zustandekommen 
von  Zollbündnissen  überhaupt  nicht  unmöglich  gemacht  wird.  Darüber 
wird  in  jedem  konkreten  Falle  einerseits  das  Interessenspiel,  anderseits 
das  Machtverhältnis  zu  entscheiden  haben.  Damit  dritte  Staaten  auf 
die  Anwendung  der  Meistbegünstigung  in  einem  solchen  Falle,  sei  es 
expressis  verbis,  sei  es  stillschweigend,  verzichten,  müssen  sie  ent- 
weder an  der  Störung  des  Bündnisvorziigsverhältnisses  kein  Interesse 
haben  oder  zur  Anerkennung  desselben  bewogen  werden.  In  der  an 
einer  anderen  Stelle  dieser  Arbeit  vorzunehmenden  Erörterung  des 
letzteren  Problems  für  den  vorliegenden  Fall  eines  eventuellen  öster- 
reichisch-ungarisch-deutschen Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  wird 
daher  in  erster  Linie  diese  quaestio  facti  zu  berücksichtigen  sein. 

1)  Vgl.  Böse,  a.  a.  0.  S.  82. 

2)  Vgl.  Boso,  a.  a.  0.  S.  82. 
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Begleiterscheinungen. 

Wie  bereits  oben  erwähnt,  hängt  mit  dem  volkswirtschaftlichen 
Zwecke  eines  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  die  Tendenz  der  weit- 
möglichsten Assimilierung  der  Wirtschaftspolitik,  folglich  der  Gesetz- 
gebung, des  Verwaltungsapparates  und  des  Verwaltungsverfahrens, 
sowie  des  Verwaltungsgeistes  enge  zusammen. 

Aus  demselben  volkswirtschaftlichen  Zwecke  eines  Zollbündnisses 
ergeben  sich  weiters  Möglichkeiten  der  gegenseitigen  Unterstützung, 
insbesondere  der  Schaffung  von  Spezialgemeinschaften.  So  könnte  und 
sollte  z.  B.  in  einem  eventuellen  österreichisch-ungarisch-deutschen  Zoll- 
und  Wirtschaftsbündnisse  eine  Verkehrsgemeinschaft  geschlossen  werden 
—  ebensowie  eine  Vorratsgemeinschaft,  deren  Zweck  darin  bestehen 
würde,  im  Falle  zukünftiger  internationaler  Konflikte  die  reichliche 
und  gleichmäßige  Versorgung  der  verbündeten  Staaten  mit  Lebens- 
mitteln, Eohstoffen,  Kriegsmaterialien  u.  dgl.  soweit  als  möglich  im 
Voraus  zu  sichern.^)  (Auf  die  im  vorliegenden  konkreten  Falle  zu 
schaffenden  Gemeinschaften  wird  noch  später  zurückzukommen  sein.) 

Viele  Anhänger  des  Zollbtindnisses  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  sprechen  auch  einem  systematischen,  im  Bündnisver- 
trage im  Voraus  auszumachenden  Abbau  der  Zwischenzölle  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Deutschland  im  Laufe  von  20  bis  60  Jahren  das 
Wort.  (Prof.  JuliusWolf—  60  Jahre  mit  257o  Abbau  alle  15  Jahre; 
ein  hervorragender  praktischer  Handelspolitiker  Österreichs  —  30  Jahre 
mit  SSVaVo  Abbau  alle  10  Jahre;  ein  hervorragender  österreichischer 
Handelskammersekretär  —  20  Jahre  mit  257o  Abbau  alle  5  Jahre.)  Mit 
Beendigung  des  Abbaues  wäre  die  vollständige  Zolleinheit  (jedoch  noch 
immer  keine  völkerrechtliche  Zollunion)  realisiert.  Ein  im  Voraus  fest- 
zusetzender Abbau  der  Zwischenzölle  ist  jedoch  nach  dem  Obgesagten 
keinesfalls  als  ein  wesentUches  Merkmal,  als  ein  integrierender  Bestand- 
teil des  Zollbündnisses  (auch  nicht  einer  Zollunion  mit  Zwischenzöllen) 
anzusehen,  geradeso  wie  durch  den  Mangel  einer  Abbaubestimmung 
beim  Zutreffen  sonstiger  volkswirtschaftlicher  Voraussetzungen  der  volks- 
wirtschaftliche Zweck  des  Bündnisses  nicht  beeinträchtigt  sein  muß. 

^)  Die  Notwendigkeit  einer  solchen  Institution  wurde  im  gegenwärtigen 
Kriege  zur  Genüge  bewiesen,  da  die  diesfalls  jetzt  bestehende  Selbständigkeit  es 
möglich  machte,  daß  in  gewissen  Riehtungen  der  Egoismus  einzelner  Bestandteile 
über  das  Solidaritätsgefühl  den  Sieg  davontrug.  Solehe  Institutionen  wären  eine  für 
die  Zukunft  unumgängliche  Ergänzung  der  militärischen  Kriegsbereitschaft. 
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B.  Entwurf  eines  österreichisoh-ungarisch-dentschen  Zoll-  und 
Wirtschaf  tsbündnisses. 

Auf  obigen  Grundgedanken  ^)  beruht  folgender  Entwurf  des  öster- 
reichisch-ungarisch-deutsehen  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses,  ein  Ent- 
wurf, welcher  sich  in  der  Wirklichkeit  als  Frucht  einer  nichtorgani- 
sierten  Kollektivgeistesarbeit  einiger  vorwiegend  österreichischer  Wirt- 
schaftspolitiker darstellt.  Derselbe  wurde  in  allgemeinen  Grundrissen, 
mit  verschiedenen  Varianten  und  unter  verschiedenen  Benennungen  in 
der  Literatur,  insbesondere  von  Kobatsch,  Pistor,  Szterenyi,  Spiet- 
hoff,  Stolper,  Naumann,  Wolf  u.  a.  (s.  oben  S.  41),  sowie  in 
einigen  öffentlichen  Vorträgen  (Kobatsch,  Szterenyi,  Naumann, 
Wolf  u.  a.)  besprochen,  bildete  in  seinem  Wesen  den  Inhalt  der 
Novemberbeschlüsse  der  mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine,  sowie 
des  deutsch-österreichisch-ungarischen  Wirtschaftsverbandes,  ferner  der 
Beschlüsse  verschiedener  wirtschaftlicher  Korporationen,  wie  der  Handels- 
kammern Wien,  Brunn,  Reichenberg  usw.  (s.  ausführlich  im  zweiten 
Teile  dieser  Arbeit)  und  wurde  hier  —  unter  Beseitigung  der  in  ver- 
schiedenen obigen  Besprechungen  vorkommenden  Detail  Widersprüche, 
gleichwie  unter  Vornahme  von  notwendigen  Ergänzungen  nach  eigenen 
Ideen  des  Verfassers  —  ausgebaut.  2) 

1.  Ausbau  des  Zolltarifes,  wie  überhaupt  des  Zollwesens. 

a)  Grundtarif. 
Aus  den  geltenden  Vertragszolltarifen,  dem  österreichisch-unga- 
rischen  und   dem   deutschen  wird,   nach  vollständiger  Identifizierung 

^)  Die  Übereinstimmung  derselben  mit  den  Brucksehen  Ideen  vom  Jahre 
1849  in  wesentlichen  Punkten  ist  offensichtlich.  An  viele  dieser  Ideen  lehnt  sieh 
auch  der  in  der  weiteren  Folge  darzustellende  Entwurf  an.  Vgl.  v.  Philippovich, 
a.  a.  0.  S.  21. 

^)  In  diesem  Teile  (IL  Kapitel,  3.  Abschnitt  B)  wird  nur  der  zoll-  und 
handelspolitische  Inhalt,  sowie  der  Werdegang  des  österreiehiseh-ungariseh-deutsehen 
Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisses  besprochen.  Die  übrigen  Einrichtungen  desselben 
gelangen  erst  in  der  nächstfolgenden  Abteilung  (C)  des  3.  Abschnittes  des  II.  Ka- 
pitels, anläßlich  der  Besprechung  der  Einwendungen  gegen  das  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündnis, beziehungsweise  im  zweiten  Teile  dieses  Werkes,  zur  Behandlung.  Es  würde 
zu  weit  führen,  hier  bei  der  Besprechung  jedes  einzelnen  Details  der  projektierten, 
Konstruktion  alle  Stimmen,  Beschlüsse  und  Äußerungen  pro  oder  contra  anzuführen 
die  in  der  Kriegszeit  gefallen  sind.  Dieselben  werden  hier  stellenweise  nur,  als  Illu- 
stration, zitiert  und  finden  eine  zusammenfassende  Behandlung  im  zweiten  Teile. 

V.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I.  " 
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des  Aufbaues,  der  Gliederung,  des  Sehemas,  der  Tarifstellen  und  Be- 
nennungen, des  statistischen  Warenverzeichnisses  und  sämtlicher  Be- 
messungsmerkmale ein  identischer  Grundtarif  für  die  beiden  Keiche 
(für  die  drei  Staaten)  zusammengestellt,  in  der  Weise,  daß  bei  vor- 
kommenden Satzunterschieden  jeweils  die  niedrigeren  Sätze  (v  o  r  1  ä  u  f  i  g 
—  bis  zu  der  weiter  zu  besprechenden  zweiten  Redaktion)  in  Geltung 
zu  bleiben  haben.  Da  die  österreichisch-ungarischen  Zollsätze  vielfach 
höher  sind  als  die  deutschen^),  wird  dieser  Grundtarif  viel  mehr  mit 


^)  y.  Philippovieh  (a.  a.  0.)  ist  der  Ansieht,  daß  die  Differenzen  zwischen 
dem  deutschen  und  dem  österreichisch-ungarischen  Tarife  im  großen  und  ganzen 
keine  sehr  wesentlichen  sind,  so  daß  die  Ausarbeitung  eines  identischen  Grund- 
tarifes auf  keine  unbehebbaren  Schwierigkeiten  stoßen  dürfte.  Naumann  (»Mittel- 
europa«, S.  215),  der  doch  sonst  in  der  Frage  der  Zollannäherung  auch  kein  Pessi- 
mist ist,  sehätzt  diese  Differenzen  und  Schwierigkeiten  höher  ein,  als  v.  Philippo- 
vieh, und  dürfte  Recht  behalten. 

V.  Philippovieh  (a.  a.  0.)  stellt  zwei  Tabellen  zusammen,  aus  welchen  es 
hervorgeht,  daß  eine  lange  Eeihe  von  Zöllen  im  österreichisch-ungarischen  und  im 
deutsehen  Zolltarife  identisch  oder  ähnlich  ist,  eine  kürzere  Reihe  aber  große  Unter- 
schiede aufweist.  Hiezu  bemerkt  Naumann  (a.  a.  0.)  folgendes:  »Will  man  eine 
Zollvereinigung  herstellen,  so  muß  man  hinabsteigen  bis  zu  den  UrzöUen  und  von 
dort  aus  die  Gleichheit  nach  oben  hin  hinaufarbeiten.  Das  ist  nun,  wie  die  Dinge 
liegen,  für  die  Getreidezölle  nicht  schwer,  da  die  Vertragszölle  seit  1906  fast  gleich 
sind,  nämlich  für  Roggen  in  Deutsehland  5  M.,  in  Österreich-Ungarn  6  K,  für 
Weizen  M.  5'50  und  K  6'50  für  den  Doppelzentner.  Das  läßt  sich  (bei  einheitlicher 
Valuta)  leicht  auf  einen  Generalnenner  bringen,  so  daß  von  dieser  Stelle  aus  das 
ganze  Getreide-,  Mehl-,  Brot-  und  Puttergebiet  seine  Einheitlichkeit  bekommt.  Etwas 
schwerer  schon  geht  es  bei  Eisen,  denn  Roheisen  hat  in  Deutschland  1  M.,  in 
Österreich-Ungarn  K  1-50  =  M.  1'27.  Viel  verschiedener  jedoch  als  diese  Grundziffer 
ist  der  auf  ihr  errichtete  Oberbau.  Stahleisen  zahlt,  in  Mark  ausgedrückt,  in 
Deutschland  M.  250,  in  Österreich-Ungarn  M.  520,  Blech,  in  Deutsehland  ver- 
schieden von  3  M.  bis  M.  4*50,  in  Österreich-Ungarn  aber  7-651  Ganz  ungeheuer- 
lich werden  die  Unterschiede  bei  Werkzeugen,  Sehrauben,  Messerschmiedwaren,  wo 
unter  Umständen  der  österreichische  Zoll  bis  zum  Fünffachen  des  rciehsdeutsehen 
steigt!«  »Hier  genügt  also  nicht,  die  Urziffer  gleich  zu  machen,  sondern  es  muß 
das  gesamte  Aufbausystem  vereinbart  werden.  Nicht  ganz  so  weitgehende  Diffe- 
renzen, aber  doch  immerhin  sehr  merkbare  Unterschiede  weist  das  Textilgebiet  auf, 
nur  läßt  sieh  hier  der  bestehende  Zustand  bei  der  Menge  der  Positionen  kaum  in 
wenigen  Ziffern  erkennbar  ausdrücken,  Kammgarn  beginnt  in  Deutsehland  bei  8  M. 
und  steigt  mit  den  Qualitäten  bis  24  M.,  in  Österreich-Ungarn  beginnt  es  bei 
M.  10-20  und  steigt  bis  M.  40  80.« 

Zweifelsohne  sind  diese  Differenzen  in  den  Zolltarifen,  wie  auch  die  Unter- 
schiede in  den  Prodaktionsbedingungen  beider  Reiche  gegenwärtig  viel  größer,  als  zur 
Zeit  Bracks  oder  gar  1883,  wo  z.  B.  die  Zolltarife  voneinander  viel  weniger  differierten. 
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dem  geltenden  deutsehen  Tarife  als  mit  dem  österreichisch-ungarischen 
übereinstimmen. 

Ferner  ist  aus  diesem  Anlasse  die  bereits  in  den  letzten  Zoll- 
tarifen stark  angewendete  Individualisierung,  Difierenzierung,  Speziali- 
sierung  oder  Raffinierung   tunlichst  zu  erweitern '),    und  zwar  unter 

Jastro w  (»Die  mitteleuropäische  Zollannäherung  und  die  Meistbegünstigung«, 
Berlin  1915)  weist  richtig  darauf  hin,  eine  Erschwerung  der  Unifizierung  der  Zoll- 
tarife im  Vergleiche  mit  der  Zeit  der  Bildung  des  deutschen  Zollvereines  (1833) 
—  oder  auch  mit  1850  und  1883  —  ergebe  sich  daraus,  daß  damals  stärker  der 
freihändlerische  Wind  wehte,  heute  stärker  der  schutzzöllnerisehe. 

Vgl.  auch  Boscs  (a.  a.  0.  S.  55,  56  und  70)  Darstellung  der  Schwierigkeiten 
der  Erstellung  eines  identischen  Zolltarifes,  die  nach  einer  zutreffenden  Bemerkung 
Schilders  auch  im  Zollunionsverhältnisse  zwischen  Österreich  und  Ungarn  perio- 
disch hervortreten.  Im  letzteren  Falle  werden  diese  Schwierigkeiten  doch  stets  über- 
wunden. Dasselbe  gilt  für  den  deutschen  Zollverein,  der  industrielle  und  agrarische, 
freihändlerische  und  schutzzöllnerisehe  Gebiete  umfaßte.  Bei  der  Gründung  der 
australischen  Commonwealth  nahm  N.  S.  Wales  eine  ablehnende  Haltung  ein,  da  es 
im  Gegensatze  zu  schutzzöllnerisehen  Tendenzen  anderer  Staaten  freihändlerisch  ge- 
sinnt war.  Heute  sind  diese  Gegensätze  ausgeglichen.  Schließlich  kommen  solche 
Schwierigkeiten  in  jedem  großen  Einheitsstaate,  und  zwar  hie  und  da  in  einem 
solchen  Ausmaß  vor,  daß  gefährliche  politische  Gärungen  auf  dem  Hintergrunde  der 
Zolltarifkämpfe  entstehen.  Bisher  aber  haben  solche  Kämpfe  immer  einen  friedliehen 
Ausgang  gehabt.  So  haben  wir  auch  im  vorliegenden  Falle  weder  mit  einem  neuen 
und  ungewöhnlichen,  noch  mit  einem  unüberwindlichen  Hindernisse  zu  tun. 

Nun  bestand  aber  bisher  der  gegenwärtige  mit  dem  Weltkriege 
zusammenhängende  Druck  der  welthandelspolitischen  und  überhaupt 
der  weltpolitischen  Lage  nicht,  der  die  Überwindung  sämtlicher 
Schwierigkeiten  gebieterisch  verlangt  —  auch  wenn  sie  unvergleich- 
lich größer  sein  sollten,  wie  vor  Jahren. 

^)  Die  meisten  Zolltarife  der  gegenwärtigen  Handelsvertragsperiode  stehen  in 
diesem  Zeichen.  Das  in  Rede  stehende  System  wurde  zuerst  von  Frankreich  im 
Jahre  1892,  als  eine  Kampfmaßregel  gegen  Deutschland,  angewendet,  dann  aber  von 
Deutschland  im  Zolltarife  des  Jahres  1902  in  weitem  Umfange  ausgebaut,  wodurch 
in  Frankreich  ein  Sturm  der  Entrüstung  wegen  angeblicher  Umgehung  der  Meist- 
begünstigungsklausel ausgelöst  wurde!  Im  Tarife  des  Jahres  1910  folgte  jedoch 
wieder  Frankreich  diesem  Beispiele  in  ausgiebigem  Maße. 

In  diesem  Zusammenhange  erscheint  es  als  interessant,  daß  im  Gegensatze 
zu  der  obigen  Richtung  der  russische  Tarif  weder  jetzt  halbwegs  entsprechend 
differenziert  ist,  noch  in  der  Zukunft  eine  solche  Entwicklung  mitmachen  dürfte  — 
aus  spezifischen  Ursachen,  auf  die  aus  Anlaß  der  Besprechung  der  Wirkungen  des 
russischen  Zolltarifes  auf  die  Entwicklung  der  polnischen  Industrie  zurückzukommen 
sein  wird. 

Die  Individualisierung  des  Zolltarifes  entspricht  im  allgemeinen  dem  volks- 
wirtschaftlichen Bedürfnisse  und  wird  von  Periode  zu  Periode  um  so  notwendiger, 
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anderem  womöglich  dahin,  daß  die  charakteristischen  Merkmaie  ein- 
zelner Positionen  sich  mit  den  ausschließlichen  tatsächlichen  Merk- 
malen von  Provenienzen  aus  bestimmten  Ausiandsstaaten,  beziehungs- 
weise aus  den  Bündnisstaaten  decken,  wodurch  die  faktische  Möglich- 
keit der  Beanspruchung  der  bevorzugten  Behandlung  durch  dritte 
Staaten  auf  Grund  der  Meistbegünstigung  vermindert  werden   könnte. 

Da  der  besagte  Grundtarif  die  Basis  der  bevorzugten,  wechsel- 
seitigen Beziehungen  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  zu 
bilden  hätte,  wäre  er  nach  der  obigen  ersten  Eedaktion  dahin  zu  re- 
vidieren, daß  möglichst  viele  bisher  zollbelastete  Artikel  für  zollfrei 
erklärt  und  möglichst  viele  von  den  aus  Rücksichten  der  Ausgleichung 
oder  der  Erhaltung  im  wechselseitigen  Verkehre  verbleibenden  Zöllen 
möglichst  tief  nach  unten  herabgesetzt  werden. 

Erst  dann  würde  der  in  den  beiden  Eeichen  identische  Grund- 
tarif als  Basis  der  gegenseitigen  ausschließlich  bevorzugten 
Beziehungen  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland, 
gleichzeitig  als  Unterbau  des  ganzen  Zolltarifsystems,  endgültig 
fertigstehen. 

Soweit  aber  die  exzeptionelle  Notwendigkeit  eines  ungleichen 
Schutzes  für  einzelne  Artikel  des  Zwischenverkehres  der  Bündnis- 
reiche bestünde,  würde  derselben  durch  Zollzuschläge  zu  den  Grund- 
tarifsätzen in  den  in  weiterer  Folge  zur  Besprechung  gelangenden 
Zollzuschlags-Minimaltarifen  Rechnung  getragen  werden  können. 

h)  Zollzuschlags-Maximaltarife. 

Auf  Basis  des  identischen  Grundtarifes  wären  sodann  zwei  Zoll- 
zuschlags-Maximaltarife, ein  deutscher  und  ein  österreichisch-unga- 


als  durch  die  Entwicklung  der  industriellen  Technik  sich  selbst  bei  sehr  ähnlichen 
Artikeln  immer  öfter  wesentliche  Wertuntersehiede,  infolgedessen  auch  ZoUschutz- 
bedürfnisse  von  verschiedener  Höhe  ergeben.  Einer  anderen  Ansieht  ist  Schilder  in 
»Entwicklurgfctendenzen  der  Weltwirtschaft«,  I.Bd.,  S.  106-116,  u.  II.Bd.,  S.  29&-304. 
Unter  der  Differenzierung  ist  unter  anderem  auch  die  Proportionierung  in 
dem  Sinne  zu  verstehen,  daß  —  soweit  nicht,  wie  es  häufig  vorkommt,  besondere 
volkswiitschaftliche  Momente  für  eine  andere  Behandlung  sprechen  —  das  Verhält- 
nis zwischen  den  Rohstoff-,  Halbfabrikats-  und  Fabrikatszöllen  womöglich  dem  Wert- 
verhältnisse zu  entsprechen  habe.  In  dieser  Beziehung  bietet  z.  B.  das  österreichisch- 
ungarische  Eisenzollsystem,  gleichwie  das  Verhältnis  des  SehuhwarenzoUes  zu  den 
Lederzöllen  zu  berechtigten  Klagen  Anlaß,  worauf  gleichfalls  noch  zurückzukommen 
sein  wird. 
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rischer^)  zu  konstruieren.  Dieselben  hätten  solche  Zollzuschläge  zu  be- 
inhalten, welche  von  beiden  Staaten,  oder  auch  nur  von  einem  derselben, 
auf  die  Einfuhr  aus  dritten  Staaten  autonom  angewendet  werden  sollen. 

Diese  Zollzuschlags-Maximaltarife,  auf  dem  einheitlichen  Parterre- 
bau des  Grundtarifes  als  erstes  Stockwerk  in  zwei  Flügeln  aufgebaut, 
bilden  mit  dem  Grundtarif  zusammen  die  autonomen  Außenzoll- 
tarife Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  (dritten  Staaten  gegenüber). 

Da  in  Österreich-Ungarn  für  gewisse  Artikel  das  Bedürfnis  von 
Zollzuschlägen  dem  Drittauslande  gegenüber  in  solchen  Fällen  be- 
stehen dürfte,  in  welchen  dies  in  Deutschland  nicht  der  Fall  wäre 
(und  umgekehrt),  da  ferner  die  Zuschlagssätze  für  einen  und  denselben 
Artikel  im  österreichisch-ungarischen  und  im  deutschen  Zollzuschlags- 
Maximaltarife  nicht  unbedingt  gleich  sein  müßten  und  je  nach  dem 
faktischen  Schutzbedarfe  differenziert  werden  könnten,  so  ergibt  sich 
daraus  die  Tatsache,  daß  die  Zollzuschlags-Maximaltarife,  die  autonomen 
Außenzolltarife  Deutschlands  und  Österreich  -  Ungarns,  in  manchen 
Positionen  unterschiedlich  bleiben  können.  2) 

^)  Der  Einfachheit  der  Darstellung  halber  werden  hier  die  notwendigerweise 
auch  in  der  Zukunft  identischen,  wenn  auch  autonomen  Tarife,  der  österreichische 
und  der  ungarische,  mit  einem  gemeinsamen  Namen  (der  österreichisch-ungarische 
Tarif)  bezeichnet,  wodurch  der  zukünftigen  Lösung  der  Frage  nicht  präjudiziert 
werden  soll,  ob  in  der  Zukunft  zwei  solche  autonome  Tarife  (wie  seit  1907)  oder 
nur  einer  (ein  > österreichisch-ungarischer <  —  wie  vor  1907)  bestehen  sollen. 

^)  Entgegen  der  Anschauung  Kellers  (»Ein  deutsch-österreichiseh-ungarischer 
Zollverein«,  »Schmollers  Jahrbuch«  1915,  Jahrg.  39,  Heft  2),  nach  welcher  ohne 
einen  gemeinschaftliehen  (folglich  einheitliehen)  autonomen  Außenzolltarif  gemein- 
same Handelsvertragsverhandlungen  undenkbar  wären,  werden  gemeinsame  Handels- 
vertragsverhandlungen bei  verschiedener  Höhe  der  Außenzollsätze  selbst  von  allen 
jenen  Theoretikern  und  Praktikern  für  möglich  und  notwendig  gehalten,  welche 
nicht  für  das  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnis,  sondern  für  die  einfache  »Vorzugs- 
behandlung« eintreten.  (S.  doch  den  Werdegang  der  »Dezemberverträge«!) 

Naturgemäß  wird  derselbe  Standpunkt  auch  von  den  meisten  Anhängern  der 
Idee  eines  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  eingenommen.  (Vgl.  z,  B.  das  Referat 
des  Prof.  Kobatsch  in  der  Dresdener  Tagung  des  deutseh-österreiehisch-ungari- 
sehen  Wirtschaftsverbandes  vom  29.  November  1915,  den  Beschluß  des  Ausschusses 
der  Eeiehenberger  Handels-  und  Gewerbekammer  vom  Dezember  1915  usw.) 

Im  Dresdener  Beschlüsse  lautet  der  diesbezügliche  Passus  wie  folgt:  »Es  ist 
auf  Grund  eines  einheitlichen  Zolltarifschemas  ein  einheitlicher  Außentarif  zu  ver- 
einbaren, dessen  Zollsätze  nicht  durchwegs  die  gleichen  für  beide  Gebiete  zu  sein 
brauchen.« 

Julius  Wolf,  »Ein  deutsch-österreichisch-ungariseher  Zollverband«  (Berlin 
1916,  zweite  Auflage,  S.  21),  ist  auch  der  Ansicht,  daß  im  Zoll-  und  Wirtschafts- 
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Selbstredend  müßte  sieh  in  den  Tarifverhandlungen  zwischen  den 
Bündnisregierungen  das  energische  Bestreben  geltend  machen,  auch 
solche  Unterschiede  auf  das  striktest  notwendige  Minimum  zu  redu- 
zieren.^) Durch  die  Gemeinsamkeit  der  Handelspolitik  dritten  Staaten 
gegenüber  wird  jedenfalls  die  Unifizierung  solcher  Zollsätze  erleichtert 
werden,  für  deren  Höhe  bisher  weniger  faktische  volkswirtschaftliche 
Bedürfnisse  als  verhandlungstaktische  Eücksichten  maßgebend  waren. 
Je  stärker  die  Organisation  einzelner  Industriebranchen,  desto  leichter 
können  sich  dieselben  mit  niedrigeren  Zollsätzen  begnügen.  Da  das 
Projekt  eines  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland  unter  anderem  auch  zwischenstaatliche  Organi- 
sationen der  Industrie  umfaßt,  was  an  einer  anderen  Stelle  ausführlich 
behandelt  werden  wird,  dürfte  sich  daraus  eine  weitere  Erleichterung 
der  Unifizierung  der  Außenzolltarife  auf  Basis  der  niedrigeren  deut- 
schen Zollsätze  ergeben.  (Beim  nordamerikanischen  Underwoodtarife 
war  die  starke  Organisation  der  betreffenden  Industriebranchen  vielfach 
eines  der  .Motive  für  die  Herabsetzung  der  Zölle.)  Schließlich  dürfte 
das  Bedürfnis  der  Unifizierung  der  Außen  Zollsätze  für  solche  Gegen- 
stände rein  fiskalischer  Zölle,  wie  Kaffee,  Tee,  Kakao,  Gewürze  u.  dgl. 
—  von  dem  Bestreben  nach  Ausgleichung  der  Lebensunterhaltsbedin- 
gungen in  den  Bündnisreichen  abgesehen  —  kein  bedeutendes  sein, 
unter  Umständen  auch  ganz  verschwinden,  da  nur  in  seltensten  Fällen 
die  in  der  Höhe  solcher  Sätze  zwischen  dem  österreichisch-ungarischen 
und  dem  deutschen  Außenzolltarif  bestehende  Differenz  Schwierigkeiten 
bei  der  Vorbereitung  und  beim  Abschlüsse  von  Handelsverträgen  be- 
reiten dürfte.  Dasselbe  gilt  für  Gegenstände  staatlicher  Monopole. 

c)  ZollzuscJilags-Minimaltarife  und   Vertragszolltarife. 
Als  zweites  Stockwerk  werden  nun  auf  diesen  Bau,  welcher  bisher 
aus  einem  einheitlichen  Unterbau,  nämlich  aus  dem  Grundtarife,  ferner 
aus  zwei  ähnlichen,  wenn  auch  ungleichen  Flügeln  im  ersten  Stocke, 

bündnisse  »verschiedene  Außenzölle  wahrseheinlich,  ja  sicher  8ind<.  Er  bringt 
jedoch  —  nach  meiner  Ansieht  unzutreflfenderweisa  —  diesen  Zustand  mit  dem 
Bestände  der  Zwisehenzollinie  in  zeitlichen  Zusammenhang,  ohne  diese  Anschauung 
näher  zu  begründen.  Es  könnte  doch  auch  bei  gänzlichem  Wegfalle  von  Zwischen- 
zöllen die  Situation  weiterbestehen,  daß  z.  ß.  die  österreichische  Produktion  hin- 
sichtlich gewisser  Artikel  dem  Auslande  gegenüber  einen  größeren  Schutz  benötigen 
w  ürdo  als  die  deutsche  —  und  umgekehrt. 

^)  Vgl.  den  Beschluß  der  Wiener  Handelskammer  vom  22.  Oktober  1915. 
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nämlich  aus  zwei  Zollzuschlags-Maximaltarifen,  folglieh  aus  zwei  auto- 
nomen Außenzolltarifen  besteht,  zwei  Zollzuschlags-Minimaltarife, 
ein  österreichisch-ungarischer  und  ein  deutscher,  aufgesetzt.  In  diesen 
Zollzuschlags-Minimaltarifen  wird  bestimmt  werden,  welche  Maximal- 
zuschlagszölle in  Handelsverträgen  mit  dritten  Staaten  erlassen,  be- 
ziehungsweise bis  zu  welcher  untersten  Grenze  dieselben  ermäßigt 
werden  dürfen. 

Zuschlagsminimalsätze  müssen  nicht  für  alle  Positionen  erstellt 
werden.  Bei  einzelnen  wird  sich  der  Satz  des  Miniraaltarifes  mit  jenem 
des  Maximaltarifes  decken  müssen.  Bei  anderen  wieder  (nach  meiner 
Ansicht  bei  vielen)  ist  eine  Bindung  der  Unterhändler  nach  unten 
hin  gar  nicht  erwünscht. 

Nicht  nur  auf  Grund  der  im  österreichisch-ungarischen  und  im 
deutschen  Zollzuschlags-Minimaltarife  enthaltenen  Minimalsätze  von  un- 
gleicher Höhe,  sondern  auch  in  jenen  Fällen,  in  welchen  eine  Bindung 
der  Unterhändler  nach  unten  hin  nicht  erfolgt,  können  beim  einver- 
nehmUchen  gemeinsamen  Abschlüsse  von  Handelsverträgen  mit  einem 
dritten  Staate  für  denselben  Artikel  ungleiche  Vertragssätze  von  Seite 
Österreich-Ungarns  und  Deutschlands  konzediert  werden.  Der  Bündnis- 
charakter beruht  diesfalls  nicht  in  der  unbedingten  Gleichheit  der  den 
Dritten  zu  gewährenden  Konzessionen,  sondern  darin,  daß  das  Ausmaß 
dieser  etwa  ungleichen  Konzessionen,  und  im  Zusammenhange  damit 
auch  die  Verhandlungstaktik,  im  Voraus  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  vereinbart  wird.  Allerdings  wird  die  Wirksam- 
keit der  gemeinsamen  handelspolitischen  Aktion  eine  um  so 
sicherere  sein,  je  seltener  solche  Ungleichheiten  vorkommen 
werden.  Deshalb  wird  die  Identität  auch  der  Zollzuschlags-Minimaltarife 
in  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  angestrebt  werden  müssen,  wenn 
auch  mutmaßUch  nicht  voll  erreicht  werden  können. 

Soweit  fiir  einzelne  Artikel  des  Zwischenverkehrs  zwischen  Öster- 
reich-Ungarn und  Deutschland  die  tatsächliche  Notwendigkeit  eines  in 
den  zwei  Bündnisreichen  ungleichen  Schutzes  bestünde,  welcher  in- 
folgedessen mittels  identischer  Grundtarife  nicht  bewirkt  werden 
könnte,  würde  diese  Ungleichheit  eben  auch  im  Zollzuschlags-Minimal- 
tarife (durch  einen  Zollzuschlag  auf  den  Grundtarifsatz)  zum  praktischen 
Ausdrucke  gelangen.  Daß  diese  exzeptionellen  Zwischen verkehrs-ZoU- 
zuschläge  im  Minimal-  und  nicht  etwa  im  Maximaltarife  enthalten  sein 
müssen,  geht  aus  dem  selbstverständlichen  Grundsatze  hervor,  daß  die 


Bündnisreiehe  sich  gegenseitig  nach  keiner  Eiehtung  hin 
schlechter  behandeln  dürfen,  als  sie  dritte  Staaten  behandeln. 

Die  Tendenz  der  verbündeten  Eeiche  müßte,  wie  bereits  oben 
erwähnt,  dahingehen  (in  Fällen,  in  welchen  eine  solche  Differenzierung 
aus  wirtschaftlichen  Gründen  notwendig  wäre),  daß  dritten  Staaten  im 
besten  Falle  der  Genuß  der  in  den  Minimaltarifen  enthaltenen  Minimal- 
sätze zukomme,  falls  ihnen  dieselben  ausdrücklich  vertragsmäßig  kon- 
zediert werden  oder  auf  Grund  der  Meistbegünstigung  im  Hinblicke 
auf  die  anderen  Staaten  bereits  zugestandenen  Konzessionen  gebühren. 
Keineswegs  darf  aber  dritten  Staaten  der  Genuß  der  im  Grundtarife 
enthaltenen,  bloß  für  den  Zwischenverkehr  im  Bündnisgebiete  bestimmten 
noch  niedrigeren  Sätze  (oder  Zollbefreiungen)  zugestanden  werden. 

Daß  den  dritten  Staaten  das  formelle  Eecht,  auch  diese  letzteren 
Zwischenverkehrsbevorzugungen  auf  Grund  der  etwa  in  den  betreffenden 
Verträgen  enthaltenen  Meistbegünstigungsklauseln  für  sich  zu  be- 
anspruchen, nicht  abgesprochen  werden  kann,  wurde  bereits  oben  dar- 
gelegt. Die  Sicherung  der  in  Eede  stehenden  Präferenz  vor  Drittein- 
griffen ist  eben,  wie  oben  erwähnt,  keine  juridische  (völkerrechtliche), 
sondern  ausschließlich  eine  praktische  Frage  (Macht-  und  Interessen- 
frage), deren  nähere  Erörterung  später  erfolgen  wird. 

Aus  den  Verträgen  mit  dritten  Staaten  würden,  als  eine  endgil- 
tige  Ergänzung  des  gesamten  Zolltarif baues,  Vertragszolltarife  —  ein 
österreichisch-ungarischer  und  eiu  .deutscher  —  entstehen,  die  nach 
dem  Gesagten  nicht  identisch  sein  müßten  und  mutmaßlich  es  auch 
in  der  Praxis  nicht  wären. 

d)  Sicherung  der  Zolleinnahmen  vor  Kürzungen,  die  sich  aus  dem  ge- 
brochenen   Transitverhehre   durch   das    Gebiet  des  zweiten   verbündeten 
Reiches  ergeben  könnf£n. 

Eine  nicht  unbeträchtliche  Schwierigkeit  bietet  auf  den  ersten 
Blick  die  Schaffung  von  Sicherheiten  gegen  die  Gefahr,  daß  anläßlich 
der  Durchfuhr  von  Waren  aus  dem  Drittauslande  über  das  Gebiet  des 
einen  der  verbündeten  Eeiche  in  jenes  des  anderen  —  bei  einer  Ver- 
zollung dem  betreffenden  Drittauslandsstaate  gegenüber,  die  in  Öster- 
reich-Ungarn und  in  Deutschland  ungleich  ist,  sowie  bei  gleichzeitiger 
Zollfreiheit  oder  Vorzugsverzollung  im  wechselseitigen  Verkehre  der 
beiden  Eeiche  —  der  höhere  Zollsatz  nicht  umgangen  werde. 
Beispielsweise  beträgt   der  deutsche  Außenzoll  20,  der  österreichisch- 
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ungarische  40  (gleicher  Grundtarifsatz  —  ungleicher  Zollzuschlag), 
der  Zwischenzoll  (Grundtarifsatz)  bloß  10.  In  einem  solchen  Falle 
wäre  die  Möglichkeit  gegeben,  daß  z.  B.  Schweizer  Ware  über  Deutsch- 
land (nach  Bezahlung  von  20)  nach  Österreich-Ungarn  als  deutsche 
Ware  (folglich  mit  einer  weiteren  Belastung  von  nur  10),  somit  mit 
einer  Gesamtbelastung  von  30  anstatt  40  gelangen  würde.  Um  einem 
solchen  Vorgange  vorzubeugen,  müßte  bei  dem  Baue  der  Zolltarife 
und  bei  der  Bestimmung  der  Sätze  der  Grundsatz  aufgestellt  werden, 
daß  —  bei  Ungleichheit  der  Zölle  im  österreichisch-ungarischen  und 
im  deutschen  Außenzolltarife  —  die  Summe  des  niedrigeren 
Außenzollsatzes  und  des  Zwischenzolles  nicht  niedriger  sein 
darf  als  der  höhere  Außenzoll.  So  müßte  im  angeführten  Falle 
entweder  der  deutsche  Außenzollsatz  von  20  auf  30,  oder  der  Zwischen- 
zollsatz von  10  auf  20  erhöht  werden,  damit  die  Addition  dieser  beiden 
Sätze  in  jedem  Falle  40  (d.  i.  soviel  als  der  österreichische  Außen- 
zollsatz betragen  würde)  ergebe. 

In  der  Eegel  dürfte  der  obige  Vorbeugungsweg  gangbar  sein. 
Sollte  dies  ausnahmsweise  nicht  zutreffen,  so  müßte  auf  den  zugegebener- 
maßen umständlichen  Nachweis  der  deutschen,  beziehungsweise  der 
österreichisch-ungarischen  Provenienz  gegriffen  werden,  da  selbstredend 
nicht  »Herkünfte«,  sondern  nur  »Erzeugnisse«  den  niedrigeren  Zwischen- 
zoll zu  genießen  hätten.^) 

Bei  rein  fiskalischen  Zöllen  auf  Artikel,  welche  im  Bündnis- 
gebiete gar  nicht  erzeugt  werden,  wie  Kaffee,  Tee,  Kakao,  Gewürze 
u.  dgl.  —  welche  Zölle  in  ihrem  volkswirtschaftlichen  Wesen  mit 
Konsumabgaben  identisch  sind  —  könnten  solche  Schwierigkeiten 
vollkommen  entfallen,  wenn  (wie  es  natürlich  wäre)  in  jedem  Bündnis- 
reiche Zwischenzollsätze  (beziehungsweise  Sätze  des  Grundtarifes)  gleich 
hoch  wären,  wie  Außenzollsätze  (beziehungsweise  Sätze  des  Zuschlags- 
maximal-, beziehungsweise  des  Zuschlagsminimaltarifes).  Dasselbe  gilt 
für  Gegenstände  staatlicher  Monopole. 


^)  Vgl,  Sehumaeher  in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  118.  Übrigens 
haben  ideale  Institutionen  nie  und  nirgends  bestanden.  Bei  großen  und  naturgemäß 
komplizierten  Konstruktionen  alle  Schwierigkeiten  in  vollkommen  befriedigender  Weise 
zu  lösen,  ist  sieher  unmöglich.  Erst  im  Laufe  von  Detailverhandlungen  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Deutsehland  könnte  festgestellt  werden,  ob  ähnliehe  Schwierig- 
keiten derart  umfangreich,  wesentlich  und  unlösbar  sind,  daß  ihretwegen  das  große 
Ziel  aufgegeben  werden  müsse.  Da  geht  tatsäehlich  das  »Probieren  über  Studieren«. 


90 

e)  Verrechnung  tind  Ausgleichung  (Verteilung)  der  Zolldifferenzeinnahmen 
heim  gebrochenen  Transitverlcehre. 

Im  Zusammenhange  damit  entsteht  ein  noch  schwierigeres  Pro- 
blem, jenes  der  Zuführung  der  Differenz  zwischen  dem  höheren  Außen- 
zoUsatze  und  dem  niedrigeren  Zwischenzolle  in  die  Kasse  desjenigen 
von  den  zwei  verbündeten  Eeichen,  in  dessen  Gebiet  der  Verbrauch  der 
Ware  platzgreift  —  in  jenen  Fällen,  in  welchen  die  Einfuhr 
der  betreffenden  Ware  nicht  direkt  in  das  Territorium  des 
Konsumstaates,  sondern  auf  dem  Umwege  über  das  Gebiet 
des  zweiten  verbündeten  Staates  erfolgt.  Es  beträgt  z.  B.  der 
deutsche  Außenzoll  30,  der  österreichisch-ungarische  40,  der  Zwisehen- 
zoU  10.  Die  Gesamtbelastung  der  betreffenden  ausländischen  Ware, 
falls  sie,  über  Deutschland  im  gebrochenen  Transitverkehre  eingeführt, 
in  Österreich-Ungarn  konsumiert  wird,  ist  zwar  entsprechend,  d.  i. 
dem  österreichisch-ungarischen  Außenzolle  gleich  —  allein  es  hat 
Österreich-Ungarn  davon  bloß  einen  Teil  (10)  einkassiert,  während  der 
Eest  (30),  der  ihm  gleichfalls  gebührt,  in  die  deutsche  Beichskasse 
geflossen  ist.  Wie  sind  nun  solche  Eeste  rechnungsmäßig  festzustellen 
—  behufs  nachträglicher  Überweisung  —  damit  das  Verbrauchsreich 
finanziell  nicht  geschädigt  werde? 

Die  Konstruktion  der  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisse  hat,  wie 
wir  daraus  am  besten  ersehen,  eine  partielle  Zollgemeinschaft  im 
Gefolge.  Es  entsteht  hier  ein  ähnliches  Problem,  wie  jenes,  welches 
bei  sämtlichen  Zollunionsplänen  und  -Verhandlungen  vielleicht  das 
meiste  Kopfzerbrechen  verursachte  —  das  Problem  der  Verteilung  der 
gemeinsamen  Zolleinnahmen.  ^) 

Um  den  Umfang  dieser  Schwierigkeit  tunlichst  einzuschränken, 
müssen  zunächst  beide  Eeiche  alle  möglichen  und  mit  der  sonstigen 
Wirtschaftspolitik  vereinbaren  Maßregeln  ergreifen,  damit  die  Einfuhr 
in  ihr  Gebiet  womöglich  direkt  und  nicht  über  das  zweite  Bündnisreieh 
geleitet  werde.  Die  überseeische  Einfuhr,  ebenso  wie  jene  aus  Skandinavien, 
England  usw.  nach  Österreich-Ungarn  sollte  über  Triest  und  Piume  und 
nicht  über  die  deutschen  Häfen  geleitet  werden  —  und  umgekehrt.  Dazu 
gehören,  als  gleichzeitig  und  systematisch  anzuwendende  Mittel,  eine 
tatkräftige,  Opfer  nicht  scheuende  Schiffahrtsförderung,  die  Erstellung 
von  direkten  kombinierten  (Schiffs-  und  Bahn-)Tarifen  ab  und  nach 

1)  Vgl.  Böse  (a.  a.  0.  S.  57 ff.),  Todorovits  (a.  a.  0.  S.36),  ferner  die  mehr- 
fach zitierten  Abhandlungen  von  v.  Philippovieh  und  Diehl  aus  der  Kriegszeit. 
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den  Austrittshäfen  der  Herkunftsländer  (was  auch  für  den  Export  eine 
schätzenswerte  Erleichterung  bilden  würde),  und  nachdem  das  nicht 
in  allen  Fällen  durchführbar  sein  dürfte,  unbeschadet  der  letzten  Maß- 
regel, auch  noch  die  Einführung  von  besonders  ermäßigten  Kartierungs- 
frachtsätzen  im  Lokakerkehre  mit  den  heimischen  Seehäfen.  Damit 
sich  daraus  nicht  etwa  eine  der  Zollpolitik  zuwiderlaufende  tarifarische 
Einfuhrförderung  herausbilde,  dürfte  bei  der  Erstellung  solcher  er- 
mäßigter Einfuhrsätze  über  das  durch  die  Konkurrenz  anderer  (fremder) 
Routen  vorgezeichnete  Maß  nicht  hinausgegangen  werden  (selbstredend 
soweit  nicht  andere  gewichtige  volkswirtschaftliehe  Momente  für  die 
Förderung  der  einschlägigen  Einfuhr  sprechen  würden).  Bei  richtiger 
Einschätzung  der  in  jeder  einzelnen  Relation  zu  gewährenden  Tarif- 
nachlässe ließe  sich  nicht  nur  der  Hauptzweck,  nämlich  die  Hebung 
der  einheimischen  Schiffahrt  und  des  direkten  Handels  mit  dem  Aus- 
lande, beziehungsweise  die  Sicherung  des  unmittelbaren  Einganges 
voller  Zolleinnahmen  in  die  Kassen  jenes  Staates,  in  welchem  die 
bezüglichen  Einfuhrgüter  verbraucht  werden,  in  weitem  Maße  erreichen, 
sondern  auch  eine  Befruchtung  des  (insbesondere  mit  Adriahäfen  der- 
zeit sehr  schwachen)  Bahnverkehres  erzielen.  ^) 

In  der  mit  dem  Zollbündnisse  verbundenen,  in  der  Rede  stehenden 
Schwierigkeit  würde  auf  diese  Weise  ein  insbesondere  für  die  öster- 
reichischen Verhältnisse  gesunder  Zwang  liegen,  auf  einem  äußerst 
wichtigen  Gebiete  der  Verkehrspolitik  einen  gründlichen  Wandel  im 
Sinne  der  Großzügigkeit  eintreten  zu  lassen. 

Soweit  aber  der  Auslandsverkehr  sich  trotz  obiger  Maßregeln 
noch  immer  indirekt,  d.  h.  mit  Hilfe  der  Durchfuhr  durch  das  Ge- 
biet des  zweiten  Bündnisreiches  abwickeln  würde,  müßte  dieses  zweite 
Reich  alles  daran  setzen,  damit  dieser  Verkehr  auch  in  zolltarifariscber 
Beziehung  sich  als  ein  nicht  gebrochener  Transitverkehr  vollziehe 
und  die  aus  dem  Drittauslande  eingeführte  Ware  erst  in  dem  wirk- 
lichen Verbrauchsgebiete  in  den  freien  Verkehr  übergehe. 

Dieser  Zweck  dürfte  in  manchen  Fällen  dadurch  erreicht  werden, 
daß  die  direkte  Abfertigung  der  Ware  gegenüber  einer  indirekten  durch 
bahn-,  eventuell  auch  zolltechnische  Mittel  finanziell  begünstigt  würde. 


^)  Siehe  unten  Abteilung  C,  Unterabschnitt  g  »Verkehrswesen«:,  wo  auch, 
die  Mittel  dagegen  angegeben  werden,  daß  die  hier  vorgeschlagenen  Maßregeln  nicht 
etwa  in  einen  Tarifkampf  zwischen  den  österreichisch-ungarischen  und  deutschen 
Eisenbahnen  und  Sehiffahrtsgesellschaften  ausarten. 


Zu  solchen  Mitteln  würden  gehören:  direkte  Prachtentarife  von 
allen  Grenzstationen  der  äußeren  Zollinie  des  einen  Eeiches  nach  allen 
Binnenstationen  des  anderen,  die  Kürzung  der  direkten  Frachtsätze 
um  die  sogenannten  Expeditions-  oder  Manipulationsgehühren  (für  den 
Fall,  daß  die  Lösung  der  bahntarifarischen  Fragen  im  Zoll-  und  Wirt- 
schaftsbündnisse auf  Basis  eines  einheitlichen,  durchzurechnenden 
Baremes  nicht  erfolgen  könnte),  die  Gewährung  einer  Eeexpeditions- 
begünstigung  für  die  aus  den  Zollfreilagern  des  einen  Reiches  in  das 
Gebiet  des  anderen  direkt  beförderten  Sendungen  usw.  Damit  würden 
vom  Durchzugsreiche  gleichfalls  mit  einem  Schlage  zwei  Fliegen  getroffen 
werden:  einerseits  eine  weitere  Einschränkung  des  Umfanges  der  in 
Rede  stehenden  Schwierigkeiten  bei  der  Verrechnung  und  Überweisung 
der  aus  dem  Unterschiede  der  Außen-  und  Zwischenzölle  entstehenden 
Zolldifferenzeinnahmen,  anderseits  eine  Hebung  des  Verkehres  auf 
den  eigenen  Schiffahrts-  und  Bahnlinien,  eine  partielle,  volkswirtschaft- 
lich nicht  ungesunde,  friedliche  Neutralisierung  der  oberwähnten  Be- 
strebungen des  Verbrauchsstaates,  womöglich  einen  direkten  Verkehr 
mit  dem  Auslande  zu  erzielen.  Ein  klassisches  Beispiel  eines  volks- 
wirtschaftlich nützlichen  Wettbewerbes! 

Auf  diese  Weise  können  im  Schöße  eines  Zollbündnisses  selbst 
Interessengegensätze  zu  Interessengemeinschaften  werden,  um  dem 
großen  Ziele  der  Hebung  der  gesamten  Volkswirtschaft  in  den  ver- 
bündeten Gebieten  zu  dienen. 

Um  auf  unser  Problem  zurückzukommen,  muß  daran  festgehalten 
werden,  daß  trotz  aller  obiger  Maßnahmen  noch  immer  ein  Teil  des 
Verkehres  der  verbündeten  Reiche  mit  dem  Auslande  sich  im  in- 
direkten gebrochenen  Durchzugs wege  durch  das  Gebiet  des  zweiten 
Bündnisreiches  abwickeln  würde.  (Aus  diesem  Probleme  sind  zunächst 
alle  jene  Artikel  —  Kaffee,  Tee,  Kakao,  Gewürze  u.  dgl.  —  auszuscheiden, 
bei  welchen  die  Außenzölle  mit  den  Zwischenzöllen  in  jedem  einzelnen 
der  Bündnisreiche  gleich  hoch  wären,  da  diesfalls  die  in  Betracht 
kommenden  Schwierigkeiten  vollständig  entfallen.) 

Nun  gibt  es  zwei  gleichzeitig  anwendbare  Lösungen  bezüglich 
der  Berechnung  und  Überweisung  der  Zolldifferenzeinnahmen  für  den 
letzterwähnten  Teil  des  Durchzugsverkehres. 

Hinsichtlich  jener  Artikel,  bei  welchen  die  Feststellung  der  in- 
ländischen Produktion,  folglich  auch  des  Konsums  (unter  Berück- 
sichtigung der  Einfuhr,  Ausfuhr  und  der  Vorräte)   im  Hinblicke  auf 
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eine  geringe  Differenzierang  derselben  mit  keinen  besonderen  Schwierig- 
keiten verbunden  wäre,  wären  die  Außenzolleinnahmen  der  beiden 
Reiche  zu  summieren  und  auf  die  beiden  Reiche  im  Verhältnisse  des 
Konsums,  sowie  im  Verhältnisse  der  Höhe  der  Außenzollsätze  auf- 
zuteilen. Es  wäre  dies  dasselbe  allgemeine  Prinzip,  welches  in  Zoll- 
unionen in  der  Regel  den  Ausgangspunkt  für  die  ZoUeinnahraenauf- 
teilung  bildet,  wie  Todorovits  (a.  a.  0.  S.  38)  richtig  bemerkt.*) 

Im  Hinblicke  auf  die  mit  der  unmittelbaren  Erhebung  des  Kon- 
sums verbundenen  Schwierigkeiten  wurde  bisher  in  der  Literatur,  hie 
und  da  auch  praktisch  (in  manchen  der  bestandenen  deutschen  Zoll- 
vereinigungen) die  Einwohnerzahl  als  Basis  der  Konsumbestimmung 
angenommen,  wobei  verschiedene  Korrekturen  (in  der  Form  von  Prä- 
zipuen  u.  dgl.)  angewendet  wurden. 

Bisraarck  drückt  in  seinen  »Gedanken  und  Erinnerungen«  die 
Befürchtung  aus,  im  Falle  einer  Zollvereinigung  mit  Österreich-Ungarn 
bei  der  Aufteilung  der  Zolleinnahmen  auf  Grund  des  Einwohner- 
schlüssels das  Deutsche  Reich  geschädigt  zu  sehen,  da  der  Durch- 
schnittskonsura  in  Deutschland  tatsächlich  größer  ist. 

Die  seit  Bisraarcks  Zeit  eingetretene  Ausgestaltung  des  staat- 
lichen Verwaltungsapparates,  ferner  die  seither  gewonnene  Erfahrung 
und  Übung  erlauben  es  jetzt,  von  dem  Schablonenschlüssel  der  Ein- 
wohnerzahl Abstand  zu  nehmen  und  behufs  Feststellung  des  wirk- 
lichen Konsums  statistische  Erhebungen  (vorliegenden  Falles  über  die 
Inlandsproduktion  und  über  die  Vorräte)  in  einem  viel  weiteren  Um- 
fange und  auf  viel  schwierigeren  Gebieten  zu  pflegen,  als  dies  noch 
vor  30  Jahren  möglich  war.  2) 

Der  Mangel  einer  umfangreichen,  über  das  gegenwärtige  Maß 
hinausgehenden  Produktionsstatistik,  insbesondere  einer  industriellen  ^ 
wird  von  der  Wissenschaft  und  von  der  öffentlichen  Verwaltung  immer 
schmerzlicher  empfunden^)   und  die   weitere  Entwicklung  der  Dinge 

^)  Vgl.  auch  Bosc,  a.  a.  0.  S.  58  bis  60. 

-)  Übrigens  war  Bismarek  in  einem  gewissen  Sinne  ein  Feind  der  Sta- 
tistik; vgl.  Ballod,  »Grundriß  der  Statistik«  (Berlin  1913,  Einleitung). 

^)  Vgl.  Ballod  (a.  a.  0.)  und  Lenz,  »Die  Voraussetzungen  des  modernen 
Krieges«,  München  1915,  S.  140.  Über  die  dringende  Notwendigkeit  einer  weit- 
gehenden Ausgestaltung  und  Vertiefung  der  amtlichen  Statistik  nach  dem  Krieg ■:■ 
—  im  Zusammenhange  mit  den  Erfahrungen  der  Kriegszeit  —  sprach  in  der  Ge- 
sellschaft der  österreichischen  Volkswirte  am  1.  Dezember  1915  Prof.  Dr.  Pribram, 
indem  er  in  der  Debatte  über  seinen  Vortrag  die  Unterstützung  des  Präsidenten 
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(von  der  durch  das  vorliegende  Problem  auferlegten  Notwendigkeit 
abgesehen)  müßte  in  nicht  allzu  ferner  Zukunft  die  Schaffung  einer 
solchen  Statistik  mit  sich  bringen.  So  würde  einem  über  die  letzt- 
erwähnte Notwendigkeit  hinausgehenden  allgemeinen  Bedürfnisse  ent- 
sprochen werden,  wenn  aus  dem  Anlasse  des  Entstehens  des  Zoll-  und 
Wirtschaftsbündnisses  eine  Produktionsstatistik,  welche  zur  BestimmuLg 
des  Konsums  behufs  Aufteilung  der  Zolldifferenzeinnahmen  notwendig 
ist,  wenigstens  in  jenen  Branchen  eingeführt  würde,  welche  nur  wenige, 
wenig  differenzierte  Artikel  in  wenigen  großen  Betrieben  erzeugen. 

Nun  müßten  in  den  betreffenden  Branchen  die  Inlandsproduktion, 
sowie  die  am  Schlüsse  des  Zolljahres  verbleibenden  Vorräte  an  fertigen 
Waren  auf  Grund  einer  obligatorischen,  dem  Zollschema  und 
dem  obigen  Zwecke  überhaupt  angepaßten  Buchführung  in 
den  betreffenden  Betrieben  durch  die  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern erhoben  werden,  wobei  natürlich  alle  Garantien  gegen  die 
steuerbehördliche  Verwendung  der  auf  die  Weise  erlangten  Daten  ge- 
schaffen werden  müßten  (wohl  auch  geschaffen  werden  könnten).  Der 
sachliche  Umfang  solcher  Erhebungen  wäre  nach  und  nach  auf  weitere 
Artikel  auszudehnen. 

In  jenen  Branchen  dagegen,  in  welchen  derlei  Erhebungen  vor- 
läufig eine  viel  zu  große  Komplikation  darstellen  würden,  würde  es 
sieh  empfehlen,  von  den  Versuchen  vorläufig  abzusehen,  die  sich  aus 
dem  in  Betracht  kommenden  Zustande  ergebenden  Benachteiligungen 
einzelner  Bündnisreiche  unmittelbar  auszugleichen,  i)  Beiden  vielfachen 
Einschränkungen  des  Umfanges  solcher  Differenzen,  wie  sie  sich  aus 
den  obigen  Vorschlägen  ergeben  dürften,  würde  das  Ausmaß  der 
übriggebliebenen  nicht  ausgeglichenen  Differenzen  mutmaßlich  kein 
beträchtliches  sein,  wodurch  die  praktische  Bedeutung  der  noch  übrig- 

der  Statistischen  Zentralkommission  Dr.  Mataja  fand.  Gerade  durch  den  Krieg^ 
wurde  die  Erfahrung  und  Übung  auf  dem  Gebiete  der  Produktions-  und  Vorrats- 
erhebung wesentlich  gefördert. 

Der  neuenordamerikanischeUnderwoodtarif  ordnet  Erhebungen 
der  Produktion  und  des  Konsums  an  und  vom  Resultate  derselben  hängt 
direkt  die  Anwendung  einzelner  Bestimmungen  des  Tarifgesetzes  ab.  Was  auf 
diesem  Gebiete  in  den  Vereinigten  Staaten  bei  dem  überwältigenden  Umfange  und 
bei  großer  Differenzierung  des  Wirtschaftslebens  als  möglieh  erachtet  wird,  sollte 
auch  in  Mitteleuropa  als  nicht  besonders  schwierig  angesehen  werden. 

^)  Vgl.  Egner  und  Schumacher,  »Brennende  Agrar-,  Zoll-  und  Handels- 
fragen., Karlsruhe  1903,  S.  119. 
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bleibenden  eventuellen  Schädigung  der  Finanzen  der  betreffenden 
Bündnisreiche  wesentlich  herabgemindert  wäre.  Ein  Ausgleich  wäre 
übrigens  in  der  allgemeinen  Hebung  der  Volkswirtschaft,  folglich 
auch  der  Staatsfinanzen  —  wie  sie  vom  Zoll-  und  Wirtschaftsbünd- 
nisse mit  Eecht  erwartet  wird  —  zu  suchen  und  za  finden. 

Es  wäre  übrigens  nur  noch  der  auf  das  in  Kede  stehende 
Problem  bezügliche  Optimismus  eines  so  gewiegten  Kenners  des  Stoffes, 
wie  Julius  Wolf  (»Ein  deutsch -österreichisch -ungarischer  Zollver- 
band«, Berlin  1915,  S.  22)  anzuführen: 

»Wie  einer  geraeinsamen  Zollgesetzgebung  und  dann  natürlich 
auch  gemeinsamen  Verbandlungen  mit  dritten  Staaten  keine  unüber- 
windlichen Schwierigkeiten  im  Wege  stehen,  so  läßt  sich  noch  weniger 
ein  unübersteigliches  Hindernis  etwa  in  der  Frage  der  Aufteilung 
der  Zolleinnahmen  erblicken.  Ein  Schlüssel  dafür  ist  bei  einigem 
guten  Willen  unbedingt  zu  finden.« 

Nach  dem  oben  entworfenen  Projekte  bedarf  es  aber  hiezu  keines 
anderen  Schlüssels,  als  jenes  natürlichen  des  tatsächlich  festzustellenden 
Konsums,  und  zwar  nur  soweit  derselbe  ohne  große  Schwierigkeiten 
erhoben  werden  kann. 

f)    Veredlungsverhehr. 

In  den  meisten  Erörterungen  der  Zollannäherung  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland  wird  der  Ausdehnung  und  Erleichterung  des 
wechselseitigen  Veredlungsverkehres  das  Wort  gesprochen.*)  Nun  dürfte 
durch  die  Einführung  der  Zollfreiheit  im  Zwischen  verkehre  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Deutschland  für  manche  bisher  verzollt  ge- 
wesene Rohstoffe,  Halbfabrikate,  beziehungsweise  Hilfsmaterialien  die 
Notwendigkeit  der  Weiterbelassung  des  etwa  gegenwärtig  bestehenden 
Veredlungsverkehres,  beziehungsweise  der  Gestattung  eines  neuen  (ohne 
Identitätsnachweis)  eo  ipso  entfallen.  Von  der  Notwendigkeit  der  Be- 
lassung oder  der  Ausdehnung  des  wechselseitigen  Veredlungsverkehres 
(ohne  Identitätsnachweis)  kann  folglich  nur  in  jenen  Fällen  die  Rede 
sein,  in  welchen  für  die  in  Betracht  kommenden,  zu  veredelnden  Stoffe 
Zwischenzölle  bestehen  werden. 


^)  Bekanntlich  ist  nach  Art.  XIII  des  geltenden  österreichischen  und 
ungarischen  Zolltarifgesetzes  der  aktive  Veredlungsverkehr  gegen  Identitäts- 
nachweis uneingeschränkt,  sonst  nur  gegen  besondere  Bewilligung  von  Fall  zu 
Fall  statthaft.  Der  passive  Veredlungsverkehr  ist  längst  auf  den  kleinen  Qrenz- 
verkehr  eingeschränkt. 


Dann  wäre  der  wechselseitige  aktive  Veredlungsverkehr  (ohne 
Identitätsnachweis)  in  allen  jenen  Fällen  ohneweiters  zu  gestatten, 
in  welchen  die  Produktion  des  veredelnden  Bündnisgebietes  an  in 
Betracht  kommenden  Rohstoffen,  Halbfabrikaten  und  Hilfsmaterialien 
nicht  ausreicht,  um  dem  inländischen  Konsurae  der  daraus  ver- 
fertigten Fertigfabrikate  im  betreffenden  Bündnisgebiete  die  er- 
forderlichen Stoffe  zuzuführen.  Bei  einer  solchen  Sachlage  ist  nämlich 
jede  Gefahr  einer  Schädigung  der  inländischen  Rohstoff-  oder  Halb- 
fabrikatseraeugung  im  Voraus  ausgeschlossen,  was  eben  an  der  Insuffizienz 
derselben  bezüglich  der  Deckung  des  inländischen  Fertigkonsums  — 
ohne  weitere  Erhebungen  —  augenscheinlich  zu  erkennen  ist.  Mit 
der  Aufstellung  eines  solchen  Prinzipes  wäre  schon  eine  Besserung 
der  Situation  mancher  veredelnder  Industrien  (im  wechselseitigen  Ver- 
kehre) im  Vergleiche  mit  der  Gegenwart  verbunden.  Anderseits  würde  in 
einer  solchen  Erweiterung  des  Veredlungs Verkehres  der  für  den  inneren, 
volkswirtschaftlichen  Inhalt  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  auf- 
zustellende Grundsatz  zum  Ausdrucke  gelangen,  daß  die  Zwischen- 
zölle als  eine  exzeptionelle  Maßregel  nur  dazu  dienen  sollen,  das 
Bestehende(durchAusgleichung  der  ungleichen  Produktionsbedingungen) 
beiläufig  nur  in  dem  Umfange  zu  schützen,  in  welchem  es  bisher  be- 
stand, daß  dagegen  hinsichtlich  der  Entstehung  neuer  Produktions- 
branchen, oder  der  Erweiterung  der  bestehenden,  im  ganzen  Bündnis- 
gebiete von  Anfang  an  der  freie  Wettbewerb  als  schöpferische  Kraft, 
unbehindert  (ohne  Eingreifen  des  Staates  mit  zollpolitischen  Maßregeln) 
zuzulassen  sei. 

Sonst  wäre  der  wechselseitige  Veredlungsverkehr  insoweit  aus- 
zudehnen, als  er  dem  Zwecke  der  Zwischenzölle,  die  doch  nur  der 
wirklichen  Ausgleichung  der  ungleichen  Produktionsbedingungen  zu 
entsprechen  hätten,  nicht  zuwiderlaufen  würde.  ^) 

Gleichzeitig  sollte  für  alle  Kategorien  des  Veredlungsverkehres 
die  Vereinfachung  und  Beschleunigung  des  Bewilligungsverfahrens  ge- 
sichert werden,  welches  Postulat  sich  nicht  erst  aus  dem  Zoll-  und 
Wirtschaftsbündnisse  ergibt,  sondern  aus  einem  allgemeinen  Gebote 
der  Wirtschaftspolitik. 

Eine  wesentliche  formelle  Erleichterung  des  Veredlungsverkehres 
könnte  sich  aus  etwaigen  Generalabmachungen   der  Regierungen  mit 


^)  Vgl.  Beckmann,  »Einfuhrscheinsysteme«,  Karlsruhe  1911,  S.  12. 
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den  in  Betracht  kommenden  Veredlungskartellen  oder  mit  Zwangs- 
genossenschaften (im  Kleingewerbe)  ergeben.  Im  Schöße  der  unter 
staatlicher  Kontrolle  stehenden  zwischenstaatlichen  Gemischtsyndikate 
könnten  vielfach  Ausfuhrvergütungen  für  Halbfabrikate  zugunsten  des 
Fertigexportes  die  EoUe  des  Veredlungsverkehres  übernehmen. 

Es  wären  ferner  etwaige  Einschränkungen  des  gegenwärtig  be- 
stehenden, eingelebten  Veredlungsverkehres  —  auch  in  Fällen,  in 
welchen  er  den  obigen  sachlichen  Prinzipien  nicht  entsprechen  würde  — 
zu  unterlassen. 

Was  die  Form  des  Veredlungsverkehres  anbelangt,  so  wird  hie 
und  da  die  Idee  der  Einführung  der  industriellen  Einfuhrscheine  — 
gerade  als  eines  für  die  Belebung  des  Veredlungsverkehres  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Deutschland  besonders  empfehlenswerten  Mittels — 
aufgefrischt.  (Vgl.  z.  B.  Szterenyis  Vortrag  im  Klub  der  Industriellen 
vom  18.  November  1915  und  »Wirtschaftliche  Verbindung  mit  Deutsch- 
land«, Warnsdorf  1915.)  Es  könnte  wohl  in  einzelnen  Fällen  vor- 
kommen, daß  auch  diese  Form  sich  einerseits  als  unbedenklich,  ander- 
seits als  praktischer,  wie  jene  des  zollfreien  Veredlungsverkehres,  er- 
weisen wird.  Sie  wäre  deswegen  prinzipiell  nicht  von  der  Hand  zu 
weisen.  In  vielen,  in  den  meisten  Fällen  dagegen  dürfte  durch  die 
großen  technischen  Schwierigkeiten,  durch  die  unter  allen  Umständen 
zu  vermeidende  Gefahr,  versteckte  Ausfuhrprämien  im  wechselseitigen 
Verkehre  erstehen  zu  lassen,  durch  die  damit  verbundene  Minderung 
der  Zolleinnahmen  (per  saldo)  die  Anwendung  des  Einfuhrschein- 
systems unmöglich  gemacht  werden.^) 

Dagegen  wäre  die  Wiedereinführung  des  passiven  Veredlungs- 
verkehres —  soweit  durch  dieselbe  der  sachliche  Zweck  einzelner 
Zwischenzölle  nicht  beeinträchtigt  würde  —  ins  Auge  zu  fassen. 

Häufig  sieht  es  so  aus,  als  ob  von  manchen  Gegnern  des  ZoU- 
und  Wirtschaftsbündnisses  (oder  überhaupt  einer  durchgreifenden  Zoll- 
annäherung) der  uneingeschränkt  zu  erweiternde  wechselseitige  Ver- 
edlungsverkehr als  das  ganze  Um  und  Auf  der  Zollannäherung,  wie 
auch  als  der  wesentlichste  Bestandteil  der  handeis-  und  wirtschafts- 
politischen Beform  in  Österreich-Ungarn,  aufgefaßt  würde.  Nun  ist 
dagegen  zunächst  nochmals  einzuwenden,  daß  ein  derart  uneingeschränkt 
einzuführender  Veredlungsverkehr  einen  partiellen  Zusammenbruch  des 


0  Vgl.  Beckmann,  a.  a.  0.  S.  16—24. 

V.  Battaglia,  Wirtschaftliehe  Annäherung.  I. 
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unentbehrlichen  Zwischenzollsystems  nach  sich  ziehen  könnte,  was 
eben  den  Gegnern  der  durchgreifenden  Zollannäherung  vielleicht  noch 
unangenehmer  wäre,  als  den  Anhängern.  Anderseits  entspricht  der 
Veredlungsverkehr  nur  einem  Bedürfnisse  der  österreichisch-ungarischen 
Volkswirtschaft:  jenem  der  Exportförderung.  Durch  den  erweiterten 
Veredlungsverkehr  würde  die  allgemeine  Verbilligung  der  Produktion 
und  im  Zusammenhange  damit  die  Hebung  des  inneren  Konsums 
für  eigene  Erzeugnisse  nicht  erzielt  werden,  die  für  die  österreichisch- 
ungarischen Verhältnisse  in  den  Vordergrund  tritt  und  die  nur  mit 
Hilfe  einer  rationellen  Umgestaltung  des  gesamten  Zollsystems,  vor 
allem  mit  Hilfe  der  Herabsetzung  der  Zollschranken  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland,  erzielt  werden  kann. 

Soweit  es  sich  aber  um  den  Veredlungsverkehr  mit  dem  Dritt- 
auslande handelt,  so  wäre  derselbe  von  den  Bündnisreiehen  im  Ein- 
klänge mit  ihrer  sonstigen  Handelspolitik  einvernehmlich  zu  pflegen 
und  in  einem  größeren  Umfange  zu  entwickeln,  als  dies  bisher  in 
Österreich-Ungarn  (im  Gegensatze  zu  Deutschland)  der  Fall  war.  Zu- 
nächst wäre  damit  die  Exportfähigkeit  der  österreichisch-ungarischen 
Pertigindustrie  stärker  zu  fördern.  Außerdem  wäre  ein  solcher  Ver- 
edlungsverkehr in  viel  weiterem  Umfange  als  bisher,  als  ein  Kon- 
zessionsinstrument in  den  Handelsvertragsverhandlungen  zu  benutzen. 

g)  Ahbau  der  Zwischenzölle. 

Der  Abbau  der  Zwischenzölle  darf  nicht  im  Voraus  generell 
als  etwas  bei  allen  Positionen  unbedingt  Erforderliches,  in  bestimmten 
Zeitabschnitten  und  in  bestimmten  Prozentsätzen  Durchzuführendes 
statuiert  werden.  Die  immer  rascher  vor  sich  gehende  Entwicklung 
des  wirtschaftlichen  Lebens,  die  beinahe  alltäglich  durch  gewaltige 
Änderungen  in  der  Produktionstechnik  wie  auch  in  der  Arbeits-  und 
Betriebsorganisation  bewirkten  Umstürze  auf  dem  Produktionskosten- 
gebiete widersetzen  sich  mit  aller  Gewalt  solchen  im  Voraus  auf  ganze 
Generationen  hinaus  zugeschnittenen  Zwangsjacken. i)  Julius  Wolf 
seheint  die  von  Brück  seinerzeit  vorgeschlagene  Abbauzeit  von  zwölf 
Jahren  schon  für  die  damaligen  Verhältnisse  zu  kurz  bemessen  gewesen 
zusein.  Anderen  scheint  dagegen  der  Wolfsche  Vorschlag,  Zwischen- 
zölle in  60  Jahren  abzubauen,  unangemessen  zu  sein,  vor  allem  wegen 
der  vollständigen  Unübersichtlichkeit  der  Verhältnisse  auf  eine  so  ent- 

1)  Vgl.  Stolper  in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  176. 
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fernte  Zeit  hinaus,  wohl  aber  auch  mit  Eücksicht  darauf,  daß  bei  einer 
so  weiten  Erstreckung  des  Abbaues  die  von  der  österreichisch-ungarischen 
Volkswirtschaft  dringend  benötigte  Verbilligung  der  Produktion  zu 
lange  auf  sich  warten  ließe.  Dem  Gießereidirektor  Irresberger  (»Das 
deutsch-österreichisch-ungarische  Wirtschafts-  und  Zollbündnis«,  Berlin 
1916,  S.  18)  würden  dafür  nur  fünf  Jahre  mit  der  Ergänzung  ge- 
nügen, daß  jedes  Jahr  ein  Fünftel  der  Zölle  fallen  würde.  »Was  wird 
diese  Aussicht  für  ein  Leben  in  unsere  Ämter  bringen!«  Eine  doch 
zu  oberflächliche  Begründung! 

Nach  Spiethoff  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  50)  hätten 
die  Zwischenzölle  mindestens  um  50  v.  H.  niedriger  zu  sein,  als  die 
Außenzölle  und  in  20  Jahren  (mit  einer  zehnjährigen  Stufe)  abgebaut 
zu  werden.  Der  von  Spiethoff  erwartete  Vorteil,  die  erzieherische 
Wirkung  der  Zölle  zur  Anspannung  höchster  Energieentfaltung  sicher- 
zustellen, könnte  leicht  durch  große  Opfer,  die  aus  einer  solchen  Scha- 
bionisierung erwachsen  würden,  überholt  werden. 

Mit  derart  allgemeinen  Formeln  das  Eiehtige  zu  treffen,  ist  un- 
gemein schwer.  Das  reinste  Glücksspiel!  Über  den  Abbau  der  Zwischen- 
zölle soll  und  kann  ausschließlich  die  wirtschaftliche  Notwendigkeit 
und  Möghchkeit  im  gegebenen  Zeitpunkte  entscheiden. 

Zu  dem  letzteren  Zwecke  muß  in  diesem  Kapitel  der  zu  verein- 
heitlichenden Zolltarifgesetze  eine  weitgehende  formelle  Elastizität  und 
sachliche  Individualisierung  herrschen,  die  etwa  in  folgenden  vier 
Abstufungen  ihren  Ausdruck  zu  finden  hätte: 

1.  Für  gewisse  (gewiß  nicht  sehr  zahlreiche)  Artikel,  bei  welchen 
die  wirtschaftHche  Entwicklung,  insbesondere  die  Ausgleichung  der 
Produktions-  und  Handelskosten,  folglich  das  Schwinden  des  Zoll- 
schutzbedürfnisses mehr  oder  weniger  vorausgesehen  werden  kann, 
wäre  der  Abbau  ohneweiters  im  Voraus,  und  zwar  für  jeden  Artikel 
individuell  (soweit  die  Zeit-  und  Stufenbestimmung  in  Betracht  kommt) 
zu  statuieren. 

2.  Für  eine  Eeihe  weiterer  (möglichst  zahlreicher)  Artikel  wäre  die 
periodische  Eevision  der  weiteren  Schutznotwendigkeit,  beziehungsweise 
die  sich  etwa  daraus  ergebende  Herabsetzung  und  Aufhebung  der 
Zwischenzölle  der  Exekutive  zu  überlassen.^) 


0  Es  ist   doch    die  Exekutive   in   Österreich  und  Ungarn   schon  jetzt  be- 
rechtigt, Getreidezölle  zeitweilig  zu  suspendieren. 

7* 
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3.  Hinsichtlich  einer  dritten  Gruppe  von  Artikeln  wäre  eine 
obligatorische  Eevision  von  Zwischenzöllen  (eventuell  unter  grund- 
sätzlicher Ausschließung  der  Erhöhung  derselben)  in  gewissen  Zeit- 
abschnitten (z.B.  von  fünf  zu  fünf  Jahren)  der  Legislative  vorzubehalten. 

4.  HinsichtUch  einer  vierten  Gruppe  wäre  über  den  Abbau  im 
Voraus  überhaupt  nichts  zu  bestimmen,  sondern  es  wäre  derselbe 
einer  weiteren  normalen  legislativen  Entwicklung  stillschweigend  zu 
tiberlassen.  Dies  gilt  insbesondere  für  die  ausnahmsweise  zu  belassenden 
Erhaltungszwischenzölle.  ^) 

h)  Zollverwaltung  und  Zollverfahren. 
Bei   voller   Autonomie   der  Zollverwaltung,   die   höchstens 
gegenseitig  kontrolliert  werden  könnte 2),  wäre  gleichzeitig  mit  der 

')  Naumann  (»Mitteleuropa«,  S.  226)  ist  auch  der  Ansieht,  daß  die 
Forderung  des  Abbaues  der  ZwisehenzöUe  nicht  in  gleicher  Weise  bei  allen  Zwischen- 
zöllen gestellt  werden  kann,  wenigstens  nicht  für  absehbare  Zeit.  Nach  Naumann 
haben  Aufreehterhaltungszwisehenzölle,  die  entweder  als  Erziehungs-  oder  als 
Umsehaltungszölle  vorläufig  bestehen  blieben,  einen  zeitweiligen  Charakter,  wogegen 
es  auch  Bewabrungszwisehenzölle  geben  würde,  die  ihrer  Natur  nach  einen  mehr 
dauernden  Charakter  haben  müßten.  Dub  (»Nochmals  zur  Frage  der  Zollunion«, 
Schmollers  Jahrbuch  1915,  3.  Heft,  S.  289)  bemerkt  zu  diesem  Thema  richtig 
folgendes:  »Anders  stünde  es  bei  der  Vereinbarung  einer  Zwischenzollinie.  Auch 
hier  würde  ich  nicht  der  Anschauung  zuneigen,  sie  zeitlich  zu  begrenzen,  und  die 
Ansieht  der  Anhänger  der  vollständigen  Gemeinschaft,  daß  die  Zwischenzölle  nur 
für  eine  Reihe  von  Jahren  zu  gelten  und  nach  dem  Ablauf  von  selbst  zu  fallen 
hätten,  müßte  zu  ernsten  Bedenken  Anlaß  geben.  Denn  niemand  kann  jetzt  schon 
sagen,  ob  die  Industrie  sieh  nach  fünf,  zehn  oder  fünfzehn  Jahren  bereits  so  weit 
entwickelt  haben  wird,  um  die  Krücken  der  Zölle  fortzuschleudern  und  im  unbe- 
hinderten Mitbewerb  mit  der  jetzt  noch  so  viel  stärkeren  deutsehen  Industrie 
marschieren  zu  können.« 

Zahlreiche  Äußerungen  der  wirtschaftlichen  Korporationen  und  Vereine  be- 
fürworten den  Abbau  der  ZwisehenzöUe,  einige  auch  in  allgemeiner  Fassung  die 
»periodischen  Revisionen«  (z.  B.  der  schon  einmal  erwähnte  Ausschuß  der  Reichen- 
berger  Handelskammer,  die  Triester  Handels-  und  Gewerbekammer  am  12.  Dezember 
1915,  die  mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  in  ihren  Novemberbesehlüssen). 

Der  Underwoodtarif  (1913)  sieht  die  Revision  und  Herabsetzung  der  Zölle 
für  den  Fall  vor,  daß  die  Einfuhr  weniger  als  ö^/o  des  Konsums  betragen  würde. 
Vielleicht  wäre  bei  der  individualisierten  Behandlung  des  Abbaues  der  Zwisehen- 
zöUe dieses  Beispiel  mutatis  mutandis  nachzuahmen. 

2)  Vgl.  Todorovits  (a.a.O.  S.  58).  In  verschiedenen  deutsehen  Zollvereinen 
gab  es  solche  Kontrolleure,  deren  Tätigkeit  sehr  wirksam  war. 

Die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  bestimmt  im  Art.  36,  daß  die  Ein- 
hebung und  Verwaltung  der  Zölle   (sowie  der  Verbrauchssteuern)  jedem  Bundes- 
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Ausarbeitung  des  Grundtarifes  eine  Vereinheitlichung,  beziehungsweise 
weitgehende  Assimiherung  der  Zollordnung  und  des  gesaraten  Zoll- 
verfahrens vorzunehmen,  i)  Dabei  wäre  auf  die  tunlichste  Vereinfachung 
des  Verfahrens  und  auf  die  Beseitigung  aller  Möglichkeiten  von  Zoll- 
schikanen im  Zwischenverkehre  Bedacht  zu  nehmen. 

i)  Einige  vom  obigen  Entwürfe  ahweichende  Konstruktionsideen. 

Um  bei  der  Konstruktion  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses 
noch  eine  Weile  zu  verbleiben,  wäre  die  hie  und  da  angeregte  Bau- 
art 2)  des  Doppel tarifes,  wornach  der  Maximal-  und  der  Miniraaltarif 
als  Grundlage  zu  nehmen  und  die  Zwischenzölle  als  ein  Abschlag 
vom  Minimal-,  beziehungsweise  Vertragstarife  zu  konstruieren  wären, 
nicht  so  zu  empfehlen,  wie  der  oben  geschilderte  Vorgang,  wornach 
vor  allem  der  Grundtarif  als  Zwischenzolltarif  aufzustellen  ist. 

Durch  das  Zollbündnis  soll  nämlich  nicht  bloß  eine  Stärkung  der 
Handelspolitik  der  Zentralmächte  nach  außen  hin,  sondern  auch  die 
unmittelbare  Hebung  der  Volkswirtschaft,  die  Verbilligung  der  Pro- 
duktion, die  Stärkung  des  inneren  Konsums  erzielt  werden.  Zur  aus- 
wärtigen Expansion  gesellt  sich  da  als  Zweck  die  innere  Intensiv- 
wirtschaft, indem  sie  nach  meiner  Auffassung  für  die  Monarchie  noch 
dringender  notwendig  ist  als  die  erstere.  Von  diesem  Gesichtspunkte 
ist  die  Eegelung  des  internen  Verhältnisses  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  —  mit  tunlichster  Freiheit  des  Zwischenverkehres  als 
Grundprinzip  —  von  höchster  Bedeutung,  da  davon  auch  die  Hebung 
der  Leistungs-  und  Konkurrenzfähigkeit  Österreich-Ungarns  und  Deutsch- 
staat überlassen  bleibt,  daß  aber  der  Kaiser  durch  Eeiehsbeamte  das  Verfahren 
überwacht. 

Nach  Art.  VI  des  Zoll-  und  Handelsvertrages  zwischen  Österreich  und  Ungarn 
werden  zur  gegenseitigen  Überwachung  des  übereinstimmenden  Verfahrens  in  der 
Verwaltung  und  Einhebung  der  Zölle  von  den  beiden  Staaten  Inspektoren  bestellt, 
welche  gegenseitig  das  ßeeht  haben,  in  den  Geschäftsgang  der  Zoll-  und  Pinanz- 
behörden  Einsieht  zu  nehmen  und  ihre  Wahrnehmungen  den  vorgesetzten  Ressort- 
ministern zur  Kenntnis  zu  bringen. 

Die  Novemberbeschlüsse  der  mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  sprechen 
sich  auch  für  eine  Assimilierung  der  Zollgesetzgebung  aus.  Der  Ausschuß  der 
Reichenberger  Handelskammer  befürwortet  eine  auf  einem  einheitlichen  Organisations- 
plan beruhende,  möglichst  gleichmäßige  Anordnung  der  Zollverwaltung. 

1)  Vgl.  Bosc,  a.  a.  0.  S.  57. 

2)  Vgl.  das  Referat  Koffmanns  in  der  Wiener  Sektion  des  Bundes  der 
österreichischen  Industriellen  vom  22.  Juni  1915. 
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lands  im  Weltexporte  abhängt.  Darum  ist  der  Zwisehenzolltarif  das 
Erste,  das  Elementare,  der  Außenzolltarif  das  Zweite.^) 

Es  wäre  auch  zu  befürchten,  daß,  falls  der  Außenzolltarif  (der 
Doppeltarif)  zum  Ausgangspunkte  der  gesamten  Konstruktion  genommen 
würde,  die  von  verschiedenen  egoistisch  vorgehenden  Wirtschafts- 
zweigen ganz  gewiß  zu  gewärtigenden  Versuche,  die  volkswirtschaftliche 
Bedeutung  der  Ermäßigung  der  Zwischenzölle  in  den  Augen  der  Ee- 
gierungen  herabzusetzen,  ein  leichteres  Spiel  hätten. 

Es  wäre  ferner  vollkommen  unrichtig,  ja  gefährlich,  die  Zwischen- 
zölle als  einen  generellen  Prozentabschlag  von  den  Außenzöllen  zu 
konstruieren.  Wenn  der  Zolltarif  —  sowohl  der  Außen-  als  auch  der 
Zwischentarif  —  den  wirklichen,  immer  stärker  differenzierten  und 
komplizierten  wirtschaftlichen  Verhältnissen  entsprechen  soll,  so  müssen 
die  einzelnen  Zollsätze  individuell  bestimmt  werden.  Einengenerellen 
Prozentsatz  zu  bestimmen  und  dabei  auch  individuelle  Korrekturen  an- 
zuwenden —  wie  es  hie  und  da  empfohlen  wird  —  wäre  überflüssig. 
Wenn  schon  individuelle  Korrekturen  im  allgemeinen  als  zulässig  und 
notwendig  bezeichnet  werden,  so  wäre  der  generelle  Prozentsatz  doch 
kein  Arbeitssparmittel.  Es  müßte  dann  doch  die  Höhe  jedes  einzelnen 
Zollsatzes  auf  ihre  Berechtigung  genau  geprüft  werden. 

In  einem  Zusammenhange  mit  dem  Vorschlage,  die  Zwischen- 
zölle als  einen  Prozentabschlag  von  den  Außenzöllen  zu  konstruieren, 
steht  die  in  der  »Neuen  Freien  Presse«  vom  2.  Februar  1916  angeregte 
Idee  des  Freiherrn  v.  Kalchberg,  zum  Systeme  der  Wertzölle  zu 
greifen.  »Der  Außenzolltarif  könnte  dann  in  wenige  Sätze  zusammen- 
gefaßt werden,  z.B.  Woll waren  zahlen  x  Prozent  vom  Werte;  und  der 
Zwischentarifsatz  wäre:  Wollwaren  aus  Deutschland  nach  Österreich- 
Ungarn:  zwei  Drittel  des  AußentarifzoUes.« 

Demgegenüber  ist  einzuwenden,  daß  die  Unterschiede  der  Pro- 
duktionskosten und  des  Schutzbedarfes  im  Schöße  jeder  einzelnen  Waren- 
gruppe schon  heute  ganz  gewaltig  sind  und  mit  der  fortschreitenden 
Entwicklung  mutmaßlich  noch  größer  werden  würden.  Dasselbe  gilt 
für  den  größten  Teil  des  ZoUtarifes.  So  könnte  mit  Hilfe  der  Wert- 
zölle der  von  Freiherrn  v.  Kalchberg  erwünschte  Zweck  der  Ver- 
minderung der  Zahl  der  Tarifpositionen  ohne  große  volkswirtschaftliche 
Gefahren  kaum  erreicht  werden.  Dem  Wesen  nach  sind  ja  unsere  gegen- 
wärtigen Gewichtszölle  Wertzölle,  da  bei  der  Bestimmung  der  Höhe 

^)  Derselben  Ansieht  ist  u.a.  Stolper  inHerkners  Sammelwerk,  I. Teil,  S.171. 
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derselben,  bei  der  Festsetzung  des  Zolltarifes  der  durchschnittliche  Wert 
der  Ware  eine  ausschlaggebende  Bolle  spielt.  Diese  Wertbestimmung 
jedoch  von  der  Festsetzung  des  Zolltarifes  auf  die  konkrete  Verzollung 
zu  verschieben  und  beträchtlichen  Schvrankungen  von  Fall  zu  Fall  aus- 
zusetzen —  wie  dies  allerdings  der  Theorie  am  besten  entsprechen 
sfüi'^Q  —  könnte  zu  einer  viel  zu  großen  Unsicherheit  der  industriellen 
und  kaufmännischen  Kalkulation  führen. 

Pistor  (a.  a.  0.  S.  157)  bringt  folgende  Konstruktion  zur  Dar- 
stellung, deren  technischer  Hauptunterschied  mit  der  von  mir  ent- 
wickelten darin  besteht,  daß  nach  Pistor  anscheinend  die  Zuschläge, 
welche  eines  der  Bündnisreiche  zum  Schutze  seiner  Produktion  be- 
schließen würde,  allen  anderen  Staaten  (das  zweite  Bündnisreich  mit 
inbegriffen)  gegenüber  gleich  sein  müßten,  während  nach  meiner 
Konstruktion  z.  B.  Österreich-Ungarn  einen  höheren  Zollzuschlag  auf 
englische,  als  auf  deutsehe  Baumwollgarne  einheben  könnte. 

Nach  Pistor  »erstellen  beide  Staaten  in  Schema  und  Positionen 
gleichlautende  Tarife,  die  aus  einem  Maximal-  und  Minimaltarife 
bestehen.  Sollte  der  eine  der  Vertragsstaaten  mit  einer  Position  des 
Maximal-  oder  Minimalzolles  zum  Schutze  seiner  Produktion  nicht  das 
Auslangen  finden,  so  wird  ein  Zuschlag  festgesetzt,  der  aber  über 
den  Status  quo  ante  des  früheren  autonomen  Tarifes  des  Staates  nicht 
hinausreichen  darf. 

Es  ist  damit  ein  höherer  Zollschutz  nach  außen  über  den  sonst 
gleichlautenden  Maximal-  und  Minimaltarif  hinaus  ermöglicht. 

Für  den  gegenseitigen  Verkehr  wird  an  Stelle  des  bisherigen 
Zollverkehres  eine  Zwischenzollinie  errichtet,  aber  mit  einer  tunhchsL 
umfangreichen  Liste  von  zollfreien  Gütern. 

Hier  wird  es  möglich  sein,  daß  ein  Staat  seine  Produktion  mehr 
schützt  als  der  andere,  weil  ihm  das  Recht  zusteht,  sowohl  den  gleichen 
Zuschlag,  den  der  Außentarif  enthält,  auch  in  der  Zwischenzollinie 
einzuheben,  als  auch  zum  Ausgleiche  der  Produktionsbedingungen 
sich  besondere  Zuschläge  für  den  Zwischenverkehr  auszubedingen. 

Es  kann  also  sein,  daß  eine  Ware  bei  der  Einfuhr  von  Holland 
nach  Deutschland  100,  nach  Österreich  aber  150  an  Zoll  zu  bezahlen 
hat,  weil  50  der  Zuschlag  wäre.  Anderseits  würde  für  diese  Ware  bei 
der  Einfuhr  aus  Österreich-Ungarn  nach  Deutschland  BO,  von  Deutsch- 
land nach  Österreich-Ungarn  aber  30  +  50,  also  80  gezahlt  werden, 
wenn  30  der  Zwischenzoll  und  50  der  einheitliche  Zuschlag  wäre.« 
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j)   Charakter  der  Zolltarife. 

Als  Prinzipien  für  den  Tarifinhalt  hätten  nach  den  in 
beiden  Reichen  vorherrschenden  Strömungen,  sowie  nach  Ansicht  der 
meisten  Anhänger  des  Zollbündnisses  zu  gelten:  hoher  Zollschutz  für 
landwirtschaftliche  Produkte  dritten  Staaten  gegenüber');  zollfreier 
Verkehr  in  landwirtschaftlichen  Produkten  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland'-^);  zollfreie  Einfuhr  von  allen  jenen  sonstigen  Lebens- 
mitteln aus  dem  Drittauslande,  die  zur  Befriedigung  des  alltäglichen 
Bedarfes  weiter  Schichten  dienen,  bei  starker  Zollbelastung  von  Luxus- 
lebensmitteln und  von  nichtnahrhaften  Genußmitteln  (insbesondere 
wenn  sie  den  Gegenstand  des  Luxuskonsums  bilden);  zollfreier  Zwischen- 
verkehr in  sämtlichen  nicht  in  die  Kategorie  landwirtschaftlicher  Pro- 
dukte fallenden  Lebens-  und  Genußmitteln,  wobei  es  jedoch  den  Bündnis- 
reichen unbenommen  bleiben  soll,  Luxuslebensmittel  und  nichtnahrhafte 
Genußmittel  ohne  Eücksicht  auf  die  Provenienz  mit  hohen  Konsum- 
abgaben zu  besteuern  3);  zollfreie  Einfuhr  von  jenen  Industriestoffen, 
Betriebs-  und  Hilfsmitteln  der  Produktion,  sowie  von  Halbfabrikaten 
aus  dem  Drittauslande,  die  im  Gebiete  des  Zollbündnisses  nicht  erzeugt 
werden  oder  deren  Erzeugung  in  dem  erforderlichen  quantitativen  oder 
qualitativen  Maße  nicht  erzielt  werden  kann,  soweit  die  Verbilligung 
der  in  Betracht  kommenden  Weiterverarbeitung  in  der  allgemeinen 
Wirtschaftsbilanz  zweifellos  ein  Plus  darstellt;  zollfreier  Zwischen- 
verkehr von  Industriestoffen,  Betriebs-  und  Hilfsmitteln,  sowie  von 
Halbfabrikaten  zwischen  Österreich- Ungarn  und  Deutschland;  ange- 
messener, nach  der  Quahtät,  beziehungsweise  nach  dem  Werte  der  Ware 

^)  Es  wird  hier  mit  der  Wahrscheinlichkeit  gerechnet,  daß  der  hohe  Agrar- 
schutz  in  den  Zentralreiehen  —  ob  nun  das  Zollbündnis  zustande  kommt  oder 
nicht  —  im  großen  und  ganzen  nach  dem  Kriege  bestehen  bleibt,  obwohl  die  Not- 
wendigkeit desselben  von  mir  ohne  gewisse  Vorbehalte  nicht  eingesehen  wird,  was 
den  Gegenstand  einer  besonderen  Erörterung  im  II.  Teile  dieser  Arbeit  bilden  wird. 
Vgl.  u.  a.  als  ein  Signum  temporis  die  Rede  des  Abg.  Szilassy  im  ungari- 
schen Reichstage  vom  14.  Dezember  1915,  nach  welcher  der  Agrarschutz  nicht  ge- 
schwächt werden  dürfe,  sondern  gestärkt  werden  müsse. 

2)  Diesbezüglich  sehe  ich  wiederum  die  unbedingte  Notwendigkeit  eines  un- 
eingeschränkt zollfreien  Zwisehenverkehres  für  so  manche  Produkte  der  Land- 
wirtschaft, insbesondere  für  Getreide,  gleich  im  ersten  Stadium  des  Zollbündnisver- 
hältnisses nicht  ein,  was  ebenfalls  erst  im  II.  Teile  zur  Erörterung  gelangen  wird. 

2)  Die  rein  fiskalischen  Zölle  auf  Kaffee,  Tee,  Gewürze  u.  dgl.  wären  bei- 
zubehalten und  könnten  sogar  erhöht  werden  —  bei  gleicher  Höhe  im  Außen-,  wie 
im  Zwisehenverkehre  jedes  einzelnen  der  Bündnisreiehe. 
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und  nach  dem  Eendement  (im  Verhältnisse  zu  den  Rohstoflfen,  Halb- 
fabrikaten u.  dgl.)  dififerenzierter  (raffinierter)  Zollschutz  im  Außen- 
und  Zwischenverkehre  für  P^ertigfabrikate,  soweit  dieser  Zoll- 
sehutz  begründet  ist:  1.  (im  Verhältnisse  sowohl  zum  Drittauslande  als 
auch  zum  zweiten  Bündnisreiche)  durch  den  effektiven  Unterschied 
der  Gestehungs-  und  Handelskosten,  2.  (nur  im  Verhältnisse  zum 
Drittauslande)  durch  die  eventuelle  Notwendigkeit,  durch  höhere  In- 
landspreise den  Weltexport  konkurrenzfähiger  zu  machen,  die  Wirkung 
fremder  Einfuhrzölle  zu  paralysieren,  hie  und  da  einen  handelspoliti- 
schen Druck  auszuüben,  kurz,  fremde  Druck-  oder  Absperrungsmaß- 
regeln wirksam  zu  beantworten.  Dieselben  Grundsätze  hätten  hinsicht- 
lich der  Bemessung  der  Höhe  der  Außen-  und  Zwischenzölle  für  jene 
Rohstoffe,  Hilfs-  und  Betriebsmittel,  sowie  Halbfabrikate  zu  gelten,  bei 
denen  die  VoraussetzuDgen  der  Zollfreiheit,  sei  es  nur  im  Außenver- 
kehre, sei  es  auch  im  Zwischenverkehre,  ausnahmsweise  nicht  zu- 
treffen würden  (was  z.  B.  ausnahmsweise  dann  eintreten  dürfte,  wenn 
durch  das  Fallenlassen  eines  Halbfabrikatszolles  die  mit  der  Erzeugung 
dieses  Halbfabrikates  eng  verbundene  wichtige  Erzeugung  von  Fertig- 
fabrikaten in  ihrem  Bestände  gefährdet  wäre). 

Ferner  könnte  im  allgemeinen  der  Grundsatz  angenommen  werden, 
daß  für  solche  Artikel,  deren  Erzeugung  in  einem  der  Bündnisreiche 
nicht  nur  den  inneren  Konsum  großenteils  deckt,  sondern  auch  einen 
ansehnlichen  ständigen  und  gesicherten,  durch  künstliche  Mittel  (Kartell- 
ausfuhrvergütungen, volle  oder  beinahe  volle  Ausnützung  des  bisherigen 
Zollschutzes  in  inneren  Verkaufspreisen  u.  dgl.)  nicht  geförderten  Ex- 
port aufweist,  in  dem  Erzeugungsbündnisreiche  der  Zwischenzoll  dem 
zweiten  Bündnisreiche  gegenüber  in  der  Eegel  gänzlich  zu  entfallen 
habe,  wodurch  dieses  zweite  Bündnisreich  daran  nicht  gehindert  werden 
soll,  einen  etwa  notwendigen  mäßigen  Ausgleichungszwischenzoll  von 
den  betreffenden  Artikeln  einzuheben.  i) 

Eine  Erschöpfung  und  Zusammenfassung  sämtlicher  Momente,  die 
auf  die  Erstellung  der  Außen-  und  Zwischenzölle  Einfluß  haben  sollten, 
ist  an  dieser  Stelle  nicht  möglich.  Selbstredend  wird  das  obige  Schema 
so  manche  Ausnahmen  zu  vertragen  haben.  Insbesondere  werden  auch 


^)  Vgl.  die  bereits  kürzlieh  zitierte,  derselben  Grundanschauung  über  das 
Schwinden  der  äußeren  Merkmale  des  ZoUsehutzbedarfes  entspringende  Bestimmung 
des  Underwoodtarifes,  wornaeh  die  Herabsetzung  der  Zölle  für  den  Fall  vorgesehen 
wird,  wenn  die  Einfuhr  unter  57o  des  Konsums  sinkt. 
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im  Zwischen  verkehre  entgegen  dem  oben  aufgestellten  Grundsatze  der 
Zollfreiheit  gewisse  Hilfs-  und  Betriebsmittel  der  Produktion,  gewisse 
Halbfabrikate  und  selbst  Rohstoffe  nach  Maßgabe  der  volkswirtschaft- 
lichen Bedeutung  ihrer  Erzeugung  (der  absoluten  und  der  relativen) 
bis  zur  Ausgleichung  der  ungleichen  Produktionsbedingungen  geschützt 
werden  müssen.  Durch  das  obige  Schema  sollen  bloß  die  allgemeinen 
Tendenzen  ausgedrückt  werden,  die  nach  Ansicht  der  meisten  An- 
hänger des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses,  wie  auch  des  Verfassers 
selbst  —  vom  Gesichtspunkte  des  Gesamtinteresses  der  österreichisch- 
ungarischen Volkswirtschaft  und  nicht  von  jenem  der  egoistischen 
Interessen  einzelner  Wirtschaftsbranchen  —  beim  Ausbaue  der  neuen 
Außen-  und  Zwischenzolltarife  maßgebend  sein  sollen. 

Alle  obigen  Grundsätze^)  lassen  sich  noch  dahin  zusammenfassen, 
daß  an  Stelle  des  bisher  in  den  letzten  handelspoHtischen  Perioden 
praktizierten,  erstarrten  Solidarschutzsystems  (welches  eine  Summe 
egoistischer  Interessen  der  besonders  kapitalskräftigen  und  politisch 
starken  Wirtschaftsbranchen  und  nicht  das  Produkt  des  volkswirtschaft- 
lichen Gesamtinteresses  darstellt)  ein  volkswirtschaftliches  Zoll- 
system im  wahren  Sinne  des  Wortes  zu  setzen  wäre,  welches  auf  der 
gründlichen  Abwägung  des  Wertes  aller  Branchen  in  der  Wirtschafts- 
bilanz zu  beruhen  hätte,  die  Steigerung  und  Veredlung  der  Produktion 
hauptsächlich  im  Wege  der  Hebung  der  inländischen  Kaufkraft,  der 
Verbilligung  der  Lebenshaltung  der  weiten  Bevölkerungsschichten,  der 
Verbilligung  der  Erzeugung  von  Konsumartikeln  und  Fertigfabrikaten, 
sowie  auf  diesem  Wege  auch  die  natürliche  Förderung  des  Exportes  von 
höchstwertigen  Fertigfabrikaten  (um  möglichst  viel  Arbeit  zu  expor- 
tieren) anstreben  würde  und  sich  gegebenenfalls  davon  nicht  abhalten 
ließe,  zur  Erreichung  obiger  Zwecke  übergroße  Gewinne  gewisser 
Zweige  zu  schmälern,  auf  die  Züchtung  gewisser  nicht  bestehender 
Zweige  zu  verzichten,  einzelne  lebensunfähige  oder  nur  mit  unverhältnis- 
mäßigen Opfern  und  Nachteilen  der  Volkswirtschaft  am  Leben  zu  er- 
haltende Zweige  selbst  zu  opfern.  Von  alledem  war  bisher  in  dem 
österreichisch-ungarischen  ZoUtarifsjstem  das  direkte  Gegenteil  zu  be- 
merken. Durch  die  tabu  mäßige  Unantastbarkeit  des  Solidarschutz- 
prinzips  wurde  die  unumgängliche,  nur  im  Eahmen  eines  volkswirt- 

^)  Die  praktische  Anwendung  derselben  soll  den  Gegenstand  der  der  Zukunft 
einzelner  Branchen  der  österreichischen  Volliswirtsehaft  gewidmeten  Ausführungen 
des  II,  Teiles  dieser  Arbeit  bilden. 
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Schaft  liehen  Zollsystems  mögliche  und  im  letzten  nordamerikani- 
schen Underwoodtarife  (1913)  so  kühn  durchgeführte  Individuali- 
sierung der  Schutzbedarfsbestimmung  unmöglich  gemacht.  In  weiterer 
Folge  dieser  Arbeit  wird  sich  mehrmals  die  Gelegenheit  ergeben, 
krasse  Beispiele  des  obigen,  dem  österreichisch-ungarischen  Zollsysteme 
allgemein  anhaftenden  Übels  anzuführen  und  die  einschlägigen  Kon- 
sequenzen zu  beleuchten. 

Der  Unterschied  in  der  Natur  der  Außen-  und  der  Zwischen- 
zölle, wie  er  im  Zollbündnisse  zum  Ausdrucke  gelangen  sollte,  ist  aus 
dem  obigen  Schema  zu  ersehen.  Danach  hätten  Zwischenzölle  nur  Aus- 
gleichungszölle zu  sein,  deren  Bestand  und  Höhe  auf  die  Dauer  nur 
von  dem  Maße  der  faktischen  Ausgleichung  ungleicher  Produktions-  und 
Handelskosten  abhängen  soll.^)  Außerdem  können  auch  bei  Zwischen- 
zöllen ausnahmsweise  sozialpolitische  Eücksichten  auf  die  Erhaltung 
ganzer  Gruppen  von  Arbeitern,  Kleingewerbetreibenden  u.  dgl.  mit- 
sprechen. Doch  könnte  ein  Überwuchern  der  sogenannten  Erhaltungs- 
zwischenzölle für  die  Gesamtvolkswirtschaft,  folglich  auch  für  das  Ge- 
■samtsozialwesen,  gefährlich  und  schädlich  werden. 

Dagegen  haben  beim  Ausbaue  des  ZwischenzoUtarifes  sämtliche 
Prohibitiv-,  Kampf-,  Verhandlungs-,  Exportförderungs-  und  Erziehungs- 
zölle zu  entfallen,  beziehungsweise  auf  das  Maß  der  Ausgleichung 
(oder  ausnahmsweise  auch  der  Erhaltung)  herabgesetzt  zu  werden, 
während  im  Verhältnisse  zum  Drittauslande  im  Außenzolltarife  neben 


^)  Vgl,  u.  a.  Spiethoff  in  Herkners  Sammelwerk,  I.Teil,  S.  4,  und  Stolper 
dortselbst  S.  160.  Diese  Zwisehenzölle  würden  dann  auch  der  S eh ül  1er sehen 
Kostendifferenztheorie  (vgl.  SehüUer,  »Schutzzoll  und  Freihandel«,  1905)  ent- 
sprechen, bis  auf  die  eine  Ergänzung,  daß  nicht  etwa  die  bisherigen  Produktions- 
und Handelskosten  in  Betracht  zu  ziehen  wären,  sondern  die  neuen,  die  künftigen, 
die  erst  nach  dem  Inkrafttreten  der  neuen  Zolltarife,  nach  der  gleich  in  der  ersten 
Zeit  einzutretenden  teilweisen  Ausgleichung  gegeben  wären.  Vgl.  Kellenb erger, 
»Zur  Theorie  vom  Freihandel  und  Schutzzoll«  (Weltwirtschaftliches  Archiv,  Jänner 
1916,  7.  Bd.,  Heft  1).  Allerdings  bieten  die  Produktionskosten  —  wie  Grunzel 
(»Handelspolitik  und  Ausgleich  in  Österreich-Ungarn«,  Wien  und  Leipzig  1912, 
S.  237 — 241)  richtig  bemerkt  —  nur  einen  Anhaltspunkt  für  die  Bestimmung  der 
Zoll  höhe  (vorliegendenfalls  nach  meiner  Ansieht  allerdings  den  wichtigsten).  Die 
angehäufte  Kraft  und  die  volkswirtschaftliehe  Bedeutung  der  betreffenden  Branche 
sollten  dabei  auch  eine  Rolle  spielen.  Das  Verlassen  des  Grundsatzes  der  Produktions- 
kostendifferenz kann  sieh  hie  und  da  aus  der  neuen  Arbeitsteilung  zwischen  den 
Bündnisreichen  ergeben,  welche  Arbeitsteilung  mit  gegenseitigen  (fruchtbringenden) 
Opfern  verbunden  sein  kann.  Auf  das  letztere  Thema  wird  noch  zurückzukommen  sein. 
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den  Ausgleiehungszöllen  alle  obigen  Typen  prinzipiell  zur  Anwendung 
kommen  können  und  auch  der  Umfang  der  Erhaltungszölle  ein  viel 
größerer  sein  könnte,  wie  im  Zwischenzolltarife,  wo  dieselben  keines- 
falls als  Begel,  sondern  nur  als  eine  durch  gewichtige  volkswirtschaft- 
liche oder  sozialpolitische  Ettcksichten  besonders  begründete  Ausnahme 
aufzutreten  hätten. 

Im  Zwischenverkehre  sind  Erziehungszölle  im  eigentlichen  Sinne 
des  Wortes  (hiemit  wird  bloß  die  Haupttendenz  eines  Zollsatzes  cha- 
rakterisiert, der  aber  auch  anderen  Zwecken  dienen  kann  und  hie  und 
da  mit  Rücksicht  auf  diese  letzteren  Zwecke,  nach  wie  vor,  zu  belassen 
wäre)  nicht  notwendig,  da  in  einem  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisse 
prinzipiell  das  Nichtbestehende  oder  das  erst  Keimende,  das  zu  Er- 
ziehende, sich,  wie  in  einem  einheitlichen  Zollgebiete,  nach  den  Regeln 
des  freien  Wettbewerbes  (ohne  Staatszollerziehung)  entwickeln  und 
placieren  soll,  sonst  aber  Ausgleichungszölle  (in  dem  durch  die  Not- 
wendigkeit der  Ausgleichung  begründeten  Ausmaße)  in  vielen  Fällen 
bis  zur  Ausgleichung,  bis  zur  Reife,  die  Erziehung  fortsetzen  können. i) 

Daß  ferner  in  der  Bestimmung  der  Höhe  der  Zwischenzölle  die 
Tendenz  —  von  nachgewiesener  Notwendigkeit  eines  angemessenen 
Schutzes  abgesehen  —  eher  nach  einer  Herabsetzung  und  Beseitigung 
der  Zölle,  als  nach  einer  Aufrechterhaltung  oder  gar  Erhöhung  der- 
selben gerichtet  sein  müßte,  geht  nicht  nur  aus  den  obigen  Erwägungen, 
sondern  auch  überhaupt  aus  der  volkswirtschaftlichen  Natur  und  aus 
dem  Zwecke  des  geplanten  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  hervor. 
Ausnahmen  könnte  es  wohl  geben  (es  könnte  z,  B.  der  Zoll  auf  Schuh- 
waren allgemein,  gegenüber  Deutschland  weniger,  gegenüber  dem 
Drittauslande  mehr,  erhöht  werden),  nur  müssen  diese  Ausnahmen 
wirklich  Ausnahmen  bleiben  und  dürfen  nicht  zur  Regel  werden.  2) 


^)  Vgl.  Schumacher,  »Die  Hauptaufgabe  der  deutsehen  Handelspolitik 
nach  dem  Kriege«  in  »Das  neue  Deutschland«  vom  16.  Oktober  1915:  »Wie  als 
Bindemittel  ist  auch  als  Erziehungsmittel  das  Zollwesen  von  fragwürdiger  Brauch- 
barkeit. Abgesehen  von  schulartigen  Organisationen  ist  der  große  Erzieher  im  Wirt- 
schaftsleben der  Wettbewerb.« 

^)  Vgl.  folgenden  Passus  des  Novemberbesehlusses  der  mitteleuropäischen 
Wirtsehaftsvereine :  »Für  den  zollpolitischen  Teil  der  wechselseitigen  Vorzugs- 
behandlung hätte  als  Grundsatz  zu  gelten,  daß  bei  voller  Wahrung  des  not- 
wendigen Schutzes  der  heimischen  Produktion,  aus  der  in  Ausnahme- 
fällen auch  die  Erhöhung  einzelner  Zollsätze  folgen  könnte,  neben  den 
gegenseitig  zu  gewährenden  Zollbegünstigungen,    die  Freiliste    der  Zolltarife 
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Aber  auch  im  Außenverkehre  darf  sich  die  Hochschutzzoilrichtung 
nicht  einbürgern  (wenn  auch  gewisse  Gefahren  derselben  nach  dem 
bekannten  Lehrsatze  desto  geringer  werden,  je  größer  das  Wirtschafts- 
gebiet ist),  und  zwar  nicht  nur  aus  Gründen  der  den  mutmaßlichen 
Weltwirtschaftsverhältnissen  nach  dem  Kriege  anzupassenden  handels- 
politischen Taktik,  worauf  noch  zurückzukommen  sein  wird '),  sondern 
auch  deswegen,  weil  im  Interesse  der  gesamten  Volkswirtschaft  jede 
mit  dem  allgemeinen  Interesse  nicht  in  Einklang  zu  bringende  Konsum- 
und  Produktionsverteuerung  sorgfältig  zu  vermeiden  ist. 


tunlichst  zu  erweitern  und  eine  periodische  Revision  von  im  wechsel- 
seitigen Verkehr  geltenden  Zollsätzen,  geleitet  von  der  Tendenz  der 
Annäherung,  vorzunehmen  wäre.« 

Vgl.  ferner  J.  Szterenyi,  »Wirtschaftliche  Verbindung  mit  Deutschland« 
(6./7.  Heft  der  »Flugschriften  für  Österreich-Ungarns  Erwachen«,  S.  14):  »Aus 
dieser  Geschlossenheit  folgt,  daß  die  wirtschaftliehe  Ergänzung  damit  gleichbedeu- 
tend sein  muß,  daß  wir  trachten  müssen,  die  zwischen  uns  derzeit  bestehenden 
Schwierigkeiten  des  Handelsverkehres  möglichst  zu  beseitigen  und  unseren  gegen- 
seitigen Verkehr  zu  erleichtern,  also  aus  unserem  gegenseitigen  wirtschaftlichen 
Verhältnis  alles  sorgfältig  auszumerzen,  was  zum  Schutze  der  eigenen 
Produktion  nicht  unbedingt  notwendig  ist,  mit  einem  Worte,  das  dies- 
bezügliche Ziel  muß  die  möglichste  Vereinfachung  unseres  gegen- 
seitigen wirtschaftlichen  Verhältnisses  und  Erleichterung  unseres 
gegenseitigen  Verkehres  sein.« 

^)  Vgl.  unter  anderem  die  damit  übereinstimmenden  Ausführungen  des  Prof. 
Kobatsch,  sowie  des  ungarischen  Abgeordneten  Dr.  Gratz,  in  der  Dresdener 
Tagung  des  Deutsch-österreichiseh-ungarischen  Wirtschaftsverbandes  vom  30.  No- 
vember 1915,  dann  auch  eine  Zuschrift  des  Prof.  Kobatsch  an  die  »Arbeiter-Zeitung« 
(vom  2.  Dezember  1915),  wornach  Außenzölle  im  allgemeinen  nicht  erhöht  werden 
sollen,  weil  mit  hohen  Außenzöllen  keine  guten  Handelsverträge  zu  erzielen  sind. 
Durch  die  bisherigen  hohen  Zölle  werde  die  Produktion  und  der  Konsum  verteuert 
und  das  Absatzgebiet  eingeengt.  Die  Wirtschaftsgemeinschaft  solle  nicht  zum  Instru- 
mente von  Zollkriegen  werden.  Auch  Zwisehenzölle  dürfen  nur  die  Ausgleichung 
bezwecken. 

Vgl.  ferner  Prof.  Schumacher  (a.  a.  0.):  »Wir  —  Deutsehe  —  haben 
eben  den  großen  Vorzug,  den  aufnahmefähigsten  Inlandsmarkt  in  Europa  und  nach 
den  Vereinigten  Staaten  den  aufnahmefähigsten  überhaupt  zu  besitzen.  Das  ist  die 
feste  Grundlage,  auf  der  wir,  im  Schutze  eines  verständigen  Zollwesens,  den  Groß- 
betrieb auf  fast  allen  Gebieten  unseres  Wirtschaftslebens  zu  seinen  reifsten  und 
leistungsfähigsten  Formen  entwickeln  konnten.  Wir  haben  dazu  ihre  Verbreiterung, 
von  kleinen  Ausnahmsfällen  abgesehen,  nicht  mehr  nötig.  Eine  gleiche  Grund- 
lage fehlt  aber  vielfach  unseren  befreundeten  Nachbarn.  Ihr  eigener 
Markt  reicht  nicht  aus,  einen  wirklich  leistungsfähigen  Bau  zu  tragen. 
Darum  ist  dort  auch  —  ähnlich  wie   in  Holland  und  Dänemark  —  mit  dem 
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Eine  solche  Auffassung  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses, 
beziehungsweise  der  gesamten  Gestaltung  der  zukünftigen  handels- 
politischen Lage,  wie  sie  hie  und  da  zu  begegnen  ist  —  nämlich,  daß 
im  Zwischenverkehre  die  gegenwärtigen  Zölle  meistens  beibehalten 
und  womöglich  noch  hinaufgeschraubt  werden  sollten,  worauf  dem 
Auslande  gegenüber  noch  höhere  Zölle  zu  erstellen  wären ^)  —  beweist 
nichts  anderes,  als  daß  sich  die  Betreffenden  entweder  nur  durch  ihre 
egoistischen,  dem  Interesse  der  Gesamtheit  häufig  widersprechenden 
Brancheinteressen  leiten  lassen,  oder  sich  dessen  nicht  bewußt  sind,  daß 
es  gerade  in  Österreich-Ungarn,  im  Hinblicke  auf  seine  besonderen 
wirtschaftlichen  Lebensbedingungen,  wohl  manche  nützliche,  aber 
anderseits  auch  viele  grundsätzlich  schädliche  und  zu  hohe 
Zölle  gibt,  die  ein  Hemmnis  der  gesunden  Entwicklung,  ein  Hindernis 
der  Stärkung  der  Gesamtheit,  eine  Erschwerung  günstiger  Handels- 
verträge und  des  unentbehrlichen  Exportes  sind.  Es  wird  sich  in  weiterer 
Folge  dieser  Arbeit  noch  mehrmals  die  Gelegenheit  ergeben,  dieses 
Thema  eingehender  zu  behandeln  und  zu  illustrieren. 

Eine  besondere,  von  sämtlichen  obigen  Grundsätzen  unabhängige 
Gruppe  bilden  jene  Artikel,  deren  Erzeugung  im  Inlande  nach  den 
Erfahrungen  des  gegenwärtigen  Weltkrieges  für  den  Fall  künftiger 
Konflikte  im  Interesse  der  Kriegführung  in  noch  höherem  Maße  ge- 
sichert werden  soll,  als  es  bisher  der  Fall  war.  Insbesondere  wird 
hie  und  da  im  Verhältnisse  zum  Drittauslande  über  das  Bestreben, 
die  eigene  Produktion  oder  den  eigenen  Konsum  zu  verbilligen  oder 
einen  günstigen  Handelsvertrag  zu  erzielen,  die  Notwendigkeit,  sich 
für  Fälle  von  Isolierungen  (wie  sie  der  gegenwärtige  Krieg  zum  Teil 


Schutzzollsystem  vielfach  nichts  auszurichten.  Es  belastet  nur  den 
Verbrauch,  ohne  zur  Erzeugung  zu  reizen.« 

Man  hätte  sieh  übrigens  in  Österreich  —  angesichts  des  ungenügenden  rela- 
tiven Erfolges  des  letzten  SehutzzoUtarifes  —  von  der  Richtigkeit  der  noch  im 
Jahre  1900  (in  der  zitierten  Enquete  der  Gesellschaft  der  österreichischen  Volks- 
wirte) geäußerten  Anschauung  des  Prof.  v.  Philippovieh  längst  überzeugen  sollen, 
daß  »die  Wirtschaftspolitik  die  Grundlage  guter  Beziehungen  zum  Auslande  nicht 
entbehren  kann  und  daß  angesichts  der  Entwicklung  der  Transportmittel  die  Zoll- 
sehranken immer  mehr  an  Bedeutung  verlieren«. 

1)  Vgl.  z.  B.  Irresberger,  a.  a.  0.  S.  36,  welcher  zwar  für  einen  voll- 
ständigen Abbau  der  Zwischenzölle  eintritt,  gleichzeitig  aber  dahin  falsch  unterrichtet 
zu  sein  scheint,  daß  Deutschland  einer  Erhöhung  der  gemeinsamen  Außenzölle  auf 
das  höhere  österreichische  Niveau  zustimmen  würde. 
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mit  sich  brachte)  die  heimische  Versorgung  mit  unentbehrlichen 
Lebens-  oder  Rüstungsartikeln  zu  sichern,  den  Sieg  davontragen  müssen, 
sogar  mit  hoehschutzzöllnerischen  Konsequenzen.  Sogar  im  wechsel- 
seitigen Verhältnisse  der  Bündnisreiche  kann  der  Wunsch,  die  Pro- 
duktionsmöglichkeit in  den  fraglichen  Artikeln  in  beiden  (in  den  drei) 
Gebieten  zusammen  absolut  und  gewaltig  zu  steigern,  über  die  grund- 
sätzliche Tendenz  des  freien  Zwischenverkehres  mit  voller  Berechtigung 
überwiegen  und  die  Beibehaltung,  beziehungsweise  Erstellung  von 
Zwischenzöllen  (ohne  Rücksicht  auf  sonstige  dagegen  sprechende 
Momente)  begründen. 

Mit  Ausnahme  der  hier  ins  Auge  gefaßten  Artikel,  deren  hin- 
reichende Erzeugung  vom  Gesichtspunkte  der  eventuellen  zukünftigen 
Kriegführung  gesichert  werden  muß,  darf  die  Idee  des  wechselseitigen 
Ersatzes  der  bisherigen  Importe  aus  den  gegenwärtig  feindlichen 
Staaten,  als  eine  der  Tendenzen  der  neuen  Zolltarife,  nicht  aufgestellt 
werden,  aus  Gründen,  die  in  weiterer  Folge  zur  Erörterung  gelangen 
werden.  Ein  solcher  Ersatz  wird  sich  aber  wohl  in  einem  rationellen 
Maße  von  selbst  aus  der  ganzen  Konstruktion  ergeben,  ohne  daß  auf 
dieses  Ziel  besonders  hingearbeitet  werden  müßte  und  ohne  daß  dann 
jene  Konsequenzen  im  unumgänglichen  Verkehre  mit  den  gegenwärtig 
feindlichen  Auslande  gezeitigt  würden,  die  eine  »Absperrungs-  und 
Ersatztendenz«  mit  sich  bringen  müßte.  \) 

2.  Das  Zustandekommen  des  österreichisch-ungarisch- 
deutschen   Zoll-    und    Wirtsehaftsbündnisses    in    formeller 

Beziehung. 

Der  praktische  Werdegang  des  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisses 
sollte  sich  folgendermaßen  gestalten: 

Vor  allem  müßte  die  Einheit  des  Zollgebietes  zwischen  Osterreich 
und  Ungarn  entweder  den  »pragmatischen«  Angelegenheiten  ange- 
gliedert oder  zumindest  vertragsmäßig  für  eine  viel  längere  Dauer 
als  die  bisherige  (zumindest  für  die  Dauer  des  Zoll-  und  Wirtsehafts- 
bündnisses mit  Deutschland),  z.  B.  für  30  Jahre  festgelegt  werden. 
(Sonst  könnte  sich  Deutschland  zum  Abschlüsse  eines  Zollbündnisses 


^)  Vgl.  die  analoge  Ansieht  Luzenskys,  »Einführung  in  die  deutsche  Zoll- 
iind  Handelspolitik«,  Hannover  1913,  S.  105,  ferner  Todorovits,  a.  a.  0.  S.  120. 
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kaum  entschließen.)  ^)  Behufs  Beschleunigung  dieses  Vorganges  müßten 
sonstige  Ausgleichsmaterien  abgesondert,  jedoch  pari  passu  mit  den 
Zollbtindnisverhandlungen  behandelt  werden.  2)  Nun  hätten  die  drei 
Regierungen  (selbstredend  nach  Vereinbarung  der  sonstigen  Grund- 
züge des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  sowie  der  Prin- 
zipien der  Zolltarife  im  direkten  Konferenzwege)  durch  delegierte 
Fachorgane  vor  allem  im  Verhandlungswege  -  das  Zollschema  zu  ver- 
einheitlichen und  zu  >raffinieren«,  das  Zollverfahren  zu  assimilieren, 
sodann  die  Zolltarifsentwürfe,  den  österreichisch-ungarischen  und  den 
deutschen,  mit  dreifach  gegliederten  Sätzen,  mit  je  drei  Kolonnen  bei 
jeder  Position  (Grund-,  Maximalzuschlags-  und  Minimalzuschlagssätze), 
unter  Heranziehung  von  Fachexperten  und  nach  Anhörung  der  Faeh- 
zentralstellen  sowie  sonstiger  berufener  Körperschaften  und  Beiräte^) 
(in  möglichst  kurzem  Wege  mit  Präklusivfrist)  auszuarbeiten,  worauf 
die  endgiltige  Einigung  unter  den  drei  Regierungen  selbst  im  direkten 
Konferenzwege  erzielt  werden  müßte. 

^)  Vgl.  Naumann,  »Mitteleuropa«,  S.  248. 

2)  Von  den  vielen  diesfalls  übereinstimmenden  deutsehen  und  österreichischen 
Äußerungen  vgl.  insbesondere  den  Beschluß  der  Wiener  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer vom  21.  Oktober  1915,  des  Zentralverbandes  der  Industriellen  Österreichs 
vom  22.  November  1915,  der  Wiener  Börsekammer  vom  24.  November  1915,  schließ- 
lieh des  Ausschusses  der  Reichenberger  Kammer  vom  Dezember  1915.  Näheres 
darüber  wird  im  II.  Teile  gebracht  werden. 

^)  Die  Beteiligung  der  Interessentenkreise  an  der  Ausarbeitung  des  Zolltarif- 
entwurfes, sowie  sonstiger  Zollbündnisbestimmungen  wäre  entgegen  verschiedenen 
Anregungen  auf  die  hiezu  berufenen  Vertretungen  zu  beschränken.  Aus  Anlaß  einer 
solchen  Anregung  läßt  Szterenyi  ganz  richtig  die  Warnung  fallen,  »die  Interessenten 
sollen  dabei  nicht  kleinlich  sein«.  Sie  sind  es  aber  immer  oder  beinahe  immer, 
wenn  sie  um  Ansichten  über  Dinge  gefragt  werden,  die  ihr  materielles  Interesse 
betreffen.  Dies  ist  das  Gegenstück  zum  Ausspruche  des  Suetonius:  »Senatores 
boni  viri  —  senatus  autem  mala  bestia.«  Erfahrungsgemäß  kann  man  sich  in  der 
modernen  Zeit  in  Fragen  allgemeiner  Bedeutung  doch  mehr  auf  das  Sozial- 
bewußtsein beruflicher  Interessenvertretungen,  als  zahlloser  Individualinteressenten 
verlassen.  Vgl.  hiezu  Naumann,  »Mitteleuropa«,  Berlin  1915:  »Die  Verschieden- 
heiten im  Zolltarif  sind  meist  das  Ergebnis  heftigen  Drängens  der  betreffenden 
Interessenten,  die,  wo  es  sich  um  Geldziffern  handelt,  hartnäckig  und  oft  wirklich 
um  die  Eentabilität  ihrer  Anlagen  und  Maschinen  kämpfen.  Vor  allem  aber 
ergibt  sich  daraus,  daß  man  die  Interessenten  allein  nicht  zu  Richtern 
in  eigener  Sache  machen  darf,  weil  dann  das  große  volkswirtschaft- 
liche Ziel  kaum  erreicht  wird.«  Die  Dresdener  Novemberbeschlüsse  des  deutsch- 
österreichisch-ungarischen Wirtschaftsverbandes  verlangen  auch  eine  Mitwirkung  der 
großen  freien  Verbände. 
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Als  nächster  Akt  käme  die  verfassungsmäßige  Besehließung  des 
obigen  Entwurfes  zusammen  mit  dem  Bündnisvertrage  durch  die  drei 
Parlamente,  ebenso  wie  die  verfassungsmäßige  Bevollmächtigung  der 
Eegierungen,  Handelsverträge  mit  dritten  Staaten  in  den  Bahmen  der 
Minimaltarife  (soweit  dieselben  für  gegebene  Positionen  Bindungen 
enthalten)  gemeinsam  und  rechtswirksam  (ohne  nachträgliche  gesetz- 
liche Eatifizierung)  abzuschließen  • —  allenfalls  ohne  den  Typus  der 
Handelsverträge  vorzuschreiben,  insbesondere  ohne  die  unbeschränkte 
Meistbegünstigung  a  priori  auszuschalten  (selbstredend  bis  auf  die 
Anerkennung  der  Vorzugsbehandlung  zwischen  Österreich- Ungarn, 
Deutschland  und  anderen  dem  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisse  etwa 
anzuschließenden  Staaten).  Damit  müßte  auch  die  verfassungsmäßige 
Vollmacht  für  die  Eegierungen  verbunden  sein,  neue  Mitglieder  in 
das  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  unter  gewissen  generellen  Voraus- 
setzungen rechtswirksam  (ohne  nachträgHche  gesetzliche  Eatifizierung) 
einvernehmlich  aufzunehmen. 

Die  sich  aus  solchen  Vollmachten  ergebende  Übertragung  ge- 
wisser Funktionen  der  Legislative  auf  die  Exekutive  (keineswegs 
pragmatisch,  nur  im  Delegationswege),  wie  auch  einzelne  Be- 
stimmungen des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisvertrages  müßten  im 
ordnungsmäßigen   Wege  von  Verfassungsänderungen  Gesetz  werden. 

Aus  dem  Gedanken  heraus,  der  Exekutive  die  notwendige  Be- 
wegungsfreiheit beim  Abschlüsse  von  Handelsverträgen  zu  sichern, 
gleichzeitig  aber  den  Einfluß  der  gesetzgeberischen  Faktoren  auf  die 
Gestaltung  der  vertragsmäßigen  Zölle  zu  wahren,  ergibt  sich  einerseits 
die  vorgeschlagene  formelle  Einschränkung  der  Legislative  (durch  im 
Voraus  erteilte  Vollmachten  zum  rechtswirksamen  Abschlüsse  von 
Handelsverträgen),  anderseits  die  Einrichtung  eines  Doppeltarifes,  eines 
Maximal-  und  eines  Minimaltarifes. 

Vor  der  Beratung  und  Besehließung  des  Bündnisvertrages,  der  Zoll- 
tarife und  der  erwähnten  Vollmachten  in  den  drei  Parlamenten  wäre  durch 
besondere  Geschäftsordnungsgesetze  eine  vereinfachte  und  beschleunigte 
Behandlung  des  Gegenstandes,  als  eines  einheithchen Ganzen,  zu  sichern.*) 


^)  Die  Kämpfe,  zu  denen  die  Behandlung  des  geltenden  Zolltarifes  im 
deutsehen  Reichstage  führte,  sind  noch  in  Erinnerung;  nur  durch  Änderung  der 
Geschäftsordnung  und  dadurch,  daß  der  ganze  Tarif  auf  einmal  zur  Debatte  ge- 
stellt wurde,  gelang  es,  den  Widerstand  der  Minderheit  zu  brechen,  die  die  Zu- 
endeführung  der  Beratung  auf  jede  Weise  zu  hindern  suchte. 

V.  Battaglia,  Wirtschaftliehe  Annäherung.  I.  8 
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Die  Giltigkeit  der  Zolltarife  sowie  der  obigen  Vollmachten,  mit- 
hin auch  des  Bündnisvertrages,  wäre  auf  30  Jahre  festzusetzen.  ^) 

Daran  könnte  die  Möglichkeit  der  automatischen  Verlängerung 
von  zehn  zu  zehn  Jahren  beim  Mangel  einer  rechtzeitigen  (fünf- 
jährigen) Kündigung  geknüpft  werden. 

Selbstredend  wären  Änderungen  und  Ergänzungen  des  Zoll-  und 
Wirtschaftsbündnisses  in  seinem  Laufe  im  gegenseitigen  Einvernehmen 
nicht  ausgeschlossen. 

3.  Abschluß  von  Handelsverträgen.   —  Gemeinsame 
Institutionen. 

Die  Verhandlungen  der  Bündnisregierungen  mit  dritten  Staaten 
behufs  Abschluß  von  Handelsverträgen,  beziehungsweise  behufs  Auf- 
nahme dritter  Staaten  in  das  Zollbündnis  hätten  gemeinsam  auf  Grund 
einer  präalablen  Einigung  zu  erfolgen. 

Um  eine  solche  Einigung  zu  erleichtern,  wäre  eine  ständige 
gemeinsame     östereichisch-ungarisch-deutsehe    Zoll-     und 

Ein  ähnlicher  Vorgang  wäre  auf  diesem  Gebiete  auch  sonst  insofern  kein 
Novum,  als  dies  bereits  seit  jeher  mit  den  Handelsverträgen  der  Fall  war  (Art.  11 
der  deutschen  Keiehsverfassung).  Die  gesetzgeberischen  Faktoren  haben  zwar  über 
das  Inkrafttreten  der  einzelnen  Verträge,  deren  Abmachungen  auf  zolltarifarischem 
Gebiete  in  den  Vertragstarif  übergehen,  zu  entscheiden;  die  Entscheidung  betrifft 
jedoch  nur  den  Vertrag  als  Ganzes,  den  sie  entweder  gutheißen,  oder  verwerfen  können. 

Dub,  »Nochmals  zur  Frage  der  Zollunion«  (Schmollers  »Jahrbuch«  1915, 
3.  Heft,  S.  289),  bemerkt  hiezu  richtig:  >Die  Regierungen  wußten,  was  sie  ihren 
Parlamenten  zumuten  konnten,  und  nahmen  hierauf  bereits  bei  der  Feststellung 
der  Riehtungslinien  für  die  Verhandlungen,  bei  den  Instruktionen  ihrer  Unter- 
händler und  bei  den  schließlichen  Abmachungen  entsprechend  Rücksicht.« 

Es  ist  evident,  daß  die  praktische  Notwendigkeit  einer  abgekürzten  Methode 
im  vorliegenden  Falle  in  noch  höherem  Grade  als  je  bisher  vorhanden  ist,  was  ihr 
den  Sieg  über  gewisse  sogenannte  >prinzipielle  Bedenken«,  über  das  allzu  empfind- 
liche konstitutionelle  Gewissen  sichern  sollte. 

')  Sollte  jedoch  der  Abbau  der  Zwischenzölle  im  Laufe  von  z.  B.  30  Jahren 
im  Voraus  beschlossen  werden,  dann  müßte  die  Giltigkeit  des  Bündnisses,  der  Zoll- 
tarife, sowie  der  obigen  Vollmachten  mindestens  auf  45  Jahre  festgesetzt  werden. 

In  allen  Äußerungen  zugunsten  einer  durchgreifenden  Zollannäherung  wird 
die  selbstverständliche  Notwendigkeit  einer  die  bisher  übliche  zeitliche  Begrenzung 
der  Handelsverträge  wesentlich  übersteigenden  Dauer  der  betreffenden  Abmachung 
betont  (u.  a.  Oktoberbeschluß  der  Wiener  Handelskammer,  Beschluß  der  mittel- 
europäischen Wirtschaftsvereine  vom  November  1915,  Beschluß  des  Ausschusses 
der  Reichenberger  Kammer). 
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Handelskonferenz  gewissermaßen  nach  Muster  der  österreichisch- 
ungarischen  einzusetzend)  Eventuell  wäre  die  zum  Zwecke  der  Kon- 
struierung der  ersten  Zolltarife  einzusetzende  Delegation  zu  einer 
solchen  ständigen  Konferenz  auszugestalten.  , 

Derselben  sollten  außer  der  Vorbereitung  von  Handelsverträgen 
auch  alle  solche  Agenden  zugeteilt  werden,  welche  bezwecken,  die 
Erzeugung  des  zur  vollen  Erfüllung  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis- 
vertrages, sowie  zur  Festigung  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses 
selbst  erforderlichen  Kollektivwillens  der  verbündeten  Eeiche  (in  erster 
Linie  die  Vorbereitung  von  Änderungen  in  der  gesamten  Zollgesetz- 
gebung) herbeizuführen  Selbstredend  hätte  die  besagte  Konferenz  bloß 
als  ein  obligatorisches,  unbedingt  anzuhörendes  Beratungsorgan  der 
Eegierungen,  keineswegs  aber  als  eine  legislative  Stelle,  oder  gar  als 
eine  Zollnebenregierung,  zu  fungieren.  Es  könnte  ihr  jedoch  der  Ver- 
einfachung halber  die  endgiltige  Entscheidung  in  gewissen  zolltech- 
nischen Fragen  —  selbstverständlich  nur  in  Fällen  der  Einstimmig- 
keit —  überlassen  werden.  2) 

Außerdem  würde  die  Bündniszollkonferenz  das  ständige  gemein- 
same »Aufklärungs-,  Evidenz-,  Informations-  und  Iniati vbureau«  bilden, 
ferner  die  Assimilierung  der  wirtschaftlichen  Gesetzgebung  und  der 
Verwaltung,  sowie  die  etwa  notwendige  gemeinsame  Organisation  ein- 
zelner Wirtschaftszweige  vorbereiten. 

Der  Konferenz  wären  Expertenkollegien  anzugliedern,  beziehungs- 
weise wäre  ein  unmittelbarer  Verkehr  derselben  mit  wirtschaftlichen 
Körperschaften  einzurichten  und  praktisch  auszugestalten,  3)  Es  wäre 
dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  die  Tätigkeit  der  Konferenz  durch  Ver- 
schleppung der  Einholung  von  Eegierungsinstruktionen  nicht  aufge- 
halten werde.  (Vor  allem  wären  diesbezügliche  energische  Vorkehrungen 
anläßlich  der  Ausarbeitung  der  Zolltarifentwürfe  —  der  ersten  —  im 
Hinblicke  auf  die  ausnahmsweise  drängenden  Zeitverhältnisse  am  Platze!) 


^)  In  den  früheren  deutsehen  Zollvereinen,  auch  im  großen  Zollvereine  bis 
1867,  bestanden  ähnliche  Institutionen  unter  anderer  Benennung  und  zum  Teile 
mit  anderem  Wirkungskreise. 

2)  Vgl.    den  Beschluß   des  Ausschusses  der  Keichenberger  Handelskammer. 

3)  Vgl.  Art.  XXII  des  österreichisch-ungarischen  Zoll-  und  Wirtschaftsver- 
trages, der  jedoch  bezüglich  der  Einberufung  von  Experten,  als  Berater  der 
österreichisch-ungarischen  Zoll-  und  Handelskonferenz,  nie  in  Wirksamkeit  ge- 
treten ist. 

8* 
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Da  bei  der  Verhandlung  und  beim  Abschlüsse  von  Handels- 
verträgen schon  jetzt  nicht  bloß  Vertreter  der  gemeinsamen  öster- 
reichisch-ungarischen Eegierung,  sondern  auch  jene  der  österreichischen 
und  ungarischen  Eegierung  intervenieren,  so  würde  ein  staatsrecht- 
liches Bedenken  dagegen  nicht  obwalten,  daß  die  in  der  Bündnis- 
zollkonferenz zur  Beratung  kommenden  Gegenstände  vorher  in  der 
österreichisch-ungarischen  Zollkonferenz  nicht  vorberaten  werden;  eine 
solche  Vorberatung  könnte  nämlich  —  insbesondere  bei  der  Aus- 
arbeitung der  Zolltarifentwürfe  —  zu  einer  gefährlichen  Verschleppung 
der  Sache  beitragen.  Allerdings  müßten  die  österreichischen  und  un- 
garischen Vertreter  in  der  Bündniskonferenz  untereinander  in  einem 
solchen  Kontakte  bleiben,  daß  sie  ihre  Stimmen  einvernehmlich  und 
gemeinsam  abgeben  können,  wie  es  aus  der  Natur  der  zwischen  Öster- 
reich und  Ungarn  bestehenden  Zollunion  hervorgeht.  Dasselbe  gilt 
ausnahmslos  für  alle  jene  Konferenzen,  in  welchen  die  drei  Eegierungen 
zusammen  was  immer  zu  vereinbaren  haben  werden. i) 

Eine  solche  Bestimmung  würde  der  Auffassung  vorbeugen,  als 
ob  durch  die  dargestellte  Neuordnung  eine  Änderung  des  grund- 
sätzlichen Verhältnisses  zwischen  Österreich  und  Ungarn  in  den  Be- 
ziehungen zum  Auslande  eintreten  würde.  Die  soeben  vorgeschlagenen 
Verhandlungsmodalitäten  stellen  sich  nur  als  formelle,  technische 
Erleichterung  und  Beschleunigung  des  gemeinsamen  Vorgehens  dar. 

Eine  unumgängliche  Ergänzung  der  Organisation  wäre  die  Ein- 
setzung eines  Schiedsgerichtes  mit  genau  umschriebenen  Kom- 
petenzen. 2) 


^)  Die  Notwendigkeit  der  Verhandlungen  »zu  dritt«  über  den  Grundriß  des 
Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisses  selbst  —  im  Hinblicke  auf  die  Kürze  der  Zeit  — 
braucht  nicht  erst  bewiesen  zu  werden.  Vgl.  den  Artikel  des  Freiherrn  v.  Kaie h- 
berg  in  der  »Neuen  Freien  Presse«  vom  2.  Februar  1915. 

*)  Für  den  Fall,  daß  die  seitens  der  Kontrolleure  bemerkten  Bemängelungen 
im  Wege  der  ministeriellen  Verfügungen  nicht  erledigt  werden  könnten,  war  im 
deutsehen,  bayrisch-württembergischen,  im  preußisch-hessischen  und  im  preußiseh- 
hessiseh-kurhessisehen  Zollvereine  ein  Schiedsgericht  vorgesehen. 

Im  deutschen  Zollverein  der  ersten  Periode  war  die  Generalkonferenz  zu 
gleicher  Zeit  Schiedsgericht  und  erließ  Urteile  einstimmig;  war  aber  keine  Ein- 
stimmigkeit erreicht,  so  wurde  durch  Einhelligkeit  der  Stimmen  ein 
Schiedsrichter  gewählt,  welchem  die  ,endgiltige  Entscheidung  über 
den  bestrittenen  Gegenstand  übertragen  wurde.  Im  deutschen  Zollverein 
aus  dem  Jahre  1868  war  kein  Schiedsgericht  mehr  vorgesehen,   weil  die  gesetz- 


117 

Handelsverträge  mit  dritten  Staaten  wären  nicht  nur  einver- 
nehmlich, sondern  auch  stets  gemeinsam  i)  —  in  je  einem  Akte  unter 
ausdrücMicher  Auseinanderhaltung  der  Bündnisstaaten,  sowie  der  auf 
die  einzelnen  Bündnisstaaten  bezughabenden  SonderbestimmuDgen,  oder 
in  getrennten  Akten  —  zu  schließen.  Von  dem  gemeinsamen  Ab- 
schlüsse könnte  nur  dann  abgesehen  werden,  wenn  das  zweite  Bündnis- 
reich (wegen  Mangel  an  Interesse  an  dem  betreffenden  Vertrage)  auf 
das  Junktim  ausdrücklich  verzichten  würde.  (Vgl.  unter  anderem  den 
Beschluß  des  Ausschusses  der  ßeichenberger  Handelskammer  vom 
Dezember  1915,  ferner  Naumann,  »Mitteleuropa,  S.  261.) 

Jede  losere  Fassung  der  betreffenden  Bündnisbestimmungen  wäre 
für  den  Bestand  des  Bündnisses  gefährlich.   Sollten  z.  B.,  wie  Schu- 


gebende  und  exekutive  Gewalt  von  den  einzelnen  Staaten  auf  den  Verein  (Zoll- 
parlament, Zollbundesrat)  übertragen  wurde. 

Im  bayriseh-württembergisehen  Zollverein  wurde  das  Schiedsgericht  derart 
gebildet,  daß  der  Generalkongreß  durch  Sachverständige  komplettiert  wurde.  Für 
die  Beschlußfassung  galt  das  Majoritätsprinzip. 

Im  preußisch- hessischen  und  preußisch- hessisch -kurhessischen  Zollvereine 
bildete  die  Generalkonferenz  das  Schiedsgericht,  dessen  Beschlüsse  einstimmig 
gefaßt  werden  mußten. 

Im  österreichisch-ungarischen  Ausgleiche  von  1907  fand  auch  eine  Schieds- 
gerichtsklausel Aufnahme  (Art.  XXIV).  Wenn  zwischen  beiden  Regierungen 
über  die  Auslegung  und  Anwendung  des  Ausgleichsvertrages  und  der  ihm  bei- 
geschlossenen Bestimmungen  eine  Meinungsverschiedenheit  entsteht,  die  durch 
direkte  Verhandlungen  nicht  beizulegen  ist,  so  hat  auf  Verlangen  eines  Teiles  ein 
Schiedsspruch  zu  erfolgen.  Die  Zusammensetzung  des  Schiedsgerichtes,  das  Ver- 
fahren und  die  Geschäftsordnung  wurden  gleichzeitig  festgelegt.  Einige  wichtige 
Punkte  sind  jedoch  von  der  Schiedsgerichtsbarkeit  ausdrücklich  ausgenommen, 
nämlich  die  Form  des  Abschlusses  der  Handelsverträge,  die  Modalitäten  der 
Kündigung  von  Handelsverträgen,  das  Konsularwesen,  die  veterinärpolizeilichen 
Vereinbarungen  und  die  Bestimmungen  über  die  Zoll-  und  Handelskonferenz.  Da- 
gegen wurde  die  Kompetenz  des  Schiedsgerichtes  erweitert:  auf  das  Additional- 
übereinkommen  über  die  Blockrente  und  auf  das  Übereinkommen  von  1867  über 
die  Beitragsleistung  Ungarns  zu  den  Lasten  der  allgemeinen  Staatssehuld. 

^)  Derselben  Ansieht  ist  unter  vielen  anderen  Dr.  Franz  Haushalter  im 
Artikel  der  >Bayrischen  Handelszeitung«  Kr.  3,  ex  1915,  »Die  deutsch-österreichisch- 
ungarisehe  Zolleinigung«,  wobei  er  richtig  bemerkt,  daß  der  Abschluß  von  Separat- 
verträgen in  wirksamerer  Weise  im  Voraus  unmöglich  zu  machen  wäre,  als  z.  B.  im 
bayriseh-württembergisehen  Zollvereine  vom  Jahre  1828. 

Die  Novemberbeschlüsse  der  mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  sprechen 
nicht  von  der  Gemeinsamkeit,  sondern  von  der  Einvernehmlichkeit,  von  der  Gleich- 
zeitigkeit und  von  der  gegenseitigen  Unterstützung. 
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macher  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  131)  wünscht,  jene 
Verträge,  hinsichtlich  welcher  zwischen  den  Bündnisreichen  Interessen- 
gegensätze bestehen,  wie  mit  Eußland  oder  Eumänien,  von  jedem 
Bündnisreiche  abgesondert  geschlossen  werden,  so  würde  dadurch  die 
Gefahr  der  wechselseitigen  Benachteiligung  heraufbeschwört  und  die 
das  Wesen  des  Zollbündnisses  ausmachende  Einheitlichkeit  der  Handels- 
politik den  Großmächten  gegenüber  gestört  werden.  Schumacher 
selbst  meint  aber,  daß  >das  Bündnis  so  viel  bedeute,  daß  man  das 
Gemeinsame  höher  hält,  als  das  Trennende«.  So  würde  auch  beim  ge- 
meinsamen Vertragsabschlüsse  mit  Eußland  und  Eumänien  bei  gutem 
Willen  das  Gemeinsame  leicht  herauskristallisiert  und  über  das  Trennende 
gesetzt  werden  können. 

Nach  Stolper  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.Teil,  S.  170)  können 
die  Schwierigkeiten  einer  solchen  (von  ihm  übrigens  als  erwünscht 
und  notwendig  angesehenen)  Kooperation,  in  welcher  jedes  der  Bündnis- 
reiche besondere  Zugeständnisse  zu  fordern  und  zu  bieten  hat,  nicht 
unterschätzt  werden  —  es  könne  jedoch  die  Gefahr  dadurch  gemindert 
werden,  daß  man  sich  vor  Beginn  der  Verhandlungen  über  das  Aus- 
maß der  Forderungen  und  möglichen  Zugeständnisse  im  großen  und 
ganzen  verständigt. 

4.    Wann   soll    das   Zoll-   und    Wirtschaftsbündnis    zustande 

kommen? 

Eine  Eeihe  von  gewichtigen  Argumenten  spricht  dafür,  daß  das 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutsch- 
land jedenfalls  noch  vor  Friedensschluß  geschlossen  werde. 

Vor  allem  würde  dadurch  die  Möglichkeit  gesteigert  werden,  in 
den  Friedensverträgen  größere  handelspolitische  Vorteile  zu  erzielen. 
Es  wird  aber  durch  das  Zustandekommen  des  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündnisses auch  die  Möglichkeit  des  politischen  Druckes  in  den 
Friedensverhandlungen  vergrößert  werden,  was  vielleicht  so  viel  wert 
wäre,  als  einige  frische  Armeen,  die  während  der  Verhandlungen  zum 
Eingreifen  bereitstünden.^)  Durch  das  Zustandekommen  des  Zoll-  und 

^)  Vgl.  Weekerles  Artikel  in  der  »Zeit«  vom  25.  Dezember  1916: 
>De8halb  ist  es  aueli  notwendig,  daß  die  hier  erwähnten  wirtschaftliehen 
Fragen  noch  während  des  Krieges  vollständig  bereinigt  werden,  denn  bei 
den  Friedensverhandlungen  muß  Österreich-Ungarn  mit  dem  Deutschen  Eeieh  in 
jeder  Hinsicht  einig  sein,  weil  wir  sonst  den  feindlichen  Staaten  gegenüber  nicht 
jene  Macht  zur  Geltung  bringen  könnten,    die  unsere  gemeinsamen  Interessen  un- 
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Wirtschaftsbündüisses  vor  dem  Friedensschlüsse  —  selbstredend  in 
Vereinigung  mit  dem  Zwange  des  Wafifensieges  —  können  Haß  und 
Neidgefühl  des  Viererverbandes,  die  mit  einer  weltgefährlichen  Fort- 
setzung des  Wafifenkrieges  auf  dem  handelspolitischen  Gebiete  potenziell 
drohen,  in  das  Bewußtsein  der  Weltgemeinsamkeit  großer  Interessen 
leichter  umgewandelt  werden,  in  jenes  Bewußtsein,  welches  zur 
Schaffung  einer  weltwirtschaftlichen  Interessengemeinschaft  aus  Anlaß 
des  Friedensschlusses  führen  kann.  Dies  letztere  muß  aber  als  einer 
der  wichtigsten  Zwecke  des  gegenwärtigen  Weltkrieges,  als  eine  un- 
umgängliche Begleiterscheinung  des  Sieges  nicht  nur  im  eigenen  Inter- 
esse des  Siegers,  der  Zentralmächte,  sondern  auch  im  Interesse  der 
gesamten  Menschheit  und  Zivilisation  angesehen  werden  —  welchem 
Thema  noch  später  besondere  Erwägungen  zu  widmen  sein  werden. 
Soweit  aber  die  psychologischen  Voraussetzungen  für  den  Ab- 
schluß eines  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  im  Schöße  der  Zentral- 
mächte selbst  in  Betracht  kommen,  so  soll  nicht  der  beste  Augenbhck 
verpaßt  werden,  in  welchem  egoistische  Interessen  ganzer  Gruppen,  von 
der  das  Interesse  des  Gesamtwesens,  die  soziale  Solidarität  am  stärksten 
ausdrückenden  Harmonie  des  Geschützfeuers  übertönt,  verstummen.*) 
Nach  dem  Friedensschlüsse  werden  diese  egoistischen  Interessen  ihre 
natürliche  Kraft  bald  wiedergewinnen  und  sich  leichter  großen,  kom- 
plizierten, mit  verschiedenen  Einzelverzichten  verbundenen  Aktionen 
widersetzen.  Dieser  unvermeidlichen  Erscheinung  muß  daher  rechtzeitig 
ein  Eiegel  vorgeschoben  werden. 

bedingt  erheischen.«  Grunzel  macht  in  einem  Artikel  der  »Zeit«  vom  7.  November 
1915  mit  Eecht  darauf  aufmerksam,  daß  bisher  in  der  Kegel  in  Friedensverträgen 
handelspolitische  Fragen  arg  vernachlässigt  vfurden  —  so  daß  man  sieh  diesmal 
nicht  zeitig  genug  darauf  vorbereiten  kann,  um  einer  solchen  gefährlichen  Ver- 
pachlässigung  vorzubeugen. 

Szterenyi  (»Die  vfirtsehaftliche  Einigung  usw.«,  Warnsdorf  1915)  nennt  »das 
gegenseitige  wirtschaftliche  Verhältnis  Österreichs,  Ungarns  und  des  Deutschen  Reiches 
nach  dem  Kriege  —  ein  Problem,  welches  zwar  auch  ohne  den  Krieg  gelöst  werden 
müßte,  aber  dessen  Lösung  zufolge  des  Krieges  nicht  weiter  aufgeschoben  werden  kann«. 

Vgl.  ferner  den  Artikel  des  Exz.  Dr.  Marehet  in  der  Weihnachtsnummer 
(1915)  der  »Neuen  Freien  Presse«,  sowie  den  kürzlieh  zitierten  Artikel  des  Prei- 
herrn  v.  Kalchberg,  den  Beschluß  der  Wiener  Handelskammer  vom  22.  Oktober 
1915,  den  Beschluß  der  mitteleuropäischen  Wirtschafts  vereine  vom  20,  November 
1915,  Pistor,  a.  a.  0.  S.  158  u.  a. 

i)  Vgl.  Klein,  »Die  Kulturgemeinsehaft  der  Völker  nach  dem  Kriege«,  Leipzig 
1915,  S.  101. 
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Angesichts  obiger  Momente  sehwindet  jedwede  Bedeutung  der 
Anschauung,  daß,  bevor  zur  Gestaltung  der  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland,  beziehungs- 
weise zwischen  Österreich  und  Ungarn,  geschritten  werden  könnte, 
die  in  den  Friedensverhandlungen  zu  erzielenden  wirtschaftlichen  Vor- 
teile, gleichwie  die  uns  in  der  Zukunft  von  unseren  gegenwärtigen 
Gegnern  drohenden  handelspolitischen  Gefahren  sichtbar  werden 
müssen.  Diese  Gefahren  sind  schon  jetzt  sichtbar  —  soweit  sie  über- 
haupt bestehen.  Die  zu  erzielenden  Vorteile  dagegen  hängen  nicht 
nur  vom  Umfange  des  Sieges,  sondern  auch  von  der  Art  der  Aus- 
nützung desselben,  von  einem  gemeinsamen  Plan  und  von 
der  Stärke  des  gemeinsamen  Druckes  während  der  Ver- 
handlungen ab.  Daß  ein  solcher  Druck  durch  die  Schaffung  des 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  zweifellos  vergrößert  wird,  wurde 
bereits  bemerkt.  Die  Fassung  eines  gemeinsamen  Planes  ist 
aber  ohne  Ausbau  einer  gemeinschaftlichen  Interessen plattform  nicht 
leicht  möglich.  Um  den  Druck  nach  einer  gehörigen  Richtung  aus- 
zuüben, muß  man  wissen,  was  man  will.  ^) 

Übrigens  können  durch  die  rechtzeitige  Klärun  g  der  wirtschaft- 
lichen Beziehungen  zwischen  Österreich- Ungarn  und  Deutschland, 
insbesondere  durch  die  rechtzeitige  Lösung  der  Bündnisfrage,  auch 
verschiedene  andere  Bestimmungen  des  Friedensvertrages,  wie  Fragen 
des  territorialen  Erwerbes  u.  dgl.  günstig  beeinflußt  werden. 

Dagegen  entsteht  im  Falle,  daß  Österreich-Ungarn  und  Deutsch- 
land in  den  Friedensverhandlungen  nur  als  militärische  und  politische 
Bundesgenossen  senso  stricto,  nicht  aber  als  Verbündete  auf 
dem  Gebiete  der  Handelspolitik  auftreten  würden,  die  Gefahr  der 
ErzieluDg  bloß  vorübergehender  Vorteile  (vielleicht  auch  nach  Art  der 
Danaergeschenke),  die  Gefahr  der  Erleichterung  feindlicher  handels- 
politischer Gruppierungen,  die  Gefahr  der  Erschließung  neuer  Konflikts- 
quellen, die  mit  der  Zeit  wieder  einen  mörderischen  Völkerkrieg  mit- 
bewirken können.  Damit  wäre  auch  der  Verzicht  auf  jene  großzügige 
Aktion  verbunden,  die  durch  Erzwingung  des  Bewußtseins  der  unter 
den  gegenwärtig  kämpfenden  Völkern  bestehenden  wirtschaftlichen 
Interessengemeinschaft    einen    dauernden   handelspolitischen   Frieden, 

')  Vgl.  unter  anderen  Prof.  Hoetsoh  (»Kreuzzeitungc  vom  10.  August  1915): 
»Wenn  die  Verhandlungen  über  den  Frieden  beginnen,  müssen  beide  Bundesgenossen 
wissen,  was  und  wieviel  sie  beide  wirtschaftlich -politisch  von  diesem  Frieden  wollen.  < 
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vielleicht  auch  den  Frieden  überhaupt,  für  längere  Zeit  sichern 
würde.  Es  wäre  naturgemäß  im  höchsten  Grade  erwünscht,  daß  der 
ganze  Bau  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  bis  zum  Friedens- 
schlüsse ausgeführt  werde  —  ob  dies  möglich  sein  wird,  hängt  aller- 
dings von  der  Dauer  des  Krieges  und  der  Friedensverhandlungen  ab. 
Jedenfalls  müßte  bis  zum  Friedensschlüsse  die  Schließung  des  Zoll- 
und  Wirtschaftsbündnisses  vereinbart  werden  (pactum  de  contrahendo) 
und  es  müßten  die  Prinzipien  desselben  bis  dahin  soweit  festgelegt 
werden,  als  es  die  Sicherung  der  Idee  gegen  eventuelle  spätere  Ent- 
gleisungen erfordert.  Die  Zolltarife  müßten  so  weit  vorbereitet  werden, 
als  dies  zum  Abschlüsse  von  Friedensverträgen  notwendig  wäre. 

Nach  erfolgter  Einigung  über  die  Prinzipien  müßte  die  ständige 
Bündniszollkonferenz  sofort  eingesetzt  werden,  damit  sie  vor  allem  den 
Abschluß  von  Friedenshandelsverträgen  vorbereite.  Zu  dem  Zwecke 
müßte  ihre  Tätigkeit  sofort  eine  permanente  werden. 

Von  einem  solchen  Tempo  und  Rhythmus  der  einschlägigen 
Aktion  dürfen  sich  die  Zentralreiche  durch  keine  Bequemlichkeits- 
rücksichten abhalten  lassen.  Millionen  von  Soldaten  sind  seit  Jahr 
und  Tag  »in  Permanenz«,  um  unter  unsäglichsten  Entbehrungen  und 
Anstrengungen  den  Waffensieg  zu  erfechten.  Angesichts  dessen  ist 
eine  Nichtausnützung  des  Sieges  auf  anderen  Gebieten  —  infolge  des 
Quietismus,  infolge  des  traditionellen  Ausdemwegegehens  vor  >  prin- 
zipiellen Bedenken«,  infolge  der  bekannten  Vorliebe  für  die  Wege  des 
geringsten  Widerstandes  —  kaum  als  zulässig  anzunehmen! 

Sollte  die  Realisierung  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  jedoch 
trotz  allem  bis  über  den  Friedensschluß  hinausgeschoben  werden,  so 
müßte  der  handelspolitische  Teil  der  Friedensverträge  zwei  Alternativen 
zur  Wahl  der  Zentralmächte  enthalten,  von  denen  eine  das  Zustande- 
kommen des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  voraussetzen  und  die  An- 
wendung der  Meistbegünstigung  auf  dasselbe  unmöglich  machen  würde. 
Gleichzeitig  wäre  auszumachen,  daß  von  der  eventuell  zuzugestehenden 
Meistbegünstigung  nicht  bloß  die  gegenwärtigen,  sondern  auch  die  in 
der  Zukunft  von  den  Zentralmächten  gegenseitig  zuzugestehenden  Be- 
günstigungen gleichfalls,  wie  diejenigen  Bevorzugungen,  die  sich  aus  der 
Aufnahme  anderer  Staaten  in  das  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  ergeben 
würden,  ausgenommen  sind.  ^)  Im  übrigen  wird  auf  die  handelspolitischen 
Bestimmungen  in  den  Friedensverträgen  noch  zurückzukommen  sein. 

^)  Vgl.  Beschluß  der  Wiener  Handels- und  Gewerbekammer  vom  22.  Oktober  1915. 
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C.  Einwendungen  gegen  das  Projekt  eines  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündnisses  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland. 

1.  Parlamentarische  Schwierigkeiten. 

Es  ist  evident,  daß  das  obige  System  —  dadurch,  daß  es  auf 
mindestens  dreißig  Jahre  festgelegt  wäre  und  weitgehende  Vollmachten 
für  die  Eegierungen  bezüglich  des  rechtswirksamen  gemeinsamen 
Abschlusses  von  Handelsverträgen  beinhalten  würde  —  auf  möglichst 
einfache  Weise  den  parlamentarischen  Schwierigkeiten  vorbeugen 
müßte,  die  sich  aus  der  vielfachen  Beratung  und  Beschließung  der 
Zolltarife,  alle  zehn  oder  zwölf  Jahre,  sowie  jedes  einzelnen  Handels- 
vertrages ergäben.  (Über  die  abzukürzende  Verhandlungsmethode  und 
die  zu  diesem  Zwecke  ad  hoc  zu  ändernde  Geschäftsordnung  s.  oben.) 

Hiebei  ist  nochmals  zu  betonen,  daß  die  oberwähnten  mehrfachen 
uniformen  parlamentarischen  Beschlußfassungen  unter  dem  unmittel- 
baren Eindrucke  des  Krieges  und  des  Sieges  wahrscheinlich  viel 
leichter  und  rascher  zu  erreichen  wären,  als  einige  Zeit  später. 

2.  Gefahr  der  politischen  Abhängigkeit. 

Durch  die  Nachahmung  einer  in  den  früheren  Zollvereinen,  haupt- 
sächlich aber  im  Verkehre  zwischen  Österreich  und  Ungarn  bestehenden 
Institution,  durch  die  Bildung  einer  von  den  verbündeten  Eegierungen 
zu  beschickenden,  ständigen  österreichisch-ungarisch-deutschen  Zoli- 
und  Handelskonferenz  —  bei  voller  Gleichberechtigung  der  beteiligten 
Staaten  in  derselben  —  ferner  durch  die  mit  einer  solchen  Institution 
verbundene  Entbehrlichkeit  eines  gemeinsamen  Zollparlamentes,  einer 
gemeinsamen  Zollregierung  ^),  wie  überhaupt  durch  die  Notwendigkeit 


')  Julius  Wolf  (»Ein  deutseh-österreiehiseh-ungariseher  Zoll  verband«, 
S.  21)  glaubt,  daß  in  der  ersten  Zeit,  d.  h.  so  lange  Zwischenzölle  bestehen  und 
die  Außenzölle  wahrseheinlieh  verschieden  hoch  sein  werden,  ein  gemeinsames 
Zollparlament  entbehrt  werden  könne,  »es  werde  aber  nach  Abbau  der  Zwisehen- 
zölle  ohne  ein  solches  nicht  gehen«.  Nun  sollten  aber  die  sieh  aus  dem  föderativen 
Prinzipe,  aus  dem  Mangel  einer  gemeinsamen  ZoUegislative  ergebenden  Schwierig- 
keiten als  potenziell  gerade  in  den  ersten  Zeiten  größer  angesehen  werden,  in 
welchen  die  Unterschiede  der  Zolltarife,  der  Einrichtungen,  der  Sonderinteressen 
viel  größer  sein  dürften,  als  später,  nachdem  schon  die  Amalgamierung  und  Assi- 
railierung  größere  Fortsehritte  erzielt  haben  wird.  Wenn  also  ein  Zollparlament 
nach  Wolfs  Ansicht  in  den  ersten  Zeiten  entbehrt  werden  kann,  so  dürfte  die  Ent- 
behrlichkeit desselben  im  weiteren  Verlaufe  nur  steigen.  (Ähnliche  Kritik  wird  an 
Wolfs  Anschauung  von  StolperinHerkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  177,  geübt.) 
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der  Zustimmung  beider  Bündnisreiche  zu  jeder  gemeinsamen  Aktion, 
wäre  die  Einwendung  der  Gegner  vollkommen  entkräftet,  das  Zoll- 
bündnis könne  zu  einer  politischen  Abhängigkeit  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie  im  Verhältnisse  zu  Deutschland  führen. 

Das  Selbstbestimmungsrecht  der  zwei  Bündnisreiche  käme  auch 
darin  zum  Ausdrucke,  daß  Zollzusehläge  von  jedem  der  zwei  Eeiche 

Es  ist  schon  oben  darauf  hingewiesen  worden,  daß  es  —  zwischen  Österreich 
und  Ungarn  —  ohne  eine  geineinsame  Legislative,  trotz  verschiedener  Schwierig- 
keiten, auch  >geht«,  gerade  so,  wie  es  im  deutschen  Zollvereine  von  1833  bis  1867 
gleichfalls  trotz  Schwierigkeiten  »gegangen <  ist. 

Auf  die  letztere  Tatsache  berufen  sich  unter  anderen  Jastrow,  »Die  mittel- 
europäische Zollannäherung  und  die  MeistbegiinstigungsklauseU,  S.  20,  und  der 
Münchener  Professor  Freiherr  v.  Stengel  »Zur  Frage  der  wirtschaftlichen  und 
sozialpolitischen  Einigung  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland«,  München 
1915,  S.  15,  welche  beide  die  Errichtung  gemeinsamer  ZoUegisIativen  einerseits 
für  entbehrlich,  anderseits  für  politisch  unmöglich  erachten.  Nach  beiden  könne 
nur  das  unabhängige  Verhältnis  zweier  souveräner  Staaten  die  Basis  der  Zoll- 
annäherung zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutsehland  bilden. 

Nach  Freiherr  v.  Stengel  wäre  die  Errichtung  des  Zollparlamentes  und 
Zollbundesrates  im  Jahre  1867  aus  volkswirtschaftlichen  und  handelspolitischen 
Gründen  gleichfalls  nicht  nötig  gewesen.  Dem  Schöpfer  leuchtete  damals  bloß  der 
Gedanke  der  Vorbereitung  der  endgiltigen  Festlegung  der  politischen  Einigung 
des  Deutsehen  Reiches  vor.  Der  gegenteiligen  Ansieht  ist  nur  Dr.  Franz  Schmidt, 
»Die  Zollvereinigung  Deutschlands  und  Österreich- Ungarns«  (»Soziale  Kultur«, 
April  1915). 

Würde  jedoch  nicht  in  der  Tat  durch  die  Errichtung  eines  Zollparlamentes 
der  alte  gefährliche  Dualismus  aus  der  Frankfurter  Zeit  wieder  aufleben?  Wem 
wäre  dieses  Organ  und  sein  Vorsitzender  verantwortlich? 

Österreich-Ungarn  und  Deutschland  schließen  das  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündni»  beide  als  selbständige  Reiche  und  in  der  wechselseitigen  Bindung,  die 
sie  vertragsmäßig  eingehen,  liegt  keine  Preisgebung  der  Selbständigkeit, 
sondern  eine  Verstärkung  der  Interessengemeinschaft.  Österreich- 
Ungarn  und  Deutsehland  werden  Verbündete  auch  auf  wirtschaftlichem  Gebiete, 
so  wie  sie  es  auf  diplomatischem  und  militärischem  Gebiete  sind. 

Überdies  sind  die  wirtschaftlichen  Vorteile,  die  Österreich-Ungarn  aus  dieser 
Annäherung  an  Deutschland  schöpfen  wird,  geeignet,  die  Selbständigkeit  Österreich- 
Ungarns  zu  stärken,  nicht  zu  schwächen,  denn  die  wirtschaftliche  und  die  daraus 
folgende  finanzielle  Kraft  ist  die  Grundlage  jeder  politischen  Macht.  Deutschland 
rechnet  mit  einem  eng  verbündeten,  aber  auf  eigenenFüßen  stehenden, 
starken  Österreich-Ungarn  und  braucht  es  auch  —  niemand  in  den 
beiden  Staaten  der  Monarchie  denkt  sich  das  Wirtschaftsbündnis 
anders.  Die  wirtschaftliche  Annäherung  ist  aber  auch  wieder  eine  Sicherung  des  un- 
getrübten Bestandes  des  politischen  und  militärischen  Bündnisses  und  wäre,  als  solche, 
mit  der  Hebung  des  Wertes  der  Monarchie  in  den  Augen  des  Verbündeten  verknüpft. 
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—  wenn  auch  nach  vorangehenden  Unifizierungsverhandlungen  —  so 
doch  in  verschiedener  Höhe,  selbständig  bestimmt  werden  könnten. 

Es  wurde  schon  oben  aus  einem  anderen  Anlasse  bemerkt, 
daß  die  hie  und  da  vorkommende  Annahme,  Deutschland  strebe  eine 
Unterordnung  Österreich-Ungarns  (eine  Mediatisierung  —  wie  die 
Parole  lautet)  an,  eine  dem  Lebensinteresse  Deutschlands  wider- 
sprechende ist.  Deutschland  weiß  sehr  gut,  daß  Österreich-Ungarn  auf 
seine  Unabhängigkeit  und  Großmachtstellung  auf  keinen  Fall  ver- 
zichten würde  —  es  weiß  aber  auch  sehr  genau,  daß  bloß  mit  Hilfe 
eines  starken,  unabhängigen  Österreich -Ungarns  die  nichtdeutschen 
Nationalitäten  Zentraleuropas  von  den  zentrifugalen  Tendenzen  nach 
der  Peripherie  abgehalten  werden  können.^) 

In  Deutschland  haben  noch  immer,  heute  mehr  denn  je,  volle 
Geltung  Bismarcks  Worte:  :> Die  Erhaltung  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  als  einer  unabhängigen,  starken  Großmacht  ist  für  Deutsch- 
land ein  Bedürfnis  des  Gleichgewichtes  in  Europa,  für  das  der  Friede 
des  Landes  bei  eintretender  Notwendigkeit  mit  gutem  Gewissen  ein- 
gesetzt werden  kann.«  2) 

Von  den  zahllosen  deutschen  Äußerungen,  die  im  Laufe  des 
Krieges  in  ähnhchem  Sinne  gefallen  sind,  sind  die  Julius  Wolfs 
und  Gotheins  an  einer  anderen  Stelle  angeführt  worden.  Naumann 
befaßt  sich  in  seinem  »Mitteleuropa«  mit  dem  Gegenstande  an  ver- 
schiedenen Stellen  (s.  S.  17,  51,  233  u.  a.)  in  ausführlichster  und 
wärmster  Weise.  Nur  beispielsweise  soll  hier  noch  folgender  Ausspruch 
des  Hofrates  Dr.  0 sei  wiedergegeben  werden:  >Es  darf  bei  den  Völkern 
Österreichs  und  Ungarns  ebensowenig  wie  bei  dem  deutschen^  Volke 
der  Gedanke  auftauchen  können,  daß  die  enge  wirtschaftliche  Verbin- 
dung eine  Übermacht  des  einen  Teiles  über  den  anderen  bringe;  dieser 
Gedanke  wäre  natürlich  auch  politisch  verhängnisvoll.«'^) 


')  Dieselbe  Ansieht  bringt  u.  a.  auch  Pistor  a.  a.  0.  S.  139  zum  Ausdrucke, 
indem  er  mit  Beeht  darauf  hinweist,  daß  Deutschland  allein  sieh  dieser  schwierigen 
Aufgabe  nie  unterziehen  würde. 

2)  Gedanken  und  Erinnerungen,  S.  253. 

3)  >Kölni8ehe  Volkszeitung«,  15.  Juni  1915.  Vgl.  auch  folgende  richtige 
Bemerkungen  Pistors  a.  a.  0.  S.  138:  »Es  liegt  also  selbst  in  Deutsehlands  mili- 
tärischem Interesse,  Österreich-Ungarn  groß  und  blühend,  und  damit  investitionsfähig 
an  seiner  Seite  zu  wissen.  Hievon  hängt  der  Wert  der  Flankendeckung  durch 
Österreich-Ungarn  gegenüber  dem  Osten  und  Süden,  die  Sicherung  des  direkten 
Weges  nach  Asien  und  nach  dem  Mittelländischen  Meere,  die  volle  Durchführung 
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Das  Zoll-  und  Wirtschaftsböndnis  kann  wohl  zur  Stärkung  der 
politischen  Bande  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  bei- 
tragen —  das  ist  auch  wohl  einer  seiner  Zwecke.^)  Es  muß  aber 
keinesfalls  weitere  politische  Folgen  nach  sich  ziehen.  Aus  einem 
anderen  Anlasse  wurde  oben  eine  Eeihe  von  Fällen  zitiert,  in  welchen 
die  Gestaltung  der  zwischenpolitischen  Verhältnisse  unter  zollunierten 
Staaten  einen  anderen  Weg  nahm,  als  er  sich  aus  der  Zollunion  nach 
den  bekannten  Anschauungen  Boscs  und  anderer  ergeben  würde. 
Auch  Naumann  (»Mitteleuropa«,  S.  206)  warnt  auf  historischer  Grund- 
lage vor  der  Überschätzung  der  politischen  Wirkungen  von  bloßen 
Zoll  verbänden.  Es  unterliegt  jedoch  keinem  Zweifel,  daß  die  politische 
Unabhängigkeit  durch  das  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  besser  ge- 
sichert erscheint,  als  durch  eine  Zollunion. 

In  jenen  österreichisch-ungarischen  Kreisen,  in  welchen  Be- 
fürchtungen ob  angeblicher  Mediatisierung  Österreich-Ungarns  durch 
Deutschland  gehegt  werden,  hat  man  schon  vergessen,  daß  man  in 
den  Jahren  1883  und  1885,  als  die  österreichisch-ungarische  Eegierung 
mit  der  Initiative  eines  Zollbündnisses  an  Deutschland  herantrat,  ferner 
in  der  Ära  Oaprivi,  wo  man  davon  gleichfalls  nicht  sehr  entfernt 
war,  solche  Befürchtungen  nicht  hegte,  obwohl 'damals  das  politische 
Gefüge  des  Zweibundes  bei  weitem  nicht  so  fest  und  sicher  war. 
(Es  sei  hier  auf  den  berühmten  ßückversicherungsvertrag  Bismarcks 
mit  Eußland  verwiesen.)  Ist  seither  das  Vertrauen  in  die  eigenen  Kräfte 
in  Österreich-Ungarn  so  tief  gesunken?  Sind  derlei  Befürchtungen  ein 
Ausdruck  einer  wirklichen  Schwäche  oder  bloß  gewisser  unliebsamer 
psychischer  Zustände  gewisser  Kreise?  Nach  den  großartigen  Leistungen 
der  Monarchie  im  Kriege  darf  nur  das  letztere  und  keinesfalls  das  erstere 
angenommen  werden.  Wo  es  sich  aber  um  die  ganze  Zukunft  eines 
großen  ßeiches  handelt,  dürfen  derlei  Stimmungen  nicht  ausschlag- 
gebend sein,  um  so  weniger,  als  schon  ein  solcher  nach  außen  ge- 
tragener Mangel  an  Selbstvertrauen  allein  geeignet  wäre,  das  Prestige 
der  Monarchie  zu  schädigen. 

Von  den  nichtdeutschen  Nationalitäten  Mitteleuropas  wird  hie 
und   da   eine  übermäßige  und  gefährliche  Stärkung  des  Deutschtums, 

des  oben  skizzierten  Weltkultur-  und  Weltwirtsehaftsprogrammes,  ja  geradezu  die 
Dauer  des  künftigen  Weltfriedens  ab,  den  Deutsehland  nur  im  Verein  mit  einer 
starken  Donaumonarchie  zu  schützen  und  zu  behaupten  vermag.« 

^)  Vgl.  u.  a.  Spiethoff  in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  36. 
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als  eine  Konsequenz  der  wirtschaftlichen  Annäherung  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Deurtschland,  angesehen.  Darin  liegt  ebenfalls  ein  in  den 
Tatsachen  nicht  begründeter  Mangel  an  Selbstvertrauen.  Es  hat  doch 
die  preußische  Polenpolitik  der  letzten  50  Jahre  weder  eine  völkliche, 
noch  eine  wirtschaftliche  Schwächung  des  Polentums  bewirkt;  das 
Gegenteil  davon  ist  eingetreten.  Die  letzten  50  Jahre  haben  auf  allen 
Gebieten,  wo  an  der  Peripherie  des  Deutschturas  ein  Kampf  desselben 
mit  anderen  Nationen  und  Eassen  stattfindet,  eine  Erstarkung  der 
nichtdeutsehen  Elemente  mit  sich  gebracht.  Überhaupt  ist  in  der  Neu- 
zeit das  Nationalbewußtsein  derart  gestiegen  und  in  sämtliche  Schichten, 
in  sämtliche  Erscheinungen  des  Soziallebens  derart  eingedrungen,  daß 
heute  von  einer  Germanisierung  ganzer  Stämme,  wie  sie  vor  Jahr- 
hunderten den  Obotriten,  Pommern  und  Preußen  gegenüber  möglich 
war,  nicht  mehr  die  Rede  sein  kann.  Dasselbe  stellt  Naumann  in 
»Mitteleuropa«,  S.  84,  fest  —  mit  einem  geistreichen,  auf  historischer 
Grundlage  beruhenden  Hinweis  auf  die  Tatsache,  daß  »dafür  beide 
Teile  zu  alt  geworden  sind«. 

Die  politische  Unabhängigkeit  der  Monarchie,  gleichwie  die 
Selbständigkeit  ihrer  wesentlichen  Bestandteile  werden  genügende 
Garantien  dafür  bieten,  daß  der  durch  die  wirtschaftspolitische 
Kooperation  der  Zentralreiche  gesteigerte  Einfluß  des  Deutschtums  die 
angemessenen  Grenzen  nicht  überschreite.  Daß  aber  von  den  Deutschen 
in  wirtschaftlicher  Beziehung  vieles  zu  lernen  ist,  was  eben  nicht 
anders,  als  durch  das  Mitwirken  auf  einem  und  demselben  Gebiete 
möglich  ist,  das  wird  nicht  bloß  jeder  wirkliche  slawische  und 
ungarische  Patriot,  sondern  auch  jeder  Chauvinist  anerkennen  müssen. 

3.  Der  Mangel  gemeinsamer  gesetzgebender  Institutionen 
als  Hemmnis  der  Einigkeit. 
Hie  und  da  wird  der  Mangel  gemeinsamer  Gesetzgebungs-  und 
Regierungsinstitutionen  im  Projekte  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbünd- 
nisses als  ein  Moment  bezeichnet,  durch  welches  die  notwendige 
Festigkeit  desselben  stark  beeinträchtigt  werden  dürfte.  Einige  wollen 
deswegen  der  Zollunion  den  Vorzug  geben  —  andere  wieder,  die 
Undurch/ührbarkeit  einer  Zollunion  einsehend,  halten,  im  Hinblicke 
auf  die  ihrer  Ansicht  nach  ungenügende  Festigkeit  des  gesamten  Ge- 
füges,  jede  über  die  gewöhnliche  Zollvorzugsbehandlung  hinausgehende 
Form  der  Zollannäherung  für  unmöglich. 
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Historische  Eeminiszenzen  und  Analogien  haben  hier  nicht 
Iclärend,  sondern  eher  verwirrend  gewirkt.  Das  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündnis erfordert  ein  bestimmtes  Maß  von  Gemeinsamkeit,  aber  neben 
der  Bindung  auch  Bewegungsfreiheit,  neben  der  festen  Vereinigung 
eine  gewisse  Elastizität,  die  nach  den  Erfahrungen  des  modernen 
öffentlichen  Lebens  häufig  nützlicher  sein  kann,  als  eine  vollständige 
Verschmelzung.  An-gesichts  dessen  ist  es  unnötig  die  Sache  durch  un- 
durchführbare Verschmelzungsideen  zu  komplizieren,  da  die  Ziele  des 
Bündnisses  ebensogut,  ja  noch  besser  und  sicherer  erreicht  werden, 
wenn  die  beiden  ßeiche  als  getrennte  Zollgebiete  und  als  selbständige 
Einheiten  miteinander  verhandeln. 

Es  ist  notwendig  festzustellen,  daß  für  die  Begründung  eines 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  die  Frage,  ob  einheitliches  oder  ge- 
trenntes Zollgebiet,  keine  entscheidende  Bedeutung  hat,  daß  diese 
Frage  auf  die  Struktur  des  großen  wirtschaftlichen  Vertrages  keinen 
wesentlichen  Einfluß  übt  und  daß,  wenn  man  heute  von  dem  ge- 
trennten Zollgebiete  und  von  der  vollen  Selbständigkeit  der  beiden 
Parteien  ausgeht,  die  Aufgabe  dadurch  nach  mehr  als  einer  Richtung 
erleichtert  und  daß  gleichzeitig  verschiedenen  unlösbaren  Problemen 
ausgewichen  wird. 

Das  berühmte  »Getrennt  marschieren  —  vereint  schlagen«  — 
ist  gerade  in  den  gegenwärtigen  Kriegsjahren  zu  einem  im  Bündnis- 
verhältnisse Österreich-Ungarns  zu  Deutschland  vollauf  bewährten 
Prinzipe  geworden. 

Die  Zweifler  berufen  sich  auf  die  Geschichte  des  deutschen  Zoll- 
vereines bis  1867,  ferner  auf  einzelne  unliebsame  Phasen  der  handels- 
politischen Beziehungen  zwischen  Österreich  und  Ungarn.  Nun  kann 
gerade  mit  diesen  historischen  Reminiszenzen  das  Gegenteil  bewiesen 
werden.  Gerade  trotz  politischer  Zwistigkeiten  und  trotz  des  födera- 
tiven Prinzipes,  welches  die  Zustimmung  aller  zollgeeinten  Staaten  zu 
jeweiligen  Änderungen  im  Zolltarife,  sowie  zu  sämtlichen  Handels- 
verträgen erforderte,  hat  sich  der  deutsche  Zollverein  auch  vor  1867 
in  wirtschaftlicher  Beziehung  glänzend  bewährt.  Diese  An- 
erkennung wird  ihm  nicht  bloß  von  der  deutschen  Literatur,  sondern 
auch  von  Bosc  gespendet.^)  Ähnliches  kann  trotz  verschiedener 
Zwischenfälle  vom  Verhältnisse   zwischen  Österreich  und  Ungarn  be- 

1)  Vgl.  die  oben  angeführten  Bemerkungen  Jastrows  und  Stengels  in 
demselben  Sinne. 
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hauptet  werden.  Ungeachtet  dessen  ist  der  bekannte  ungarische 
Handelspolitiker  Geheimer  Eat  v.  Szterenyi  ein  Zweifler.  In  einem 
Artikel,  der  unter  dem  Titel  »Wirtschaftliche  Annäherung  zwischen 
Deutschland,  Österreich  und  Ungarn«  in  der  Jubiläumsnummer  des 
»Nord  und  Süd«  vom  Jahre  1915  erschien,  sagt  er  folgendes:  > Nicht 
so  optimistisch  bin  ich  aber  in  der  aller  wichtigsten  Frage  der 
handelspolitischen  Bewegungsfreiheit  der  geplanten  Zollunion. 
Wie  würde  sich  die  Union  in  dieser  Beziehung  gestalten?  Wäre  dies 
nicht  ein  viel  zu  schwerfälliger  Apparat,  als  daß  eine  ersprießliche 
Tätigkeit  zu  gewärtigen  wäre?  Man  wolle  nur  bedenken,  daß  in  jeder 
einzelnen  Frage  drei  Eegierungen  zu  entscheiden  hätten,  denn  die 
Eegierungen  könnten  ja  ihr  Entschließungsrecht  keinem  anderen  Faktor 
überlassen.«  Dieser  Standpunkt  Szterenyis  ist  um  so  mehr  befremdend, 
als  gerade  er  durch  längere  Zeit  berufen  war,  bei  den  Verhandlungen 
mit  Österreich  zu  intervenieren,  als  gerade  er  die  Schwierigkeiten  des 
gegenseitigen  Verhältnisses,  die  manchmal  unüberwindlich  schienen, 
nicht  nur  genau  kennt,  sondern  auch  mit  anderen  ungarischen  und 
österreichischen  Handelspolitikern  und  Staatsmännern  mit  großem  Opti- 
mismus und  mit  Erfolg  bekämpfte.  So  sollte  gerade  er  sich  vor  allem 
dessen  bewußt  sein,  daß  im  Verhältnisse  der  beiden  ßeichshälften  die 
Gemeinsamkeit  der  wirtschaftlichen  Interessen,  von  der  politischen 
Zusammengehörigkeit  begleitet,  über  alle  Hemmnisse  hinweg  bisher 
immer  im  Endresultate  den  Sieg  davontrug. 

Es  hat  übrigens  auch  Bismarck  in  dem  im  geschichtlichen 
Teile  zitierten  Gespräche  mit  Abg.  Braun  (1884)  eine  dauernde  or- 
ganische Verbindung  zwischen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn 
(wie  sie  das  Zollbündnis  darstellt)  bei  voller  Selbständigkeit  beider 
Eeiche  nicht  nur  für  erwünscht,  sondern  auch  für  möglich  erkannt, 
wobeier  auf  das  Zusammenwirken  und  auf  gleiehheitliche  Ein- 
richtungen das  Hauptgewicht  legte. 

Ferner  sollen  in  dem  projektierten  Zoll-  und  Wirtschaftbündnisse 
verschiedene,  bisher  in  ähnhchen  Fällen  nur  in  ungenügendem  Maße 
angewendete  technische  Erleichterungen  der  gemeinsamen  Willens- 
bildung ins  Werk  gesetzt  werden.  Hieher  gehört  die  oben  geschilderte 
Einrichtung  der  permanenten  Zoll-  und  Handelskonferenz  und  all  das- 
jenige, was  zu  einem  prompten  und  elastischen  Funktionieren  derselben 
beitragen  kann,  ferner  der  Abschluß  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses, 
sowie  die  Festlegung  des  Zolltarifes  auf  mindestens  30  Jahre  (anstatt 


129 

auf  zehn,  wie  bisher  im  Verhältnisse  zwischen  Österreich  und  Ungarn), 
die  abgekürzte  und  vereinfachte  Art  der  Beschließung  der  betreffenden. 
Gesetze  in  den  Parlamenten,  die  partielle  tatsächliche  Ausschaltung 
der  Parlamente  zugunsten  der  Exekutive  bei  der  Durchführung  mancher 
im  Zollbündnisse  und  im  Zolltarife  enthaltenen  Prinzipien  (insbesondere 
bezüglich  der  Handelsverträge,  der  Aufnahme  neuer  Mitglieder,  schließ- 
lich des  Abbaues  bestimmter  Zwischenzölle). 

Naumann  stellt  in  »Mitteleuropa«,  S.  243,  plastisch  dar,  wie 
die  sehr  komplizierte  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  gerade  auf 
dem  Gebiete  der  Vorbereitung  und  des  Abschlusses  von  Handelsverträgen 
durch  die  Praxis  vereinfacht  wurde.  »Es  ist  jene  Tradition  vorhanden, 
die  für  Mitteleuropa  erst  gefunden  werden  muß.« 

Mit  Recht  weist  Spiethoff  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil, 
S.  38)  darauf  hin,  daß  man  Bedenken,  wie  die  hier  in  Rede  stehenden, 
»ganz  allgemein  wird  vernachlässigen  dürfen,  solange  die  leitenden 
Beamten  der  Fachbehörden,  die  durch  etwaige  Reibungen 
getroffen  würden,  darin  keine  Schwierigkeiten  erblicken, 
sondern  es  als  belanglos  von  sich  weisen«. 

Dasselbe  meint  S  toi  per  (dortselbst,  S.  179),  indem  er  auf  »einen 
Geist  versöhnlicher  Loyalität«  Gewicht  legt,  »der  nicht  untergeordnete 
Schwierigkeiten  zu  übermäßiger  Wichtigkeit  übertreiben  läßt«. 

Wenn  aber  die  größten  Schwierigkeiten  des  ersprießlichen  Zu- 
sammenwirkens, wie  Spiethoff  und  Stolper  richtig  annehmen,  auf 
bureaukratischem  Boden  entstehen  können,  so  wird  schon  das  gewaltige 
Interesse  der  Gesamtheit  an  einem  solchen  Zusammenwirken  ihrer 
Herr  werden  können  und  müssen. 

Um  auf  die  historischen  Reminiszenzen  zurückzugreifen,  kommt 
es  eigentlich  bloß  auf  die  Form  an,  in  welcher  das  Urteil  über  den 
Wert  des  deutschen  Zollvereines  vor  1867  sowie  der  zwischen  Öster- 
reich und  Ungarn  bestehenden  Zollunion  abgegeben  wird.  Die  Pessi- 
misten sagen:  Trotz  Zollunion  —  welcher  Hader  infolge  Unmöglich- 
keit der  Majorisierung!  Darauf  würde  ein  Optimist  bemerken:  Schaut, 
wie  sieh  die  Einheit  trotz  Spannungen  und  trotz  der  Unmöglichkeit 
der  Majorisie"rung  bewährt  hat! 

Man  vergißt,  daß  die  zwischen  Österreich  und  Ungarn  beste- 
hende Zollunion  vor  nicht  langer  Zeit,  unter  der  Koalitionsherrschaft, 
rasenden  Stürmen  widerstanden  hat  —  Stürmen,  welche  sich  seither 
wesentlich  gemildert  haben.  /-' >    ' 

V.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I.  (    y 
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Die  Handelspolitik  ist  das  Geschäftsleben  der  Völker.  Wie  viele, 
ja  unzählige  Gesellschaften  gibt  es  denn  im  individuellen  Geschäfts- 
leben, in  welchen  das  Verhältnis  der  Gesellschafter  auf  der  vollen 
Parität  beruht  und  in  welchen  gemeinsame  Ziele  von  den  Gesell- 
schaftern ohne  Zwist  und  Streit  angestrebt  und  erreicht  werden?  In 
den  glücklichsten  Ehen  kommen  sporadische  Uneinigkeiten  vor,  durch 
welche  doch  die  meisten  sich  nicht  abschrecken  lassen,  Ehen  einzu- 
gehen. Wer  aber  auf  dem  Gebiete  der  Symbiose  von  Menschen  und 
Völkern  ideale  Zustände  schaffen  möchte,  der  ist  ein  Utopist. 

Übrigens  ist  das  Majoritätsprinzip  nach  der  allgemeinen  Auf- 
fassung der  Staatsrechtstheoretiker  und  der  praktischen  Politiker,  nach 
den  Erfahrungen  des  modernen  öffentlichen  Lebens  nicht  mehr  ein 
Panaceum,  um  sämtliche  soziale  und  wirtschaftliche  Spaltungen  zu 
überbrücken.  Die  Idee  des  Schutzes  der  Minoritäten  macht  sich  im 
innerpolitischen  Leben  immer  mehr  geltend,  wodurch  das  unver- 
fälschte Majoritätsprinzip  zugunsten  des  föderativen  eingeschränkt 
wird.  Selbst  dort,  wo  diesbezügliche  gesetzliche  Schutzvorrichtungen 
zugunsten  der  Anschauungen  der  Minoritäten  nicht  bestehen,  stellt  es 
sich  immer  öfter  heraus,  daß  die  Majorisierung  viel  zu  große  Schäden 
mit  sich  bringen  würde,  so  daß  es  immer  öfter  vorgezogen  wird, 
Konfliktsfälle  im  Kom promiß wege  zur  Lösung  zu  bringen. 

Die  bekannten  Mängel  der  österreichisch-ungarischen  Handels- 
politik sind  in  der  Tat  viel  weniger  auf  die  Natur  des  zwischen  Öster- 
reich und  Ungarn  bestehenden  Verhältnisses,  als  auf  eine  partielle 
Ähnlichkeit  der  sozialen  Struktur  in  beiden  Staaten,  insbesondere  aber 
auf  einen  Komplex  von  großen  Interessen  und  starken  Einflüssen  zu- 
rückzuführen, die  sich  hüben  und  drüben  gegenseitig  unterstützen  und 
stille,  die  ganze  Monarchie  umfassende  Hochschutzzollsyndikate  bilden. 

Nicht  ganz  ungerechtfertigt  wäre  sogar  die  Annahme,  daß  im  Zoll- 
und  Wirtschaftsbündnisse  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland 
die  Einigkeit  vielleicht  leichter  herzustellen  sein  würde,  als  in  den  zitierten 
Beispielen  des  deutschen  Zollvereines  aus  der  Zeit  vor  1867,  beziehungs- 
weise der  österreichisch-ungarischen  Zollunion,  da  im  vorliegenden  Falle 
die  beiden  Reiche  voneinander  politisch  völlig  unabhängig  sind,  die 
gegenseitige  politische  Aufsaugung  nicht  zu  befürchten  haben,  gleich- 
zeitig aber  gemeinsame  politische  Zwecke  den  Dritten  gegenüber  verfolgen. 

Die  Größe  der  gemeinsamen,  glückHch  überstandenen,  wohl  auch 
noch  immer   als  eine  Warnung   für   die   Zukunft   wirkenden  Gefahr, 
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die  noch  für  lange  Zeit  verbleibende  Notwendigkeit  eines  forcierten 
militärischen  Kraftaufwandes,  um  die  in  blutigen  Kämpfen  gemeinsam 
errungene  Stellung  zu  behaupten,  das  im  Vergleiche  mit  der  Ver- 
gangenheit durch  die  obigen  Umstände  wesentlich  gestärkte  Solidari- 
tätsgefühl in  den  zwei  Bündnisreichen  werden  zweifellos  dafür  sorgen, 
daß  die  Unabhängigkeit  und  Parität  der  beiden  Eeiche  im  Schöße  des 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  nicht  etwa  zu  einem  gefährlichen 
Separatismus  führe. 

Wie  die  ganze  Entwicklung  des  modernen  Lebens  zeigt,  ist  für 
das  ersprießliche  Zusammenleben  sozialer  Gebilde  vor  allem  der  Wille, 
der  Geist,  weniger  die  Form,  maßgebend.  Wenn  der  Wille  zum  ge- 
meinsamen Handeln  fehlt,  da  hilft  auch  die  Majorisierung  auf  die 
Dauer  nicht. 

Die  Zentralmächte  haben  den  gemeinsamen  Willen  erzeugt, 
welcher  sie  im  gegenwärtigen  Kriege  zum  Siege  führen  muß.  Der 
Aufbau  eines  neuen  Lebens  nach  dem  Kriege  wird  auch  ein  weiterer 
Defensivkrieg  sein  —  gegen  das  neidische  Ausland,  auch  gegen  sich 
selbst,  gegen  die  eigenen  Schwächen  und  Mängel  —  ein  Krieg, 
welcher  bei  der  Erzeugung  eines  gemeinsamen  starken  Willens 
ebenfalls  mit  einem  Siege  gekrönt  sein  muß. 

4.  System  —  zu  kompliziert! 

Die  Einfachheit  und  Vereinfachung  sind  leere  Schlagworte  — 
gewiß  sind  sie  aber,  als  ein  allgemeines  Ziel,  womöglich  anzustreben. 
Es  ist  jedoch  dabei  immer  vor  allem  die  Frage  richtig  zu  lösen,  mit 
welchen  Kosten  eine  solche  Vereinfachung  erzielt  oder  eine  Kompli- 
kation vermieden  werden  soll.  Sollte  wegen  zu  komplizierten  Systems 
das  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  zwischen  Österreich  ►  Ungarn  und 
Deutschland  nicht  Zustandekommen,  so  wären  fürwahr  die  Kosten  zu 
groß;  mit  dieser  Unterlassung  wäre  nicht  bloß  ein  Gewinstentgang, 
sondern  auch  eine  positive  Schädigung  des  gesamten  wirtschaftlichen 
Lebens  der  zu  vereinigenden  Eeiche,  insbesondere  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  verbunden. 

Häufig  ist  die  Vereinfachung  im  großen  nur  durch  ein 
kompliziertes  System  in  den  Details  zu  erzielen.  Die  Verbesse- 
rung und  die  Verbilligung  des  Produktionsprozesses  in  manchen 
Branchen  war  häufig  bloß  durch  eine  grijßere  Komplizierung  des  Pro- 
zesses  selbst,    insbesondere   der   maschinellen  Einrichtungen,    zu   er- 
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reichen.  Um  wieviel  komplizierter  sind  heute  manchmal  die  Produk- 
tionsprozesse und  die  Pabrikseinrichtungen  im  Vergleiche  mit  jenen 
vor  50,  100,  150  Jahren?  Um  wieviel  komplizierter  mußte  in  der 
Neuzeit  das  gesamte  öfifentliche  Leben  werden,  um  wieviel  verzweigter 
die  Verwaltung  und  Gesetzgebung?  Wieviel  neue  Zweige  (z.  B.  Sozial- 
politik, Eisenbahnwesen,  Elektrizität,  Luftschiffahrt)  sind  dazugekommen 
—  Zweige,  durch  welche  alle  früher  bestandenen  beeinflußt  und 
kompliziert  wurden?  Es  gibt  nun  einfach  praktische  und  unpraktische 
Komplikationen. 

Darum  kann  die  Einwendung  des  zu  komplizierten  Systems  bei 
der  Erörterung  des  Projektes  eines  Zoll-  und  Wirtschaftbündnisses 
zwischen  Österreich- Ungarn  und  Deutschland  in  der  allgemeinen  Form 
nicht  gelten  gelassen  werden,  um  so  weniger,  als  diese  Einwendung  in 
der  ßegel  bloß  ein  Ausdruck  der  Denkfaulheit  und  des  Widerwillens 
ist,  andere  Wege  zu  gehen,  als  den  des  geringsten  Widerstandes.  Die 
Vereinfachung  des  Systems  kann  sich  aber  wohl  beim  Sicheinleben 
desselben  nach  und  nach  ergeben,  wenn  alle  vom  Willen,  das  Beste 
gemeinsam  mit  einfachsten  Mitteln  zu  erreichen,  beseelt  sein  werden. 

Gewiß  ist  es  nicht  einfach,  ein  System  aufzubauen,  welches 
gleichzeitig  die  Erreichung  großer  gemeinsamer  Zwecke  ermöglicht 
und  die  Parität  der  verbündeten  Reiche  wahrt,  die  Rechte  der  Exe- 
kutive praktisch  erweitert  und  das  Prinzip  des  Konstitutionalismus  in 
Ehren  hält,  große  gemeinsame  Interessen  und  große  Sonderinteressen 
in  Einklang  bringt,  bei  der  notwendigen  Unterordnung  der  letzteren 
unter  die  ersteren  die  letzteren  doch  schützt.  Nach  Naumann  (»Mittel- 
europa*, S.  241)  »gehört  es  zum  verwickelten  Problem  Mitteleuropa,  daß 
man  solche  gewagte  Wege  zu  beschreiten  genötigt  ist«.  Gewiß  ist  es 
einfacher,  wegen  Schwierigkeiten  und  Komplikationen  jede  Reform  zu 
unterlassen.  Dies  wäre  jedoch  nicht  bloß  eine  strafbare  Sorglosigkeit, 
sondern  auch  eine  krasse  Disqualifizierung  der  Zivilverwaltung  gegen- 
über dem  Militär,  welches  im  Laufe  des  gegenwärtigen  Krieges  eine 
unvergleichliche  organisatorische  Komplikation,  wie  sie  der  moderne 
Krieg  mit  sich  bringt,  insbesondere  die  im  Hinterlande  (Approvi- 
sionierung,  Bewaffnung,  Ausrüstung,  Etappendienst  usw.),  mit  Erfolg 
bewältigen  mußte.  Dieser  Sieg  über  die  riesige,  großenteils  unerwartete 
Komplikation  mußte  davongetragen  werden,  weil  der  unbeugsame 
Wille,  den  Feind  auf  dem  Schlachtfelde  zu  besiegen,  vorhanden  war. 
So   muß  auch   der   Wille,    auf  dem    weltwirtschaftlichen   Gebiete   zu 
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siegen,  trotz  des  Waffensieges  im  erbitterten  unblutigen  "Wettbewerbe 
der  Völker  nicht  zurückgesetzt  zu  werden  und  nicht  darben  zu  müssen, 
den  Sieg  über  die  unvermeidlichen  KorapHkationen  erringen,  die  sich 
aus  einer  wirtschaftlichen  Stärkung  des  gegenwärtigen  politischen 
Bündnisses  ergeben  werden.  ^) 

Eine  gefährliche  Komplikation  wird  in  der  Ungleichheit  der 
Außenzolltarife  erblickt  —  um  so  mehr,  als  das  projektierte  Zoll- 
bündnis überhaupt  ein  Novum  darstellt  und  die  bekannten  Zollunionen 
auf  einem  gemeinsamen  Tarife  beruhten.  2) 

Dieser  Pessimismus  dürfte  sich  in  der  Praxis  als  unbegründet 
erweisen,  sobald  die  Ungleichheit  des  Außenzolltarifes  auf  das  unum- 
gänglich Notwendige  eingeschränkt  ist  und  sobald  die  Notwendigkeit 
der  im  Tarife  gebliebenen  Ungleichheit  von  beiden  Eeichen  einver- 
nehmlich eingesehen  wird,  schließlich  sobald  trotz  dieser  Ungleich- 
heit das  Programm  der  Verhandlungen  mit  dritten  Staaten, 
sowie  der  etwa  denselben  zu  gewährenden  Konzessionen  im 
Voraus  vereinbart  wird.  Das  Verhältnis  zwischen  Österreich- Ungarn 
und  Deutschland  könnte  sich  theoretisch  bei  der  größten  Einfachheit 
des  Systems,  insbesondere  bei  Gleichheit  des  Außenzolltarifes  und  bei 
gleichzeitigem  Mangel  an  gutem  Willen  ungünstig  gestalten  —  es 
kann  aber  auch  trotz  des  ungleichen  Außenzolltarifes  ein  ausgezeich- 
netes sein  und  im  Verhältnisse  zum  Drittauslande  die  erwünschten 
Früchte  bringen.  Es  kommt  nur  auf  den  gemeinsamen  Willen  an,  in 
letzterer   Beziehung   die   denkbar   besten   Eesultate    zu   erzielen.    Mit 


^)  Vgl.  Pistor,  a.  a.  0.  S.  134:  »Nur  mit  einer  kleinen  Änderung  in  der 
Steuerung  unserer  Volkswirtschaft,  begleitet  von  liebenswürdigen  Gesten  und  Worten 
gegenüber  Deutschland,  wird  sieh  dieser  notwendige  Umschwung  in  den  Grundlagen 
der  Volkswirtschaft  und  ihren  Beziehungen  nicht  herbeiführen  lassen.  Große  Wir- 
kungen entstehen  nicht  ohne  große  Ursachen,  und  große  Versäumnisse  lassen  sich 
nicht  durch  ein  Handumdrehen  gut  machen.  Nur  zu  oft  hat  man  bisher  in  Öster- 
reich-Ungarn dem  Staat,  der  Regierung  und  den  einzelnen  vorgeworfen,  daß  sie 
nach  einer  großen  Tat  oder  Aufwendung  sich  nur  zu  bald  mit  den  betreffenden 
Leistungen  zufrieden  gaben  und  die  weiters  notwendige  Energie  zur  vollen  Ausnützung 
der  Leistungen  nicht  immer  aufbrachten.  Auf  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspolitik  dürfte 
dies  in  Zukunft  nach  den  im  Weltkrieg  gebrachten  Opfern  nicht  mehr  der  Fall  sein.« 

-)  Keller  (»Ein  deutsch-österreichiseh-ungarischer  Zollverein?«,  Schmollers 
Jahrbuch  1915,  2.  Heft),  dessen  Behandlung  des  Gegenstandes  sonst  eine  gediegene 
und  praktische  Denkmethode  aufweist,  gibt  die  Möglichkeit  eines  Zollbündnisses 
ohne  einen  gemeinsamen  Außenzolltarif  nicht  zu.  Julius  Wolf  (a.  a.  0.)  sieht  da- 
gegen hierin  keine  Schwierigkeiten.  Vgl,  übrigens  die  oben  S.  85  zitierten  Stimmen. 
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diesem  Willen  muß  selbstverständlich  auch  das  Bewußtsein  der  Not- 
wendigkeit des  gegenseitigen  Entgegenkommens  verbunden  sein.  Wäre 
ein  solches  nicht  vorhanden,  so  müßte  vom  Bündnisse  überhaupt  ab- 
gesehen werden. 

Durch  lange  Zeit  hatten  selbständige  englische  Kolonien  auto- 
nome Zolltarife  und  das  Zollschutzsystem,  während  England  nach  wie 
vor  an  dem  Freihandelsprinzipe  festhielt.  Ungeachtet  dessen  wurden 
durch  lange  Zeit  Handelsverträge  für  das  gesamte  britische  Imperium 
von  England  abgeschlossen  und  den  Kolonien  blieb  bloß  das  Beitritts- 
recht vorbehalten.  (Erst  später  wurde  es  den  Kolonien  gestattet,  Ver- 
träge mit  anderen  Kolonien  selbständig  zu  schließen,  und  erst  seit 
dem  Jahre  1897  sind  Kanada,  Australien  und  Südafrika  hinsichtlich 
des  Abschlusses  von  Handelsverträgen  mit  dem  gesaraten  Auslande 
nach  und  nach  selbständig  geworden.)  Man  kann  sich  lebhaft  vor- 
stellen, welche  Verwicklungen  aus  Anlaß  der  Verhandlungen  über  die 
Handelsverträge  mit  dritten  Staaten  sich  aus  solchen  Situationen,  bei 
einer  solchen  Verschiedenheit  der  zollpolitischen  Systeme,  hätten  er- 
geben können,  wenn  nicht  der  gemeinsame  gute  Wille  vorhanden  ge- 
wesen wäre.  Die  einschlägigen  Verhältnisse  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  liegen  doch  einfacher! 

Was  die  Vielfachheit  der  im  projektierten  Systeme  des  Zoll- 
und  Wirtschaftsbündnisses  in  Vorschlag  gebrachten  Zolltarife  anbelangt, 
so  ist  sie  gewiß  die  größte  von  den  bisher  bekannten,  weil  sie  eine 
Gliederung  nicht  bloß  in  die  Tiefe,  sondern  auch  in  die  Breite  enthält. 

Es  muß  aber  hier  darauf  hingewiesen  werden,  daß  nicht  bloß 
Doppeltarife  längst  bekannt  sind  (Prankreich,  Spanien,  Skandinavien, 
die  Balkanstaaten,  verschiedene  überseeische  Staaten),  sondern  auch 
daß  einige  Tarife  eine  mehr  als  zweifache  Gliederung  aufweisen.  Die 
Vereinigten  Staaten  hatten  im  vorletzten  Eegime  (Payne)  außer  dem 
Minimaltarife  den  durch  257oigen  Zuschlag  auf  die  Minimalsätze  ge- 
bildeten Maximaltarif,  ferner  den  durch  20^/Qigen  Abschlag  von  den 
Minimalsätzen  gebildeten  ausschließlich  bevorzugten  Tarif  für  Kuba  und 
außerdem  einige  ausschließlich  bevorzugte  Sätze  für  Kanada.  Kanada 
hat  einen  Generaltarif,  einen  Vertragstarif,  einen  Vorzugstarif  für  Eng- 
land, einige  bevorzugte  Sätze  für  Frankreich  und  hatte  eine  Zeitlang 
einen  Zuschlagskampftarif  auf  deutsche  Waren.  ^)  In  diesem  Zusammen- 

1)  Vgl.  über  das  »Tri-partite-System«  Schumacher  in  Herkners  Sammel- 
werk, I.  Teil,  S.  128. 
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hange  ist  wohl  auch  verschiedener  Grenzbegünstigungen  (insbesondere 
in  den  früher  von  Österreich-Ungarn  mit  den  Balkanstaaten  ge- 
schlossenen Verträgen),  sowie  sonstiger  Bevorzugungen  zu  gedenken, 
deren  von  Julius  Wolf  berechnete  Zahl  200  übersteigt  und  die  keines- 
falls zur  Einfachheit  der  betreffenden  Zolltarife  beitrugen. 

5.  Gefahren  der  zu  langen  Dauer  des  Bündnisvertrages. 

Eine  weitere  übliche  Einwendung  gegen  das  Zollbündnis  geht 
dahin,  daß  der  unerläßlich  lange  Zeitraum,  für  welchen  das  Zollbündnis 
geschlossen  werden  müßte  (mindestens  30  Jahre),  viel  zu  lang  sei,  um 
angesichts  des  Entwicklungstempos  des  modernen  Wirtschaftslebens 
nicht  etwa  eine  in  der  Zukunft  höchst  unbequeme,  ja  gefährliche 
Bindung  der  einschlägigen  Verhältnisse  zu  zeitigen.  Darauf  ist  zu  er- 
widern, daß  die  Rahmen  des  Zollsystems  möglichst  elastisch  konstruiert 
sind,  beziehungsweise  konstruiert  werden  können.  Während  der  Grund- 
tarif möglichst  niedrig  sein  müßte  und  tunlichst  auf  der  Zollfreiheit 
zu  beruhen  hätte,  müßte  wieder  der  Maximal tarif  verhältnismäßig  hoch, 
der  Miniraaltarif  möglichst  tief  erstellt  werden,  woraus  aber  die  un- 
bedingte Notwendigkeit  der  Gewährung  der  äußersten  Minimalsätze 
in  den  mit  den  dritten  Staaten  abzuschließenden  Handelsverträgen 
keineswegs  abzuleiten  wäre. 

Die  Anregung,  daß  die  Unterhändler  in  möglichst  vielen  Posi- 
tionen durch  den  Minimaltarif  im  Voraus  nach  unten  nicht  gebunden 
werden  sollen,  wurde  bereits  oben  vorgebracht.  Es  könnten  sogar  —  um 
die  Elastizität  des  Systems  zu  vergrößern  —  bei  gewissen  Positionen 
des  Außenzoll-  (Maximal-  und  Minimal-)  Tarifes  den  Regierungen  Voll- 
machten erteilt  werden,  die  einschlägigen  Zölle  ebenso  rechtswirksam 
zu  revidieren  und  zu  ändern,  hinauf-  und  herabzusetzen,  wie  dies  bezüg- 
lich einer  Kategorie  der  Zwischenzölle  vorgesehlagen  wurde  (eventuell 
unter  gleichzeitiger  Bestimmung  der  Maximal-  und  Minimalgrenzen 
solcher  Änderungen).  Allenfalls  werden  sowohl  die  Außenzolltarife  als 
auch  im  Einklänge  damit  der  Zwischenzolltarif  im  Laufe  der  Bündnis- 
vertragsdauer nötigenfalls  in  verfassungsmäßigem  Wege  einvernehmlich 
geändert  werden  können. 

Darüber  kommen  wir  aber  nicht  hinweg,  daß  ein  Zoll-  und  Wirt- 
schaftsbündnis eine  dringende  wirtschaftliche  Notwendigkeit  ist,  gleich- 
zeitig ein  Gebot  des  politischen  Selbsterhaltungstriebes,  und  daß  ein 
Zollbündnis  von   kurzer  Dauer   (etwa  wie   ein  gewöhnlicher  Handels- 
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vertrag)  ein  Unding  wäre.  Nur  aus  dem  Bewußtsein,  daß  die  Vorteile 
des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  auf  längere  Zeit  gesichert  sind 
und  dadurch  voll  ausgenützt  werden,  kann  Vertrauen  und  allgemeines 
Gefühl  der  Interessengemeinschaft  entstehen,  welche  eine  Benachteili- 
gung des  Schwächeren  durch  den  Stärkeren  ausschließt.  Nur  dann 
kann  das  Ziel,  dem  Auslande  gegenüber  die  handelspolitische  Position 
zu  stärken,  feindliche  Gruppierungen  zu  verhindern,  den  Kern  einer 
großen  wirtschaftlichen  Völkerinteressengemeinschaft  zu  bilden,  erreicht 
werden  —  wenn  nämlich  das  Ausland  damit  nicht  rechnen  kann,  das 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  könnte  bald  in  Brüche  gehen. 

Wenn  aber  aus  diesem  Anlasse  eingewendet  wird,  daß  durch 
die  lange  Giltigkeitsdauer  des  Bündnisses  und  des  Zolltarifes,  gleichwie 
durch  die  den  Eegierungen  auf  so  lange  Dauer  erteilten  Vollmachten 
zum  Abschlüsse  von  Handelsverträgen  die  Einflußnahme  der  Volks- 
vertretungen auf  die  Ausgestaltung  der  handelspolitischen  Verhältnisse 
im  antikonstitutionellen  Sinne  ausgeschaltet  wird,  so  kommt  es  wieder 
nicht  auf  die  konstitutionelle  Form,  sondern  auf  die  tatsächliche  Kraft 
und  Bedeutung  der  Parlamente  an.  Wenn  die  Parlamente  sich  auf 
der  Höhe  ihrer  Zweckbestimmung  befinden  und  den  Regierungen  in 
allen  anderen  Angelegenheiten,  in  der  allgemeinen  Politik,  ihre  Kraft 
und  Bedeutung  zu  spüren  geben,  so  wird  von  Seite  der  Regierungen 
auch  bei  der  praktischen  Anwendung  der  Bündnisbestimmungen  und 
beim  Abschlüsse  von  Handelsverträgen  mit  den  Parlamenten  immer 
gerechnet  werden.  ^)  Es  ist  nicht  unbekannt,  daß,  wo  nur  in  der  Neu- 
zeit die  Bedeutung  des  Parlamentes  sank,  ein  großer  Teil  der  Schuld 
der  eigenen  Unfähigkeit  desselben  zuzuschreiben  war.  Übrigens  sind 
Verfassungsprinzipien  wohl  ein  schätzbares  Gut,  längst  aber  nicht  mehr 
ein  unantastbares  Palladium,  und  zwar  in  dem  Sinne,  daß  sie  den 
wirklichen,  sachlichen  Volksinteressen  keineswegs  im  Wege  stehen 
dürfen.  Starr  dürfen  die  Verfassungsprinzipien  nicht  werden,  denn  sonst 
könnte  leicht  auch  dasjenige  öffentliche  Leben,  welchem  sie  zu  dienen 
haben,  tötlich  erstarren.  (Vgl.  übrigens  die  Ausführungen  des  Par- 
lamentariers Naumann  in  »Mitteleuropa«,  S.  250  und  252,  welcher 
die  Ausschaltung  der  Parlamente  aus  der  praktischen  Mitarbeit  »noch 
etwas  mehr  als  bisher«  auf  dem  in  Rede  stehenden  Gebiete  als  natür- 
lich und  notwendig  ansieht.) 


^)  Vgl.  Stolper  in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  179. 
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6.   Ungleichheit  der  Produktions-  und   Absatzbedingungen, 
insbesondere   der   Produktions-  und   Handelskosten    der  In- 
dustrie, sowie  der  öffentlichen  Lasten.    Auf  welchem  Wege 
ist  die  Ausgleichung  möglich? 

a)  Allgemeines. 

Worin  die  Inferiorität  der  Verhältnisse  der  österreichischen 
Industrieproduktion  im  Vergleiche  zu  jenen  besser  situierter  Länder, 
insbesondere  auch  Deutschlands  besteht,  wurde  von  Hertz  in  der  vor- 
trefflichen Abhandlung  »Die  Schwierigkeiten  der  industriellen  Pro- 
duktion in  Österreich«  (»Zeitschrift  für  Volkswirtschaft  usw.«,  Wien  1911) 
am  klarsten  und  ausführlichsten  dargelegt.  Eine  solche  Inferiorität  der 
industriellen  und  montanistischen  Produktion  Österreichs  im  Vergleiche 
zur  deutschen  ist  eine  notorische  Tatsache,  wenn  sie  auch  von  Hertz 
in  mancher  Beziehung  mit  zu  dunklen  Farben  ausgemalt  wurde  und 
viel  zu  viel  den  Mängeln  der  Naturausstattung,  anstatt  den  fehlerhaften 
wirtschaftlichen  und  wirtschaftspolitischen  Organisationen  und  Ein- 
richtungen, zugeschrieben  wird.^) 

Nach  Hertz  ist  z.  B.  unter  anderem  die  natürliche  geographische 
Lage  der  nordöstlichen  Gruppe  der  österreichischen  Eisenindustrie 
hinsichtlich  des  Rohstoffbezuges  (Eisenerze)  wesentlich  ungünstiger 
als  jene  der  deutschen,  was  doch  allenfalls  im  Vergleiche  mit  der  um 
wenige  Kilometer  entfernten  oberschlesischen  Industrie  nicht  stimmt! 
Die  Differenzen  sind  minimal  —  allerdings  sind  die  deutschen  Tarife 
(auf  kurze  und  mittlere  Distanzen)  niedriger  und  Erze  ab  Stettin 
werden  nach  den  oberschlesischen  Eisenwerken  von  den  preußischen 
Staatsbahnen  mit  »Wasserfrachten«  geführt.  Der  sich  daraus  ergebende 


^)  Die  neueste  deskriptive  Arbeit  Pistors,  »Österreich-Ungarns  Volkswirt- 
seiiaft«  (Berlin  1915),  stielit  von  der  Hertzsehen  Darstellung  in  manchen  wichtigen 
Punkten  durch  Optimismus  ab.  Dasselbe  gilt  von  Kobatsch,  »Ein  Zoll-  und  Wirt- 
schaftsverband usw.«  (Berlin  1916).  Im  Jahre  1912  ist  im  Verlage  der  Kultur- 
politischen Gesellschaft  in  Wien  eine  vergleichende  Studie,  »Österreich-Ungarn  als 
Wirtschaftsgebiet«,  von  Heiderich  und  Schilder  erschienen  (als  Manuskript  ge- 
druckt). Aus  derselben  ist  die  folgende  richtige  Schlußfolgerung  anzuführen:  »Öster- 
reich-Ungarn gehört  nicht  zu  den  von  der  Natur  vernachlässigten,  dürftigen  Gebieten. 
Nicht  in  Mängeln  unserer  Naturausstattung  oder  der  Begabung  unserer  Völker  sind 
die  Ursachen  der  zweifellosen  wirtschaftlichen  Inferiorität  Österreich- 
Ungarns  gegenüber  den  anderen  Ländern  Mitteleuropas  zu  erblicken.  Diese  Ursachen 
müssen  vielmehr  in  fehlerhaften  wirtschaftlichen  und  politischen  Organi- 
sationen und  Einrichtungen  älteren  und  neueren  Datums  gesucht  werden.« 
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Unterschied  ist  folglich  kein  natürlicher,  sondern  ein  künstlicher,  indem 
er  auf  einer  änderungsfähigen  Einrichtung  beruht. 

Überhaupt  wird  von  Hertz  bezüglich  ganzer  großer  Gruppen 
der  österreichischen  Industrie  die  Inferiorität  der  Produktionsbedin- 
gungen derselben  hinsichtlich  der  geographischen  Leichtigkeit  des 
Koh Stoff bezuges  und  des  Exportes  überschätzt.  Demgegenüber  ist  es 
im  allgemeinen  festzustellen,  daß  in  dieser  Beziehung  zwischen  der 
oberschlesischen  und  der  in  Österreichisch-Schlesien,  ferner  im  Krakau- 
D^brower  Becken  gelegenen  Industrie  keine  wesentlichen  Unterschiede 
bestehen.  (Allerdings  gehört  Oberschlesien  gerade  nicht  zu  den  hin- 
sichtlich ihrer  geographischen  Lage  am  meisten  begünstigten  deutschen 
Industriegebieten.)  Ferner  ist  die  an  der  Elbe  gelegene  nordböhmische 
Industrie  nur  um  eine  Kleinigkeit  schlechter  daran,  als  die  großen 
deutschen  Industriegruppen  an  der  Elbe  in  Sachsen,  an  der  oberen 
Oder,  im  Rheingebiete,  die  ebenfalls  auf  eine  nicht  viel  kürzere  Distanz 
den  Wasserweg  zur  Ostsee  oder  zur  Nordsee  genießen.  Der  einzige  na- 
türliche Unterschied  zuungunsten  dieser  österreichischen  Industrie  besteht 
in  unsicheren  Schififahrtsverhältnissen  der  oberen  Elbe,  welche  jedoch 
in  der  Zeit,  da  die  Schiffahrt  gestört  ist,  durch  Eisenbahntarife  ausge- 
glichen werden  könnten.  Im  allgemeinen  ist  Nordböhmens  geographi- 
sche Lage,  soweit  die  industrielle  Entwicklung  in  Betracht  kommt,  gün- 
stiger, als  jene  einzelner  bayrischer  Gebiete,  in  welchen  jedoch  unter  dem 
Eegime  des  deutschen  Zollvereines  eine  starke  Industrie  entstanden  ist. 

Die  bloß  aus  der  geographischen  Lage  erwachsenden  Schwierig- 
keiten verschwinden  beinahe  vollkommen,  soweit  es  sich  z.  B.  um  die 
Textilindustrie  handelt,  ob  nun  auf  der  einen  Seite  Nordböhmen  und 
Österreichisch-Schlesien,  auf  der  anderen  Seite  Bayern,  Sachsen  und 
Oberschlesien  in  Betracht  kommen. 

Nicht  bloß  von  Hertz,  sondern  auch  von  den  Interessenten  selbst 
wird  die  ungünstige  Lage  so  mancher  österreichischer  Industriezentren 
hinsichtlich  des  Kohlenbezuges  unrichtigerweise  verallgemeinert. 
Gerade  in  dieser  Beziehung  liegt  z.  B.  Bayern  teilweise  ungünstiger  als 
Nordböhmen  (Braunkohle),  Österreichisch-Schlesien  und  das  Krakau- 
D^browaer  Kohlenbecken.  Julius  Wolf  führt  in  einem  Artikel  der 
>Neuen  Freien  Presse«  an,  daß  im  Jahre  1913  Kohle  in  Deutschland 
Mark  2*46,  in  Österreich  bloß  2  Mark  gekostet  hat.  Die  Quelle  dieser 
Ziflfern  ist  mir  unbekannt,  dagegen  habe  ich  festgestellt,  daß  nach 
amtUchen  statistischen  Ausweisen  im  Jahre  1912  oberschlesische  Stück- 
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kohle  in  Berlin  24  Mark  pro  Tonne,  gleich  28  Ä"  8  A,  in  Wien  dagegen 
rund  28  K  gekostet  hat.  In  einer  fachmännischen  Berechnung  der 
Erzeugungskosten  des  Borax,  die  aus  dem  Jahre  1902  stammt,  habe 
ich  gefunden,  daß  für  die  Erzeugung  von  100  hg  Borax  in  Österreich 
Kohle  um  \  K  21  h,  in  Deutschland  dagegen  um  1  iT  46  ä  verwendet 
wurde.  Solche  Differenzen  in  den  Kohlenpreisen  zugunsten  Österreichs 
ergeben  sich  unter  anderem  aus  der  Tatsache,  daß  die  deutschen 
Kohlenkonventionen  für  das  Ausland  häufig  Preise  erstellen,  die  niedriger 
sind  als  Inlandspreise. 

Allerdings  ist  der  Eadius  des  billigen  Kohlenbezuges  in  Deutsch- 
land ein  größerer,  als  in  Österreich-Ungarn,  weil  die  deutschen  Tarife 
auf  kurze  und  mittlere  Distanzen  billiger  sind,  als  die  österreichischen 
und  die  ungarischen. 

Ferner  kann  die  Anschauung  Hertz'  (a.  a.  0.  S,  702),  Öster- 
reich sei  hinsichtlieh  des  natürlichen  Reichturas  an  Kohle  und 
Wasser  viel  ungünstiger  situiert,  als  zahlreiche  andere  Länder,  nicht 
ohne  Vorbehalte  geteilt  werden.  Soweit  der  Kohlenreichtum  in  Betracht 
kommt,  so  enthält  doch  das  Krakau-D^browaer  Becken  (in  dem  bis- 
herigen galizisch-österreichischen  Teile  allein),  nach  zahlreichen  geo- 
logischen Untersuchungen,  insbesondere  nach  den  Schätzungen  Petra- 
scheks,  25  Milliarden  Tonnen.  Der  Reichtum  w^äre  da;  es  fehlt  aber 
der  Unternehmungsgeist,  welcher  diesen  Reichtum  in  einem  zum  Er- 
satz des  Kohlenimportes  aus  Deutschland  erforderlichen  Maße  hätte  er- 
schließen sollen.  ^)  An  Wasserkräften  ist  Österreich-Ungarn  viel  reicher 
als  Deutschland,  nur  sind  von  denselben  in  Deutschland  bisher  307o> 
in  Österreich  57o  ausgenützt  worden. 

Die  von  Hertz  behauptete  Inferiorität  der  Monarchie  in  der 
Schafwollerzeugung  ist  im  Vergleiche  zu  Deutschland  nicht  zu  ent- 
decken, denn  nach  der  letzten  amtlichen  Statistik  hatte  die  Monarchie 
über  10  Millionen,  Deutschland  7-7  Millionen  Schafe.  (Übrigens  sind 
bekanntlich  alle  Schafwolle  in  bedeutendem  Umfange  verarbeitenden 
Länder  auf  den  Massenbezug  aus  Australien  und  Südamerika  angewiesen.) 


^)  Allerdings  wird  die  starke  Einfuhr  der  obersehlesischen  Kohle  auoh  durch 
den  geringeren  Heizwert  der  bisher  vorwiegend  in  Abbau  befindliehen  oberen 
Schichten  der  Krakau-Dabrowaer  Kohle  raitbewirkt  —  soweit  die  Verfrachtung  auf 
größere  Entfernungen  in  Betracht  kommt.  Nach  übereinstimmenden  Ansichten  der 
Geologen  und  Bergbautechniker  ist  in  zugänglichen  tieferen  Schichten  abbau- 
würdige hochkalorisehe  Kohle  in  großer  Menge  vorhanden. 
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Hertz'  Pessimismus  hinsichtlich  der  Armut  der  Monarchie  an 
mineralischen  Eohstoffen  findet  eine  Widerlegung  in  einem  Vortrage 
des  Prof.  Heinrich  in  den  »Beiträgen  zur  Wirtschaftskunde  Öster- 
reichs« (Wien-Leipzig  1911),  nach  welchem  die  Erzeugung  der  Mon- 
archie an  Mineralien  in  der  Mannigfaltigkeit  keinen  Kivalen  in  Europa 
findet,  in  der  Menge  bloß  von  England  und  Deutschland  überflügelt  wird. 

Hertz  hat  überhaupt  —  in  nicht  ganz  zutreffender  Weise  und 
gewiß  unwillkürlich  —  ungenügende  Entwicklung  als  ungenügende 
Kraft  aufgefaßt.  Zweifelsohne  ist  die  wirtschaftliche  Kraft  der  Monarchie 
viel  größer,  als  ihre  wirtschaftliche  Entwicklung. 

Im  Schöße  der  österreichisch-ungarischen  Industrie  bestehen 
unter  einzelnen  Territorialgruppen  größere  natürliche  Unterschiede,  als 
zwischen  den  am  stärksten  entwickelten  Gebieten  der  österreichischen 
Industrie  und  der  reichsdeutschen.  Insbesondere  sind  dies  Unterschiede 
zwischen  der  ungarischen,  beziehungsweise  in  noch  höherem  Maße 
zwischen  der  galizischen  Industrie  einerseits  und  der  westösterreichi- 
schen anderseits.  So  ist  es  auch  begreiflich,  daß  jene  zwei  Industrie- 
gruppen fürchten,  von  der  Herabsetzung  der  Zollschranken  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Deutschland  in  der  Zukunft  am  meisten  leiden 
zu  müssen,  und  infolgedessen  die  Erstellung  der  Zwischenzölle  auf 
Grund  der  diesbezüglichen  Maximaldifferenzen,  nicht  aber  auf  Grund 
jener  geringeren  Verschiedenheiten  fordern,  die  z.  B.  zwischen  der 
nordböhmischen  und  der  sächsischen  Industrie  bestehen. 

Die  Inferiorität  der  landwirtschaftlichen  Produktionsbedingungen 
der  Monarchie  im  Vergleiche  zu  Deutschland,  die  gleichfalls  in  hohem 
Ausmaß  vorhanden  ist,  ist  für  unser  Thema  von  untergeordneter  Be- 
deutung, da  Deutschland  in  der  landwirtschaftlichen  Produktion  bis 
auf  den  durch  das  Einfuhrscheinsystem  künstlich  genährten  Eoggen- 
export,  gleichwie  bis  auf  die  zeitweise  auftretende  Haferausfuhr,  durch- 
wegs große  Defizite  aufweist.  Allenfalls  sollen  Mittel  zur  Behebung 
oder  Ausgleichung  auch  dieser  Inferiorität  —  da  durch  dieselbe  die 
Konsumkraft  der  Monarchie  bezüglich  der  Industrieerzeugnisse  un- 
günstig beeinflußt  und  der  innere  Markt  künstlich  verkleinert  wird  — 
im  II.  Teile  dieser  Arbeit  besprochen  werden. 


Auf  den  ersten  Blick  scheinen  die  in  Betracht  kommenden  Un- 
gleichheitsmomente  eine   Einteilung  in    behebbare   und   unbehebbare 


141 

zuzulassen.  Eine  strenge  Abgrenzung  ist  jedoch  kaum  möglich. 
Eigentlich  gibt  es  unmittelbar  behebbare  und  unmittelbar  unbehebbare 
Ungleichheiten;  die  letzteren  sind  aber  auch  ausgleichbar,  d.  h.  mittelbar 
behebbar,  einerseits  im  Wege  der  künstlichen  Ausgleichung,  anderseits 
in  der  Summe  durch  solche  Vorteile,  die  in  anderen  Eichtungen  der 
österreichisch-ungarischen  Volkswirtschaft  von  der  Natur  aus  verliehen 
oder  gerade  durch  die  Änderung  des  Wirtschaftssystems,  im  Zusammen- 
hange mit  dem  Entstehen  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbtindnisses,  zu  er- 
zielen sind.  Die  Ausgleichung  solcher  nur  mittelbar  behebbarer  Un- 
gleichheiten soll  jedoch  erst  in  der  Gesamtbilanz  gesucht  werden. 
Die  Ausgleichungen  der  Ungleichheiten  sind  in  künstliche  und 
natürliche  einzuteilen.  Das  Wesen  der  künstlichen  Ausgleiehungsmitfel 
besteht  darin,  daß  sie  im  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisverhältnisse  mit 
Deutschland  nur  solange  angewendet  werden  sollen,  bis  sich  die  natür- 
liche Ausgleichung  vollzogen  haben  wird.  Zu  den  Mitteln  der  künst- 
lichen Ausgleichung  gehören: 

1.  Zwischenzölle; 

2.  zwischenstaatliche  Syndizierungen  und  Eayonierungen  einzelner 
Wirtschaftsbranchen  unter  dem  Patronat  des  Staates; 

3.  besondere  autonome  Maßregeln  der  Industrieförderung. 

Die  natürliche  Ausgleichung  besteht  in  der  Änderung  aller  jener 
sowohl  öffentlich-administrativer  als  auch  privatwirtschaftlicher  Ver- 
hältnisse, welche  die  Ungleichheit  bewirken  und  durch  eine  darauf 
gerichtete  Aktion  beseitigt  oder  gemildert  werden  können. 

In  dem  Momente,  in  welchem  das  Prinzip  der  vollen  Aus- 
gleichung der  tatsächlich  bestehenden  Ungleichheit  im  künstlichen 
Wege,  vor  allem  mit  Hilfe  von  Zwischenzöllen,  anerkannt  wird, 
wird  auch  die  den  Gegenstand  dieses  Kapitels  bildende  Einwendung 
der  Gegner  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  —  die  Einwendung 
der  Ungleichheit  der  Produktions-  und  Absatzbedingungen,  insbeson- 
dere der  Kosten  —  pro  praesenti  hinfällig.  Wenn  ferner  noch  das 
Prinzip  aufgestellt  wird,  daß,  solange  die  natürliche  Ausgleichung  nicht 
durchgeführt  ist,  Ausgleichungszwischenzölle  und  selbst  einige  Er- 
haltungszölle sowie  alle  sonstigen  Mittel  der  künstlichen  Ausgleichung 
in  Kraft  bleiben  (in  der  Theorie  für  einzelne  Artikel  eventuell  für 
immer)  —  so  daß  der  Abbau  der  Zwischenzölle  mit  der  faktischen 
Ausgleichung  Schritt  halten  müßte  —  dann  verliert  die  obige  Ein- 
wendung ihre  Bedeutung  auch  für  die  Zukunft. 
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Ein  Surrogat  der  Zwischenzölle  stellen  die  unter  staatlicher  Mit- 
wirkung zuwege  zu  bringenden  Syndizierungen  und  Eayonierungen 
einzelner  Wirtschaftsbranchen  im  Gesamtbündnisgebiete  dar.  Wie  es 
in  weiterer  Folge  zur  Darstellung  gelangen  wird,  dürften  dieselben, 
als  Ausgleichungsmittei,  im  Sinne  des  Schutzes  der  schwächeren 
Gruppen  gegen  die  stärkeren  noch  wirksamer  sein  als  Zwischenzölle; 
sie  dürften  auch,  dem  Anscheine  entgegen,  die  aligemeine  Ausgleichung 
der  Produktionskosten,  insbesondere  die  Herabsetzung  des  österreichischen 
Preisniveaus,  rascher  fordern,  als  der  im  Laufe  von  Jahren  und  Jahr- 
zehnten zu  vollziehende  Abbau  von  Zwischenzöllen.  Insbesondere  kann 
durch  Syndizierungen  dasjenige  verhindert  werden,  was  ungeachtet  der 
Zwischenzölle  —  falls  dieselben,  wie  es  projektiert  wird,  bloß  Ausgleichs- 
zölle sind  —  der  österreichisch-ungarischen  Industrie  sehr  gefährlich 
werden  könnte,  nämlich  eine  Schleuderkonkurrenz  deutscherseits,  die 
bei  Anwendung  des  Dumpingsystems  unter  ihren  Gestehungskosten 
nach  Österreich- Ungarn  liefern  würde. 

Demselben  (dem  letzteren)  Ziele,  ferner  dem  etwa  noch  erfor- 
derlichen Schutze  in  solchen  Fällen,  in  welchen  keine  Zwischenzölle 
und  auch  keine  Syndizierungen  bestehen  werden,  schließlich  der 
Sicherung  der  Ausnützung  natürlicher  Produktionsbedingungen  gegen 
das  egoistische  Interesse  der  syndizierten  Branchen  sollen  die  auch  im 
Zoll-  und  Wirtschaftsbtindnisse  beizubehaltenden  Maßnahmen  einer 
maßvollen  autonomen  Industrieförderung  in  einzelnen  Gebieten  dienen. 


Häutig  begegnet  man  (seitens  der  Zollunionsanhänger)  folgender 
Einwendung:  Falls  eine  vollständige  Verschmelzung  nicht  sofort  oder 
nicht  in  absehbarer  Zeit  gesichert  wird,  werde  sich  die  natürliche  Aus- 
gleichung nicht  vollziehen  können  und  die  meisten  Vorteile  des  großen 
gemeinsamen  Wirtschaftsgebietes  dürften  kaum  zu  realisieren  sein.  ^) 

Darauf  kann  zunächst  mit  dem  Hinweise  geantwortet  werden, 
daß  nach  dem  entwickelten  Projekte  gleich  mit  Beginn  des  Bündnis- 


')  Diehl  (a.  a.  0.)  fragt  gleichfalls,  was  von  der  ZoUgemeinsehaft  übrig 
bleiben  würde,  wenn  außer  den  Finanzzölltn,  den  Zöllen  auf  die  Verbrauehssteiier- 
artikel  und  Monopolgegenstände  noch  113  (nach  Matlekovits'  seinerzeitigem  Pro- 
jekte) und  vielleicht  mehr  industrielle  Zwischenzölle  zwischen  Österreich-Ungarn  und 
Deutschland  in  Kraft  zu  bleiben  hätten.  Vgl.  ferner  Eulenburg  in  Herkners 
Sammelwerk,  II.  Teil,  S.  11. 
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Verhältnisses  viele  wichtige  Zwischenzölle  fallen  oder  ermäßigt  werden 
sollen,  so  daß  viele  innerwirtschaftliche  Vorteile  des  neuen  Zollsystems 
unverzüglich  werden  realisiert  werden  können  (von  der  handelspoliti- 
schen Bedeutung  des  gemeinsamen  Auftretens  dem  Auslande  gegen- 
über abgesehen),  ferner  daß  für  häufige  Kevisionen  der  noch  in  Gel- 
tung bleibenden  Zollschranken  mit  der  Tendenz  der  stufenweisen  Be- 
seitigung derselben  vorgesorgt  werden  soll,  schließlich  daß  das  ZoU- 
und  Wirtschaftsbündnis  von  einer  Eeihe  wirtschaftlicher  Maßnahmen 
im  Geiste  der  Assimilierung  der  Verhältnisse  und  der  Besserung  der 
Lage  der  österreichisch-ungarischen  Produktion  begleitet  sein  muß. 
Gerade  diese  letzteren  Maßregeln  sind  dazu  bestimmt  und  wohl  auch 
imstande,  eine  wesentliche  natürliche  Ausgleichung  und  wirtschaftliche 
Stärkung  herbeizuführen,  noch  bevor  die  letzten  oder  die  vorletzten 
Zollschranken  gefallen  sein  werden.  Hiebet  ist  nochmals  zu  betonen, 
daß  die  Zollsätze  nur  relative  Bedeutung  haben ;  sie  sind  vielfach  das 
Gegengewicht  gegen  unnatürliche  Produktionskosten,  verkehrte  Steuer- 
veranlagungen, gegen  falsche  Verwaltungsmaßregeln,  gegen  irrationelle 
Tarife  usw.,  so  daß,  wenn  Eeformen  der  inneren  Wirtschaftspolitik  ge- 
lungen sein  werden,  die  Zollhöhe  sofort  minder  wichtig  wird. 

Allerdings  muß  in  der  Durchführung  der  natürlichen  Ausglei- 
chung ein  vollständiger  Parallelismus  herrschen.  Kein  einziges  von 
den  vorzuschlagenden  Ausgleichungsraitteln,  allein  angewendet,  kann 
die  erforderliche  Wirkung  erzielen.  Die  Ausgleichung  kann  nur  durch 
eine  Summenwirkung  erreicht  werden,  was  ein  Pendant  zu  folgender 
Tatsache  bildet:  Wenn  man  einzelne  Ungleichheitsraomente  in  Betracht 
zieht,  wird  Österreich-Ungarn  durch  jedes  einzelne  derselben  (z.  B. 
durch  höhere  Steuern  allein,  durch  höhere  Frachten  allein  u.  dgl.) 
nicht  wesentlich  konkurrenzunfähiger.  Auch  da  macht  es  die  Summe 
aus,  gleichwiq  die  Ktickwirkung  aller  Wirtschaftsbranchen  aufeinander. 

In  Anwendung  des  Solidarschutzsystems  bei  der  Erstellung  des 
österreichisch-ungarischen  Zolltarifes  wurde  häufig  ein  einzelner,  ver- 
hältnismäßig hoher  Zollsatz  auf  Halbfabrikate  oder  Hilfsmittel  der  Pro- 
duktion mit  der  Begründung  zugestanden,  daß  der  Verbrauch  der  Ver- 
brauchsindustrie kein  bedeutender  sei,  so  daß  sie  nicht  viel  draufzu- 
zahlen haben  werde,  was  auch  häufig  für  den  einzelneu  Fall  gestimmt 
haben  mag.  Durch  die  gleichzeitige  Anwendung  dieses  Systems  in 
einer  Reihe  von  Fällen  wurden  aber  die  Erzeugungskosten  der  Ver- 
brauchsindustrien ganz  wesentlich  verteuert. 
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Noch  kürzlich  hat  Prof.  v.  Philippovich  an  der  Hand  dessen, 
was  eine  Bevorzugung,  die  1853  der  Zollverein  und  Österreich  sich 
eingeräumt  haben,  geleistet  hatte,  sowie  dessen,  was  die  Bevorzugung 
Englands  durch  Kanada  der  englischen  Industrie  brachte,  den  Beweis 
versucht,  daß  Vorzugszölle  wenig  taugen.  Die  Ausfuhr  der  österreichi- 
schen Industrie  habe  sich  nach  1853  trotz  der  Bevorzugung,  die  sie 
in  Deutschland  genoß,  nur  ganz  geringfügig  gehoben  und  trotz  der 
Bevorzugung  Englands  durch  Kanada  sei  die  Ausfuhr  Deutschlands 
dahin  stärker  gewachsen  als  die  des  Mutterlandes,  i) 

DemgegenüberbemerktJulius  Wolf  in  »Das  neue  Deutsehland«  vom 
16.  Oktober  1915  ganz  richtig,  daß,  damit  Vorzugszölle  eine  Wirkung  haben, 
1.  die  Differenzierung  eine  große  sein  müsse  und  2.  natürliche  Voraus- 
setzungen der  Konkurrenzfähigkeit  vorhanden  sein  müssen. 

Darin  liegt  mittelbar  auch  die  Peststellung  der  Notwendigkeit 
des  Parallelismus  in  der  Ausgleichung  sämtlicher  bestehender  Un- 
gleichheiten mit  allen  möglichen  Mitteln.  Wir  müssen  aus  dem  cir- 
culus  vitiosus  heraus:  daß  wir  Produktionshemmungen  durch  Zölle 
ausgleichen,  um  uns  der  Konkurrenz  zu  erwehren,  daß  wir  aber  diese 
Hemmungen  nicht  los  werden,  weil  sie  durch  die  Zölle  immunisiert 
sind  —  zu  einer  solchen  Befreiung  führt  nur  der  Weg  einer 
parallelen  Aktion  auf  der  ganzen  Linie. ^) 


^)  In  der  Wirklichkeit  ist  in  der  Zeit  von  1903  bis  1911  die  Einfuhr  aus 
den  Zentralreiehen  nach  Kanada  von  40-5  auf  624  Millionen  Kronen  absolut  ge- 
stiegen, dagegen  relativ  von  3-2''/o  auf  2-47o  gefallen.  Gleichzeitig  ist  jedoch  auch 
die  Einfuhr  aus  England  von  24-67o  auf  22-47o  (trotz  der  Vorzugszölle)  zurück- 
gegangen, und  zwar  zugunsten  der  Einfuhr  aus  den  Vereinigten  Staaten. 
Übrigens  besagen  diese  beiden  Beispiele,  die  v.  Philippovich  für  die  geringe 
Leistung  der  Vorzugszölle  anführt,  nicht  viel.  Denn  im  Jahre  1903  war  Deutsehland 
im  Zollkriege  mit  Kanada,  der  1910  aufhörte;  natürlich  war  dann  1911  ein  besseres 
Jahr.  Auch  liefern  die  Vereinigten  Staaten  nach  Kanada  vielfach  Rohstoffe  und  land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse  in  großen  Mengen,  die  England  gar  nicht  liefern  kann, 
wie  Baumwolle,  Cottonöl,  Mais,  kalifornisches  Obst  usw.  Die  österreichische  Industrie 
wiederum  war  in  den  1850er  Jahren  gegenüber  der  deutsehen  so  unentwickelt  und 
rückständig,  daß  sie  eben    aus  den  Vorzugszöllen  nicht  viel  Nutzen  ziehen  konnte. 

2)  Auch  Spiethoff  spricht  in  seiner  in  Herkners  Sammelwerke  erschie- 
nenen Abhandlung  (Bd.  I,  S.  15)  in  einem  ähnlichen  Zusammenhange  von  einer 
Sackgasse,  in  welche  die  österreichisch-ungarische  Volkswirtschaft  geraten  ist 
und  welche  das  freie  Ausschreiten  versperrt.  »Hier  herauszukommen,  ist  der  Zoll- 
verband das  wirkungsvollste  und  schmerzloseste  Mittel.« 
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Selbstverständlich  muß  jede  wirtschaftspolitische  Annäherung, 
welche  auf  die  Dauer  wirksam  sein  soll,  eine  Arbeitsteilung  gegen- 
über dem  früheren  Zustande  mit  sich  bringen,  in  welchem  prinzipiell 
jeder  bestrebt  war,  alles  oder  möglichst  vieles  selbst  zu  erzeugen,  i) 
Jede  Konvention  ist  mit  einer  gewissen  Beschränkung  der  individuellen 
Freiheit  verbunden.  So  ist  die  natürliche  Ausgleichung  auch  nicht 
ohne  Opfer  durchzuführen,  die  sich  aus  der  Änderung  des  Wirtschafts- 
systems, insbesondere  aus  der  Arbeitsteilung  ergeben.  Zu  diesen  Opfern 
gehört  zunächst  ein  Verzicht  auf  staatliche  Forcierung  des  Entstehens 
neuer  Wirtschaftszweige,  wenn  sie  nicht  etwa  aus  natürlichen  Bedin- 
gungen heraus  von  selbst  entstehen  können  2);  ein  Verzicht  auf  den 
Weiterbestand  gewisser,  nicht  entwicklungsfähiger,  anämischer  Branchen ; 
ein  Verzicht  auf  die  weitere  Entwicklung  anderer  Branchen,  bei 
welchen  bloß  die  Notwendigkeit  der  Erhaltung  des  bereits  Bestehenden 
sich  aus  dem  allgemeinen  Wirtschaftsprogramme  oder  aus  exzeptionellen 
Eücksiehten  der  Sozialpolitik  ergeben  würde;  schließlich  ein  Verzicht 
gewisser  Branchen  auf  die  bisherige  (übermäßige)  Höhe  der  Gewinne. 

Damit  wird  nicht  gemeint,  daß  die  extensive  Entwicklung  der 
Industrie  im  allgemeinen  aufgehalten  werden  soll;  es  soll  jedoch  das- 
jenige, was  in  österreichischen  Kreisen  Ungarn  und  Galizien  so  oft, 
häufig  mit  Unrecht,  zum  Vorwurfe  gemacht  wurde,  in  der  Zukunft 
allgemein  vermieden  werden,  nämlich  das  Forcieren  des  Entstehens 
von  Zweigen,  für  welche  keine  natürlichen  Vorbedingungen  bestehen  — 
im  Interesse  der  Arbeitsteilung  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutsch- 
land, im  Interesse  der  Gemeinsamkeit  und  des  Einvernehmens,  folghch 
zum  Vorteile  der  Volkswirtschaft. 


^)  Nach  Spiethoff  (Herkners  Sammelwerk,  I.Teil,  S.  51)  sind  Zwischen- 
zölle nicht  dasselbe  wie  Tarifsätze  eines  Handelsvertrages.  »Der  Handelsvertrag  will 
mögliehst  günstige  Ausfuhrbedingungen  erreichen,  aber  immer  unbeschadet  der  zu 
wahrenden  Gliederung  der  eigenen  Gütererzeugung.  Der  Zollverband  gibt  volle 
Gliederung  auf  und  bewirkt  Arbeitsteilung  —  unbeschadet  des  Schutzes  kostbarer 
Anlagen  vor  plötzlicher  Wertvernichtung  mit  Hilfe  von  Zwischenzöllen,  die  auch 
die  Anpassung  rückständiger,  entwicklungsfähiger  Zweige  zu  ermöglichen  haben.« 
(S.  4.)  »Das  durch  den  Zollverband  entstehende  innigere  Verhältnis  der  Arbeits- 
teilung wird  die  Erzeugungskraft  und  Wettbewerbsfähigkeit  der  Monarchie  stärken.« 

2)  Es  gibt  aber  eine  ganze  Reihe  von  neuen  Wirtschaftszweigen,  die  auch 
ohne  besondere  staatliehe  Förderung  in  Österreich-Ungarn  gerade  unter  dem  Regime 
des  Zollbündnisses  werden  entstehen,  beziehungsweise  sich  gewaltig  entwickeln 
können,  z.  B.  die  wichtige  Luftstickstoffindustrie,  die  Verarbeitung  von  Obst  zu 
Marmeladen,  Jams  und  Konserven  u.  dgl. 

V.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I.  1^ 
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Der  österreichisch-ungarische  Zolltarif  weist  eine  Eeihe  von 
hohen  Positionen  auf,  die  geschaffen  wurden,  obwohl  eine  diesbezüg- 
liche Erzeugung  entweder  gar  nicht  oder  nur  im  verschwindend 
kleinen  Maße  bestand  und  das  Interesse  der  Verbrauchsindustrien  am 
billigen  Bezüge  der  betreffenden  Artikel  ein  bedeutendes  war.  So 
wurde  z.  B.  seinerzeit  ein  Zoll  auf  Zelluloid  wegen  der  bloßen  Mög- 
lichkeit der  Entstehung  einer  Fabrik  erstellt  und  im  späteren  Tarife 
belassen,  obwohl  die  verarbeitende  Industrie  eine  verhältnismäßig  be- 
deutende und  auf  dem  Exporte  aufgebaute  war.  Die  unter  ähnlichen 
Verhältnissen  zustande  gekommene  Zollbelastung  der  Kautschuklösung 
und  des  Kautschukteiges  hat  der  Kautschukindustrie  viel  mehr  ge- 
schadet als  genützt.  Unser  Zolltarif  schützte  seinerzeit  auch  Saiten, 
obwohl  die  Produktion  derselben  eine  minimale  und  das  Exportinteresse 
der  Musikinstrumentenerzeuger  ein  bedeutendes  war.  Trotz  des  abso- 
luten Mangels  einer  inländischen  Erzeugung  von  Gummifäden  wurde 
dieser  Artikel  mit  einem  Zollsatze  von  K  3'60  belastet,  woraus  sich 
natürlich  eine  Teuerung  der  Erzeugung  von  Gummiwebwaren  ergab. 
Allerdings  hat  dann  eine  von  den  Gummiwebwarenfabriken  die  Er- 
zeugung von  Gummifäden  aufgenommen,  ist  aber  nicht  imstande,  einen 
in  die  Wagschale  fallenden  Teil  der  ausländischen  Einfuhr  zu  ersetzen.  *) 

Daran  sieht  man,  daß,  wenn  man  alles  selbst  erzeugen  will,  die 
Gesamterzeugung  teurer  werden  muß.  Ein  klassisches  Beispiel  auf 
diesem  Gebiete  bilden  die  Teerfarben,  deren  Erzeugung  in  der  Mon- 
archie bis  auf  Alizarinprodukte  nach  der  Einführung  des  hohen  Wert- 
zolles von  127o  infolge  der  natürlich  übermächtigen  deutschen  Kon- 
kurrenz eingegangen  ist.  So  ist  überhaupt  in  der  chemischen  Industrie 
Österreichs  die  Produktion  verschiedener  Artikel  ohne  genügende  na- 
türliche Vorbedingungen  zu  einer  Zeit  leichtsinnig  aufgenommen  worden, 
als  die  Preislage  ausnahmsweise  eine  hohe  war.  Der  Verbilligung  der 
Produktion  Deutschlands  und  dem  damit  verbundenen  Preisfalie  konnte 
die  österreichische  Erzeugung  in  den  fraglichen  Artikeln  nicht  nach- 
kommen, woraus  sich  einerseits  eine  konstante  Anämie  der  betreffenden 
Zweige,  anderseits  ein  Zollschutz  ergab,  der  eine  Reihe  von  Verbrauchs- 
industrien belastete  und  ihre  Produktion  verteuerte. 


^)  In  Norwegen  und  Australien  hilft  man  sich,  anstatt  so  schädliche  Zölle 
zu  verwenden,  auf  andere  Weise:  Man  gewährt  für  weiter  zu  bearbeitende  Fabri- 
kate Zollfreiheit  so  lange,  bis  sich  eine  leistungsfähige  Fabrik  hievon  im  Lande 
befindet.  Dann  wird  die  Zollfreiheit  im  Verordnungswege  wieder  aufgehoben. 
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Der  neue  nordamerikanische  Underwoodtarif  bringt  in  vielfachen 
Beziehungen  den  Gedanken  zum  Ausdruck  —  denselben,  welcher  im 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisse  der  Monarchie  mit  Deutschland  eine 
weitgehende  Anwendung  finden  sollte  —  daß  nicht  alle  Erzeugungs- 
zweige geschützt  werden  sollen,  damit  durch  den  Schutz  des  Minder- 
wichtigen die  Entwicklung  des  Wichtigeren  nicht  gehindert  werde, 
und  daß  nicht  alles  im  Inlande  erzeugt  werden  muß,  was  erzeugt 
werden  könnte.  Auch  auf  dem  Gebiete  der  Industrie  ist  eine  inter- 
nationale Arbeitsteilung  das  Eichtige.  Je  kleiner  das  geschlossene  Wirt- 
schaftsgebiet, desto  begreiflicher  seine  Tendenz,  sich  womöglich  auf 
eine  industrielle  Autarkie  einzurichten,  um  die  große  Abhängigkeit 
vom  Auslande  zu  vermindern;  je  größer  aber  dasselbe,  desto  mehr  Raum 
für  die  praktische  Anwendung  der  Idee  der  internationalen  Arbeitsteilung. 

Schließlich  ist  zu  bedenken,  daß  im  Zoll-  und  Wirtschaftsbünd- 
nisse Deutsehland  eine  Reihe  von  österreichischen  Exportartikeln  wird 
zollfrei  aufnehmen  müssen,  für  welche  bisher  deutsche  Zölle  bestanden 
und  in  welchen  Österreich-Ungarn  konkurrenzfähiger  ist  als  die 
deutsche  Industrie.  Dafür  müssen  der  deutschen  Industrie  Kompensa- 
tionen geboten  werden,  die  sich  eben  aus  einer  neuen  vernünftigen 
Arbeitsteilung  und  aus  den  erwähnten  Verzichten  ergeben.  Allerdings 
ist  Deutschland  im  allgemeinen  stärker  und  kann  infolgedessen  dem 
Zustandekommen  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  leichter  Opfer 
bringen,  indem  es  daran  auch  ein  anderes  großes  Interesse  hat,  jenes 
der  Stärkung  seiner  politischen  und  handelspolitischen  Macht,  gleich- 
wie jenes  der  Stärkung  der  Anfnahmsfähigkeit  Österreich-Ungarns  für 
deutsche  Industrieartikel  —  mit  der  Zeit.  Ungeachtet  dessen  werden 
schon  im  ersten  Stadium  unmittelbare  Kompensationen  nicht  zu  ver- 
meiden sein.  Nach  dem  Gesagten  brauchen  diese  Kompensationen 
jedoch  keine  Schädigung  der  gesamten  österreichisch-ungarischen  Volks- 
wirtschaft mit  sich  zu  bringen,  da  für  dieselben  ein  genügender  Raum 
in  der  erwähnten  vorteilhaften  Arbeitsteilung  zu  finden  sein  wird.*) 

^)  Nach  Kellenberger,  »Zur  Theorie  von  Freihandel  und  Schutzzölle 
(»Weltwirtschaftliches  Archiv«,  Jänner  1916,  7.  Bd.,  Heft  1),  handelt  es  sich  bei  allen 
Handelsverträgen  darum,  welche  Ausdehnungsfähigkeit  diejenigen  Produktionszweige 
haben,  die  sich  an  Stelle  der  durch  fremde  Konkurrenz  verdrängten  hinein  schieben. 

Nach  Spiet  ho  ff  (a.  a.  0.  S.  26  u.  27)  sprechen  gegen  eine  Arbeitsteilung 
zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  keine  Bedenken  aus  der  allgemeinen 
Verfassung  ihrer  Volkswirtschaften  und  das  ganz  besonders,  wenn  sie  auf  einem 
Zollverband  mit  vorläufigen  Zwischenzöllen  aufgebaut  ist.  Für  eine  ausgiebige  und 

10* 
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Der  Umfang  und  Charakter  der  fraglichen  Kompensationen  wird 
aus  der  Besprechung  der  Situation  einzelner  Branchen  im  IL  Teile 
dieser  Arbeit  ersichtlich  werden. 

Eine  mit  der  obigen  identische  Auffassung  ist  in  vielen  Äuße- 
rungen festzustellen,  die  über  die  wirtschaftliche  Annäherang  der 
Monarchie  an  Deutschland  in  der  letzten  Zeit  gefallen  sind.  Aus  dem 
Artikel  des  Präsidenten  der  Brtinner  Handelskammer,  Freiherru  von 
Haupt,  in  der  »Neuen  Freien  Presse«  vom  8.  November  191ö  ist 
folgender  Passus  anzuführen: 

»Gegentiber  solchen  überragenden  Vorteilen  kann  es  unmöglich 
schwer  in  die  Wagschale  fallen,  wenn  durch  diese  Neuordnung  der 
wirtschaftspolitischen  Verhältnisse  einzelne  Existenzen  geschädigt 
werden  sollten.  Noch  niemals  ist  eine  große  Reform  durchgeführt 
worden,  ohne  daß  gewisse  Opfer  hiefür  gebracht  worden  wären. 

Kann  die  wirtschaftliche  Existenz  einiger  weniger  ein  ernstliches 
Hindernis  bilden  für  die  Durchführung  eines  großartigen,  für  die  ge- 
samte Volkswirtschaft  segensreichen  Planes?  Nein,  daran  darf  er  nicht 
scheitern,  zumal  ja  die  Möglichkeit  gegeben  sein  wird,  die  in  ihrer 
Existenz  Bedrohten  auf  irgend  eine  Weise  zu  entschädigen.  Die  öster- 
reichische Industrie  würde  den  Vorwurf  unbegreiflicher  Kurzsichtigkeit 
auf  sich  laden,  wollte  sie  sich  hier  von  kleinlichen  Privatrücksichten 
leiten  lassen.  Der  große  Krieg  hat  uns  aus  der  Kleinlichkeit  der  Kirch- 
turmpolitik der  letzten  Jahrzehnte  herausgerissen  —  nun  müssen  wir 
auch  wirtschaftspolitisch  in  Kontinenten  zu  denken  uns  angewöhnen.« 

In  Szterenyis  Vortrag  (im  Klub  der  Industriellen)  vom  18.  No- 
vember 1915  finden  wir  folgende  These:  »In  der  Gesamtheit  der  in- 
dustriellen Produktion  muß  der  Ausgleich  der  industriellen  Interessen 
gesucht  und  gefunden  werden.«  Daran  gliedert  sich  eine  weitere 
Äußerung  Szterenyis  in  »Dorns  volkswirtschaftlicher  Wochenschrift« 
Nr.  1649  vom  17.  September  1915: 

»Nur  sollen  unsere  Interessenten  dabei  nicht  kleinlich  sein. 
Die  Lehren  dieses  schrecklichen  Weltkrieges  müssen  abgeleitet  werden. 
Wer  sich  denen  verschließen  will,  wird  es  nur  zum  eigenen  Schaden 
tun  können.   Eine  dieser  Lehren   aber  wird  es  sein,   daß   die  Staaten 


fruchtbare  Arbeitsteilung  ist  es  nicht  erforderlich,  daß  die  zwei  Länder  etwa  so 
zueinander  stellen  wie  Agrar-  und  Industriestaat.  Auch  sehr  ähnliche  oder  so  gut 
wie  gleichstehende  Volkswirtschaften  können  eine  wirksame  Arbeitsteilung  eingehen 
(Beweis:  der  rege  Austausch  zwischen  England  und  Deutschland). 
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der  Zentralmächtegruppe  auch  in  wirtschaftlicher  Beziehung  künftig- 
hin möglichst  geschlossen  dastehen  werden  müssen,  um  sich  der 
Welt  von  Feinden  gegenüber  behaupten  zu  können.  Diese  Notwendig- 
keit wird  für  Deutschland  ebenso  bestehen  wie  für  Österreich  und 
Ungarn.  Für  ims  —  als  schwächeren  Teil  —  mehr  als  für  Deutschland. 

Diese  Tatsache  müssen  wir  uns  bei  Behandlung  dieser  Ange- 
legenheit vergegenwärtigen,  und  wenn  wir  es  tun,  werden  wir  auch 
nicht  in  den  Fehler  verfallen,  dabei  kleinlich  zu  sein.« 

Der  Aufforderung  Szterenyis,  nicht  kleinlich  zu  sein,  werden 
nur  wenige  unmittelbare  Interessenten  folgen.  Die  meisten  müssen, 
der  menschlichen  Natur  zufolge,  kleinlich  sein.  Die  Gesamtheit  wird 
die  Notwendigkeit  von  Opfern  wohl  anerkennen,  jedoch  kein  einzelner 
wird  selbst  das  Opfer  sein  wollen,  nicht  nur  soweit  es  sich  um  seine 
wirtschaftliche  Existenz,  sondern  selbst  soweit  es  sich  nur  um  einen 
Verzicht  auf  einen  größeren  Gewinn  handeln  wird.  So  darf  die  Ent- 
scheidung über  die  durch  das  Zustandekommen  des  Zollbündnisses 
bedingten  Verziehte  und  Opfer  gleichwie  selbst  eine  stärkere  Beein- 
flussung dieser  Entscheidung  in  die  Hände  der  Interessenten  nicht  ge- 
legt werden.  Sie  muß  —  allerdings  nach  Anhörung  der  Interessenten  — 
denselben  im  Namen  des  höheren  Gesamtinteresses  aufgenötigt  werden. 

Bei  Pistor  (a.  a.  0.  S.  159)  finden  wir  folgende  auf  diesen 
Gegenstand  bezughabende  Bemerkungen: 

»Gewiß  wird  es  Betriebe  und  Branchen  geben,  die  sich  bei 
einer  weitgehenden  Verständigung  mit  Deutschland  gegenüber  den 
über  günstigere  Vorbedingungen  oder  bessere  Organisationen  ver- 
fügende Betriebe  und  Branchen  Deutschlands  nicht  behaupten  können. 
Aber  wie  im  Kriege,  wo  es  Leben  und  Gesundheit  galt,  wo  das 
Interesse  des  einzelnen,  ohne  auch  nur  im  geringsten  Rücksieht  zu 
finden,  hinter  die  Interessen  der  Allgemeinheit  zurückgesetzt  werden 
mußte  und  wurde,  gilt  dies  hier  bei  der  wichtigen  Frage  der  wirt- 
schaftlichen Auseinandersetzung  mit  Deutschland  mindestens  in 
gleichem  Maße.  Staat  und  Allgemeinheit  werden  auch  hier  Mittel 
und  Wege  finden,  um  bei  aussichtslos  ungünstiger  Sachlage  —  wo- 
bei es  sich  ja  doch  nur  um  Ausnahmen  handeln  dürfte  —  einzu- 
greifen und  einen  Ausgleich  durch  Gewährung  von  besonderem 
Schutz  herbeizuführen.  Eingriffe  in  die  Privatinteressen  sind  ja  schon 
während  des  Krieges  in  weitem  Ausmaße  vorgekommen  und  die  Be- 
völkerung hat  sich  daran  gewöhnt.  Ähnliche  Folgen  sind  auch  früher 
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häufig  eingetreten,  z.  B.  zur  Zeit,  wo  in  den  meisten  Erwerbszweigen 
der  Handbetrieb  durch  den  Maschinenbetrieb  ersetzt  wurde.« 

Klein  schreibt  in  der  »Kulturgemeinschaft  der  Vollmer  nach 
dem  Kriege«,  S.  99:  »Es  wäre  sehr  unangebracht,  die  selbständigen, 
um  die  Gesamtinteressen  unbekümmerten  Wirtschaftsziele  einzelner 
Oruppen  von  Privatwirtschaften  gerade  in  dem  Augenblicke  hervorzu- 
kehren, wo  viele  Tausende  anderer  Privatwirtschaften  ihre  Ziele  in  der 
Form  von  Opfern  an  Gut  und  Blut  dem  Staate  hingeben  müssen  und 
dies  ohne  Murren  tun  und  ohne  Gegenleistungen  zu  beanspruchen.« 

Es  hieße  jedoch  den  unmittelbaren  Interessenten,  insbesondere 
den  Industriellen,  Unrecht  tun,  wenn  man  sie  per  Bausch  und  Bogen 
der  Kleinlichkeit  ziehe.  Angenehm  berührt  wird  man  vom  Artikel  des 
Großindustriellen  Meinl  in  der  »Zeit«  vom  7.  August  1915,  insbe- 
sondere von  folgender  Stelle: 

»Wenn  man  somit  erwägt,  daß  heute  trotz  des  hohen  Schutz- 
zolles Kakao  und  Schokolade  aus  der  Schweiz,  dann  Cakes  aus  Eng- 
land, Frankreich  und  ebenfalls  aus  der  Schweiz  eingeführt  werden, 
so  erscheint  es  fast  unmöglich,  daß  diese  Industriezweige  in  der 
Monarchie  in  Zukunft  bei  Beseitigung  der  deutsch-österreichischen 
Zollschranken  deutscher  Konkurrenz  standhalten  können. 

Will  man  aber  nicht  mit  Eecht  kleinlich,  engherzig  und  selbst- 
süchtig gescholten  werden,  so  darf  man  sich  diesem  großen  Problem 
nicht  zuerst  vom  Standpunkt  der  eigenen  Industrie  zuwenden,  son- 
dern muß  weiterblicken  und  bedenken,  daß  ein  Geschäft,  eine  In- 
dustrie niemals  für  sich  allein  in  einem  Staate  existieren  kann.  Sie 
braucht  die  Unterstützung  und  Förderung  aller  anderen  Bevölkerungs- 
kreise, sie  braucht  zunächst,  um  Absatz  für  ihre  Erzeugnisse  zu  finden, 
eine  kaufkräftige  Bevölkerung.  Darüber  obwaltet  ja  kein  Zweifel,  daß, 
je  enger  wir  uns  wirtschaftlich  an  Deutschland  ansehließen,  die  ge- 
samte Bevölkerung  nach  jeder  ßichtung  daraus  Nutzen  ziehen  und 
desto  leichter  imstande  sein  wird,  die  Industrien  und  Gewerbe,  die 
im  Lande  bestehen,  zu  beschäftigen.« 

Zur  Ergänzung  obiger  Stimmen  sei  hier  noch  die  Äußerung 
Haushalters  in  der  bayrischen  Handelszeitung  Nr.  9  und  10  ex  1915 
wiedergegeben: 

»Eine  solche  Vereinigung  konnte  damals  nicht  allen  beteiligten 
Erwerbszweigen  nur  Vorteile  bringen  und  würde  es  auch  dieses  Mal 
nicht;   allein   der  leitende   Gedanke   muß   doch   wohl  wie  damals  so 
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heute  der  bleiben,  daß  durch  die  Vereinigung  der  großen  gemeinsamen 
Sache  genützt  wird.  Wer  ein  wirtschaftliches  Verhältnis  zwischen 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn  nur  auf  der  Grundlage  aufbauen 
wollte,  daß  es  jedem  etwas  bringt  und  niemandem  schaden 
soll,  würde  besser  ganz  davon  absehen;  freilich  müßte  er  dann  folge- 
richtig auch  ein  Gegner  der  deutschen  wirtschaftlichen  Einheit  sein; 
diese  kann  es  auch  nicht  jedem  recht  machen  und  auch  in  ihr  bleiben 
die  wirtschaftlichen  Interessen  des  Südens  bisweilen  einmal  ganz  andere 
als  die  des  Nordens  (siehe  z.  B.  die  Gerstenzollfrage).  Allein  der  Blick 
bleibt  eben  in  solchen  Fragen  nach  außen  auf  das  Gesamtinteresse  der 
Gemeinschaft  gegenüber  den  dritten  Staaten,  dem  Auslande,  gerichtet. « 

Schließlich  hielt  es  der  neue  österreichische  Handelsminister 
Dr.  V.  Spitzmüller  für  notwendig,  in  seiner  am  7.  Dezember  1915, 
anläßlich  des  Amtsantrittes  gehaltenen  Ansprache  die  künftige  Pro- 
duktionspolitik so  zu  definieren,  daß  sie  >  Werte  zum  Opfer  bringen 
muß,  um  neue  Kräfte  zu  erzeugen«.  Ein  so  erfahrener  und  vielseitiger 
Wirtschaftspolitiker,  wie  es  Exzellenz  v.  Spitzraüller  ist,  konnte 
'darunter  finanzielle  Opfer  des  Staates  allein  nicht  verstehen,  sondern 
mußte  auch  an  volkswirtschaftliche  Opfer  denken,  die  durch  eine  neue 
Arbeitsteilung  entstehen  werden.^) 

Übrigens  muß  in  den  meisten  von  den  durch  die  neue  Arbeits- 
teilung »bedrohten«  Branchen  nicht  unbedingt  ein  Ruin  derselben 
herbeigeführt  werden.  Vielfach  wird  bloß  eine  ümschaltung  die  Folge 
der  Änderung  des  Zollsystems  sein.  So  wird  sich  z.  B.  die  Hut- 
erzeugung, welche  in  Haarhüten  der  deutschen  überlegen,  in  Woll- 
hüten dagegen  schwächer  ist,  auf  die  Erzeugung  von  Haarhüten  in 
größerem  Umfange  verlegen  müssen.  (Übrigens  scheint  sich  der  öster- 
reichische Verein  der  Hutfabrikanten  bereits  damit  abgefunden  zu 
haben,  indem  er  in  seinem  letzten  Beschlüsse  für  das  Zoll-  und  Wirt- 
schaftsbündnis mit  Deutschland  und  flir  wechselseitige  Herabsetzung 
der  Zölle  eintritt,)  Ebenso  wird  jene  oben  erwähnte  Fabrik  der 
Gummiwebwarenbranche,    welche   bisher   Gummifäden  erzeugte,    die- 


*)  V.  Spitzmüllers  Äußerung  stellt  sieh  als  eine  Paraphrase  der  Li  st- 
achen Begründung  des  Schutzzollsystems  dar,  wornach  »Werte  geopfert  werden 
müssen,  um  Kräfte  zur  Erzeugung  neuer  Kräfte  zu  gewinnen«.  In  dieser  Passung 
ist  das  List  sehe  Argument  zur  Begründung  der  Notwendigkeit  von  Verziehten 
und  Opfern  seitens  jedes  einzelnen  der  verbündeten  Reiche  im  Zoll-  und  Wirtsehafts- 
bündnisse  vollinhaltlich  zu  verwenden. 
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selben  aus  Deutschland  zu  einem  Preise,  der  infolge  der  Aufhebung 
des  Zollschutzes  niedriger  sein  dürfte,  als  die  eigenen  Erzeugungs- 
kosten, beziehen  und  dafür  ihre  Produktion  von  Gummi  web  waren  in 
die  Höhe  bringen.  Für  solche  Umschaltungen  soll  eben,  wo  es  mit  dem 
Interesse  der  gesamten  Volkswirtschaft  verträglich  sein  wird,  eine  Über- 
gangszeit mit  rasch  abzubauenden  Zwischenzöllen  geschaffen  werden. ') 
Jedenfalls  müssen  die  besagten  Opfer  in  der  Summe  in  einem 
richtigen  Verhältnisse  zu  den  Vorteilen  (ebenfalls  in  der  Summe) 
stehen.  Es  muß  hiebei  das  ökonomische  Prinzip  der  Erreichung  des 
größten  Erfolges  mit  geringsten  Mitteln  die  möglichst  volle  Anwendung 
finden.  Die  Prinzipien  eines  solchen  Ausgleiches  der  Vorteile  und  Nach- 
teile, der  Opfer  und  Gewinne  sind  schon  im  allgemeinen  aus  dem  an 
einer  anderen  Stelle  vorgeschlagenen  Charakter  der  künftigen  Zolltarife 
zu  entnehmen  und  werden  im  II.  Teile  dieser  Arbeit  aus  Anlaß  der  Be- 
sprechung der  Lage  einzelner  Branchen  noch  besser  ersichtlich  werden. 

h)  Zwischenzölle  als  künstliches  Ausgleichung smittel. 

Es  sei  hier  unter  Berufung  auf  frühere  Ausführungen  kurz 
daran  erinnert,  daß  Zwischenzölle  bloß  der  Ausgleichung  der 
wirklichen  Unterschiede  der  Produktionskosten  (im  weiten  Sinne  des 
Wertes)  und  nur  ausnahmsweise  der  Erhaltung  einzelner  Zweige 
dienen,  und  daß  sie  nach  Maßgabe  der  tatsächlichen  Ausgleichung 
abgebaut  werden  sollen.     Wie  ebenfalls  bereits  oben  erwähnt  wurde, 


^)  Die  »Umsehaltung«  wird  noch  durch  folgende  Entwicklung  der  faktischen 
Verhältnisse  in  der  ersten  Zeit  nach  dem  Kriege  erleichtert  werden:  Unmittelbar 
nach  dem  Kriege  dürfte  noch  durch  ein  bis  zwei  Jahre  eine  Zeit  stark  sehwan- 
kender Preisbewegungen  auf  einer  verhältnismäßig  (gegenüber  der  Zeit  vor  dem 
Weltkrieg)  hohen  Preisgrundlage  kommen.  Während  dieser  Zeit  werden  wohl  die 
meisten  Unternehmer  geradeso  wie  während  des  Krieges  imstande  sein,  gut  zu  ver- 
dienen. Unter  solchen  Umständen  dürfte  während  dieser  Zeit  die  Handhabung  von 
Zöllen  für  die  Verbraucher  jedenfalls  eine  schwere  weitere  Last,  aber  für  die 
Unternehmer  ziemlieh  belanglos  sein.  Überhaupt  hat  der  ganz  unerwartet  lange 
währende  Krieg  und  die  während  seiner  Dauer  vorgenommene  Umorganisierung 
vieler  Industrien  die  meisten  Produktionsgrundlagen  in  Österreich-Ungarn  und  in 
Deutschland  derart  verschoben,  daß  man  sozusagen  für  jeden  einzelnen  Zollsatz 
eine  neue  Rechtfertigung  wird  verlangen  können.  Besonders  die  metallurgischen 
und  Maschinenindustrien  sind  wohl  gerade  durch  die  ihnen  aufgezwungenen  Kriegs- 
arbeiten leistungsfähiger  und  großzügiger  geworden,  als  sie  vorher  waren.  Audi 
wird  die  Einfuhrverhinderung  durch  das  Agio  einem  tüchtigen  Zollschutze  gleich- 
kommen. So  beschaffen  wird  die  hochwichtige  Übergangszeit  sein. 


153 

sollen  Zwischenzölle  nur  ausnahmsweise  zur  künstlichen  Erziehung 
gewisser  Erzeugungszweige  im  geraeinsamen  Interesse  der  Zentralreiche 
dienen,  soweit  es  sieh  um  jene  Materialien  handelt,  deren  möglichst 
große  Erzeugung  im  Gesamtgebiete  vom  Standpunkte  einer  eventuellen 
Kriegführung  erwünscht  erscheint.  Naturgemäß  läßt  sich  über  den  Ab- 
bau von  Zwischenzöllen  in  diesem  letzteren  Falle,  gleichwie  bei  den 
exzeptionellen  Erhaltungzwischenzöllen,  im  Voraus  nichts  Positives  sagen. 
Sonst  kann  es  nicht  Aufgabe  der  gegenwärtigen  Arbeit  sein,  die 
Höhe  sowie  die  Abbautermine  aller  einzelner  Zwischenzölle  in  Vorschlag 
zu  bringen.  Gewisse  Schlüsse  dafür  ergeben  sich  aus  den  oben  dargestellten 
Prinzipien  der  künftigen  Zolltarife  und  werden  a  contrario  aus  der  im 
II.  Teile  vorzunehmenden  Untersuchung  abgeleitet  werden  können,  welche 
Zölle  im  Zwischenverkehre  zu  entfallen  oder  ermäßigt  zu  werden  haben. 

c)   Syndizierungen   und   Rayonierungen    der   Industrie   als   künstliches 

Ausgleichungsmittel. 
Bei  genauer  Untersuchung  einzelner  Branchen  stellt  es  sich  heraus, 
daß  es  bei  vielen  derselben  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  ra- 
tioneller sein  wird  —  anstatt  zu  ihrem  Schutze,  das  ist  zur  Ausgleichung 
ihrer  ungünstigen  Produktionsbedingungen,  Zwischenzölle  zu  belassen  — 
die  Zollschranken  überhaupt  aufzuheben  und  anstatt  derselben  Syndi- 
kate, die  das  Gesamtgebiet  der  verbündeten  Eeiche  umfassen  würden, 
eventuell  über  Initiative  und  nötigenfalls  unter  dem  Drucke  der  Staats- 
gewalten ins  Leben  zu  rufen,  gleichzeitig  aber  die  Staatsgewalten  mit 
weitgehenden  Eechten,  in  das  innere  Kartelleben  einzugreifen,  auszu- 
statten. Selbstredend  wäre  die  Initiative  der  Staatsgewalten  nur  dann 
notwendig,  wenn  solche  volkswirtschaftlich  notwendige  Syndizierungen 
nicht  von  selbst  zustande  kommen  würden  —  wie  es  mutmaßlich  in 
Eisen  und  in  manchen  anderen  Branchen  der  Fall  sein  dürfte.') 


^)  Pistor  (a.  a.  0.  S.  164)  glaubt,  daß  viele  zwischenstaatliche,  österreichiseh- 
UDgariseh-deutsche  Syndiliate  (z.  B.  in  Eisen)  von  selbst  entstehen  werden.  Sonst 
sollen  Outsiders  vom  Staate  verhalten  werden,  in  loyale  Kartelle  einzutreten. 

Iiu  Weihnaehtsartikel  der  »Neuen  Freien  Presse«  meint  der  Direktor  der 
Deutsehen  Bank,  Präsident  v.  Gw inner,  die  etwaigen  Nachteile  einer  Zollgemein- 
sehaft  Österreich-Ungarns  mit  Deutsehland  zuungunsten  der  österreiehiseh-unga- 
risehen  Industrie  könnten  durch  gemeinsame  Kartelle  beseitigt  werden. 

Nach  Ansieht  des  Großindustriellen  Alois  Beich  (»Neue  Freie  Presse«  vom 
20.  Jänner  1916)  werden  Verständigungen    von  Syndikat   zu  Syndikat   nach  dem 
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Ein  Vorteil  solcher  Syndizierungen  im  Vergleiche  zu  den  Zwischen- 
zöllen würde  schon  darin  liegen,  daß  bei  der  Erstellung  von  Zwischen- 
zöllen en  detail  die  Gefahr  der  Überschätzung  der  Ungleichheiten 
in  weitem  Maße  bestehen  -würde,  wodurch  die  Erzielung  der  Aus- 
gleichung in  gen  er  e  in  jenem  Umfange,  in  welchem  dies  schon  im 
ersten  Stadium  des  Zollbündnisses  erforderlich  und  mögUch  wäre,  ver- 
hindert werden  könnte.  Dagegen  könnten  bei  einer  fest  organisierten 
Staatskontrolle  über  zwischenstaatliche  Kartelle  Garantien  geschaffen 
werden,  daß  die  Preis-  und  Produktionspolitik  der  Syndikate  dem  volks- 
wirtschaftlichen Ziele  der  Ausgleichung  nicht  etwa  entgegenarbeite,  anstatt 
der  Verbilligung  der  weiteren  Produktion,  des  Konsums  und  der  Lebens- 
haltung, folglich  auch  einer  Vergrößerung  der  Produktion  zuzustreben. 
Ferner  sei  hier  vriederholt,  daß  mit  Zwischenzöllen,  welche  nur 
der  wirklichen  Ausgleichung  dienen  sollen,  solchen  Situationen  nicht 
vorgebeugt  werden  könnte,  welche  durch  das  Eindringen  einer  Schleuder- 
konkurrenz aus  dem  zweiten  Bündnisgebiete  mit  Preisen,  die  unter  den 
Gestehungskosten  liegen,  entstehen  würden.  Sollte  aber  die  Höhe  der 
Zwischenzölle  —  nach  Analogie  des  Außenzoll tarifes  —  auch  auf  solche 
Fälle  gewissermaßen  im  Voraus  zugeschnitten  werden,  so  würde  man  von 
der  Hochschutzpolitik  im  Zwischenverkehr  nie  abkommen.  Dagegen  sind 
Syndizierungen  ein  unbedingt  wirksames  Mittel  gegen  derlei  Übergriffe- 
ln einer  der  wichtigsten  Beziehungen  wirken  Syndizierungen  wie 
Zwischenzölle,  jedoch  sicherer  als  letztere,  sogar  unbedingt  sicher.  Sie 
bringen  dem  Bestehenden,  insbesondere  dem  Schwachen  und  Kleinen, 
vollen  Schutz  (was  vorliegendenfalls  vorwiegend  im  Interesse  der  öster- 
reichisch-ungarischen Industrie  hegen  würde)  gleichwie  die  Sicherung 
der  gleichmäßigen  Entwicklung,  während  doch  ohne  eine  solche 
Sicherung  manchen  Zweigen  der  österreichisch-ungarischen  Industrie  im 
Falle  der  vollständigen  Aufhebung  der  Zollschranken  die  Erdrückung 


Kriege  durch  die  außerordentliche  Konjunktur,    insbesondere   durch   die   gewaltige 
Preissteigerung,  wesentlich  erleichtert  werden. 

Vgl.  auch  Freih.  v.  Kalehberg  in  der  »Neuen  Freien  Presse«  vom 
2,  Februar  1916 :  »Und  doch  geht  die  allgemeine  Strömung  auch  in  den  Kreisen 
der  österreichischen  Industrie  nach  der  Annäherung  hin.  Um  diese  erträglich  zu 
gestalten,  werden  wohl  alle  wichtigeren  Industriegruppen  der  drei  Staaten  vorher 
Vereinbarungen  unter  staatlicher  Aufsicht  treffen  müssen,  durch  welche  sie  sich 
Preise  und  innere  Absatzgebiete  garantieren;  dann  tritt  der  eventuell  aufrecht  zu 
belassende  ZwisehenzoU  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  als  minder- 
wichtig in  den  Hintergrund.« 
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durch  die  übermächtige  deutsche  Konkurrenz  und  ein  gewaltiger  Rück- 
gang der  Produktion  drohen  würde.') 

Im  Schöße  der  geraeinsamen,  zwischenstaatlichen  Syndikate 
müßte  der  Unterschied  der  Produktionskosten  in  der  Regel  durch 
Absatzrayon ierungen  und  Rayonspreisbestimmungen  —  bei  strammer 
Organisation  des  Handels,  wie  sie  z,  B.  in  der  Eisenbranche  in  An- 
lehnung an  das  Eisenkartell  schon  jetzt  besteht  —  ausgeglichen 
werden.  2)  Sollte  die  Rayonierung  im  Hinblicke  auf  die  Natur  der 
Branche  unmöglich  sein,  dann  müßten  die  bestehenden  Ungleich- 
heiten der  Produktionskosten  auf  das  gemeinsame  Syndikatskonto  ge- 
nommen werden,  wie  dies  ohnehin  häufig  vorkommt.  (Zur  Zeit  der 
Kartellenquete  kostete  Zement  beinahe  gleichmäßig  zirka  Z'4'35  im 
ganzen  Staatsgebiete,  da  jede  Warenmenge  in  jeder  Ortschaft  einen 
beinahe  gleichmäßigen  Frachtzuschlag  von  80  bis  90  K  zu  tragen  hatte 
und  die  Fraehtdififerenzen  auf  das  Kartellkonto  genommen  wurden.)  In 
solchen  Fällen  müßten  in  manchen  Fällen  die  Deutschen  einen  Teil  der 
Belastung  mit  den  höheren  österreichischen  Produktionskosten  auf  sich 
nehmen  —  im  Interesse  der  Hebung  des  allgemeinen  Konsums,  folglieh 
auch  der  Produktion  im  gemeinsamen  Wirtschaftsgebiete.  (Als  stärker 
könnten  die  Deutschen  solche  Opfer  leichter  auf  sich  nehmen  —  um  so 
mehr,  als  sich  dieselben  im  Hinblicke  auf  die  letzterwähnten  Momente 
als  eine  fruchtbringende  Investition  für  die  Zukunft  darstellen  würden.)') 


^)  Vgl.  ähnliche  grundsätzliche  Anschauungen  des  Dr.  Karl  ürban  im 
Industrieratsreferate  über  die  Kartellfrage  vom  Jahre  1901  (»Verhandlungen  der  vom 
k.  k.  Handelsministerium  veranstalteten  Kartellenquete«,  Wien  1912,  S,  125),  sowie 
Pistor  (a.  a.  0.  S.  164). 

^)  Eventuell  könnten  hie  und  da  Kontingentierungen  der  wechselseitigen 
Einfuhrmengen  vorgenommen  werden.  Eine  solche  Kontingentierung  bildet  die 
Grundlage  des  gesetzlieh  geregelten  Zwischenverkehres  in  Zucker  zwischen  Öster- 
reich und  Ungarn.  Dasselbe  Prinzip  ist  in  einer  anderen  Weise  für  den  Spiritus- 
zvvischenverkehr  in  Anwendung  gebracht  worden. 

^)  Diese  Zukunftsehancen  werden  von  Eulenburg  (in  dem  von  Herkner 
herausgegebenen  Sammelwerke  des  Vereines  für  Sozialpolitik,  II.  Teil,  S.  101)  un- 
richtigerweise übersehen,  indem  er  solchen  zwischenstaatlichen  Kartellen  nur  die 
Fähigkeit  zuschreibt,  die  schwächere  österreichisch-ungarische  Industrie  gegen  die 
stärkere  deutsche  zu  schützen,  die  günstige  Beeinflussung  des  österreichisch-unga- 
rischen Preisniveaus  jedoch  und  die  Steigerung  des  Konsums,  hiemit  auch  der  Aus- 
fuhr aus  Deutsehland  nach  der  Monarchie,  als  die  für  weitere  Zukunft  zu  er- 
wartende Wirkung  zwischenstaatlicher  Kartelle,  in  Abrede  stellt. 
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Gegen  das  obige  System  können  —  vom  Eingreifen  des  Staates 
an  und  für  sich  abgesehen,  welches  so  manchen  als  zu  weitgehend 
scheinen  dürfte,  wovon  aber  noch  später  die  Rede  sein  wird  —  fol- 
gende Einwendungen  erhoben  werden: 

1.  Die  natürliche  allgemeine  Ausgleichung  des  Preisniveaus 
könnte  durch  das  Syndizierungssystem  zumindest  in  demselben  Maße 
paralysiert  werden,  wie  durch  Zwischenzölle; 

2.  es  sei  aber  wahrscheinlich,  daß  diese  letztere  ungünstige  Wir- 
kung beim  Syndizierungssysteme  in  'einem  höheren  Grade  eintreten 
würde,  als  bei  den  Zwischenzöllen,  weil  bei  freier  Konkurrenz  die  nied- 
rigeren Zwischenzölle  in  vollem;  Umfange  häufig  nicht  ausgenützt 
würden,  durch  die  zwischenstaatlichen  Syndikate  aber  die  volle  Aus- 
nützung der  höheren  Außenzölle  erleichtert  und  die  Möglichkeit  einer 
lebhaften  weiteren  Entwicklung  der  betreflfenden  Branchen  in  dem  einen 
oder  in  dem  anderen  der  beiden  verbündeten  Reiche  ausgeschlossen  wäre; 

3.  das  Syndizierungssystem  könnte  nicht  nur  die  Herabsetzung 
des  allgemeinen  Preisniveaus  verhindern,  sondern  auch  eine  qualitative, 
technische  und  kommerzielle  Verknöcherung  der  Industrie  bewirken. 

Alle  diese  Einwendungen  sind  nicht  stichhältig.  Hinsichtlich 
der  ersten  und  zweiten  dürfte  gerade  das  Gegenteil  richtig  sein.  Die 
allgemeine  Ausgleichung,  insbesondere  die  Herabsetzung  des  allge- 
meinen Preisniveaus  in  Österreich-Ungarn  dürfte  in  der  Regel  durch 
zwischenstaatliche  Syndizierungen  ohne  Zwischenzölle  leichter  erreicht 
werden  können,  als  durch  einen  langsamen  Abbau  von  Zwischenzöllen. 

Hiebei  ist  zunächst  zu  berücksichtigen,  daß  beim  Bestände  von 
Zwischenzöllen  in  den  meisten  der  in  Betracht  kommenden  Branchen 
interne  Syndikate  in  jedem  der  beiden  Reiche  nach  wie  vor  möglich 
wären.  Nach  den  bisherigen  Erfahrungen  aber  hätten  solche  interne 
Syndikate  in  Österreich-Ungarn  nicht  etwa  die  Tendenz  einer  kon- 
stanten ausgiebigen  Steigerung  des  inneren  Konsums  und  einer  Ver- 
billigung  der  Produktion  durch  wesentliche  Steigerung  der  Umsätze, 
sondern  vor  allem  die  der  vollen  Ausnützung  des  Zollschutzes.  Darin 
liegt  kein  besonderer  Vorwurf  gegen  die  österreichisch-ungarische 
Industrie  pro  praeterito;  denn  sowohl  die  Steigerung  des  Konsums, 
als  auch  die  Verbilligung  der  Produktion  mit  Hilfe  der  Steigerung 
der  Umsätze  war  bisher  vielfach  bei  der  Schwäche  des  inneren  Marktes 
gegenüber  jenem  ungefähr  gleich  stark  bevölkerter  europäischer  Groß- 
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Staaten,  bei  der  Enge  des  Absatzgebietes  und  noch  aus  vielen  anderen 
Gründen  sehr  schwierig. 

Ganz  anders  stellt  sich  aber  die  Psychologie  und  die  Preispolitik 
der  deutschen  Industrie,  nicht  nur  der  freien,  sondern  auch  der  syndi- 
zierten dar.  Die  bereits  vorhandene  große  und  in  hohem  Maße  steige- 
rungsfähige Kaufkraft  des  inneren  Marktes  macht  es  dieser  Industrie 
möglich,  vor  allem  auf  eine  weitere  Vergrößerung  des  inneren  Kon- 
sums und  auf  eine  weitere  Verbilligung  der  Produktion,  insbesondere 
der  allgemeinen  Regie,  durch  Vergrößerung  der  Umsätze  konsequent 
hinzuarbeiten.  Eine  Illustration  hiefür  bietet  z.  B.  der  Unterschied  der 
Ziegelpreise  in  Deutschland  und  in  Österreich  (in  Berlin  zirka  20  M., 
in  Wien  und  Prag  zirka  40  K  pro  1000  Stück  im  Jahre  1912),  wobei 
in  Deutschland  doch  sehr  mächtige  Syndikate  großer,  ja  riesenhafter 
Ziegeleien  bestehen.  Trotz  des  Bestandes  des  Eisenkartells  werden  in 
deutschen  Eisenpreisen  die  Zölle  in  der  Regel  nicht  voll  ausgenützt, 
und  es  strebt  auch  die  deutsche  Eisenindustrie  in  der  Wirklichkeit  eine 
Erhöhung  der  Eisenzölle  nicht  an,  da  sie  eine  Minderung  des  Konsums 
(Einschränkung  der  Produktion)  fürchtet.  Vom  Bestehen  einer  solchen  An- 
schauung in  den  betreffenden  Kreisen  habe  ich  mich  persönlich  überzeugt. 

Nun  wäre  im  Schöße  der  gemeinsamen,  zwischenstaatlichen 
Syndikate  das  wohltätige  Übergreifen  der  obigen  Psychologie  und 
Preispolitik  der  stärkeren  deutschen  Industrie  auf  die  österreichisch- 
ungarische sicher  zu  gewärtigen.  Unter  anderem  würde  z.  B.  von  der 
deutschen  Industrie,  nach  den  dortigen  Beispielen  und  Erfahrungen, 
das  von  der  österreichisch-ungarischen  Industrie  zu  wenig  gepflegte 
Bekämpfen  der  zu  hohen  Kleinhandelspreise  auf  die  österreichisch- 
ungarischen  Verhältnisse  verpflanzt  werden.^) 

Aus  einer  solchen  Preispolitik  der  zwischenstaatlichen  Syndikate 
könnte  und  müßte  sich  aber  eine  Hebung  des  österreichisch-ungarischen 
Konsums  und  der  aligemeinen  Syndikatsproduktion  (folglich  auch  des 
österreichisch-ungarischen  Teiles  derselben),  schließlich  eine  Verbilligung 
der  Produktion  durch  vergrößerten  Absatz,  somit  eine  rasche  Aus- 
gleichung der  allgemeinen  Produktions-  und  Absatzbedingungen  ergeben. 

Die  Zwischenzölle  sind  ferner  nicht  imstande,  eine  solche 
Ökonomisierung  der  Produktion  herbeizuführen,  wie  sie  durch  Syndi- 
zierungen bewerkstelligt  werden  kann  und  wie  sie  gerade  im  Interesse 

^)  Vgl.  Julius  Wolf,  >Ein  deutgeh-österreiciliseli-ungariseher  Zollver- 
band«, S.  35. 
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der  Ausgleichung  liegt.  Im  Schöße  der  zwischenstaatlichen  Syndikate 
könnte  häufig  mit  Leichtigkeit  erzielt  werden:  die  schmerzlose  Still- 
legung  unökonomischer  Betriebe  (welche  in  Österreich -Ungarn  in 
größerer  Anzahl  vorhanden  sind  als  in  Deutschland),  im  Zusammen- 
hange damit  die  schmerzlose  Konzentrierung  kleinerer  und  schwächerer 
Betriebe  1),  die  Verlegung  der  Standorte,  die  Erzielung  von  Fracht- 
ersparnissen, die  Spezialisierung,  die  Einführung  von  Standardtypen, 
folglich  die  Vereinheitlichung  des  Konsums,  die  kommerzielle  Zusam- 
menfassung beim  Einkaufe  von  Eohstoffen  2)  ebensowie  beim  Vertriebe 
von  Erzeugnissen,  die  Vereinheitlichung  und  Besserung  der  Konditionen, 
die  Schaffung  vollständiger  Sortimente,  die  Einschränkung  von  Eeklame- 
kosten^),  gleichwie  von  Ausgaben  für  Bereisung  der  Absatzgebiete, 
die  bessere  Ausnützung  von  Nebenprodukten  usw. 

So  sind  die  meisten  von  Hertz  dargestellten  Momente  der 
Inferiorität  der  österreichisch -ungarischen  Industrie,  insoweit  sie  in 
der  Organisation  derselben  fußen  und  überhaupt  durch  die  Über- 
tragung der  deutschen  Organisation  auf  die  österreichisch-ungarischen 
Verhältnisse  beseitigt  werden  können,  durch  die  zwischenstaatliche 
Syndizierung  der  Industrien  in  weitem  Maße  aus  der  Welt  zu  schaffen. 

Ebenso  wie  die  Monopolpreisbildung  —  trotz  des  Bestandes  von 
Syndikaten  —  in  großen  Gebieten  erschwert  und  das  Aufkommen 
von  Outsiders  erleichtert  wird,  gleichzeitig  auch  die  Tendenz  vor- 
herrscht, die  Preise  nach  den  Produktionskosten  gravitieren  zu  lassen  *), 
ist  die  qualitative  Besserung   der  Produktion  in  großen  Gebieten  viel 


^)  Das  Kartellwesen  ist  ein  Schutz  gegen  eine  solche  uinstürzlerisebe  und 
mörderisehe  Konzentrierung  der  Industrie,  wie  sie  z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten 
Nordamerikas  durch  monopolistische  Einzelunternehmungen  oder  übermächtige  Trusts 
häufig  bewirkt  wird.  Vgl.  das  bereits  zitierte  Referat  Urbans  im  Industrierate  (»Ver- 
handlungen der  vom  k.  k.  Handelsministerium  veranstalteten  Kartellenquete«,  S.  125). 

Über  die  Vorteile  einer  Konzentrierung  der  Industrie,  soweit  sie  in  fried- 
licher Weise  zustande  kommt,  sieh  auszulassen,  wäre  müßig;  es  sei  nur  beispiels- 
weise daran  erinnert,  daß  ohne  eine  solche  Konzentrierung  die  Erbauung  der  einige 
hundert  Kilometer  langen  nordamerikanischen  Pipeline  für  Petroleum,  wodurch  die 
Standard  Oil  Oompagny  eine  Ersparnis  von  56%  der  Transportkosten  erzielte, 
unmöglich  gewesen  wäre. 

2)  Es  sei  an  den  Bestand  der  deutsehen  Zentrale  für  den  Einkauf  von  ölen 
im  Interesse  der  Seifen-  und  Kerzenindustrie  erinnert. 

3)  Der  nordamerikanisehe  Whisky-Trust  soll  aus  diesem  Titel  eine  Million 
Dollar  in  einem  Jahre  erspart  haben. 

*)  Vgl.  u.  a.  Todorovits  (a.  a.  0.  S.  124). 
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eher  gesichert  als  in  kleinen.  Ebensowenig  wie  von  einer  gemein- 
gefährlichen Preistreiberei,  ist  in  der  deutschen  Industrie  (auch  in  der 
syndizierten)  von  der  theoretisch  befürchteten  Verknöcherung  etwas 
zu  merken.  Einen  Gegenstand  der  Bewunderung  der  Gegner  bildet 
gerade  die  technische  und  kommerzielle  Entwicklungsfähigkeit  der 
deutschen  Industrie,  die  rastlose  Assimilierung  aller  technischen  Er- 
rungenschaften, das  glänzende  Zusammenarbeiten  der  Industrie  mit 
der  Wissenschaft.  So  ist  auch  in  dieser  Beziehung  ein  wohltuender 
Einfluß  der  deutschen  Industrie  auf  die  österreichisch-ungarische  in 
den  zwischenstaatlichen  Syndikaten  zu  gewärtigen. 

Von  diesen  allgemeinen  Tendenzen  der  deutschen  Industrie  ab- 
gesehen, die,  auf  den  Boden  der  zwischenstaatlichen  Syndikate  über- 
pflanzt, die  erwähnten  theoretischen  Einwendungen  in  der  Praxis 
vollständig  entkräften  dürften,  müßte  ja  der  Einfluß  der  Staatsgewalten 
in  den  zwischenstaatlichen  Syndikaten  dahin  wirken,  daß  der  volks- 
wirtschaftliche Zweck  derselben  nicht  paralysiert,  sondern  erreicht 
werde.  (Es  ist  z.  B.  kaum  anzunehmen,  daß  in  der  Zukunft  der 
Schienenpreis  des  gemeinsamen  österreichisch -ungarisch -deutschen 
Schienensyndikates  so  bliebe  wie  er  jetzt  ist,  d.  h.  beinahe  doppelt 
so  hoch  in  Österreich-Ungarn  als  in  Deutschland.) 

Von  den  obigen  Einwendungen  bleibt  somit  nur  noch  eine  be- 
stehen :  jene  der  Hinderung  einer  lebhaften  weiteren  Entwicklung  der 
betreffenden  Branchen,  sei  es  in  dem  einen,  sei  es  in  dem  anderen  der 
verbündeten  Eeichsgebiete.  Wie  bereits  oben  erwähnt,  ist  doch  das 
Zollbündnis  und  der  wirtschaftliche  Umbau  der  Monarchie  ohne  ge- 
wisse Verzichte  nicht  zu  erreichen.  Es  handelt  sich  aber  hier  nicht 
um  einen  Verzicht  auf  etwas,  was  bereits  besteht;  es  wird  bei  dieser 
Konstruktion  im  Gegenteil  der  Schutz  des  Bestehenden  und  die  Sicherung 
einer  normalen  Entwicklung  im  großen  und  ganzen  gegen  die  höchst 
unsicheren  Chancen  einer  besonders  lebhafl;en  weiteren  Entwicklung  in 
einzelnen  Kichtungen  eingetauscht.  Dabei  wird  aber  das  Tempo  der 
normalen  Entwicklung  im  großen  und  ganzen  ein  viel  lebhafteres  werden! 


Wie  hat  sich  nun  das  Eingreifen  der  Staatsgewalt  der  beiden 
Reiche  in  ^as  Leben  der  zwischenstaatlichen  Syndikate  zu  gestalten? 

In  formeller  Beziehung  wäre  die  permanente  Bündniszoll-  und 
Handelskonferenz  als  jene  Stelle  für  gemeinsame  Syndikate  einzurichten, 
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deren  Zweck  die  detaillierte  Vorbereitung  der  diesbezüglichen  Verein- 
barungen der  verbündeten  Eegierungen  bilden  würde. 

In  materieller  Beziehung  hätte  das  Eingreifen  der  Staatsgewalten 
in  das  Leben  der  gemeinsamen  Kartelle  zu  umfassen:  1.  die  Förde- 
rung des  Zollbündniszweckes,  d.  i.  der  Ausgleichung  der  Produktions- 
bedingungen, somit  in  erster  Linie  der  Herabsetzung  des  allgemeinen 
Preisniveaus  in  Österreich-Ungarn,  2.  den  Schutz  der  Volkswirtschaft 
gegen  allerhand  Kartellübergriffe,  3.  den  Schutz  der  Schwächeren, 
4.  die  Hinderung  der  Verknöcherung,  und  zwar  a)  durch  Initiative  zur 
Syndikatsbildung,  nötigenfalls  auch  durch  Druckausübung  und  unter 
Anwendung  von  Zwangsmitteln;  h)  durch  Kontrolle  des  Syndikats- 
lebens; c)  durch  Einspruchsrecht,  betreffend  Preiserstellung  i),  Ver- 
kaufsbedingungen, etwaige  Einschränkung  der  Produktion  und  des 
Konsums,  Verschlechterung  der  Qualität ''^),  Bedrückung  der  Abnehmer 
und  Arbeiter;  d)  durch  positive  Einflußnahme  hinsichtlich  der  Ge- 
währung von  Ausfuhrvergütungen,  Anwendung  von  Neuerungen^), 
Vergrößerung  der  Produktion  usw.;  e)  durch  materielle  Beteiligung 
der  Staaten  an  den  Kartellgewinnen  in  Fällen,  die  sich  dafür  besonders 
eignen*)  und  später  in  einem  anderen  Zusammenhange  werden  vor- 
geschlagen werden;  f)  durch  Schutz  der  zwischenstaatlichen  Syndikate 
gegen  das  Entstehen  neuer  Konkurrenzen,  soweit  dies  aus  volkswirt- 
schaftlichen Gründen  berechtigt  wäre. 

^)  Dieses  Einspruehsreelit  hätte  sieh  auch  auf  Auslandspreise  zu  erstrecken, 
um  die  etwaigen  Übergriffe  des  Dnmpingsystems  zu  hindern  und  die  Spannung 
zwischen  den  Inlands-  und  den  Auslandspreisen  zuungunsten  der  ersteren  nicht 
zu  groß  werden  zu  lassen.  Vgl.  die  Eede  Paehniekes  im  deutsehen  Reichstage 
vom  4.  November  1902  und  Heus  (öehrötter,  »Der  deutsche  Staatsbürger«, 
Leipzig  1912),  welcher  Beispiele  dafür  zitiert,  daß  Kartelle  durch  die  billigeren 
Exportpreise  die  Konkurrenz  des  Auslandes  geradezu  fördern.  Den  deutsehen 
Werften  entgehen  Aufträge,  weil  die  englischen  Unternehmungen  Halbfabrikate 
aus  Deutsehland  um  20%  billiger  bekommen. 

'^)  Im  österreichischen  Zementkartell  wird  die  Qualität  von  einem  Kartell- 
laboratorium geprüft  und  zertifiziert;  in  der  Zukunft  sollte  Ähnliches  in  vielen 
Branchen  unter  staatlicher  Kontrolle  und  Autorität  erfolgen. 

3)  Die  United  Steel  Company  hat  das  ßessemer  Verfahren  durch  das  Hart- 
frischverfahren nicht  ersetzen  wollen,  um  eine  Investition  von  60  Millionen  Dollars 
zu  vermeiden.  Infolgedessen  ist  die  Schienenqualität  im  üegensatze  zu  anderen 
Ländern  in  den  Vereinigten  Staaten  die  alte,  d.  h.  die  schlechtere  geblieben.  Die 
Eisenbahnen  sind  mit  höheren  Frachten  abgespeist  worden. 

^)  Eine  solche  Beteiligung  hätte  insbesondere  als  ein  Äquivalent  zugunsten 
der  Staatskassen  für  die  im  Interesse  der  Ausgleichung  der  Produktionsbedingungen 
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Der  von  den  Staatsgewalten  den  gemeinsamen  Syndikaten  gegen 
das  Entstehen  neuer  Konkurrenzen  zu  gewährende  Schutz  ist  im 
Prinzipe  als  vorübergehend  zu  betrachten,  d.  h.  nur  so  lange  aufrecht- 
zuerhalten, als  einerseits  die  Ausgleichung  der  Produktionsbedingungen 
nicht  vollständig  durchgeführt  und  anderseits  die  Erstarkung  des 
Gesamtzweiges  nicht  in  dem  Maße  fortgeschritten  sein  wird,  um  die 
volkswirtschaftlich  gefährlichen  Überproduktionskrisen  unmöglich  zu 
machen.  Dagegen  sollte  nach  Erfüllung  dieser  Bedingungen  das  Prinzip 
des  freien  Wettbewerbes  wieder  hergestellt  werden. 

Das  oben  charakterisierte  Einspruchsrecht  des  Staates,  beziehungs- 
weise auch  sein  Recht,  den  Syndikaten  positive  Vorschreibungen  zu 
machen,  sollte  im  Prinzipe  gleichfalls  einen  vorübergehenden  Charakter 
tragen,  dürfte  jedoch  in  manchen  Fällen  länger  dauern  müssen  als  der 
Staatsschutz,  und  zwar  für  solche  Branchen,  welche  für  den  Konsum  breiter 
Bevölkerungsschichten  eine  große  Bedeutung  haben  oder  die  Produktions- 
bedingungen  verarbeitender  Industrien  stark  beeinflussen.  Die  erwähnten 
Eingriflfsrechte  der  Staatsgewalten  sollten  in  den  soeben  erwähnten  Fällen 
so  lange  bestehen  bleiben,  bis  in  den  betreffenden  Branchen  ein  solcher  freier 
Wettbewerb  entstehen  könnte,  der  kräftig  genug  ist,  die  Gefahr  der  Ver- 
teuerung des  Konsums  der  Bevölkerungsmassen,  beziehungsweise  der  Er- 
höhung der  Produktionskosten  wichtiger  Verbrauchszweige  auszuschließen. 

Im  allgemeinen  würde  der  Zweck  des  staatlichen  Eingreifens  in 
das  Leben  gemeinsamer  Syndikate  nicht  im  Schutze  der  monopolistischen 
Tendenzen  derselben  bestehen,  sondern  nur  in  der  Hebung  der  Pro- 
duktion, in  der  Sicherung  ihrer  Entwicklung,  im  Schutze  der  Gleich- 
mäßigkeit derselben  in  beiden  Eeichsgebieten,  in  der  Verbilligung 
und  Vergrößerung  des  allgemeinen  Konsums. 


unamgängliehe  Herabsetzung  der  allgemeinen  Steuerbelastung  der  österreichischen 
Produktion,  insbesondere  der  Aktiensteuer,  Platz  zu  greifen.  Anderseits  wäre  dieselbe 
ein  berechtigtes  unmittelbares  Entgelt  für  den  Schutz,  welchen  der  Staat  den 
Syndikaten  gegen  das  Entstehen  neuer  Konkurrenzen  angedeihen  ließe.  Nach 
Ansieht  des  Großindustriellen  Alois  Reich  (Referat  im  Industrierate  vom  Jahre 
1911,  wiedergegeben  in  den  »Verhandlungen  der  vom  k.  k.  Handelsministerium 
veranstalteten  Kartellenquete«,  S.  159)  würde  in  diesem  Falle  nach  Analogie  ge- 
wisser Bahnkonzessionen  gewissermaßen  die  Staatsgarantie  gegen  Gewin stehancen 
zugunsten  des  Staates  eingetauscht  werden.  (Darauf  wird  noch  zurückzukommen  sein.) 
Nach  Naumann,  »Mitteleuropa«,  S.  148,  wird  dabei  das  Staatsgeld  aus  dem 
Produktionsprozesse  herausgenommen,  ehe  es  Privatgeld  geworden  ist. 

T.  Battagli»,  Wirtschaftliche  Annähemncr.  I.  11 
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Unter  Berufung  auf  die  an  einer  anderen  Stelle  bereits  ent- 
wickelten Prinzipien  der  zukünftigen  Zolltarife  wäre  hier  festzustellen, 
daß  die  Schafifung  gemeinsamer  Syndikate  sieh  insbesondere  für  solche 
Rohstoffe,  Halbfabrikate,  Hilfs-  und  Betriebsmaterialien  empfiehlt,  deren 
Verbilligung  im  Interesse  des  unmittelbaren  Massenkonsums  und  der 
Fertigproduktion  liegt,  bei  welchen  aber  die  Preisgebung  der  be- 
treffenden Branchen  in  einem  der  Reichsgebiete  an  eine  erdrückende 
Konkurrenz  des  zweiten  eine  zu  große  Bresche  in  den  volkswirtschaft- 
lichen Bestand  des  betreffenden  Reichsgebietes  schlagen  würde. 

Häufig  wird  bei  der  Schaffung  solcher  Syndiiiate  das  volkswirt- 
schaftliche Ziel  der  Ausgleichung,  Erhaltung  und  Stärkung  nur  durch 
Zusammenfassung  einiger  voneinander  abhängiger  Branchen,  im 
Etagenbau,  erzielt  werden  können.  Beispielsweise  sollten  —  wie  sich 
schon  jetzt  in  Österreich  die  Rohzuckerfabriken  mit  den  Zuckerraffinerien 
und  die  Rohspiritusbrennereien  mit  den  Spiritusraffinerien  unter  einem 
Hut  befinden  und  wie  auch  das  Eisenkartell  auf  einer  Vereinigung 
von  Halbfabrikatsverbänden  mit  der  Rohstofforganisation  beruht  — 
die  Erzeugung  von  Sohlenleder,  Oberleder  (zumindest  vom  chrom- 
gegerbten) und  von  Schuhwaren,  ferner  die  Lederfabrikation  und  die 
Lederleimerzeugung,  die  Baumwollspinnerei  und  die  Baumwollweberei 
usw.  im  Bündnisgebiete  in  zusammenhängende  Komplexe  von  ge- 
meinsamen Syndikaten  vereinigt  werden.  Dadurch  wäre  die  Siche- 
rung des  Bezuges  entsprechend  billiger  Halbfabrikate  zugunsten  der 
reinen  Pertigfabrikanten  in  jenen  Branchen  zu  erzielen,  in  welchen 
die  Halbfabrikatserzeuger  gleichzeitig  auch  Fertigfabrikate  produzieren 
und  infolgedessen  auf  die  reinen  Fertigfabrikanten  einen  doppelt 
starken  Druck  ausüben.  Außerdem  könnte  mit  Hilfe  solcher  Zusammen- 
fassungen ein  System  von  syndikatsmäßigen  privaten  Ausfuhrver- 
gütungen auf  Rohstoffe,  beziehungsweise  Halbfabrikate,  welche  zur 
Erzeugung  von  Exportartikeln  verwendet  werden,  ausgebaut  werden; 
hieraus  würde  sich  eine  Einschränkung  der  Notwendigkeit  des  zoll- 
freien Veredlungsverkehres  (mit  seinen  Gefahren  für  die  inländische 
Produktion),  insbesondere  der  recht  heiklen  Einfuhrscheine  ergeben. ') 
Da  in  der  neuen  Ordnung  der  Dinge  das  »Solidarschutzsystem«  durch 
das  »volkswirtschaftliche  Zollsystem«  ersetzt  werden  soll,  würden 
solche  Zusammenfassungen  einiger  voneinander   abhängiger  Branchen 


^)  S.  Beckmann,  »Die  Einfuhrseheinsysteme«,  S.  13. 
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häufig  zur  Ausgleichung  jener  Antagonismen  führen,  die  sich  eben 
aus  dem  Fallenlassen  des  Solidarschutzsystems  ergeben  müßten. 

Eine  besondere  und  vom  österreichisch-ungarischen  Standpunkte 
besonders  wichtige  Gruppe  von  gemeinsamen  Syndizierungen  würde 
jene  zum  Zwecke  der  Ausgleichung  der  ungleichen  Exportbedin- 
gungen sensu  stricto  bilden.  In  der  Regel  wären  solche  gemein- 
same Exportsyndikate  im  Anhange  an  »Syndizierungen  zum  Zwecke 
der  Regelung  des  inneren  Absatzes«  zu  errichten. i)  Durch  derlei  Neu- 
bildungen wäre  es  am  leichtesten  zu  erreichen,  daß  der  notleidende 
österreichisch-ungarische  Export  von  dem  starken  deutschen  ins  Schlepp- 
tau genommen  werde,  wodurch  auch  die  Ausnützung  der  durch  das 
Zollbtindnis  zu  erreichenden  günstigeren  handelspolitischen  Export- 
bedingungen in  höherem  Maße  gesichert  wäre. 

Es  ist  nicht  richtig,  was  hie  und  da  angenommen  wird,  daß 
im  Export  in  der  Regel  nur  die  Individualität  des  Exportfabrikanten 
ausschlaggebend  ist.  Es  gibt  im  Gegenteil  viele  Branchen,  in  denen 
eine  Exportorganisation  bei  der  geringen  Differenzierung  der  Erzeug- 
nisse gut  möglich  ist  und  auch  bereits  bisher  bestand.  Es  sei  bloß 
auf  das  internationale  Emailgeschirrkartell,  ferner  auf  das  österreichisch- 
deutsche Porzellangeschirrkartell,  auf  das  österreichisch-ungarische 
Exportsyndikat  für  Sehuheisen  u.  dgl.  hingewiesen.  Im  Vergleiche  mit 
inneren  Syndizierungen  liegt  allerdings  dieses  Gebiet  so  ziemlich  brach, 
obwohl  es  noch  in  hohem  Grade  anbaufähig  ist.  Sehr  leicht  ließen 
sich  solche  gemeinsame  Exportorganisationen  beispielsweise  für  den 
äußerst  wichtigen  Export  der  für  exotische  Länder  bestimmten  Massen- 
baumwoUgewebe  (Lendenschürzen  u.  dgl.)  —  behufs  gemeinsamer  Be- 
kämpfung der  gefährlichen  englischen  und  nordamerikanischen  Kon- 
kurrenz —  schaffen.  Wenn  auch  im  allgemeinen  der  direkte  Export- 
handel der  Vermittlung  der  Exporteure  nicht  immer  vorzuziehen  ist, 
so  wird  anderseits  gerade  durch  solche  Syndizierungen  ein  gesunder 
und  vorteilhafter  direkter  Exporthandel  häufig  ermöglicht  werden.  Die 
österreichisch-ungarische  Industrie  würde  dadurch  in  die  Benützung  der 
von  den  Deutschen  geebneten  Wege,  teilweise  auch  mittelbar  in  den 
Genuß  der  günstigen  Prachtlage  (bei  Ausgleichung  der  Fracht-  und 
sonstigen  Produktionsdifferenzen  im  Schöße  der  Syndikate)   gelangen. 

0  Vgl.  Kobatsch,  a.a.O.  S.  33,  und  den  Vorsehlag  des  Syndikus  Brandt 
in  der  Wiener  Tagung  des  österreichiseh-deutsehen  Wirtsehaftsverbandes  vom 
28.  Juni  1915. 

11* 
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Es  würde  ferner  in  den  betreffenden  Branchen  die  Konkurrenz  der 
österreichisch-ungarischen  und  der  deutschen  Exportindustrie,  die  sich 
insbesondere  auf  der  Balkanhalbinsel  häufig  zuungunsten  der  öster- 
reichisch-ungarischen Industrie  in  den  letzten  Jahren  stark  fühlbar 
machte,  aufgehoben  werden,  was  unter  anderem  von  einer  nicht  zu 
unterschätzenden  handelspolitischen  und  machtpolitischen  Bedeutung 
wäre.  Die  etwaige  Mehrbelastung  der  betreffenden  deutschen  Export- 
industrie durch  die  teilweise  Übernahme  der  Produktionskostendifferenz 
der  österreichisch- ungarischen  Gruppe  auf  das  Konto  des  Exportsyndi- 
kates würde  durch  die  größere  Kraft  im  Auftreten  gegenüber  dem 
Drittauslande,  gegenüber  dem  Weltkonsum  und  der  Weltkonkurrenz 
wettgemacht  werden. 

Für  zwischenstaatliche  Syndizierung  eignen  sich  im  allgemeinen 
Massenartikel  und  Spezialitäten,  die  kein  allzugroßes  Sortiment  von 
Erzeugnissen,  Mustern  usw.  aufweisen,  kurz,  nicht  stark  individualisiert 
sind.  Außerdem  wäre  das  System  unbedingt  auf  alle  jene  Branchen 
anzuwenden,  welche  hauptsächlich  von  Staatsaufträgen  leben,  wobei 
auch  die  finanzielle  Beteiligung  des  Staates  an  den  Gewinnen  ganz 
besonders  begründet  wäre,  weil  die  Eentabilität  solcher  Branchen  in 
der  Eegel  eine  sehr  beträchtliche  ist.  Hiezu  gehört  z.  B.  die  Erzeu- 
gung von  Waffen,  Patronen,  Dynamit,  Waggons,  Lokomotiven  u.  dgl.^) 


Nun  sollen  jene  internationalen  Kartelle  und  sonstige  internatio- 
nale Industrievereinbarungen  genannt  werden,  welche  mit  Beteiligung 
Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  (oder  auch  nur  zwischen  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn)  bisher  bestanden  haben  und  von  denen 
die  meisten  auch  im  Zollbündnisse  fortgepflanzt  werden  können  —  mit 
gewissen  natürlichen  Änderungen  und  jedenfalls  mit  der  Schaffung 
von  besonderen  festgefügten  Gruppen,  welche  im  Schöße  der  größeren 


^)  Es  betrugen  beispielsweise  die  Dividenden:  der  Hirtenberger  Patronen- 
fabriks-Aktiengesellschaft  von  1906  bis  1912  durch  vier  Jahre  je  15,  durch  drei 
Jahre  je  16"/o,  der  österreichischen  Wafifenfabriks-Aktiengesellschaft  von  1908  bis 
1912  zuerst  16,  dann  durch  drei  Jahre  je  16,  zum  Schlüsse  177,ii  der  Dynamit 
Nobel-Aktiengesellschaft  in  den  letzten  20  Jahren  bis  1912  zwischen  IT^/j  und 
25%,  der  Nesselsdorfer  Waggonbaufabriks-Aktlengeselisehaft  von  1907  bis  1912 
15,  20,  25,  20,  18,  120/0,  der  Wiener  Lokomotivfabriks-Aktiengesellschaft  (Fiorids- 
dorf)  von  1909  bis  1912  je  167o. 
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internationalen    Kartelle    die   Industrie    der    Bündnisreiche    umfassen 
würden.*) 

1.  Die  mitteleuropäische  Kaolin konvention  mit  dem  Verkaufs- 
bureau in  Dresden,  welcher  deutsche  und  österreichische  Werke  an- 
gehören, wobei  aber  fünf  andere  österreichische  Werke  ein  separates 
Verkaufsbureau  in  Wien  besitzen. 

2.  Das  Abkommen  der  österreichischen  und  deutschen  Porzellan- 
geschirrfabriken, betreffend  den  Export,  insbesondere  nach  Nordamerika 
und  Kanada. 

3.  Das  internationale  Kartell  der  Spiegelglashütten,  dessen  Be- 
standteil ein  österreichisches  Kartell  bildet. 

4.  Die  Vereinbarung  des  österreichischen  Flaschenfabrikanten- 
verbandes  mit  dem  analogen  deutschen  Verbände  sowie  auch  mit 
solchen  Verbänden  anderer  europäischer  Länder,  insbesondere  betreffend 
die  Einführung  des  Owenpatentes. 

5.  Eayonierungsvereinbarung  der  oberschlesischen  Zementwerke 
mit  der  nördlichen  Gruppe  des  österreichischen  Zemen^kartells  sowie 
Grenzübereinkommen  anderer  deutscher  Zementsyndikate  mit  anderen 
Gruppen  des  österreichischen  Zementkartells.  (Daraus  ergab  sich  eine 
wesentliche   Einschränkung  der  deutschen  Einfuhr  nach  Österreich.) 

6.  Der  Zinkhüttenverband  in  Berlin,  welchem  deutsche  und  öster- 
reichische, ferner  französische,  schwedische  und  holländische  Zinkhütten 
angehören  und  der  den  Kern  einer  europäischen  Zinkkonvention  bildet. 

7.  Zwischen  den  österreichischen  und  den  oberschlesischen  Zink- 
walzwerken besteht  eine  Konvention. 

8.  Verband  europäischer  Emaillierwerke,  welcher  das  Gros  der 
deutschen,  österreichischen,  englischen,  russischen  und  spanischen 
Produktion  umfaßt  und  welchem  das  österreichisch-ungarische  Kartell 
als  ein  Ganzes  angehört. 

9.  Unter  den  deutschen  und  österreichisch-ungarischen  Stark- 
stromelektrizitätsfirmen besteht  eine  Vereinbarung  hinsichtlich  der 
Lieferungsbedingungen. 

10.  Das  internationale  Glühlampenkartell  umfaßt  deutsche,  öster- 
reichisch-ungarische, schweizerische,  holländische,  italienische  und 
schwedische  Werke. 


^)  S.  die  ständigen  Rubriken  in  den  »Weltwirtschaftliehen  Problemen«  und 
im  »Weltwirtschaftlichen  Archiv«  (bearbeitet  von  T  schier  seh  ky),  ferner  das 
»Jahrbuch  der  österreichischen  Industrie«  (im  Verlage  des  »Kompaß«). 
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11.  Der  internationale  Verband  der  Seidenfärbereien,  welchem 
Deutschland,  Österreich,  die  Schweiz,  Frankreich  und  Italien  ange- 
hören, gibt  gemeinsame  Preislisten  heraus. 

12.  Der  Verband  der  österreichischen  Kravattenstoffabriken  hat 
sich  mit  dem  deutschen  Verbände  behufs  Erhöhung  der  Preise  ver- 
ständigt. 

13.  Zwischen  den  österreichischen  Filzhutfabriken  und  einer 
großen  sächsischen  Fabrik  ist  vor  wenigen  Jahren  eine  Preisverein- 
barung zustande  gekommen. 

14.  Eine  Kaufvereinigung  deutscher,  österreichischer  und  italie- 
nischer Kipsgerber. 

15.  Das  Konditionenkartell  der  österreichisch-ungarischen  Boh- 
häute-  und  Gerbstoffhändler,   betreffend  den  Export  nach  Rumänien. 

16.  Seitdem  die  deutsche  Erdölindustrie- Aktiengesellschaft  807o 
der  Aktien  der  österreichischen  Petroleumexportorganisation  »Olex«  er- 
warb, wobei  den  österreichischen  Eaffinerien  Exportkontingente  gesichert 
wurden,  stellt  »Olex«   auch  ein  internationales  Syndikatsgebilde  dar. 

17.  Kontingent-  und  Preisvereinbarung  des  österreichischen,  des 
ungarischen  und  des  deutschen  Superphosphatkartells. 

18.  Internationale  Organisation  der  Leimfabriken,  welcher  das 
österreichisch-ungarische  Leim  karteil  mit  den  wichtigsten  deutschen 
Firmen  angehört,  welche  ferner  eine  Einkaufsgenossenschaft  »Compra« 
und  eine  Verkaufsgemeinschaft  »OoUa«  ins  Leben  rief  und  mit  den 
russischen,  italienischen  und  rumänischen  P''abriken  Vereinbarungen 
schloß. 

19.  Das  internationale  Boraxkartell. 

20.  Die  internationale  Alizarinkonvention,  welcher  Österreich, 
Deutschland  und  England  angehören  und  in  welcher  der  Verkauf 
durch  die  Konvention  erfolgt. 

21.  Österreichisch-ungarisch-deutsche  Interessengemeinschaft  in 
Holzverkohlungsprodukten  (Holzessig,  Essigsäure,  Metanalkohol  u.  dgl.). 

22.  Internationales  Kratzenkartell  (Österreich-Ungarn,  Belgien, 
Deutschland,  Holland,  Schweden,  Norwegen,  Frankreich,  Italien, 
England). 

23.  Der  österreichische  Steinnußknopfverband  scheint  eine  Kon- 
vention mit  dem  deutschen  zu  haben. 
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24.  Große    deutscbe    Ansichtskartenerzeuger    haben    mit    ihren 
österreichischen  Töehterinstitutionen  ein  Teilkartell  geschlossen.^) 


Nun  wollen  wir  versuchen,  eine  Zusammenstellung  jener  gemein- 
samen zwischenstaatlichen  Syndikate  —  von  den  soeben  erwähnten 
abgesehen  —  zu  bieten,  welche  im  Hinblicke  auf  die  Natur  der  be- 
treffenden Industriezweige  als  möglich,  im  Hinblicke  auf  die  Ungleich- 
heit der  Produktionsbedingungen  und  auf  die  volkswirtschaftliehe  Not- 
wendigkeit des  Übergangsschutzes  (im  Interesse  der  österreichisch- 
ungarischen Industrie)  als  nötig  erscheinen.  Diese  Zusammenstellung 
darf  selbstredend  als  vollständig  nicht  gelten.  Es  könnte  sich  auch 
umgekehrt  herausstellen,  daß  einige  der  hier  vorgeschlagenen  gemein- 
samen Syndikate  nicht  möglich  oder  nicht  notwendig  sind.  Höchst- 
wahrscheinlich werden  gemeinsame  Syndikate  in  jenen  Fällen  zu  bilden 
sein,  in  welchen  solche  Syndikate  in  Österreich-Ungarn,  voll  oder 
rumpfweise,  bereits  bestehen;  denn  durch  Bestand  der  letzteren  wird 
die  Kartell ierungsfähigkeit  an  und  für  sich  am  besten  bewiesen.  (Als 
Ausgangspunkt  wird  die  schwächere  Kartellierungsfähigkeit  der  öster- 
reichisch-ungarischen Industrie  anzunehmen  sein.  In  Österreich- Ungarn 
bestehen  gegenwärtig  rund  120  Kartelle  und  Vereinbarungen,  während 
die  Zahl  derselben  in  Deutschland  500  bis  600  beträgt.)  Die  Not- 
wendigkeit der  Zusammenfassung  einiger  voneinander  abhängiger 
Branchen  in  je  einem  Syndikatskomplexe  wird  in  der  folgenden  Zu- 
sammenstellung nach  Tunlichkeit  berücksichtigt  werden.  So  sind  flir 
folgende  Branchen  gemeinsame  Syndikate  (beim  vollständigen 
Wegfalle  der  Zwischenzölle)  als  möglich  und  nötig  zu  betrachten: 

1.  Hohlglas.  Unter  den  österreichischen  Fabriken  dieser  Branche 
wurde  im  Jahre  1907  eine  Vereinbarung,  betreffend  Preiserhöhung, 
geschlossen. 

2.  Tafelglas.  In  Österreich  besteht  ein  Eumpfkartell  und  eine 
kleine  Exportvereinigung. 

3.  Syphonflaschen, 

4.  Steinzeug  und  Tonwaren.  In  Österreich  besteht  ein  Eumpf- 
kartell. Sanitäre  Spülartikel  und  Wasserleitungen  aus  Steingut  sind  in 

^)  In  das  obige  Verzeichnis  sind  jene  Organisationen  und  Vereinbarungen  auf- 
genommen worden,  die  bis  zum  Ausbruche  des  Krieges  bestanden  haben.  Einige  der- 
selben sind  inzwischen  durch  den  Krieg,  andere  wieder  durch  Zeitablauf  eingegangen. 
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Deutschland  kartelliert,  in  Österreich- Ungarn  nicht  und  müßten,  falls 
ein  gemeinsames  Syndikat  nicht  zustande  käme  oder  die  Zwischenzölle 
wegfielen,  unterliegen,  wie  es  aus  der  gewaltigen  Steigerung  der  Ein- 
fuhrziflfer  zu  ersehen  ist. 

5.  Sollte  die  Brüsseler  Konvention  auf  die  künftigen  Beziehungen 
zwischen  Österreich- Ungarn  und  Deutschland  nicht  angewendet  werden, 
so  müßte  an  eine  gemeinsame  Syndizierung  der  Kohzuckerfabriken  und 
der  Zuckerraffinerien  (in  einem  Syndikatskomplexe)  geschritten  werden.  ^) 

6.  Die  Mühlenindustrie.  In  Ungarn  bestehen  zwei  untereinander 
durch  eine  Konvention  verknüpfte  Großverbände.  2) 

7.  Eeisschälereien. 

8.  Schokolade-  und  Zuckerwaren.  In  Österreich  besteht  eine 
Vereinbarung  betrefifend  Zahlungskonditionen. 

9.  Parketten.  Es  besteht  je  ein  ungarisches  und  österreichisches 
Eumpfkartell. 

10.  Holzschuhabsätze.  Es  besteht  ein  österreichisch-ungarisches 
Kartell. 

11.  Bugholzmöbel.  Die  österreichisch-ungarische  Produktion  ist 
großenteils  in  Händen  von  drei  mächtigen  Firmen  konzentriert,  die 
untereinander  im  Kontakte  bleiben,  wogegen  in  Deutschland  eine  zehn- 
mal kleinere  Produktion  von  fünf  Fabriken  besteht.  Eine  gemeinsame 
Syndizierung  hätte  hauptsächlich  Exportzwecke  im  Auge  und  würde 
vorwiegend  im  Interesse  der  schwächeren  deutschen  Industrie  liegen. 

12.  Rotationspapier.  Es  besteht  ein  österreichisch-ungarisches 
Bumpfkartell. 

13.  Holzstoff.  Es  besteht  ein  österreichisches  Eumpfkartell  mit 
807o  der  Produktion. 

14.  Holzpappe.  Es  besteht  ein  österreichisches  Eumpfkartell. 

15.  Zigaretten-,  Seiden-  und  Kopierpapier.  Es  besteht  ein  öster- 
reichisches Kartell. 

16.  Sonstige  Papiersorten,  bisher  in  Österreich-Ungarn  nicht 
kartelliert,  würden  sich  großenteils  für  eine  gemeinsame  Syndizierung 
eignen  und  einer  solchen  notwendig  bedürfen. 

17.  Eisen,  und  zwar  Eoheisen,  Stabeisen,  Fassoneisen,  Träger, 
Belege,    Schienen,   Schwellen,   Stahlguß,     gewalzte    Röhren,    Achsen 

')  Vgl.  Kobatseh  in  Herkners  Sammelwerk,  II.  Teil,  S.  139. 
*)  Eine  zwischenstaatliche  Vereinbarung  würde  vorwiegend  im  Interesse  der 
deutsehen  Industrie  liegen.  Vgl.  Eulen  bürg,  a.  a.  0.  S.  85. 
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u.  dgl.  In  beinahe  allen  diesen  Zweigen  der  Eisenindustrie  bestehen 
österreichische  und  ungarische  Kartelle,  die  im  österreichischen  und 
im  ungarischen  großen  Eisenkartelle  zusammengefaßt  sind. 

18.  Waggons.  Es  besteht  ein  österreichisches  und  ein  ungari- 
sches Kartell.  Eine  gemeinsame  Syndizierung  würde  unter  anderem 
Exportzwecken  dienen. 

19.  Lokomotiven.  Siehe  Waggons. 

20.  Schrauben.  Es  besteht  ein  österreichisches  Kartell. 

21.  Messerwaren.  Es  bestehen  zwei  österreichische  Konventionen 
(Anglobank  und  Stejr). 

22.  Sägefabriken.  Es  besteht  ein  österreichisches  Kartell. 

23.  Die  elektrotechnische  Industrie;  die  Syndizierung  derselben 
wäre  weit  über  den  Eahmen  der  bisher  bestehenden,  oben  bei  den 
internationalen  Kartellen  angeführten  Vereinbarungen  hinaus  möglich 
und  notwendig. 

24.  Bleikabel.  Es  besteht  ein  österreichisches  Kartell. 

25.  Kupferdraht.  Ein  österreichisches  Kartell  hat  sich  aufgelöst. 
Eine  gemeinsame  Syndizierung  ist  jedoch  möglich  und  notwendig. 

26.  Baubeschläge.  Es  besteht  ein  österreichisches  Kartell. 

27.  Kupferblech.  Es  besteht  ein  österreichisches  Kartell. 

28.  Metallrohre.  Es  besteht  ein  österreichisches  Kartell. 

29.  Messingwerke. 

30.  Sohlenleder.  Es  bestand  ein  österreichisch-ungarisches  Rumpf- 
kartell mit  zirka  80%  der  Produktion,  außerdem  eine  Vereinigung  der 
böhmischen  Lohterzenfabrikanten. 

31.  Chromgares  Oberleder. 

32.  Kunstleder. 

33.  Chromroßleder. 

34.  Lederleim. 

35.  Schuh  Warenfabrikation.  In  derselben  besteht  eine  öster- 
reichische Konditions Vereinbarung.  Beim  Sohlenleder  angefangen,  sollten 
alle  obigen  Branchen  (30—35)  in  emem  gemeinsamen  Syndikaten- 
komplexe zusammengefaßt  werden. 

36.  Baumwollgarne.  Es  besteht  ein  Kontingentierungs-  und  Preis- 
übereinkommen. 

37.  Baumwollwebwaren.  Es  besteht  bloß  eine  Konditionsverein- 
barung für  Rohwebwaren. 
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38.  Baumwolldruckereien.  Eine  Organisation  der  betreffenden 
16  Fabriken  in  Österreich-Ungarn  besteht  nicht,  was  zu  einer  trostlosen 
Lage  dieser  Branche  beiträgt.  (Aus  Anlaß  der  gemeinsamen  Syndizierung 
jeder  der  letztgenannten  drei  Branchen  ist  die  Zusammenfassung  der- 
selben in  einem  gemeinsamen  Syndikatenkomplexe  möglich  und  nötig.) 

39.  Andere  Veredelungs-  und  Lohnbranchen  der  Textilindustrie 
(Appretur,  Lohn-Stüekfärberei,  Samtausrüstung,  Belege  u.  dgl.).  Es 
bestehen  in  Österreich  15  Konditions-  und  Preiskartelle. 

40.  Kammgarn.  Es  besteht  in  Österreich  ein  Konditionsüberein- 
kommen. 

41.  Nähseide.  Es  besteht  ein  österreichisch-ungarisches  Kartell. 

42.  Seidenwaren.  Die  betreffende  österreichische  Industrie  leidet 
stark  am  Mangel  einer  Organisation  —  im  Gegensatze  zu  Deutsch- 
land, Eine  gemeinsame  Syndizierung  wäre  nötig  und  möglich  —  bei 
entsprechender  Erhöhung  des  Außenzollsehutzes. 

43.  Wirk-  und  Strickwaren.  Es  bestehen  zwei  böhmische  Rumpf- 
vereinbarungen in  Asch  und  Iglau,  welche  untereinander  in  Verbin- 
dung stehen.  Eine  gemeinsame  Syndizierung  würde  auch  Export- 
zwecke zu  betreiben  haben. 

44.  Wäsche.  Es  besteht  ein  österreichisches  Kartell. 

45.  Bindfäden.  Es  besteht  eine  österreichisch-ungarische  Ver- 
einbarung. 

46.  Kautschukwaren.  Es  besteht  ein  österreichisch-ungarischer 
Verband.  Eine  gemeinsame  Syndizierung  wird  insbesondere  für  Auto- 
und  Fahrradpneumatiks,  Massivreifen,  Gummischuhe,  Schuhabsätze  und 
Gummiwebwaren,  wovon  einiges  auch  für  die  Exportsyndizierung  in 
Betracht  käme,  als  notwendig  empfunden. 

47.  Gummizeug.  Es  besteht  ein  österreichisch-ungarisches  Kartell. 

48.  Petroleum.  Es  bestand  ein  stilles  österreichisch-ungarisches 
ßaffineurrumpf karteil,  außerdem  ein  Eohölproduzentenverband.  Eine  ge- 
meinsame Syndizierung  der  österreichisch-ungarischen  und  deutschen 
Eaffinierindustrie  im  Zusammenhange  mit  der  Organisation  der  Eohöl- 
produzenten  wäre  möglich  und  notwendig. 

49.  Schwefelsäure,  schwefelsaure  Tonerde  und  Tonerdehydrat, 
Oleom,  Naphthalin,  Erdfarben,  Salzsäure,  Glaubersalz.  Es  besteht  ein 
österreichisch-ungarisches  Kartell. 

50.  Soda.  Es  besteht  ein  österreichisch-ungarischer  Konzern. 

51.  Weinsäure.  Es  besteht  ein  österreichisch-ungarisches  Kartell. 
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52.  Kohlensäure. 

53.  Zündhölzehen.  Es  besteht  eine  österreichisch-ungarische 
Organisation,  deren  Ausbau  zusammen  mit  der  deutsehen  Zünd- 
hölzchenindustrie zu  einem  gemeinsamen  Syndikate  möglich  und  not- 
wendig wäre,  wenn  Zündhölzchen  nicht  etwa  den  Gegenstand  einer 
staatsmonopolistischen  Regelung  bilden  sollten. 

54.  Kerzen.  Es  besteht  eine  österreichische  Konvention  in  reinen 
Stearin-  und  in  Kompositionskerzen.  ^) 


Gegen  das  vorgeschlagene  Eingreifen  des  Staates  in  das  obige 
Syndizierungssystem  erheben  sich,  wie  bereits  erwähnt,  von  manchen 
Seiten  Bedenken,  die  auf  verschiedenen  Staatstheorien  beruhen.  Die 
Staatstheorie  ist  aber  auch  entwicklungsfähig  und  muß  nach  der  all- 
gemeinen Zweckmäßigkeitsempfindung  alle  jene  Neuerungen  über  sich 
ergehen  lassen,  welche  dem  Leben  frommen.  Das  Prinzip  der  tunlichsten 
Einschränkung  des  staatlichen  Eingreifens  in  das  wirtschaftliche  Leben, 
wie  sie  sich  aus  dem  alten  Liberalismus  ergibt,  wird  in  der  modernen 
Entwicklung  wieder  immer  mehr  zur  Seite  geschoben.  Diese  alte  Theorie 
war  früher  tatsächlich  mehr  am  Platze  wie  heute,  schon  deswegen, 
weil  für  die  freie  Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Kräfte  mehr  Platz 
vorhanden  war.  Die  Berechtigung  des  wirtschaftlichen  Liberalismus 
hängt  nämlich  in  hohem  Grade  von  dem  Maße  der  Ellbogenfreiheit  ab. 
Je  difierenzierter  das  Leben  wird  und  je  enger  der  Platz  ist,  desto 
gefährlicher  das  Gedränge  der  individuellen  Kräfte  und  desto  mehr 
muß  der  Staat  regelnd  (nicht  störend)  und  individualisierend  (nicht 
schabionisierend)  eingreifen.  2) 

^)  Es  versteht  sieh  von  selbst,  daß  in  vielen  der  genannten  Branchen  die 
zwischenstaatliche  Syndizierung  allein  eine  Behebung  der  Inferiorität  keineswegs 
bringen  würde  oder  überhaupt  nicht  möglich  wäre,  wenn  nicht  gleichzeitig  durch 
Herabsetzung  der  Zölle  für  Halbfabrikate,  Betriebsmittel  u.  dgl.,  sowie  durch 
sonstige  Mittel  der  natürlichen  Ausgleichung  für  die  Verbilligung  der  Produktion 
und  Vergrößerung  des  Absatzes  gesorgt  würde. 

2)  Vgl  Klein,  a.  a.  0.  S.  42:  »Daß  es  nach  dem  Kriege  in  der  Volks- 
wirtschaft durchaus  beim  alten  bleiben  werde,  hieße  zuviel  behaupten.  Die  nationale 
Wirtschaft  hat  nun  manche  Anregungen  erhalten.  Es  werden  vielleicht  neue 
Industrien  eingeführt  oder  das  Verhältnis  zwischen  Staatsverwaltung  und  Volks- 
wirtschaft verändert  werden,  vielleicht  wird  zwischen  Privat-  und  Q-emeinwirtsehaft 
eine  neue  Aufteilung  vorgenommen.« 


172 

Noch  im  Jahre  1910  hatte  ich  in  der  62.  Sitzung  der  XX.  Session 
des  österreichischen  Abgeordnetenhauses  (am  22.  Juni)  Gelegenheit, 
meine  Anschauungen  über  das  organisatorische  Eingreifen  des 
Staates  in  das  Leben  der  Groi3industrie  in  folgender  Weise  zu  ent- 
wickeln: 

»Ferner  muß  unser  Staat  allen  Theorien  zum  Trotz  hie  und  da 
in  gewisse  Zweige  der  Großindustrie  organisatorisch  eingreifen,  so  wie 
er  durch  Förderung  der  Genossenschaften  im  Kleingewerbe  und  in  der 
Landwirtschaft  in  diese  Zweige  organisatorisch  eingreift.  In  gewissen 
Zweigen,  die  sich  dazu  besonders  eignen,  in  welchen  aus  was  immer 
für  Gründen  die  Privatinitiative  nicht  mehr  gefördert  zu  werden 
braucht,  in  gewissen  Zweigen,  die  sich  häufig  in  einem  krisenhaften 
Zustande  befinden,  welcher  eine  Verminderung  des  Volks  Vermögens 
zur  Folge  hat,  ist  der  Staat  allein  in  der  Lage,  dadurch,  daß  er  selbst 
Zwangsorganisationen  schafft,  einerseits  die  wirtschaftlichen  Vorteile 
der  Kartellbildung,  insbesondere  die  Bekämpfung  der  Unterwertung  der 
Produkte,  der  Verminderung  des  übermäßigen  Eisikos  dauernd  zu  sichern, 
anderseits  aber  auch  die  Kartellauswüchse,  die  Ausbeutung  der  Kon- 
sumenten, die  rücksichtslose  Hemmung  der  weiteren  Produktionsentwick- 
lung aus  der  Welt  zu  schafiFen.  Dabei  kann  er  häufig  sich  selbst  einen 
Anteil  an  dem  Nutzen  solcher  von  staatswegen  organisierter  Industrie- 
zweige verschaflfen;  dabei  kann  er,  indem  er  der  Wirtschaft  einen  Dienst 
leistet,  gleichzeitig  eine  Gegenleistung  in  der  Form  der  Erhöhung  seiner 
Einnahmen  erzielen.  Als  einziges  Beispiel  —  denn  ich  will  ja  der 
weiteren  Entwicklung  nicht  vorgreifen  —  als  klassisches  Beispiel,  nenne 
ich  die  Petroleumindustrie.  Wenn  durch  ein  Gesetz  eine  Zwangsorgani- 
sation einerseits  der  ßohölproduzenten,  anderseits  der  ßatfineure  ge- 
schaffen wird,  so  wird  dadurch  der  ganzen  Branche,  die  sich  immer- 
während in  Krise  befindet,  deren  Natur  eine  solche  ist,  daß  sie  ohne 
das  feste  Gefüge  einer  Organisation  immer  kriseln  muß,  eine  sicherere 
Basis  für  das  Inlandsgeschäft  gegeben;  dabei  kann  und  muß  der  Staat 
sich  das  Eecht  wahren,  nicht  zuzulassen,  daß  diese  Organisation  zur 
Ausbeutung  der  Konsumenten  ausgenützt  werde,  und  zwar  in  der 
Weise,  daß  er  sich  das  Recht  der  Bestimmung  der  Detailpreise  vor- 
behält. Die  Sache  ist  ja  schon  hundertmal  erörtert  und  nachgerechnet 
worden,  und  es  hat  sich  herausgestellt,  daß  dies  ganz  gut  möglich  ist, 
da  der  Petroleum  vertrieb  bei  uns  ein  so  miserabler  ist,  daß  er  eine 
Verteuerung   des   Petroleums  um  zirka   10  K  nach   sich   zieht.    Im 
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großen  und  ganzen  lasten  auf  jedem  Liter  Petroleum  10  h,  die  durch 
die  übermäßigen  Handelskosten  bewirkt  werden. 

Nun  haben  ganz  genaue  RechnuDgen  von  verschiedenen  Seiten 
festgestellt,  daß  durch  eine  zwangsmäßige  Organisation  des  Vertriebes, 
die  sieh  aber  nur  durch  eine  Zwangsorganisation  der  Eaffinerien  er- 
zielen läßt,  diese  unnützen  Handelskosten  sehr  bedeutend  vermindert 
werden  können,  so  daß  auf  Rechnung  dieser  tiberflüssigen  Kosten  so- 
wohl die  Rohölproduzenten,  als  auch  die  Raffineure  und  auch  der  Staat 
ihren  Nutzen  finden  könnten,  ohne  daß  dadurch  eine  Mehrbelastung 
der  Konsumenten  im  Vergleiche  zum  gegenwärtigen  Zustande,  zum 
gegenwärtigen  Preisniveau  bewirkt  würde.  Nun  ist  es  nicht  angesichts 
einer  solchen  Sachlage,  wenn  das  alles  rechnungsmäßig  stimmt,  was 
ich  hier  vorgebracht  habe,  Pflicht  des  Staates,  in  diese  Industrie  or- 
ganisatorisch einzugreifen  und  sie  auf  eine  solche  Basis  zu  stellen,  daß 
die  Nachteile  der  gegenwärtigen  Anarchie  aus  der  Welt  geschafi"t 
werden,  die  das  Wirtschaftsleben  nicht  bloß  dieser  Industrie,  sondern 
auch  ganzer  großer  Gebiete  häufig  arg  bedrohen?  So  manche  von  den 
drückenden  konkreten  Kartellfragen  könnten  auf  diesem  Wege  durch 
ein  solches  organisatorisches  Eingreifen  des  Staates  in  gewisse  Zweige 
der  Produktion  gelöst  werden.  Überhaupt  glaube  ich,  daß  auf  diesem 
Wege  der  wichtigste  Teil  der  möglichen  Lösung  des  schwierigen 
Kartellproblem  es  liegt.« 

In  der  Tagung  des  deutsch-österreichisch-ungarischen  Wirtschafts- 
verbandes vom  28.  Juni  1915  sprach  Friedrich  Naumann  in  geist- 
voller Weise  über  die  zunehmende  Notwendigkeit  der  Syndizierung 
und  Organisierung  des  Wirtschaftslebens  unter  Mittun  der  Staats- 
gewalt. Es  sprach  sich  auch  der  Abgeordnete  Hofrat  Jäger  in  dem 
mehrzitierten  Artikel  der  »Münchener  allgemeinen  Rundschau«  für 
eine  von  Staatswegen  vorzunehmende  Rayonierung  der  Industrie  im 
gemeinsamen  Bündnisgebiete  aus.  Vgl.  übrigens  hiezu  folgende  cha- 
rakteristische Bemerkungen  Naumanns   in  »Mitteleuropa«  (S.  224). 

»Der  Mittelpunkt  der  Syndikatsverträge  aber  wird  das  mittel- 
europäische Eisensyndikat  sein,  durch  welches  unter  Mitwirkung  der 
beteiligten  Staatsregierungen  den  österreichischen  und  ungarischen 
Eisenindustriellen  ihre  bisher  durch  Zölle  und  Staatsprotektion  gesicherte 
Stellung  in  Form  von  Rayonierungskartellbestimmungen  garantiert 
wird.  Was  als  Zwischenzoll  gedacht  ist,  wird  zur  Kartellabgabe  und 
das  Kartell  im   ganzen   zahlt   an  die  Staatsverwaltungen,    ein  Punkt, 
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der  später  nochmals  berührt  werden  wird.  Auf  diese  Weise  läßt  sich 
eine  gewisse  Verteilung  des  fremden  Auslandsmarktes  erreichen,  nur 
auf  diese  Weise.  Die  große  bewährte  Organisationskraft  der  beider- 
seitigen Syndikate  wird  in  den  Dienst  des  gemeinsamen  Wirtschafts- 
gebietes gestellt.  Das  ist,  wenn  es  gelingt,  für  die  österreichische  und 
ungarische  Eisenindustrie  in  allen  ihren  Verzweigungen  und  Ober- 
bauten viel  besser  und  wirksamer  als  alle  bloße  Zollabgrenzung  des 
heimischen  Marktes.«  i) 

Sartorius  v.  Waltershausen  spricht  von  der  Notwendigkeit 
der  gemeinsamen  Kartellpolitik  und  der  gemeinsamen  Kartellabwehr- 
politik. Diehl  hegt  auch  in  dieser  Beziehung  Bedenken,  ohne  sie 
jedoch  näher  zu  begründen. 

Auch  Spiethoff  sieht  (in  dem  von  Herkner  herausgegebenen 
Sammelwerke  des  Vereines  für  Sozialpolitik,  S.  51)  die  Möglichkeit 
und  eventuelle  Notwendigkeit  eines  staatlichen  Eingreifens  zu  dem 
Zwecke  ein,  um  zwischenstaatliche  Kartelle  im  Schöße  des  Zollbünd- 
nisses zustandezubringen  und  in  feste,  vom  Staate  vorgeschriebene 
Bahnen  hineinzubringen.  Er  stellt  ferner  fest,  daß  die  von  SchmoUer 
(in  den  Schriften  des  Vereines  für  Sozialpolitik  1906,  Bd.  116,  S.  237) 
diesfalls  gemachten  Vorschläge  trotz  der  Ablehnung,  welcher  sie  an- 
fangs begegneten,  immer  mehr  Geltung  finden. 

Von  besonderer,  wenn  auch  mittelbarer  Bedeutung  für  das  in 
Eede  stehende  Problem  sind  die  Ausführungen  des  Sektionschefs 
Eiedl  in  der  Jännerversamralung  1916  des  Industriellen-Klubs  in 
Wien  (»Neue  Freie  Presse«  vom  22.  Jänner  1916),  wornach  eine 
stramme  Organisation  der  Industrie  nach  Branchen  unter  Mitwir- 
kung des  Staates  notwendig  sei,  um  die  schwierige  Eohstoflfbe- 
schaffung  und  Eohstoflfverteilung  nach  dem  Kriege  zweckmäßig  zu 
organisieren  und  gerecht  zu  regeln.  Der  Ankauf  von  Eohstoflfen  müsse 
kaufmännisch  geführt  werden;  in  die  Verteilung  derselben  müsse  der 
Staat  eingreifen.  Man  dürfe  kein  starres  Schema  schaffen.  In  der  einen 
Industrie  werde  man  mit  einem  locker  gefügten  Kriegsausschusse  aus- 

1)  Vgl.  ferner  Dub,  »Nochmals  zur  Frage  der  Zollunion«  (Sehmollers  Jahr- 
buch 1915,  39.  Jahrgang,  3.  Heft,  S.  285) :  »Die  beiderseitigen  großen  Industrien, 
namentlich  die  Schwerindustrie,  sind  kartelliert,  die  deutsehen  und  die  öster- 
reichischen Syndikate  durch  gegenseitige  Vereinbarungen  über  die  Wahrung  und 
Schonung  der  Absatzgebiete  miteinander  sehr  verknüpft.  Solche  Abmachungen 
könnten  weiter  ausgebaut,  auf  neue,  noch  nicht  angegliederte  Produktionsgruppen 
ausgedehnt  werden.«  S.  auch  Kobatseh  in  Herkners  Sammelwerk,  II. Teil,  S.  133. 
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kommen,  in  der  anderen  ein  festgefügtes  Kartell  brauchen,  das  die 
Erzeugung  bis  ins  kleinste  Detail  regeln  muß.  Bei  der  Eückföhrung 
der  Kriegs-  in  die  Friedenswirtschaft  wird  der  Staat  vor  allem  auf 
die  vorhandenen  Organisationen  greifen  und  ihnen  gewisse  Eechte 
einräumen  müssen.  Es  müßte  sonst  der  staatliche  Zwang  von 
vornherein  bereitgestellt  werden,  um  dort  einzugreifen,  wo 
die  private  Initiative  versagt. 


Eine  andere  Frage  geht  dahin,  ob  der  Staat  imstande  ist,  ein 
derartiges  Eingreifen  in  die  Organisation  der  Industrie  in  wirksamer 
und  unbedenklicher  Weise  zu  bewerkstelligen.  Im  allgemeinen  ist 
darauf  zu  erwidern:  Wie  die  allgemeine  Anpassungsfähigkeit  des  mo- 
dernen Lebens  durch  die  immer  stärkere  Differenzierung  desselben  ge- 
steigert wird,  muß  sich  dieselbe  Erscheinung  auch  in  der  staatlichen 
Betätigung  immer  mehr  bemerkbar  machen. 

Es  fehlt  auch  nicht  an  Beispielen  des  Eingreifens  der  Staaten 
in  die  Organisation  der  Industrie.  Zunächst  kommt  hier  das  russische 
Zuckersteuergesetz  in  Betracht,  welches  mit  einer  staatlichen  Kon- 
tingentierung der  Produktion  und  mit  einer  staatlichen  Einflußnahme  auf 
die  Preisbildung  (eventuell  durch  Aufhebung  des  Einfuhrzolles)  ver- 
bunden ist.  (Noch  im  Jahre  1892  wurde  die  Beteiligung  des  Staats- 
schatzes an  den  Gewinnen  des  russischen  Zuckerkartells  in  Erwägung 
gezogen.)  Ferner  ist  an  das  zwar  nicht  in  Kraft  getretene,  jedoch 
beschlossene  und  sanktionierte  österreichische  Zuckerkontingentgesetz 
vom  31.  Jänner  1903,  R.  G.  Bl.  33,  zu  erinnern.  Das  österreichische 
Branntweinsteuergesetz  ist  mit  einer  Kontingentierung  der  Produktion 
von  Rohspiritus  verbunden.  Die  vor  kurzem  erfolgte  staatliche  Ein- 
schränkung des  Entstehens  neuer  Spiritusfabriken  bedeutet  gleichfalls 
einen  Eingriff  des  Staates  zugunsten  der  Organisation  dieser  Industrie. 
Schon  im  Laufe  des  Krieges  ist  das  ungarische  Spirituskartell  unter 
Beteiligung  des  Staates  an  dem  Gewinne  desselben  zustande  gekommen. 
Zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Phosphorverbotes  hat  sich  die  öster- 
reichische Regierung  für  eine  Zusammenfassung  des  noch  nicht 
organisierten  Teiles  der  Zündhölzchenindustrie  in  einer  Aktiengesell- 
schaft wirksam  eingesetzt  und  diese  Neubildung  durch  Auszahlung 
von  Entschädigungssummen  an  die  mit  Phosphor  arbeitenden  Fabriken 
gefördert.    Ein   klassisches    Beispiel    einer   Zwangsorganisation    einer 
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großen  montanistiselien  Industrie  bietet  das  preußische  Kaligesetz, 
welches  zu  dem  Zwecke  beschlossen  wurde,  der  Verschleuderung  der 
Produktion  vorzubeugen,  dieselbe  durch  Kontingentierung  zu  regeln  und 
derselben  Gewinne  zu  sichern  —  woran  der  Staat,  als  Eigentümer  von 
Kaliwerken,  unmittelbar  interessiert  und  beteiligt  ist.  Ebenso  war  das 
DeutscheEeich  an  Gewinnen  der  deutsch -südwestafrikanischen  Diamanten- 
regie beteiligt,  was  als  ein  Entgelt  für  die  Konzessionserteilung  anzu- 
sehen ist.  Im  Jahre  1908  erfolgte  die  zwangsweise  Kartellierung  der 
sizilianischen  Schwefelindustrie  seitens  des  italienischen  Staates.  Die 
bekannte  brasilianische  Kaffeevalorisation  ist  ebenfalls  nichts  anderes, 
als  ein  organisatorisches  Eingreifen  des  Staates  zur  Abwendung  der 
Folgen  einer  Überproduktion.  Einen  ähnlichen  Charakter  trägt  das 
Zusammenarbeiten  des  österreichischen  Staates  mit  dem  galizischen 
Landesverbände  der  Eohölproduzenten,  der  Ankauf  von  Heizöl  für  die 
Staatsbahnen,  die  Errichtung  von  Staatsreservoirs,  die  Gründung  einer 
staatlichen  Petroleumraffinerie  usw. 

Ferner  hat  der  gegenwärtige  Krieg  auf  vielen  Gebieten  die 
Bildung  von  vorübergehenden,  von  Staatswegen  errichteten  und  unter 
staatlicher  Kontrolle  stehenden  Syndikaten  sowie  ein  gebieterisches  Ein- 
greifen des  Staates  in  die  Preisbestimmung  aller  möglichen  Artikel 
mit  sich  gebracht.  Es  handelt  sich  selbstredend  nicht  darum,  die  bloß 
für  die  Ausnahmssituation  der  Kriegszeit  geschaffenen  Einrichtungen 
und  insbesondere  den  an  denselben  hängenden,  vielfach  nicht  ein- 
wandfreien Geist  ohne  Änderung  fortzupflanzen.  Es  gilt  auch  nach 
wie  vor,  daß  die  staatliche  Verwaltung  in  volkswirtschaftlichen  Unter- 
nehmungen gerade  nicht  immer  die  beste  und  die  staatliche  Einfluß- 
nahme gerade  nicht  immer  die  vorteilhafteste  ist. 

Ungeachtet  dessen  ist  durch  den  gegenwärtigen  Krieg  die  staats- 
sozialistische Tendenz  in  der  Wirtschaftspolitik  stark  gefördert  worden, 
was  erfahrungsgemäß  nicht  ohne  Polgen  für  die  weitere  Entwicklung 
der  Dinge  auch  im  Frieden  bleiben  dürfte.^) 

Nach  meiner  Auffassung  muß  sich  aus  dieser  Verlassenschaft  des 
gegenwärtigen  Krieges  und  aus  den  hergebrachten  Vorzügen  der  Privat- 
wirtschaft  ein   neues   Amalgam   herausbilden.    Die   uneingeschränkte 


^)  Vgl.  Jaffe,  >Volkswirtsehaft  im  Kriege«  (Tübingen  1915).  Auch  Sar- 
torius  V.  Waltershausen  nimmt  mit  feinem  Spürsinn  eine  in  dieser  Bichtung 
gehende  Entwicklungstendenz  wahr.  Vgl.  ferner  Naumann,  »Mitteleuropa«,  S.  107 
bis  109,  113,  140,  143,  153. 
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Privatwirtschaft  könnte  insbesondere  in  der  ersten  Zeit  nach  dem 
Kriege  gefährlich  werden;  die  Fortsetzung  der  staatlichen  Wirtschaft 
in  so  manchen  jetzt  vom  Staate  bevormundeten  Wirtschaftszweigen 
wäre  vielfach  unökonomisch  und  gemeinschädlich.  Daraus  ergibt  sich 
die  Notwendigkeit  eines  Kompagniegeschäftes,  einer  Vereinigung  der 
Vorzüge  der  beiden  Systeme,  wie  sie  eben  von  den  zwischenstaatlichen 
Syndizierungen  unter  dem  Patronate  der  Staatsgewalten  zu  erwarten 
ist.  Da  wird  jeder  der  beiden  Faktoren  darüber  wachen,  daß  die  Vor- 
züge seines  Systems  zur  Geltung  gelangen  und  daß  sich  die  Nachteile 
des  Systems  des  zweiten  Faktors  nicht  verewigen. 

Allenfalls  sind  nach  dem  Obgesagten  Syndikate  mit  staatlicher 
Beteiligung  der  Schaffung  von  Staatsmonopolen  in  allen  jenen  Fällen 
vorzuziehen,  in  welchen  die  Volkswirtschaft  ein  Interesse  an  der  Ent- 
wicklung des  betreffenden  Zweiges  hat  und  gleichzeitig  die  Eröffnung 
neuer  ergiebiger  Binnahmsquellen  für  die  Staatsfinanzen  in  Betracht 
kommt.  Vgl.  hiezu  folgende  interessante  Bemerkungen  des  Großindu- 
striellen Alois  Reich  (Referat  im  Industrierate).  —  »Verhandlungen  der 
vom  k.  k.  Handelsministerium  veranstalteten  Kartellenquete«,  Wien  1912, 
S.  160 — 162):  »Im  Grunde  genommen  bildet  der  deutsche  Vorgang 
kein  absolutes  Novum,  sondern  die  praktische  Ausbildung  eines  nicht 
nur  in  Deutschland,  sondern  auch  in  Österreich  und  anderwärts  mehr- 
fach befolgten  Prinzipes  der  staatlichen  Garantie  einer  bestimmten  Ver- 
zinsung des  Betriebskapitales.  Staatliche  Subventionierungen  sind  altge- 
wohnte Erscheinungen,  welche  eben  deswegen  niemanden  befremden  und 
die  Förderung  privater  und  öffentlicher  Interessen  wohlwollend  verbinden. « 

»Die  Mitwirkung  des  Staates  bei  der  Tarif bestimmung,  beziehungs- 
weise Preisbildung,  die  Gewinnpartizipation  des  Staates  bei  Über- 
schreitung einer  bestimmten  Gewinnquote,  sind  in  Österreich,  sowohl 
zu  Lande  als  zu  Wasser,  heimisch.  Wir  hatten  und  besitzen  in  Öster- 
reich Analoga,  welche  das  deutsche  Vorbild  überholen,  seinerzeit  in  der 
Betriebsgesellschaft  der  Nordbahn,  nach  wie  vor  in  der  Institution  der 
Österreichisch-ungarischen  Bank,  an  deren  Gewinn  der  Staat  Anteil 
genommen  hat  und  nimmt;  auch  der  Schiffahrtsvertrag  des  Lloyd  hat 
eine  Gewinnpartizipation  des  Staates  bei  einem  6Vo  überschreitenden 
Reinertrag  vorgesehen  usw.« 

»Die  Erfahrungen  der  neuesten  Zeit  haben  gezeigt,  daß  es  Fälle 
geben  kann,  bei  welchen  es  im  Staatsinteresse  liegt,  einen  Zusammen- 
schluß bestimmter  Produktionsgebiete  geradezu  zu  fördern,  sei  es  zum 

V.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Anräherung.  I.  1^ 
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Schutze  gegen  Übermacht  ausländischer  Konkurrenz,  gegen  eine 
Oberhoheit  fremden  Kapitales,  sei  es  um  den  Raubbau  in  Bodenpro- 
dukten entgegenzutreten,  sei  es  um  in  Fällen,  da  das  private  und 
öffentliche  Erwerbsinteresse  zu  kollidieren  scheinen,  einen  Ausgleich 
zwischen  den  widerstreitenden  Kräften  zu  suchen.« 

> Einen  solchen  Weg,  den  man  mit  dem  Namen  eines  gesetzlichen 
Zwangskompromisses  bezeichnen  könnte,  hat  zum  Beispiel  das  Deutsche 
Reich  eingeschlagen,  als  durch  das  bekannte  Kaligesetz  sowohl  der 
Preis  als  auch  Absatz  dieses  für  die  Landwirtschaft  außerordentlich 
wichtigen  Rohstoffes  geregelt  wurden.  Der  Kaliabsatz  wurde  sowohl 
für  das  Inland  als  auch  für  das  Ausland  unter  die  einzelnen  Betriebe 
prozentuell  repartiert,  wobei  gleichzeitig  periodische  Pestsetzung 
von  Höchstpreisen  für  das  Inland  vorgesehen  wurde.  Da  kein 
Produzent  ein  Interesse  daran  hat,  das  ihm  zugewiesene  Kalikontingent 
möglichst  billig  —  sei  es  nach  dem  Inlande  oder  Auslande  —  zu 
veräußern,  so  wurde  hiedurch  nicht  nur  das  Verschleudern  von  wert- 
vollen Bodenschätzen  in  das  Ausland  verhütet,  sondern  auch  die 
Inlandspreise  sowohl  nach  unten  als  nach  oben  stabilisiert. 
Durch  die  gesetzliche  Konstruktion  des  Kalisyndikates  ist  gleichzeitig 
den  einzelnen  Unternehmungen  freie  Beweglichkeit  und  individuelle 
Betätigung  innerhalb  ihres  Kontingentrahmens  gewährt  worden.« 

»Der  Gewinn  des  einzelnen  Syndikatteilnehmers  an  dem  inländi- 
schen Markte  erscheint  durch  die  gesetzliche  Fixierung  der  Höchst- 
preise mehr  oder  weniger  eingeschränkt.  Dadurch,  daß  jedem  derselben 
gleichzeitig  ein  bestimmtes  Absatzkontingent  sichergestellt  ist,  erfreut 
sich  dieser  Gewinn  einer  gewissen  gesetzlichen  Garantie.« 

»Der  preußische  Staat  partizipiert  selbst  durch  seinen  Kaliwerks- 
besitz an  dem  Syndikatsgewinn.  Es  ist  evident,  daß,  wenn  der  Staat 
durch  eine  in  größerem  oder  geringerem  Maße  ausschließend  erteilte 
Erwerbskonzession  das  Risiko  bestimmter  Unternehmer  entsprechend 
vermindert,  hiedurch  demünternehmergewinne  auch  mehr  oder  weniger 
der  Charakter  einer  Rente  verliehen  wird.  Naturgemäß  hat  der  Garant 
—  hier  der  Staat  —  ein  Recht  auf  Gegenleistung  in  Form  einer 
Preis-  oder  Tarif konvention,  durch  welche  auf  Unternehmergewinn 
und  Preise  oder  Tarife  mäßigend,  beziehungsweise  stabilisierend  ein- 
gewirkt wird.  Erfahrungsgemäß  erscheint  durch  solche  vertragsmäßige 
Kompensationsleistung  an  den  Staat  —  nach  dem  Prinzipe  des  do  ut 
des  —  der  Unternehmergewinn  gewissermaßen  vor  dem  öffentlichen 
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Eechtsbewußtsein  legitimiert  und  erwirbt  sich  sozusagen  soziale  Sym- 
pathien.« 

»Auch  dem  legitimen  Handel  kann  eine  solche  kompromißartige 
Regelung  des  Warenverkehres  nur  sympathisch  sein,  da  der  Spielraum 
der  Spekulation  bedeutend  eingeschränkt  wird,  ja  eine  solche  periodische 
Stabilisierung  der  Preise  auf  Konjunkturschwankungen  mehr  oder 
weniger  ausgleichend  wirken  muß.« 

»Es  ist  kein  Zweifel,  daß  noch  vielfältige  und  weite  Gebiete  des 
Warenverkehres  —  in  kritischen  Wirtschaftslagen  —  einer  analogen 
Regelung  fähig  wären.« 

»Der  Staat  kann  an^einem  solchen  Industriesyndikate  als  effektiver 
Geschäftsteilhaber,  wie  zum  Beispiel  beim  deutschen  Kalisyndikate  und 
bei  den  deutschen  Kohlenkonventionen  —  oder  auch  bloß  als  ideeller  — 
am  Gewinne  partizipieren.« 

Übrigens  wurde  bereits  oben  erwähnt,  daß  das  Eingreifen  des 
Staates  in  viele  der  gemeinsam  zu  syndizierenden  Wirtschaftszweige 
zunächst  nicht  als  ein  Allheilmittel  betrachtet  und  daß  es  nicht  für 
immer,  sondern  in  der  Regel  nur  als  eine  vorübergehende  Maßregel 
angewendet  werden  soll. 

Das  frühere  Bestreben  des  Staatslebens,  insbesondere  in  den 
Anfängen  der  konstitutionellen  Ära,  ging  dahin,  die  Idee  der  Gleich- 
heit vor  dem  Gesetze  durch  die  Schaffung  solcher  wenig  zahlreicher 
genereller  Normen  zu  realisieren,  welche  auf  möglichst  weiten  Ge- 
bieten Anwendung  zu  finden  hätten.  Durch  lange  Zeit  wurde  in  erster 
Linie  darauf  geachtet,  daß  in  diesen  generellen  Vorschriften  durch 
etwaige  Ausnahmsbestimmungen  keine  präjudiziellen  Breschen  ge- 
schlagen werden.  Durch  die  seither  eingetretene  und  immer  fort- 
schreitende Differenzierung  der  Verhältnisse  hat  sich  aus  der  auf  diese 
Weise  konstruierten  Gleichheit  in  vielen  Fällen  eine  krasse  Ungleich- 
heit ergeben.  Das  heutige  Staatsleben  verfolgt  mithin  eine  andere 
Tendenz,  die  der  Anschmiegung  an  die  stark  differenzierten  Verhält- 
nisse und  der  Herstellung  der  tatsächlichen,  nicht  bloß  der  theoreti- 
schen Gleichheit  im  Wege  der  Individualisierung  der  Methoden  und 
Vorschriften.  So  liegt  auch  die  künftige  Entwicklungslinie  in  der  Mitte 
zwischen  einer  stärkeren  Förderung  und  Unterstützung  der  individuellen 
Initiative  und  dem  gesteigerten  Einflüsse  des  Staates  auf  die  Privat- 
wirtschaft. Hiezu  bemerkt  Reich  (a.  a.  0.  S.  162):  »Die  Auffassung 
von   der  Einflußnahme   des  Staates   hat   sich  modernisiert   und   greift 

12* 
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nicht  mehr  ausschließlich  zu  den  Zwangsmitteln  einer  Monopolver- 
waltung,  sondern  mehr  und  mehr  zu  einer  Komproraißregelung  der 
Verkehrs-  und  Marktverhältnisse  auf  verschiedenen  Gebieten.«^) 

1)  Ton  Seite  eines  hervorragenden  österreichischen  Handelspolitikers  sind 
mir  in  der  letzten  Stunde  folgende  interessante  Bemerkungen  zugekommen: 

»Meine  Zweifel  und  Bedenken  gegenüber  dem  Vorsehlage,  schwächere 
österreiebiseh-ungarisehe  Industrien  statt  mittels  ZwisehenzöUe  durch  gemeinsame 
Kartellorganisationen  vor  dem  stärkeren  deutschen  Wettbewerb  zu  schützen,  be- 
ruhen insbesondere  auf  meinem  Mißtrauen  in  die  öffentlichen  Gewalten  in  Öster- 
reich und  noch  mehr  in  Ungarn.  In  Österreich  ist  derzeit  von  einer  Beaufsichtigung 
unserer  gegenüber  vielen  Interessentengruppen  schwachen  Regierung  durch  das 
Parlament  des  allgemeinen  Wahlrechtes  derzeit  keine  Rede.  Wird  hierauf  nach 
Friedensschluß  zu  rechnen  sein?  Vielleicht,  vielleicht  auch  nicht,  zumal  die  Kraft 
des  Parlamentes  bei  uns  durch  die  auf  engherzigeren  Wahlordnungen  beruhenden 
Landtage  und  Gemeindevertretungen  stets  geschwächt  wurde,  ähnlieh  wie  die  Kraft 
des  deutschen  Reichstages,  trotz  der  im  allgemeinen  weit  besseren  deutschen  Ver- 
hältnisse, durch  den  preußischen  Landtag  mit  seinem  plutokratisehen  Wahlrecht 
gestört  wird.  In  Ungarn  ist  das  Parlament  überhaupt  nur  ein  Ausschuß  der  be- 
sitzenden Klassen,  die  sieh  wechselseitig  Vorteile  zuschanzen.  Wo  hat  nun  die 
österreichische  Regierung  eine  Stütze,  wenn  sie  Ausschreitungen  der  Kartelle  zum 
Sehaden  der  Verbraucher  verhüten  will?  Die  ungarische  Regierung  wünscht  viel- 
leicht gar  nicht,  über  eine  solche  Stütze  zu  verfügen.  Daher  meine  Bedenken  gegen 
den  Kartellabhilfsvorschlag.  Diese  Bedenken  werden  freilich  sehr  gemil- 
dert, wenn  auch  die  deutsche  Regierung  an  der  Beaufsichtigung  der 
Kartelltätigkeit  beteiligt  ist.  Denn  hinter  der  deutschen  Regierung 
stehen  zum  Schutze  der  Verbraucher  nicht  nur  der  deutsche  Reichs- 
tag, sondern  auch  die  Parlamente  der  meisten  Bundesstaaten  mit 
Ausnahme  von  Preußen  und  Mecklenburg.  Ich  hoffe  vor  allem,  daß  Deutseh- 
land eines  verhüten  wird:  die  dauernde  Festsetzung  dieser  gemischten  staatlich- 
privaten  Wirtschaft,  ihre  Versteinerung.  Deutsehland  wird  sich  bemühen,  den 
Formen  des  freien  Wettbewerbes  oder  eines  gewöhnlichen  Kartells  wenigstens  nahe- 
zukommen, insofern  es  sich  nicht  in  einzelnen  Industrien  um  die  Vorbereitung 
oder  um  das  Gehäuse  von  Finanzmonopolen  handelt.  Aber  wenn  die  Staatsgewalten 
von  Österreich-Ungarn  für  sich  allein  mächtigen,  durch  die  Großbanken  unterstützten 
Kartellorganisationen  gegenüberstünden,  müßte  ich  dies  für  sehr  bedenklieh  halten. 
Hoffentlich  wird  Ungarn  der  Schaffung  einer  so  weitreichenden,  zu  Dritt  gemein- 
samen Angelegenheit,  wie  es  eine  derartige  Kartellpolitik  ist,  zustimmen.« 

(Meiner  Ansicht  nach  muß  auf  eine  weitgehende  wirkliche  Demokratisierung 
der  Staatspolitik  und  mit  der  Zeit  auch  der  Staatsverfassungen  Mitteleuropas  nach 
dem  Kriege  gerechnet  werden.  Das  erste  Aufgebot  von  Volksheeren  in  solchem 
Umfange,  mit  so  immensen  Opfern  an  Blut  und  Gut  verbunden,  kann  nicht  er- 
mangeln, in  Friedenszeiten  auch  die  politischen  Kräfte  der  Volksmassen  in  viel 
höherem  Grade  auszulösen,  als  dies  bisher  der  Fall  war.  Daraus  würde  sieh  aber 
eine  wesentliche  Entkräftung  der  oben  geäußerten  Bedenken  ergeben.) 
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Im  Zusammenhange  damit  wäre  noch  kurz  die  Frage  zu  erörtern, 
ob  und  mit  weichen  Zwangsmitteln  die  Staatsgewalten  der  Bundesreiche 
die  gemeinsamen  Syndikate  zur  Befolgung  der  im  Interesse  der  Volks- 
wirtschaft liegenden  Grundsätze  verhalten  sollen.  Unwillkürlich  greift 
man  da  auf  das  so  oft  empfohlene  Mittel  der  eventuellen  Herabsetzung 
der  Außenzölle'),  wie  es  im  russischen  Zuckergesetze  vorgesehen  ist, 
wie  es  ferner  seit  jeher  in  Kanada  (auf  507o)  vorgesehen  und  sogar 
einmal  (auf  Druckpapier)  angewendet  wurde,  wie  es  auch  im  Zoll- 
gesetze des  australischen  Bundes  vom  Jahre  1902  sowie  im  Budget- 
gesetze Brasiliens  vom  Jahre  1913  Platz  findet.  Es  kämen  noch  das 
Anziehen  der  Steuerschraube,  die  Bereitung  von  Transportschwierig- 
keiten und  verschiedene  administrative  Schikanen  in  Betracht.  Meiner 
Ansicht  nach  sollen  die  Eingriffsrechte  des  Staates  im  Voraus  präzisiert 
und  mit  einer  unmittelbaren  Exekutive  ausgestattet  werden.  Alle  solche 
mittelbaren  Zwangsmittel,  wie  die  oberwähnten,  können  zu  schleichenden 
Krisen  und  Kriegen  der  betreffenden,  beziehungsweise  der  betroffenen 
Industrie  gegen  die  Staatsgewalt  führen,  unter  denen  ihre  Autorität 
mitunter  sehr  viel  leiden  kann. 

d)  Die  Industrieförderung  als  künstliches  Ausgleichung smittel. 

Ein  weiteres  Surrogat  der  Zwischenzölle,  welches  ebenfalls  zur 
künsthchen  Ausgleichung  der  auf  natürlichem  Wege  nicht  so  rasch 
oder  überhaupt  nicht  zu  beseitigenden  Disparitäten  benützt  werden 
kann,  bildet  die  autonome  unmittelbare  Industrieförderung  (von  der 
durch  die  Mittel  der  Zollpolitik,  sowie  durch  allgemeine  wirtschafts- 
politische Maßregeln  erzielten  Industrieförderung  im  weiten  Sinne  des 
Wortes  wohl  zu  unterscheiden). 

Ihre  Hauptmethoden  sind: 

1.  Die  Erleichterung  der  Entstehung  und  des  Fortbestandes 
industrieller  Unternehmungen  mittels  Subventionen  verschiedener  Art 
(Zuschüsse,  Gewährung  billigen  Kredites,  unentgeltliche  Beistellung 
von  Fabriksgrundflächen,  von  Baumaterialien  u.  dgl.,  Steuererlässe,  be- 
sonders ermäßigte  Staatsbahnfrachten). 

2.  Die  Vorzugsbehandlung  bei  öffentlichen  Lieferungen. 


^)  Über  das  Heikle  dieser  Methode  vgl.  Urbans  Ausführungen  (Referat  im 
Industrierate  —  »Verhandlungen  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  veranstalteten 
Kartellenquete«,  Wien  1912,  S.  150). 
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3.  "Die  Exportförderung  (Exportsubventionen,  Sendlinge  u.  dgl.).i) 

Es  hat  doch  Ungarn  die  autonome  Industrieförderung  in  aus- 
giebigem Maße  und  in  allen  ihren  Formen,  tatsächlich  als  ein  Surrogat 
der  Erziehungszölle,  angewendet.  Dasselbe  war  in  Galizien  mit  einer 
ähnlichen  Aktion  der  autonomen  Landesregierung  der  Fall  —  aller- 
dings in  einem  viel  geringeren  Umfange,  da  dem  Kronlande  Galizien 
diesbezüglich  bei  weitem  nicht  jene  Kompetenz  zustand,  wie  dem 
ungarischen  Staate, 

Im  Gegensatze  zu  Zwischenzöllen  und  Syndizierungen  kann  bei 
der  Industrieförderung  von  der  Gefahr  der  Verteuerung  des  Konsums 
und  der  allgemeinen  Produktion  überhaupt  nicht  die  Eede  sein;  im 
besonderen  Gegensatze  zu  Syndizierungen  und  in  Übereinstimmung 
mit  der  Wirkung  der  Zölle  können  durch  die  Industrieförderung  neue 
Konkurrenzen  gezüchtet  werden. 

Es  könnte  eingewendet  werden,  daß  durch  die  Verwendung  der 
Staatseinnahmen  für  Zwecke  der  Industrieförderung  eine  mittelbare 
Verteuerung  des  Konsums  und  der  Produktion  bewirkt  wird,  indem 
sie  die  Erhöhung  der  allgemeinen  Steuerlast  verursacht.  Nun  ist  aber 
aaf  Grund  der  Einsicht  in  die  Budgets  der  eine  solche  Industrie- 
förderung treibenden  Staaten  und  Länder  die  Belastung  aus  diesem 
Titel  im  Vergleiche  mit  den  sonstigen  Budgetausgaben  als  verschwin- 
dend klein  zu  bezeichnen. 

Die  autonome  Industrieförderung  wird  übrigens  nicht  nur  in 
Ungarn  und  Galizien,  sondern  auch  in  den  meisten  übrigen  Staaten 
und  Gebieten  des  zukünftigen  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  (in  un- 
vergleichlich beschränkterem  Umfange)  geübt,  und  zwar  zumeist  nur 
in  der  Form  einer  mehr  oder  weniger   ausgebildeten  Vorzugsbehand- 


1)  Dielil  a.  a.  0.  sieht  im  Bestände  der  autonomen  Industrieförderung  (ins- 
besondere in  Ungarn)  ein  Hindernis  der  Zolleinigung  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland,  worauf  Stolper  a.  a.  0.  mit  dem  Hinweise  reagiert,  durch  die 
Maßnahmen  der  staatliehen  Industrieförderung  werde  der  Bestand  einer  Zollunion 
zwischen  Österreich  und  Ungarn  gar  nicht  gefährdet.  Ferner  erblickt  Pistor  (a.  a.  0. 
S  166),  im  Einklänge  mit  meiner  Anschauung,  in  der  autonomen  Industrieförderung 
(wobei  er  allerdings  nur  die  Vorzugsbehandlung  bei  öffentlichen  Lieferungen  und 
die  Eisenbahntarife  ins  Auge  faßt)  ein  Eeservoir  für  Korrekturen  an  dem  im  Zu- 
sammenhange mit  dem  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisse  zu  ändernden  Zollsysteme. 
(Sobald  aber  das  Prinzip  der  autonomen  Industrieförderung  unter  dem  Regime  des 
Zollbündnisses  zugelassen  wird,  so  muß  dieselbe  nicht  bloß  auf  die  von  Pistor 
genannten  Mittel  beschränkt  bleiben.) 
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luiig  bei  öfifentlichen  Lieferungen  zugunsten  der  inländischen  und 
lokalen  Produzenten,  Unternehmer  und  Arbeiter  (vgl.  das  Lieferungs- 
regulativ der  österreichischen  Gesamtregierung  vom  3.  April  1909,  die 
bayrische  Lieferungsordnung  usvp'.). 

Ob  nun  das  System  einer  solchen  autonomen  Industrieförderung 
aus  prinzipiellen  Gründen  nach  wie  vor  angefochten  veird  oder  nicht, 
wird  dasselbe  auch  in  der  neuen  Ordnung  der  Dinge  fortbestehen 
bleiben.  Vor  allem  hält  Ungarn  daran  unentwegt  fest.') 

Sollten  die  Türkei  und  Bulgarien  in  das  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündnis eintreten,  so  werden  sie  ebenfalls  auf  die  Mittel  der  auto- 
nomen Industrieförderung  nicht  verzichten  wollen. 

Im  Hinblicke  auf  diese  Stellung  Ungarns  können  auch  andere 
Bündnisstaaten  und  autonome  Gebiete  im  Bündnisbereich  das  Prinzip 
der  autonomen  Industrieförderung  nicht  aufgeben;  sie  werden  im 
Gegenteil  durch  das  Vorgehen  Ungarns  vielleicht  genötigt  sein,  dieses 
Prinzip  in  einem  weiteren  Umfange  anzuwenden,  als  dies  bisher  der 
Fall  war. 

Da  auf  diese  Weise  mit  dem  Fortbestande  und  sogar  mit  einer 
weiteren  Ausgestaltung  der  autonomen  Industrieförderung  zu  rechnen 


^)  S.  Fleischl,  »Grundzüge  der  ungarischen  Handelspolitik«  (Sehmollers 
Jahrbuch,  III,  Jahrg.  1914,  Heft  38,  S.  164): 

»Die  Industrialisierung  ist  zur  Notwendigkeit  geworden.  Doch  ist  es  frag 
lieh,  ob  auch  kräftige  Erziehungszölle  auf  dem  kleinen  selbständigen  Zollgebiete 
Ungarns  eine  Großindustrie  schaffen  könnten,  und  es  ist  zu  bedenken,  daß  auch 
ohne  eine  solche  Erschütterung  des  Wirtschaftslebens,  ohne  die  drückenden  und 
schwer  schwindenden  Erziehungszölle  die  Industrialisierung  mit  Äufrechterhaltung 
der  Zollgemeinsehaft  möglich  ist,  wenn  eine  energische  und  vom  volkswirtschaft- 
lichen Standpunkte  aus  durchgeführte  Subventionspolitik  der  Industrie  über  die 
Anfangssehwierigkeiten  hinweghilft.« 

Vgl.  ferner  Szterenyi  (Jubiläumsheft  des  »Nord  und  Süd«,  S.  44): 

»Mit  der  starken  Förderung  der  Landwirtschaft  muß  daher  parallel  eine 
groß  angelegte  Industrieförderung  einsetzen,  und  im  Maße,  als  deutsches  Kapital 
und  deutscher  Unternehmungsgeist  uns  dabei  zu  Hilfe  kommen  wird,  werden  die 
Entfernungen  immer  geringer  werden,  welche  die  deutschen,  österreichischen  und 
ungarischen  Wirtschaftsgebiete  voneinander  trennen.« 

Im  Vortrage  Szterenyis  vom  18.  November  1915  (Klub  der  Industriellen) 
finden  wir  folgenden  Passus:  »Die  ungarische  Industrieförderung  würde  die  öster- 
reichische und  deutsche  Industrie  nicht  stören,  sondern,  nach  den  bisherigen  Er- 
fahrungen, den  Import  von  Industrieartikeln  nach  Ungarn  steigern  —  um  so  mehr, 
als  überhaupt  die  Länder  mit  einer  entwickelten  Industrie  viel  bessere  Abnehmer 
für  Industrieprodukte  anderer  Länder  sind,  als  vorwiegend  agrarische  Gebiete.« 
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ist,  soll  dieselbe  ebenfalls  als  eine  Ergänzung  des  Ausgletchungssysteras 
ausgenützt  werden.  In  dieser  Funktion  wird  sie  zunächst  in  jenen  Fällen 
einzugreifen  haben,  in  welchen  Zwischenzölle  auf  der  Basis  der  reinen 
Ausgleichung  erstellt  und  keine  gemeinsamen  Syndizierungen  zustande 
kommen  werden,  dagegen  aber  eine  Sehleuderkonkurrenz  zu  Preisen, 
die  unter  den  Gestehungskosten  liegen  und  Zwischeuzölle  illusorisch 
machen,  aus  dem  einen  Gebiete  in  das  andere  eindringt.  Eine  ähnliche 
Punktion  wird  die  Industrieförderung  für  jene  Branchen  zu  erfüllen 
haben,  für  welche  die  Zwischenzölle  ganz  aufgehoben  werden  —  nicht 
zu  dem  Zwecke,  um  auf  den  Bestand  dieser  Branchen  zu  verzichten» 
sondern  in  der  Annahme,  daß  dieselben  genug  stark  sind,  um  sich 
ohne  solche  Zwischenzölle  aus  eigener  Kraft  zu  halten  —  falls  die 
letztere  Annahme  in  der  Praxis  nicht  zutreffen  sollte.  Schließ- 
lich bleibt  der  Industrieförderung  die  Erleichterung  der  Ausnützung 
neuer  natürlicher  Produktionsmöglichkeiten  in  jenen  Fällen,  in  welchen 
eine  solche  im  allgemeinen  Interesse  der  Volkswirtschaft  des  gesamten 
Bündnisgebietes  liegende  Ausnützung  durch  monopolistische  Tendenzen 
der  Syndikate  oder   einzelner  großer  Unternehmungen  gestört  würde. 

Die  mit  Hilfe  der  autonomen  Industrieförderung  anzustrebende 
Gleichmäßigkeit  in  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  einzelner  Teile 
des  Bündnisgebietes  hätte  vom  Standpunkte  der  Hebung  des  industriellen 
Konsums  im  ganzen  Gebiete,  gleichwie  von  jenem  der  Unifizierung 
(Assimilierung)  des  industriellen  Absatzes,  einen  besonderen  Wert;  ist 
doch  nach  Hertz  und  Pistor  die  Ungleichmäßigkeit  der  kulturellen, 
folglich  auch  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  einzelner  Gebiete  der 
Monarchie  und  die  damit  verbundene  große  Disparität  derselben  in  der 
Art  und  Natur  des  industriellen  Konsums  eine  der  Ursachen  der  Eüek- 
ständigkeit  der  österreichischen  Industrie! 

Außerdem  hätte  eine  wirksame  autonome  Industrieförderung  an 
der  Peripherie  der  Monarchie  und  des  Zweibundes,  in  den  »Marken«, 
eine  nicht  zu  unterschätzende  politische  Bedeutung,  indem  dadurch 
die  zentripetalen  Kräfte  gestärkt  würden. 

Der  größte  Prozentsatz  der  Auswanderung  aus  der  Monarchie 
entfällt  auf  Galizien  und  Ungarn.  Da  aber  diese  starke  Auswanderung 
von  den  meisten  österreichischen  Schriftstellern  mit  Eecht  als  eines  der 
prägnantesten  Kennzeichen  und  Momente  der  relativen  Eückständigkeit 
der  Monarchie  angesehen  wird,  so  ist,  um  die  Auswanderung  zu 
schwächen  und  die  Eückständigkeit  zu  beheben,  mit  Hilfe  der  auto- 
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nomen  Industrieförderung  der  Hebel  eben  in  Galizien  und  Ungarn 
anzusetzen.  Das  Übel  soll  an  der  Quelle  geheilt  werden.') 

Allerdings  darf  sich  eine  solche  regionale  Industrieförderung  in 
das  gesamte  Wirtschaftssystem  des  Zollbündnisses  nicht  etwa  wie  ein 
zerstörender  Keil  einschieben.  Es  darf  mit  Hilfe  derselben  nicht  etwa 
die  wirtschaftlich  unsinnige,  vollkommene  Autarkie  einzelner  Eegionen 
angestrebt  werden.  Sie  darf  sich  nur  in  jenen  Eahmen  entwickeln, 
welche  bei  Einhaltung  der  natürlichen  und  der  durch  das  Zoll-  und 
Wirtsehaftsbündnis  zu  korrigierenden  künstlichen  Arbeitsteilung  für 
eine  solche  autonome  Aktion  frei  bleiben.  Sie  darf  sich  nicht  solcher 
Mittel  bedienen,  wie  die  von  Hertz  (a.  a.  0.  S.  740)  angeführte  un- 
garische Vorschrift,  wornach  die  Eichung  von  Gefäßen,  die  in  Ungarn 
zum  Gebrauche  gelangen,  nur  auf  ungarischem  Boden  erfolgen  darf, 
wobei  die  Eichgebühren  für  importierte  Gefäße  bedeutend  höher  sind, 
als  für  jene  ungarischer  Provenienz. 

Trotz  der  unvermeidlichen  Selbständigkeit  der  einzelnen  Bündnis- 
gebiete in  der  Art  der  Anwendung  der  autonomen  Industrieförderung 
sollten  die  Grundzüge  derselben  in  der  gemeinsamen  BündniszoU- 
und  Handelskonferenz  jeweils  besprochen  werden,  und  es  sollte  wo- 
möglich auch  auf  diesem  Gebiete  von  Fall  zu  Fall  die  Einigkeit  in 
den  Anschauungen  herbeigeführt  werden. 

e)   Das  neue  Zollsystem,  inshesondere  Zollermäßigungen  und  Zollauf- 
hebungen in  der  Einfuhr  nach   Österreich-Ungarn  aus  Deutschland  als 
ein  Mittel  der  natürlichen  Ausgleichung. 

Bismarc k  war  der  eigentliche  Schöpfer  des  in  Europa  herr- 
schenden neomerkantilistischen  Systems,  als  dessen  Beginn  der  deutsche 
Zolltarif  vom  Jahre  1879  zu  bezeichnen  ist. 

Mit  dem  Schutzzollsystem  älteren  Stils  hatte  der  neue  Protektio- 
nismus wenig  gemein.  Die  Schutzzölle,  für  die  Friedrich  List  sich 
eingesetzt  hatte,  waren  als  Erziehungszölle  gedacht,  das  Zollsystem 
aber,  das  seit  1879  der  Handelspolitik  ihr  Gepräge  verleiht,  wollte 
der  heimischen  Produktion  nicht  bloße  Wettbewerbsfähigkeit,  sondern 
dauernde  Begünstigung  und  Überlegenheit  im  Inland  verschaffen. 
Agrarzölle  können  Erziehungszölle  nur   in   sehr  beschränktem   Maße 

^)  "Vgl.  Großindustrieller  Alois  Reich  (»Neue  Freie  Presse«  vom  20.  Jänner 
1916):  >Daher  haben  wir  z.  B.  nicht  Galizien,  wohl  aber  Amerika  durch  Abwande- 
rung von  Arbeitskräften  industrialisiert.« 
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sein.  Im  System  der  Erhaltungszölle  aber  war  gleichmäßig  Platz  für 
die  Interessen  der  Landwirtschaft  und  der  Industrie.  Erstere  erhielt 
einen  dauernden  Schutz  gegen  die  drohende  überseeische  Konkurrenz; 
letztere  gab  ihren  alten  "Widerstand  gegen  Ägrarzölle  auf  und  wurde 
dafür  entschädigt  durch  ein  möglichst  vollständiges,  über  den  Er- 
ziehungsschutz hinausgehendes  Industriezollsystem.  Gerade  diese  Ver- 
knüpfung der  landwirtschaftlichen  und  industriellen  Interessen  hat 
dann  auch  dem  neuen  System  eine  damals  von  niemandem  geahnte 
Lebenskraft  verliehen. 

So  standen  die  seither  verflossenen  35  Jahre  im  Zeichen  eines 
immer  mehr  ausgebildeten  Solidarschutzsystems. 

In  den  letzten  zehn  Jahren  jedoch  läßt  sich  immer  öfter  eine 
Änderung  der  Anschauungen,  selbst  in  schutzzöllnerischen  Kreisen, 
beobachten,  welche  hauptsächlich  besagt,  daß  die  Wirksamkeit  der 
Schutzzölle,  insbesondere  der  Hochschutzzölle,  in  manchen  Beziehungen 
überschätzt  worden  sei. 

Die  Zollschutzpolitik  wurde  durch  die  Notwendigkeit  der  Stär- 
kung der  Produktion  nach  zwei  Eichtungen  hin,  nämlich  zur  Siche- 
rung des  inneren  Marktes  zugunsten  der  einheimischen  Produktion 
gegen  die  auswärtige  Konkurrenz  einerseits,  zur  Entwicklung  des  Ex- 
portes anderseits,  gefördert.  Dieses  System  gewann  bald  einen  Kampf- 
charakter, und  zwar  wieder  nach  zwei  Eichtungen  hin:  fremde  Zölle 
wurden  mit  eigenen  Zöllen  bekämpft,  erstens  um  fremder  Einfuhr  Hinder- 
nisse entgegenzusetzen,  beziehungsweise  um  der  eigenen  Produktion 
bessere  Inlandspreise  zu  sichern  und  zweitens  um  fremde  Einfuhrhinder- 
nisse mit  den  in  eigenen  höheren  Zöllen  versteckten  Ausfuhrprämien 
zu  überwinden.  Wenn  es  auch  schon  aus  dieser  Konstruktion  allein 
zu  ersehen  ist,  daß  das  in  Eede  stehende  System,  nach  Maßgabe  des 
weiteren  Ausbaues  und  der  weiteren  Vervollkommnung,  sich  in  einem 
gewissen  Zeitpunkte  selbst  konsumieren  und  paralysieren  müßte  — 
schien  dasselbe  bis  vor  kurzem  unerschütterhch  zu  sein,  um  so  mehr, 
als  mit  Hilfe  desselben  einerseits  tatsächlich  in  vielen  Staaten  eine  Er- 
starkung und  gewaltige  Entwicklung  der  Produktion  bewirkt  wurde  und 
anderseits  gerade  in  der  letzten  Periode  (ungefähr  seit  1905),  in  welcher 
das  Schutzzollsystem  seinen  Kulminationspunkt  erreichte,  die  Entwick- 
lung der  Weltproduktion,  des  Weltkonsums  und  des  Welthandels,  über 
alle  Zollschranken  hinweg,  einen  kolossalen  Aufschwung  nahm,  und 
insbesondere  der  Export  zu  einer  ungeahnten  Entfaltung  gelangte. 


187 

Ungeachtet  dessen  — in  anscheinend  befremdender  Weise  — 
macht  sieh,  wie  gesagt,  gerade  seit  der  Hälfte  des  verflossenen  Jahr- 
zehntes wieder  eine  stärkere  Bewegung  bemerkbar,  die  ohne  ins  Frei- 
händlerische zu  verfallen,  vor  der  Überschätzung  der  Wirksamkeit 
der  Schutzzölle  warnt,  eine  solche  Überschätzung  nachweist  und  tat- 
sächliche Nachteile  des  Systems  immer  öfter  aufdeckt. 

Schon  nach  Fuchs  ist  die  Bedeutung  der  handelspolitischen 
Fragen  hinter  das  große  Problem  der  Organisation  der  Pro- 
duktion und  der  Arbeit  zurückgetreten.  Immer  öfter  wird  an  die 
alten  Anschauungen  erinnert,  wie  z.  B.  an  einen  Bericht  der  preußi- 
schen Eegierung  an  das  Haus  der  Abgeordneten,  der  den  preußisch- 
französischen Handelsvertrag  vom  29.  März  1862  begleitete,  in 
welchem  Berichte  sich  der  Satz  findet:  >Die  Verteuerung  der  Pro- 
duktions- und  Befriedigungsmittel,  welche  der  Zollschutz  herbeiführt, 
bedeutet  in  ihrer  Gesamtheit  eine  schwere  Steuerlast,  aus  welcher 
für  die  Staatskasse  keine  Frucht  erwächst.« 

In  Gerloffs  »Die  Finanz-  und  Zollpolitik  des  Deutschen 
Eeiches«  (Jena  1913,  S.  126)  lesen  wir  folgende  Erinnerung,  die  an- 
gesichts der  angedeuteten  neuen  Strömungen  und  des  gegenwärtigen 
Weltkrieges  an  Aktualität  gewonnen  hat: 

»Ein  Immediatgesuch  von  Firmen  der  bergisch-märkischen  Eisen- 
industrie im  Jahre  1876  erregte  seine  (des  deutschen  Kaisers)  leb- 
hafte Aufmerksamkeit.  Der  Hinweis  auf  die  Lage  der  deutschen 
Waffenfabriken,  die  zur  Großmachtstellung  des  Eeiches  beigetragen, 
auf  die  Not  der  Arbeiter,  welche  das  Eisen,  die  Waffen  zum  Kampfe 
gegen  den  übermütig  herausfordernden  Gegner  nicht  nur  geschmiedet, 
sondern  auch  mit  kräftiger  Faust  geführt  hatten,  verfehlte  nicht,  Ein- 
druck auf  den  kaiserlichen  Heerführer  zu  machen.  Er  forderte  Bericht, 
und  als  die  ihm  erteilten  Darlegungen  nicht  genügten,  machte  er 
seine  Einwände  geltend  und  verlangte  weiteren  Aufschluß.  Allein 
alle  Eessortberichte  bestritten  die  Tatsache  einer  allge- 
meinen Notlage  der  Eisenindustrie.  Sie  zeigten  an  der  Hand 
der  Ein-  und  Ausfuhrstatistik,  daß  auch  nach  der  Ermäßi- 
gung und  teilweisen  Beseitigung  der  Eisenzölle  der  Export 
sich  günstig  entwickelt  habe.« 

In  der  neuesten  volkswirtschaftlichen  Literatur  Eußhmds,  wo 
das  protektionistische  System  in  vielen  Positionen  zu  einem  Prohibitiv- 
systeme geworden  ist,    wird  dasselbe,  vom  Standpunkte  der  Entwick- 
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lung  des  Konsums  und  im  Zusammenhange  damit  der  russischen  In- 
dustrie selbst,  zumeist  als  schädlich  bezeichnet,  i) 

In  Wirklichkeit  drängte  sich  das  Bewußtsein  immer  stärker  auf, 
daß  die  steigende  Bekämpfung  von  Zöllen  mit  Zöllen  immer  mehr 
den  Charakter  eines  lebensgefährlichen  Wettrennens  annehme,  dessen 
Ziel  nicht  abzusehen  sei,  wenn  von  den  nicht  ernst  zu  nehmenden 
Gespenstern  der  Prohibition  und  Isolierung  abgesehen  wird.  (Gerade 
in  solchen  Gespenstern  lag  die  Garantie  der  Umkehr!) 

Ferner  konnte  es  der  Aufmerksamkeit  der  handelspolitischen 
Kreise  nicht  entgehen,  daß  in  der  letzten  Periode,  in  der  Zeit  des 
stärksten  Zollsehutzes  und  der  gewaltigsten  Entwicklung  des  Welt- 
exportes, nicht  gerade  diejenigen  Staaten  den  größten  Vorsprung  ge- 
wannen, in  welchen  das  Zollschutzsystem  am  üppigsten  blühte.  Ruß- 
land war  überhaupt  gar  nicht  imstande,  mit  seinem  Hochschutzzoll- 
systeme einen  Export  von  Industrieartikeln  zu  züchten,  was  allerdings 
in  seiner  allgemeinen  Wirtschaftsbilanz,  im  Hinblicke  auf  den  im- 
mensen inneren  Markt  und  auf  die  große  potenzielle  Möglichkeit  der 
Steigerung  des  inneren  Konsums,  nicht  sehr  ins  Gewicht  fiel,  vom 
Standpunkte  der  russischen  Zahlungsbilanz  jedoch  sehr  erwünscht  ge- 
wesen wäre.  Die  Entwicklung  des  Exportes  von  Fabrikaten  aus  den 
Vereinigten  Staaten  in  der  Zeit  von  1900  bis  1912  weist  nicht  mehr 
das  rasende  Tempo  auf,  welches  in  der  vorangegangenen  Periode  des 
noch  nicht  so  hohen  Zollschutzes  (1890 — 1900)  zu  beobachten  war. 
(Erst  im  Jahre  1912/13  steigt  der  Anteil  der  Vereinigten  Staaten  an 
der  Weltausfuhr  wieder  gewaltig,  so  daß  in  diesem  einen  Jahre  die 
ganze  Steigerung  des  deutschen  Anteiles,  die  in  der  Zeit  von  1907 
bis  1911/12  unvergleichlich  größer  war,  seit  dem  Jahre  1907  einge- 
holt wird  —  gleich  um  rund  3830  Millionen  Kronen.  An  dieser  Stei- 
gerung der  nordamerikanischen  Gesamtausfuhr  im  Jahre  1912/13  ist 
der  Fabrikatenexport  wieder  stark  beteiligt.)  Bis  1912/13  nahm  ins- 
besondere die  Fabrikatenausfuhr  der  nordamerikanischen  Union  nach 
Mittel-  und  Südamerika  gleichwie  nach  Ostasien  nicht  jenen  Umfang 
an,  welcher  angestrebt  und  nach  der  Erfahrung  der  vorangegangenen 
Periode  auch  erwartet  wurde.  Frankreich,  wo  das  Hochschutzzoll- 
system  sich   ebenfalls   in   schönster   Blüte    befand,    wurde  im  Welt- 

^)  Vgl.  das  von  Sobolow  herausgegebene  Sammelwerk  »Zur  Frage  de» 
Handelsvertrages  mit  Deutsehlandc  (Charkow  1913)  und  Goldstein,  »Der  russisch- 
deutsche  Handelsvertrag  usw.«  (Moskau  1912). 
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Wettrennen  immer  mehr  überflügelt.  Auch  Österreich-Ungarn  konnte 
sich  in  dieser  Ära  wohl  einer  absoluten  Steigerung  der  Ausfuhr  von 
Fabrikaten,  keineswegs  aber  einer  gedeihlichen  Entwicklung  dieses 
Exportes  im  Vergleiche  zu  anderen  Staaten  erfreuen. 

Die  größten  absoluten  und  relativen  Erfolge  dagegen  sind  von 
Deutschland,  wo  der  Zollschutz  ein  mäßiger  war,  und  vom  freihändle- 
rischen England,  welches  nach  einem  20jährigen  Stillstande  sich  zu 
einer  gewaltigen  Hebung  seines  Exportes  wieder  aufgerafft  hat,  erzielt 
worden.  ^) 

Immer  öfter  wird  in  der  letzten  Periode  bemerkt,  daß  das 
Dumpingsystem  mitunter  auch  zu  einer  wirtschaftlichen  Stärkung  des 
Gegners  führen  kann.  So  führt  man  in  Deutschland  darüber  Klage, 
daß  die  englischen  Schiffswerften  deutsches  Eisen  biUiger  bezahlen 
als  die  deutschen,  wodurch  der  englische  Schiffsbau  zum  Schaden  des 
deutschen  durch  die  deutsche  Eisenindustrie  gefördert  wird.  Anderseits 
tritt  immer  öfter  das  Gespenst  von  Eepressalien,  die  gegen  dieses 
System  angewendet  werden  könnten,  in  Vorschein.  Vorläufig  ist  es  bis 
dahin  beim  Gespenste  geblieben;  einige  Tatsachen  auf  diesem  Gebiete 
hatten  jedoch  zweifellos  einen  symptomatischen,  warnenden  Charakter. 
Hieher  gehört  z.  B,  die  im  Jahre  1902  anderen  Staaten  Europas  zur 
Erwägung  anheimgestellte  Idee  der  russischen  Eegierung  (Wittes), 
ausländische  Kartellexportprämien  durch  Zuschlagszölle  unwirksam 
zu  machen.  (Damit  sollte  eine  Garantie  dagegen  geschaffen  werden, 
daß  der  russische  Tarif  durch  Maßnahmen  ausländischer  Kartelle  nicht 
etwa  mittelbar  mehr  oder  weniger  unwirksam  gemacht  werde.  Aller- 
dings war  Wittes  Vorschlag  nicht  ernst  gemeint  und  stellte  bloß 
einen  diplomatischen  Schaehzug  dar.)  Im  kanadischen  Zollgesetze  be- 
steht aber  tatsächlich  eine  Bestimmung  ähnlichen  Inhaltes,  und  es 
wurde  eine  solche  in  den  letzten  (Underwood-)Tarif  der  Vereinigten 
Staaten  aufgenommen.  Schließlich  war  die  Brüsseler  Konvention  nichts 
anderes,  als  eine  gemeinsame  Androhung  von  Eepressalien  gegen  das 
Dumpingsystem  in  Zucker.  Nach  Austritt  Itahens  aus  der  Brüsseler 
Konvention  (1913)  wurde  von   den  übrigen  in  derselben  gebliebenen 


^)  Vgl.  Friedrieli  List,  »Das  nationale  System  der  politisehen  Ökonomie«, 
1840,  Waentings-Ausgabe  1904,  S.  73:  »Eine  Nation,  wie  die  englische,  deren 
Manufakturkraft  einen  weiten  Vorsprung  vor  der  aller  anderen  Nationen  gewonnen 
hat,  erhält  und  erweitert  ihre  Manufaktur-  und  Handelssuprematie  am  besten  durch 
möglichst  freien  Handel. 
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Staaten  eia  Zollaufschlag  von  9  Franken  auf  italienischen  Zucker 
eingeführt,  und  zwar  wegen  privater  Ausfuhrprämien  der  italienischen 
Zuckersyndikate. 

Immer  häufiger  wurde  in  den  letzten  Jahren  die  erwähnte  Tat- 
sache einer  noch  nie  dagewesenen  Entwicklung  des  Welthandels  in 
der  letzten  Periode  dazu  benutzt,  um  hiemit  die  nicht  genügende 
Wirksamkeit  selbst  hoher  Zölle  zu  beweisen.  Immer  öfter  wird  in  der 
Literatur  und  in  den  öffentlichen  Diskussionen  die  Wichtigkeit  an- 
derer wirtschaftsfördernder  und  preisbildender  Faktoren  in  den  Vorder- 
grund gestellt. 

In  dieser  Beziehung  ist  die  bereits  an  einer  anderen  Stelle  angeführte 
Polemik  Julius  Wolfs  mit  v.  Philippovich  besonders  interessant.^) 

Als  V.  Philippovich  nachwies,  daß  im  österreichisch-deutschen 
Vertragsverhältnisse  aus  den  Jahren  1853 — 1860,  gleichwie  in  dem 
zwischen  Kanada  und  England  bestehenden  Vorzugssystem  die  Wir- 
kung der  Vorzugszölle  eine  verhältnismäßig  sehr  geringe  war,  stellte 
Wolf  fest,  daß  Vorzugszölle  nur  dort  wirksam  sein  können,  wo  die 
Differenzierung  zwischen  denselben  und  den  allgemein  geltenden 
Sätzen  eine  sehr  starke  ist  und  wo  die  natürlichen  Verhältnisse 
der  Konkurrenz  zu  Hilfe  kommen,  das  heißt,  wo  das  begün- 
stigte Land  auch  sonst  hinsichtlich  der  Konkurrenzkraft 
dem  anderen  überlegen  ist. 

Die  günstige  Einflußnahme  der  Schutzzölle  auf  die  Entwicklung 
der  Produktion  wird  tatsächlich  in  einer  immer  mehr  sichtbaren  Weise 
von  den  Wirkungen  eines  großen  einheitlichen  inneren  Marktes,  von 
einer  musterhaften  technischen  und  kommerziellen  Organisation,  von 
der  Entwicklung  der  Verkehrsmittel  und  von  den  »ideellen  Zöllen« 
in  den  Schatten  gestellt.  Diese  »ideellen  Zölle«  werden  viel  weniger 
durch  die  häufig  hinsichthch  ihrer  Wirkungen  überschätzten  Boykott- 
bewegungen, beziehungsweise  durch  verschiedene  Propaganden  zu- 
gunsten des  Konsums  einheimischer  Produkte  geschaffen,  als  durch 
die  besondere  Tüchtigkeit  des  Menschenschlages  in  der  Produktion 
und  im  Handel.  Friedrich  List  wollte  die  Produktion  mit  Zöllen 
»erziehen«.  Durch  die  Erfahrungen  der  neuesten  Zeit  erstarkte  die 
Überzeugung,  daß  durch  die  Erziehung  der  Menschen  die  Produktion 
in  der  Eegel  besser  erzogen  werden  kann,  als  durch  das  unmittelbare 
Mittel  der  Erziehungszölle.  Nach  Ansicht  der  Kenner  der  betreffenden 

^)  S.  »Das  neue  Deutsehland«  vom  16.  Okiober  1915. 
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Verhältnisse  ist  der  Rückstand  der  Viehzucht  im  halbagrarischen 
Österreich- Ungarn  im  Gegensatze  zur  hohen  Stufe  derselben  im  vor- 
wiegend industriellen  Deutschland  nicht  nur  darauf  zurückzuführen, 
daß  angesichts  der  hoben  Getreidezölle  der  wirtschaftlich  weniger  als 
in  Deutschland  kräftige  »Hörndlbauer«  für  den  Ankauf  von  Brotgetreide 
zur  eigenen  Ernährung,  beziehungsweise  auch  für  den  Ankauf  von 
Futtermitteln  zu  viel  ausgeben  muß,  sondern  auch  darauf,  daß  diesem 
Zweige  der  landwirtschafthchen  Produktion  seitens  der  produzierenden 
Bevölkerung  eine  zu  geringe  Aufmerksamkeit  und  Sorgfalt  zugewendet 
wird,  sowie  daß  der  Erwerbsgeist  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung 
der  Monarchie  tief  unter  jenem  der  deutschen  steht.  Wenn  in  diesen 
letzteren  Beziehungen  ein  Wandel  eintreten  würde,  so  könnte  auch 
ein  anderes  großes  Hindernis,  jenes  der  Unzulänglichkeit  der  Futter- 
mittelproduktion, mit  der  Zeit  behoben  werden.  (Allenfalls  müßte  auch 
durch  Aufhebung  oder  Ermäßigung  von  Futtermittelzöllen  —  insbe- 
sondere für  Mais  aus  den  Balkanstaaten  —  geholfen  werden.) 

Zu  der  Gruppe  der  > ideellen  Zölle«  ist  wohl  auch  die  gerade 
in  der  letzten  Periode  in  einzelnen  Gebieten  stärker  ausgebildete  regio- 
nale IndustrieförderuDg  zu  zählen,  welche  z.  B.  in  Ungarn  und  Ga- 
lizien  im  Wettbewerbe  mit  der  viel  stärkeren  und  älteren  österreichi- 
schen Industrie  gewisse  Erfolge  aufzuweisen  hatte. 

Ein  tiberzeugendes  Beispiel  der  Überschätzung  der  Wirksamkeit 
des  früheren  hohen  Zollschutzes  wird  mit  Eecht  in  der  Gestaltung  der 
Verhältnisse  in  der  Zuckerbranche  seit  der  Brüsseler  Konvention  er- 
bhckt.  Damals  wurde  z.  B.  der  österreichisch-ungarische  Zollsatz  von 
28  K  auf  QK  (beziehungsweise  K  5"50)^)  herabgesetzt.  Ungeachtet 
dessen  und  trotz  der  großen  Entwicklung  der  Eohrzuckerindustrie  kann 
jetzt  weder  die  österreichisch-ungarische,  noch  irgend  eine  andere 
Eübenzuckerindustrie  als  eine  notleidende  bezeichnet  werden.  So  haben 
sich  bei  diesem  Artikel  die  Befürchtungen  aus  dem  Jahre  1903  gar 
nicht  bewahrheitet.  Wohl  hat  dazu  in  der  Monarchie  in  den  letzten 
Jahren  eine  zweckentsprechende  Organisation  sowohl  der  Rohzucker- 
fabriken, als  auch  der  Raffinerien  in  einem  gemeinsamen  Syndikats- 
komplex beigetragen,  wodurch  die  volle  Ausnützung  des  im  Vergleiche 
zur  Vergangenheit  unbedeutenden  Zollschutzes  ermöglicht  wurde. 

Da  nach  der  oben  augeführten,  sich  immer  mehr  einbürgernden 
Ansicht  die  Hebung  der  Volkswirtschaft,  insbesondere  die  Steigerung 

^)  Gegenwärtig  K  5*70,  beziehungsweise  -K^  520. 
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der  Produktion  durch  viele  andere  Paktoren  in  höherem  Grade  ge- 
fördert wird,  als  durch  Schutzzölle,  so  hat  auch  das  Schutzzoll- 
system in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  und  in  Deutschland 
für  die  innere  Wirtschaft  ganz  andere  Wirkungen  gehabt,  als  z.  B. 
in  Frankreich  und  in  Österreich-Ungarn.  In  den  Vereinigten  Staaten 
Nordamerikas  wurden  die  Nachteile  des  Hochschutzzollsystems  durch 
die  Größe  des  Gebietes,  durch  die  gewaltige  Zunahme  der  Bevölke- 
rung, die  jetzt  über  100  Millionen  Menschen  beträgt,  durch  die  un- 
erschöpflichen natürlichen  Entwicklungsmöglichkeiten,  durch  die  üni- 
formität  des  Konsums,  durch  das  rasende  Tempo  des  wirtschaftlichen 
Lebens  in  einem  beträchtlichen  Teile  aufgewogen.  Soweit  die  Zunahme 
der  Bevölkerung  und  die  üniformität  des  Konsums  in  Betracht  kommen, 
war  auch  Deutschland  mit  seinen  70  Millionen  Einwohnern  nicht  viel 
schlechter  daran,  als  die  nordamerikanische  Union. 

Außerdem  war,  wie  bereits  oben  erwähnt,  der  deutsche  Zollschutz 
ein  mäßiger,  und  er  schoß  nicht  übers  Ziel.  Was  aber  hauptsächlich 
zur  Paralysierung  der  Nachteile  des  Zollschutzsystems  in  Deutsehland 
beitrug,  war  die  Tüchtigkeit  des  Einzelnen  und  der  Gesamtheit,  der 
Erwerbs-  und  Organisationsgeist,  die  Menschenerziehung  und  die  in 
der  geschützten  Produktion  selbst  vorherrschende  Tendenz,  nicht  auf  dem 
Wege  von  Preistreibereien,  sondern  mit  Hilfe  einer  weiteren  Konsum- 
und  Produktionssteigerung  die  Vergrößerung  der  Gewinne  zu  suchen. 

Überhaupt  kann  an  der  Hand  dieser  zwei  Beispiele  die  alte  volks- 
wirtschaftliche These,  daß  »je  größer  das  Gebiet,  desto  geringer  die 
schädlichen  Wirkungen  des  Schutzzollsystems«,  dahin  erweitert  werden, 
daß  auch  »je  tüchtiger,  erwerbssinniger,  organisationsfähiger  das  Volk, 
desto  geringer  die  Nachteile  des  Protektionismus«. 

Wie  gesagt,  war  Deutschland  imstande,  in  der  letzten  Periode 
die  Nachteile  des  Schutzzollsystems  zu  überwinden  und  an  der  sprung- 
haften Entwicklung  des  Welthandels  einen  ungemein  großen,  immer 
mehr  steigenden  Anteil  zu  gewinnen.  Sartorius  v.  Waltershausen 
(»Paragraph  11  des  Frankfurter  Friedensvertrages«)  hält  gleichfalls 
die  Zeit  von  1909  bis  1913  für  jene  der  glänzendsten  Entwicklung 
des  deutschen  Außenhandels.  Einer  anderen  Ansicht  ist  Gerloff 
(a.  a.  0.  S.  422),  indem  er  die  seiner  Ansicht  nach  minder  günstige 
Entwicklung  des  deutschen  Außenhandels  in  der  letzten  Periode  'aller- 
dings nicht  so  sehr  dem  Schutzzollsystem,  als  den  Handelsverträgen 
vom  Jahre  1906  zuschreibt.  Er  sagt  hierüber  folgendes: 
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»Was  den  Handelsverträgen  vom  Jahre  1906  mit  guten  statisti- 
schen Belegen  vorgeworfen  werden  kann,  ist,  daß  seit  ihrer  Geltung 
die  Exportentwicklung  eine  Abschwächung  erfahren  hat.  Die  Eoh- 
stofifeinfuhr  ist  seither  im  Vergleich  zur  Fabrikatausfuhr  ganz  unver- 
hältnismäßig gewachsen.  Gleichzeitig  machte  sich  bei  der  Einfuhr 
eine  Verdrängung  der  minderwertigen  Erzeugnisse  durch  höherwertige 
bemerkbar,  während  es  bei  der  Ausfuhr  umgekehrt  war.  Das  alles  mag 
schließlich  nicht  als  stichhaltig  für  die  Beurteilung  der  Wirkungen 
der  Handelsverträge  angesehen  werden;  entscheidend  aber  ist,  daß  die 
Quote,  mit  der  Deutschland  an  der  Gesamteinfuhr  wichtiger  Vertrags- 
staaten wie  Nichtvertragsstaaten  beteiligt  ist,  seit  den  neuen  Handels- 
verträgen einen  Rückgang  aufweist.  Der  Absatz  der  deutschen  Industrie 
auf  dem  Auslandsmarkt  ist  verhältnismäßig  zurückgedrängt  worden.« 

Die  Ansicht  Gerloffs  ist  nicht  richtig.  Die  deutsche  Ausfuhr 
(Spezialhandel)  ist  vom  Jahre  1909  bis  zum  Jahre  1913  von  6594 
Millionen  Mark  auf  10,096  Millionen  Mark,  also  um  rund  31/2  Mil- 
liarden, das  heißt  um  rund  507o  gestiegen.  An  dieser  Steigerung 
waren  beteiligt:  Rohstoffe  mit  einer  Steigerung  von  1024  auf  1518, 
Nahrungs-  und  Genußmittel  mit  einer  Steigerung  von  662  auf  1035, 
Halbfabrikate  mit  einer  Steigerung  von  724  auf  1139  und  fertige 
Fabrikate  mit  einer  Steigerung  von  4172  auf  6395  MiüionenMark  (d.  h. 
um  rund  2V4  Miüiarden  Mark).  So  beträgt  in  dieser  Zeitperiode  die 
Steigerung  der  Ausfuhr  der  deutschen  Fabrikate  mehr  als  507o; 
folglich  entwickelte  sich  der  Export  der  deutschen  Fabrikate  stärker, 
als  die  gesamte  deutsche  Ausfuhr  —  um  so  mehr  als  sich  auch  unter 
Nahrungsmitteln  viele  Fabrikate  befinden.  Eine  solche  Steigerung  hat 
in  dieser  Periode  kaum  ein  anderer  Staat  aufzuweisen.  Es  ist  auch 
der  prozentuelle  Anteil  Deutschlands  an  der  Einfuhr  der  meisten 
wichtigen  Absatzgebiete,  wie  überhaupt  an  der  Welteinfuhr  in  der 
in  Rede  stehenden  Periode  bedeutend  gestiegen. 

Während  der  deutsche  Zollschutz  einerseits  nicht  übertrieben 
war  und  anderseits  durch  eine  gewaltige  Steigerung  der  technischen 
und  kommerziellen  Energie  entsprechend  ausgenützt  werden  konnte, 
war  in  Frankreich  der  Protektionismus  ein  unvergleichlich  schärferer, 
dagegen  jede  Steigerung  der  französischen  Zölle  im  Laufe  der  letzten 
25  Jahre  bloß  von  einer  partiellen  Steigerung  der  technischen  Energie, 
nicht  aber  von  der  Entfaltung  der  kommerziellen  begleitet.  Daraus  er- 
wuchsen Überproduktionskrisen,  denen  man  durch  neue  Zollerhöhungen 

V.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I.  lo 
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zu  steuern  versuchte,  woraus  sieh  weitere  Überproduktionskrisen  ergaben. 
So  hätte  in  der  Hälfte  des  ersten  Jahrzehnts  des  XX.  Jahrhunderts 
die  französische  Volkswirtschaft  in  eine  recht  peinliche  Situation  hinein- 
geraten können,  wenn  nicht  die  auf  einmal  in  noch  nie  dagewesener 
Weise  steigende  Welthandelsflut  auch  Frankreich  mitgerissen  hätte. 
Allerdings  wurde  dadurch  ebenso  wie  durch  Forcierung  von  Aus- 
landsbestellungen mit  Hilfe  des  Kapitalienexportes  (vgl.  Schilder, 
> Entwicklungstendenzen  usw.«,  I.  Bd.,  S.  343 — 356)  die  Gefahr  der 
Überproduktionskrisen  bloß  zeitweise  abgewendet,  da  in  vielen  Artikeln 
die  auch  früher  ungenügende  Konkurrenzfähigkeit  der  französischen 
Industrie  durch  die  mit  dem  Hochschutzzollsystem  verbundene  Er- 
höhung der  Produktionskosten  weiter  gemindert  und  die  Absatztechnik 
nicht  verbessert  wurde.') 

Trotz  des  hohen  Schutzzolles,  dessen  Spitze  hauptsächlich  gegen 
die  Einfuhr  von  deutschen  Fabrikaten  gerichtet  war,  trotz  der  ins- 
besondere in  den  letzten  Jahren  ins  Werk  gesetzten  Schikanen  auf  dem 
Gebiete  des  Zollverfahrens  und  unabhängig  von  der  vorübergehenden 
Rettung,  welche  die  allgemeine  Entwicklung  des  Welthandels  der  fran- 
zösischen Industrie  bot,  wurde  die  Handelsbilanz  Frankreichs  im  Ver- 
kehre mit  Deutschland  vom  Jahre  1908  angefangen  wieder  passiv  — 
die  deutsche  Ausfuhr  nach  Prankreich  stieg  von  293  Millionen  Mark 
im  Jahre  1905  auf  790  Millionen  Mark  in  1913  —  und  es  verschob 
sich  immer  mehr  der  Schwerpunkt  der  französischen  Ausfuhr  nach 
Deutschland  auf  die  Gruppe  von  industriellen  Rohstoffen,  was  eben  nur 
dadurch  zu  erklären  ist,  daß  das  mäßige  Schutzzollsystem  in  Deutsch- 
land bei  der  Tüchtigkeit  des  deutschen  Volkes  die  Stärkung  und  Ver- 
billigung  der  Fertigproduktion  bewirkte,  das  Hochschutzzollsystem  in 
Frankreich  aber,  beim  Mangel  psychischer  Voraussetzungen,  zu  einem 
Hemmnisse  der  natürlichen  Kraftentfaltung  ward.  Es  ist  charakteristisch, 
daß  jenes  Frankreich,  welches  sich  gegen  die  Konkurrenz  deutscher 
Fabrikate  durch  hohe  Zölle  vergeblich  zu  wehren  suchte,  gleichzeitig 
nicht  imstande  war,  seine  industriellen  Rohstoffe  selbst  zu  verarbeiten, 
sondern  mit  denselben  die  deutsche  Industrie  alimentierte.  So  war  z.  B. 
die  lothringische  Eisenindustrie  zum  Teil  auf  der  Einfuhr  französischer 
Erze  (minette)  aufgebaut,  deren  Gruben  (auf  französischem  Boden)  sich 
auch  großenteils  in  den  Händen  der  betreffenden  deutschen  Hüttenwerke 

^)  Vgl.  Sartorius  v.  Waltershausen,  »Paragraph  11  des  Frankfurter 
Friedensvertrages«,  S.  28. 
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befonden.  Im  Jahre  1912  hatte  Deutschland  bei  einer  Eigenproduktion 
von  32'7  Millionen  Tonnen  an  Erzen  eine  Erzeugung  von  17"6  Mil- 
lionen Tonnen  Eoheisen.  In  Frankreich  dagegen  entsprach  einer  För- 
derung von  18"5  Millionen  Tonnen  Erze  eine  Erzeugung  von  kaum 
4-9  Millionen  Tonnen  Eoheisen.  Bruneau  (»L'Allemagne  en  France«, 
Paris  1914)  führt  bittere  Klage  nicht  nur  darüber,  daß  das  deutsche 
Kapital  in  den  französischen  Erzgruben  und  in  der  französischen 
Maschinenindustrie  überwiegt,  sondern  auch  über  die  Abhängigkeit 
Frankreichs  von  Deutschland  in  Maschinen,  Eisenbahnmaterial  u.  dgl, 
was  alles  von  den  deutschen  Fabriken  viel  billiger  und  prompter  ge- 
liefert wird,  über  die  Prävalenz  Deutschlands  in  der  chemischen  In- 
dustrie (in  welcher  Branche  sowohl  die  Einfuhr  aus  Deutschland  steigt 
als  auch  zahlreiche  Erzeugungsfilialen  deutscher  Fabriken  in  Frank- 
reich gegründet  werden,  während  die  französische  Industrie  in  ver- 
alteten Methoden  erstarrt  ist),  über  die  Koukurrenzlosigkeit  der  phar- 
mazeutischen Erzeugnisse  Deutschlands  usw. 

Als  Ursache  dieser  Inferiorität,  beziehungsweise  des  Zurück- 
])leibens  Frankreichs  im  wirtschaftlichen  Wettbewerbe  mit  Deutsch- 
land werden  von  französischen  Fachschriftstellern  zumeist  sozial- 
psychologische Momente  angegeben,  durch  welche  die  Nachteile  des 
Hochschutzzollsystems  erheblich  vergrößert  werden.  So  werden  in 
diesem  Zusammenhange  genannt:  der  übertriebene  Sparsinn,  infolge- 
dessen auch  der  schwache  Konsum  der  großen  Massen  der  französi- 
schen Bevölkerung,  der  Mangel  an  Unternehmungsgeist,  an  Expansions- 
bestrebungen, überhaupt  an  einem  Triebe  nach  vorwärts,  ein  nach- 
lässiger Quietismus,  die  kurze  Dauer  der  menschlichen  Arbeit  (bekannt- 
lich will  jeder  Franzose  mit  45  Jahren  ausspannen  und  Rentier  werden), 
die  ungenügende  Entwicklung  der  inneren  Konkurrenz,  der  Populations- 
rückstand u.  dgl.')  Im  Zusammenhange  damit  stehen:  der  Mangel  an 
Arbeiterschutz  und  Sozialversicherung,  die  Rückständigkeit  der  hygieni- 
schen Einrichtungen  und  der  Verkehrsmittel.  Hie  und  da  versuchen 
die  Franzosen  sich  auf  die  ungenügende  Kohlenproduktion  auszureden; 
die  auswärtige  Kohlenergänzung  ist  jedoch  leicht  und  billig  —  über- 
dies haben  sie  Wasserkräfte  und  Rohstoffe  (insbesondere  Erze)  in 
Hülle  und  Fülle. 


^)  Vgl.  Ajam,  »Das  deutsch-französische  Wirtsebaftssystem«,  deutsehe  Über- 
setzung, Berlin  1914;  Jolles,  »Im  Reiche  des  Geldes«,  Berlin  und  Leipzig  1915; 
die  Enquete  des  »Pinanee-Univeis«  vom  Februar  bis  August  1913, 

13* 
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In  Österreich- Ungarn  sind  gleichfalls  die  Folgen  des  Schutzzoll- 
systems unvergleichlich  minder  günstig  als  in  Deutschland,  und  die 
Beibehaltung  dieses  Systems  in  seiner  gegenwärtigen  Fassung  würde 
eine  große  Gefahr  für  die  wirtschaftliche  Zukunft  der  Monarchie  bedeuten. 

Der  Begriff  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  ist  naturgemäß  ein 
relativer.  Die  richtigste  Messung  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  der 
Donaumonarchie  ist  jene,  die  sieh  auf  den  Vergleich  mit  Deutschland 
stützt,  weil  Deutschland  ihr  größter  und  stärkster  Nachbar  ist,  mit 
Österreich-Ungarn  im  engen  Bündnisverhältnisse  steht,  zum  Teil 
eine  Stammes-  und  Geistesverwandtschaft  aufweist,  schließlich  im 
österreichisch-ungarischen  Außenhandel  die  größte  EoUe  spielt  —  mit 
je  rund  407o  Beteiligung  an  der  österreichischen  Ausfuhr  und  Einfuhr. 

Nun  ist  es  nicht  zu  leugnen,  daß  die  Entwicklung  der  öster- 
reichisch-ungarischen Volkswirtschaft  im  letzten  Viertel  des  XIX., 
ferner  in  den  ersten  13  Jahren  des  XX.  Jahrhunderts  nicht  unbe- 
deutende Fortschritte  in  manchen  wichtigen  Einzelheiten  sowie  im 
ganzen  erzielte,  i)  Diese  Tatsache  allein  kann  aber  im  Zeitalter  des 
gewaltig  steigenden  Wettbewerbes  der  Völker  in  der  Weltwirtschaft 
nicht  befriedigen.  Es  müssen  ihr  leider  andere  Tatsachen  entgegen- 
gehalten werden:  1.  daß  Österreich-Ungarn  in  seiner  Entwicklung 
hinter  Deutschland  immer  mehr  zurückbleibt,  2.  daß  diese  Entwick- 
lung bei  weitem  nicht  jene  Intensität  und  jene  Ergebnisse  aufweist, 
welche  der  Menge  nach  die  Befriedigung  der  elementaren  Bedürfnisse 
der  Bevölkerung  im  Einklänge  mit  dem  möghchen  Zuwachse  derselben 
erlauben  würden,  was  durch  einen  verhältnismäßig  geringen  natürlichen 
Zuwachs  sowie  durch  starke  und  im  Durchschnitte  zunehmende 
Auswanderung  zur  Genüge  bewiesen  wird,  3.  daß  diese  Entwicklung 
nicht  genügend  ist,  um  den  Konsum  der  im  Lande  verbleibenden 
Bevölkerung  auf  das  qualitative  Niveau  des  »Standard  of  life«  Deutsch- 
lands und  des  europäischen  Westens,  gleichwie  der  Vereinigten 
Staaten  Nordamerikas,  zu  heben,  beziehungsweise  diesem  Niveau  in 
sichtbarer  Weise  zumindest  näher  zu  bringen.  Trotz  der  gemachten 
Fortschritte  hat  Österreich-Ungarn  im  Vergleiche  mit  jenen  Gebieten 
einen  relativ  noch  immer  großen  Unterkonsum  (sowohl  der  Menge  als 
auch  der  Qualität  nach),  was  einerseits  von  einer  Petrilizierung  der 

^)  Vgl.  unter  anderen  Pistor  (a.  a.  0.),  Spiethoff  (a.  a.  0.),  Kobatsch 
(ebenfalls  in  dem  von  Herkner  herausgegebenen  Sammelwerke  des  Vereines  für 
Sozialpolitik). 
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Rückständigkeit  der  Monarchie  auf  dem  Gebiete  der  Produktion,  der 
Zivilisation,  des  öffentlichen  Finanzwesens,  der  fruchtbringenden  In- 
vestitionen, anderseits  jahraus  jahrein  von  einem  immer  stärkeren  Blut- 
verlust begleitet  ist  —  denn  als  solcher  per  saldo  ist  vom  volkswirt- 
schaftlichen Standpunkte  die  starke  und  zunehmende  Auswanderung 
aus  Österreich-Ungarn  (im  Zusammenhange  mit  der  Unzulänglichkeit 
des  natürlichen  Zuwachses)  zu  betrachten. 

Ziffermäßige  Illustrationstatsachen,  aus  welchen  die  zunehmende 
Eückständigkeit  Österreich-Ungarns  im  Vergleiche  zu  Deutschland,  be- 
ziehungsweise zum  europäischen  Westen  und  zu  den  Vereinigten 
Staaten  zu  ersehen  ist,  sind  in  der  letzten  Zeit  in  Hülle  und  Fülle 
angeführt,  wenn  auch  nicht  erschöpft  worden.  Es  genügt  der  Hinweis 
auf  Hertz  (a.  a.  0.),  Pistor  (a,  a.  0.),  Szterenyis  > Wirtschaftliche 
Verbindung  mit  Deutschland«  (Warnsdorf  1915),  Raunig,  »Die  wirt- 
schaftlichen Kräfte  der  Zentralreiche«  (Mitteilungen  des  industriellen 
Klubs,  Wien  1915).  0 

•  Aus  der  Tatsache  der  ziffermäßig  nachgewiesenen  Eückständig- 
keit der  Monarchie  im  Vergleiche  zu  Deutschland  werden  jedoch  hie 
und  da  (insbesondere  von  Raun  ig)  vollkommen  unrichtige  Schlüsse 
gezogen,  indem  die  besagten  Ziffern  als  eine  Warnung  gegen  den  Ab- 
schluß des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  zwischen  dem  schwächeren 
Österreich-Ungarn  und  dem  starken  Deutschland  benützt  werden. 

Die  Sachen  verhalten  sich  aber  in  der  Wirklichkeit  so,  daß, 
wenn  die  Donaumonarchie  das  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  nicht 
eingeht  und  im  Zusammenhange  damit  nicht  genötigt  wird,  einerseits 
ihr  ganzes  Wirtschaftssystem  umzubauen,  anderseits  die  bisherige 
wirtschaftliche  Konkurrenz  mit  Deutschland  in  eine  Kooperation  um- 
zuwandeln, die  Spannung  zwischen  der  wirtschaftlichen  Entwicklung 
der  Monarchie  und  jener  Deutschlands  eine  immer  größere  werden 
müßte,  was  für  Österreich-Ungarn  erst  recht  eine  Gefahr  des  wirtschaft- 
lichen Niederganges  und  der  wirtschaftlichen  »Mediatisierung«  bedeuten 
würde.  Nach  meiner  Auffassung  soll  eben  die  bestehende  Rückständig- 
keit der  Monarchie  den  stärksten  Ansporn  für  alle  jene  Bestrebungen 
bilden,  die  eine  Beseitigung  dieser  Eückständigkeit  tatsächlich  bewirken 
können  —  mit  Mitteln,  welche  der  modernen  Gestaltung  des  wirtschaft- 
lichen Lebens  entsprechen   und  das  Ziel  zu  erreichen  geeignet  sind, 

^)  Eine  Wiederholung  der  in  den  angeführten  Arbeiten  enthaltenen  Ziffern 
wird  in  weiterer  Folge  nach  Timlichkeit  vermieden  werden. 
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ohne  bloß  den  wirkungslosen  Schein  einer  Abwehr  der  deutschen 
Suprematie  darzustellen.  Zu  solchen  Mitteln  gehört  aber  gerade  in  erster 
Linie  das  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  mit  Deutschland.  Hiezu  be- 
merkt Pistor  (a.  a.  0.  S.  148)  ganz  richtig: 

>Ein  wichtiger  handelspolitischer  Grund  für  die  Verständigung, 
nicht  gegen  sie,  ist  vor  allem,  daß  der  Import  Deutschlands  trotz  der 
in  vielen  Artikeln  verfügten  Erhöhung  des  Schutzzolles  in  Österreich 
in  steigendem  Maße  zunimmt.  Es  ist  dies  eine  Folge  des  größeren 
Absatzes  im  reichsdeutschen  Inlande  und  der  darauf  beruhenden  hohen 
Entwicklung  der  Industrie,  deren  Entwicklungstempo  nach  dem  Durch- 
laufen der  verschiedenen  Zwischenstufen  auch  in  Zukunft  noch  zu- 
nehmen muß.  Was  würde  im  Falle  des  Nichtzustandekomraens  einer 
Verständigung  bei  den  nächsten  Handelsvertragsverhandlungen  mit 
Deutschland  geschehen?  Es  würden  die  Zölle  entweder  gleichbleiben 
(und  dank  der  günstigen  Produktionsbedingungen  Deutschlands  die 
Einfuhr  auch  so  noch  weiter  steigen),  oder  es  würde  Deutschland 
seinerseits  in  wichtigen  Ausfuhrartikeln  Österreichs  nur  dann  von 
einer  Zollerhöhung  absehen,  wenn  ihm  die  Herabsetzung  österreichi- 
scher Schutzzollpositionen  zugestanden  würde. 

Bei  der  an  Betrieben  bedeutend  reicheren  und  einer  rascheren 
Entwicklung  fähigen  deutschen  Industrie  würde  die  Zahl  der  deutschen 
Artikel,  die  die  österreichische  Schutzzollmauer  zu  überspringen  ver- 
mögen, fortwährend  wachsen.  Die  Lage  Österreich-Ungarns  gegenüber 
Deutschland  würde  möglicherweise  stets  ungünstiger  werden,  der  Ein- 
fluß der  deutschen  Industrie  auf  das  österreichische  und  ungarische 
Absatzgebiet  zunehmen,  nicht  aber  gleichzeitig  —  wegen  des  Mangels 
an  der  entsprechend  großen  Basis  des  inneren  Absatzes  —  zum  Aus- 
tausch das  Umgekehrte  eintreten.  Schließlich  würde  die  gegenseitige 
Spannung  womöglich  einmal  mit  einem  Zollkriege  endigen.  Ist  es  da 
nicht  besser,  sich  gegen  die  Öffnung  des  eigenen  Marktes  einen  An- 
teil an  jenem  Markte  zu  sichern,  dessen  großer  Bedarf,  dessen  billige 
Halbfabrikate  und  Behelfe  die  deutsehe  Industrie  schon  bisher  so 
leistungsfähig  gemacht  haben?  Für  den  Schaden  in  gewissen  Artikeln 
würde  dann  eben  der  große  Vorteil  der  tunlichst  ungehinderten  freien 
Ausfuhr  nach  dem  höherwertigen  Markte  erkauft  werden,  an  Stelle  regel- 
und  rücksichtslosen  Kampfes  die  Verständigung  von  vornherein  treten.« 

Es  wäre  grundfalsch,  die  erwähnte  ßückständigkeit  Österreich- 
Ungarns  dem  Zollsysteme  allein  zuzuschreiben.  Es  hieße  die  Wirksam- 
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keit  der  Schutzzölle  nach  der  entgegengesetzten  Richtung  hin,  ihre 
Schädhchkeit,  überschätzen.  Es  unterliegt  aber  keinem  Zweifel,  daß 
durch  dieses  Zollsystem,  wenn  nicht  allgemein,  so  doch  in  gewissen 
äußerst  wichtigen  Beziehungen,  die  besagte  Rückständigkeit  förmlich 
ausgelöst,  festgelegt  und  gesteigert  wurde.  Wie  die  Gesamtheit  der 
Verhältnisse  liegt,  würde  nicht  nur  eine  Verschärfung,  sondern  selbst 
die  Beibehaltung  des  Schutzzollsystems  in  seiner  gegenwärtigen  Form 
im  großen  und  ganzen  die  allgemeine  Rückständigkeit  nur  noch  ver- 
größern, obwohl  sie  zweifellos  dem  Einzelnen  und  einzelnen  Branchen 
auf  die  Beine  helfen  könnte. 

Wie  bekanntermaßen  in  einem  größeren  Gebiete  die  Nachteile 
des  Schutzzollsystems  von  einer  tüchtigen  Bevölkerung  leichter  über- 
wunden und  seine  Vorteile  besser  ausgenützt  werden,  so  treten  die 
besagten  Nachteile  in  einem  verhältnismäßig  kleinen  Gebiete  (als 
solches  wird  ja  Österreich-Ungarn,  trotz  seiner  großen  Fläche  und 
seiner  Bevölkerungszahl,  von  Hertz,  PI  stör  und  anderen  mit  Recht 
betrachtet),  insbesondere  aber  in  einem  solchen  kleinen  Gebiete  um 
so  schärfer  zutage,  wo  unzählige  andere  ungewöhnliche  Hem- 
mungen des  wirtschaftlichen  Lebens  sich  dazu  gesellen.  Man  kann 
wohl  den  Satz  aufstellen,  daß  die  nachteiligen  Wirkungen  der  Schutzzölle 
durch  solche  Hemmungen  des  wirtschaftlichen  Lebens  vervielfacht  werden. 

Eine  starke,  viel  und  billig  produzierende,  über  einen  ausge- 
dehnten und  leichten  Absatz  verfügende  Wirtschaft  ist  erwiesener- 
maßen imstande,  die  Vorteile  des  Schutzzollsystems  besser  auszunützen, 
die  Nachteile  leichter  zu  überwinden.  So  muß  auch  das  auf  Österreich- 
Ungarn  passende  Gegenteil  richtig  sein. 

Eine  ähnliche  Kritik  des  österreichisch-ungarischen  Schutzzoll- 
systems ist  aus  der  vorsichtig  abgefaßten  Arbeit  eines  eminenten 
Kenners  der  einschlägigen  Verhältnisse,  des  Ministerialrates  Professor 
Schüller  (»Die  Handelspolitik  und  Handelsbilanz  Österreich-Ungarns«, 
> Zeitschrift  für  Volkswirtschaft  etc.««,  Wien  1912)  herauszufühlen.  Schu- 
machers Urteil  über  die  ungenügende  Wirksamkeit  der  Schutzzölle  in 
Österreich-Ungarn  im  Hinblicke  auf  die  Unzulänglichkeit  des  inneren 
Marktes  wurde  aus  einem  anderen  Anlasse  schon  oben  zitiert.  Es  ist 
nicht  uninteressant,  daß  noch  im  Jahre  1902  ein  polnischer  Volkswirt, 
Dr.  Paygert,  in  seiner  in  »Przegl^d  Polski«  erschienenen  umfang- 
reichen Arbeit  »Die  Voraussetzungen  zur  Feststellung  der  Postulate 
Galiziens  beim  Abschlüsse  von  Handelsverträgen«  die  Rückständigkeit 
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der  Monarchie  in  einer  ähnlichen  Weise  schildert,  wie  dies  jetzt 
seitens  verschiedener  österreichischer  Schriftsteller  geschieht  —  aller- 
dings ohne  eine  der  Ursachen  derselben  im  Schutzzollsysteme  zu  er- 
blicken, da  er  sonst  als  ein  Agrarier  ein  eingefleischter  Schutzzöllner 
ist.  Doch  wenden  sich,  entgegen  seiner  Intention,  seine  Argumente  in 
ihren  weiteren  Konsequenzen  gerade  gegen  die  Übertreibung  des  Schutz- 
zollsystems,  insbesondere  gegen  den  schablonenhaften  Solidarschutz. 

Paygert  schreibt  folgendes: 

»Eine  nähere  gründhche  Untersuchung  der  allgemeinen  handels- 
politischen und  wirtschaftlichen  Lage  der  österreichischen  Monarchie, 
eine  strenge  Prüfung  des  Endresultates  der  Handelsbilanz  muß  zum  Er- 
gebnisse führen,  daß  diese  Lage  immer  schwieriger  und  gefahrvoller  wird.« 

»Österreich  gehört  zu  den  wenigen  Ausnahmsländern,  die  sich 
an  der  raschen  Entwicklung  des  Wirtschaftslebens  nicht  beteihgen 
wollen,  im  Gegensatze  zu  anderen  Ländern,  welche  sich  europäische 
Kultur  zu  eigen  gemacht  haben.« 

»Österreich  ließ  sich  von  der  Konkurrenz  überflügeln  und  die 
wenigen  von  ihm  bis  nun  innegehabten  Märkte  werden  ihm  allmählich 
entzogen.  Die  im  Wachstume  begrififene  Bevölkerung  fordert  ihr  täg- 
liches Brot,  fordert  ihren  Anteil  an  dem  kulturellen  Fortschritte,  so- 
wohl dem  materiellen  als  auch  dem  intellektuellen ;  das  vermag  sie 
aber  nicht  zu  erreichen,  weil  die  kapitalistischen  Arbeitsgeber  dagegen 
einwenden:  Wir  können  euch  keine  Arbeit  verschaffen,  wir  können 
eure  Löhne  nicht  erhöhen,  weil  ja  wir  selbst  unsere  Produkte  zu  ver- 
silbern nicht  imstande  sind.  Demzufolge  ist  auch  die  Auswanderung 
aus  der  Monarchie  die  größte.« 

»Mit  Recht  bemerkte  Dr.  Kolischer  im  galizischen  Landtage 
im  Jahre  1902,  daß  der  wirtschaftliche  Fortschritt  bestehender  Orga- 
nisationen nicht  davon  abhängt,  was  produziert  werden  kann,  sondern 
davon,  was  abgesetzt  werden  kann.  Heute  sind  die  Möglichkeiten  der 
Produktionsentwicklung  ausgedehnt,  wogegen  die  Absatzgebiete,  in- 
folge der  Konkurrenzkämpfe,  immer  enger  werden.« 

Seither,  bis  zum  Kriegsausbruche,  sind  zwölf  Jahre  der  stärksten 
Entwicklung  der  Weltwirtschaft  verflossen  —  und  noch  immer  befindet 
sich  das  zweitgrößte  Reich  Europas,  welches  hinsichtlich  der  Bevölke- 
rungszahl die  dritte  Stelle  einnimmt,  bezüglich  der  Größe  seines  Außen- 
handels, wie  aus  der  folgenden  Tabelle  zu  ersehen  ist,  in  Europa  an 
siebenter  Stelle  (und  wenn  die  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  dazu 
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gerechnet  werden,  d.  h.  im  Welthandel,  erst  an  achter  Stelle),  wobei 
es  von  den  meisten  Großmächten,  absolut  und  relativ,  stark  überflügelt 
wird.^)  (Der  Anteil  der  Monarchie  am  Welthandel  ist  von  3"67o  ioi 
Jahre  1900  auf  3'2%  im  Jahre  1913  zurückgegangen.)  Aus  der 
weiteren  Tabelle  ist  die  relativ  geringste  Steigerung  des  Exportes  aus 
der  Monarchie  im  Vergleiche  mit  anderen  Weltkonkurrenten  in  der 
Zeit  von  1907  bis  1913  deutlich  zu  ersehen. 


Gesamtaußenhandel 

in   Milliarden   Mark 
1907      1910      1911      1912      1913 

Großbritannien  und  Irland     .     .     .21-8  20-1  22  0  229  24-2 

Deutschland 15-5  16-4  17-8  19-7  20-9 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika  12-3  14-8  14-7  15-9  17-7 

Prankreich 9-5  109  11-3  12-0  12-3 

Holland 8-2  9-9  103  11-4  119 

Belgien 5-5  5-7  6-5  69  69 

Rußland  (ohne  Pinnland)      ...  3-6  5-2  5-9  5-8  5-7 

Österreich-Ungarn 4-2  4*4  4-7  5-2  5*2 

Italien 3-7  4-3  4-5  4-8  4-9 

Vom  Weltspezialhandel  2) 

Einfuhr  Ausfuhr 

entfielen  auf  1907  1913  1907  1913 

in  Millionen  Kronen 

Großbritannien  und  Irland  .     .     .  15.499  18.502  10.232  12.927 

Deutschland 10.235  12,600  8.056  11.875 

Vereinigte   Staaten   Nordamerikas  6.059  8.889  8.486  12.820 

Prankreich 5.912  8.125  5.316  6.566 

Belgien 3.885  4.773  2.705  3.492 

Rußland  (ohne  Pinnland)    .     .     .  2.161  3.356  2.685  4.035 

Österreich-Ungarn 2.501  3.406  2.457  2.769 

Italien 2.622  3.474  1.758  2.390 

^)  Allerdings  ist  die  niederländische  Handelsstatistik  eine  der  unzuverlässigsten 
und  in  den  Holland  und  Belgien  betreffenden  Ziffern  ist  viel  Durchfuhr  enthalten. 

^)  Wenn  etwas  in  diesen  Tabellen  interessant  ist,  so  ist  es  die  Tatsache,  daß 
in  der  Zeit  von  1910  bis  1913  der  Außenhandel  bloß  in  Großbritannien  und  in 
Deutschland  eine  starke  Zunahme  aufweist,  wogegen  die  Steigerung  in  allen  anderen 
Staaten  (in  den  Vereinigten  Staaten  bis  1912)  eine  verhältnismäßig  geringere  war. 
(Rußland  kann  insofern  nicht  in  Vergleich  gezogen  werden,  als  das  Jahr  1907  eine 
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In  der  Zeit  von  1900  bis  1913  ist  die  österreichisch-ungarische 
Ausfuhr  von  1"9  auf  2'8  um  0"9  Milliarden  Kronen,  die  deutsche  von 
4-6  auf  lO'l  um  5-5  Milliarden  Mark,  d.  h.  um  das  Sechsfache,  ge- 
stiegen. In  Prozenten  ausgedrückt  beträgt  diese  Steigerung  für  Öster- 
reich-Ungarn 407o5  für  Deutschland  über  llOVo-  D^r  Außenhandel 
pro  Kopf  beträgt  in  Deutschland  337  M.,  in  Österreich-Ungarn  106  M. 
Der  Außenhandel  der  Monarchie  ist  von  1907  bis  1913  um  497o7 
jener  Deutschlands  um  81 7o  gestiegen. 

Aus  dem  Obigen  ist  klar  zu  ersehen,  daß  durch  das  gegen- 
wärtige Schutzzollsystem  das  relative  Zurückbleiben  der  Monarchie  im 
Welthandel  und  insbesondere  im  Weltexporte  nicht  verhindert  worden 
ist.  Nach  der  ganzen  Sachlage  bleibt  aber  auch  der  Eindruck  zurück, 
daß  diese  Eüekständigkeit  durch  die  den  volkswirtschaftlichen  Verhält- 
nissen der  Monarchie  nicht  angepaßte  Übertreibung  des  Protektionismus 
direkt  mitbewirkt  wurde. 

Ferner  ist  für  die  zunehmende  Eüekständigkeit  der  Monarchie  die 
Verschiebung  des  Saldos  der  österreichisch-ungarischen  Handelsbilanz  im 
allgemeinen  charakteristisch.  Im  Jahre  1900  betrug  das  Aktivum  der 
österreichisch-ungarischen  Handelsbilanz  313  Millionen  Kronen,  im  Jahre 
1913  aber  war  diese  Bilanz  mit  521  Millionen  Kronen  passiv,  woraus  sich 
eine  »Verschlechterung«   derselben  um  834  Millionen  Kronen  ergibt. 

Seit  1908  ist  die  früher  durch  viele  Jahrzehnte  durchwegs  aktive 
österreichisch-ungarische  Handelsbilanz  passiv.  Diese  Passivität  ist  durch 
den  Eückgang  der  landwirtschaftlichen  Ausfuhr  (hauptsächlich  Getreide 
und  Vieh)  bewirkt  worden,  welcher  durch  eine  Besserung  der  Industrie- 
bilanz nicht  ausgeglichen  wurde,  da  das  diesbezügliche  Aktivsaldo  im 

exzeptionell  große  Stagnation,  als  eine  Folgeerscheinung  des  japanischen  Krieges  und 
der  Revolution  aufweist.)  Ferner  geht  mit  der  großen  Steigerung  des  Gesamtaußen- 
handels Großbritanniens  und  Deutschlands  in  der  obigen  Zeit  auch  eine  allen  anderen 
Staaten  absolut  und  prozentuell  vorangehende  Steigerung  des  Exportes  Hand  in 
Hand.  (Über  die  Ausnahme,  die  die  Vereinigten  Staaten  im  einzigen  Jahre  1912/13 
bilden,  s.  oben.)  Dies  ist  ein  weiterer  Beleg  für  die  früher  aufgestellte  These,  daß 
an  der  gewaltigen  Entwicklung  des  Welthandels  und  des  Exportes  in  der  letzten 
Periode  prinzipiell  nur  jene  Großmächte  den  größten  und  allen  anderen  weit  über- 
legenen Anteil  hatten,  die  entweder,  wie  Deutschland,  einen  mäßigen  Zollschutz, 
oder,  wie  Großbritannien,  das  Preihandelsprinzip  anwendeten.  Nach  obiger  Zusammen- 
stellung gehört  das  stark  sehutzzölinerische  Österreich-Ungarn  gleichfalls  zu  jenen 
Staaten,  deren  Anteile  am  Welthandel,  insbesondere  aber  am  Weltexporte,  in  ver- 
hältnismäßig sehr  geringem  Maße  gestiegen  sind,  womit  eine  weitere  Überflügelurrg 
der  Monarchie  durch  Deutsehland  in  großem  Umfange  verbunden  war. 
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Jahre   1907   557  Millionen  Kronen,    im   Jahre    1913   580  Millionen 
Kronen  betrug. 

In  der  Regel  war  bisher  im  Außenhandel  der  Groß  Wirtschafts- 
gebiete ein  Eückgang  der  landwirtschaftlichen  Ausfuhr  und  eine  Stei- 
gerung der  landwirtschaftlichen  Eiüfuhr  mit  einem  starken  Wachstum 
der  Ausfuhr  der  Industrieerzeugnisse  mid  Kapitalien  verbunden.  Ins- 
besondere hat  Deutschland  einen  ähnliehen  Prozeß  mitgemacht  und 
Anzeichen  hiefür  treten  in  der  Handelsbilanz  der  Vereinigten  Staaten 
immer  stärker  zutage. 

In  Österreich- Ungarn  aber  ist  infolge  des  Wachsturaes  der  Be- 
völkerung (beziehungsweise  auch  infolge  der  veterinärpohzeilichen 
Schwierigkeiten)  der  Export  von  Getreide  und  Vieh  viel  zu  rasch  zu- 
rückgegangen, als  daß  dies  durch  ein  Wachstum  des  Exportes  von 
Industrieerzeugnissen  hätte  wettgemacht  werden  können.  Schon  auf  der 
Grundlage  dieser  Tatsache  allein  und  im  Hinblicke  darauf,  daß  ein 
Kapitalienexport  aus  der  Monarchie  nicht  stattfindet,  dagegen  aber  der 
Menschenexport  steigt,  kann  (im  Gegensatze  zu  Deutschland  und  den 
Vereinigten  Staaten)  von  einer  ganz  unbedenklichen  Umgestaltung  der 
Handelsbilanz  der  Monarchie  unter  dem  gegenwärtigen  Zoll- 
regime nicht  gesprochen  werden. 

Der  Betrag,  mit  dem  der  deutsche  Gesamthandel  passiv  ist  (1913: 
674  Millionen  Mark),  repräsentiert  nur  3"27o  des  Gesamthandels  (1913: 
20.866  Millionen  Mark),   während  in  Österreich-Ungarn  dieses  Ver-_ 
hältnis  ll'857o  ausmacht  (1913:  521  Millionen  Kronen  von  6175  Mil 
Honen  Kronen).^) 

Aus  der  folgenden  Tabelle  ist  die  inhaltliche  Entwicklung  der 
Handelsbilanz  der  österreichisch -ungarischen  Monarchie  in  den  Jahren 
1907  bis  1913  zu  entnehmen. 


!■)  Noch  im  Jahre  1912  (auf  Grund  der  Ergebnisse  des  Jahres  1910)  schrieb 
SchüUer  (a.  a.  0.):  »Im  ganzen  ist  unsere  industrielle  Handelsbilanz  im  letzten 
Dezennium  weniger  aktiv  geworden.  Dies  ist  um  so  bedenklicher,  als  wir  steigende 
Summen  für  Rohstoffe  und  Nahrungsmittel  an  das  Ausland  zu  zahlen  haben.  Alle 
anderen  Staaten,  deren  Handelsbilanz  passiv  ist,  weisen  ein  steigendes  Aktivum  im 
Verkehr  mit  Industrieartikeln  auf.  Die  passive  Bilanz  ist  das  Anzeichen  der  Ent- 
wicklung zum  Industriestaat.  Bei  uns  aber  tritt  das  Passivum  der  ganzen  Bilanz 
gleichzeitig  mit  der  Verringerung  des  Aktivums  der  Industriebilanz  auf.«  —  Seit 
1910  bis  zum  Kriegsausbruch  sind  die  von  SehüUer  im  Jahre  1912  konstatierten 
Erscheinungen  nicht  versehwunden,  sondern  in  ihrer  Gesamtbedeutung  verhältnis- 
mäßig noch  schärfer  hervorgetreten. 
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Spezialhandel  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  in  den 
Jahren  1907—1913. 

Einfuhr: 


1907 

1908 

1909 

1910 

1911 

1912 

1913 

Eohstoflfe 

1.394-8 

1.292-5 
4340 
671-6 

1.604-4 
4350 
706-9 

1.582-4 
475-9 
794-5 

1.831-1 

484-7 
875-9 

2.006-2 
574-7 
975-8 

1.9960 
498-8 
911-1 

Halbfabrikate 

Fertigfabrikate 

464-0 
643-1 

Zusammen  .    . 

2.501-9 

2.3980 

2.746-3 

2.852-8 

3.191-7 

3.556-7 

3.406-5 

Land-  und  forstwirtsehaft- 
liclie  Produkte       ... 

Bergbau-   und  Hüttenpro- 
dukte   

Industrieerzeugnisse  .    .    . 

1.144-4 

392-8 
964-7 

1.041-9 

391-8 
964-3 

1.342-2 

386-7 
1017-4 

1.332-1 

382-3 
1.138-4 

1.562-9 

420-4 
1.2Ü8-4 

1.677-1 

5510 
1.328-5 

1.609-5 

568-9 
1.228-1 

Zusammen  .    . 

2.501  9 

2.398-0 

2.746-3 

2.852-8 

3.191  7 

3.556-7 

3.406-5 

Ausfuhr: 


1907     1908 

1909 

1910 

1911 

1912 

1913 

Eohstoffe 

Halbfabrikate     .... 
Fertigfabrikate  .... 

893-3 

439-4 

1.124-5 

857-1 

389-2 

1.008-9 

875-4 

406-0 

1.037-4 

870-2 

434-9 

1.113-4 

817-6 

460-9 

1.125-7 

961-3 

511-1 

1.261-4 

918-8 

527-7 

1.323-0 

Zusammen  .    . 

2.457-2 

2.255-2 

2.318-8 

2.418-6 

2.404-3 

2.733-8 

2.769-6 

Land-  und  forstwirtsehaft- 
lielie  Produkte       .    .    . 

Bergbau-   und  Hüttenpro- 
dukte   

Industrieerzeugnisse  .    . 

727-6 

207-9 
1.521.7 

706-0 

185-7 
1.363-5 

719-9 

194-2 
1.404-7 

725-0 

191-3 
1.502-3 

677-5 

186-2 
1.540-6 

804-8 

202-6 
1.726-4 

761-6 

199-2 
1.808  8 

Zusammen  .    . 

2.457-2 

2.255-2 

2.318-8 

2.418-6 

2.404-3 

2.733-8 

2.769-6 

In  der  Zeit  von  1907  bis  1913  ist  die  Einfuhr  von  Rohstoffen 
(die  Lebensmittel  mitinbegriffen)  gleichwie  von  Fertigfabrikaten  ganz 
gewaltig  (um  mehr  als  je  507o)  gestiegen,  wogegen  die  Einfuhr  von 
Halbfabrikaten  und  die  Ausfuhr  von  Rohstoffen  so  ziemlich  stationär 
geblieben  sind  und  die  Ausfuhr  von  Halbfabrikaten  und  Fertigfabrikaten 
eine  Steigerung  von  nur  je  207o  aufweist.  In  der  Zeit  von  1909  bis 
1913  ist  die  Steigerung  des  Fabrikatenesportes  und  des  Fabrikaten- 
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Importes  um  den  gleichen  Prozentsatz  von  28V27o  zu  verzeichnen. 
Ungeachtet  dieser  relativen  Besserung  in  den  letzten  vier  Jahren  ist 
das  Aktivum  in  Fertigfabrikaten  von  581  Millionen  Kronen  im  Jahre 
1907  auf  412  Millionen  Kronen  im  Jahre  1913  gesunken  und  es  betrug 
die  Steigerung  der  Einfuhr  von  Industrieerzeugnissen  26"47o,  j^ne  der 
Ausfuhr  19'37o)  was  für  die  Feststellung  der  steigenden  relativen 
Eückständigkeit  der  industriellen  Exportfähigkeit  der  Monarchie  unter 
dem  gegenwärtigen  Zollregime  doch  maßgebend  sein  dürfte. 

So  hat  der  Protektionismus  in  Österreich-Ungarn  in  der  letzten 
Zeitperiode  weder  eine  gewaltige,  durch  Gegenposten  in  der  Zahlungs- 
bilanz nicht  ausgeglichene  Passivierung  der  Handelsbilanz  verhindert, 
noch  eine  Einschränkung  der  Einfuhr  ausländischer  Pertigfabrikate, 
noch  eine  wesentliche  Steigerung  des  Fabrikatsexportes  bewirkt.  Wo 
sind  denn  dann  überhaupt  seine  Wohltaten  —  soweit  die  Volkswirt- 
schaft und  nicht  das  Interesse  gewisser  Branchen  in  Betracht  kommt  — 
zu  suchen?  In  der  Vergrößerung  der  Produktion  und  des  inländischen 
Konsums  an  inländischen  Fabrikaten  bei  fortschreitender  Kapitalisierung? 
Gegen  die  Annahme,  daß  diese  letzteren  Erscheinungen  in  einem  die 
obigen  ungünstigen  Tatsachen  ausgleichenden  neutralisierenden  Umfange, 
in  einem  dem  Konsumbedarfe  der  Bevölkerung  entsprechenden  Ausmaße 
eingetreten  seien,  spricht  doch  die  noch  immer  steigende  Auslands- 
konsumversehuldung,  die  noch  immer  zunehmende  Auswanderung. 

Die  steigende  Rückständigkeit  der  Monarchie  im  Vergleiche  zu 
Deutschland  —  unter  dem  gegenwärtigen  Zollregime  —  ist 
ferner  aus  der  Entwicklung  der  Zwischenverkehrsbilanz  zwischen  den 
zwei  Reichen  zu  ersehen,  i) 

Im  Verkehre  mit  Deutschland  ist  das  im  Jahre  1900  317  Mil- 
lionen Kronen  betragende  Aktivum  im  Jahre  1913  zu  einem  Passivum 
von  254  Millionen  Kronen  geworden,  worin  eine  >Verschlechterung« 
um  571  Millionen  Kronen  zum  Ausdrucke  gelangt. 

Von  dieser  »Verschlechterung«  entfällt  auf  die  Zeit  von  1907 
bis  1913  mehr  als  auf  die  Zeit  von  1900  bis  1907,  nämlich  346  Mil- 
lionen Kronen.  Seit  dem  letzten  Handelsvertrage  ist  die  Einfuhr  Öster- 
reich-Ungarns aus  Deutschland  um  51'17o  gestiegen,  die  Ausfuhr 
Österreich-Ungarns  nach  Deutschland  bloß  um  12'27o-  (In  der  Zeit  von 
1900  bis  1913  ist  die  Ausfuhr  aus  Österreich-Ungarn  nach  Deutsch- 

^)  Vgl.  Gürtler,  »Österreich-Ungarns  und  des  Deutschen  Reiches  Anteil  am 
Welthandel«,  Prag  1915. 
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land  um  17'57o)  ^^^  Ausfuhr  aus  Deutschland  nach  Österreich-Ungarn 
dagegen  um  127-37o  gestiegen.) 

Ein  unmittelbarer  Beweis  der  steigenden  Eückständigkeit  liegt 
wohl  in  der  Erscheinung,  daß  Deutschland  nach  wie  vor  in  der  Aus- 
fuhr wie  in  der  Einfuhr  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  die 
erste  und  unerreichbar  größte  Eolle  spielt  (43"97o  in  der  Ausfuhr, 
40'17o  iö  der  Einfuhr),  die  verhältnismäßige  Bedeutung  Öster- 
reich-Ungarns für  den  deutschen  Außenhandel  dagegen  im 
Sinken  begriffen  ist. 

In  der  deutschen  Ausfuhr  ist  der  Anteil  Österreich-Ungarns  von 
ll-57o  in  Jabi'e  1908  auf  10-97o  Jm  Jahre  1913,  in  der  deutschen 
Einfuhr  von  9-87o  auf  7' 77«  gesunken. 

Die  deutsche  Gesamtausfuhr  stieg  von  1909  bis  1913  um 
8'5  Milliarden  Mark.  Von  dieser  gewaltigen  Zunahme  kamen  330  Mil- 
lionen auf  Ausfuhr  nach  Österreich-Ungarn,  also  nicht  ganz  der  zehnte 
Teil  der  ganzen  Zunahme'.  Die  deutsche  Ausfuhr  nach  Eußland  stieg 
in  derselben  Zeit  um  440  Millionen  Mark,  die  nach  Prankreich  um 
ebenfalls  330,  die  nach  Großbritannien  um  420.  Die  deutsche  Ausfuhr 
wuchs  seit  1907  bis  1913  in  folgenden  Verhältniszahlen,  wenn  man 
die  Ausfuhr  von  1907  mit  der  Zififer  100  ansetzt: 

Nach  Großbritannien 100  :  136 

»      Prankreich 100  :  176 

»      Kußland 100  :  201 

Vereinigten  Staaten 100  :  109 

»      Österreich-Ungarn 100  :  154 

Im  Durchschnitt 100  :  147 

In  der  Ausfuhr  des  Deutschen  Kelches  nimmt  Österreich- 
Ungarn  allerdings  nach  wie  vor  den  zweiten  Platz  hinter  Großbritannien 
ein;  es  geht  aber  im  prozentuellen  Anteile  zurück  und  es  ist  das 
relative  Wachstum  der  deutschen  Ausfuhr  nach  Frankreich  und  Kuß- 
land nach  den  obigen  Ziflfern  größer  als  die  Steigerung  der  Ausfuhr 
nach  der  Donaumonarchie.  Es  hat  die  Entwicklung  der  deutschen 
Ausfuhr  nach  Österreich-Ungarn  im  großen  und  ganzen  nur  gleichen 
Schritt  gehalten  mit  der  Entwicklung  der  deutschen  Ausfuhr  überhaupt, 
während  Österreich-Ungarns  Einfuhr  aus  dem  Deutschen  Kelche  relativ 
stärker  gewachsen  ist  als  die  Einfuhr  der  Donaumonarchie  überhaupt. 

Das  Interesse,  welches  Österreich-Ungarn  an  der  Ausfuhr 
nach  Deutschland  hat,  ist  trotz  des  Schwindens  des  Brotgetreide- 
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exportes  und  trotz  des  Eückganges  im  Exporte  von  Vieh,  Gerste  und 
Malz,  ferner  trotz  der  Stagnierung  des  Holzexportes  nicht  geringer 
geworden;  insbesondere  ist  das  Interesse  an  der  industriellen  Ausfuhr 
im  Steigen  begriffen. 

Leider  kann  dasselbe  hinsichtlich  des  Interesses,  welches  Deutsch- 
land an  der  Einfuhr  aus  Österreich-Ungarn  hat,  nicht  behauptet 
werden.  Im  Jahre  1899  stand  die  Monarchie  in  der  Eeihenfolge  der 
deutschen  Bezugsstaaten  an  dritter  Stelle,  und  das  an  vierter  Stelle 
stehende  Rußland,  gleichwie  die  vor  Österreich-Ungarn  stehenden  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  und  Großbritannien  unterschieden 
sich  in  der  Größe  ihres  Anteiles  nicht  sehr  von  dem  der  Monarchie. 
Im  Jahre  1913  steht  Österreich-Ungarn  schon  an  vierter  Stelle,  die 
Anteile  Eußlands  und  der  Vereinigten  Staaten  sind  durchschnittlich 
mehr  wie  doppelt  so  groß  als  jene  Österreich-Ungarns,  und  nur  der 
Anteil  Großbritanniens  ist  dem  österreichisch-ungarischen  gleich.  In 
der  Zeit  von  1907  bis  1913  ist  die  gesamte  deutsche  Einfuhr  im  Ver- 
hältnisse von  100  :  123  gestiegen,  die  Einfuhr  aus  Österreich-Ungarn 
jedoch  nur  im  Verhältnisse  von  100  :  102. 

Der  folgenden  Tabelle,  welche  die  Gestaltung  des  Außenhandels 
der  Monarchie  in  den  wichtigsten  Industrieartikelgruppen  in  der  Zeit 
von  1907  bis  1913  zur  Darstellung  zu  bringen  hat,  sind  nachstehende 
Bemerkungen  Julius  Wolfs  im  Jubiläumshefte  des  >Nord  und  Süd« 
(S.  85)  vorauszuschicken,  die  die  Eückständigkeit  der  Monarchie  im 
Vergleiche  mit  Deutschland  auf  dem  Gebiete  des  Industrieexportes  im 
grellen  Lichte  erscheinen  lassen. 

>Im  Jahre  1913  standen  im  Vordergrunde  der  österreichisch- 
ungarischen  Ausfuhr  folgende  Produkte:  Zucker  für  257  Millionen  Mark, 
Holz  für  134  Millionen,  Eier  für  117  Millionen,  Felle  und  Häute  für 
73  Millionen,  Braunkohle  für  65  Millionen.  —  Unter  den  industriellen 
Ausfuhren  figurierten  selbst  die  prominentesten  mit  ganz  mäßigen  Be- 
trägen; Lederwaren,  die  die  erste  Rolle  spielen,  mit  50V2>  Glaswaren  mit 
38,  Eisenwaren  mit  28,  Tonwaren  mit  23  Millionen,  Papier  mit  22,  end- 
lich Möbel  mit  18  MilHonen  Mark.  Das  sind  Ziffern,  die  als  industrielle 
Exporte  eines  Großstaates  nicht  erhebend  wirken  und  gerade  für  den 
wärmsten  Freund  Österreich-Ungarns  die  Frage  dringlich  machen,  ob  es 
nicht  einer  Transformation  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  bei  unseren 
Verbündeten  bedarf,  um  die  industrielle  Leistungsfähigkeit  Österreich- 
Ungarns  auf  eine  sehr  viel  höhere  Stufe  als  die  heutige  zu  heben.« 
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Nach  der  obigen  Zusammenstellung  ist  in  der  letzten  Handels- 
vertragsära das  Handelsbilanzsaldo  für  folgende  Gruppen  ungünstiger 
geworden:  Baumwollwaren,  Wollwaren,  Seidenwaren,  Leder 
und  Lederwaren,  Kürschnerwaren,  Eisen  und  Eisenwaren, 
Maschinen  usw.,  elektrische  Maschinen  usw.,  Metallwaren, 
chemische  Produkte  und  Hilfsstoffe,  Instrumente  und 
Uhren,  Firnisse  usw.,  Holzwaren,  Papier  und  ^Papierwaren, 
literarische  und  Kunstgegenstände,  Porzellanwaren,  Eoh- 
holz,  bearbeitetes  Holz,  Möbel  (nicht  gebogen).  Von  diesen 
Branchen  sind  nur  Maschinen,  elektrische  Maschinen,  schließ- 
lich chemische  Produkte  und  Hilfsstoffe  solche  Waren,  hinsicht- 
lich deren  die  gesteigerte  Einfuhr  für  die  innere  Wirtschaftsbilanz 
gewissermaßen  ein  Äquivalent  in  der  besseren  Ausrüstung  der  in- 
ländischen Industrie  wie  auch  in  der  Erleichterung  ihrer  Produktion 
findet.  In  allen  übrigen,  das  heißt  in  den  meisten  der  aufge- 
zählten Branchen  bedeutet  die  Verschlechterung  ihrer  Handels- 
bilanz ein  ausgesprochenes  Minus  für  die  innere  Wirtschafts- 
bilanz, da  sie  großenteils  solche  Fertigfabrikate  umfassen,  welche 
dem  unmittelbaren  Konsum  dienen.  In  allen  obigen  Fällen  ist  die 
Bilanzverschlechterung  ein  Beweis  der  steigenden  Inferiorität  der  öster- 
reichisch-ungarischen Produktion  hinsichtlich  der  Erzeugungskosten  — 
ein  Beweis  der  Minderung  ihrer  Konkurrenzkraft.  Dies  trifft  in  erster 
Linie  (und  zwar  beim  Gros  der  Exportbranchen)  die  Fertigproduktion. 
Es  stellt  sich  aber  gleichzeitig  heraus,  daß  der  Zollprotektionismus  die 
Inferiorität  der  Erzeugung  sogar  gewisser  wichtiger  Eohstoffe,  Halb- 
fabrikate und  Hilfsmittel,  wie  Eisen  und  einzelne  Eisenhalbfabrikate, 
einzelne  Ledersorten,  viele  chemische  Hilfsstoffe  und  Produkte  (hin- 
sichtlich der  Produktionskosten)  auszugleichen  und  die  Verschlechterung 
ihrer  Handelsbilanz  hintanzuhalten  nicht  vermag;  dagegen  verteuert 
er  einerseits  die  ohnehin  immer  ungünstiger  abschneidende  Fertig- 
produktion, anderseits  gibt  er  diese  durch  nicht  entsprechende  Propor- 
tionierung  der  Zölle  (z.  B.  auf  Eisenwaren  und  Maschinen  im  Vergleiche 
zu  Eisen  und  Eisenhalbfabrikaten)  der  auswärtigen  Konkurrenz  preis! 

Als  ein  günstiges  Anzeichen  kann  wohl  auch  die  Stagna- 
tion in  Malz,  Leinenwaren  und  Konfektionswaren  nicht  ange- 
sehen werden,  um  so  weniger,  als  in  diesen  Gruppen  Österreich- 
Ungarn  bisher  als  außerordentlich  leistungsfähig  galt  und  von  der 
deutschen  Industrie  als  ein  gefährlicher  Konkurrent  angesehen  wurde. 
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Eine  wesentliche  Besserung  ist  nachzuweisen  bloß  bei  Baum- 
wollgarnen, Leinengarnen,  Wollgarnen,  Seidengespinsten 
(lauter  Halbfabrikate,  großenteils  besser  geschützt  als  fertige  Gewebe 
und  Waren  daraus  —  eine  schädliche  Abweichung  vom  schädlichen 
Solidarschutzsysteme!),  sonst  aber  nur  bei  Jutewaren,  Glas  und 
Glaswaren  sowie  Zucker,  Petroleum,  Benzin  und  Paraffin. 
Eine  geringe  Besserung  weisen  gebogene  Möbel,  Tonwaren  und 
Jutegarne  auf.^) 

Der    auswärtige   Handel    (Spezialhandel)     Deutschlands    mit 

Österreich-Ungarn 

nach  der  Gruppeneinteilung  des  Internationalen  Verzeichnisses  (Brüsseler  Konferenz) 
und  nach  der  deutsehen  Statistik. 


Jahr 

Lebende 
Tiere 

Lebensmittel 
und  Getränke 

Eohstoffe 

Halbfertige 
Waren 

Fertige 
Waren 

W 

erte    in    Millionen    Mar 

k 

Einfuhr 

1912 
1913 

46-3 

49-4 

211-5 

171-8 

318-4 
318-6 

82-5 
102-7 

171-1 

184-9 

Ausfuhr 

1912 
1913 

2-5 

1-9 

34-9 
43-8 

318-5 
314-0 

175-0 
177-7 

504-4 
567-1 

^)  In  der  Garnerzeugung,  vor  allem  aber  in  Baumwollgarnen,  ist  die  Besse- 
rung teilweise  keine  natürliche  und  gesunde,  sondern  auf  eine  Überproduktion 
zurückzuführen,  die  bei  Betriebsdrosselungen  einen  starken  Schleuderexport  nach 
sich  zog  und  in  Deutsehland  das  Verlangen  nach  Erhöhung  der  Baumwollgarnzölle 
zeitigte.  Es  erscheint  überhaupt  als  bedenklich,  daß,  während  noch  im  Jahre  1910 
die  Ausfuhr  von  Textilwaren  zu  vier  Fünftel  aus  Fertigwaren  und  nur  zu  einem 
Fünftel  aus  Garnen  bestand  (vgl.  Schul  1er,  a.  a.  0.  S.  12),  das  Verhältnis  im 
Jahre  1913  nur  mehr  zwei  Drittel  zu  einem  Drittel  war.  Ebenso  wird  die  steigende 
Exportinferiorität  der  österreichisch-ungarischen  Textilindustrie  dadurch  illustriert, 
daß,  während  noch  im  Jahre  1910  in  der  Einfuhr  Garne  überwogen,  im  Jahre  1913 
die  Einfuhr  von  Garnen  durch  jene  von  Fertigwaren  bedeutend  überholt  wurde. 
In  Zucker  ist  die  Exportwertsteigerung  beträchtlichen  Teiles  durch  die  Preiserhöhung 
verursacht  worden.  (Seit  1900  beträgt  diese  Steigerung  106  Millionen  Kronen.) 

14* 
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In  der  Zeit  von  1907  bis  1913  ist  die  deutsche  Industrieausfuhr 
nach  Österreich-Ungarn  von  598  Millionen  Mark  auf  909  Millionen 
Mark,  das  ist  um  47*67o»  die  österreichisch-ungarische  Industrieaus- 
fuhr nach  Deutschland  dagegen  von  360-4  auf  393-5  Millionen  Mark, 
das  ist  nur  um  9%  gestiegen.  Die  österreichisch-ungarische  Industrie- 
ausfuhr nach  Deutschland  stellt  nur  43"'37o  der  deutschen  Industrie- 
ausfuhr nach  Österreich-Ungarn  dar,  während  dieses  Verhältnis  im 
Jahre  1906  noch  607o  betrug. 

Fertigfabrikate  machen  die  Hälfte  der  deutsehen  Ausfuhr 
nach  Österreich-Ungarn  aus,  während  sie  in  der  Ausfuhr  der  Mon- 
archie nach  Deutschland  nicht  viel  mehr  als  20%  betragen.  Die 
absoluten  Ziffern  der  Ausfuhr  von  Fertigfabrikaten  im  Zwi?chenver- 
kehre  verhalten  sich  ungefähr  wie  1  (Österreich-Ungarn)  :  3  (Deutsch- 
land). Im  Zwischenverkehre  der  Fertigfabrikate  hat  die  Monarchie 
eine  Mehreinfuhr  von  383  Millionen  Mark.  Die  Mehreinfuhr  der  Mon- 
archie im  Verhältnisse  zu  Deutschland  beträgt  in  Fertig-  und  Halb- 
fabrikaten zusammen  458  Millionen  Mark.  (Nach  der  deutschen  Statistik.) 

Nach  der  österreichisch-ungarischen  Statistik  hat  der  industrielle 
Export  Österreich-Ungarns  nach  Deutschland  in  der  Zeit  von  1905 
bis  1913  um  rund  160  Millionen  Kronen,  der  industrielle  Export 
Deutschlands  nach  Österreich-Ungarn  um  rund  300  Millionen  Kronen 
zugenommen. 

Allerdings  entfallen  von  der  letzten  Ziffer  ungefähr  100  Millionen 
Kronen  auf  die  Zunahme  der  Einfuhr  von  Produktionshilfsmitteln,  wie 
Maschinen,  chemische  Stoffe  und  chemische  Hilfsprodukte.  Zwei  Drittel 
der  Zunahme  bilden  aber  großenteils  Artikel  des  unmittelbaren  Konsums. 

Die  oben  branchenweise  dargestellte  und  charakterisierte  stei- 
gende Rückständigkeit  der  österreichisch-ungarischen  Fertigindustrie 
(zum  Teil  auch  der  Halbfabrikatenindustrie)  im  Außenhandel  spiegelt 
sich  ziemlich  genau,  jedoch  naturgemäß  mit  besonderer  Schärfe  im 
Zwischenverkehre  der  Monarchie  mit  Deutschland  ab.  Nicht 
nur  den  absoluten  Ziffern  nach,  sondern  auch  nach  ihrem  volkswirt- 
schaftlichen Gehalte  und  Gewichte  wird  die  Handelsbilanz  der  Mon- 
archie mit  dem  Auslande  im  allgemeinen,  mit  Deutschland  im  beson- 
deren immer  ungünstiger. 

Um  auf  die  wichtigsten  Positionen  der  industriellen  Zwischen- 
handelsbilanz der  Zentralreiche  einzugehen,  ist  dieselbe  in  der  letzten 
Vertragsära    für    die   Monarchie    nur    in    Baumwoll-    und    Woll- 


213 

garneu,  sowie  Petroleum,  Benzin  und  Paraffin  wesentlich  besser, 
in  Konfektionswaren  um  einige  Millionen  Kronen,  in  Leinen- 
garnen, Baurawollwaren,  Wollwaren,  Seidenwaren,  Jute- 
waren und  Porzellanwaren  um  eine  Kleinigkeit  günstiger  geworden, 
in  Leinenwaren  und  Leinengespinsten  stationär  geblieben. 
Diese  in  der  Summe  geringfügige  Besserung  hat  (von  Petroleum  und 
seinen  Nebenprodukten  abgesehen)  eigentlich  nur  eine  einzige  Branche 
aufzuweisen  —  die  Textilindustrie.^)  In  allen  übrigen  Zweigen, 
deren  Aufzählung  hier  entfällt,  weil  sie  aus  der  Detailtabelle  klar  zu 
ersehen  sind,  ist  eine  Verschiebung  zuungunsten  der  Monarchie  ein- 
getreten —  die  größte  in  Malz,  bearbeitetem  Holz,  Leder  und 
Lederwaren,  Eisen  und  Eisenwaren,  Maschinen,  ehemischen 
Produkten  und  Hilfsstoffen. 2) 

Schließlich  ist  zu  bemerken,  daß  wir  es  nicht  nur  mit  dem 
relativen  Steigen  der  industriellen  Rückständigkeit  der  Monarchie  im 
Außenhandel  mit  dem  Deutschen  Reiche  zu  tun  haben,  sondern  auch 
mit  der  Tatsache,  daß  —  wie  es  aus  der  Tabelle  erhellt  —  die  Mon- 
archie hinsichtlich  der  meisten  und  wichtigsten  Industrieartikelgruppen 
in  ihrem  wichtigsten  Verkehre,  mit  Deutschland,  absolut  passiv  ist  und 
daß  diese  Passivität,  welche  sich  in  viel  geringerem  Maße  auf  Investi- 
tionsmittel als  auf  unmittelbare  Konsumartikel  bezieht,  im  Steigen 
begriffen  ist.  3) 


^)  Doch  ist  auch  diese  Besserung  zum  Teil  eine  ungesunde  gewesen  (s.  oben) . 

2)  Vgl.  die  detaillierte  Besprechung  des  industriellen  Zwischenverkehres  der 
Zentralreiche  bei  Eulenburg  (in  Herkners  Sammelwerk,  II.  Teil)  und  in  der 
>österreiehisch-ungarischen  Exportrevuec  vom  August  1915,  Nr.  8  u.  9  (von  Seh warz). 

^)  Vgl.  »Mitteilungen  des  Industriellen  Klubs«,  Nr.  287  ex  1915, 
S.  18  und  19: 

»Wir  sind  am  stärksten  in  Mineralölen,  bearbeitetem  Bau-  und  Nutzholz 
und  in  Malz,  die  beiden  letzteren  zur  Landwirtschaft,  beziehungsweise  zur  land- 
wirtschaftlichen Industrie  gehörig.  Die  Mehrausfuhr  in  Mehl  ist  unbedeutend.  Die 
Ausfuhr  von  Mineralöl  ist  der  Erschließung  der  galizischen  Quellen,  von  Holz  un- 
serem großen  Waldreiehtum,  von  Malz  unserer  vorzüglichen  Gerste  zu  danken.  Ob 
die  Voraussetzung,  daß  unser  Holzreichtum  uns  einen  nicht  einbringlichen  Vor- 
sprung gegenüber  der  deutschen  Papierindustrie  gibt,  richtig  ist,  lassen  wir  dahin- 
gestellt. In  größerem  Abstände  kommen  dann  Leinengarne,  unter  Getränken  Bier, 
Wein  und  Mineralwasser,  wovon  die  beiden  letzteren  wieder  nicht  als  eigentliche 
industrielle  Erzeugnisse  betrachtet  werden  können,  dann  Konfektionswaren,  Glas- 
waren (Artikel  von  Gablonz,  Stein sehönau  und  Haida)  und  unter  Fetten  noch 
Butter,  gleichfalls  ein  landwirtschaftliches  Erzeugnis.  Von  Tabak  als  Monopolartikel, 


214 

In  den  oben  skizzierten  Ergebnissen  und  Verschiebungen  des 
Zwischenverkehres  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  sind 
bei  näherer  Untersuchung  einige  solche  Momente  zu  entdecken,  in 
welchen  sich  manche  nachteilige  Folgen  des  österreichisch-ungarischen 
Solidarschutzsystems,  insbesondere  die  Verteuerung  der  Produktion  und 
im  Zusammenhange  damit  die  Einschränkung  des  inneren  Konsums, 
wie  der  Konkurrenzfähigkeit  im  Exporte  in  leicht  erkennbarer  Weise 
abspiegeln.  So  erstreckt  sich  z.  B.  die  Verschlechterung  der  öster- 
reichisch-ungarischen Industriebilanz  im  Verkehre  mit  Deutschland  — 
von  Schuh-,  Leder-  und  Eisenwaren  abgesehen  —  zum  großen  Teile 
auf  Maschinen  und  chemische  Stoffe,  beziehungsweise  che- 
mische Produkte.  Bei  der  Eückständigkeit  der  österreichischen 
Produktion  auf  dem  Gebiete  der  Erzeugung  dieser  industriellen  Betriebs- 
und Hilfsmittel  müssen  dieselben  in  immer  steigendem  Maße,  mit 
durchschnittlich  hohen  Zöllen  belastet,  aus  Deutschland  eingeführt 
werden  (im  Jahre  1913  im  Werte  von  rund  100  Millionen  Kronen), 
wodurch  eine  Mehrbelastung  eines  beträchtlichen  Teiles  der  öster- 
reichischen Industrie  mit  rund  15  bis  20  Millionen  Kronen  jährlich 
bewirkt  wird.  (Unter  anderem  ist  durch  hohe  Zölle  auf  Druckmaterialien 
die  Eigenversorgung  nicht  gefördert  worden.  Die  Buchdruckereien  sind 
nach  wie  vor  auf  die  deutschen  Gießereien  angewiesen.) 


einer  Zufallspost  bei  Zündwaren,  unbedeutenden  Mengen  bei  Gummen  und  Harzen 
kann  abgesehen  werden. 

Um  zu  wiederholen,  es  sind  nur  Petroleum,  gewisse  Zweige  der  Glas-, 
Leinen-  und  Konfektionswarenindustrie,  ferner  die  Malz-,  Bier-  und  Weinerzeugung, 
die  eine  erhebliehe  Ausfuhr  aufweisen.  Also  ganz  wenige  Industrieartikel,  denen 
vermöge  ihres  tatsächlichen  Überflusses  (Holz  und  Petroleum),  ihrer  Herkunft 
(Bier,  Malz)  oder  ihrer  Güte  und  ihres  Geschmackes  (Leinengarn  und  -ge- 
webe,  Glaswaren)  wohl   dauernd    ein  Markt  im  Deutschen  Reiche  gesichert  ist. 

Weitaus  zahlreicher,  in  langer  Reihe  und  mit  großen  Beträgen  erscheinen 
die  Mehreinfuhren  der  Massenindustrien:  insbesondere  die  Maschinen-,  Eisen-  und 
Textilindustrie,  ferner  die  Leder-,  Papier-,  Kautschuk-,  chemische  und  Nahrungs- 
mittelindustrie, die  Industrie  der  unedlen  und  edlen  Metalle,  ferner  Instrumente 
und  Uhren,  Pelz-,  Stroh-,  Stein-  und  Holzwaren  u.  v.  a.« 

Es  darf  jedoch  nie  vergessen  werden,  daß  einer  der  Hauptzwecke  des  Zoll- 
bündnisses in  einer  besseren  Gestaltung  der  Produktionskosten  der  österreichis-eh- 
ungarischen  Industrie  bestehen  soll ;  darnach  soll  es  mit  der  Zeit  zu  einer  Entwick- 
lung des  Exportes  nach  Deutsehland  nicht  nur  in  den  wenigen  Branchen  kommen, 
die  derzeit  im  Zwisehenverkehre  aktiv  sind,  sondern  auch  in  vielen  anderen,  ins- 
besondere in  den  meisten  Fertigindustrien. 
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Die  häufig  eintretende  Unmöglichkeit  der  Ausnutzung  des  Zoll- 
schutzes in  Österreich-Ungarn  angesichts  der  sonstigen  großen  Hemm- 
nisse der  Produktion,  angesichts  des  gesamten  unrichtigen  Wirtschafts- 
systems, folglich  die  partielle  Unwirksamkeit  des  österreichisch-ungari- 
schen Schutzzollsystems  ist  hauptsächlich  daran  zu  ersehen,  daß  ge- 
rade bei  Maschinen,  Apparaten  u,  dgl.  die  österreichisch-ungarische 
Zollbelastung  durchschnittlich  167o  ^^^  Einfuhrwertes,  die  deutsche 
dagegen  bloß  6Vo  betrug,  indessen  in  Spezialmaschinen  österreichische 
Offerte  durchschnittlich  40  bis  50%  höher  (loco  Fabrik)  sind  als  die 
deutschen  —  so  daß  durch  die  hohen  Zölle  die  Maschinenproduktion 
in  der  Monarchie  offensichtlich  nicht  gefördert,  die  industrielle  An- 
lage und  Erneuerung  aber  wesentlich  verteuert  wird. 

Ferner  hat  sich  unter  anderem  die  österreichisch-ungarische 
Handelsbilanz  im  Verkehre  mit  Deutschland  in  Leder  und  Lederwaren, 
in  Eisen  und  Eisenwaren  verschlechtert.  Nun  beträgt  aber  der  Zoll- 
ertrag bei  Leder  und  Lederwaren  ia  Österreich-Ungarn  4%,  in 
Deutschland  37oj  bei  Roheisen  und  Stabeisen  in  Österreich-Ungarn 
17Vo5  in  Deutschland  ISVo?  bei  Eisenwaren  in  Österreich- Ungarn  227o5 
in  Deutschland  127o  vom  Werte  (wie  überhaupt  die  österreichisch- 
ungarischen Eisenzölle  zu  den  höchsten  gehören).  ^)  An  der  Zusammen- 
stellung dieser  zwei  Tatsachen  ist  es  zu  ersehen,  daß  in  einer  ganzen 
Reihe  von  wichtigen  Branchen  die  deutsche  Produktion,  auf  dem 
Billigkeitsprinzipe  aufgebaut  und  durch  intensivste  Pflege  des  inneren 
Konsums  gefördert,  unter  der  Herrschaft  eines  gemäßigten  Zoll- 
schutzes unvergleichlich  günstigere  Resultate  erzielte,  als  die  unter 
einem  höhereu   Zollschutz   stehende   Produktion   Österreich-Ungarns. 

Es  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  trotz  allem  in  den  letzten  dreizehn 
Jahren  einige  wichtige  österreichisch-ungarische  Industriezweige  er- 
starkt sind,  wozu  in  einzelnen  Fällen  auch  das  Zollschutzsystem  bei- 
getragen hat.  Die  österreichisch-ungarische  Ölindustrie  hat  im  Jahre 
1900  755.000^,  im  Jahre  1913  2,352.000  ^  ausländische  Ölsämereien 
verarbeitet.     Der  Import  von  Kakaobohnen  zur  Erzeugung  von  Kakao 

1)  Vgl.  Eulenburg,  a.  a.  0.  S.  65.  Grunzel  (a.  a.  0.  S.  235)  berechnet 
den  österreiehiscli-ungarisehen  ZoUsehutz  beim  Roheisen  mit  20%  des  Wertes,  bei 
Ingots  mit  SS^o,  bei  nicht  fassoniertem  Stabeisen  mit  447o>  bei  fassoniertem  Stab- 
eisen mit  54''/o,  bei  Schwarzblech  mit  607o,  bei  Nägeln  und  Drahtseilen  mit  60''/o, 
bei  Drahtstiften  und  Sehrauben  mit  TO^/o,  bei  Schienen  und  Eisenbahnmaterial  mit 
507o,  bei  Gußwaren  mit  1007o,  bei  gußeisernen  Röhren  mit  1757o  an!  >Aueh  in 
der  Gruppe  der  chemischen  Industrie  kommen  Zölle  von  50  bis  1007o  ^^^-"^ 
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und  Schokolade  ist  von  15.000  auf  50.000  (i  gestiegen.  Die  Baum- 
wollspinnereien und  Webereien  haben  im  Jahre  1900  1'2  Millionen, 
im  Jahre  1913  1*93  Millionen  Meterzentner  Baumwolle  verarbeitet. 
Die  Anzahl  der  Spindeln  hat  in  der  Zeit  von  1905  bis  1913  um  45% 
zugenommen.  (Allerdings  trat  dann  Betriebseinschränkung  und 
Schleuderexport  ein.)  Die  Anzahl  der  Webstühle  ist  von  1910  bis 
1913  von  148.000  auf  170.000  gestiegen.  (Doch  macht  sich  in  Baum- 
wollwaren die  deutsche  Konkurrenz  immer  mehr  geltend.)  Es  sind 
ferner  zahlreiche  neue  Spitzenfabriken  entstanden.  Zugenommen  hat 
u.  a.  die  inländische  Erzeugung  mehrerer  Papiersorten  und  Papier- 
waren, der  graphischen  Gewerbe,  die  Produktion  von  Pinseln,  -Tafel- 
glas, manchen  chemischen  Produkten,  Farben  und  Lacken,  Fettwaren, 
Seifen,  Kerzen,  Glyzerin,  Lokomobilen,  elektrischen  und  anderen  Ma- 
schinen, Messerschmied  waren,  Feuerwaffen,  Automobilen. 

In  vielen  anderen  Branchen  sind  absolute  Fortschritte  zu  ver- 
zeichnen: Vergrößerung  der  Produktion,  Konzentrierung,  Erweiterimg 
und  Modernisierung  der  Betriebe.  Die  ungarische  Industrie  hob  sich  be- 
sonders rasch  in  den  Jahren  1900  bis  1906.  Es  sollen  noch  nur  einige 
Illustrationsziffern  angeführt  werden,  durch  welche  die  absolute  Erstar- 
kung der  österreichisch-ungarischen  Volkswirtschaft  charakterisiert  wird. 

Es  betrug  in  Österreich-Ungarn: 

Erzeugung  von  Gesamtförderung 

Roheisen  von  Kohle 

Millionen    Meterzentner 

1900 14-6  390-3 

1913 23-8  5390 

Wert  der  Koks- 

Hüttenpröduktion  erzeugung 

Millionen  Kronen  Millionen  Meterzentner 

1905  ....  103-2        1905  ....  14-00 
1913  ....  181-6        1913  ....  25-62 

Die  Koksproduktion  hat  sich  beinahe  verdoppelt,  die  Petroleum- 
gewinnuDg  verdreifacht  (von  5-2  Millionen  auf  14*9  Millionen  Meter- 
zentner). Um  mehr  als  507o  h'^^t  sich  die  Hüttenproduktion  in  dieser 
Zeit  vergrößert. 

Fabriksmäßige  Betriebe  in  Österreich: 

1904  ....  12.735      1913  ....  17.034 
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Alle  diese  Fortschritte  sind  ein  Beweis  der  im  Schöße  der 
Monarchie  schlummernden  großen  Kräfte,  welche  sieh  durch  den  Wald 
von  Hemmungen  mit  elementarer  Gewalt,  aber  auch  mit  großen  Ver- 
lusten teilweise  den  Weg  erkämpften.  Dazu  hat  ihnen,  ebenso  wie  in 
Frankreich,  der  große  Aufschwung  der  Weltwirtschaft  in  der  letzten 
Periode  verholfen.  Die  Erfolge  sind  jedoch  weit  entfernt  von  der 
Möglichkeit  und  vom  Bedarfe.  Die  Distanz  zwischen  der  Monarchie 
und  Deutschland  ist  noch  immer  bedeutend  und  wird  vielfach  sogar 
immer  größer.  Die  deutsche  Eisenindustrie  hat  in  den  letzten  20  Jahren 
vor  dem  Kriege  ihre  Erzeugung  vervierfacht,  die  österreichische  kaum 
mehr  als  verdoppelt.  Anstatt  die  von  Hertz,  Eaunig,  Szterenyi, 
Pistor  u.  a.  diesfalls  angeführten  Ziffern  zu  wiederholen,  beschränken 
wir  uns  auf  nachstehende  Konsumtabelle,  i) 

Es  entfielen  pro  Kopf  der  Bevölkerung  in  Kilogramm: 


Stein- 
kohle 


Braun- 
kohle 


ßoheisen 


Baum- 
wolle 


Österreich-Ungarn  im  Jahre 
1900 

Deutschland  im  Jahre  1900 

Österreich-Ungarn  im  Jahre 
1912 

Deutschland  im  Jahre  1912 


400-0       4020 
18000  !    8600 


5200 
23210 


584-0 
13280 


329 
162-0 

53-4 
2530 


2-86 
5-54 

4-35 
7-56 


In  Deutschland  entfiel  im  Jahre  1878  pro  Kopf  der  Bevölkerung: 

Steinkohle 850% 

Braunkohle 320  7*;^ 

Eoheisen 50  ä:^ 

Rohbaumwolle 8-5  hg 

So  befindet  sich  Österreich-Ungarn  gegenwärtig  bei- 
läufig auf  dem  Niveau,  auf  welchem  Deutschland  im  Jahre 
1878  stand.  (Dasselbe  gilt  auch  für  Getreideerträge  pro  Hektar.) 
Die  Entwicklungsdistanz  beträgt  rund  35  Jahre. 

^)  Die  Kohlengewinnung  stieg  in  Deutschland  von  1887  bis  1912  von 
76-2  auf  255-8  Millionen  Tonnen,  das  ist  um  2407^^,  in  Österreich-Ungarn  von  21-9 
auf  52-3  Millionen  Tonnen,  das  ist  um  150%;  die  Eisenproduktion  in  Deutsehland 
von  1887  bis  1912  von  4  auf  18  Millionen  Tonnen,  das  ist  um  34Ü7o,  in  Öster- 
reich-Ungarn von  1891  bis  1913  von  0-9  auf  2-4,  das  ist  um  25070. 
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Wie  wir  es  bei  der  Besprechung  der  Außenhandelsbilanz  gesehen 
haben,  gibt  es  in  Österreich-Ungarn  eine  Reihe  von  Branchen  (und 
zwar  von  volkswirtschaftlich  sehr  wichtigen),  in  welchen  in  der  letzten 
Periode  eine  ausgesprochene  Rückständigkeit,  insbesondere  der  deutschen 
Konkurrenz  gegenüber,  ja  auch  zum  Teil  eine  starke  Verschlechterung 
der  Handelsbilanz  im  Verkehre  mit  Deutschland  zu  beobachten  ist 
(wogegen  in  Deutschland  solche  in  der  letzten  Periode  rückständig 
gewordene  Branchen  beinahe  nicht  zu  entdecken  sind). 

Die  Mehlausfuhr  ist  längst  unbedeutend  geworden,  die  Bier- 
produktion hat  in  den  letzten  Jahren  abgenommen  (was  auch  ein  An- 
zeichen der  geminderten  Kaufkraft  der  Bevölkerung  darstellt).  Die 
deutsche  Konkurrenz  in  Gebrauchsmöbeln  (nicht  gebogen)  macht  sich 
im  Holzgebiete  Österreich-Ungarns  immer  fühlbarer  (Einfuhrsaldo  im 
Steigen  begriffen).  In  Holz-  Dreh-  und  Sehnitzwaren  hat  sich  die  Ein- 
fuhr aus  Deutschland  seit  1 907  verdoppelt.  Sogar  in  der  Bautischlerei, 
in  grob  bearbeiteten  Holzwaren  (Fenster,  Türen  u.  dgl.)  findet  ein 
starker,  immer  steigender  Import  statt.  In  Oberleder  (großenteils  aus 
österreichischen  Kalbfellen  verfertigt)  hat  Deutschland  das  Monopol 
an  sich  gerissen.  Auch  in  Galanterieleder  und  in  höchstem  Grade  in 
der  Schuh  Warenbranche  wird  die  österreichische  Industrie  von  der 
deutschen  immer  ärger  bedrängt  —  sowohl  im  Exporte  als  auch  im 
Inlande.  Die  Einfuhr  elektrotechnischer  Artikel  aus  Deutschland  ist  in 
der  letzten  Handelsvertragsära  um  mehr  als  lOO^/o?  die  Maschinen- 
einfuhr um  75%  gestiegen.  (Die  Vermehrung  der  Anzahl  von  Betrieben 
in  der  österreichischen  Maschinenindustrie  —  in  den  Jahren  1901  bis 
1913  von  755  auf  1182  —  besagt  nicht  viel,  da  die  neuen  zumeist 
Kleinbetriebe  sind,  die  sich  vorwiegend  mit  Reparaturen  befassen.) 
Die  alte  hervorragende  Leinenindustrie  ist  geradezu  im  Rückgange  be- 
griffen. ^)  Der  Seidenspinnerei  mußten  Prämien  gewährt  werden.  Die 
Seidenweberei  ist  stark  notleidend  und  wird  von  der  ausländischen, 
darunter  aber  auch  von  der  deutschen  Konkurrenz,  immer  ärger  be- 
drängt. Die  Glas-  und  Porzellaniudustrie  entwickelt  sich  in  Deutsch- 
land —  mit  österreichischem  Kaolin  und  österreichischer  Braunkohle  — 
rascher  als  in  Österreich-Ungarn.  Die  Unzulänglichkeit  und  Inferioriät 
vieler  Zweige  der  chemischen  Industrie  ist  notorisch. 

Ein  klassisches  (bereits  an  einer  anderen  Stelle  erwähntes)  Bei- 
spiel   bilden   Teerfarbstoffe,    deren    Erzeugung   in    Österreich-Ungarn 

1)  Vgl.  Pistor,  a.  a.  0.  S.  104. 
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nach  der  Einführung  des  127cigen  Wertzolles  (mit  Ausnahme  von 
Alizarin  und  Alizarinfarben)  eingestellt  wurde. 

Die  absolute  Entwicklung  der  Kammgarnspinnerei  in  der  Mon- 
archie drückt  sich  zwar  darin  aus,  daß  im  Jahre  1905  100.000  q  Garn 
im  Werte  von  65  Millionen  Kronen  und  im  Jahre  1913  130.000  q 
Garn  im  Werte  von  100  Millionen  Kronen  erzeugt  wurden.  Daß  man 
sich  aber  über  Ziffern,  aus  welchen  nur  die  absolute  Steigerung  der 
Produktion  zu  entnehmen  ist,  nicht  unmäßig  freuen  soll,  geht  daraus 
hervor,  daß  noch  immer  rund  117o  des  inländischen  Konsums  der 
Monarchie  an  Wollwaren  von  der  ausländischen  Konkurrenz  gedeckt 
werden,  während  in  Deutschland  die  analoge  Ziffer  nur  4'57o  beträgt, 
bei  beiläufiger  Gleichheit  der  Zollsätze  in  Österreich- Ungarn  und  in 
Deutschland  —  ungeachtet  der  Tatsache,  daß  die  Wollwarenindustrie 
in  Österreich  eine  alte  ausgezeichnete  und  starke  Branche  darstellt, 
ungeachtet  der  größeren  Kaufkraft  Deutschlands  für  Luxuserzeugnisse 
der  ausländischen  Industrie.  Die  Zusammenstellung  aller  dieser  Er- 
scheinungen und  Tatsachen  läßt  doch  den  Schluß  auf  die  Inferiorität 
der  österreichisch-ungarischen  Wollwarenindustrie  im  Vergleiche  zur 
deutschen  hinsichtlich  der  Gestehungskosten  zu,  wenn  auch  die  deutsche 
Konkurrenz  in  der  Monarchie  so  ziemlich  stationär  geblieben  ist. 

Ein  sehr  symptomatisches  Beispiel  des  Zurückbleibens  der  öster- 
reichisch-ungarischen Volkswirtschaft  hinter  der  deutschen  bietet  die 
Entwicklung  der  Papierindustrie,  die  zu  den  besten  in  Österreich- 
Ungarn  gehört  und  über  Wasserkräfte  (theoretisch!)  sowie  über  den 
wichtigsten  Eohstoff  verfügt  (der  jedoch  auch  nach  Deutschland  in 
großen  Mengen  zur  Verarbeitung  in  den  dortigen  Papierfabriken  aus- 
geführt wird).  Nach  einer  Statistik  von  Krawany  beträgt  der  Zuwachs 
der  Erzeugungsmengen  in  Österreich-Ungarn  in  der  Zeit  von  1907  bis 
1913  20% j  der  Zuwachs  der  ohnehin  schon  im  Jahre  1907  dreimal 
größeren  deutschen  Erzeugung  507o-  Nun  hängt  diese  Tatsache  auch 
mit  dem  geringeren  inneren  Konsum  der  Monarchie  zusammen.  In 
Deutschland  stellte  sich  der  Papierverbrauch  pro  Kopf  Im  Jahre  1913 
auf  21-3,  in  Österreich-Ungarn  auf  8*8  %.  Im  Jahre  1913  exportierte 
Deutschland  2*5  Millionen  Zentner,  Österreich-Ungarn  nur  600.000. 
Außerdem  weisen  die  deutschen  Aktiengesellschaften  der  Papierfabrikation 
eine  um  ungefähr  3%  höhere  Verzinsung  auf  als  die  österreichischen. 

Es  ist  sehr  charakteristisch,  und  nichts  bildet  einen  schlagenderen 
Beweis  für  die  behauptete  Inferiorität  des  wirtschaftspolitischen 
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Systems  wie  der  Arbeitsorganisation  in  der  Monarchie,  als  die 
Tatsache,  daß  eine  sonst  tüchtige  Industrie  gerade  in  jenen  Branchen 
(z.  B.  Papier,  Oberleder,  einzelne  Zweige  der  Holzindustrie)  vor  der 
deutsehen  Konkurrenz  immer  mehr  zurückweicht,  in  welchen  die  Mon- 
archie über  eines  der  wichtigsten  natürlichen  Erzeugungselemente,  über 
den  Eohstoff,  verfugt,  den  sie  nach  Deutschland  ausführt. 

Äußerst  symptomatisch  für  die  gefährliche  ßückständigkeit  des  in 
der  Monarchie  herrschenden  zoll-  und  wirtschaftspolitischen  Systems 
pflegt  die  Geschichte  der  Entwicklung  ganz  neuer,  in  der  Weltproduktion 
früher  unbekannter  Industrien  (z.  B.  der  Automobilindustrie)  zu  sein, 
da  es  eben  daran  mit  besonderer  Klarheit  zu  ersehen  ist,  daß  Öster- 
reich-Ungarn nicht  nur  in  alten  Branchen  sich  teils  viel  langsamer 
als  Deutschland  entwickelt,  teils  stagniert  oder  gar  zurückgeht  (was 
in  Deutschland  beinahe  nie  der  Fall  ist),  sondern  auch  nicht  imstande 
ist,  sich  neuer  Zweige  kurz  nach  ihrer  Geburt  in  der  Weltproduktion 
in  entsprechendem  Maße  zu  bemächtigen.  Dies  unterbleibt  auch  dann, 
wenn  hiebei  die  in  Österreich  hoch  stehende  individuelle  technische 
Begabung,  die  Solidität  der  Ausführung,  die  Gefälligkeit  des  Aus- 
sehens eine  so  große  Eolle  spielen,  wie  z.  B.  gerade  bei  der  Erzeugung 
von  Automobilen.  Man  sollte  annehmen,  daß,  bei  aller  Achtung  für 
das  Solidarschutzsystem,  in  solchen  exzeptionellen  Fällen,  das  heißt 
beim  Entstehen  ganz  neuer  Industrien,  die  Regierungen,  die  öster- 
reichische wie  die  ungarische,  alles  mögliche  aufbieten  würden,  damit 
solche  Industrien  in  den  Bestand  der  österreichisch-ungarischen  Volks- 
wirtschaft in  möglichst  weitem  Umfange  tibergehen.  Man  sollte  an- 
nehmen, daß  die  österreichische  und  die  ungarische  Regierung  in 
solchen  Fällen  die  Einfuhrzölle  auf  Rohstoffe,  Halbfabrikate,  Hilfs-  und 
Betriebsmittel  herabsetzen  oder  gar  aufheben,  ebenso  wie  Steuer- 
befreiungen gewähren  würden  (eventuell  mit  Hilfe  von  leicht  durch- 
zubringenden Schnellsieder-Ausnahmsgesetzen),  da  doch  durch  derartige 
exzeptionelle  Begünstigungen  für  ganz  neue  Industriezweige  den  be- 
stehenden, im  Bereiche  des  Solidarschutzes  liegenden  Halbfabrikats- 
zweigen ein  damnum  emergens  nicht  beigebracht  wird.  Ihr  lucrum 
cessans  aber  würde  in  solchen  Fällen  volkswirtschaftlich  durch 
das  Entstehen  eines  großen  neuen  Zweiges  sowie  durch  die  gedeih- 
liche Entwicklung  desselben  überreichlich  aufgewogen  werden.  Nichts 
von  dem!  Durch  eine  solche  gar  nicht  zu  rechtfertigende  Unterlassung, 
deren  Quelle  in  der  gefährlichen  Starrheit   des   Solidarschutzsystems 
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liegt,  ist  die  Österreich isch-ungarisclie  Automobilindustrie  trotz  der 
ausgezeichneten  Qualität  ihrer  Erzeugnisse  von  vielen  anderen  Industrie- 
gebieten in  kürzester  Zeit  gewaltig  überflügelt  worden.  Unter  den  Ur- 
sachen dieser  Eüekständigkeit  treten  vor  allem  hohe  Anlagekosten, 
teuere,  weil  zollbelastete,  hauptsächlich  aus  dem  Auslande  stammende 
Maschinen,  Werkzeuge  und  Metallbestandteile  ^j,  hohe  Steuern  und 
Umlagen  und  vieles  andere  auf,  darunter  auch  ein  geringer  Absatz, 
ein  enger  innerer  Markt,  folglich  eine  geringe  Spezialisierungsmög- 
lichkeit, welch  letztere  Hemmnisse  jedoch  durch  die  Herabsetzung 
sonstiger  Produktionskosten,  insbesondere  der  Kosten  der  Rohstoffe, 
Halbfabrikate  und  Hilfsmaterialien  und  beim  forcierten  Exporte,  an- 
gesichts der  niedrigen  Einfuhrzölle  in  Deutschland  wie  in  vielen 
anderen  Ländern,  zu  neutralisieren  gewesen  wären. 

Die  durch  obige  Beispiele  zur  Genüge  illustrierte,  augenscheinlich 
teilweise  durch  den  übertriebenen  Zollprotektionismus  bewirkte  relative 
Rückständigkeit  der  österreichisch-ungarischen  Industrie  sowie  die  nach 
dem  Geschilderten  offensichtlich  geringe  Chance  ihrer  gedeihlichen 
weiteren  Entwicklung  (im  Falle  der  Beibehaltung  des  bestehenden 
Zoll-  und  Wirtschaftssystems),  folglich  die  unvermeidliche  Gefahr  der 
weiteren  Zunahme  der  Spannung  zwischen  der  industriellen  Produktion 
wie  überhaupt  dem  Volkseinkommen  der  Monarchie  und  jenem  Deutsch- 
lands, die  Insuffizienz  desselben  im  Vergleiche  zum  steigenden  Kon- 
sumbedarfe  der  Bevölkerung,  all  dies  kann  niemand  tiberraschen,  der 
unter  anderem  weiß,  daß  die  Ziegelpreise  per  1000  Stück  loco  Bau- 
stelle in  Wien  im  Jahre  1913  K  47-76,  in  Prag  34  bis  40  K  (1914), 
in  Berlin  dagegen  19"50  bis  22  M.  (1914)  betrugen.  Ferner 
kostete  Stabeisen  (Engrospreis  für  Wien)  im  Jahre  1911  K  18*55, 
in  Berlin  iri5"28.  Träger  kosteten  in  der  gleichen  Zeit  in  Wien 
i:  21-60,  in  Berlin  iT  15-93.  In  der  Zeit  von  1907  bis  1911  sind 
Stabeisenpreise  in  Berlin  um  4^,  in  Wien  nur  um  jK'2'65,  Träger- 
preise in  Berlin  um  Kl'll,   in  Wien   nur  um  90  A  gefallen.  2)     Die 

^)  Dem  ist  beispielsweise  entgegenzustellen,  daß  in  den  Vereinigten  Staaten 
Nordamerikas  Stickereien  einen  607oigen  Wertzoll  zu  entrichten  hatten,  während 
Stickereimasehinen  (trotz  der  großen  Bedeutung  und  des  politischen  Einflusses 
der  nordamerikanisehen  Masehinenindustrie)  nach  dem  Payne -Tarif  von  1909  vom 
5.  August  1909  bis  Ende  1910  zollfrei  eingingen. 

2)  Wenn  mit  diesen  Preisdifferenzen  und  der  Konsumrückständigkeit  (s.  unten 
im  Text)  die  hohen  Dividenden  der  Großbetriebe  in  der  Eisenbranehe  verglichen 
werden,  tritt  der  volkswirtsehaftlieh  unbegründete  und  schädliche  Charakter  der  zu 
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österreichisch-ungarischen  Preise  für  Eoheisen  waren  in  den  letzten 
Jahren  in  der  Eegel  1*25  mal  höher  als  in  Deutschland,  für  Kessel- 
blöche  1-8  mal,  für  Träger  18  mal,  für  Stabeisen  1-7  mal.  In  der 
Kartellenquete  wurde  ein  Fall  nachgewiesen,  wornach  Walzröhren  bei 
einer  öffentlichen  Lieferung  in  Österreich -Ungarn  zu  einem  Preise 
offeriert  wurden,  welcher  um  91'457o  höher  war  als  jener  der  mit- 
konkurrierenden deutschen  Fabriken.  Damit  steht  doch  wohl  in  einem 
gewissen  Zusammenhange  die  Tatsache,  daß  der  durchschnittliche 
Jahreseisenkonsum  pro  Kopf  in  Deutschland  14:6  Jcg,  in  Österreich  bOhg 
beträgt.  Durch  die  hohen  Eisen-,  Eisenbeton-,  Ziegelpreise  (gleichwie 
durch  die  Eückstäudigkeit  der  Verkehrseinrichtungen)  wird  es  bewirkt, 
daß  im  Bau  von  Wirtschafts-  und  Wohngebäuden  auf  dem  flachen 
Lande,  von  kleinen  Brücken  u.  dgl.  noch  immer  die  auf  die  Dauer 
minder  ökonomische  Verwendung  von  Holz  eine  große  Eolle  spielt,  was 
von  zahlreichen  nachteiligen  Konsequenzen  begleitet  ist.  Dadurch  er- 
klärt es  sich,  daß  der  Holzverbrauch  der  Monarchie  nach  v.  Engel 
(•^Beiträge  zur  Wirtschaftskunde  Österreichs«,  Wien-Leipzig  11)1 1,  S.  163) 
1  Festmeter  pro  Kopf  beträgt,  während  in  Deutschland  0-8,  in  Frank- 
reich 0'7,  in  England  0'5  auf  den  Kopf  entfallen.  (Allerdings  kommt  hier 
auch  die  geringere  Verwendung  von  Hausbrandkohle  in  Betracht.)  Im 
Zusammenhange  mit  dem  niedrigen  Konsum  an  Industrieerzeugnissen  ist 
dieser  hohe  Holzkonsum  ungesund.  Ein  Vulkanisierkessel  für  Pneumatik- 
erzeugung, welcher  in  einer  deutschen  Fabrik  (Harburg)  mit  10.000  K 
(loco  Fabrik)  offeriert  wurde,  war  im  Inlande  unter  15.000  K  nicht 
erhältlich.  Ein  vollkommen  gleicher  Fabriksbau  in  Deutschland  kostete 
210.000  M.,  in  Österreich  324.000  K.  Hertz  (a.  a.  0.  S.  763)  führt 
aus  seiner  Praxis  ein  Beispiel  an,  nach  welchem  eine  gleiche  Fabrik 
(bei  2192  m^  Arbeitsraum)  in  Deutschland  100.000  K,   in  Österreich 


hohen  und  unrichtig  abgestuften  Eisenzölle  klar  zutage.  Es  betrugen  die  Dividenden 
der  Alpinen  Montangesellsehaft  von  1907  bis  1912:  19,  20,  18,  19,  21,  26%  und 
für  das  Jahr  1915  wieder  21%;  der  Österreichischen  Berg-  und  Hüttenwerksgesell- 
schaft für  die  Jahre  1911,  1912  und  1913:  13,  16  und  167o,  für  das  Jahr  1915 
187o;  der  Prager  Eisenindustriegesellschaft  für  die  Jahre  10O6  bis  1912:  30,  34, 
86,  32,  30,  32,  407o-  Demgegenüber  betrug  die  Durehsehnittsdividende  der  Aktien- 
gesellschaften der  Maschinen-  und  Metallindustrie  im  Jahre  1910  nur  9-257o-  Wenn 
dabei  berücksichtigt  wird,  daß  im  letzteren  Durchschnitte  auch  die  obigen  hohen 
Dividenden  der  kapitalskräftigen  Großbetriebe  enthalten  sind,  so  wird  die  durch  den 
übermäßigen  Zollschutz  der  Halbfabrikate  bewirkte  relative  Schwäche  der  Rentabilität 
der  eisenverarbeitenden  Industrie  klar  ersichtlich. 
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130.000  K  (folglich  pro  1  m'^  63  K,  in  Deutschland  45  Ä")  kostete. 
Ferner  berechnet  Hertz,  daß  die  Anlagekosten  bei  Baumwollspinne- 
reien und  Baumwollwebereien  in  Österreich  2y.2  bis  3  mal  so  hoch 
sind  als  in  England.  Er  gibt  dabei  zu,  daß  ein  nicht  unbeträchtlicher 
Teil  dieser  Unterschiede  durch  den  hohen  Zollschutz  bewirkt  wird. 
Kobatsch  (in  Herkiiers  Sammelwerk,  II.  Teil,  S.  141)  führt  die 
Angaben  eines  Seidenfabrikanten  an,  laut  welchen  der  Bau  seiner 
Fabrik  in  Österreich  drei  Millionen  Kronen  kostete,  in  Deutschland 
wegen  der  niedrigeren  Materialpreise  für  Eisenkonstruktionen,  Web- 
stühle usw.  nur  zwei  Millionen  Kronen  gekostet  hätte,  woraus  sich 
eine  ideelle  jährliche  Mehrbelastung  von  125.000  K  ergibt.  Ein  Eisen- 
betonbau mit  einem  umbauten  Eaume  von  29.850  m^  (eine  Wollwaren- 
fabrik) kostete  im  Jahre  1911/12  in  Österreich  432.712  K  oder  K  14-5 
pro  Kubikmeter;  der  gleiche  Bau  (rund  30.000  m^)  kostete  in  der 
gleichen  Zeit  in  Süddeutschland  315.000  K,  das  ist  9  M.  oder  K  10-5 
pro  Kubikmeter.  1)  Ein  Gärbottich  für  eine  Preßhefefabrik  kostete  in 
Deutschland  30,  in  Österreich-Ungarn  55  K  pro  100  kg.  Bei  Gemüse- 
und  Obstkonserven  macht  der  Emballagepreis  20  bis  40%  des  Waren- 
wertes aus ;  in  Deutschland  kostete  die  Emballage  rund  12  h,  in  Öster- 
reich-Ungarn rund  20  h.  Alle  diese  Unterschiede  werden  zum  großen 
Teil  durch  den  Zollschutz  unmittelbar  mitbewirkt.  Während  die  Mon- 
archie einen  Export  von  besseren  fertigen  Herren-  und  Damenkleidern 
hat,  ist  sie  nicht  imstande,  in  Arbeiterkleidern  mit  Deutschland  auf 
dem  eigenen  Markte  zu  konkurrieren  —  so  daß  angesichts  des  für 
fertige  Kleider  aller  Art  bestehenden  hohen  Zollschutzes,  durch  welchen 
die  deutsche  Einfuhr  doch  nicht  behindert  wird,  diese  Position  des 
Arbeiterbudgets  in  Österreich-Ungarn  (bei  niedrigeren  Löhnen)  viel 
höher  ist  als  in  Deutschland. 

Ein  sehr  interessantes  Beispiel  für  den  Unterschied  der  Produk- 
tionskosten in  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  führt  Eulenburg 
(in  Herkners  Sammelwerk,  IL  Teil,  S.  122)  auf  Grund  der  Be- 
rechnung einer  bedeutenden  rheinischen  Werkzeugmaschinenfabrik  an. 


1)  Hertz  (a.  a.  0.  S.  768)  und  Irresberger  (a.  a.  0.  S.  23)  weisen  mit 
Reelit  darauf  hin,  daß  der  Unternehmer  in  Österreich-Ungarn  wegen  der  höheren 
Anlagekosten  in  Verbindung  mit  dem  beschränkten  Kapital,  welches  ihm  zur  Ver- 
fügung steht,  sieh  häufig  mit  einer  bescheidenen  Anlage  und  mit  veralteten  Ein- 
richtungen begnügen  muß,  wodurch  sowohl  das  technische  Niveau  als  auch  die 
Eentabilität  herabgedrückt  werden. 
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Nach  demselben  kostet  die  Erzeugung  einer  Eisenkonstruktion  von 
1000  hg  in  Deutschland  298  K,  in  Österreich  413  K.  Dabei  sind  die 
Materialkosten  in  Deutschland  mit  185  K,  in  Österreich  mit  273  K, 
die  Unkosten  in  Deutschland  mit  68,  in  Österreich  mit  90  K  einge- 
rechnet. Ähnliche  Unterschiede  ergeben  sich  bei  der  Berechnung  für 
eine  gröbere  Maschine  und  für  eine  feinere  Maschine  —  mit  der 
natürlichen  Abweichung,  daß  je  feiner  die  Ware,  desto  geringer  der 
Unterschied  in  Materialkosten  und  desto  größer  jener  in  Unkosten. 
Nun  werden  aber  nach  Eulenburg  die  hohen  Materialpreise  durch 
hohe  Rohmaterial-  und  Maschinenzölle,  die  hohen  Unkosten  durch  das 
allgemein  hohe  Niveau  der  Schutzzölle  verursacht,^) 

In  diesem  Zusammenhange  ist  einer  in  Österreich-Ungarn  be- 
sonders scharf  zutage  getretenen  Erschwerung  sowohl  der  industriellen 
Produktion  als  auch  des  Konsums  von  Industrieartikeln  Erwähnung 
zu  tun,  die  ohneweiters  als  eine  soziale  Folgeerscheinung  des  den 
wirklichen  Bedürfnissen  der  Volkswirtschaft  nicht  angepaßten  Schutz- 
zollsystems anzusehen  ist.  Es  hat  nämlich  die  zweifellos  mit  diesem 
Systeme  wenigstens  zum  Teile  zusammenhängende,  ständig  fortschrei- 
tende Teuerung  der  Lebenshaltung  und  der  Wohnungen  die  Kaufkraft 
der  in  Österreich-Ungarn  im  Vergleiche  zu  Deutsehland  und  zum 
Westen  Europas  verhältnismäßig  sehr  zahlreichen  Klasse  der  persönlich 
unbemittelten  öffentlichen  Angestellten  in  ungünstigstem  Sinne  beein- 
flußt, wodurch  zu  einer  Eeihe  von  schleichenden  Absatzkrisen  in  ver- 
schiedenen Industriebranchen  beigetragen  wurde.  Im  Gegensatze  zur 
Lage  der  industriellen  Arbeiterschaft  und  der  Angestellten  der  pro- 
duktiven Erwerbszweige  konnte  diese  Teuerung  im  Hinblicke  auf  die 
ungünstige  Situation  der  öffentlichen  Budgets  in  der  Regel  in  erforder- 
lichem Maße  durch  Gehaltsaufbesserungen  nicht  wettgemacht  werden.  Es 
waren  jedoch  auch  bei  der  industriellen  Arbeiterschaft  Lohnerhöhungen 
häufig  nicht  imstande,  der  Teuerung  rechtzeitig  nachzukommen,  wo- 
durch einerseits  der  Abzug  besserer  Kräfte  nach  dem  viel  billigeren 
Deutschland  gefördert  wurde  und  anderseits  ein  weiteres  Hemmnis  der 
Entwicklung  des  inneren  Konsums,  insbesondere  für  Industrieartikel, 


^)  Die  Eüekständigkeit  der  Monarchie  im  Vergleiche  zu  Deutsehland  in  der 
Verarbeitung  von  Eohstoflfen,  im  Mengenverhältnisse  der  wichtigsten  Ausfuhrartikel, 
in  der  Anzahl  von  Baumwollspindeln,  in  der  Zahl  industrieller  Aktiengesellschaften 
und  in  der  Höhe  ihres  Kapitals  u.  dgl.  ist  aus  den  von  Raunig  (a.  a.  0.),  Szterenyi 
(a.  a.  0.  S.  23 ff.),  auch  v.  Philipp ovieh  (a.  a.  0.)  angeführten  Daten  zu  ersehen. 
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entstand.  Diese  Erscheinungen  waren  zwar  aueli  in  anderen  Ländern 
zu  bemerken,  haben  sieh  jedoch  begreiflicherweise  in  Österreich-Ungarn 
besonders  fühlbar  gemacht,  ^) 

In  den  wichtigsten  Industriebranchen  beträgt  die  Arbeiterzahi, 
gleichwie  die  Summe  der  Pferdekräfte  des  Deutschen  Eeiches,  ein  Viel- 
faches von  Österreich,  und  zwar  in  bezug  auf: 

Arbeiterzahl  Pferdekräfte 

Maschinen,  Instrumente    ...  7  fache        fast  29  fache 
Bergbau-  und  Hüttenwesen  .     .  5      »  11      » 

Metallverarbeitung 3-5  »  2      » 

Textilindustrie 2      »  3*5  »     ' 

Die  Bevölkerung  Deutschlands  ist  jedoch  nur  272i3ial  so  zahl- 
reich wie  jene  Österreichs  allein.  Durch  Hinzurechnung  Ungarns  mit 
seiner  verhältnismäßig  großen  Bevölkerung  und  geringen  Zahl  von 
Arbeitern  und  Pferdekräften  wird  das  Bild  zuungunsten  der  gesamten 
Monarchie  wesentlich  verschlechtert.  2) 

Szterenyi  schätzt  das  Kraftverhältnis  der  deutschen  Industrie 
zur  österreichischen  auf  5  :  1,  jenes  der  österreichischen  zur  ungari- 
schen auf  8  :  1. 


i)  Für  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  sehätzt  Byron  V.  Holt 
die  Verteuerung  des  Konsums  infolge  des  HoehsehutzzoUsystems  im  ersten  Jahrzehnte 
des  XX.  Jahrhunderts  auf  2100  Millionen  Dollars  angesichts  der  Gesamthöhe  des 
Konsums  von  14  Milliarden.  Vgl.  Grerloff,  »Finanz-  und  Zollpolitik  des  Deutsehen 
Reiches«  (Jena  1913,  S.  422):  »Seit  dem  Inkrafttreten  der  neuen  Handelsverträge 
(1906)  hat  ein  Teuerungsjahr  das  andere  abgelöst.  Gevfiß  kann  die  große, 
breite  Teuerungsbewegung  nicht  einfach  mit  dem  Sehlagvporte  , Schutzzollpolitik' 
erklärt  v^erden,  wohl  aber  hat  sie  durch  die  letztere  an  manchen  Stellen  eine  emp- 
findliche Verschärfung  erfahren.«  Vgl.  noch  die  grundsätzliche  Behandlung  dieser 
Erscheinung  bei  Schilder,  »Entwicklungstendenzen'  der  Weltwirtschaft«  (I.  Bd., 
1912,  S.  69 — 75,  und  II.  Bd.,  1915,  Anlage  IV,  »Verbrauehseinengung  und  Außen- 
handelsbewegung in  hochschutzzöUnerisehen  Ländern«,  S.  278—297);  auf  S.  293  bis 
297  wird  unter  dem  Sehlagwort  »Günstigere  Verhältnisse  in  Deutschland«  der 
minder  hohe  Zolldruck  der  deutschen  Volkswirtschaft  besprochen. 

^)  Die  obige,  den  Mitteilungen  des  »Industriellen  Klubs«  in  Wien  vom 
31.  März  1915  entnommene  Zusammenstellung  wurde  von  v.  Philippovich  und 
Kobatsch  (a.  a.  0.  S.  40)  als  zu  pessimistisch  bezeichnet  —  insoferne  mit  Recht, 
als  die  deutschen  Ziffern  aus  dem  Jahre  1907,  die  österreichischen  aus  dem  Jahre 
1902  stammen.  Eine  gewaltige  Umwälzung  haben  jedoch  diese  fünf  Jahre  in  Öster- 
reich zugunsten  der  industriellen  Entwicklung  nicht  gebracht. 

V.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I.  15 
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Die  Eückständigkeit  der  landwirtschaftliehen  Produktion 
Österreich-Ungarns  im  Vergleiche  zu  Deutschland  ist  vor  allem  daran 
zu  erkennen,  daß  Deutschland  vor  zirka  35  Jahren  jene  Durchschnitts- 
renten pro  Hektar  hatte,  welche  die  österreichische  Statistik  für  das 
Jahr  1911  aufweist.  In  der  Zeit  von  1885  bis  1913  sind  die  deut- 
schen Durchschnittserträge  im  Vergleiche  zu  den  österreichisch-ungari- 
schen im  Verhältnisse  von  152*3  zu  100  gestiegen.  Ungeachtet  dessen, 
daß  bei  den  absolut  hohen  Hektarerträgen  in  Deutschland  eine  weitere 
Steigerung  derselben  in  der  bisherigen  Progression  kaum  mehr  möglich 
ist,  war  diese  Steigerung  in  der  Zeit  von  1908  bis  1913  doch  durch- 
schnittlich viel  stärker  als  in  Österreich  und  in  Ungarn.  Die  Weizen-, 
Eoggen-  und  Gerstenerträge  in  Deutschland  sind  von  20,  17-5,  18*8  g- 
pro  Hektar  im  Jahre  1908  auf  23'6,  19-1  und  22*2  im  Jahre  1913 
gestiegen.  Die  analogen  Ziffern  für  Österreich  betrugen  im  Jahre  1908 
14-1,  13-8,  13-6;  im'  Jahre  1912  15,  14-6,  16;  im  Jahre  1913  13-4, 
lo'8,  16.  Die  analogen  Ziffern  für  Ungarn  betrugen  im  Jahre  1908 
11-7,  10-9,  11-3;  im  Jahre  1912  13,  12-1  und  14-1;  im  Jahre  1913 
12-8,  11-9,  14-4. 

Nach  Ballod  entfiel  im  Jahre  1909  auf  den  Kopf  in  Österreich 
eine  um  40%  niedrigere  Produktion  an  Feldfrüchten  als  in  Deutsch- 
land (unter  Umrechnung  der  Hackfrüchte  auf  den  Getreidewert).  Seit- 
her ist  das  Verhältnis  nicht  besser  geworden.  Nur  im  Gerstenbau 
hatte  Österreich-Ungarn  bei  ungefähr  gleichen  absoluten  Beträgen  im 
Jahre  1912  um  12  kg  pro  Kopf  mehr  als  Deutschland  aufzuweisen. 
In  Brotgetreide  dagegen  stand  Österreich-Ungarn  mit  11*2  Millionen 
Tonnen  hinter  dem  absoluten  deutschen  Ertrage  von  16  Millionen 
Tonnen  (im  Jahre  1912)  beträchtlich  zurück.  Ebenso  weist  Deutsch- 
land einen  viel  größeren  absoluten  Gesamtertrag  der  landwirtschaft- 
lichen Produktion  als  Österreich-Ungarn  auf. 

Solche  Ergebnisse  sprechen  wohl  nicht  zugunsten  des  hohen 
Agrarzollschutzes;  sie  weisen  vielmehr  darauf  hin,  daß  die  Wirksam- 
keit des  Zollschutzes  angesichts  anderer  hemmender  Faktoren  in  der 
Gestaltung  der  Produktionsverhältnisse  verschwindet.  Bei  ungefähr 
demselben  Zollschutze  hat  Österreich-Ungarn  nur  eine  geringe  Steige- 
rung der  Produktion  und  hohe  Getreidepreise,  Deutschland  eine  viel 
stärkere  Zunahme  der  Produktion  und  niedrigere  Getreidepreise  gehabt. 

Ein  Vergleich  mit  der  zollfreien  Landwirtschaft  in  der  Schweiz, 
in  Belgien,   Holland  und  Dänemark  beweist,    daß  die  Steigerung  der 
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Brtragsfähigkeit  auf  zollfreiem  Boden  mindest  so  gut  ist,  wie  auf  zoll- 
gesehütztem. 

Diese  Eückständigkeit  der  österreichisch-ungarischen  Landwirt- 
schaft ist  auf  zahlreiche  Ursachen  zurückzuführen,  so  auf  ungesunde 
Bodenverteilung,  niedrige  allgemeine  und  fachliche  Bildung,  noch 
immer  mangelhafte  Organisation  des  landwirtschaftlichen  Kredites, 
Eückständigkeit  der  Verkehrseinrichtungen  usw.  Doch  spielt  dabei 
auch  das  Hochschutzzollsystem  eine  nachteilige  Rolle,  zunächst  da- 
durch, daß  es  die  Erzeugung  und  den  Ankauf  von  landwirtschaft- 
lichen Betriebsmitteln  (Maschinen,  Werkzeuge,  Kunstdünger  usw.)^) 
verteuert,  ferner  dadurch,  daß  die  teuerere  allgemeine  Lebenshaltung 
und  das  damit  zusammenhängende  niedrigere  Zivilisationsniveau,  bei  un- 
zweifelhaftem ünterkonsum  und  niedrigeren  Löhnen,  auf  die  Leistungs- 
fähigkeit, auf  den  Erwerbssinn,  auf  die  Anhänglichkeit  der  landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung  an  die  Arbeit  auf  heimatlichem  Boden  einen 
ungünstigen  Einfluß  ausüben. 

Aus  der  folgenden  Tabelle  ist  die  Entwicklung  der  Rinder-  und 
Schweinezucht  in  der  Monarchie  und  Deutschland  ersichtlich :  2) 

Deutsehland  Österreich-Ungarn 

in    Millionen 


Einder 

Sehweine 

Rinder 

Sehweine 

1895  .     . 

.     .  170 

13-6 

16-2 

110 

1900  .     . 

.     .  18-9 

16-8 

16-5 

12-0 

1907  .     . 

.     .  20-2 

22-1 

16-5 

12-8 

1912  .     . 

.     .  20-2 

21-9 

16-4 

14-0 

1913  . 

.     .  20-9 

25-6 

— 



Das  Verhältnis  der  Schweinezahlen  war  bis  1912  noch  immer 
ungefähr  dasselbe   wie  jenes   der  Bevölkerungszahlen,   wenn   es  sich 

1)  Eine  amerikanische  Mähmaschine  kostet  in  Rußland  300  M.,  in  Öster- 
reich 700  K  (nach  Ballod  —  in  Herkners  Sammelwerk  —  allerdings  nicht  nur 
wegen  hoher  MasehinenzöUe,  sondern  auch  wegen  Preistreiberei  der  syndizierten 
Verkaufsagenturen).  Obwohl  Superphosphate  zollfrei  sind,  stehen  die  Preise  bereits 
in  Böhmen  um  20  bis  Sö^/o  höher  als  in  Deutschland;  der  Grund  hiefür  liegt  nicht 
nur  in  der  ungünstigen  Prachtlage  für  den  Bezug  der  überseeischen  Rohstoffe,  son- 
dern auch  in  den  durch  das  allgemeine  ZoUsj^stem  mitbewirkten  wesentlich  höheren 
Erzeugungskosten  der  österreichischen  Industrie  (die  mit  der  deutschen  eine  Ver- 
einbarung hat)  und  in  den  höheren  Frachten  auf  kurze  und  mittlere  Distanzen. 

^)  Diese  Tabelle  beruht  auf  einer  Kombination  von  offiziellen  Angaben  pro 
1895,  1909,  1907  und  1912  (für  Deutsehland),  pro  1900  und  1910  (für  Österreich), 
pro  1895  und  1911  (für  Ungarn)  mit  freien  fachmännischen  Schätzungen. 

15* 
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auch  relativ  offensichtlich  immer  mehr  zuungunsten  der  Monarchie  ver- 
schlechterte; im  Jahre  1913  ergab  es  aber  bereits  ein  großes  Plus  zu- 
gunsten Deutschlands.  Von  Eindvieh  entfallen  in  der  Monarchie  33, 
in  Deutschland  30  Stück  pro  Kopf.  Die  bessere  Fleischversorgung  und 
der  größere  Fleischkonsum  Deutschlands  ist  jedoch  vor  allem  auf  das 
viel  größere  Durchschnittsgewicht  zurückzuführen.  Die  Eückständigkeit 
der  Monarchie  auf  dem  Gebiete  der  Viehzucht  im  Vergleiche  zu 
Deutschland  ist  ferner  daran  zu  ersehen,  daß  die  Einderzucht  in  der 
Monarchie  seit  1895  überhaupt  stagniert  und  in  Deutschland  um 
3*2  Millionen  Stück  gestiegen  ist,  die  Schweinezucht  in  der  Monarchie 
seit  1895  nur  um  3  Millionen,  in  Deutschland  um  8*3  Millionen 
Stück  bis  1912,  um  12  Millionen  Stück  bis  1913  in  die  Höhe  ge- 
gangen ist.  Die  Ursachen  dieser  Eückständigkeit  sind  bereits  an  einer 
anderen  Stelle  kurz  angeführt  worden.  Die  Stagnation  der  Einderzucht 
seit  1907,  die  sich  auch  in  Deutschland  gewissermaßen  bemerkbar 
macht,  ist  zum  Teil  auch  auf  das  Zollsystem,  auf  die  hohen  Futter- 
mittel- und  Getreidezölle  zurückzuführen.^)  Die  deutsche  Viehzucht 
hatte  jedoch  vor  jener  Österreich-Ungarns  unter  anderem  den  wichtigen 
Vorteil  der  niedrigeren  Zölle  auf  Futtergerste  voraus.  Diese  betrugen  seit 
1.  März  1906  in  Deutschland  M.  1-30,  in  Österreich-Ungarn  K  2*80 
für  100  %.  Die  viel  stärkere  Entwicklung  der  Schweinezucht  in  Deutsch- 
land ist  zum  Teil  dadurch  zu  erklären. 

Jedenfalls  war  die  Prohibitivpolitik  mit  ihren  Vieheinfuhrverboten 
nicht  imstande,  der  Produktion  auf  die  Beine  zu  helfen,  die  Leistungs- 
fähigkeit der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  auf  dem  Gebiete  der 
Viehzucht  zu  steigern,  die  Wirkungen  der  hohen  Getreide-  und  Futter- 

^)  Vgl.  Heuß  (in  Sehrötters  Sammelwerk  »Der  deutsehe  Staatsbürger«, 
Leipzig  1912):  »Der  Hauptaufschwung  der  Viehzucht  in  Deutsehland  fällt  in  die 
Periode  der  Caprivisehen  Handelspolitik  (Ermäßigung  der  Getreidezölle  von  5  M. 
auf  M.  3-50).«  Vgl.  ferner  Eßlen  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil):  »Da 
sich  die  wirtschaftliehe  Bedeutung  des  Brotgetreidebaues  steigerte,  ging  die  Be- 
deutung des  Viehstandes  verhältnismäßig  zurück.«  So  haben  die  hohen  (jetreide- 
zöUe  dem  Getreidebau,  wie  wir  gesehen  haben,  nicht  viel  geholfen,  die  Viehzucht 
jedoch  geschädigt.  In  weiterer  Folge  sehneidet  die  Landwirtschaft  mit  der  Ein- 
schränkung der  Viehzucht,  mit  der  Zurückhaltung  in  der  Produktion  von  Futter- 
mitteln, mit  der  Porcierung  des  Getreidebaues  infolge  hoher  Getreidezölle  ins  eigene 
Fleisch,  indem  das  Defizit  an  natürlicher  Düngung  entweder  die  Getreideproduktion 
verteuert  oder  die  Ertragsfähigkeit  des  Bodens  ungünstig  beeinflußt  und  jedenfalls 
die  Erschöpfung  des  Bodens  beschleunigt.  So  sind  hohe  Getreidezölle  sub  specie  der 
zukünftigen  Geschlechter  als  eine  landwirtschaftliehe  Baubbaumethode  zu  betrachten. 
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ffiittelzölle  zu  überwinden.  Dafür  wurde  durch  diese  Prohibitivpolitik 
die  Fleischteuerung  (in  stärkerem  Maße  als  in  Deutschland)  mitbewirkt 
und  im  Zusammenhange  damit  die  Eückständigkeit  des  ohnehin  im 
Vergleiche  zu  Deutschland  niedrigen  Fleischkonsums,  die  Unterernäh- 
rung der  Bevölkerung  beibehalten. 

Nach  der  Berufsstatistik  ist  in  Österreich  die  Zahl  der  in  der 
Landwirtschaft  berufstätigen  Personen  von  58*467o  i^  Jahre  1900 
auf  53*087o  ini  Jahre  1910  gefallen,  jene  in  Industrie  und  Gewerbe, 
zusammen  mit  Handel  und  Verkehr  von  29'597o  a-uf  32*497o  ge- 
stiegen. In  Ungarn  waren  im  Jahre  1900  68*47o  der  berufstätigen 
Personen  in  Landwirtschaft,  19'67o  ^^  Industrie,  Gewerbe,  Handel 
und  Verkehr  beschäftigt.  Im  Jahre  1910  betrugen  die  Prozente  645 
und  23*6.  Darin  äußert  sich  ein  gewisser  Fortschritt.  In  Deutschland 
aber  betrug  die  Zahl  der  Berufstätigen  in  der  Landwirtschaft,  trotz 
der  viel  größeren  absoluten  und  durchschnittlichen  Erträge 
derselben,  im  Jahre  1907  nur  35-27o  (im  Jahre  1895  37-57o), 
jene  der  Berufstätigen  in  Industrie  und  Gewerbe,  zusammen  mit 
Handel  und  Verkehr  im  Jahre  1907  52-47o  (im  Jahre  1895  487o). 
Trotz  der  viel  höheren  Erträge  der  deutschen  Landwirtschaft  sowie  trotz 
der  um  ein  Drittel  höheren  Gesamtbevölkerungszahl  ist  die  Zahl  der 
in  der  Landwirtschaft  berufstätigen  sowie  der  von  ihr  lebenden  Be- 
völkerung in  Deutschland  (9*9  Millionen  Berufstätige),  nicht  nur  relativ 
sondern  auch  absolut  genommen,  viel  niedriger  als  in  Österreich-Ungarn 
(14-3  Millionen  Berufstätige).  Daraus  allein  ist  es  zu  ersehen,  daß  das 
rückständige  Landwirtschaftssystem  in  der  Donaumonarchie  eine 
unökonomische  Verschwendung  von  Arbeitskräften  nach  sich  zieht, 
womit  sowohl  der  Unterkonsum  derselben  als  auch  die  im  Verhältnisse 
zu  den  niedrigen  Löhnen  noch  niedrigere  Leistungsfähigkeit  und  in 
weiterer  Folge  die  verhältnismäßig  niedrige  Grundrente  zusammen- 
hängen. Das  agrarische  Schutzzollsystem  hat  eine  solche  Erziehung  der 
Landwirtschaft,  die  diesen  wirklichen  Krebsschaden  der  gesamten  Volks- 
wirtschaft der  Donaumonarchie  behoben  hätte,  nicht  bewirkt,  dagegen 
das  Gros  der  getreidekonsumierenden  Bevölkerung  (der  Arbeiter,  Klein- 
gewerbetreibenden, Kleinkaufleute,  Beamten  und  der  Kleinbauern)  mit 
einer  Umlage  zugunsten  der  unerarbeiteten  Besserung  der  notleidenden 
Grundrente  des  Großgrund-  und  Großbauernbesitzes  belastet,  dadurch 
die  industrielle  und  gewerbliche  Produktion  erschwert,  die  Kaufkraft 
der  Bevölkerung  für  Industrieartikel  geschwächt.   Anderseits  kann  die 
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unter  anderem  durch  den  übermäßigen  ZoUsehutz  für  Halbfabrikate 
sowie  für  viele  Hilfs-  und  Betriebsmittel  der  Produktion  in  ihrer  Ent- 
wicklung gehemmte  Fertigindustrie  —  bei  Löhnen,  die  notgedrungen 
niedriger  sind  als  in  Deutschland  und  bei  einer  Lebenshaltung,  die 
unter  anderem  ebenfalls  infolge  des  Zollsystems  teuerer  und  schlechter 
ist  als  in  Deutschland  —  gegenüber  dem  Überschuß  der  landwirt- 
schaftliehen Arbeitskräfte  keine  genügende  Anziehungskraft  entwickeln. 


Die  Schätzungen  der  Produktions  werte  sind  wohl  mit  besonderer 
Vorsicht  zu  genießen.  Es  fehlt  auch  an  Yergleichsmaterial  für  die  Ver- 
gangenheit; außerdem  wären  hierauf  bezügliche  Berechnungen  zu  um- 
ständlich und  ebenso  unsicher.  Ungeachtet  dessen  sollen  hier  die  dies- 
falls von  verschiedenen  Autoren  ermittelten  Ziffern  angeführt  werden. 
Der  Wert  der  deutschen  Produktion  wird  von  Eohn  (»Weltverkehr  und 
Weltwirtschaft«  vom  Jahre  1912/13,  S.  233)  auf  51  Milliarden  Mark 
geschätzt,  wovon  15  Milliarden  auf  die  Urproduktion  und  36  auf  In- 
dustrie und  Gewerbe  entfallen.  Doch  wäre  die  erste  Ziffer  wegen  Doppel- 
anrechnung auf  beiläufig  12  Milliarden,  die  zweite  auf  beiläufig  25  Mil- 
liarden zu  reduzieren. ')  In  Österreich  beträgt  der  Wert  der  Urproduktion 
nach  Fellner  4*6  Milliarden  Kronen,  jener  der  industriellen  und  ge- 
werblichen netto  5*6  Milliarden  Kronen.  Die  Urproduktion  Ungarns 
wird  von  Fellner  auf  rund  4*7  Milliarden  Kronen  geschätzt,  die 
industrielle  und  gewerbhche  auf  1*7.  (Offenbar  irren  sich  Wekerle, 
Offergeid  u.  a.  ganz  gewaltig,  wenn  sie  den  Wert  der  landwirt- 
schaftlichen Produktion  Ungarns  mit  7  bis  8  Milliarden  Kronen,  jenen 
der  industriellen  und  gewerblichen  mit  4*5  Milliarden  veranschlagen.) 

So  steht  dem  Gesamtproduktionswerte  Deutschlands  von  37  Mil- 
liarden Mark  der  Gesamtproduktions  wert  der  österreichisch-ungarischen 


1)  Die  Doppelanrechnung  entsteht  auf  die  Weise,  daß  in  die  Gesamtreehnung 
des  Produktionswertes  z.  B.  einerseits  die  Produkte  der  Baumwollspinnereien,  ander- 
seits jene  der  Baumwollwebereien  in  ihrem  vollen  Werte  eingestellt  werden,  während 
in  den  letzteren  doch  auch  der  Wert  des  Gespinstes  (zum  zweiten  Male)  eingerechnet 
erseheint.  So  ist  vom  Bruttoproduktionswerte  der  Wert  der  verwendeten  Eohstoflfe, 
Halbfabrikate,  Heizstoffe  usw.,  gleichwie  die  Abnützung  der  Maschinen  in  Abzug 
zu  bringen,  um  den  Nettowert  zu  ermitteln.  Ebenso  werden  in  Sehätzungen  der 
landwirtschaftlichen  Produktion  beispielsweise  Futtermittel  häufig  doppelt  gerechnet: 
zuerst  für  sich  allein,  sodann  im  Wert  der  Viehzuchtprodukte. 
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Monarchie  von  16"6  Milliarden  Kronen  gegenüber.  Die  Urproduktion 
der  Monarchie  wird  mit  9*3  Milliarden  Kronen  bewertet,  jene  Deutseh- 
lands mit  12  Milliarden  Mark.  Der  Wert  der  industriellen  und  ge- 
werblichen Produktion  Deutsehlands  soll  25  Milliarden  Mark,  jener 
der  Monarchie  7"4  Milliarden  Kronen  betragen. 

Das  Volkseinkommen  Deutschlands  wird  von  Helfferich 
(»Deutschlands  Volkswohlstand  1888  bis  1913<,  Berlin  1915,  S.  97) 
auf  zirka  43  Milliarden  Mark  (zirka  642  M.  pro  Kopf)  geschätzt  •), 
jenes  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  von  Fellner  auf  zirka 
22  Milliarden  Kronen  (zirka  440  K  pro  Kopf).  Hievon  entfallen  auf 
Österreich  14-5  Milliarden,  auf  Ungarn  7*5  Milliarden  Kronen. 

Nach  Fellner  beträgt  das  österreichisch-ungarische  Volksver- 
mögen 126*2  Milliarden  Kronen  (hievon  Österreich  84*7  und  Ungarn 
41"5),  nach  Steinmann-Bucher  jenes  Deutsehlands  400  Milliarden 
Mark,  nach  Helfferich  aber  nur  310.  So  ist  der  deutsehe  National- 
reiehtum  um  zirka  200  bis  3007o  größer  als  der  österreichisch- 
ungarische,  während  das  Plus  an  Bevölkerung  nicht  ein  volles  Drittel 
beträgt.  Pro  Kopf  der  Bevölkerung  entfallen  vom  Volksvermögen  in 
Österreich-Ungarn  2470 iT,  in  Deutschland  4630  M.  (nach  Helfferich) 
—  rund  das  Doppelte. 

Den  Jahreszuwaehs  des  deutsehen  Volksverraögens  berechnet 
Helfferich  im  Jahre  1913  mit  10  Milliarden  Mark  (gegen  etwa 
47-2  bis  5  Milliarden  vor  15  Jahren),  wovon  8  bis  8V2  Milliarden 
auf  die  faktischen  Ersparnisse  entfallen,  der  Eest  auf  die  automatische 
Wertvermehrung.  Der  Jahreszuwaehs  des  österreichisch-ungarischen 
Volksvermögens  dürfte  jetzt  2  bis  3  Milliarden  Kronen  betragen. 

In  den  achtziger  Jahren  wurde  das  Volksvermögen  der  Mon- 
archie auf  90  Milliarden  Kronen,  jenes  Deutschlands  auf  210  Mil- 
liarden Kronen  gesehätzt.  Im  Vergleiche  zu  den  obigen  für  die  Gegen- 
wart geltenden  Schätzungen  ergibt  sich  für  die  Monarchie  ein  Zuwachs 
von  407o5  für  Deutschland  von  80%  (eventuell  noch  größer  —  bis 
1007o  —  wenn  eine  zwischen  der  niedrigsten  Schätzung  Helfferichs 
und  der  höchsten  Steinmann-Buehers  liegende  Ziffer  des  Volks- 
vermögens als  Grundlage  genommen  wird). 


^)  Für  das  Jahr  1908  wurde  das  Volkseinkommen  Deutschlands  von  Leroy- 
Beaulieu  auf  35  Milliarden  Mark  (555  M.  pro  Kopf),  jenes  Frankreichs  auf 
20  Milliarden  Mark  (514  M.  pro  Kopf),  jenes  Englands  auf  35  Milliarden  Mark 
(815  M.  pro  Kopf)  gesehätzt. 
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Auch  aus  diesen  Ziffern  ist  zu  ersehen,  daß  der  Abstand  zwi- 
schen Österreich-Ungarn  und  Deutschland  absolut  und  relativ  ein 
immer  größerer  wird. 

Diese  Erscheinung  hängt  aber  auch  mit  der  Volksbildung  zu- 
sammen. Österreich- Ungarn  weist  noch  immer  auf  1000  Eekruten 
(nach  Hickmann)  2207oo  Analphabeten  auf,  das  Deutsche  Eeich 
aber  kaum  O'lVoo-  ^^^  niedrige  Bildung  wird  doch  auch  durch  die 
teuere  Lebenshaltung,  durch  das  hohe  Preisniveau,  woran  das  über- 
trieben protektionistische  System  mit  schuld  ist,  mittelbar  konserviert. 


Die  Unzulänglichkeit  der  Produktion  der  Monarchie  und  die 
Unterernährung  ihrer  Bevölkerung  gelangt  in  klarster  Weise  zum 
Ausdruck:  in  der  nichtgenügenden  Bevölkerungsdichtigkeit,  in  der 
nichtgenügenden  Bevölkerungszunahme,  in  der  großen  Sterbhchkeit 
und  in  der  starken  zunehmenden  Auswanderung. 

Die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  beträgt  in  Österreich-Ungarn 
76  pro  Quadratkilometer  (hie von  Österreich  95,  Ungarn  64),  in  Deutsch- 
land 120. 

Bevölkerungsveränderung   im   letzten  Jahrhundert  (auf  den 
gegenwärtigen  Landesumfang  berechnet): 


Deutsehland 

Österreich- 

-Ungarn 

1800  .     . 

.     .     .  21-0 
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-1-   2-1 

1850  .     , 

,     .     .  35-4 

30-7 

—   4-7 

1900  .     , 

.     .     .  56-4 

471 

—   9-31) 

1910  . 

.     .     .  64-9 

51-4 

—  13-51) 

In  der  Zeit  von  1800  bis  1913  hat  die  Bevölkerung  des  Deut- 
schen Reiches  um  4ö-5  Millionen,  jene  Österreich-Ungarns  bloß  um 
27*5  Millionen  zugenommen;  während  der  letzten  Volkszählungsperiode 
nahm  die  Bevölkerung  Deutschlands  durchschnittlich  jährlich  um 
856.901,  diejenige  Österreich-Ungarns  nur  um  427.348  zu.  In  der- 
selben Periode  betrug  der  Jahresprozentsatz  des  effektiven  Zuwachses 
in  Deutschland  1-36,  in  Österreich-Ungarn  0*87. 

Das  Zurückbleiben  Österreich-Ungarns  ist  ganz  offenbar  und  be- 
ruht teils  auf  dem  ungünstigeren  Verhältnis  von  Geburt  und  Tod,  teils 
auf  Abwanderung. 

^)  Mit  Bosnien  und  Herzegowina. 
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Natürlicher  Bevölkerungszuwachs  auf  je  1000  Einwohner. 


Jahre 


Deutsehland 


o 


Österreich 


o 


Ungarn 


O 


I«  (  1891—1900 
|l  {  1901-1905 


1906—1910 
1911 


37-3 
34-3 
31-6 

29-5 


23-5 
19-9 
17-5 
15-6 


13-9 
14-4 
14-1 
13-9 


37-3 
35-6 
337 
31-5 


26-7 
24-2 
22-3 
22-0 


10-6 

11-4 

11-4 

9-5 


37-8 
37  3 
36-6 
3o-0 


27-0 
264 
250 
251 


10-8 

10-9 

11-6 

9-9 


Im  Jahre  1912  ist  die  Sterblichkeit  in  Österreich  stark  (auf  18'7) 
zurückgegangen,  in  Deutschland  wieder  gestiegen  (auf  16*4).  In  der 
Zeit  von  1891  bis  1900  hatte  Deutschland  einen  Vorsprung  von  rund 
3"27oo  ^'or  Österreich-Ungarn.  Dieser  Vorsprung  ist  in  der  Zeit  von 
1906  bis  1910  auf  rund  2-67oo  zurückgegangen,  dann  aber  im  Jahre 
1911  wieder  gestiegen,  und  zwar  auf  rund  4'27oo- 

Trotz  geringerer  Geburtsziflfern  hat  Deutschland  noch  immer 
prozentual  weitaus  das  bessere  Gesamtresultat.  »Im  Deutschen  Reiche 
wird  schon  etwas  zu  wenig  geboren,  in  Österreich  aber  und  noch 
mehr  in  Ungarn  wird  weit  über  das  Notwendige  hinaus  gestorben.« 
(Naumann,  »Mitteleuropa«,  S.  265.)  Angesichts  des  ünterkonsums 
und  der  niedrigeren  Zivilisationsstufe  ist  die  Sterblichkeit  in  der  Mon- 
archie noch  immer  größer  als  in  Deutschland,  wenn  sich  auch  eine 
wesentliche  Besserung  in  dieser  Beziehung  feststellen  läßt.  Der  Rück- 
gang der  Geburtenziflfern  in  Deutschland  dürfte  der  hohen  Durch- 
schnittszivilisation, in  Österreich-Ungarn  eher  den  größeren  Fortschritten 
der  Teuerung  zuzuschreiben  sein. 

Die  für  die  Synthese,  d.  h.  für  die  endgültige  Beurteilung  der 
gesamten  Wirtschaftsbilanz  bei  weitem  maßgebendste  Tatsache  ist  jene 
der  Auswanderung,  welche  seit  Jahren  einen  immer  größeren  Prozent- 
satz des  natürlichen  Bevölkerungszuwachses  der  Monarchie  aufzehrt. 
Die  Auswanderung  aus  Deutschland  belief  sich  in  den  Jahren  von 
1881  bis  1885  auf  196.000  Menschen  pro  Jahr.  Gegenwärtig  hat 
Deutschland  eine  starke  Einwanderung  (nicht  bloß  eine  zeitweiUge) 
und  eine  Auswanderung  von  zirka  20.000  Menschen,  welche  jedoch 
nicht  als  Auswanderer,  sondern  als  Pioniere  der  deutschen  Expansion 
zu  betrachten  sind  (hauptsächlich  Kaufleute,  Ingenieure  u.  dgl.). 
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Die  unaufhörlich  und  gewaltig  steigende  Tendenz  der  Aus- 
wanderung aus  der  Monarchie  ist  aus  folgenden  Zusammenstellungen 
zu  entnehmen.  ^) 


Überseeisch 

ä          Saison- 

Zu- 

Jahre 

Auswanderung     Wanderung 

sammen 

o   2 

■  1881/85 

30.000 

— 

— 

.9   ^ 
-2 

1886/90 

31.000 

— 

— 

'S  iS  jT' 

1891/95 

43.000 

— 

— 

2  ^  "^ 

1896/1900     . 

46.000 

— 

— 

1901/05 

95.000 

62.000 

157.000 

o  Q 

1906/10 

148.000 

236.200 

384.0002) 

1909    .     .     . 

250.000 

318.000 

568.000 

1  £ 

1910    .     .     . 

270.000 

314.000 

584.000 

1911    .     .     . 

163.000 

»)     348.000 

511.000 

o 

1912    .     .     . 

247.000 

290.000 

537.000L 
611.000/ 

, 1913    .     .  >. 

310.000 

301.000 

0  Hauptsäehlieh  nach  ß.  v.  Englisch,  »Die österreichische  Auswanderungs- 
statistik« (»Statistische  Monatsschrift  der  Statistischen  Zentralkommission«  Neue  Folge, 
XVIII.  Jahrgang,  Brunn  1913);  ferner  Bartsch,  »Einfluß  der  Wanderbewegung 
und  des  Fremdenverkehres  auf  die  Zahlungsbilanz  Österreich-Ungarns«  (»Mit- 
teilungen des  Finanzministeriums«,  I.  Heft,  1911),  schließlich  > österreichisches 
Statistisches  Jahrbuch«,  1913,  S.  60flf. 

2)  Nach  Fellner  betrug  die  Zahl  der  ungarischen  Auswanderer  um  die  Zeit 
von  1906  bis  1910  110.000  jährlieh.  So  wäre  eventuell  sowohl  die  überseeische  Aus- 
wanderung als  auch  die  Gesamtwanderung  pro  1906/10  um  diese  Ziffer,  somit  auf 
258.000  und  494.000,  zu  erhöhen.  Die  ungarische  Saisonwanderung  soll  nicht  be- 
trächtlich sein  und  durch  Saisoneinwanderung  ausgeglichen  werden. 

^)  Pistor  (a.  a,  0.  S.  46)  führt  folgende  Ziffern  der  überseeischen  Aus- 
wanderung aus  der  Monarchie  für  die  Jahre  1910,  1911  und  1912  an:  269.000, 
178.000,  269.000.  Demzufolge  würden  sich  auch  die  Gesamtwanderungsziffern  pro 
1911  und  1912  erhöhen. 

*)  Die  für  1912  und  1913  eingestellten  Ziffern  der  Saisonwanderung  um- 
fassen bloß  die  in  Preußen  eingewanderten  Arbeiter  aus  Österreich-Ungarn  —  im 
Gegensatze  zu  den  Jahren  1909  bis  1911,  in  welchen  die  gesamte  Saisonauswanderung 
über  die  nördlichen  Ausbruchsstationen  ausgewiesen  erscheint.  Mithin  sind  sowohl 
die  Saison-  als  auch  die  Gesamtwanderungsziffern  für  1912  und  1913  um  je  rund 
50.000  zu  erhöhen;  denn  beiläufig  so  viel  betrug  die  Saisonwanderung  nach  anderen 
Gebieten  (das  ist  mit  Ausnahme  Preußens)  in  den  vorangegangenen  drei  Jahren. 
Die  Saisonwanderung  würde  dann  in  den  Jahren  1912  und  1913  340.000  und 
351.000,  die  Gesamtauswanderung  553.000  und  661.000  betragen  und  in  der 
letzten  Ziffer  auch  den  bisherigen  Kulminationspunkt  erreicht  haben. 
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Wenn  auch  die  obigen  Ziffern  bei  weitem  nicht  ganz  sicher 
sind,  wird  doch  durch  dieselben  wahrscheinlich  gemacht,  daß  in  den 
letzten  Jahren  die  überseeische  Auswanderung  rund  die  Hälfte,  die 
gesamte  Wanderung  mehr  wie  den  ganzen  natürlichen  Zuwachs 
der  Bevölkerung  der  Monarchie  pro  Jahr  ins  Ausland  zog.  Sollte  sich 
das  Saldo  der  überseeischen  (oder  eigentlich  der  ständigen)  Auswande- 
rung durch  Eückwanderungen  auch  um  507o»  das  ist  auf  ein  Viertel 
des  natürlichen  Zuwachses  (nach  der  offiziellen  Statistik  kaum  um 
25Vo  —  in  den  Jahren  1909  bis  1913  auf  1,242.000  Auswanderer 
330.000  Eückwanderer)  ermäßigen,  so  bleibt  noch  immer  die  Tatsache 
gelten,  daß  zwischen  757o  und  lOOVo  (und  zwar  jedes  Jahr  mehr) 
des  durchschnittlichen  natürlichen  Zuwachses  pro  Jahr  Beschäftigung 
und  Lebensunterhalt  im  Auslande  suchen  müssen.  Der  effektive  Blut- 
verlust der  Monarchie  beträgt  jedes  Jahr  zumindest  ein  Viertel  des 
natürhchen  Zuwachses,  was  an  und  für  sich  eine  gewaltige  Schwächung 
des  natürlichen  Kräftereservoirs  bedeutet.  In  den  Jahren  1909  bis  1913 
betrug  der  Bruttoverlust  infolge  Auswanderung  IV4  Millionen  Menschen, 
von  denen  nach  offizieller  Statistik  bloß  eine  viertel  Million  zurück- 
gekehrt sind.  Nach  meinem  Ermessen  ermäßigt  sich  der  Nettoverlust 
noch  um  weitere  200,000  bis  300.000  Menschen.  Sohin  betrug  der 
Nettoverlust  in  jenen  fünf  Jahren  immerhin  rund  drei  viertel  Millionen! 

Die  Stelle  der  Warenausfuhr,  die  unter  anderem  auch  durch  das 
die  Produktion  und  das  Leben  verteuernde  Zollsystem  gehemmt  wird, 
nimmt  immer  ausgiebiger  der  durch  dasselbe  Zollsystem  geförderte 
Menschenexport  ein.^)  Es  bedarf  keines  Beweises,  daß  der  absolute 
Verlust  der  Volkswirtschaft  aus  diesem  Anlasse  durch  die  von  Aus- 
wanderern geschickten  und  von  Rückwanderern  mitgebrachten  Gelder 
bei  weitem  nicht  aufgewogen  wird. 

Diese  ungemein  hohe  und  wachsende  Auswanderung  ist  zum 
großen  Teile  eine  unmittelbare  Folge  des  ünterkonsums,  der  Unter- 
produktion, der  augenscheinlich  wachsenden  Insuffizienz  der  öster- 
reichisch-ungarischen Volkswirtschaft  im  Vergleiche  zur  natürlichen  Be- 
völkerungszunahme, der  Passivität  der  inneren  Wirtschaftsbilanz,  kurz 
der  Üb  er  Volk  er  ung2),  die  durch  die  zu  niedrige  Stufe  der  wirtschaft- 

1)  Vgl.  Wolf,  a.  a.  0.  S.  33. 

-)  Vgl.  unter  anderem  Eulenburg,  a.  a.  0.  S.  105:  »Der  Wanderungs- 
verlust ist  immer  ein  Zeichen  dafür,  daß  das  Land  diese  Mensehen  nicht  zu  be- 
schäftigen und  zu  ernähren  vermag.« 
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liehen  Entwicklung  bewirkt  wird.  Ein  nicht  unbeträchtlicher  Anteil  an 
der  Vaterschaft  gebührt  dem  übertriebenen  und  unrichtig  konstruierten 
Zoll  Protektionismus,  insbesondere  der  Hinderung  der  industriellen  Ent- 
wicklung durch  denselben  —  im  Zusammenhange  mit  einer  Bodenver- 
teilung, welche  die  gewaltige  Mehrung  des  landwirtschaftlichen  Prole- 
tariates fördert  und  gleichzeitig  die  Intensivierung  der  Landwirtschaft 
hemmt.  ^)  So  wird  auch  das  Gros  der  Auswanderung  aus  der  Monarchie 
von  den  in  industrieller  Beziehung  tief  stehenden  Gebieten,  in  erster 
Linie  von  Galizien,  dann  von  Ungarn  und  von  den  österreichischen 
Südländern  beigestellt.  2)  Diese  Erscheinung  hängt  mit  der  Tatsache 
zusammen,  daß  die  volkswirtschaftliche  EückständigkeitÖsteiTeichs  (ohne 
Ungarn)  im  Vergleiche  zu  Deutschland  in  den  meisten  Beziehungen 
eine  weitaus  geringere  ist  als  jene  der  ganzen  Monarchie,  ferner  daß 
dieser  Abstand  noch  geringer  wird,  wenn  Österreich  ohne  Galizien 
mit  Deutschland  verglichen  wird.  So  wie  beispielsweise  einerseits  die 
Passivität  der  Zahlungsbilanz  der  Monarchie,  insbesondere  die  Ver- 
schuldung dem  Auslande  gegenüber,  hauptsächlich  durch  Ungarn  be- 
wirkt wird,  leben  in  Österreich  ohne  Galizien  von  der  Landwirtschaft 
pro  Ikm"^  35  Personen,  in  Deutschland  34,  in  Galizien  71!  So  rächt 
sich  am  ganzen  Organismus  unter  anderem  auch  die  Ungleieh- 
mäßigkeit  der  Förderung  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  einzelner 
Staatsgebiete  durch  den  Staat  —  diesfalls  insbesondere  jene  Hemmung 
und  Vernachlässigung  der  industriellen  Entwicklung,  des  Verkehrs- 
wesens usw.,  welche  das  Schicksal  Galiziens  durch  viele  Jahrzehnte 
war  und  durch  die  wesentlich  gesteigerte  Fürsorge  der  letzten  Zeiten 
noch  lange  nicht  wettgemacht  werden  konnte.^)  An  einer  anderen  Steile 
wurde  bereits  eine  Äußerung  des  Großindustriellen  Reich  angeführt, 
welcher  dem  Staate  Österreich  den  Vorwurf  macht,  anstatt  Galizien 
Nordamerika  mit  galizischen  Arbeitskräften  zu  industrialisieren! 


1)  Vgl.  Eulenburg,  a.  a.  0.  S.  105. 

^)  Im  Jahre  1907  arbeiteten  in  Dentsehland  doch  kaum  etwas  weniger  als 
eine  viertel  Million  Österreicher  und  Ungarn  in  Industrie,  Gewerbe,  Handel  und 
Verkehr,  was  einen  starken  Abfluß  auch  der  gewerblichen  Arbeiterschaft  vermuten 
läßt,  die  durch  bessere  Arbeits-  und  Lebensbedingungen  hinausgelockt  wird.  Siehe 
unten  »Arbeitsverhältnisse«. 

^)  Damit  soll  keineswegs  der  Staat  als  der  alleinige  Urheber  der  wirtschaft- 
lichen Rückständigkeit  Galiziens  bezeichnet  werden! 
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Illustrationsziflfern,  betreffend  den  großen  Eückstand  des  Kon- 
sums, insbesondere  der  Volksernährimg  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  —  welcher  Eückstand  eine  der  Ursachen  der  Auswande- 
rung ist  —  werden  aus  Anlaß  der  Besprechung  der  Arbeitsverhält- 
nisse angeführt  werden.  Hier  ist  nur  im  allgemeinen  zu  konstatieren^ 
daß  die  Volksernährung  in  der  Monarchie  eine "  unvergleichlich 
schlechtere  ist  als  in  Deutschland  und  daß  die  Besserung  derselben 
im  Laufe  von  Dezennien  im  besten  Falle  nur  unwesentliche  Fort- 
schritte macht.  Es  scheint,  daß  die  allgemein  angenommene  große 
Steigerung  des  Brotkonsums  in  der  Monarchie  auf  statistischen  ün- 
genauigkeiten  beruht,  und  wenn  sie  auch  nicht  geleugnet  werden  kann, 
bei  weitem  nicht  so  gewaltig  ist.  Dagegen  scheint  der  durchschnitt- 
liche Fleischkonsum,  der  ohnehin  einer  der  niedrigsten  unter  zivili- 
sierten Staaten  ist,  in  der  Donaumonarchie  stationär  zu  bleiben,  während 
er  in  Deutschland  in  hohem  Maße  steigt.  Der  Unterkonsum  der  Mon- 
archie wird  zunächst  durch  Preise  bewirkt,  die  unter  anderem  infolge 
des  allgemeinen  Zollsystems  durchwegs  höher  sind  als  in  Deutschland 
—  im  Zusammenhange  mit  dem  viel  niedrigeren  Anteile  des  Individuums 
an  dem  viel  schwächeren  Volkseinkommen.  Hiebei  ist  zu  bemerken,  daß 
die  Distanz  im  Einkoramen  eine  viel  größere  ist  als  in  den  Preisen.  ^) 

Die  Produktion  reicht  einfach  nicht  hin,  um  das  Volkseinkommen 
auf  eine  solche  Höhe  zu  bringen,  bei  welcher  der  Unterkonsum  ver- 
schwinden würde.  Selbst  der  Zwangsmenschenexport,  die  Auswande- 
rung mit  ihren  Geldsendungen,  ist  nicht  imstande,  in  dieser  Beziehung 
einen  Wandel  herbeizuführen. 

Indessen  schreitet  die  Teuerung  in  Österreich-Ungarn  —  wie 
wir  in  den  »Arbeitsverhältnissen«  sehen  werden  —  rascher  vorwärts 
als  in  Deutschland;  das  Volkseinkommen  dagegen,  wie  wir  bereits  ge- 
sehen haben,  langsamer. 

Die  Folgen  sind:  einerseits  die  Beibehaltung  des  Ünterkonsums, 
der  Unterernährung,  der  minderen  Leistungsfähigkeit,  anderseits  die 
Konsumverschuldung  breiter  Schichten,  namentlich  jener,  die  nicht 
auswandern  können,  der  unbemittelten  Intelligenz,  die  sodann,  wie  wir 
weiter  sehen  werden,  in  der  steigenden  Verschuldung  der  Monarchie 
dem  Auslande  gegenüber  auf  die  allgemeine  Wirtschaftsbilanz  übergreift. 

^)  Vgl.  die  oben  angeführten  Ziffern  des  auf  die  Bevölkerungszahlen  auf- 
geteilten Volkseinkommens  mit  den  Preisdifferenzen,  die  unten  im  Abschnitte 
»Arbeitsverhältnisse«  werden  angeführt  werden. 
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Im  übrigen  lassen  sieh  die  Wirkungen  des  derzeitigen  Zollregimes 
in  Österreich-Ungarn  (im  unzertrennbaren  Zusammenhange  mit  allen 
anderen  Faktoren,  durch  welche  die  Entwicklung  ungünstig  beeinflußt 
und  die  nachteilige  Bedeutung  der  Zölle,  wie  bereits  angedeutet,  ver- 
vielfacht wird)  in  folgender  Weise  zusammenfassen: 

Auf  der  einen  Seite  ist  zweifellos  die  Erstarkung  einer  Reihe 
von  Produktionszweigen,  insbesondere  von  industriellen  (in  erster  Linie 
der  Schwerindustrie),  die  Steigerung  des  Volkseinkommens  und  des 
Volksvermögens,  die  Auslösung  der  Sparkraft  großer  Massen,  die  Be- 
schleunigung der  Kapitalsbildung  festzustellen,  i) 

Auf  der  anderen  Seite  sind  aber  folgende  Tatsachen  zu  verzeichnen: 
alle  obigen  vorteilhaften  Erscheinungen  treten  bei  weitem  nicht  in  dem 
Verhältnis  ein  wie  in  Deutschland,  in  sonstigen  europäischen  West- 
ländern'und  in  Nordamerika;  da  unsere  Zölle  großenteils  > Bereicherungs- 
zölle« zugunsten  der  Halbfabrikatsgroßindustrie  und  des  landwirtschaft- 
lichen Großgrundbesitzes,  folglich  zugunsten  einer  wenig  zahlreichen 
Bevölkerungsschichte  sind,  zog  die  allgemeine  Hebung  des  Volksein- 
kommens und  Volksvermögens  nicht  nur  nicht  eine  Besserung  der  Ver- 
teilung beider,  sondern  eine  relative  Verschlechterung  dieser  Verteilung, 
eine  immer  größer  werdende  Spannung  zwischen  dem  Einkommen  der 
geringen  und  langsam  steigenden  Anzahl  der  vermögenden  Leute  und 
jenem  der  arbeitenden  Massen  nach  sich  (so  daß  an  der  Hebung  des 
Gesamtwohlstandes  ein  nur  verhältnismäßig  geringer  Teil  der  Gesell- 
schaft in  beträchtlichem  Ausmaße  beteiligt  war);  die  breiten  Massen 
der  Bevölkerung  bekamen  von  den  Folgen  des  Zollschutzsystems  in 
höherem  Grade  die  Teuerung,  als  die  Erhöhung  des  Volkseinkommens 
zu  empfinden,  oder  es  wurde  zumindest  diese  letztere  Erhöhung  bei 
einem  großen  Teile  der  Bevölkerung  durch  die  Teuerung  aufgewogen. 

Das  in  Österreich-Ungarn  herrschende  SoHdarschutzsystem  hat 
insbesondere  eine  gewaltige  Teuerung  der  Lebensmittel  mit  sich  ge- 
bracht, die  seit  der  neuen  Handelsvertragsperiode  (1906)  um  so  stärker 
auftrat,  als  gleichzeitig  mit  den  hohen  agrarischen  Zöllen,  mit  der  Ver- 
schärfung der  Vieh-  und  Pleischeinfuhrsperre  ein  steigendes  Defizit  in 
der  Lebensmittelproduktion  zu  einer  ständigen  Erscheinung  geworden  ist.'-^) 


^)  Die  darauf  hinweisenden  Daten  sind  in  erschöpfender  und  übersichtlicher 
Weise  bei  Pistor  (a.  a.  0.)  zusammengestellt. 

2)  Der  Großindustrielle  Reich  (vgl.  »Verhandlungen  der  vom  k.  k.  Handels- 
ministerium veranstalteten  Kartellenquete«,  S.  162)  schätzt  den  Kostenabstand  der 
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Aus  dieser  Teuerung  der  Lebensmittel  ergab  sich  naturgemäß 
eine  bedeutende  Störung  der  Entwicklung  des  Konsums  von  Industrie- 
erzeugnissen. Auf  der  anderen  Seite  hat  das  Schutzzollsystem  eine  der 
Steigerung  des  Konsumbedarfes  entsprechende  (bei  einer  rationellen 
Bewirtschaftung  mögliche)  Steigerung  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktion nicht  bewirkt;  es  war  im  Gegenteil  von  einer  Stagnation  einzelner 
Zweige  der  Landwirtschaft,  namentlich  der  Eindviehzucht,  begleitet. 

Ferner  brachte  das  österreichisch-ungarische  Zollsystem  eine  un- 
mittelbare Verteuerung  der  industriellen  Produktion,  insbesondere  jener 
der  hochwertigsten  Artikel,  der  Fertigfabrikate,  woraus  sich  natürlich 
eine  weitere  Hemmung  der  Konsumentwicklung  ergab.  Im  Zusammen- 
hange mit  der  letztgenannten  Folgeerscheinung  trat  eine  weitere 
Teuerung  der  Produktion  der  Fertigfabrikate,  somit  eine  neue  Be- 
hinderung der  Konsumentwicklung  ein  —  infolge  der  Beengung  des 
inneren  Marktes,  der  Unmöghchkeit  der  Spezialisierung  sowie  der 
Unmöglichkeit  der  Verminderung  der  allgemeinen  Unkosten. 

Selbstredend  spiegelten  sich  alle  diese  Verhältnisse  in  der  Er- 
schwerung des  Exportes,  im  relativen  Zurückbleiben  der  Monarchie 
auf  dem  Weltmarkte  um  so  mehr  ab,  als  in  den  wichtigsten  Kon- 
kurrenzgebieten, vor  allem  in  Deutschland,  die  Gegenstücke  aller 
dieser  die  Exportfähigkeit  im  ungünstigen  Sinne  beeinflussenden  Ver- 
hältnisse stark  in  Erscheinung  traten.  Ein  Pendant  zu  all  dem  ist 
aber  die  gewaltig  steigende  Auswanderung. 


Wie  spiegeln  sich  nun  diese  Folgeerscheinungen  des  öster- 
reichisch-ungarischen Zollsystems  —  nebst  anderen  Hemmungen  des 
wirtschafthchen  Lebens  —  in  der  Gestaltung  der  Zahlungsbilanz 
ab?  Nach  Fellner  (»Die  Zahlungsbilanz  Ungarns«,  Wien-Leipzig 
1908,  S.  32)  ist  die  gründliche  Zusammenstellung  der  Zahlungsbilanz 
eines  Staates  »ein  ungelöstes  Problem  der  Wirtschaftsstatistik«.  Be- 
züglich der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  erlauben  doch  ge- 
wisse auf  diesem  Gebiete  geleistete  verdienstvolle  Arbeiten  die  Situa- 
tion in  großen  Zügen  zu  erkennen. 

Lebenshaltung  in  Deutsehland  gegenüber  Österreich- Ungarn  auf  257o  und  spricht 
mit  Recht  von  einem  »idealen  Monopole  der  Landwirtschaft«  (wohl  nur  eines  kleinen 
Teiles  derselben,  da  die  überwiegende  Mehrheit  der  landwirtschaftliehen  Betriebe 
Getreide  für  den  eigenen  Gebrauch  zukaufen  muß). 


240 

Nach  den  vom  österreichischen  Finanzministerium  herausgegebenen 
»Tabellen  zur  Währungsstatistik«  (2.  Ausgabe,  IL  Teil,  S.Heft, 
13.  Abschnitt,  »Daten  zur  Zahlungsbilanz«,  Wien  1904)  sowie  auch 
nach  Grub  er,  »Bericht  betreffend  eine  Statistik  der  internationalen 
Zahlungsbilanz«  (»International  Statistical  Institute«,  London  1905), 
stellten  sich  die  Hauptposten  der  Zahlungsbilanz  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  im  Durchschnitte  der  Jahre  1892  bis  1901  (per 
saldo)  folgendermaßen  dar: 


Zinsen,  Kapitalstilgungen,   Dividenden,  Geschäfts- 
anteile ausländischer  Gesellschaften     .... 
Auslandszahlungen  der  Kriegsmarine      .... 

Auswanderergelder 

Fremdenverkehr 

Schiffahrts-  und  Eisenbahnfrachteinnahmen     .     . 
Aktivum  der  Handelsbilanz 

~337  307 

Daraus  resultierte  ein  Passivum  von  30  Millionen  Kronen,  welches 
mit  einem  Effektenexport  (folglich  mit  einer  weiteren  Verschuldung 
der  Monarchie  dem  Zollauslande  gegenüber)  in  der  Durchschnittshöhe 
von  77  Millionen  Kronen  gedeckt  wurde.  (Dieser  Situation  entsprach 
damals  ein  Aktivum  des  GoldTrerkehres,  welches  zur  Stärkung  des 
Metallschatzes  und  der  Währung  beitrug.) 

Ohne  Handelsbilanz  (und  ohne  Effektendeckung)  wäre  damals 
die  Zahlungsbilanz  mit  231  Millionen  Kronen  passiv  gewesen.  (Spitz- 
müller, a.  a.  0.,  schätzte  dieses  Passivum  auf  350  bis  400  Millionen 
Kronen.) 

Mit  der  obigen  Zahlungsbilanz  ist  folgende  Zusammenstellung 
zu  vergleichen,  die  auf  Daten  beruht,  welche  von  Fellner  aus  Anlaß 
der  Berechnung  des  Volkseinkommens  Österreichs  und  Ungarns  in 
einem   Antrittsvortrage   an   der   ungarischen   Akademie   der  Wissen- 


in  Millionen  Kronen 

Soll 

Haben 

.     3271) 



.       10 

— 

— 

21 

— 

47 

— 

38 

— 

201 

^)  Spitzmüller,  »Die  österreiehiseh-ungarisehe  Währungsreform«,  Wien 
1902,  schätzte  diesen  Posten  auf  400  bis  450  Millionen  Kronen,  Sax  (»Protokolle 
zur  Währungsenquete«)  auf  300  bis  320  Millionen  Kronen.  Die  vom  Finanz- 
ministerium unter  Leitung  Grubers  gesammelten  Daten  sind  entschieden  die 
yerläßliehsten. 


In  Millionen  Kronen 

(per 

saldo) 

Soll 

Haben 

.     384 

— 

,        8V2 

— 

— 

326V2 

— 

45V4 

— 

2 
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Schäften  ^)  angegeben  wurden  und  in  der  Hauptsache  auf  den  Verhält- 
nissen der  Jahre  1911  und  1912  beruhen. 


Zinsen,  Dividenden,  Kapitalstilgungen    .     . 
Kosten  der  auswärtigen  Vertretungen     .     . 

Auswanderergelder 

Fremdenverkehr 

Postverkehr  (nur  Ungarn) 

"3927.2  373V4 

Daraus  ergibt  sich  ein  Passivum  von  rund  19  Millionen  Kronen. 
In  der  Zusammenstellung  fehlt  jedoch  das  große  Passivum 
der  Handelsbilanz  (im  Jahre  1912  — 743  Millionen  Kronen, 
im  Jahre  1913  — 521  Millionen  Kronen)  im  Durchschnitte 
der  sechs  Jahre  1908  bis  1913  476  Millionen  jährlieh,  rund 
eine  halbe  Milliarde.  Allerdings  fehlen  auch  auf  der  Aktivseite 
einige  größere  Posten,  insbesondere  das  für  Österreich-Ungarn  immer 
günstige  Saldo  des  Eisenbahn-  und  Schiffahrtsverkehres,  welches  im 
Hinblicke  auf  die  starke  Entwicklung  des  Durchzugsverkehres  wie  der 
Seeschiffahrt  in  den  letzten  Jahren  etwa  mit  100  Millionen  Kronen 
einzustellen  wäre,  ferner  die  von  den  Saisonwanderern  alljährlich  mit- 
gebrachten Ersparnisse  (nach  Bartsch,  Englisch  u.  a.  150  K  pro 
Person  —  im  Jahre  1910  300.000  Personen)  mit  45  Millionen  Kronen. 2) 


^)  Nach  einem  Auszuge  der  »Neuen  Freien  Presse«  vom  8.  März  1916. 

2)  Fellners  Berechnung  des  Volkseinkommens  versteckt  das  Saldo  des  inter- 
nationalen Eisenbahn-  und  Sehiffahrtsverkehres  zu  gunsten  der  Monarchie  offenbar 
im  allgemeinen  Einkommen  aus  >Handel  und  Transport«. 

Die  obigen,  von  mir  ergänzungsvreise  vorgenommenen  Sehätzungen  sind  ab- 
sichtlieh sehr  optimistisch  gehalten.  Unter  anderem  könnte  es  sein,  daß  in 
Fellners  Ziffern  über  Auswanderergelder  die  Ersparnisse  der  Saisonauswanderer 
enthalten  sind,  was  ich  wegen  Zeitmangels  nicht  kontrollieren  konnte.  Ferner  gibt 
es  auch  solche  Sehätzungen  der  Auswanderergelder,  die  niedriger  sind  als  jene 
Fellners.  Schließlich  halte  ich  das  hohe  günstige  Saldo  des  Fremdenverkehres, 
mit  welchem  hier  operiert  wird,  für  entschieden  übertrieben.  In  den  letzten  Jahren 
haben  Reisen  der  Österreicher  und  Ungarn  im  Auslande  einen  ganz  gewaltigen 
Umfang  angenommen. 

V.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I.  16 


242 

Daraus  ergibt  sich  folgende  ergänzende  Zusammenstellung  für 
die  Zeit  um  1911—1912: 

In  Millionen  Kronen 
Soll  Haben 

Das  Soll  der  Zahlungsbilanz  nach  Fellners  Daten 

(s.  oben) 19  — 

Das  Passivum  der  Handelsbilanz 476  — 

Internationale     Eisenbahn-    und     Schiffahrtsein- 
nahmen      —  100 

Ersparnisse  der  Saisonauswanderer —  45 

495  145 

Daraus  resultiert  ein  Passivum  der  gesamten  öster- 
reichisch-angarischen Zahlungsbilanz  für  die  Zeit  um 
1911 — 1912  von  350  Millionen  Kronen  pro  Jahr,  während  dieses 
Passivum  in  der  Zeit  von  1892  bis  1901  durchschnittlich  rund 
30  Millionen  Kronen  jährlich  betrug. 

Es  ist  vollständig  klar,  daß  diese  so  gewaltige  Verschlechterung 
der  Zahlungsbilanz  ausschließlich  durch  das  ständige  und  so  be- 
trächtliche Passivum  der  Handelsbilanz  bewirkt  wurde.^ 
(Außerdem  ist  der  größte  Aktivposten  der  Zahlungsbilanz  der  Mon- 
archie, der  Auswanderergeldverkehr,  eine  ebenso  unsichere  als  auch  mit 
viel  größeren  volkswirtschaftlichen  Kraftverlusten  verbundene  Quelle.  2) 

Offenbar  ist  im  Hinblicke  auf  die  ständig  große  Passivität  der 
Handelsbilanz  die  gewaltige  Verschlechterung  der  Zahlungsbilanz  für 

1)  Vgl.  Fellner,  a.  a.  0.  S.  156;  Grunzel,  a.a.O.  S.  169. 

^)  Vgl.  Schüller,  a.a.O.  S.  17:  >Keinesfalls  kann  die  Zunahme  der  Geld- 
sendungen der  Auswanderer  und  die  etwaige  Verringerung  unserer  Sehuldzinsen 
auch  nur  annähernd  die  Verschlechterung  ausgleichen,  welche  die  Handelsbilanz 
erfahren  hat.  An  Steile  des  früheren  Aktivums  von  200  Millionen  Kronen  haben 
wir  jetzt  mit  einem  Passivum  zu  rechnen,  das  heuer  mehr  als  600  Millionen  Kronen 
betragen  wird.  —  Also  eine  800  Millionen  überschreitende  Verschiebung  zu  un- 
seren Ungunsten.  Es  ist  bemerkenswert,  daß  hieraus  bisher  keine  wesentlichen 
Störungen  unseres  Geld-  und  Kreditwesens  entsprungen  sind.  —  Dies  würde  zu 
einer  optimistischen  Auffassung  berechtigen;  wir  müssen  aber  das  bedeutende 
Passivum  der  Handelsbilanz  doch  durch  Verkauf  unserer  Papiere  ins  Ausland  oder 
durch  Prolongierung  und  Vergrößerung  unserer  ausländischen  Kredite  regulieren» 
was  nur  dann  möglieh  ist,  wenn  der  Zinsfuß  bei  uns  höher  als  in  den  anderen 
Staaten  gehalten  wird.  —  Dazu  kommt  die  Gefahr  plötzlicher  Kücksendungen  un- 
serer Wertpapiere  und  Krediteinschränkungen,  die  gerade  dann  leicht  eintreten,. 
wenn  dies  wirtschaftlich  am  nachteiligsten  ist.« 
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die  Zeitperiode  1908  bis  1913  nicht  etwa  als  eine  vorübergehende, 
sondern  als  eine  ständige,  in  den  innerwirtschaftlichen  Verhältnissen 
tief  wurzelnde  Erscheinung  zu  betrachten. 

Wie  wird  nun  das  obige  Passivum  der  Zahlungsbilanz  gedeckt? 

Zunächst  durch  Goldausfuhr.  Seit  1910  ist  die  Monarchie  im 
internationalen  Goldverkehre  ständig  stark  passiv,  während 
sie  darin  bis  1909  (mit  Ausnahme  der  Jahre  1905  bis  1907)  stark 
aktiv  war  —  wie  es  aus  der  nachstehenden  Tabelle  zu  entnehmen  ist. 


Jahr 

Gold  (aussehließlieli  Goldgekrätze) 

Goldmünzen 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Menge 
in  Kilo- 
gramm 

Wert 

in 
1000  ä: 

Menge 
in  Kilo- 
gramm 

Wert 
in 

1000  .b: 

Menge 
in  Kilo- 
gramm 

Wert 

in 

1000^ 

Menge 
in  Kilo- 
gramm 

Wert 

in 
1000  i: 

-1900 

1.891 

5.520 

888 

832 

13.012 

53.618 

20.628 

57.057 

1901 

22.815 

68.369 

681 

452 

37.020 

100.365 

12.299 

33.896 

1902 

23.906 

71.536 

390 

254 

29.156 

78.987 

24.156 

66.429 

1903 

16.211 

48.470 

695 

269 

19.185 

51.979 

19.801 

54.448 

1904 

21.067 

62.688 

315 

125 

15.685 

42.298 

17.286 

47.535 

1905 

1.742 

5.183 

88 

64 

16.734 

45.345 

19.698 

54.163 

1906 

1.946 

5.568 

337 

491 

11.400 

30.878 

16.464 

45.181 

1907 

1.965 

5.465 

2.013 

6.084 

10.455 

28.354 

23.282 

64.342 

1908 

12.148 

36.489 

117 

349 

14.in 

38.259 

21.486 

59.009 

1909 

60.019 

181.055 

5.590 

16.892 

15.685 

42.515 

35.211 

95.913 

1910 

2.285 

6.997 

2.905 

8.753 

8.272 

22.428 

20.066 

54.459 

1911 

5.072 

15.818 

11.447 

84.547 

3.510 

9.514 

28.061 

76.102 

1912 

1.054 

3.419 

17.884 

54.356 

2.760 

7.503 

38.160 

103.795 

1913 

799 

2.583 

3.448 

10.416 

6.572 

17.879 

24.847 

67.634 

Den  Kulminationspunkt  der  »Aktivität«  des  Goldverkehres  zu- 
gunsten der  Monarchie,  gleichzeitig  aber  auch  den  entscheidenden 
Wendepunkt  bildet  das  Jahr  1909.  Während  in  der  Zeit  von  1900 
bis  1909  die  Mehreinfuhr  390  Millionen  Kronen  betrug,  belief  sich  in 
den  Jahren  1910  bis  1913  die  Mehrausfuhr  auf  323  MiUionen  Kronen. 

Den  zweiten  Bedeckungsposten  bildet  der  Zuwachs  im  Effekten- 
export. (Entgegen  landläufigen  Annahmen  ist  die  Wertpapierverschul- 
dung der  Monarchie  dem  Zollauslande  gegenüber  bis  1911  nicht  nur 
nicht  zurückgegangen,  sondern  gestiegen  —  wenn  auch  nicht  in  be- 
trächtlichem Maße.  Ein  Rückströmen  der  Effekten  dürfte  es  aber  auch 

16* 
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nachher  bis  1914  in  größerem  Umfange  nicht  gegeben  haben.  In  der 
Zeit  zwischen  1901  und  1911  lassen  sich  nach  offiziellen  Quellen  und 
Fellner  keine  Rücksendungen  (per  saldo),  sondern  nur  Verschiebungen 
in  Titres  und  Gebieten  feststellen.)  Nach  Fellner  (»Das  Volksvermögen 
Österreichs  und  Ungarns«,  »Institut  international  de  statistique«,  Sep- 
tember 1913)  betrug  der  Besitz  Österreichs  an  ausländischen  Wert- 
papieren (die  Forderungen  gegenüber  Ungarn  mit  4"7  Milliarden  Kronen 
nicht  eingerechnet)  465  Millionen  Kronen,  der  Ungarns  (die  Forderungen 
gegenüber  Österreich  mit  176  Millionen  Kronen  nicht  eingerechnet) 
kaum  16  Millionen  Kronen,  Österreich-Ungarns  zusammen  481  Mil- 
lionen Kronen.  Dagegen  betrug  die  Wertpapierverschuldung  Österreichs 
gegen  das  Zollausland  6749  Millionen,  die  Ungarns  3691  Millionen 
Kronen,  zusammen  10'440  Millionen,  Folglich  war  Österreich- 
Ungarn  im  Jahre  1911  dem  Zollauslande  gegenüber  per  saldo 
mit  9959  Millionen  Kronen  (in  Wertpapieren)  verschuldet.^) 

Wie  stellte  sich  nun  die  Verschuldung  der  Monarchie  (in  Wert- 
papieren) dem  Zollauslande  gegenüber  im  Jahre  1901  dar? 

In  Millionen  Kronen 
Soll  Haben 

Österreich     .     .     67762)\         ^^^^.    .    ,  „^  .    . 

TT                          ..14/^q^r         400*)  (schätzungsweise) 
Ungarn    .     .     .    3140  ^)J °  ^ 

9916  4ÖÖ 

Saldo  ....     9516  — 

Mit  dem  Saldo  vom  Jahre  1911  per  9959  Millionen  Kronen 
verglichen,  ergibt  dies  eine  Mehrverschuldung  in  Wertpapieren,  das 

^)  Österreich  hat  —  mit  Rücksicht  auf  seinen  Besitz  an  ungarischen  Wert- 
papieren —  im  Saldo  eine  Verschuldung  dem  Auslande  gegenüber  von  V/^  Mil- 
liarden, Ungarn  allein  —  die  Verschuldung  gegenüber  Österreich  hinzugerechnet  — 
8V4  Milliarden  Kronen. 

2)  Nach  den  »Tabellen  zur  Währungsstatistik«  6S56  Millionen  Kronen,  wo- 
von jedoch  der  damalige  ungarische  Besitz  an  österreichischen  Wertpapieren  per 
rund  80  Millionen  Kronen  in  Abzug  zu  bringen  ist. 

3)  Hiebei  wurde  für  die  ungarischen  Staatspapiere  der  Durchschnitt  des 
Auslandsplaeements  in  den  Jahren  1900  bis  1905  mit  1831  Millionen  Kronen,  die 
übrigen  Positionen  mit  den  Ziffern  der  Jahre  1904,  beziehungsweise  1905  nach 
Fellners  >Die  Zahlungsbilanz  Ungarns«  eingestellt.  In  der  Wirklichkeit  muß  im 
Jahre  1901  das  Placement  der  ungarischen  Wertpapiere  im  Zollauslande  geringer 
gewesen  sein  als  das  oben  ausgewiesene. 

*)  Nach  Gruber  betrug  die  Zinsenzahlung  der  ausländischen  Wertpapiere 
in  Österreich-Ungarn  um  jene  Zeit  rund  20  Millionen  Kronen. 
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heißt  eine  Effektenraehrausfuhr  von  443  Millionen  Kronen  —  in  der 
Zeit  von  1901  bis  1911. 

Wenn  wir  annehmen  (wofür  Daten  fehlen),  daß  in  den  Jahren 
1912  und  1913  diese  Effektenraehrausfuhr  sogar  um  200  Millionen, 
folglieh  auf  663  Millionen  gestiegen  ist,  so  bringen  wir  unter  Be- 
rücksichtigung des  Goldausfuhrüberschusses  von  323  Millionen  Kronen 
die  Deckung  des  Passivums  der  Zahlungsbilanz  seit  1901  bestenfalls 
auf  rund  eine  Milliarde  Kronen.  Indessen  ist  das  durch  die 
Passivierung  der  Handelsbilanz  von  1908  bis  1913  bewirkte  Passivum 
der  Zahlungsbilanz  mit  350  Millionen  Kronen  pro  Jahr  —  zusammen 
mit  den  Jahrespassiven  der  Zahlungsbilanz  von  1901  bis  1907  von 
je  30  Millionen  Kronen i)  —  mit  1990  Millionen  Kronen  (rund 
zwei  Milliarden  Kronen)  anzunehmen. 

Auf  diese  Weise  hätten  wir  unmittelbar  vor  Kriegsausbruch  mit 
einem  durch  Wertpapiere  nicht  gedeckten  Passivum  der  Zahlungs- 
bilanz, mit  einer  nicht  gedeckten  Mehrverschuldung  der 
Monarchie  von  rund  einer  Milliarde  Kronen  zu  tun.  Sollte 
diese  Ziffer  als  zu  hoch  erscheinen,  sollte  sich  der  in  der  gegen- 
wärtigen Berechnung  angewendete  Optimismus  als  noch  zu  wenig  frei- 
gebig herausstellen,  sollte  insbesondere  das  Aktivum  des  Fremden- 
verkehres viel  mehr  betragen  haben  als  45V4  Millionen  Kronen  pro 
Jahr^),  so  hatten  wir  es  jedenfalls  mit  einer  einige  hundert  Mil- 
lionen Kronen  betragenden,  ungedeckten  Mehrverschuldung  der 
Monarchie  zu  tun  —  mit  einer  Mehrverschuldung,  die  zumeist  in 
kurzfristigen  auswärtigen  Bankkrediten  bestand  und  entweder  nach 
und  nach  in  Geschäftsanteile  an  österreichischen  und  ungarischen 
Unternehmungen  (insbesondere  in  der  Eohölbranche,  woran  England, 
Frankreich  usw.  ziemlich   ausgiebig  teilnahmen)  umgewandelt  wurde 


^)  Hiebei  wird  in  optimistischer  Weise  angenommen,  daß  in  der  Zeit  von 
1901  bis  1908  das  Zurückgehen  des  Aktivums  der  Handelsbilanz  durch  die  Steige- 
rung der  Auswanderergelder  ausgeglichen  wurde. 

^)  Vgl.  hiezu  folgende  mir  in  der  letzten  Stunde  zugekommene  Äußerung 
eines  hervorragenden  österreichischen  Wirtschaftspolitikers:  »Unser  Aktivum  aus 
dem  Fremdenverkehr  ist  von  Pellner  mit  45 V4  Millionen  Kronen  viel  zu  gering 
angegeben.  So  viel  entfällt  allein  auf  Karlsbad.  Man  könnte  mit  Franzensbad,  Tirol, 
Salzburg,  Salzkammergut,  Wien  usw.  zumindest  250  bis  300  Millionen  Kronen  an- 
nehmen. Unsere  Eeisen  im  Ausland  dürften  höchstens  100  Millionen  Kronen  ge- 
kostet haben.«  Nach  meiner  Empfindung  ist  diese  Sehätzung  eine  viel  zu  optimistische, 
obwohl  ich  ihr  oben  (im  Texte)  im  Endergebnisse  Rechnung  getragen  habe. 
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oder  beim  Kriegsausbruch  einer  ständigen  Deckung  mit  Hilfe  eines 
weiteren  Efifektenexportes  noch  immer  harrte.^) 

Die  Tatsache  der  Mehrverschuldung  der  Monarchie  dem  Aus- 
lande gegenüber  in  den  Jahren  1911 — 1912  im  Vergleiche  zum 
Durchschnitte  von  1892  bis  1901  geht  auch  aus  den  oben  angeführten 
Ziffern  der  Jahresleistung  der  Monarchie  an  Zinsen,  Kapitalstilgungen, 
Dividenden  u.  dgl.  hervor.  Diese  Ziffer  stieg  von  327  auf  384,  folglich 
um  57  Millionen  Kronen,  was  einer  Mehrverschuldung  von  mehr  als 
einer  Milliarde  entsprechen  würde.  Es  ist  jedoch  nach  dem  allgemeinen 
Bilde  der  Situation  anzunehmen,  daß  der  Betrag  der  statistisch  nicht 
erfaßbaren  (beziehungsweise  nicht  erfaßten)  offenen  Bank-  und  Privat- 
kredite, insbesondere  der  ausländischen  Beteiligungen  an  Rohölgruben 
und  anderen  inländischen  Geschäften,  unmittelbar  vor  Kriegsausbruch 
viel  höher  war  als  vor  1901,  so  daß  sich  die  fragliche  Differenz  um 
20  bis  30  Millionen,  folglich  auf  77  bis  87  Millionen  Kronen  erhöhen 
dürfte,  was  der  oben  ausgewiesenen  Mehrverschuldung  von  einer  Mil- 
liarde und  einigen  hundert  Millionen  Kronen  entsprechen  würde. 

Sind  aus  der  Tatsache  dieser  Mehrverschuldung  ungünstige 
Schlüsse  für  die  innerwirtschaftliche  Lage  der  Monarchie  zu  ziehen? 
Äußerlich  bedeutet  sie  die  Vergrößerung  des  Abstandes  zwischen  der 
Monarchie  und  dem  Deutschen  Reiche,  welches  aus  dem  Titel  des  auf 
20  bis  35  Milliarden  Mark  geschätzten  Kapitalsexportes  ein  jährliches 
Zinsenforderungssaldo  von  IV4  bis  IV2  Milliarden  Mark  gegenüber 
dem  Auslande  hat  und  eine  halbe  Milliarde  Mark  an  Seetransport- 
und  Reiseverkehrsgewinnen  einnimmt.  Dabei  betrug  das  Passivum  der 
deutschen  Handelsbilanz  im  Jahre  1913  in  Mark  nicht  wesentlich 
mehr  als  das  der  österreichisch-ungarischen  in  Kronen! 

Das  Aktivum  der  ganzen  deutschen  Zahlungsbilanz  wurde  noch 
im  Jahre  1905,  beziehungsweise  1907  von  van  der  Borght  und 
Satorius  v.  Waltershausen  auf  584'7,  beziehungsweise  567*3 
MilUonen  Mark  geschätzt  und  dürfte  seither  um  einige  hundert  Mil- 
lionen Mark  gestiegen  sein.     Die  Mehreinfuhr  an  Edelmetallen  nach 


^)  Die  Beteiligung  Englands,  Prankreichs  und  Belgiens  an  der  galizisehen 
Rohölprodulition,  welche  zum  größten  Teile  in  den  letzten  Jahren  entstanden  ist, 
wird  in  der  »Wirtschaftszeitung  der  Zentralmäehte«  vom  5.  Mai  1916,  8.  7,  auf 
250  Millionen  Kronen  geschätzt.  Diese  Ziffer  seheint  mir  zu  hoch  gegriffen  zu  sein. 
Allenfalls  hat  in  den  letzten  Jahren  auch  die  Beteiligung  des  deutschen  Kapitals 
beträchtlich  zugenommen, 
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Deutschland  betrug  in  der  Zeit  von  1901  bis  1910  1999  Millionen 
Mark,  von  1911  bis  1913  (an  Gold  allein)  675  Millionen  Mark,  zu- 
sammen (1901  bis  1913)  mindestens  2674  Millionen  Mark  (während 
in  Österreich-Ungarn  in  jener  Zeitperiode  die  Mehreinfuhr  durch  die 
Mehrausfuhr  beinahe  gänzHch  aufgehoben  wurde). 

Die  steigende  Mehrverschuldung  der  Monarchie  dem  Auslande 
gegenüber  wird,  wie  wir  gesehen  haben,  durch  die  ständige  und 
große  Passivität  der  Handelsbilanz  bewirkt.  Sollte  diese  Mehrverschul- 
dung vorwiegend  dazu  dienen,  um  durch  Investitionen  neue  Produk- 
tionskräfte ins  Leben  zu  rufen  oder  auch  alte  zu  stärken,  zu  ent- 
wickeln und  durch  den  gesteigerten  Export  von  Waren  sowie  von 
Ersparnissen  mit  der  Zeit  die  Auslandsverschuldung  zu  tilgen  oder 
wenigstens  zu  verzinsen,  dann  wäre  sie  nur  zu  begrüßen.  ^)  Allerdings 
hat  die  langsam,  aber  doch  fortschreitende  Kapitalisierung  der  Mon- 
archie in  der  in  Betracht  kommenden  Zeit  namhafte  Beträge  für 
fruchtbringende  öffentliche  Investitionen  geleistet,  und  dem  gleichen 
Zwecke  ist  auch  ein  Teil  des  Erlöses  aus  dem  gestiegenen  Efifekten- 
exporte  zugeströmt.  Eine  Eeihe  von  österreichischen  und  ungarischen 
Industriebranchen  hat  eine  Erweiterung  und  Modernisierung  ihrer 
Etablissements  vorgenommen.  Wie  es  jedoch  aus  der  geringen  Steige- 
rung des  Fabrikatenexportes  zu  ersehen  war  und  wie  es  auch  hin- 
sichtlich des  inneren  Absatzes  bekannt  ist,  war  es  bis  zum  Kriegsaus- 
bruche der  Industrie  im  großen  und  ganzen  nicht  möglich,  mit  diesen 
Investitionen  die  bekannten  Hemmungen,  insbesondere  auch  jene  des 
Zollsystems,  zu  überwinden  und  entweder  den  Export  bedeutend  zu 
steigern  oder  eine  entsprechend  steigende  Nachfrage  im  Inlande  zu 
züchten.  Insbesondere  befand  sich  jene  Industrie,  auf  deren  Konto  die 
meisten  der  in  Betracht  kommenden,  mit  ausländischen  Maschinen 
bewirkten  Investitionen  fallen,  die  Textilindustrie,  seit  einigen  Jahren 
mehr  oder  weniger  in  einer  Überproduktionskrise.  So  können  Investi- 
tionen mit  Hilfe  geborgten,  ausländischen  Geldes  volkswirtschaftlich 
gefährlich  werden,  wenn  die  Produktion  im  allgemeinen  zu  viel  kostet 
und  der  Markt  wenig  aufnahmsfähig  ist.  Übrigens  betrug  die  Mehr- 
einfuhr  an  Maschinen,  Kupfer  und  sonstigen  Investitionsmaterialien  im 
Jahre  1913  gegen  das  Jahr  1907  kaum  150  Millionen  Kronen.  Die 
Passivität  der  Handelsbilanz  wurde  jedoch  in  viel  höherem  Grade  durch 

^)  Vgl.  Fellner,  >Die  Zahlungsbilanz  Ungarnsc,  S.  19;  Grunzel,  a.  a.  0. 
S.  167. 
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die  gesteigerte  Einfuhr  von  Lebensmitteln  i),  folglich  vorwiegend  durch 
die  Unzulänglichkeit  der  inländischen  Produktion  im  Vergleiche  zum 
Wachstume  der  Bevölkerung,  ferner  durch  die  gesteigerte  Einfuhr  solcher 
industrieller  Eohstoffe  verursacht,  welche,  wie  Häute,  Baumwolle,  Wolle, 
Jute,  Ölsämereien  u.  dgl.,  nach  Verarbeitung  dem  unmittelbaren  Kon- 
sume  dienen  und  nicht  zu  Investitionen  dienen.  Ungefähr  ein  Viertel 
dieser  Mehreinfuhr  an  industriellen  Rohstoffen,  welche  zusammen  rund 
400  Millionen  Kronen  betrug,  fand  ein  Äquivalent  in  der  um  200  Mil- 
lionen Kronen  gesteigerten  Ausfuhr  von  Fabrikaten.  2)  Um  die  übrigen 
300  Millionen  Kronen  wurde  teils  der  inländische  unmittelbare  Kon- 
sum, teils  das  Vorratslager  der  an  Überproduktion  leidenden  Industrie 
(namentlich  Textilindustrie)  zum  Teil  vergrößert,  zum  Teil  belastet.  (Denn 
bei  verschiedenen  großen  Artikeln,  wie  Baumwolle,  Ölsämereien  u.  dg!., 
sind  die  Mengen  viel  weniger  gestiegen  als  die  Werte.)  Nun  ent- 
spricht aber  diesem  gesteigerten  inländischen  Konsume,  der  übrigens 
(absolut  genommen)  viel  zu  schwach  ist,  keinesfalls  ein  entsprechender 
Zuwachs  des  Volkseinkommens.  Sonst  wäre  ja  die  Verschuldung  dem 
Auslande  gegenüber,  die  in  geringem  Maße  den  Investitionscharakter 
trägt,  geringer  anstatt  größer  geworden. 

Diese  Konsumsteigerung  wird  teilweise  nicht  mit  gesteigertem 
Volkseinkommen,  sondern  mit  steigenden  Konsumschulden  der  mittleren 
Schichten,  insbesondere  des  zahlreichen  Beamtentums,  des  IntelHgenz- 
proletariates  und  der  Kleingewerbetreibenden  sowie  des  landwirtschaft- 
lichen Proletariates  gedeckt,  welch  letzteres  unter  anderem  auch  da- 
durch zur  Auswanderung  und  Saisonwanderung  getrieben  wird.  So 
hängt  die  steigende  Verschuldung  der  Monarchie  dem  Auslande  gegen- 
über mit  der  durch  das  unrichtige  Wirtschaftssystem  genährten  Un- 
zulänglichkeit des  Volkseinkommens,  vor  allem  der  allgemeinen  Pro- 
duktion, mit  den  Schwierigkeiten  des  Absatzes,  mit  der  unrichtigen 
sozialen  Schichtung  und  mit  der  ungesunden  Verteilung  des  Volks- 
einkommens, schließlich  mit  der  durch  niedrige  Gehalte  und  Löhne 
einerseits,  durch  das  hohe  Preisniveau,  insbesondere  durch  die  teuere 


')  Auf  600  Millionen  Kronen  Mehreinfuhr  an  sämtlichen  Eohstofifen  im  Jahre 
1913  gegen  das  Jahr  1907  entfallen  auf  Lebens-  und  Genußmittel,  wie  Kaffee,  Süd- 
früchte, Getreide  und  Reis  167  Millionen  Kronen. 

2)  Hiebei  wird  immer  das  Jahr  1913  mit  dem  Jahre  1907  verglichen.  Ferner 
wurde  das  durchschnittliehe  Wertverhältnis  der  eingeführten  Rohstoffe  und  der  aus 
denselben  verfertigten  und  exportierten  Fabrikate  mit  1 : 2  angenommen. 


249 

Lebenshaltung  anderseits  bewirkten  Konsumverschuldung  breiter  Be- 
völkerungsschichten enge  zusammen. 

Aus  der  obigen  Gestaltung  der  Zahlungsbilanzverhältnisse  ist 
auch  zu  ersehen,  daß  der  oben  mit  2  bis  3  Milliarden  Kronen  jährlich 
angegebene  Zuwachs  des  Volksvermögens  weit  mehr  auf  automatischer 
Preissteigerung  der  vorhandenen  Werte,  als  auf  dem  Entstehen  neuer 
Werte  (per  saldo)  beruhen  dürfte.  Soweit  aber  neue  Werte  entstanden 
sind,  sind  sie  vielfach  in  solchen  Bauten  (insbesondere  in  öffentlichen) 
immobilisiert,  deren  Ertrag  sich  erst  langsam  entwickeln  kann.  Für 
Verkehrsanstalten,  landwirtschaftliche  Meliorationen,  industrielle  In- 
vestitionen ist  zu  wenig  verwendet  worden. 


Die  geschilderte  Passivität  der  Handels- und  Zahlungs- 
bilanz könnte  nach  dem  Gesagten  im  Hinblicke  auf  ihre 
Natur  gefährlich  werden,  wenn  keine  Chancen  vorhanden  wären, 
dieselbe  im  Laufe  der  Jahre  entweder  durch  Waren-  oder  durch  Kapitals- 
export auszugleichen  (denn  auf  die  Steigerung  der  sonstigen  Aktivposten 
der  Zahlungsbilanz,  wie  Schiffahrtseinnahmen,  Auswanderergelder,  Eeise- 
verkehrssaldo  usw.  in  der  Summe,  ist  diesfalls  wohl  nicht  zu  bauen). 

Nun  bestehen  oder  vielmehr  bestanden  nach  der  Entwicklung 
der  Dinge  in  den  letzten  Jahren  der  Friedenszeit  derartige  Chancen 
nicht  in  genügendem  Maße.  Die  weitere  Entwicklung  des  Waren- 
exportes, insbesondere  des  Pabrikatenexportes,  wurde  einerseits  durch 
die  inneren  Wirtschaftsverhältnisse,  insbesondere  durch  die  teuere  Pro- 
duktion, anderseits  durch  die  rasch  wachsende  Exportmacht  Deutschlands, 
Englands  und  der  Vereinigten  Staaten  gehemmt.  Und  doch  wäre  der 
Fabrikatenexport  für  Österreich-Ungarn  das  einzige  rationelle,  im  Hin- 
blicke auf  die  Unzulänglichkeit  der  Kohstoff-  und  Lebensmittelproduk- 
tion sowie  der  Kapitalsbildung  auch  das  einzige  in  größerem  Umfange 
mögliche  Mittel,  die  Handels-  und  Zahlungsbilanz  zu  bessern.^)   Daß 

0  Derselben  Ansieht  sind  unter  anderen  Hertz,  a.a.O.  S.  698,  Grunzel, 
a.  a.  0.  S.  244;  es  sind  auch  folgende  zutreffende  Bemerkungen  Bärnreithers 
(»Handelspolitische  Ausblicke«,  Wien  1913,  S.  7  und  9)  zu  beachten: 

»Es  handelt  sich  nur  darum,  ob  unsere  Industrie  aus  der  Konsumsteigerung 
der  Balkanstaaten  wird  Nutzen  ziehen  können.  Das  wird  nun  zum  großen  Teile 
von  unserer  Exportenergie  abhängen.  Man  hört  wohl  manchmal:  wir  haben  ja 
den  Export  nach  Ungarn  und  Galizien,  und  wenn  wir  nur  nach. allen 
Seiten  genug  hohe  Zölle  haben,    wozu    in  die  Ferne  sehweifen,   unser 
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es  der  Monarchie  an  großem  industriellen  Geschick  nicht  mangelt,  hat 
der  Weltkrieg  erwiesen.  Es  handelt  sich  darum,  die  Hindernisse  aus 
der  Zeit  vor  dem  Weltkrieg  nicht  von  neuem  einreißen  zu  lassen. 

Für  den  Kapitalsexport  ist  die  Kapitalsbildung  in  Österreich- 
Ungarn  gegenwärtig  zu  wenig  fortgeschritten,  das  Kapital  zu  wenig 
rührig  und  der  ausländischen,  insbesondere  der  deutschen  Konkurrenz 
zu  wenig  gewachsen,  da  erfahrungsgemäß  auch  in  solchen  Gebieten, 
die,  wie  der  Balkan,  in  unserer  unmittelbaren  Einflußsphäre  liegen, 
die  Deutschen  uns  auch  im  Kapitalsexporte  zuvorkommen.^) 

Absatz  liegt  so  nah!  Es  gibt  meiner  Meinung  nacli  keine  gefährlichere 
Theorie  als  diese.  Wir  dürfen  kein  isolierter  wirtschaftlicher  Binnenstaat  werden, 
sonst  können  wir  auf  eine  günstige  Zahlungsbilanz  nicht  rechnen,  sonst  müssen 
wir  zusehen,  wie  unsere  überschüssige,  bei  uns  nicht  beschäftigte  Bevölkerung  ihre 
guten  Kräfte  den  konkurrierenden  Handelsstaaten  leiht  und  wie  der  Schwung,  der 
Unternehmungsgeist,    der  auf  der  ganzen  Welt  Triumphe  feiert,  bei  uns  erlahmt.  < 

»Wir  haben  im  Jahre  1911  nach  zwei  der  aufstrebendsten  Ländern  der 
Welt,  Argentinien  und  Brasilien,  nach  deren  Märkten  alle  europäischen  Staaten  zu- 
streben, zusammen  um  rund  30  Millionen  Kronen  Waren  exportiert,  während  der 
Export  Deutsehlands,  das  ja  seiner  landwirtschaftliehen  Produktion  mindestens  die- 
selbe Sorgfalt  zuwendet  wie  wir,  im  selben  Jahre  dahin  nahe  an  eine  halbe  Mil- 
liarde Kronen  betrug.  Das  ist  ein  ungeheures  Mißverhältnis,  selbst  wenn  man  alle 
Deutsehland  zugute  kommenden  Umstände  in  die  Wagsehale  legt.« 

Von  diesen  der  Sorge  um  die  gesamte  Volkswirtschaft  der  Monarchie  und 
der  Kenntnis  der  einschlägigen  Verhältnisse  entspringenden  Anschauungen  sticht 
unangenehm  und  höchst  charakteristisch  der  letzte  Jahresbericht  jener  alpinen 
Montangesellsehaft  ab,  deren  hohe  Dividenden  an  einer  anderen  Stelle  ausgewiesen 
wurden.  Die  Alpine  Montangesellschaft  ist  darüber  hocherfreut,  daß  sie  während  des 
Krieges  ihre  hohen  Gewinne  durch  den  Verkauf  im  Inlande  erzielen  konnte  und 
den  Weltmarkt  nicht  aufsuchen  mußte!  Welcher  Gegensatz  zu  der  Absatz- 
politik der  deutschen  Eisenindustrie,  welche  in  der  Förderung  des  Exportes  selbst  in 
das  entgegengesetzte  Extrem  verfällt  und  vielleicht  zu  stark  dem  Dumping  huldigt! 
Eine  solche  der  unentbehrlichen  Gesundung  der  Handels-  und  Zahlungsbilanz  wie 
der  inneren  Wirtsehaftsbilanz  feindliche  Gesinnung  der  durch  hohe  Zölle  geschützten, 
monopolistischen  Großsehwerindustrie  ist  ein  unwiderlegbares  Argument  für  die 
Herabsetzung  der  österreiehiseh-imgarischen  Eisenzölle  im  Verkehre  mit  Deutschland! 

^)  Nach  Wiedenfeld  (in  Herkners  Sammelwerk,  II.  Teil,  S,  400)  ist  in 
der  Türkei  das  deutsche  Kapital  mit  einer  Milliarde,  das  österreichisch-ungarische 
sehr  schwach  (vielleicht  nicht  mit  einem  Zehntel)  vertreten. 

Ungeachtet  der  oben  angedeuteten  Schwierigkeiten  wird  der  Kapitalsexport 
(als  ein  Mittel  der  Warenexportförderung)  auf  das  Programm  der  österreichisch- 
ungarischen  Wirtschaftspolitik  gesetzt  werden  müssen  (s.  unten  im  Abschnitte 
»Kapitalsverhältnisse«);  sein  Umfang  wird  jedoch  in  absehbarer  Zeit  die  Gestaltung 
der  Zahlungsbilanz  kaum  beeinflussen  können. 
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Den  besten  Beleg  dafür,  daß  ein  Äquivalent  für  die  passive 
Zahlungsbilanz  in  der  inneren  Wirtschaftsbilanz  der  Monarchie  nicht 
gefunden  werden  kann  und  daß  in  dieser  inneren  Wirtschaftsbilanz 
nicht  nur  überhaupt  eine  Unterproduktion  und  ein  Unterkonsum  auf- 
treten, sondern  daß  diese  beunruhigenden  Erscheinungen  immer  stärker 
werden,  bietet  wieder  das  gerade  in  den  letzten  Jahren  ungemein  starke 
Anwachsen  der  überseeischen  Auswanderung,  zu  welcher  sich  eine  noch 
stärkere  Saisonwanderung  gesellte.  Es  ist  wohl  auch  klar,  daß  die  letztere 
Erscheinung  einerseits  allerdings  eine  Entlastung  des  überbevölkerten 
Gebietes,  folglich  eine  Erleichterung  der  Versorgung  desselben,  ander- 
seits aber  per  saldo  (das  ist  nach  Abzug  der  mitgebrachten  oder 
zugesendeten  Gelder)  einen  großen  Verlust  an  Erziehungskapital  und 
Arbeitskraft,  wohl  auch  an  Konsumenten  für  Industrieerzeugnisse  be- 
deutet, in  welch  letzterer  Beziehung  sie  einer  weiteren  Einengung  des 
inneren  Marktes  gleichkommt. 

Diese  Tatsache  steht  hoch  über  allen  anderen  Betrachtungen  und 
angesichts  derselben  darf  man  sieh  über  die  Erstarkung  einer  Eeihe 
von  Industriebranchen,  über  die  unter  anderem  auch  in  dem  Gelingen 
der  Kriegsanleihen  zum  Ausdrucke  gelangende  Mehrung  der  Spar- 
kraft der  Bevölkerung,  über  die  Hebung  des  Wohlstandes  und  sogar 
des  Luxus  in  besser  situierten  Klassen,  nicht  hinwegtäuschen  lassen.^) 
Ungeachtet  der  in  den  letzteren  Erscheinungen  zutage  tretenden  ein- 
seitigen Besserung  der  wirtschaftlichen  Lage  einer  dünnen  Schichte 
wird  die  volkswirtschaftliche  Lage  im  allgemeinen  immer  un- 
günstiger, die  Wirtschaftsbilanz  immer  schwächer,  da  die  Volkswirt- 
schaft der  Monarchie  immer  weniger  imstande  ist,  den  natürlichen 
Zuwachs  der  Bevölkerung  auf  ihren  Etat  zu  nehmen  und  die  im  Lande 
bleibende  Bevölkerung  so  zu  ernähren,  dieselbe  auf  einen  solchen 
»Standard  ofhfe«  zu  bringen,  wie  es  z.B.  jener  Deutschlands  ist  und 
wie  es  auch  den  Ansprüchen  der  Monarchie  auf  eine  hervorragende 
Stelle  unter  den  zivilisierten  Eeichen  entsprechen  würde. 

Man  könnte  sich  wohl  auf  den  Standpunkt  stellen,  daß  die  Mon- 
archie vorläufig  keine  unbedingt  schlechte  Handelsbilanz  und  vorläufig 
auch  keine  unbedingt  schlechte  Zahlungsbilanz  hat  (es  wird  hier  immer 
nur  die  Zeit  bis  zum  Kriegsausbruch  ins  Auge  gefaßt),   wenn  auch 

^)  Der  Wert  der  Einfuhr  von  Südfrüchten  stieg  von  1893  bis  1913  von 
20  auf  60  Millionen  Kronen,  von  Schaumwein  von  2  auf  5,  von  Frühgemüse  von 
10  auf  24,  von  Seidengespinsten  und  Seidenwaren  von  63  auf  113  usw. 
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beide  passiv  sind.  Allein  angesichts  des  Zusammentreffens  dieser 
Passivitäten  mit  der  Passivität  der  inneren  Wirtschaftsbilanz, 
mit  der  gleichzeitig  steigenden  Unzulänglichkeit  des  Volks- 
einkommens, der  Produktion  und  des  Konsums,  mit  den  ge- 
ringen Chancen  der  Entwicklung  des  Waren-  und  Kapitals- 
exportes, ist  eine  Steigerung  der  finanziellen  Abhängigkeit  der  Mon- 
archie dem  Auslande  gegenüber,  wobei  Deutschland  naturgemäß  in 
den  Vordergrund  tritt,  vorauszusehen.^)  Damit  wäre  aber  auch  die 
Gefahr  einer  steigenden  politischen  Abhängigkeit  verbunden. 

Im  Völkerverkehre  kann  wohl  der  Gläubiger  vom  Schuldner 
abhängig  werden,  jedoch  nur  dann,  wenn  der  Schuldner  stärker  als 
der  Gläubiger  ist  und  nur  vorläufig  zu  der  erforderlichen  Kraftentfaltung 
noch  nicht  gelangen  konnte.  So  ist  die  Abhängigkeit  des  Gläubigers 
Frankreich  vom  Schuldner  Rußland  leicht  erklärlich.  Von  solchen 
Fällen  abgesehen,  müssen  im  Völkerverkehre  Schulden  in  irgend  einer 
Form  immer  bezahlt  werden.  Hie  und  da  wird  auf  die  ständige  Pas- 
sivität der  türkischen  Zahlungsbilanz  als  auf  ein  Kuriosum,  eine  direkte 
Negation  der  Zahlungsbilanztheorie,  hingewiesen,  da  eine  Ausgleichung 
dieser  Passivität  nicht  ersichtlich  ist.  Eine  Ausgleichung  findet  aber 
doch  statt.  Sie  erfolgt  zum  Teil  durch  die  von  der  Türkei  dem  fremden 
Kapitale  seit  jeher  gewährten  Konzessionen,  durch  verschiedene  Er- 
leichterungen, welche  die  Türkei  der  Penetration  commercielle 
bieten  muß.  Kurz  und  gut,  wurde  bisher  die  Passivität  der  türkischen 
Zahlungsbilanz  durch  die  steigende  wirtschaftliehe  Abhängigkeit  und 
politische  Schwäche  ausgeglichen.  2) 

^)  Schon  im  Jahre  1903  war  beinahe  die  Hälfte  (4653  Millionen  Kronen)  der 
im  Auslande  piaeierten  österreichischen  und  ungarischen  Wertpapiere  (9809  Millionen 
Kronen)  in  Deutschland,  Nach  den  von  Pellner  (»Das  Volksvermögen  usw.«)  an- 
geführten Daten  sowie  nach  sonstigen  Informationen  kann  mit  Sicherheit  angenommen 
werden,  daß  der  Anteil  Deutsehlands  seither,  bis  zum  Kriegsausbrüche,  gestiegen  ist. 
Die  Kriegszeit  hat  aber  eine  weitere  Steigerung  desselben  —  von  viel  mehr  als 
einer  Milliarde  Kronen  —  mit  sich  gebracht. 

^)  An  dieser  Tatsache  wird  im  Wesen  nichts  geändert  dadurch,  daß  gewöhn- 
lieh daran  vergessen  wird,  daß  die  türkische  Ausfuhrstatistik  viel  lückenhafter  als 
die  Einfuhrstatistik  ist  und  daß  in  der  türkischen  Zahlungsbilanz  noch  folgende 
besondere  Aktivposten  zum  Vorscheine  gelangen:  1.  ein  riesenhafter  Pilger-  und 
Fremdenverkehr  in  Konstantinopel,  Jerusalem,  Mekka,  Kerbela  usw.;  2.  Benützung 
der  türkischen  Hafeneinriehtungen  durch  zahlreiche  fremde  (auch  transitierende) 
Schiffe;  3.  Auswanderergelder  aus  den  Vereinigten  Staaten,  Südamerika,  Trans- 
kaukasien;   4.  christlich-kirchliche,  jüdische  und  auch  mohammedanische  Geldauf- 
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Nun  dürfte  aber  nach  dem  Kriege  die  ohnehin  passive  Zahlungs- 
bilanz der  Monarchie  infolge  des  gewaltig  in  die  Höhe  gegangenen 
Staatsbedarfes  und  der  Minderung  der  normalen  Staatseinnahmen, 
infolge  der  Depekoration  und  Aufzehrung  der  Bestände  an  industriellen 
Stoffen  sowie  der  unbedingten  Notwendigkeit  einer  gewaltigen  Er- 
gänzung derselben  noch  passiver  werden  —  ohne  Aussichten  auf  un- 
mittelbare Ausgleichung  mit  Hilfe  des  Exportes.  Dadurch  würde  die 
wirtschaftliche  Abhängigkeit  der  Monarchie  vom  Auslande,  insbe- 
sondere von  Deutschland,  mit  allen  ihren  Konsequenzen,  die,  wie  er- 
wähnt, auch  ins  Politische  hinübergreifen  können,  noch  größer  werden. 
Eine  solche  gefährliche  Gestaltung  der  Verhältnisse  kann  aber  durch 
den  Abschluß  eines  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  mit  Deutschland 
auf  der  Basis  der  Selbständigkeit  und  der  potenziellen  Gleichwertig- 
keit vermieden  werden  —  da  dieses  Bündnis  für  Deutschland  eben 
infolge  dieser  potenziellen  Gleichwertigkeit  beider  Faktoren  einen 
eminenten  politischen  und  handelspohtischen  Vorteil  darstellen  würde. 
Österreich-Ungarn  kann  der  Gefahr  einer  steigenden  Abhängigkeit 
von  Deutschland  nicht  entgehen,  wenn  es  nicht  rechtzeitig  diese 
drohende  Abhängigkeit  in  eine  Gemeinsamkeit  und  infolgedessen  die 
formelle  Gleichberechtigung  in  eine  tatsächliche  umwandelt.  Anstatt 
ein  übermächtiger  und  immer  stärkerer  Gläubiger  der  Monarchie  zu 
sein,  soll  Deutschland  rechtzeitig  ein  Kompagnon  derselben  werden. 
Für  derlei  Umwandlungen  von  Forderungen  in  Geschäftsanteile  finden 
wir  im  modernen  Geschäftsleben  Beispiele  genug. 

Wenn  auf  die  gegenwärtigen  welterschtitternden  Vorgänge  die 
Ostwal dsche  Energielehre  angewendet  wird,  so  ist  gerade  Deutsch- 
land gegenwärtig  dasjenige  Gebiet,  über  welchem  sich  die  mäch- 
tigste Energiesäule  erhebt  und  auf  welchem  sich  die  gröiäte  Energie- 
spannung konzentriert.  Damit  diese  Säule  mit  der  Zeit  (im  Sinne  der 
Ostwal dschen  Lehre)  dem  übrigen  Mitteleuropa  nicht  gefährlich 
werde,  soll  dasselbe  rechtzeitig  an  der  Weiterbildung  dieser  Energie- 
säule teilnehmen  und  sich  in  die  mutmaßlich  noch  lange  nicht  zu 
zerstreuende  Energiespannung,  als  ein  tätiger  Faktor,  einfügen. 

Damit  aber  Deutschland  jenen  oben  erwähnten  Vorteil  erblicke, 
welcher  ihm  durch  das  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  geboten  wird  — 

Wendungen  für  religiöse  und  wohltätige  Zwecke  auf  türkischem  Boden;  5.  große 
Ausgaben  des  Auslandes  für  Gesandtschaften,  Konsulate,  politische  und  kulturelle 
Propaganda  in  der  Türkei. 
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nm  von  einem  Gläubiger  ein  Kompagnon  der  Monarchie  auf  dem 
wirtschaftliehen  Gebiete  werden  zu  wollen  und  die  bisher  gehegte 
Achtung  für  den  Bundesgenossen  zu  behalten  und  zu  pflegen  —  ist 
es  unerläßlich,  daß  Österreich-Ungarn  den  festen  Willen  betätige,  mit 
Verschiebungen  im  Wirtschaftssysteme,  vielleicht  auch  Opfern,  die  bis- 
herige Eückständigkeit  zu  beheben  und  solche  Verhältnisse  zu  schaffen, 
damit  die  Produktion  und  der  Konsum  gestärkt  und  verbilligt  werden, 
damit  sich  der  Waren-  und  der  Kapitalsexport  entwickle,  damit  die 
Auswanderung  aufhöre  und  sämtliche  von  der  eigenen  Volkswirtschaft 
erzeugten  Werte  (auch  die  Menschenwerte)  der  weiteren  Stärkung 
derselben  gewahrt  bleiben. 

Dazu  ist  es  weiter  unerläßlich,  daß  Österreich-Ungarn  in  eine 
neue  Arbeitsteilung  zwischen  sich  und  Deutschland,  gleichwie  in  eine 
volkswirtschaftlich  gesündere  Verteilung  des  Volkseinkommens  —  unter 
anderem  im  Wege  einer  grundsätzlichen  Änderung  des  Zollsystems 
(wohl  auch  des  Steuersystems  u.  dgl.,  ferner  in  einzelnen  Gebieten  im 
Wege  einer  Agrarreform)  —  einwillige,  das  Solidarschutzprinzip  fallen 
lasse,  gewissen  Zöllen  ihren  Bereicherungscharakter  benehme,  die 
Eeicheren  dazu  verhalte,  zum  Wohle  der  Gesamtheit  auf  einen  Teil 
ihrer  Monopolgewinne  zu  verzichten. 


Um  nun  auf  die  Weltströmung  zurückzukommen,  die  sich  in 
den  letzten  Jahren  gegen  die  bisherige  Überschätzung  der  Wirk- 
samkeit der  Schutzzölle  wendet,  so  hat  sich  dieselbe  gerade  in  der 
allerletzten  Zeit  nicht  nur  in  der  Literatur  und  nicht  bloß  in  Ge- 
lehrtenstuben bemerkbar  gemacht. 

Je  stärker  die  Wirtschaft,  desto  eher  darf  sie  sich  den  Luxus 
der  Nachteile  des  übertriebenen  Protektionismus  erlauben.  Die  Wirt- 
schaft der  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  ist  zweifellos  als  eine 
der  stärksten,  wenn  nicht  als  die  stärkste  zu  betrachten. 

Nun  hat  sich  ein  Jahr  vor  dem  Ausbruche  des  Weltkrieges  eben 
diese  stärkste  Wirtschaft  für  das  Aufgeben  des  übertriebenen  protektio- 
nistischen  Systems,  für  die  allgemeine  Verbilligung  des  Konsums  und 
der  Produktion,  für  die  weitgehendste  Förderung  der  Erzeugung  von 
Fertigfabrikaten,  für  die  Einschränkung  der  Übermacht  der  Privattrusts 
entschlossen,  denn  sie  sah  auf  der  einen  Seite  die  durch  den  über- 
triebenen Protektionismus  bewirkten  Hemmungen  sowohl  im  inneren 
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Konsum  als  auch  im  Exporte  und  schrieb  dem  Hochsehutzzoll  die  Mit- 
schuld an  der  Krise  der  Jahre  1905  bis  19U9  zu;  anderseits  war  die 
Erstarkung  einer  Eeihe  wichtiger  Produktionen  als  Folge  des  Schutz- 
zollsystems bereits  in  genügendem  Maße  eingetreten,  und  die  Union 
konnte  nunmehr  gerade  von  der  Verbilligung  des  Konsums  und  der 
Produktion  (und  eben  nur  von  einer  solchen  Verbilligung)  eine  noch 
größere  Erstarkung  der  Produktion,  des  Konsums  und  des  Exportes 
erwarten.  Die  aus  Anlaß  der  Beschließung  des  neuen  nordamerika- 
nischen Zolltarifes,  des  Underwoodtarifes  (vom"  3.  Oktober  1913), 
welcher  die  obigen  neuen  Prinzipien  in  sehr  weitem  Maße  reahsiert, 
gesprochenen  Worte  des  Präsidenten  Wilson  passen  auch  teilweise  für 
die  Verhältnisse  der  Monarchie:  >Bewußt  oder  unbewußt  haben  wir 
ein  System  von  Privilegien  und  der  Befreiung  vom  Wettbewerbe  auf- 
gebaut, das  jeder,  auch  der  rohesten  Form  von  Kombination,  die 
Schaffung  von  Monopolen  leicht  machte.  Wir  müssen  alles  abschaffen, 
was  nach  Privilegien  oder  künstlichen  Bedingungen  aussieht,  damit 
unseren  Geschäftsleuten  und  Produzenten,  als  Ansporn,  die  ständige 
Notwendigkeit  auferlegt  werde,  leistungsfähig,  wirtschaftlich  und  unter- 
nehmend zu  werden.  <  Der  Underwoodtarif  bringt  eine  gewaltige  Ver- 
billigung der  Eohstoffe,  der  Halbfabrikate,  der  Hilfs-  und  Betriebs- 
mittel der  industriellen  und  landwirtschaftlichen  Produktion  und  selbst 
solcher  Fertigfabrikate,  die  bloß  eine  geringe  Veredlung  zu  erfahren 
haben,  schließlich  der  Lebensmittel,  und  es  befinden  sich  die  meisten 
der  einschlägigen  Artikel  auf  der  Freiliste^);  außerdem  sind  die  be- 
stehenbleibenden Zölle  vielfach  von  40  bis  607o  des  Warenwertes 
(Paynetarif)  auf  10  bis  257o  herabgesetzt  worden. 2)  Es  wurde  erkannt, 
daß  jene  Industrien,   die   einen   starken  Export   pflegen,   eines  Zoll- 


^)  Darunter  auch  Zucker,  was  nach  dem  Kriege  für  Mitteleuropa  von  be- 
sonderer Wielitigkeit  werden  könnte  —  insbesondere  als  eventueller  Ersatz  für  die 
übrigens  nicht  sehr  wahrscheinliche  Schwächung  des  englischen  Absatzes.  Die  Zoll- 
freiheiten des  Underwoodtarifes  für  Lebensmittel  traten  sofort,  d.  h.  am  4.  Oktober 
1913,  in  Kraft.  Nur  die  Zollfreiheit  für  Zucker  sollte  erst  am  1.  Mai  1916  in  Kraft 
treten.  Eine  Zeitlang  wurde  viel  von  Bemühungen  gesprochen,  diese  Zollbefreiung 
wieder  rückgängig  zu  machen.  Anscheinend  ist  sie  hinausgeschoben  worden. 

-)  Laut  Privatberiehten  bekundete  im  Jahre  1914  die  nordamerikanische  Woll- 
warenindustrie, welche  sich  bisher  zumeist  auf  die  (ungenügende)  Versorgung  des 
inneren  Marktes  beschränkte,  infolge  Zollermäßigung  für  Wolle  und  Kammzeug  ein 
wesentlich  gesteigertes  Interesse  für  den  Auslandsmarkt  und  leitete  den  Export  von 
Herren-  und  Damenkleiderstoffen  in  größerem  Umfange  ein. 


256 

Schutzes  nicht  bedürfen  (z.  B.  Kassen,  Linotypes,  Nähmaschinen,  Schreib- 
maschinen, Maschinen  für  die  Schuherzeugung  u.  dgl.),  und  durch  die 
Versetzung  solcher  Artikel  auf  die  Freiliste  wurde  das  im  großen  und 
ganzen  als  schädlich  erkannte  Dumpingsystem  unmöglich  gemacht. 
Es  wurde  bereits  bei  einem  anderen  Anlasse  bemerkt,  daß  der  Under- 
woodtarif  eine  Revision  der  Zölle  nach  unten  voraussieht,  wenn  Jdie 
Einfuhr  im  betreffenden  Artikel  weniger  als  5%  des  Konsums  be- 
trägt. Es  wurde  ferner  im  geschichtlichen  Teile  kurz  angedeutet,  daß 
die  in  den  Vereinigten  Staaten  vor  sich  gegangene  Umkehr  vom  Hoch- 
schutzzollsysteme von  ähnlichen  Erscheinungen  in  vielen  anderen 
Staaten  begleitet  war.  In  den  Zolltarifänderungen  Schwedens,  Nor- 
wegens, Bulgariens,  Portugals,  Kanadas,  Uruguays,  Kubas,  Brasiliens, 
Argentiniens,  Panamas  und  Australiens  aus  den  Jahren  1912  und  1913 
gelangen  die  Prinzipien,  sei  es  der  Verbilligung  der  Lebenshaltung, 
sei  es  der  Industrieförderung  mit  Hilfe  der  Verbilligung  der  Rohstoffe, 
Halbfabrikate,  Betriebs-  und  Hilfsmittel  zum  Ausdrucke  —  allerdings 
in  verschiedenem  Umfange.  Der  Zollschutz  wird  nach  und  nach  immer 
öfter  auf  Fertigfabrikate  und  bei  diesen  wieder  auf  die  wertvollsten 
beschränkt.  Im  Zollschutze  kommt  immer  mehr  das  Element  des  Schutzes 
des  durch  die  Arbeit  geschaffenen  Mehrwertes  vor  anderen  Elementen 
zur  Geltung. 

Wenn  von  vielen  Seiten  (auch  meiner  Ansicht  nach  mit  Recht) 
angenommen  wird,  England  werde  mit  Rücksicht  auf  seine  Finanzlage 
nach  dem  Kriege  zum  schutzzöUnerischen  System  übergehen  müssen, 
so  dürfte  dies  nur  in  einem  verhältnismäßig  unbedeutenden  Umfange 
geschehen.^)  England  kann  nämlich  —  von  den  an  einer  anderen 
Stelle  noch  zu  erörternden  handelspolitischen  Schwierigkeiten  abge- 
sehen, die  ihm  aus  der  dann  unvermeidlichen  Vorzugsbehandlung  der 
Kolonien  im  Verhältnisse  zu  seinen  gegenwärtigen  Verbündeten  und  zu 
vielen  neutralen  Staaten  erwachsen  müßten  —  über  die  Tatsache  nicht 
ohneweiters  hinwegkommen,  daß  bei  seinem  freihändlerischen  Systeme 
und  bei  gleichzeitiger  Hochschutzzollpolitik  vieler  anderer  Staaten 
seine  Industrieausfuhr  im  letzten  Jahrzehnte  sich  wiederum  viel  rascher 
entwickelt  hat  als  durch  30  vorangegangene  Jahre  und  als  in  vielen 
jener    Hochschutzzollstaaten.     Übrigens    müßte    die    Einführung    des 

^)  Mutmaßlich  wird  England  zu  jener  Handelspolitik  übergehen,  die  Schilder 
in  den  »Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft«  (I.  Bd.,  S.  15—25)  als  »wehr- 
haften Freihandel«  oder  »gemäßigten  Zollschutz«  bezeichnet. 
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Schutzzollsystems  in  England  eine  ähnliehe  Maßregel  in  Britisch-Ost- 
indien  nach  sieh  ziehen,  weil  eine  ungleichmäßige  Behandlung  in 
dieser  Beziehung  im  Hinblicke  auf  die  indische  Baumwollindustrie  von 
den  gefährlichsten  politischen  Folgen  begleitet  sein  könnte.  Anderseits 
aber  wäre  eine  vom  Schutzzollsysteme  in  der  ersten  Phase  desselben 
zu  bewirkende  gewaltige  Erstarkung  der  ostindischen  Baum  Wollindustrie 
mit  einer  neuen  großen  Konkurrenzgefiihr  für  die  englische  Baum- 
wollbranche verbunden  —  welche  Gefahr  bisher  von  England  mit 
allen  möglichen  Mitteln  bekämpft  wurde.  Daran  wird  durch  die  Tat- 
sache nichts  geändert,  daß  gegenwärtig  auf  die  Dauer  des  Krieges  die 
Einführung  gewisser  Schutzzölle  in  Indien  seitens  Englands  konzediert 
v^urde.  Schumacher  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  68  und 
100)  ist  der  Ansicht,  daß  England  schon  im  Hinblicke  auf  die  »han- 
delspolitische Hilfslosigkeit«  eines  Freihandelsstaates  zum  Schutzzoll- 
system wird  greifen  müssen.  Indessen  hat  aber  Englands  Export  trotz 
dieser  »Hilfslosigkeit«  gerade  in  der  Ära  des  schärfsten  Zollschutzes 
auf  den  Kontinenten  wieder  gewaltige  Fortsehritte  gemacht! 

Zwischen  der  von  den  Vereinigten  Staaten  nebst  dem  erwähnten 
Anhange  von  kleineren  Staaten  bereits  vorgenommenen  Änderung 
des  zollpolitischen  Systems  und  den  Erfahrungen  des  gegenwärtigen 
Krieges  auf  dem  Gebiete  der  Befestigungskunst  besteht  eine  merk- 
würdige Analogie.  Bisher  wurden  in  protektionistischen  Staaten  per- 
manente Zollschutz festungen  gebaut  und  immer  mehr  verstärkt. 
Hohe  Zölle  wurden  mit  hohen  Zöllen  bekämpft,  indem  man  glaubte, 
durch  eine  derartige,  »fest  in  den  Boden  gemauerte,  betonierte  und  ge- 
panzerte« Sicherung  der  eigenen  Position  die  eigene  Gesamtproduktion 
am  besten  zum  Kampfe  rüsten  zu  können;  man  scheute  zu  diesem 
Zwecke  nicht  davor  zurück,  sogar  den  eigenen  Konsum  wesentlich  zu 
verteuern.  Als  man  sah,  daß  die  Wirksamkeit  dieses  Systems  nur  bis 
zu  einer  gewissen  Grenze  gegeben  ist  und  als  diese  Grenzen  erreicht 
wurden,  als  ferner  gleichzeitig  die  Nachteile  des  Systems  zu  empfind- 
lieh wurden,  sann  man  auf  neue  Waffen  zur  Bekämpfung  der  fremden 
Konkurrenz  im  In-  und  Auslande  —  ebenfalls  im  W^ege  der  Stärkung 
der  eigenen  Produktion.  Doch  soll  nunmehr  diese  Stärkung  nicht  durch 
Sperrmaßregeln,  nicht  durch  Zollschutzfestungen  erreicht  werden,  deren 
Uneinnehmbarkeit  angesichts  der  gleich  schweren  Artillerie  des  geg- 
nerischen Zollschutzes  illusorisch  wurde,  sondern  durch  großzügige  wirt- 
schaftliche Operationen  auf  einer  sehr  ausgedehnten  Basis,  durch  eine 

V.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I.  17 
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allgemeine  Verbilligung  der  Rohstoffe,  Halbfabrikate,  Hilfs-  und  Be- 
triebsmaterialien und  in  weiterer  Folge  der  Fertigfabrikate,  durch 
eine  weitgehende  Individualisierung  der  Sehutzmaßregeln  im  Gegen- 
satze zum  bisherigen  Solidarschutze,  schließlieh  im  Zusammenhange 
mit  den  obigen  Maßnahmen  durch  ein  Massenaufgebot  des  Konsums. 
So  wird  nicht  nur  in  der  modernsten  Kriegskunst,  sondern  auch  in 
der  modernsten  Zollpolitik  die  Superiorität  der  feldmäßigen  Befestigungen 
auf  einer  sehr  ausgedehnten  Basis  in  Verbindung  mit  einem  Massen- 
aufgebote über  das  System  der  permanenten  Festungen  in  der  Theorie 
wie  in  der  Praxis  immer  mehr  anerkannt. 

Durch  den  in  den  Vereinigten  Staaten  eingetretenen  Wandel 
wurde  die  Besserung  der  Handelsbilanz  ganz  richtig  an  der  Wurzel, 
nämlich  an  der  inneren  Wirtschaftsbilanz  angepackt.  Während  bisher 
für  die  Verbesserung  der  inneren  Wirtschaftsbilanz  vorwiegend  die 
Handelsbilanz  als  Ausgangspunkt  genommen  wurde,  schlägt  man  gegen- 
wärtig ein  umgekehrtes  Verfahren  ein.  Das  Schlagwort  lautet:  Ver- 
größerung der  Produktion  und  des  Konsums  durch  Verbilligung  beider. 
Daraus  werde  sich  die  Verbesserung  der  Handelsbilanz  schon  von 
selbst  ergeben. 

Diesem  Schlagworte  werden  sich  nach  und  nach  sämtliche 
Staaten  und  Wirtschaftsgebiete  anpassen  müssen,  und  zwar  um  so 
mehr,  als  infolge  der  durch  den  Krieg  bewirkten  Umwälzung  der 
Wirtsehaftsverhältnisse  die  Vereinigten  Staaten  für  die  allgemeinen 
Eichtlinien  der  Welthandelspolitik  viel  maßgebender  geworden  sind, 
als  sie  es  vor  dem  Kriege  waren. ^)    Stärkere  höher  entwickelte  oder 

^)  Der  Zwang  einer  solchen  Ani^assung  wird  wohl  nicht  gleich  nach  dem 
Kriege  erfolgen.  Eine  Zeitlang  wird  (unter  anderem  infolge  noch  länger  andauernder 
Sehiffahrtssehwierigkeiten,  Ringbildungen,  Währungsverschleehterungen  usw.)  ein 
allgemein  hohes  Preisniveau  anhalten,  angesichts  dessen  die  in  normalen  Zeiten 
hohen  Zölle  als  niedrig  erseheinen  und  manche  Schutzzölle  nur  P^inanzzölle  sein 
werden.  Wenn  auch  unter  anderem  bei  dem  gewaltig  gesteigerten  Pinanzerfordernisse 
der  kriegführenden  Mächte  dieses  Preisniveau  auf  den  Stand  vor  dem  Kriege  kaum 
je  sinken  dürfte,  so  ist  doch  nach  Eintritt  normaler  Verhältnisse  mit  einem  allmählichen 
Abbau  der  hohen  Preise  zu  rechnen.  Zu  einem  solchen  Abbau  dürfte  doch  teilweise 
(trotz  Eingbildungen)  die  Aufstapelung  großer  Überschüsse  an  Getreide,  anderen 
Lebens-  und  Futtermitteln  sowie  industriellen  Rohstoffen  in  überseeischen  Gebieten, 
'  Rußland  usw.  beitragen;  diese  Aufstapelung  wurde  durch  Isolierung  der  Zentral- 
mäehte  und  durch  die  gewaltigen  Sehiffahrtssehwierigkeiten  bewirkt.  (Vgl.  Ballod, 
in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  274,  der  ein  starkes  Abflauen  der  Preis- 
konjunktur auf  den  Getreidemärkten  nach  dem  Kriege  voraussieht.)  Dann  wird  aber 
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mehr  isolierte  Organismen  liönnen  leichter  eine  längere  Zeit  gegen  diesen 
Strom  schwimmen.  Dagegen  je  schwächer  und  je  enger  der  innere 
Markt,  je  größer  die  gleichzeitige  Notwendigkeit  der  Expansion,  desto 
größer  der  Zwang,  der  neuen,  im  Underwoodtarife  initiierten  volkswirt- 
schaftlichen Idee  zu  folgen.  Sonst  wären  nämlich  die  schwächeren,  die 
minder  entwickelten  Organismen  noch  weniger  als  bisher  imstande,  auf 
dem  Auslandsmarkte  sowie  im  Inlande  gegen  den  mit  der  Zeit  noch 
billiger  werdenden  Import  aus  den  Vereinigten  Staaten,  ferner  auch 
aus  jenen  Gebieten,  die  der  Union  auf  dem  Wege  der  Verbilligung 
der  Produktion  folgen  würden,  zu  konkurrieren.  Sollten  sich  aber  solche 
schwächere  und  minderentwickelte  Organismen  gegen  den  billiger 
werdenden  Import  aus  jenen  zollentlasteten  Gebieten  durch  eine  weitere 
Erhöhung  der  Zollschranken,  durch  die  Prohibition  wehren,  so  würde 
sich  daraus  eine  weitere  Verteuerung  ihrer  eigenen  Produktion  und  ihres 
Konsums,  folglich  eine  weitere  Schwächung  ihrer  Konkurrenzfähigkeit 
auf  dem  Weltmarkte  ergeben. 

Vor  allem  dürfte  Deutschland  angesichts  dessen,  daß  es  zum  großen 
Teile  auf  den  Weltexport  angewiesen  ist,  sich  genötigt  sehen,  aus  dem 
in  den  Vereinigten  Staaten  vollzogenen  Wandel  Konsequenzen  für  das 
eigene  Verhalten  zu  ziehen  —  zumindest  in  der  Form  der  Behaltung 
des  bisherigen  mäßigen  Schutzzollniveaus  —  (woraus  sich  mittelbar 
auch  für  Österreich-Ungarn  die  Notwendigkeit  einer  Anpassung  schon 
deswegen  ergibt,  weil  sonst  die  Gefahr  entstehen  würde,  daß  das  ge- 
fährlich wachsende  Zurückbleiben  der  Monarchie  hinter  Deutschland  auf 
volkswirtschaftlichem  Gebiete  in  kurzer  Zeit  noch  bedeutend  größer 
werden  würde).  In  richtiger  Empfindung  dieser  Situation  hält  unter 
anderen  Schilder  im  »Weltwirtschaftlichen  Archiv«  (Bd.  II  ex  1913, 
S.  188)  die  Hin  auf re  vidier  ung  des  deutschen  Zolltarifes  nicht  für  möglich. 
Auch  Esslen  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.Teil,  S.  193)  scheint 
eine  solche  Eventualität  auszuschließen,  indem  er  auf  die  wahrschein- 
liche Verminderung  der  deutschen  Produktivität  infolge  des  Hochschutz- 


das  Problem  der  allgemeinen  Verbilligung  durch  Änderungen  der  Zoll-  und  Steuer- 
systeme akut  werden.  Im  übrigen  ist  die  für  Österreich-Ungarn  anzustrebende  Ver- 
billigung der  Produktion  und  des  Konsums,  von  welcher  im  Text  die  Kede  ist,  natur- 
gemäß nur  als  ein  relativer  Vorgang  (immer  nur  im  Vergleiche  zu  Deutsehland  und 
zu  anderen  Wirtsehaftsmächten)  aufzufassen.  Dieselbe  Relativität  wird  auf  die  Be- 
stimmung der  Höhe  der  künftigen  österreiehiseh-ungariseh-deutsehen  Zwisehenzölle 
Anwendung  zu  finden  haben. 

17* 
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Zollsystems  und  die  damit  in  Verbindung  stehende  Unmöglichkeit,  die 
gewaltigen  finanziellen  Leistungen  nach  dem  Kriege  zu  tragen,  hinweist 
(von  der  Erschwerung  des  Abschlusses  von  Handelsverträgen  abgesehen). 

Zu  einem  gründlichen  Umbau  des  Zoll-  und  Wirtschaftssystems 
braucht  die  Monarchie  im  Hinblicke  auf  ihre  eigentümliche  Psychologie 
einen  starken  Zwang  der  Verhältnisse.  Ein  solcher  (logischer)  Zwang 
würde  —  im  Falle  der  höchstwahrscheinlichen  Akzeptierung  der  Under- 
woodschen  VerbilHgungstendenz  seitens  Deutschlands  —  gerade  in  einer 
gewaltigen  Steigerung  der  schon  bisher  für  die  Monarchie  sehr  emp- 
findlichen und  immer  empfindlicher  werdenden  Konkurrenz  Deutsch- 
lands im  Weltexporte  und  auf  dem  inländischen  Markte  bestehen.  Die- 
jenigen für  die  wirtschaftliche  Zukunft  der  Monarchie  gefährlichen 
Konsequenzen,  die  ohne  Eücksicht  darauf,  ob  das  Zollsystem  Europas 
geändert  wird  oder  nicht,  schon  allein  infolge  des  Nichtabschlusses 
eines  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  mit  Deutschland  eintreten  würden, 
müßten  sich  —  im  Falle  der  Einbürgerung  des  Verbilligungssystems  in 
Deutschland  wie  überhaupt  in  Europa  —  in  einem  noch  viel  stärkeren 
Maße  entwickeln.  Die  Monarchie  wäre  dann  zu  einer  die  Ausfuhr 
lähmenden  Erhöhung  der  Zölle  gedrängt;  ihre  Ausnützung  würde  zu 
solchen  Kartellbildungen  führen,  die  den  Konsum  noch  mehr  belasten 
würden;  eine  weitere  Verteuerung  der  Lebenshaltung  und  Produktion, 
die  Bereicherung  der  Eeichsten  und  die  Verarmung  des  Mittelstandes, 
keine  Impulse,  mit  den  veralteten  Formen  zu  brechen  und  sich  dem 
Weltverkehre  anzupassen,  eine  geminderte  Exportfähigkeit  und  ver- 
mehrte Auswanderung,  eine  weitere  Verschlechterung  der  Handelsbilanz 
und  eine  unheilbare  Valuta  —  das  wären  die  unabwendbaren  Folgen.^) 

Nicht  nur  ein  deutscher  Theoretiker,  Prof.  Schumacher  (Bonn) 
(»Das  neue  Deutschland«  vom  16.  Oktober  1915,  S.  16),  bezeichnete 
die  Brauchbarkeit  der  hohen  Schutzzölle  in  Österreich-Ungarn  als 
fragwürdig  wegen  des  zu  engen  Marktes,  da  »bei  einem  zu  engen 
Markte  die  Schutzzölle  den  Verbrauch  belasten,  ohne  zur  Erzeugung 
zu  reizen«.  Auch  eine  angesehene  Organisation  der  österreichischen 
Industrie,  »Der  Bund  der  Industriellen  Österreichs c,  empfiehlt  in  einer 
an  die  Sektionen  gerichteten  Zuschrift  vom  1.  Februar  1915,  »den 
Einfluß  von   Zollsätzen   auf  die  Industrie   nicht  zu.  überschätzen,   an 


^)  Vgl.  Spiethoff,  a.  a.  0,  S.  7,  welcher  nur  zwei  Wege  für  offen  hält: 
den  der  Verschärfung  des  ZoUsehutzes  und  den  der  allgemeinen  Verbilligung.  Er 
glaubt  aber,  daß  es  der  Monarchie  nur  mit  diesem  zweiten  Wege  gedient  wäre. 
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einzelnen  Zollpositionen  nicht  festzuhalten  und  nicht  zu  glauben,  daß 
darin  das  einzige  Heil  einer  Industrie  gelegen  sei,  sondern  zu  bedenken, 
daß  insbesondere  in  Österreich  bei  der  geringen  Kaufkraft  unserer  Be- 
völkerung durch  Preissteigerungen  infolge  der  Zollhinaufsetzungen  die 
Absatzmöglichkeit  noch  verringert  wird,  während  für  jede  Industrie 
die  Vergrößerung  des  Absatzgebietes  die  Hauptbedingung  bleibt«. 

Symptomatisch  in  dieser  Beziehung  ist  ferner  folgender  Bericht 
über  die  Beratungen  der  nordböhmischen  Industrie :  *) 

»In  der  lebhaften  Debatte,  an  welcher  sich  zahlreiche  Indu- 
strielle beteiligten,  trat  im  allgemeinen  die  insbesondere  von  dem 
Großindustriellen  Kammerrat  Pfeifer  vertretene  Meinung  zutage,  daß 
bei  dieser  Frage  nicht  so  sehr  die  einzelne  Zollposition,  als  vielmehr 
die  Abänderung  und  Verbesserung  unserer  Produktions-  und 
Absatzbedingungen  im  Vordergrunde  stehen;  unter  der  Voraus- 
setzung, daß  eine  Umgestaltung  des  Verwaltungsorganismus,  eine  Neu- 
ordnung der  inneren  Belastung  der  Industrie  sowie  eine  Erleichterung 
der  Kapitalsvereinigung  eintreten,  könne  an  eine  weitgehende  wirt- 
schaftliche Annäherung  an  das  Deutsche  Eeich  gedacht 
werden.  Diese  werde  zwar  vielfach  zu  einer  anderen  Betriebseinrich- 
tung der  österreichischen  Industrie  führen  und  zwingen,  gewisser- 
maßen umzulernen,  allein  auf  der  anderen  Seite  würde  die  Er- 
weiterung des  Konsumgebietes  diese  Nachteile  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  aufheben  und  insbesondere  zu  einer  Spezialisierung 
führen,  zu  der  die  österreichische  Industrie  bisher  infolge  der  inneren 
Absatzverhältnisse  nicht  gelangen  konnte.« 

Schließlich  ist  hier  folgende  bemerkenswerte  und  vollkommen 
zutreffende  Kritik  des  österreichisch-ungarischen  Zollsystems  aus  der 
Feder  des  Großindustriellen  und  Mitgliedes  des  Industrierates  Alois 
Beich  (»Neue  Freie  Presse«  vom  20.  Jänner  1916)  anzuführen:  »Zölle 
haben  sich  bisher  noch  niemals  als  produktionsverbilligend  erwiesen, 
die  Erfahrung  hat  im  Gegenteil  gezeigt,  daß  während  jeder  Zoll- 
periode die  Verminderung  der  Produktionskosten  im  Deutschen  Eeiche 
die  unsrige  überholt,  die  Wirkung  des  Zollschutzes  sozusagen  abgebaut 
hat,  der  deutsche  Import  daher  stetig  gewachsen  ist;  es  ist  nicht  ein- 
zusehen, wieso  während  des  vorgeschlagenen  Abbaues  von  Zöllen  sich 
dieser  gegenseitige  Wettlauf  wirtschaftlicher  Kräfte  nicht  in  gleicher 

^)  Vgl.  Mitteilungen  der  handelspolitischen  Kommission  der  Stadt  Wien  vom 
8.  Mai  1915,  Neue  Folge,  Nummer  5. 
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Weise  wiederholen  sollte,  um  so  mehr,  als  die  Einstellung  von  Zöllen 
bisher  weder  die  erhoffte  Entwicklung  bedeutsamer  Spezialindustrien 
(Pfäzisions-  und  elektrische  Maschinen  usw.)  noch  zum  Beispiel  einer 
chemischen  Großindustrie  erzielt  hat.  Ein  Abbau  der  heimischen 
hohen  Produktionskosten,  eine  entsprechende  Verbilligung  derselben 
ist  für  uns  daher  weitaus  wichtiger  als  die  Zollfrage.  Nur  wenn  wir 
mit  der  Verbilligung  im  Deutschen  Eeiehe  nach  dem  Abflauen  der 
Kriegskonjunktur  gleichen  Schritt  halten,  können  wir  sowohl  auf  dem 
inneren  Markte  als  auch  auf  dem  Weltmarkte  uns  behaupten.  Die 
wichtigste  Vorbereitung  hiezu  ist,  nach  Möglichkeit  an  der  weitaus 
billigeren  Lebenshaltung  des  Deutschen  Kelches  —  als  einem  aus- 
schlaggebenden Konkurrenzvorsprung  desselben  —  zu  partizipieren; 
nur  ein  durch  keine  Zollschranken  gehemmter  freier  Verkehr  mit  dem 
Deutschen  Eeiehe  kann  diese  hohen  Differenzen  der  Lebenskosten, 
welche  genau  der  Zoll-  und  Reichsgrenze  entlang  laufen  und  sich 
schon  auf  geringe  kilometrische  Entfernung,  zum  Beispiel  zwischen 
Dresden  und  Prag,  geltend  machen,  zu  einem  sukzessiven  Ausgleiche 
bringen.  Dieser  Ausgleich  kann  nicht  früh  genug  während  der  Hoch- 
konjunktur eingeleitet  werden.« 

A\\  dies  sind  Anzeichen,  daß  trotz  der  schutzzöllnerischen  Auto- 
suggestion in  der  Seele  der  österreichischen  Industrie  unverwischliche 
Spuren  jener  Bruckschen  Ideen  noch  immer  zu  finden  sind,  die  in 
seinem  Memorandum  vom  Jahre  1849  zum  Ausdrucke  gebracht  wurden, 
die  Behebung  der  Auswüchse  des  Schutzzollsystems,  die  Verbilligung 
der  Produktion  und  des  Konsums  und  die  Erweiterung  des  Absatz- 
gebietes als  Programm  umfaßten  und  heute  wieder  zur  vollen  Geltung 
gelangen.  Sollte  darauf  gebaut  werden,  was  von  Hertz  (a.  a.  0. 
S.  781)  angeführt  wird,  daß  die  österreichische  Industrie  einem  über- 
triebenen Protektionismus  immer  abgeneigt  war  und  im  Jahre  1875  die 
Vertreter  des  industriellen  Schutzzöllnertums  im  Kongresse  österreichi- 
scher Volkswirte  der  Einschränkung  der  Schutzzölle  auf  10  bis  207o 
des  Wertes  der  Ware  zustimmten  —  so  daß  die  allmähliche  Steige- 
rung der  Zölle  nicht  so  sehr  durch  Drängen  der  Industrie,  als  durch 
staatsfinanzielle  Motive  und  als  Retorsion  gegen  die  Schutzzollpolitik 
Bismarcks  bewirkt  wurde,  unter  welcher  der  Agrarexport  der  Mon- 
archie schwer  litt  —  dann  könnte  gehofft  werden,  daß  es  auch  gegen- 
wärtig der  Erkenntnis  der  Notwendigkeit  einer  Umkehr  vom  starken 
Protektionismus   zum    Verbilligungssystem   nicht   allzu    schwer  fallen 
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würde,   in  jenem   Lager  der  österreichischen   Industrie  Breschen   zu 
schlagen,  welches  bisher  an  der  HochschutzzollpoHtik  festhält. 

Nach  Hertz  (a.  a.  0.  S.  730)  wird  durch  hohe  Produktions- 
kosten der  Absatz  eingeschränkt,  und  es  werden  durch  diese  Ein- 
schränkung wieder  die  Produktionskosten  gesteigert.  Die  meisten 
österreichischen  Industriezweige  bezeichnen  selbst  den  ungenügenden 
Absatz  als  die  Hauptursache  ihrer  Eückständigkeit.  ^)  Danach  wäre  die 
Behebung  der  Beengtheit  des  Marktes  der  Monarchie  im  Wege  der 
vollen  Erschließung  des  deutschen  Marktes  die  erste  Voraussetzung 
einer  Verbilligung  und  Stärkung  der  Produktion.  2)  Hiebei  ist  zu  be- 
merken, daß  die  volle  Erschließung  des  deutschen  Marktes  für  die 
bisher  erstarkten  Zweige  der  österreichisch  -  ungarischen  Industrie 
relativ  größere  Entwicklungschancen  schaffen  kann,  als  die  volle  Er- 
schließung des  österreichisch-ungarischen  Marktes  für  die  deutsche 
Industrie.  ^)  Deutschland  ist  nämlich  im  Hinblicke  auf  seine  industrielle 
Superiorität  im  allgemeinen  ein  viel  besserer  Abnehmer  für  die  In- 
dustrieerzeugnisse des  Auslandes  als  Österreich-Ungarn.  Die  Einfuhr 
industrieller  Produkte  in  Deutschland  ist  doppelt  so  groß  als  in 
Österreich-Ungarn.  Bisher  aber  ist  die  Ausfuhr  von  Fabrikaten  aus 
Österreich- Ungarn  nach  Deutschland  dreimal  kleiner  als  die  Ausfuhr 
deutscher  Fabrikate  nach  Österreich-Ungarn.  An  diesen  Verhältnis- 
ziffern allein  ist  es  zu  ersehen,  daß  bei  einer  Verbilligung  der  öster- 
reichisch-ungarischen Produktion  und  bei  Aufhebung  oder  wenigstens 
Ermäßigung  der  deutschen  Zölle  die  österreichisch- ungarische  Industrie 


')  Vgl.  z.  ß.  Haerdtls  Aufsatz  über  Eisenindustrie  im  Jubiläumswerke 
»Die  Großindustrie  Österreichs«  (Wien  1908),  wornaeh  es  der  österreichischen  Eisen- 
industrie an  der  wichtigsten  Entwicklungsmöglichkeit  fehlt  —  an  einem  großen 
Absatzgebiete.  Ungeachtet  dessen  freut  sich  die  Alpine  Montangesellsehaft,  hohe 
Dividenden  nur  durch  den  Verkauf  im  Inlande  erzielen  zu  können  und  nicht  ins 
Ausland  gehen  zu  müssen!  (S.  oben.)  Vgl.  auch  die  gerechte,  scharfe  Kritik  dieser 
»Freude«  im  Ekonomist  der  »Neuen  Freien  Presse«  vom  12.  März  1916. 

-)  Grunzel  (a.  a.  0.  S.  233)  bezeichnet  die  Gewinnung  des  größten 
Marktes  im  Gegensatze  zur  Sicherung  des  inneren  Marktes  als  Hauptziel 
der  Handelspolitik.  Vgl.  auch  Spiethoff,  a.  a.  0.  S.  14. 

^)  Zu  derselben  Ansicht  gelangt  Eulen  bürg  (a.  a.  0.)  auf  Grund  einer 
detaillierten  Untersuchung,  indem  er  daraus  seine  Zweifel  hinsichtlich  der  Nütz- 
lichkeit des  Zollbündnisses  für  die  deutsche  Industrie  ableitet.  Anderseits  gibt  er 
zu,  daß  von  der  Stärkung  der  österreichisch-ungarischen  Volkswirtschaft  auch  die 
deutsehe  Industrie  großen  Nutzen  ziehen  kann.  Nun  ist  eine  solche  Stärkung  unserer 
Ansieht  nach  ohne  Zollbündnis  kaum  möglieh,  was  aber  Eulen  bürg  bestreitet. 
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alle  Chancen  hat,  an  der  konstanten,  bedeutenden  Steigerung  des 
Konsums  Deutsehlands  in  ausländischen  Fabrikaten  sehr  ausgiebig  zu 
partizipieren  und  auf  diesem  Wege  die  Erweiterung  des  gegenwärtig 
beengten  Marktes  zu  finden.  Das  ist  übrigens  auch  der  einzige  Weg, 
der  sich  der  Monarchie  für  eine  bedeutende  ruckweise  Erweiterung  des 
Marktes  (von  einer  Erstreckung  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses 
auf  die  Türkei  und  Bulgarien  und  von  der  nur  langsam  zu  erzielenden 
Steigerung  des  Weltexportes  abgesehen)  öffnen  kann,  da  die  Monarchie 
die  einzige  Großmacht  ist,  die  keine  überseeischen  Kolonien  besitzt 
und  in  absehbarer  Zeit  auch  nicht  imstande  wäre,  eine  Kolonialpolitik 
in  größerem  Stile  einzuleiten.  Zu  diesem  Thema  bemerkt  Pistor 
(a.  a.  0.  S.  143)  richtig  folgendes: 

»Ganz  analog  wie  auf  dem  Gebiete  der  äußeren  und  inneren 
Politik  die  Steigerung  der  Kräfte,  die  Fähigkeit  des  vollen  lebens- 
kräftigen Impulses  nach  außen  und  innen  den  Ausschlag  geben,  so 
gilt  dies  in  erhöhtem  Maße  von  der  Volkswirtschaft.  Die  wirtschaft- 
liche Allianz  müßte  in  erster  Linie  die  gegenseitige  Erweite- 
rung des  Marktes,  und  damit  für  den  leistungsfähigen  Be- 
trieb die  Vergrößerung  des  Absatzes  bringen. 

Gewiß  nimmt  auch  in  Österreich  vor  allem  dank  der  fortschrei- 
tenden Industrialisierung  der  Konsum  in  raschem  Tempo  zu.  Aber 
wieviel  mehr  ist  dies  der  Fall  in  Deutschland  aus  dem  Grunde,  weil 
eben  hier  die  Kultur  und  deshalb  die  Industrialisierung  weiter  fort- 
geschritten ist.  Es  würde  also  für  den  hinsichtlich  bestimmter  Waren 
leistungsfähigen  Betrieb  in  Österreich  mit  einem  Male  die  Möglichkeit 
der  Ausnützung  eines  großen,  aufnahmsfähigen  und  unübersehbar  ent- 
wicklungsfähigen Marktes  erschlossen  werden.  Hiezu  kommt,  daß 
dank  der  größeren  Wohlhabenheit  und  dem  hohen  Kulturstand ard  der 
außerordentlich  verbreiteten  Mittelschichten  in  Deutschland  ein  größerer 
Bedarf  an  besseren  Qualitäten  vorliegt  als  in  Österreich-Ungarn,  daß 
also  der  Produktion  Österreich-Ungarns  in  noch  erhöhterem  Maße  als 
bisher  die  Tendenzen  nach  Produktionsverbesserung  mitgeteilt  würden. 
Bekanntlich  wird  aber  an  höherwertigen  Artikeln  ungleich  mehr  ver- 
dient als  an  der  billigen  Ware.  Hinsichtlich  bestimmter  Waren  würde 
natürlich  ein  ähnlicher  Vorteil  auch  Deutschland  zufallen.  Unsere 
heimischen  Betriebe  würden  es  hier  mit  einer  scharfen,  in  gewissen 
Fällen  aufs  äußerste  gespannten  Konkurrenz  zu  tun  haben:  dies  ist 
aber  innerhalb  vernünftiger  Grenzen  vom  Standpunkte  der  Volkswirt- 
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Schaft  und  des  Konsums  zu  wünschen;  auch  kann  man  natürlich  nur 
Vorteile  bei  einem  Geschäfte  —  und  das  ist  ja  auch  der  wirtschaft- 
liche Allianzvertrag  —  nicht  eintauschen.« 

Ein  weiteres  Erfordernis  der  zukünftigen  Wirtschaftspolitik  der 
Monarchie  auf  dem  Zollgebiete  ist  das  Fallenlassen  einer  Eeihe  von 
gefährlichen  Schablonen,  die  dem  volkswirtschaftlichen  Zwecke  des 
Zollsystems  zuwiderlaufen  und  das  Portpflanzen  von  Auswüchsen  er- 
leichtern. Nach  Schüller  (»Die  Handelspolitik  und  Handelsbilanz 
Österreich-Ungarns«,  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft  usw.,  1912,  S.  20) 
»muß  gerade,  um  heftige  Rückschläge  gegen  den  rationellen  Schutz 
der  heimischen  Produktion  zu  vermeiden,  daran  festgehalten  werden, 
daß  die  Zoll-  und  Handelspolitik  sich  nicht  in  der  Linie  des  jeweils 
geringsten  Widerstandes,  sondern  in  der  Linie  der  überwiegenden 
Interessengesamtheit,  der  öffentlichen  und  staatlichen  Interessen,  be- 
wegen solU. 

Zu  den  besagten  Schablonen  gehört  in  erster  Linie  das  Solidar- 
schutzsystem,  welches  zugunsten  einer  weitgehenden  Individualisierung, 
wenn  nicht  einer  Solidarverbilligung,  verschwinden  sollte. 

Das  Prinzip  des  Solidarschutzes  hat  ein  ungesundes  Wettrennen 
aller  Branchen  um  einen  mögliehst  hohen  Zollschutz  zur  Folge  ge- 
habt, woraus  sich  häufig  die  Anomalie  ergab,  daß  die  verarbeitende 
Industrie  entgegen  ihrem  vitalsten  Interesse  den  Halbfabrikats-  und 
Eohstofferzeugern,  den  Verteuerern,  häufig  nur  deswegen  einen  hohen 
Schutz  ohne  Widerspruch  konzedierte,  um  dafür  einen  höheren  Schutz 
für  die  eigenen  Erzeugnisse  zu  erzielen  —  einen  Schutz,  der  sogar 
nicht  immer  zu  jenem  der  Eohstoffe  und  Halbfabrikate  in  einem 
richtigen  Verhältnisse  stand,  der  aber  sonst  häufig  nicht  notwendig 
gewesen  wäre.  Übrigens  haben  die  letzten  Handelsverträge  im  Solidar- 
schutzsysteme  solche  Breschen  geschlagen,  welche  vielleicht  noch 
schlimmere  Folgen  für  die  Volkswirtschaft  hatten,  als  jenes  System 
selbst.  Um  Handelsverträge  überhaupt  schließen  zu  können,  mußten 
Konzessionen  gemacht  werden.  Dabei  wurde  die  agrarische  Produktion, 
die  Erzeugung  von  Halbfabrikaten  der  Schwerindustrie,  sowie  von 
chemischen  Hilfsstoffen  als  ein  »sacrosanctum<  angesehen  —  so  daß 
vertragsmäßige  Zollermäßigungen  hauptsächlich  zu  Lasten  jener  Fertig- 
oder Leichtindustrie  bewilligt  wurden,  deren  Existenz  ohnehin  durch 
hohe  Lebensmittel-,  Hilfsstoff-  und  Halbfabrikatszölle  erschwert  wurde 
und  auf  weichen  beinahe  ausschließlich  die  Zukunft  des  Außenhandels 
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der  Monarchie  beruht.  So  wurde  jene  Industrie,  welche  den  größten 
Mehrwert  erzeugt,  den  politisch  und  finanziell  einflußreichen,  wenn 
auch  zum  Teil  volkswirtschaftlich  minder  leistungs-  und  entwicklungs- 
fähigen Untererzeugungsbranchen  mitunter  geopfert,  i) 

Hie  und  da  bekommt  man  zu  hören,  nach  dem  Kriege  werde 
die  Industrie  die  infolge  des  Krieges  wesentlich  erhöhten  Staatslasten 
in  der  Form  neuer  oder  erhöhter  Steuern  auf  sich  nehmen  müssen, 
wofür  sie  durch  eine  Erhöhung  der  Schutzzölle  entschädigt  werden 
sollte.  Sollte,  was  glücklicherweise  nicht  wahrscheinlich  ist,  eine 
solche  Konstruktion  das  Tageslicht  erblicken,  so  würde  es  eine  mehr 
selbstmörderische  Wirtschaftspolitik  bisher  nie  gegeben  haben.  Die 
Hebung  der  Steuerkraft  der  Industrie,  welche  in  den  öffentlichen 
Finanzen  gerade  Österreichs  eine  sehr  große  Eolle  spielt,  weil  Öster- 
reich viel  mehr  als  viele  andere  große  Staatswesen  auf  den  Steuer- 
ertrag angewiesen  ist^),  darf  im  Prinzipe  nicht  auf  dem  Wege  der 
Erhöhung  der  zum  Teil  ohnehin  zu  hohen  Steuersätze,  beziehungsweise 
der  Schaffung  neuer  Arten  der  Steuerbelastung  der  Produktion  in  Ver- 
bindung mit  der  Erhöhung  der  Zollsätze,  angestrebt  werden,  sondern 
vorwiegend  auf  dem  Wege  der  Steigerung  des  Ertrages  der  bisherigen, 
teilweise  auch  ermäßigten  Steuern  mit  Hilfe  einer  Änderung  des  ge- 
samten Wirtschaftssystems,  einer  rationelleren  Verteilung  des  National- 
einkommens, einer  rationelleren  Verteilung  der  Steuerleistungen.  Da 
ist  ebenfalls  auf  die  geistreichen  Bemerkungen  Schüllers  (a.  a.  0. 
S.  19)  zu  verweisen: 

»Die  Belastung  des  Konsums  und  die  übrigen  Nachteile  höherer 
Zölle  können  nur  durch  eine  entsprechende  Vergrößerung  der  Pro- 
duktion aufgewogen  werden.  —  Wenn  dies  durch  die  Zölle  nicht  be- 
wirkt wird,  ist  das  Ergebnis  nur  eine  Einkommen  Verschiebung. 
Es  wird  Einkommen  von  einer  ländlichen  oder  städtischen  Bevöl- 
kerungsgruppe auf  andere  übertragen,  ohne  daß  das  Gesamteinkommen 
der  Bevölkerung  wächst.  —  Der  Zweck  und  die  ßechtfertigung  der 
Schutzzollpolitik  besteht  aber  gerade  darin,  daß  sie  durch  Vergrößerung 
der  Produktion  die  Erwerbsgelegenheiten  vermehren,  die  Nachfrage 
nach  Arbeit  und  Kapital  steigern  und  dadurch  das  Gesamteinkommen 
heben  soll.  —  Geschieht  dies  nicht,  so  ist  der  betreffende  Zoll  oder 
die  Erhöhung  des  Zolles  volkswirtschaftlich  nicht  rationell.  —  Es  ist 

1)  Vgl.  Spiethoff  (a.  a.  0.  S.  8  und  15),  Kobatsch  (a.  a.  0.  S.  28). 
•■')  S.  Hertz  (a.  a.  0.  S.  757). 
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versucht  worden,  Zölle,  die  bloß  Verschiebungen  des  Einkommens  ver- 
ursachen, durch  den  Hinweis  darauf  zu  rechtfertigen,  daß  die  Kon- 
sumfähigkeit der  geschützten  Interessengruppen  erhöht  werde,  was 
den  anderen  Produktionszweigen  zum  Vorteil  gereiche.  Dies  ist  aber 
offenbar  ein  Fehlschluß.  Wenn  durch  einen  Zoll  nur  Einkommen  von 
einem  Teil  der  Bevölkerung  auf  einen  anderen  übertragen  wird,  nimmt 
die  Konsumfähigkeit  des  dadurch  belasteten  Teiles  um  eben  so  viel 
ab,  als  die  des  begünstigten  zunimmt.  So  kommt  es,  daß  zu  einer 
Zeit,  in  der  das  Einkoramen  bestimmter  Gruppen  der  landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung  infolge  der  erhöhten  Preise  ihrer  Produkte  größer 
geworden  ist,  der  Absatz  der  industriellen  Waren  stagniert,  weil  die 
Kaufkraft  der  übrigen  Bevölkerung  für  diese  Waren  wegen  der  höheren 
Kosten  der  Nahrungsmittel  gesunken  ist.« 

Aus  dieser  naturgemäß  vorsichtig  gefaßten  und  ungeachtet  dessen 
scharfen  Kritik  des  gegenwärtigen  Zollsystems  klingt  es  heraus,  daß 
dasselbe  in  sozialer  Beziehung  unbillig  ist,  indem  es  vielfach  den 
Schutz  der  Großen  zuungunsten  der  Kleinen  bewirkt.  Die  communis 
opinio  geht  dahin,  daß  zu  den  allgemeinen  Polgen  des  gegenwärtigen 
Krieges  einerseits  die  Stärkung  des  Einflusses  der  Staatsgewalt  im 
wirtschaftlichen  Leben,  anderseits  aber  eine  fortschreitende  Demokrati- 
sierung gerade  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  gehören  dürften.  Sollte 
sich  dies  bewahrheiten  (und  es  spricht  so  manches  dafür),  so  würde 
darin  ein  weiterer  Zwang  zur  Änderung  der  Wirtschaftspolitik  im 
Geiste  des  Verbilligungssystems  liegen.  Es  müßte  da  mit  der  Verbilli- 
gung  der  Lebens-  und  Futtermittel  begonnen  werden.  Auch  wenn  der 
hohe  Brotgetreideschutz  leider  bestehen  bliebe,  müßten  Surrogate,  die, 
wie  Reis  und  Mais,  zur  Ernährung  der  Volksmassen  dienen  können, 
zollfrei  werden;  auch  müßte  hinsichtlich  der  bisherigen  Hindernisse 
der  Vieheinfuhr  schon  aus  dem  Grunde  Wandel  geschaffen  werden, 
damit  in  kürzester  Zeit  ein  Wiederaufbau  der  durch  den  Krieg  zerstörten 
Viehwirtschaft  möglich  werde. 

In  Österreich-Ungarn  ist  eben  eine  »Demokratisierung«  der  Volks- 
wirtschaft, eine  Änderung  der  Verteilung  des  Volkseinkommens,  eine 
soziale  Umschichtung  eine  der  wichtigsten  Existenzfragen.  Es  trifft 
nämlich  die  folgende  scharfe  Kritik  Wolfs  (a.  a.  0.  S.  35)  vollkommen 
zu:  »Die  Kleinhandelspreise  in  Österreich  sind  viel  zu  hoch,  die  para- 
sitären Einkommen  jeder  Art  spielen  eine  viel  zu  große  Rolle  durch 
die  ganze  Breite  des  Volkskörpers  hin,  wenigen  Überreichen  stehen 
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ohne  die  Brücke  eines  wirklich  wohlhabenden  Bürgerstandes 
Millionen  und  Aberraillionen  gegenüber,  deren  Lebensniveau 
sich  mit  dem  der  Masse  in  Deutschland  nicht  wohl  messen  kann.« 

Auch  nach  Pistor  (a.  a.  0.  S.  149)  »dürfte  die  moderne  Volks- 
wirtschaftspolitik auf  die  Konsumpolitik  im  Interesse  der  Bevöikerungs- 
massen  besonders  und  steigend  Eücksieht  zu  nehmen  gezwungen 
sein.  Schon  in  den  letzten  Jahren,  bei  den  handelspolitischen  Kämpfen 
hinsichtlich  der  billigeren  Lebensmittelversorgung  (Forderung  nach 
Herabsetzung  der  Getreidezölle,  nach  Einfuhr  von  gefrorenem 
Fleisch  usw.),  wurde  von  den  Vertretern  der  Unternehmer  sowie 
der  Arbeiterschaft  mit  zunehmender  Energie  darauf  hingewiesen,  daß 
in  Österreich  die  Preise  der  Lebensmittel  und  die  Wohnungszinse, 
also  die  Kosten  der  Lebenshaltung,  in  ein  sich  stets  verschlechterndes 
Verhältnis  zum  Lohnertrag  der  Arbeitnehmer  treten.  Das  Mißverhältnis 
führt  entweder  zur  Verschlechterung  der  Lebenshaltung,  zur  Auswande- 
rung (vorwiegend  in  reichsdeutsche  Industriegebiete  oder  nach  Amerika) 
oder  zur  ausgiebigen  Lohnsteigerung  und  damit  wieder  zur  Verteue- 
rung der  Industrieartikel«. 

>Es  soll  an  dieser  Stelle  kein  Urteil  darüber  versucht  werden,  ob 
sich  angesichts  der  vermehrten  Erkenntnis  vom  Werte  und  der  Bedeu- 
tung leistungsfähiger  nationaler  Landwirtschaft  die  konsumpolitischen 
Eeformen  für  die  nächste  Zeit  in  der  Eichtung  der  Herabsetzung  der 
vor  dem  Krieg  giltigen  Getreidepreise  und  Getreidezölle  werden  be- 
wegen können  oder  nicht.  Man  wird  vielleicht  angesichts  des  er- 
höhten Verbrauches  von  Vieh  im  Kriege  die  Einfuhr  von  überseei- 
schem Fleisch  für  die  minderbemittelte  Bevölkerung,  gegebenenfalls 
die  zollfreie  Einfuhr  von  gewissen,  zum  menschlichen  Genuß  unbrauch- 
bar gemachten  Futtermitteln  für  die  Erleichterung  der  Viehzucht  durch- 
setzen; aber  eine  Eeduktion  der  Getreidezölle  dürfte  auf  allzu  große 
Schwierigkeiten  stoßen.« 

»Es  würde  also  dann  vermutlich  zu  Lohnerhöhungen  kommen, 
wie  sie  ja  der  Krieg  angesichts  des  Arbeitermangels  namentlich  für 
die  ungeschulte  Taglöhner-  und  Frauenarbeit  schon  gebracht  hat.  Es 
würde  wie  bisher  die  Industrie,  als  die  leichter  anpassungsfähige  und 
ausgestaltbare  Wirtschaftskraft  des  Staates,  die  Hauptlasten  der  Ver- 
besserung der  Lage  der  Arbeiterbevölkerung  auf  sich  nehmen  müssen. 
Sie  kann  aber  diese  Lasten  nicht  dann  leichter  tragen,  wenn  sie  inner- 
halb des  usuellen  Absatzgebietes   höher  geschützt  wird  —  also  beim 
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Status  quo  des  Zollgebietes  mit  Erhöhung  der  Zölle  —  weil  sich 
analog  ihre  Material-  und  Investitionsspesen  erhöhen,  die  rein  indu- 
striellen Regiespesen  aber  nicht  verringern.  Auch  bleibt  der  Anreiz 
bestehen,  die  wegen  irgendwelcher  Mängel  unrentablen  Betriebe  (z.  B. 
wegen  ungünstigen  Standortes)  aus  Konservatismus  fortzuführen,  trotz- 
dem dies  konsumverteuernd  wirkt.  Ein  solcher  Betrieb  ist  natürlich 
auch  beschränkt  leistungsfähig.  Wegen  der  Zunahme  der  Erzeugungs- 
kosten und  wegen  der  auch  sonst  weniger  günstigen  Absatzverhält- 
nisse wird  die  Errichtung  von  Konkurrenzbetrieben  langsamer  vor  sich 
gehen  als  wünschenswert.  Wenn  dieses  Prinzip  aber  in  einer  Eeihe 
von  Branchen  zur  Anwendung  kommt,  muß  der  Konsument,  ob  bäuer- 
licher oder  Industriearbeiter,  seine  Bedarfsartikel  immer  höher  be- 
zahlen, die  Preissteigerung  hält  also  an  und  damit  die  Forderung  nach 
höheren  Einkünften,  besonders  nach  höheren  Löhnen.« 

»Hier  wird  der  andere  Weg  mehr  den  Absichten  moderner 
Konsumpolitik  entsprechen,  der  natürlich  auch  in  Zukunft  das  nur 
für  England  brauchbare  System  des  Freihandels  beiseite  läßt,  aber 
innerhalb  vernünftiger  Grenzen  eine  Stellung  der  Volkswirtschaft,  be- 
sonders der  industriellen  Erzeugung,  auf  die  Grundlage  des  erwei- 
terten Inlandmarktes  wünscht,  damit  sich  die  Industrie  die  Verbilli- 
gung  ihrer  Erzeugung,  die  Erzielung  auskömmlichen  Gewinns  für  den 
Unternehmer  und  bessere  Lohnzahlung  für  den  Arbeiter  aus  der  Ver- 
mehrung des  Bedarfes  und  aus  der  Verbilligung  der  Produktion  hole. 
Die  möglicherweise  erhöhte  Konkurrenz  hat  im  Interesse  des  Kon- 
sums preisregulierend  zu  wirken.  Im  größeren  Wirtschaftsgebiet  wird 
die  größere  Konkurrenz  nur  die  bestbillige  Erzeugung  bestehen  lassen. 
Dank  der  Konkurrenz,  dank  der  vermehrten  Produktion  werden  alle 
Erzeugnisse  trotz  erhöhter  Zölle  und  trotz  höheren  Ertrages  für  den 
Unternehmer  billiger,  nicht  teuerer  sein.  Kurz,  das  größere  Produk- 
tionsgebiet hat  trotz  eventuell  erhöhten  Zollschutzes  die  Tendenz  der 
Preiserniedrigung  für  die  Produkte,  ohne  Arbeitgeber  oder  Arbeit- 
nehmer schädigen  zu  müssen.« 

>Man  möge  aber  nicht  im  unklaren  darüber  bleiben,  daß  die 
Forderung  moderner  Konsumspolitik,  die  auf  die  Erzielung 
eines  befriedigenden  Lebensstandard  der  Masse,  auf  Hebung  von 
Kultur  und  Bildung  abzielt,  von  den  Massen  selbst  in  allernächster 
Zeit  mit  ganz  anderer  Intensität  vertreten  und  wahrschein- 
lich auch  durchgesetzt  werden  dürfte  als  bisher.« 
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>In  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  läßt  dies  schon  die 
langsam  fortschreitende  Umschichtung  in  der  Bevölkerung  nach  der 
industriellen  Seite  vermuten.  Mit  dem  vollzogenen  wirtschaftliehen 
Aufschwung  der  vielen  rein  demokratischen  Nationen  in  der  Monarchie 
müssen  diese  Tendenzen  eine  weitere  Unterstützung  erfahren.  Vor 
allem  wird  dies  aber  der  Krieg  bewerkstelligen.« 

Schließlich  ist  hier  die  bemerkenswerte  Rede  des  hervorragenden 
Wirtschaftspolitikers  und  Abgeordneten  Dr.  Karl  Urban  in  der  Reichen- 
berger  Handels-  und  Gewerbekammer  vom  Februar  1916  anzuführen; 
derselbe  wies  darauf  hin,  >daß  die  Monarchie  mit  den  Zöllen 
schlimme  Erfahrungen  gemacht  habe  und  daß  nun  auch  die 
Interessen  der  Konsumenten  geschützt  werden  müssen«. i) 

Mit  Hilfe  der  Sicherung  einer  Markterweiterung  sowie  im  Ein- 
klänge mit  einer  auf  die  Verbilligung  und  Hebung  des  inneren  Konsums 
abzielenden  Konsumpolitik  müßte  in  der  neuen  Ordnung  der  Dinge 
eine  rationellere  Produktionspolitik  getrieben  werden.  In  einer  Ver- 
sammlung des  Niederösterreichisehen  Gewerbevereines  vom  Frühjahre 
1*j15  meinte  Bärnreither  im  Zusammenhange  mit  der  Befürwortung 
der  Annäherung  an  Deutschland:  >Wir  können  die  Lasten  des  Krieges, 
den  ganzen  Reproduktionsprozeß  nur  tiberwinden  durch  eine  erhöhte 
Leistungsfähigkeit.  Wir  müssen  mehr  Werte  produzieren,  mehr 
Güter  ausführen  und  wir  müssen  alle  Voraussetzungen  dazu  rasch 
und  energisch  schaffen.«  Grunzel  (a.  a.  0.  S.  244)  sehrieb  im  Jahre 
1912:  »Das  Bestreben  wird  dahin  gerichtet  sein  müssen,  der  Industrie 
und  der  industrialisierten  Landwirtschaft  einerseits  die  Produktions- 
kosten zu  verringern,  indem  der  Bezug  von  billigen  Rohstoffen  und 
Lebensmitteln  ermöglicht  wird,  anderseits  neue  Märkte  zu  finden,  damit 
eine  größere  Spezialisierung  angebahnt  und  dadurch  die  Leistungs- 
fähigkeit gesteigert  wird.«  Da  ist  aber  wieder  an  Brucks  An- 
schauungen vom  Jahre  1855  anzuknüpfen,  laut  welchen  die  Kapitalisten 
und  Fabrikanten  sich  mit  weniger  begnügen  sollen,  um  neue  Kon- 
sumenten zu  gewinnen  und  neue  Absatzmärkte  zu  finden.  Wenn  auch 
dieser  Appell  nicht  im  allgemeinen  an  die  österreichische  Industrie, 
deren  großer  Teil  gerade  an  einer  ungenügenden  Rentabilität  leidet, 
gerichtet  werden  kann,  wenn  auch  der  auf  der  Hoffnung  des  bedeu- 
tenden Gewinnes  beruhende  KapitaUsmus  und  das  industrielle  Unter- 


1)  Vgl.  auch  Spiethoff,  a.  a.  0.  S.  25. 
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nehraertum  in  Österreich  im  allgemeinen  noch  immer  zu  schwach  ent- 
wickelt sind,  so  behalten  die  Bruckschen  Worte  auch  in  der  Gegen- 
wart ihre  Bedeutung  hinsichtlieh  einer  gewissen  mächtigen  Gruppe 
der  österreichischen  Industrie.  Ohne  den  diesbezüglichen  Zusammenhang 
hervorzuheben,  knüpft  doch  auch  der  neue  österreichische  Handels- 
minister Dr.  V.  Spitzmüller  an  die  Bruckschen  Ideen  an,  indem  er 
in  seiner  Antrittsansprache  vom  8.  Dezember  1915  folgendes  sagt: 
»Wir  werden,  um  die  Schäden  des  Krieges  za  heilen,  und  aus  diesem 
Kriege  auch  wirtschaftlich  so  hervorzugehen,  daß  wir  eine  Periode  der 
Verjüngung  und  Stärkung  erwarten  können  —  wir  werden,  wenn  wir 
uns  hier  speziell  im  Handelsamte  würdig  erweisen  wollen  jener  Lei- 
stungen, jener  Opfer,  die  unsere  heldenhaften  Krieger  an  den  Fronten 
vollbracht  haben,  unsere  ganzen  Kräfte  in  den  Dienst  der  österreichi- 
schen Volkswirtschaft  im  Sinne  einer  weitausgreifenden  Produktions- 
politik stellen  müssen.  Wenn  ich  das  Wort  Produktionspoütik  aus- 
spreche, so  weiß  ich  sehr  genau,  daß  es  zunächst  eine  allgemeine 
Wendung  ist,  die  mit  einem  bestimmten  Inhalt  erfüllt  werden  muß. 
Ich  möchte  sagen,  Produktionspolitik  treiben,  heißt  meines  Erachtens: 
Werte  zum  Opfer  bringen,    um  neue  Kräfte  zu  erzeugen.« 

Ich  berufe  mich  ferner  auf  meine  eigenen  Ausführungen  in  der 
62.  Sitzung  der  XX.  Session  des  Abgeordnetenhauses  vom  22.  Juni 
1910: 

»Bei  uns  kann  der  gefährliche  Charakter  der  Teuerung  in  den 
Massen  nur  dann  behoben  oder  zum  mindesten  wesentlich  eingeschränkt 
werden,  wenn  das  Nationaleinkommen  in  die  Höhe  gebracht  wird. 
Dies  hängt  aber  in  Österreich  in  erster  Linie  von  der  Güterproduktion 
ab.  Wir  haben  nicht,  so  wie  andere  Staaten,  z.  B.  Frankreich  oder 
England,  andere  ausgiebige  Quellen  des  Nationaleinkommens.  Wir  haben 
keine  großen,  im  Auslande  placierten  Kapitalien,  deren  Zinsen  unser 
Nationaleinkommen  wesentlich  steigern  könnten.« 

»Wir  produzieren  deshalb  zu  wenig,  weil  die  Produktion  zu 
wenig  rentabel  ist  und  der  Unternehmungsgeist  in  Produktions- 
erschwerungen erlahmt.« 

»Die  soziale  Teuerung  wird  uns  nicht  mehr  drücken,  wenn  die 
Produktion,  deren  Eentabilität  ungenügend  ist,  rentabler  wird,  wenn 
infolgedessen  ein  privatwirtschaftlicher  Anreiz  zur  Erhöhung  der  Pro- 
duktion vorhanden  sein  wird,  wenn  infolgedessen  mehr  Güter  produziert 
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werden  und  schließlich  wenn  der  Anteil  des  einzelnen  an  dem  ver- 
größerten Nationaleinkommen  ein  größerer  werden  wird.« 

Das  erste  Erfordernis  einer  rationellen  Produktionspolitik 
ist  aber  die  Ermäßigung  der  im  Vergleiche  zu  Deutschland  durch- 
schnittlich um  40  bis  50%  höheren  industriellen  Investitionskosten, 
die  selbst  der  eher  schutzzöllnerisch  gesinnte  Hertz  (a.  a.  0.  S.  767) 
als  eine  Schattenseite  des  in  Österreich-Ungarn  herrschenden  Zoll- 
systems bezeichnet.  Die  Dringlichkeit  einer  solchen  Reform  wird  um  so 
größer,  als  gerade  in  der  ersten  Zeit  nach  der  Änderung  des  Wirt- 
schaftssystems, insbesondere  nach  dem  eventuellen  Inkrafttreten  des 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses,  in  vielen  Branchen  der  österreichisch- 
ungarischen  Industrie  Investitionen  in  weitem  Umfange  notwendig  sein 
werden,  um  in  technischer  Beziehung  auf  die  Höhe  der  vollen  Kon- 
kurrenzfähigkeit mit  der  deutschen  Industrie  zu  gelangen  und  sich  in 
jeder  Beziehung  der  Vergrößerung  des  Absatzgebietes  anzupassen. 

Im  übrigen  sind  die  an  einer  anderen  Stelle  bereits  charakteri- 
sierten erwünschten  Prinzipien  der  neuen  Zolltarife  einer  solchen 
Produktionspolitik,  insbesondere  dem  Postulate  einer  weit- 
gehenden Verbilligung  der  Erzeugung  von  Fertigfabrikaten, 
angepaßt,  so  daß  eine  Spezifizierung  der  zu  ermäßigenden  oder  auf- 
zuhebenden Zollgruppen  in  diesem  allgemeinen  Rahmen  entfallen  kann. 
Einer  detaillierten  Untersuchung  dieser  Frage  wird  der  IL  Teil  dieser 
Arbeit  gewidmet  sein.^) 

1)  Auch  nach  Eulenburg  (a.  a.  0.  S.  105,  110,  116)  ist  eine  Eeform  des 
österreichiseh-ungarisehen  Zolltarifes  —  »eine  Anpassung  der  Zollpositionen  an  die 
Interessen  der  Verbraucher  und  der  Erzeuger«  —  im  Interesse  der  Stärkung  der 
österreichiseh-ungarisehen  Volkswirtschaft  gelegen;  diese  Stärkung  sei  aber  auch  ein 
Interesse  der  deutschen  Industrie,  da  Deutschland  nach  der  Monarchie  nur  507o, 
nach  anderen  Gebieten  aber  667o  in  Fertigfabrikaten  exportiert.  (Österreich-Ungarn 
nimmt  23%  der  deutsehen  Rohstoffausfuhr,  207o  ^^^  Halbfabrikatsausfuhr  und  nur 
S^ö^/o  der  deutschen  Pertigfabrikatsausfuhr  auf.)  Das  Schwergewicht  der  Stärkung 
liege  jedoch  nicht  in  Zöllen,  sondern  in  der  Umgestaltung  der  inneren  wirtschafts- 
politischen Verhältnisse  (Steuern,  Tarife,  Verwaltung  usw.).  Ferner  sei  zu  einer 
Eeform  des  österreichisch-ungarischen  Zollsystems  das  Zollbündnis  nicht  nötig. 
Eulen  bürg  unterschätzt  hiebei  die  Rolle,  die  in  der  Rüekständigkeit  der  Mon- 
archie das  Zollsystem  spielt  und  übersieht:  1.  daß  die  Monarchie  eines  starken 
psychologischen  Zwanges  bedarf,  um  den  Weg  durchgreifender  Reformen  zu  be- 
schreiten; 2.  daß  bei  der  Kompliziertheit  der  Verhältnisse  nur  parallele  gleichzeitige 
Aktionen  auf  allen  wirtsehaftspolitischen  Gebieten  zum  erwünschten  Erfolge  führen 
können;  3.  daß  die  Gefahren  der  ZoUreforra  für  die  Monarchie  unvergleichlich  ge- 
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Wie  bereits  an  einer  anderen  Stelle  des  näheren  begründet  wurde, 
muß  das  schablonenhafte  Streben  nach  einer  industriellen  Autarkie  im 
Eahmen  einer  rationellen  Produktionspolitik  fallen  gelassen  werden. 
Alle  innerwirtschaftlichen  Konkurrenzkämpfe,  die  von  keinen  beträcht- 
lichen Siegeschancen  begleitet  sind,  müssen  aufgegeben  werden. 

An  Stelle  der  Solidarschutzschablone  muß  eine  strenge  Prüfung 
der  volkswirtschaftlichen  Zweckmäßigkeit  eines  jeden  Zollsatzes  treten. 
Dasselbe  hat  Schüller  (a.  a.  0.  S.  19)  im  Auge,  indem  er  fol- 
gendes sagt: 

>Yon  dem  gleichen  Standpunkt  ist  aber  auch  jeder  Industriezoll 
zu  beurteilen,  und  es  fehlt  nicht  an  Beispielen  dafür,  daß  die  industrielle 
Produktion  durch  bestimmte  Zölle  gleichfalls  nicht  oder  nicht  ent- 
sprechend erweitert  wird.  Dies  gilt  z.  B.  von  manchen  Kartellzöllen, 
die  nicht  zur  Vergrößerung,  sondern  zur  Einschränkung  der  Erzeugung 


ringer  sein  werden,  wenn  diese  Reform  ausschließlich  oder  hauptsächlich  im.  Vor- 
zugsverhältnisse zu  Deutsehland  und  mit  den  hiebei  einzig  möglichen  Sicherungen 
sowie  Zwischenstadien  (ZwisehenzöUe,  Syndizierungen  u.  dgl.)  durchgeführt  wird; 
4.  daß  zu  den  wesentlichsten  Mitteln  der  Stärkung  der  östen-eichisch-ungarischen 
Erzeugung  von  Fertigfabrikaten  die  Behebung  der  Beengtheit  des  inneren  Marktes 
gehört,  welchem  Zwecke  eben  nur  das  Zollbündnis  mit  Hilfe  der  Ermäßigung  oder 
Aufhebung  einer  ßeihe  deutscher  Zölle  auf  Pertigfabrikate  österreichisch-ungarischer 
Provenienz  dienen  kann. 

Eulenburg  befaßt  sieh  ferner  mit  der  Annahme,  die  landwirtschaftliehe 
Produktion  der  Monarchie  könnte  in  der  Zukunft  wieder  in  stärkerem  Maße  export- 
fähig werden.  Wie  es  im  IL  Teile  dieser  Arbeit  wahrscheinlich  gemacht  werden 
wird,  sind  weder  solche  Aussichten  vorhanden,  noch  überhaupt  Chancen  auf  eine 
beträchtliche  Steigerung  des  Exportes  von  Rohstoifen  aus  der  Monarchie.  Die  ge- 
samte Wirtsehafts-  und  Handelspolitik  der  Monarchie  muß  folglieh  in  erster  Linie 
unter  dem  Gesichtswinkel  der  Förderung  der  Erzeugung,  des  inneren  Absatzes  und 
des  Exportes  von  Fertig fabrikaten  geführt  werden. 

Vgl.  ferner  Schüller,  »Freihandel  und  Schutzzoll«  (Wien  1905,  S.  200), 
welcher  für  unbegründet  hält:  »Zölle,  durch  welche  die  inländische  Produktion 
nicht  erweitert,  der  Konsum  zahlreicher  kartellierter  Artikel  aber  wesentlich  ver- 
teuert und  die  Exportfähigkeit  der  daraus  verfertigten  Waren  geschädigt  wird; 
ferner  Zölle  auf  Waren,  die  überwiegend  oder  doch  in  großen  Mengen  aus  dem 
Ausland  bezogen  werden  müssen  und  bei  denen  die  Behinderung  der  Einfuhr  keine 
oder  doch  nur  eine  im  Verhältnis  zur  Verteuerung  unverhältnismäßig  geringe  Ver- 
größerung der  Erzeugung  ermöglicht;  endlieh  zu  hohe  Sätze  für  die  meisten  an- 
deren Waren,  bei  denen  Zölle  an  und  für  sieh  rationell  sind,  ihre  übermäßige  Höhe 
aber  den  Verbrauch  schädigt,  ohne  eine  entsprechende  Steigerung  der  Produktion 
herbeizuführen.« 

V.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I.  18 


274 

behufs  möglichst  voller  Ausnutzung  des  Zollschutzes  dienen;  auch  in 
anderen  Fällen  versagen  einzelne  Zölle;  so  hat  der  Teerfarbenzoll 
bisher  keine  zur  Belastung  der  Textilindustrie  im  Verhältnis  stehende 
inländische  Fabrikation  von  Teerfarben  hervorgerufen.  Ob  es  sich  um 
Zollerhöhungen  auf  landwirtschaftliche  oder  industrielle  Produkte  handelt, 
immer  muß  über  ihre  Berechtigung  danach  entschieden  werden,  welche 
Bedeutung  der  höhere  Zollschutz  für  die  Entwicklung  der  heimischen 
Produktion  hat.< 

Es  muß  darauf  verzichtet  werden,  nichtleistungsfähige,  nicht- 
entwicklungsfähige Zweige  zu  schützen  und  künstlich  zu  züchten,  und 
anstatt  dessen  wird  man  sich  auf  eine  besondere  Pflege  der  Erzeugung 
von  Exportartikeln,  namentlich  von  hochwertigen,  bei  welchen  das 
Verhältnis  des  Arbeitswertes  zum  Stoflfwerte  zugunsten  des  ersteren 
das  denkbar  beste  ist,  verlegen  müssen.  Nach  Hertz  (a.  a.  0.  S.  743) 
ist  die  Ausdehnung  des  Exportes  eine  Kardinalfrage  der  österreichischen 
Industrie.  Nun  ist  eine  solche  Ausdehnung  des  Exportes  unter  den 
gegebenen  Verhältnissen  bei  der  Beengtheit  des  inneren  Marktes 
ebenfalls  nach  Hertz  unmöglich,  die  Erweiterung  des  Marktes  aber 
ohne  Opfer,  ohne  Verzichtleistung  auf  eine  Eeihe  von  Positionen  des 
von  Hertz  verteidigten  Zollschutzsystems  undenkbar. 

Nun  würde  der  Abschluß  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses 
mit  Deutschland  Österreich -Ungarn  die  einzige  Gelegenheit  bieten, 
der  Weltströmung  der  Verbilligung  der  Produktion  und  des  Konsums 
zu  folgen,  ohne  in  der  Übergangszeit  infolge  eines  solchen  Umsturzes 
viel  zu  leiden  —  gleichzeitig  auch  die  Besserung  der  Handels-  und 
der  Zahlungsbilanz  an  der  Wurzel,  d.  h.  bei  der  inneren  Wirtschafts- 
bilanz anzupacken.  Dadurch  nämlich,  daß  das  Zollsystem  nicht  dem 
ganzen  Auslande  gegenüber,  sondern  nur  vorwiegend  im  Verhältnisse 
zu  Deutschland  geändert  werden  müßte,  würde  das  unmittelbare 
Eisiko  einer  Änderung  des  Zollsystems,  einer  Herabsetzung  und 
Aufhebung  vieler  Zölle,  wesentlich  reduziert  werden,  um  so  mehr,  als 
gerade  unter  dem  Eegime  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  mit 
Deutschland,  aber  nur  unter  einem  solchen,  Übergangsstadien,  die  vor 
Überraschungen  geschützt  wären,  geschaffen  werden  könnten  und 
müßten.  Die  auch  sonst  über  kurz  oder  lang  unvermeidliche  Änderung 
des  zollpolitischen  Systems  der  Monarchie  im  Geiste  der  Verbilligung 
würde  schließlich  im  Falle  des  Nichtzustandekommens  des  Zoll-  und 
Wirtschaftsbündnisses  mit  Deutschland  nicht  mit  jenen  unmittelbaren 
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Vorteilen  handelspolitischer  und  innerwirtschaftlicher  Natur  verbunden 
sein,  welche  sich  aus  diesem  Bündnisse  ergeben,  i) 

Vor  allem  wird,  wie  bereits  an  einer  anderen  Stelle  bemerkt 
wurde,  im  Abschlüsse  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  der  stärkste 
Zwang  liegen,  das  gesamte  Wirtschafts-  und  Verwaltungssystera  der 
Monarchie  durch  eine  Eeihe  von  parallelen  Aktionen  in  möglichst 
kurzer  Zeit  umzubauen.  Hiezu  kann  aber  das  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündnis mit  Deutschland  der  Monarchie  auch  eine  mannigfaltige  und 
ersprießliche  Hilfe  bieten.  2) 

Unter  einem  wird  sich  durch  die  empfohlene  Änderung  des  Zoll- 
systems, insbesondere  durch  Ermäßigung  und  Aufhebung  einer  Eeihe 
von  Zöllen  bei  der  Einfuhr  aus  Deutschland  die  Ausgleichung  der  durch 
das  gegenwärtige  Zollregime  mitbewirkten  Ungleichheit,  nämlich  der 
drückenden  Höhe  der  Produktionskosten  der  Monarchie  im  natür- 
lichen Wege  ergeben.  (Eine  detaillierte  Untersuchung  dieses  Prozesses 
in  einzelnen  Branchen  wird  dem  II.  Teile  dieser  Arbeit  vorbehalten.) 

So  wird  mit  Hilfe  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  die  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  obliegende  unvermeidliche  und 
vielversprechende,  gleichzeitig  aber  an  und  für  sich  schwierige  und 
gefährliche  wirtschaftspolitische  Aufgabe  verhältnismäßig  leicht  und 
gefahrlos  bewältigt  werden  können. 

1)  Wie  es  bereits  an  einer  anderen  Stelle  angedeutet  wurde,  wird  nach  dem 
Weltkrieg  Österreich-Ungarns  Industrie  in  vielfacher  Beziehung  eine  Tabula  rasa 
sein,  vor  völlig  veränderten  Verhältnissen  stehen,  sieh  jedenfalls  umorganisieren 
müssen;  sie  wird  daher  die  unvermeidlichen  großen  Veränderungen  des  Zollbünd- 
nisses mit  Deutsehland  neben  den  vielen  anderen  Schwierigkeiten  des  Überganges 
vom  Krieg  zum  Frieden  am  leichtesten  mit  in  Kauf  nehmen  und  überwinden  können. 
Es  wird  ihr  dies  um  so  leichter  fallen,  als  einerseits  gerade  die  meisten  von  jenen 
Industriebranchen,  welche  die  Aufhebung  oder  Herabsetzung  der  Zollschranken  gegen 
Deutsehland  am  stärksten  perhorreszieren  (Eisen,  Leder,  einzelne  Zweige  der  Textil- 
industrie, einzelne  große  Branchen  der  chemischen  Industrie),  von  der  Kriegs- 
konjunktur mit  einer  wesentlichen  Stärkung  ihrer  Lage,  mit  großen  Gewinnen,  mit 
der  Erweiterung,  Modernisierung  und  besseren  maschinellen  Ausstattung  ihrer  Betriebe 
bedacht  wurden  und  in  den  ersten  Zeiten  nach  dem  Kriege  (vor  Eintritt  der  später  doch 
unvermeidlichen  großen  Absatzschwierigkeiten)  bei  dem  unnatürlich  hohen  Preisniveau 
und  bei  gewaltiger  Nachfrage  (in  Zeiten,  in  welchen  auch  die  Höhe  des  ZoUsehutzes 
eine  untergeordnete  Eolle  spielen  wird)  weitere  große  Gewinne  erzielen  dürften. 

2)  Julius  Wolf  (»Das  neue  Deutschland«  vom  16.  Oktober  1915)  faßt 
ebenfalls  das  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnis  hauptsächlich  als  ein  Mittel  auf,  die 
Neuorganisation  der  österreichisch-ungarischen  Volkswirtschaft  einzuleiten,  um  die 
letztere  dem  Niveau  der  deutsehen  näher  zu  bringen. 

18* 
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f)   öffentliche  Abgaben  und  Monopole. 

Es  scheint,  daß  die  österreichische  Bevölkerung  höhere  Steuer- 
lasten trägt  als  die  deutsche;  trotzdem  wäre  es  ein  Irrtum,  anzunehmen, 
daß  ein  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnis  zwischen  Österreich-Ungarn  und 
Deutschland  an  dieser  Verschiedenheit  der  Besteuerung  und  an  der 
sich  daraus  ergebenden  Ungleichheit  der  Produktionskosten  unüber- 
brückbaren Hindernissen  begegnen  müßte J) 

Trotz  der  ungleichen  Steuerbelastung  und  trotz  der  Verschieden- 
heit in  den  direkten  Steuersystemen,  wohl  auch  in  der  Höhe  einzelner 
Verbrauchssteuern  besteht  die  österreichisch-ungarische  Zollunion.  Es 
bestehen  ferner  zwischen  einzelnen  deutschen  Bundesstaaten  große 
Unterschiede  in  den  Steuersystemen  und  in  der  Steuerlast;  sie  be- 
standen auch  zur  Zeit,  als  der  deutsche  Zollverein  gebildet  und  um- 
gebildet wurde  und  sind  nie  als  ein  ernstes  Hindernis  in  dieser  Be- 
ziehung betrachtet  worden. 

Nach  Ausscheidung  von  Zolleinnahmen  sowie  der  Überschüsse 
des  Salz-  und  Tabakmonopols  (in  Österreich)  —  da  sie  den  Unter- 
nehmergewinn beinhalten  —  berechnet  v.  Philipp o vi ch  die  Kopfquote 
(an  Eeichs-  und  Staatssteuern  ohne  Zuschläge)  pro  1910  für  Preußen 
mit  28  M.,  für  Österreich  mit  38  K.  Ohne  diese  Abzüge  steigt  sie  für 
das  Jahr  1912  für  Preußen  auf  M.  40-5,  für  Österreich  auf  48  Ä.2) 

Folgende  Tabelle  stellt  die  Eeichs-  und  Staatssteuerbelastung  in 
den  größten  deutschen  Bundesstaaten  im  Vergleiche  zu  Österreich  in 
Mark  (1  Z  =  M.  0-85  gerechnet)  für  das  Jahr  1912  dar: 

Ohne  Einbeziehung  von  Zolleinnahmen: 
Österreich         Preußen  Bayern  Sachsen       Württemberg        Baden 

42-73  28-61  26-48  32-54  32-40  35-07 

Mit  Einbeziehung  von  Zolleinnahmen: 
Österreich        Preußen  Bayern  Sachsen       Württemberg        Baden 

48-26  39-48  37-35  43-41  43-27  45-94 

Die  obige  Zusammenstellung  hält  sich  genau  an  die  Methode, 
welche  v.  Philip  po  vi  ch  für  den  Vergleich  zwischen  Österreich  und 


^)  Wegen  Kürze  der  zur  Verfügung  stehenden  Zeit  sind  ungarische  Steuer- 
verhältnisse in  der  folgenden  Darstellung  nicht  berücksichtigt  worden. 

*)  V.  Philippovich,  »Die  Steuern  in  Österreich  und  Deutschland«.  (Der 
österreichische  Volkswirt,  1915,  Nr.  35.) 
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Preußen  angewendet  hat  —  mit  der  einzigen  Ausnahme,  daß  bei 
Österreich  die  Gewinne  des  Salz-  und  Tabakmonopols,  die  M.  7'47 
pro  Kopf  betragen,  dazugerechnet  werden.  (Bei  diesen  Finanzmono- 
polen spielt  nämlich  die  einer  Verbrauchssteuer  gleichkommende 
Monopolsabgabe  eine  viel  größere  Eolle  als  der  Unternehmergewinn; 
überdies  sind  in  der  Berechnung  der  deutschen  Belastung  die  Erträge 
der  Salz-  und  Tabaksverbrauchssteuern  auch  von  v.  Philippovich 
berücksichtigt  worden.) 

So  ist  zwar  die  Staatssteuerlast  pro  Kopf  in  Österreich  größer 
als  in  Deutschland;  doch  kommen  Differenzen  von  ähnlicher  Höhe 
unter  den  einzelnen  deutschen  Bundesstaaten  selbst  vor.  Man  kann 
aber  sicherlich  nicht  behaupten,  daß  Sachsen  oder  Baden,  infolge  der 
engsten  wirtschaftlichen  Vereinigung  mit  minder  besteuerten  Staaten,  wie 
Preußen  oder  Bayern,  in  ihrer  industriellen  Entwicklung  und  in  ihrem 
Wohlstande  hinter  den  anderen  Bundesstaaten  zurückgeblieben  wären. 

Für  die  Behauptung  v.  Philippovich s,  daß  infolge  der  hohen 
Kommunalabgaben  in  Deutschland  die  Gesamtsteuerbelastung  auf  den 
Kopf  dort  höher  sei  als  in  Österreich,  fehlt  —  trotz  einiger  sehr  inter- 
essanter Beispiele,  die  er  anführt  —  der  allgemein  giltige  Beweis; 
tatsächlich  scheint  die  durchschnittliche  Höhe  der  Landes-  (Bezirks-) 
und  Gemeindezuschläge  in  Österreich  (auf  den  Kopf)  die  deutsche 
Kommunalbelastung  wesentlich  zu  übersteigen.  Mithin  scheint  auch 
die  Gesamtsteuerbelastung  auf  den  Kopf  in  Österreich  höher  zu  sein 
als  in  Deutschland.')  Ganz  richtig  bemerkt  aber  v.  Philippovich, 
daß,  wenn  auch  die  Gesamtbelastung  in  Deutschland  größer  wäre  als 
in  Österreich,  dieselbe  dort  bei  dem  größeren  Wohlstande  leichter 
würde  getragen  werden  als  hier. 


^)  Die  in  Verhandlung  stehenden  neuen  deutsehen  Verkehrssteuern,  mit  der 
Erhöhung  der  Tabakverbrauehssteuer  sowie  mit  der  Vermögenszuwaehssteuer  (ab 
1917)  verbunden,  dürften  vorläufig  eine  Ausgleichung  der  Gesamtbelastung  herbei- 
führen, beziehungsweise  sogar  eine  Mehrbelastung  zuungunsten  Deutsehlands  ergeben. 
Ebenso  ist  die  gegenwärtige  Kriegssteuerlast  pro  Kopf  in  England  und  Frankreich 
von  jener  in  Österreich  mutmaßlich  nicht  weit  entfernt.  Für  die  Gestaltung  der  Ver- 
hältnisse nach  dem  Kriege  darf  jedoch  daraus  selbstredend  kein  Schluß  gezogen 
werden,  da  England  seit  Kriegsbeginn  einen  Teil  seiner  Kriegslasten  mit  laufenden 
(erhöhten)  Steuereinnahmen  deckt,  Deutschland  und  Frankreich  diesen  Weg  (in  ge- 
ringerem Umfange)  kürzlich  beschritten  haben  und  in  der  Monarchie  Steuererhöhun- 
gen und  neue  Steuern  (mit  Ausnahme  der  außerordentlichen  Kriegsgewinnsteuer) 
erst  nach  dem  Kriege  ins  Leben  treten  dürften. 
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Es  ist  wohl  richtig,  daß  die  Ursachen  der  Rückständigkeit  Öster- 
reichs, sowohl  in  betreff  des  Volkswohlstandes,  des  Konsums  als  auch 
der  Produktion,  namentlich  der  industriellen  Entwicklung,  auch  auf 
dem  Steuergebiete  liegen,  was  aber  nicht  durch  die  durchschnittliche 
Höhe  der  staatlichen  Steuerlast  bewirkt  wird.  Die  in  Österreich  durch- 
schnittlich größere  allgemeine  Steuerlast  einerseits,  der  schädliche 
Einfluß  dieser  Steuerbelastung  auf  die  wirtschaftliche  Entwicklung 
anderseits  ist  vielmehr  eine  Folge  teils  der  Zuschlagswirtschaft  der 
Länder,  Bezirke  und  Gemeinden,  teils  (in  noch  höherem  Grade)  der 
unrichtigen  Aufteilung  der  Steuerlasten  auf  die  einzelnen  Bevölkerungs- 
klassen und  Erwerbszweige  sowie  der  unrichtigen  Behandlung  der 
Steuerquellen. 

Die  mutmaßliche  Mehrbelastung  der  österreichischen  Wirtschaft 
infolge  der  autonomen  Zuschläge  im  Vergleiche  zu  Deutschland  zu  be- 
rechnen, ist  im  Eahmen  dieser  flüchtigen  Studie  nicht  möglich,  i)  Diese 
Zuschlagsbelastung  weist  im  einzelnen  so  große  Verschiedenheiten  auf, 
daß  es  zwar  eine  überwiegende  Anzahl  von  Ortschaften  gibt,  wo  in- 
folgedessen die  Gesamtsteuerbelastung  viel  höher  ist  als  in  Deutsch- 
land, dagegen  aber  auch  viele,  wo  das  umgekehrte  Verhältnis  Platz 
greift.  Zumeist  haben  Orte  mit  starker  Industrie  größere  Bezirks-  und 
Gemeindezuschläge  als  die  übrigen.  Allenfalls  ergibt  sich  aus  dieser 
Verschiedenheit  der  Gesamtsteuerbelastung  in  Österreich  wie  in  der 
Monarchie  überhaupt  eine  ähnliche  Ungleichheit  der  Produktionskosten 
unter  den  einzelnen  Orten,  wie  sie  auch  in  Deutschland  besteht  und 
wie  sie  auch  durch  sonstige  Momente  (Lohnhöhe,  geographische  Lage, 
Frachtdifferenzen)  bewirkt  wird.    Durch  die  letzteren  Ungleichheiten 

^)  Als  Beleg  der  großen  Verschiedenheit  der  Belastung  je  nach  Kroniand  sei 
hier  folgendes  angeführt:  In  Niederösterreieh  betrugen  die  Landeszusehläge  zu  den 
direkten  und  Verzehrungssteuern,  ferner  die  eigenen  Landesabgaben  (die  Über- 
weisungen aus  dem  Ertrage  staatlicher  Steuern  nicht  berücksichtigt)  im  Jahre  1911 
52,222.834  K,  was  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  (Einwohnerzahl  3,621.624) 
K  14*80  ausmacht.  Die  Gesamtlandesabgaben  sind  nur  in  Salzburg  höher  (16  K 
auf  den  Kopf),  in  allen  anderen  Kronländern  geringer  (10-95  in  Oberösterreich, 
10"67  in  Kärnten,  9  in  Tirol,  8  in  Mähren,  Schlesien  und  Steiermark,  7  in  Böhmen 
und  istrien,  6V2  in  Vorarlberg,  5  in  Galizien,  Krain,  Görz  und  Gradiska,  4  in  der 
Bukowina,  3  in  Dalmatien).  In  Wien  betrugen  die  Gemeindeumlagen  im  Jahre  1911 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  K  44*80,  zusammen  mit  den  Landesumlagen  K  59*60, 
auf  Mark  umgerechnet  M.  50*66.  Nach  v.  Philippovich  (a.  a.  0.)  betrug  die  Ab- 
gabeneinnahme der  Stadt  Berlin  im  Jahre  1911  90,965.930  M.,  was  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  berechnet  (Einwohnerzahl  20,071.257)  M.  43*92  ergibt. 
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wird  aber  mehr  die  territoriale  Arbeitsteilung  in  der  Monarchie  selbst, 
als  die  Möglichkeit  der  Zollannäherung  an  Deutschland  beeinflußt. 

In  Deutschland  kennt  man  Landes-  und  Bezirkszuschläge  über- 
haupt nicht,  sondern  nur  Gemeindezuschläge.  Wohl  wird  auch  in 
Deutschland  über  die  Höhe  der  Gemeindezuschläge  geklagt  sowie  dar- 
über, daß  sie  Ungleichheiten  der  Besteuerung  zeitigen,  die  an  Kraß- 
heit nichts  zu  wünschen  übrig  lassen.  Laut  Mitteilung  des  Oberbürger- 
meisters Dr.  Wilms  in  Posen  (»Kommunale  Rundschau«)  schwankten 
die  Gemeindezuschläge  zur  Einkommensteuer  in  den  preußischen  und 
hessischen  Stadtgemeinden  von  100  zu  2807o  und  betrugen  die  Ge- 
meindezuschläge zur  Gebäudesteuer  durchschnittlich  225'57o.  zur  Ge- 
werbesteuer durchschnittlich  in  großen  Städten  250'37o  (in  Gelsen- 
kirchen aber  547-6 P/o)»  iß  Städten  von  50  bis  100.000  Einwohner 
283"87o5  in  Landgemeinden  oft  mehr  (den  Rekord  schlägt  die  Land- 
gemeinde Zabrze  mit  913-37Vo)-0 

Da  in  Preußen  die  ideellen  Staatssteuern,  von  welchen  die  Zu- 
schläge für  die  Gemeinden  berechnet  und  eingehoben  werden,  sehr 
niedrig  sind,  stellen  sich  die  faktischen  Grund-  und  Gebäudesteuern 
trotz  der  enormen  prozentuellen  Höhe  der  Zuschläge  durchschnittlich 
viel  niedriger,  als  z.  B.  in  England  und  Frankreich,  wo  sie  25  bis  357o 
des  Reinertrages  von  Grund  und  Boden  sowie  der  Gebäude  verschlingen, 
während  sie  in  Österreich  und  Italien  sogar  40  bis  607o  ausmachen.  ^) 


In  Österreich  ist  der  Unterschied  zwischen  der  Steuerbelastung 
von  ländlichem  Boden  und  jener  der  städtischen  Gebäude  (ohne  Rück- 
sicht auf  ihre  Zweckbestimmung)  besonders  im  Auge  zu  behalten, 
denn  gerade  diese  letzteren  werden  von  der  österreichischen  Steuer- 
raehrbelastung  infolge  des  nicht  viel  weniger  als  ein  Viertel  des  Miet- 
zinses betragenden  Staatssteuersatzes  sowie  infolge  der  großen  auto- 
nomen Steuerzuschläge  am  härtesten  getroffen.  Die  Belastung  der 
städtischen  Gebäude  ist  ein  Glied   in   der  Kette  des  österreichischen 


^)  Die  Miquelsehe  Steuerreform  in  Preußen  (Gesetz  vom  14.  Juli  1893) 
überwies  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  tatsäehlieli  den  Gemeinden;  die- 
selben werden  aber  vom  Staate  für  Rechnung  der  Gemeinden  formell  als  Zu- 
sehläge zu  den  ideellen,  nicht  eingehobenen  Staatssteuern  einkassiert. 

2)  Nach  Ballod,  »Grundriß  der  Statistik«,  Berlin  1913,  S.  262.  In  Österreich 
wird  auch  öfters  darauf  hingewiesen,  daß  die  öffentlichen  Körperschaften  infolge  der  Höhe 
■der  Besteuerung  eigentlich  Miteigentümer  der  städtischen  Gebäude  geworden  seien. 
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Steuersystems,  durch  welches  zwar  nicht  bezweckt,  aber  bewirkt  wird, 
daß  der  Lebensunterhalt  der  städtischen,  folglich  auch  der  industriellen 
und  gewerblichen  Bevölkerung  gewaltig  verteuert  wird.  Damit  hängt 
die  Rückständigkeit  der  industriellen  Entwicklung,  die  Hemmung  des 
gesamten  wirtschaftlichen  Lebens,  des  Konsums,  wie  der  Produktion 
in  einem  nicht  unbeträchtlichen  Maße  zusammen.  »In  Österreich  steht 
die  Lebenshaltung  viel  niedriger  als  in  Westeuropa.«^) 

Die  teuere  Lebenshaltung  in  Österreich  wird  ganz  sicher  in  erster 
Linie  durch  hohe  Lebensmittelpreise,  welche  mit  dem  hohen  Agrar- 
zollschutz  zusammenhängen,  sodann  durch  hohe  Mietzinse  bewirkt, 
welche  sich  unter  anderem  als  eine  Rückwirkung  der  ungleichen  zu- 
gunsten der  Landwirtschaft,  zuungunsten  der  städtischen  Bevölkerung 
vor  sich  gehenden  Steuerlastverteilung  darstellen.  Trotz  des  in  hohen 
Getreidezöllen  und  Vieheinfuhrverboten  enthaltenen  gewinnreichen 
Monopols  auf  Kosten  der  Yolksernährung  hat  die  Landwirtschaft  von 
der  großen  Last  der  direkten  Steuern  am  wenigsten  zu  spüren. 

Im  Jahre  1911  hatten  die  von  der  Landwirtschaft  in  Österreich 
geleisteten  direkten  Steuern  folgendes  Ergebnis: 

Grundsteuer  .     .     .     .    K  51,986.000  oder  pro  Hektar  K  1*84 
Hausklassensteuer    .     .     »    10,801.000 
zusammen   .     .     K  62,787.000 
welche  Ziffer  die  gesamte  Last  der  Landwirtschaft  an  direkten  Steuern 
darstellt. 

Die  Belastung  der  Städte,  der  Industrie,  des  Gewerbes,  des  Ver- 
kehres und  des  Handels   mit  direkten  Steuern  machte  dagegen  aus: 

Hauszinssteuer K    97,547.000 

Fünfprozentige  Steuer  vom  Ertrage 

hauszinssteuerfreier  Gebäude  .  .  »  9,677.000 
Allgemeine  Erwerbssteuer  ...»  36,702.000 
Hausierergewerbesteuer      .     .     .     .     »  187.000 

Erwerbsteuer    von  den    der   öffent- 
lichen   Rechnungslegung    unter- 
worfenen Unternehmungen    .     .     »     65,148.000 
zusammen"!     .    K  209,261.000 
Da  laut  Berufsstatistik  vom  Jahre  1910  in  der  Landwirtschaft 
537o  der  Berufstätigen  Österreichs  beschäftigt  sind,  im  Bergbau,  in 

1)  ßallod  (a.  a.  0.  S.  104). 
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der  Industrie,  Gewerbe,  Handel  und  Verkehr  jedoch  nur  32*57oj  so 
erscheint  die  Belastung  der  sich  der  Industrie,  dem  Gewerbe,  dem 
Handel  und  dem  Verkehre  widmenden  sowie  der  städtischen  Bevölkerung 
Österreichs  mit  direkten  Steuern  fast  sechsmal  so  hoch,  als  die  Steuer- 
lasten jener  Volksteile,  die  sich  der  Landwirtschaft  widmen,  i) 

Noch  deutlicher  tritt  die  Ungleichheit  der  Besteuerung  zuun- 
gunsten der  Städte  in  der  Beteiligung  der  Landwirtschaft  an  den  Er- 
trägen der  Personaleinkommensteuer  zutage: 

Der   Ertrag   der  Personaleinkommensteuer 

im  Jahre  1911  war K  90,949.590 

jener  der  Besoldungssteuer »     4,430.828 

zusammen     .     .    K  95,380.418 
Von  der  Personaleinkommensteuer  entfallen: 

auf  den  Titel  des  Grundbesitzes    ....     6'937o 

(im  Jahre  1910  7-057o) 
auf  den  Titel  selbständiger  Unternehmungen 

und  Beschäftigungen 29"057o 

auf  den  Titel  der  Dienstbezüge     ....  40'937o 
»       »       »     des  Kapitalvermögens  .     .     .  12"197o 

Die  gesamte  österreichische  Landwirtschaft  (48*47o  der  Bevölke- 
rung) trägt  zu  der  Personaleinkommensteuer  kaum  77o  bei.  Das  spricht 
deutlicher,  als  alle  Argumente:  die  Landwirtschaft  77o5  die  Industrie, 
Gewerbe,  Handel  und  Verkehr  (38'97o  der  Bevölkerung)  297o,  die 
Angestellten  417o5  das  bewegliche  Kapital  nicht  viel  mehr  als  die 
Landwirtschaft,  127o-  Der  Ertragszuwachs  in  der  Zeit  von  1898  bis 
1911  betrug  bei  den  Dienstbezügen  1407oj  bei  den  selbständigen 
Unternehmungen  1047o  —  dagegen  beim  Grundbesitz  nur  687o»  beim 
Kapital  527o-    Hertz  (a.  a.  0.)  sagt  mit  Eecht:    »Die  ganze  Steuer- 


^)  Durch  statistische  Ungenauigkeiten  fällt  die  Zahl  der  niehtagrarisehen 
Berufstätigen  (mithelfende  Familienmitglieder!)  schwächer  aus,  als  sie  tatsächlich  ist. 
(Vgl.  Schilder,  »Gewerblich-industrielle  Interessen  an  der  Volkszählung  1910«  in  der 
»Wochenschrift  des  Niederösterreiehischen  Gewerbevereines«  vom  16.  Dezember  1909.) 
Eiehtiger  ist  die  Gesamtziffer  der  agrarischen  und  niehtagrarisehen  Bevölkerung 
(mithelfende  und  nichtmithelfende  Familienmitglieder)  zu  vergleichen.  Dann  ergibt 
sich  für  1910:  Agrarbevölkerung  484-3'Voo,  Industrie  und  Gewerbe  sowie  Handel  und 
Verkehr  388-87oo,  öffentlicher  Dienst  und  freie  Berufe  126-90/oo.  Unter  Berücksichti- 
gung dieser  Zahlen  stellt  sich  die  Belastung  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung 
im  Vergleiche  zur  übrigen  noch  günstiger  dar. 
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Politik  wird  von  dem  Prinzipe  geleitet,  die  Aufbringung  neuer  Mittel 
zum  weitaus  größten  Teile  der  städtischen  industriellen  Bevöllierung 
aufzubürden.«  Schilder  hat  in  einer  mit  größter  Gründlichkeit 
durchgeführten  Studie  i)  festgestellt,  daß  im  Jahre  1900  die  gesamten 
Staatseinkünfte  zu  31 -470  von  der  agrarischen  Bevölkerung,  zu  68'67o 
jedoch  von  der  nichtagrarischen  Bevölkerung  aufgebracht  wurden. 
Werden  diese  Anteile  auf  die  Bevölkerungszahl  umgerechnet,  so  er- 
gibt es  sieh,  daß  der  Staat  von  einem  Angehörigen  der  nichtagrari- 
schen Bevölkerung  fast  2Y2mal  so  viel  an  Einkünften  bezog,  als  von 
einem  Angehörigen  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung.  Ferner  hat 
Eaunig  in  einer  sehr  interessanten  Abhandlung  berechnet,  daß  in 
dem  41jährigen  Zeiträume  von  1868  bis  1908  der  Gesamtertrag  der 
die  agrarische  Bevölkerung  treffenden  direkten  Steuern,  nämlich  der 
Grund-  und  Hausklassensteuer,  nicht  bloß  nicht  gestiegen,  sondern  be- 
deutend zurückgegangen  ist.  Der  Gesamtausfall  in  jenem  Zeiträume 
betrage  auf  diesem  Gebiete  171  Millionen  Kronen.  Die  vorwiegend  die 
nichtagrarischen  Berufe  treffenden  direkten  Steuern  seien  dagegen  in 
ihrem  Gesamtertrage  sehr  stark  gestiegen.  Der  Staat  habe  in  dem  ge- 
nannten Zeiträume  aus  dieser  Quelle  Mehreinnahmen  von  3442  Mil- 
lionen Kronen  bezogen. 


Zur  Besteuerung  der  Volksnahrung  zugunsten  der  agrarischen 
Produktion  durch  hohe  Getreidezölle  und  Vieheinfuhrverbote,  zur  Be- 
nachteiligung der  Industrie,  Gewerbe  und  Handels  durch  übermäßig 
hohe  direkte  Steuern  tritt  noch  die  hohe  indirekte  Besteuerung  der 
wichtigsten  Lebensmittel  und  Konsumartikel  (Fleisch  und  Schlachtvieh, 
Salz,  Zucker,  Mineralöle)  und  schließlich  die  besondere  Besteuerung 
aller  Lebensmittel  und  Konsumartikel  zu  Lasten  der  Einwohner  der 
sogenannten  geschlossenen  Städte:  die  Linienverzehrungssteuer. 

In  Deutschland  bestehen  solche  Verbrauchssteuern  auf  die  not- 
wendigsten Lebensmittel  nicht  mehr.  Durch  das  Eeichsgesetz  vom 
Jahre  1900  sind  sie,  mit  Ausnahme  der  Salz-  und  der  Zuckersteuer, 
beseitigt  worden,  und  seither  dürfen  Verbrauchssteuern  auf  Nahrungs- 
mittel auch  von  den  Gemeinden  nicht  mehr  eingehoben  werden.  Dieses 
Verbot  bezieht  sich  auf  Getreide,  Hülsenfrüchte,  Mehl,  Backwaren,  Vieh, 
Fleisch,  Fleischwaren  und  Fett.    Nur  solche  Genußmittel,   wie  Bier, 

')  »Agrarische  Bevölkerung  und  Staatseinnahmen  in  Österreich«,  Wien  1906. 
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Wein,  Branntwein  und  Tabak  sind  mit  Abgaben  für  das  Reich  belegt. 
(Außerdem  —  wie  gesagt  —  Zucijer,  Salz,  Leuchtmittel  und  Zündwaren.) 
Die  Gemeinden  dürfen  überdies  das  Bier  mit  höchstens  30  Pfennig  pro 
Hektoliter  (beziehungsweise  65  beim  Doppelbier)  besteuern.  Die  Zucker- 
steuer ist  weit  niedriger  als  in  Österreich  —  ebenso  wie  die  Salzbelastung. 

Sämtliche  Verzehrungssteuern  (Bier,  Wein,  Branntwein  mit  ein- 
gerechnet) betragen  in  Österreich  pro  Kopf  durchschnittlich  K  15'50 
jährlich.  Aber  die  durchschnittliche  Berechnung  kann  in  diesem  Falle 
noch  weit  mehr,  wie  in  jedem  anderen  irreführen,  weil  tatsächlich 
die  Last  dieser  Steuern  unvergleichlich  weniger  die  ländliche,  als  die 
städtische  Bevölkerung  trifft,  unvergleichlich  weniger  die  besitzenden 
Klassen,  als  die  Arbeiterschaft.  Sie  trägt  zum  hohen  Preisniveau  aller 
Lebensmittel  wesentlich  bei,  welches  außerdem  schon  aus  anderen  Ur- 
sachen eine  stetige  starke  Tendenz  zum  Wachstume  aufweist. 

Es  liegt  ganz  im  Wesen  der  österreichischen  Steuerpolitik,  daß 
sie  einen  beträchtlichen  Teil  der  gesamten  Steuerlast  mit  vollem  Griffe 
auf  den  Massenkonsum  über  wälzt;  denn  die  österreichische  Steuer- 
politik bewegt  sich  zumeist  auf  der  Linie  des  geringsten  Widerstandes 
und  der  Bequemlichkeit  der  Steuerverwaltung.  Da  der  Massenkonsum 
am  leichtesten  zu  erfassen  ist,  muß  er  in  erster  Reihe  für  den  finanziellen 
Dienst  des  Staates  herhalten.  Da  die  Linienverzehrungssteuer  in  den 
-sogenannten  geschlossenen  Städten  auf  dem  bequemen  Wege  der  Ver- 
pachtung an  die  Gemeinden  eingehoben  werden  kann,  werden  im 
XX.  Jahrhunderte  >Binnenzollinien«  (für  diese  Städte)  aufrecht  erhalten 
(obwohl  der  Gesamtertrag  dieser  vorsintflutlichen  Steuer  sich  auf  kaum 
5'4  Millionen  Kronen  beläuft).  Da  die  der  öffentlichen  Rechnungslegung 
unterworfenen  Unternehmungen  ihren  Ertrag  nicht  verheimlichen  können 
und  daher  leicht  zu  fassen  sind,  werden  sie  mit  einer  Steuer  belastet, 
deren  Höhe  (mit  den  Zuschlägen)  sonst  in  der  ganzen  Welt  nicht 
erreicht  worden  ist.  Da  die  Gehalte  der  Beamten  zur  Kenntnis  der 
Staatsbehörden  offiziell  gelangen  müssen,  besteht  in  Österreich  neben 
der  Personaleinkommensteuer  eine  Besoldungssteuer,  deren  Unge- 
rechtigkeit allgemein  anerkannt  ist.  Dagegen  wird  die  Landwirtschaft 
einerseits  zufolge  der  prinzipiellen  Begünstigung  des  Agrariertums, 
anderseits  weil  der  Ertrag  und  das  Einkommen  der  Landwirtschaft 
nicht  so  leicht  zu  bemessen  und  zu  fassen  ist,  wie  der  Reingewinn 
einer  Aktiengesellschaft  oder  wie  die  Besoldung  eines  Beamten  oder 
wie  der  Konsum  des  Arbeiters,  verhältnismäßig  ebenso  verschont,  wie 
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das  gleichfalls  nictit  leicht  zu  fassende  Einkommen  des  beweglichen 
Kapitals.  Es  bedarf  keines  näheren  Beweises,  daß  ein  solches  Steuer- 
system zur  allgemeinen  Lebensmittelteuerung,  zur  Schwäche  des  Kon- 
sums von  industriellen  Erzeugnissen  infolge  verminderter  Kaufkraft,  zur 
Minderung  der  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter,  zu  hohen  Produktions- 
kosten (welche,  wie  Hertz  [a.a.O.]  richtig  bemerkt,  den  Absatz  ein- 
schränken und  dadurch  eine  weitere  Erhöhung  der  Produktionskosten 
bewirken),  zur  Schwäche  des  Pabrikatenexportes  beiträgt  und  die  Etick- 
ständigkeit  der  Handels-,  Zahlungs  und  Wirtschaftsbilanz,  mithin  auch 
die  Auswanderung  mitbewirkt.  Die  Wirkungen  dieses  Steuersystems 
sind  mit  jenen  (an  einer  anderen  Stelle  geschilderten)  des  Zollsystems 
ähnlich,  das  heißt,  es  werden  die  letzteren  durch  das  Steuersystem 
verschärft  und  es  wird  ihre  Schädlichkeit  durch  dasselbe  erhöht. 


Die  ungebührliche  Belastung  der  Lebenshaltung  der  städtischen 
Bevölkerung  mit  allen  ihren  erwähnten  Folgeerscheinungen  ist  nicht 
das  einzige  Übel,  welches  auf  dem  Gebiete  der  wirtschaftlichen,  ins- 
besondere der  industriellen  Entwicklung  —  im  Gegensatze  zu  Deutsch- 
land —  vom  österreichischen  Steuersysteme  verschuldet  wird. 

In  den  letzten  zwei  Dezennien  haben  sich  nämlich  jene  Polgen 
der  Steuerreform  vom  Jahre  1898,  welche  die  Aktiengesellschaften  in 
einer  exorbitanten  Weise  belasten,  in  einer  ähnlichen  Weise  bemerk- 
bar gemacht.  1) 

Die  Großindustrie  kann  die  Form  der  Aktiengesellschaft  nicht 
entbehren;  jedenfalls  kann  sie  in  ihrer  gegenwärtigen  Entwicklungs- 
phase nur  in  seltenen  Fällen  in  einer  anderen  Form  der  Kapitalsbe- 
schaffung entstehen.  Die  letztere  Form  aber  unterwirft  sie  in  Öster- 
reich der  Aktiensteuer  (nebst  Zuschlägen),  deren  unerträgliche  Höhe 
und  vexatorische  Bemessung  Gegenstand  berechtigter  allgemeiner 
Klagen  ist.  Eine  Denkschrift  der  Brünner  Handelskammer  bemerkt 
hiezu:  »Die  Kammgarnspinnereien  (die  großen  Kammgarnspinnereien 
werden  mit  Eücksicht  auf  den  bedeutenden  Kapitalaufwand  in  der 
Form  von  Aktiengesellschaften  errichtet),  zahlen  in  Österreich  an 
Aktiensteuer  mit  Zuschlägen  25  bis  337o  vom  Eeingewinne,  in 
Deutschland  an  staatlichen  und  kommunalen  Erwerbs-  und  Einkommen- 


^)  Im  Jahre  1898  wurden  die  Grundlagen  der  Bemessung  in  einer  für  die 
industrielle  Entwicklung  gefährlichen  Art  umgestaltet. 
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steuern  kaum  jemals  mehr  als  12%  des  Eeingewinnes,  sehr  häufig 
darunter.  Eine  Filz-Aktiengesellschaft  zahlte  in  den  Jahren  1910  und 
1911  in  Österreich  an  Steuern  4274%  ^^^  im  Jahre  1912  nur(!) 
4l7o  des  Eeingewinnes,  während  die  Stammfabrik  in  Deutschland 
(auch  eine  Aktiengesellschaft)  für  dieselben  Jahre  6*37o)  97o  und 
12"17o  zahlte.  Auf  das  Kilogramm  Ware  umgerechnet,  ergeben  die 
Steuern  für  die  genannten  drei  Jahre  2*7,  3'6  und  3*3  Pfennig  in 
Deutschland  und  128,  10'8  und  11'6  ä  in  Österreich.« 

Eine  österreichische  Automobilfabriks-Aktiengesellschaft  mit  einer 
Filiale  in  Deutschland  war  in  Österreich  mit  277o  vom  Eeingewinne, 
in  Deutschland  mit  97o  besteuert. 

Eine  der  größten  österreichischen  Fabriken  zahlte  in  einem  Jahre 
427o  des  Eeingewinnes  an  Steuern  und  Umlagen,  während  eine  ähn- 
liche deutsche  Fabrik,  deren  Produktion  das  Doppelte  der  öster- 
reichischen Gesamterzeugung  in  dieser  Branche  ausmacht,  bloß 
8*97o  vom  Eeingewinne  zu  entrichten  hatte. 

Laut  Zusammenstellung  derstatistischen  Zentralkommission  für  1899 
und  1900^)  stellte  sieh  die  durchschnittliche  Besteuerung  der  Industrie- 
Aktiengesellschaften  samt  Zuschlägen  auf  24'57o  vom  Eeingewinne 
und  auf  2'77o  vom  Aktienkapitale,  für  die  Jahre  1901  und  1902  auf 
26  bis  277o  des  Eeingewinnes. 

Diese  Belastung  war  damals  und  ist  auch  jetzt  viel  höher  als  in 
irgend  einem  Staate  der  Welt,  Ungarn  nicht  ausgenommen. 

Nachstehende  Tabelle  gibt  ein  Bild  der  Steuerbelastung  wich- 
tiger Industrieaktiengesellschaften  in  Österreich  im  Jahre  1912  —  ein 
Bild,  welches  einen  beredten  Beweis  für  die  Eichtigkeit  der  letzteren 
Behauptung  liefert,  (In  der  ausgewiesenen  Steuerbelastung  sind  aller- 
dings hie  und  da  nicht  nur  die  Aktiensteuer  und  Zuschläge  zu  der- 
selben enthalten,  sondern  auch  Gemeindeumlagen,  Gebühren,  Stempel 
u.  dgl.  Die  bei  einigen  Positionen  vorkommende  horrende  Besteuerung 
von  über  1007o  des  Eeingewinnes  ist  als  normal  nicht  zu  betrachten 
und  zum  Teil  auf  exzeptionelle  Übertragungsgebühren  aus  Anlaß  des 
Ankaufes  von  Liegenschaften,  zum  Teil  aber  auch  auf  nachträgliche 
Steuerzusatzbemessungen  für  frühere  Jahre  infolge  Beanständung  durch 
die  Fachrechnungsdepartements  des  Finanzministeriums  zurückzuführen.) 

^)  Besteuerung  und  Entwicklung  der  Industrie-Aktiengesell- 
schaften in  Österreich,  bearbeitet  vom  Bureau  des  Industrierates  des  Handels- 
ministeriums, Wien  1904. 
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Außerdem  wurden  im  Jahre  1912  folgende  Aktiengesellschaften 
—  ungeachtet  des  im  Jahre  1911  ausgewiesenen  bilanzmäßigen  Ver- 
lustes —  mit  einer  großen  Steuerlast  bedacht,  wofür  der  Grund  zum 
Teil  in  der  Nichtanerkennung  einzelner  Abzugsposten  in  den  Bilanzen 
seitens  der  Steuerbehörde  liegt: 


Name  der  Aktien- 
gesellschaft 


Aktien- 
kapital in 
1000  Z 


Dividende 
für  1911 


Betriebs- 
verlust im 
Jahre  1911 


Im  Jahre  1912 
gezahlte  Steuern, 
bemessen  auf 
Grund  des  Ge- 
winnes im 
Jahre  1911 


Kleinmünchner  Baum- 
wollspinnereien und 
Webereien 

Pottendorfer  Baumwoll- 
spinnerei      

Wollwarenindustrie 
Brunn 


3.200 
4.800 
1.200 


17.965 

403.968 

25.641 


14.782 

39.0800 

16.089 


Die  umstehend  folgenden  österreichischen  industriellen  Aktien- 
unternehmungen, welche  gleichzeitig  in  Österreich  und  Ungarn  oder  in 
Österreich  und  im  Zollauslande  Betriebe  besitzen,  bringen  den  Unterschied 
der  Gesamtsteuerbelastung  (zum  Teil  in  drastischer  Weise)  zum  Ausdruck. 

Naumann  schätzt  die  Steuerbelastung  der  Aktiengesellschaften 
in  Deutschland  zuzüglich  aller  Gemeindezuschläge  auf  16%  der  be- 
zahlten Dividenden  (nicht  etwa  des  viel  höheren  gesamten 
Reingewinnes),  was  durch  die  Denkschrift  des  Hansabundes,  »Die 
öffentlich-rechtliche  Belastung  vom  Gewerbe,  Handel  und  Industrie« 
(Berlin  1911),  bestätigt  wird. 

Diese  Denkschrift  nimmt  gegen  die  Höhe  und  die  Ungleich- 
mäßigkeit  der  Gemeindezuschläge  in  Deutschland  Stellung  und  hebt 
hervor,  daß  304  Bergwerks-,  Industrie-  und  Verkehrs-Aktiengesellschaften 
eine  Steigerung  der  öffentlich-rechtlichen  Belastung  erfahren  haben,  die 
sich  darin  ausdrückt,  daß  sie  im  Jahre  1900  nur  8'717o»  ioi  Jahre 
1909  aber  15-34Vo  bezahlter  Dividenden  an  Steuern  zahlen  mußten. 


0  Steuern  und  Gebühren. 

T.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I. 
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Was  würde  aber  ein  > österreichischer  Hansabund«  dazu  sagen, 
daß  in  Österreich  die  Alitiensteuer  mit  Zuschlägen  allein  (was  ja  nicht 
die  ganze  öffentlich-rechtliche  Belastung  mit  Stempeln,  Ge- 
bühren usw.  darstellt)  26  bis  27  und  sogar  50%  des  Reingewinnes  be- 
trägt, des  Eeingewinnes,  nicht  der  bezahlten  Dividenden,  welche  den 
Eeingewinn  niemals  erschöpfen! 

Diese  hohe  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  in  Österreich 
erklärt  es  zur  Genüge,  weshalb  die  Umwandlung  von  industriellen 
Einzelunternehmungen  in  Österreich  in  Aktiengesellschaften  verhältnis- 
mäßig selten  vorkommt,  dagegen  aber  hie  und  da  Aktiengesellschaften 
in  Einzelunternehmungen  umgewandelt  werden. 

Kein  Wunder,  wenn  eine  Großindustriegesellschaft  im  Budweiser 
Handelskammerbezirke  als  Einzelunternehmung  im  Jahre  1898  insge- 
samt K  12.918-02  und  im  Jahre  1899  nach  der  Umwandlung  in 
eine  Aktiengesellschaft  K  57.887*27  an  Steuern  zu  entrichten  hatte! 
Umgekehrt  hatte  eine  Emailblechgeschirrfabrik  in  demselben  Kammer- 
bezirke als  Aktiengesellschaft  eine  Erwerbssteuer  von  K  3.369*76  zu 
leisten,  im  nächstfolgenden  Jahre  nach  Eückbildung  in  ein  Einzel- 
unternehmen bloß  332  K.  Die  Skodawerke  zahlten  als  Einzelunter- 
nehmung im  ersten  Halbjahr  1899  an  Erwerbssteaer  13.000  K,  im  zweiten 
Halbjahr  nach  Umwandlung  in  eine   Aktiengesellschaft  51.985  jK".^) 

Demnach  ist  leicht  zu  erklären,  >daß  in  Österreich  in  den  letzten 
4  Jahren  nur  29  Industriefirmen  in  Aktiengesellschaften  umgewandelt 
wurden,  während  sich  18  Gesellschaften  in  Einzelunternehmungen 
rückbildeten,  oder  daß  in  der  letzten  Zeit  die  Barzdorfer  Zuckerfabrik 
ihr  österreichisches  Etablissement  schloß  und  sieh  auf  den  Betrieb  der 
in  Preußisch-Schlesien  gelegenen  Fabrik  beschränkte«. 2) 

Es  braucht  aber  nicht  erst  näher  bewiesen  zu  werden,  daß  durch 
die  fiskalische  Erschwerung  der  Umwandlung  von  Einzelunternehmungen 
in  Aktiengesellschaften  die  Erweiterung  und  Modernisierung  von  Industrie- 
betrieben, die  Konzentrierung  und  Ökonomisierung  derselben,  die  Yer- 
biUigung  und  Vergrößerung  der  Produktion  wesentlich  behindert  werden. 

^)  »Besteuerung  und  Entwicklung  der  Industrie-Aktiengesellschaften  in  Öster- 
reich«, Wien  1904. 

^)  »Besteuerung  und  Entwicklung  der  Industrie-Aktiengesellschaften  in  Öster- 
reich«, Wien  1904.  In  den  letzten  Jahren  vor  Ausbruch  des  Weltkrieges  sind  die 
Gründungen  von  Aktiengesellschaften  (und  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung)  häufiger,  die  Rückbildungen  von  Aktiengesellschaften  in  Einzelfirmen  seltener 
geworden  als  in  den  in  der  letzteren  Denkschrift  behandelten  Jahren  1899  bis  1903. 

19* 
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Eine  große  Ungerechtigkeit,  gleichzeitig  ein  Hemmnis  der  in- 
dustriellen Entwicklung  liegt  darin,  daß  sowohl  solche  Aktiengesell- 
schaften, die  sich  mühsam  durch  viele  Jahre  mit  niedrigen,  häufig 
unter  57o  betragenden  Dividenden  durchkämpfen,  als  auch  solche, 
die  große  »monopolistische«  Gewinne  erzielen,  durchschnittlich  eine 
nahezu  gleiche  prozentuelle  Steuerlast  zu  tragen  haben.  Der  Mangel 
an  Individualisierung,  welcher  die  österreichische  Steuergesetzgebung 
überhaupt  charakterisiert  und  dem  fiskalischen  Bequemlichkeitstriebe 
entspricht,  macht  sich  auf  die  Weise  auch  auf  diesem  Gebiete  geltend 

—  zum  großen  Schaden  der  Volkswirtschaft. 

Die  Novelle  zu  dem  Personalsteuergesetz  vom  Jahre  1914  ver- 
suchte wohl  eine  solche  Individualisierung,  blieb  aber  beim  ersten 
Anlauf  stecken  und  schreckte  vor  einem  durchgreifenden  Ausbau  der 
Steuer  zurück.  Die  Novelle  führte  eine  Zusatzsteuer  von  höheren  Divi- 
denden in  folgender  Weise  ein: 

Die  Staatssteuer  beträgt,  nach  wie  vor,  lOVo  ^om  Eeingewinne 

—  es  kann  nicht  oft  genug  hervorgehoben  werden,  daß  der  zur  Steuer 
herangezogene  >Eeingewinn«  den  tatsächlich  erzielten  häufig  bedeutend 
übersteigt  — ,  ferner  27o  von  den  zur  Verteilung  gelangenden  Be- 
trägen, welche  für  das  elfte  Prozent  der  Dividende  bis  zum  fünfzehnten 
erforderlich  sind,  und  47o  von  den  Mehrbeträgen,  welche  für  eine 
Superdividende  über  157o  ausgeschüttet  werden. 

Nach  wie  vor  haben  Aktiengesellschaften,  welche  bis  inklusive 
107o  Dividende  verteilen,  an  Staatssteuer  107o  vom  Reingewinn,  Ge- 
sellschaften aber,  welche 

127o  Dividende  verteilen  ....     10-227o 

157o  »  »        .     .     .     .     10-677o 

187o  »  >        .    .     .     .     ll-227o 

207o  »  .....     11-5  7o 

257o  .  »        ....     12      7o 

307o  *  »        .     .     .     .     12-337o 

vom  Reingewinn  zu  entrichten.  Aktiengesellschaften,  welche  sich  kaum 

zu  entwickeln  beginnen,  oder  in  eine  schlechte  Konjunktur  geraten, 

zahlen  ungeachtet  der  obigen  Reform  eine  prozentuell  fast  gleich  hohe 

Steuer,  wie  jene  ertragsreichste  Gesellschaften,  deren  Gewinne  —  oft 

durch  staatliche  Lieferungen  —  regelmäßig  auf  hoher  Stufe  stehen. 

Hier  wird  eine  volkswirtschaftlich  vernünftige,  weitergehende  Difieren- 

zierung  durchgeführt  werden  müssen,  damit  die  schwächeren  Gesell- 
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Schäften  entlastet  werden.  Den  reichen  Gesellschaften  werden  die  größt- 
möglichsten Erträge  und  die  größten  Dividenden  sicherlich  gegönnt, 
aber  auch  sie  müssen  dem  Staate,  namentlich  in  Zeiten  seines  größeren 
Bedarfes,  einen  größeren  Anteil  an  diesen  hohen  Gewinnen  gönnen, 
welche  sie  vielfach  seiner  hauptsächlich  in  ihrem  Interesse  liegenden 
Zollpolitik  verdanken. 

Zwei  Momente  sind  es,  welche  die  Besteuerung  der  Industrie- 
Aktiengesellschaften  in  Österreich  zu  einer  so  drückenden  Last  machen. 
Nicht  in  der  Höhe  der  staatlichen  Aktiensteuer  von  10%  vom  Eein- 
gewinne  (beziehungsweise  der  geringfügigen  Zusatzsteuer  von  höheren 
Dividenden)  liegt  (wie  Hertz  a.  a.  0.  sich  ausdrückt)  die  »Ungeheuer- 
lichkeit« der  Aktienbesteuerung,  sondern  erstens  in  der  Art  der  Be- 
stimmung der  Grundlage,  von  welcher  die  Aktiensteuer  bemessen  wird, 
zweitens  in  der  Höhe  der  Zuschläge. 

Dadurch,  daß  dem  bilanzmäßigen  Eeinertrage  die  bezahlte  Steuer 
samt  Zuschlägen,  die  Zinsen  von  den  Obligationen,  jene  Abschreibungen, 
welche  von  der  Steuerbehörde  als  nicht  mehr  angemessen  angesehen 
werden,  die  Abschreibung  der  für  ein  Patent  bezahlten  Summe  usw. 
hinzugerechnet  werden,  wird  der  Besteuerung  (als  Eeingewinn)  ein 
Betrag  unterworfen,  der  den  wirklich  erzielten  Reinertrag  sehr  be- 
deutend übersteigt,  oft  verdoppelt. 

Die  österreichische  Steuerpraxis  zwingt  die  Industrie-Aktien- 
gesellschaften, ihre  Investitionskredite  nicht  im  Wege  niedrig  ver- 
zinster und  in  gleichmäßigen  niedrigen  Teilzahlungen  amortisabler, 
unkündbarer  Schuldverschreibungen  zu  kontrahieren,  sondern  in  der 
Form  kurzfristiger,  teuerer,  kündbarer  schwebender  Bankschulden  auf- 
zunehmen, was  in  der  Zeit  knapper  Geldmittel  und  höheren  Zinsfußes 
für  so  manche  Industriegesellschaft  verhängnisvoll  werden  kann  und 
wodurch  die  Beschaffung  solcher  Kredite  überhaupt  erschwert  wird.  In 
Österreich  betrug  deshalb  auch  im  Jahre  1910  das  Prioritätenkapital 
sämtlicher  Industrie-Aktiengesellschaften  bloß  55*2  Millionen  Kronen 
(in  Ungarn  —  1911  —  nur  29  Millionen),  wovon  33  Millionen  Kronen 
auf  Montangesellschaften  entfielen.  Die  ganze  übrige  Industrie  wies 
ein  Obligationskapital  von  22  Millionen  Kronen  auf.  Dagegen  waren 
gleichzeitig  in  Deutschland  (1911/12)  Obligationen  von  Industriegesell- 
schaften im  Betrage  von  2544  Millionen  Mark  im  Umlauf.  Überdies 
betrugen  die  Hypothekarschulden  der  deutschen  Industrie-Aktiengesell- 
schaften 991-5  Millionen  Mark.    Der  Präsident  einer  österreichischen 
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Großbank  1)  meinte  hiezu:  »Das  bestehende  System,  das  die  Industrien 
für  Investitionen  auf  den  Weg  der  schwebenden  Bankschuld  drängt, 
hat  weiters  einen  großen,  die  Allgeraeinheit  berührenden  Nachteil,  das 
allgemeine  Kreditwesen  zu  Zeiten  einer  industriellen  Absatzkrise  in 
überaus  empfindlicher  Weise  zu  beeinflussen.« 

Die  von  der  Steuerbehörde  verlangte  und  fiskalisch  interpretierte 
»Angemessenheit«  der  Abschreibung  von  Maschinen  und  sonstigen 
Anlagen  veranlaßt  die  Industrie-Aktiengesellschaften  in  Österreich,  viel 
spärlichere  Abschreibungen  zu  machen,  als  dies  ausländische  Gesell- 
schaften tun,  welche  in  Jahren  guter  Konjunktur  und  reichlicheren 
Gewinnes  ihre  zu  Buche  stehenden  Anlagekosten  unbehindert  und  von 
der  Steuerbehörde  ungestraft  vermindern  können,  um  dann  in  weiterer 
Folge  mit  billigeren  Produktionskosten  zu  arbeiten.  Nachdem  englischen 
»Economist«  (Supplement  vom  20.  Februar  1909)  stand  im  Jahre  1908 
in  England  die  Spindel  in  100  Spinnereien  mit  IbKm  Buche.  In  Öster- 
reich stand  sie  gleichzeitig  in  fünf  großen  Spinnereien  mit  53  -ST  zu  Buche. 

Industrien,  welche  behufs  Yerbilligung  oder  Verbesserung  der 
Produktion  Patente  ankaufen,  bürden  sich  eine  Steuerlast  auf,  durch 
die  die  Vorteile  des  Patentes  häufig  in  Frage  gestellt  werden  können. 
Abschreibungen  von  der  Patentankaufssumme  werden  nämlich,  wie 
bereits  oben  erwähnt,  dem  versteuerbaren  Reingewinne  hinzugerechnet. 

Und  last  not  least  die  Landes-,  Bezirks-  und  Gemeindezuschläge. 
Im  Jahre  1902  haben  in  2088  Städten  und  industriellen  Orten  diese 
Zuschläge  zwischen  100  und  200Vo  der  Staatssteuer  ausgemacht,  in 
7-1%  dieser  Orte  bis  350%,  in  einer  Reihe  von  Orten  bis  6427o-^) 

Seit  1902  ist  zumeist  noch  eine  bedeutende  Erhöhung  dieser 
Zuschläge  eingetreten.  Hiebei  findet  in  vielen  Orten  eine  üngleich- 
mäßigkeit  der  Besteuerung  gerade  zuungunsten  der  Aktiengesell- 
schaften statt;  z.  B.  in  einem  mährischen  Bezirke  war  die  Aktiensteuer 
mit  60%  Zuschlag  bedacht  worden,  während  alle  anderen  Steuer- 
gattungen bloß  57oige  Zuschläge  zu  tragen  hatten.  3) 

Das  preußische  Steuergesetz  vom  Jahre  1893  hat  einer  solchen 
industriegefährlichen  Lokalsteuerpolitik  vorgebeugt,  indem  es  ausdrück- 


^)  Morawetz  in  der  >Zeitschrift  für  Volkswirtschaft«  ex  1908,  S.  190. 

^)  »Besteuerung  und  Entwicklung  der  industriellen  Aktiengesellsehaften  in 
Österreich«,  Wien  1904. 

3)  »Besteuerung  und  Entwicklung  der  Industrie -Aktiengesellschaften  in 
Österreich«,  Wien  1904. 


295 

lieh  bestimmt,  daß  die  von  den  Gemeinden  einzuhebenden  Zuschläge 
zu  Grund-,  Gewerbe-  und  Einkommensteuern  gleichmäßig  sein  müssen. 

Die  Gründung  der  Industrie-Aktiengesellschaften  nimmt  infolge 
cler  geschilderten  Zustände  in  Österreich  einen  Schneckengang.  Im 
Jahre  1902  hatte  Österreich  321  Industrie- Aktiengesellschaften  mit 
einem  Kapital  von  (auf  Mark  umgerechnet)  734"5  Millionen,  Deutsch- 
land 3581  Industrie- Aktiengesellschaften  mit  einem  Kapital  von 
6390  Millionen  Mark. 

Das  Personalsteuergesetz  vom  Jahre  1898,  welches  die  hohe 
Belastung  der  Aktiengesellschaften  ausbildete,  was  zum  ersten  Male 
im  Jahre  1899  zum  Ausdrucke  kam,  hatte  sofort  den  Effekt,  daß  die 
Banken  die  Gründung  und  Finanzierung  von  Industrie-Aktiengesell- 
schaften beinahe  gänzlich  einstellten.  Während  im  Jahre  1898  von 
den  Banken  7  Industrie-Aktiengesellschaften  mit  einem  Gesamtkapital 
von  18-2  Millionen  Kronen  und  im  Jahre  1899  noch  8  Industrie- 
Aktiengesellschaften  mit  47  Millionen  Kronen  gegründet  wurden,  be- 
trugen die  Gründungen 

in  dem  Jahre  1900  kaum  2  mit      ....     6-8  Millionen  Kronen 
»      »         »      1901      *      3     *        ....     3-4         »  > 

>      *         »      1902      »      1     »        ....     0-2         » 

Sprechender  kann  der  Erfolg  einer  verkehrten  Steuerpolitik  nicht 
sein.  Aber  wie  sollen  auch  die  Banken  zu  Gründungen  von  Aktien- 
gesellschaften schreiten,  wenn  sie  das  hoch  besteuerte  Einkommen  aus 
den  Industrieaktien,  welche  sie  im  Portefeuille  behalten  müssen,  noch- 
mals hoch  besteuert  wissen!  Von  einer  Aktie  im  Portefeuille  der  Bank 
bringt  sich  der  österreichische  Fiskus  zweimal  die  hohe  Aktiensteuer 
herein,  was  mit  den  Zuschlägen  die  Hälfte  der  Dividende  oder  noch  mehr 
ausmacht!  Unter  solchen  Umständen  kann  eine  nicht  etwa  fabelhafte 
Rentabilität  (bei  eventuellem  Mangel  eines  sehr  ergiebigen  Spekulations- 
gewinnes) für  die  Banken  keinen  Anreiz  bilden,  sich  mit  industriellen 
Gründungen,  Erweiterungen  und  Umgestaltungen  zu  befassen.  So 
dienen  auch  die  österreichischen  Banken  zumeist  nur  solchen  Industrie- 
zweigen, die  ohnehin  ausnahmsweise  große  Gewinne  abwerfen  und 
sich  im  Genüsse  von  Vorteilen  einer  quasi-monopolistischen  Stellung 
befinden.  Die  Indus  trief  Order  ung  mit  Hilfe  des  Großkapitals  dagegen 
ist  unter  diesen  Verhältnissen  im  erforderlichen  Umfange  kaum  denkbar. 
Laut  Hertz  (a.  a.  0.)  war  der  Jahreszuwachs  des  Gesamtkapitals 
der  Industrie- Aktiengesellschaften  im  Zeiträume  von  1890  bis  1906  in 


Deutschland  elfmal  größer  als  in  Österreich.  Die  erschreckende  Eück- 
ständigkeit  Österreichs  in  der  Bildung  der  Aktiengesellschaften  geht 
aber  noch  deutlicher  aus  einem  Vergleiche  mit  dem  verhältnismäßig 
schwach  industrialisierten  Süddeutschland  (Bayern,  Wtirttemberg  und 
Baden)  hervor.  Süddeutschland  hat  einen  Fläehenraum  von  111.484  äw^ 
(Österreich  300.008  Jcm^)  und  eine  Einwohnerzahl  (im  Jahre  1902) 
von  10,123.000  (Österreich  26,150.000).  Die  Zahl  der  Industrie-Aktien- 
gesellschaften in  Süddeutschland  betrug  aber  im  Jahre  1902  652,  mit 
einem  Kapital  von  1261  Millionen  Mark^),  welchen  Ziffern  Österreich 
mit  321  Gesellschaften  und  734'5  Millionen  Mark  gegenüberstand. 

Das  erste  Dezennium  dieses  Jahrhunderts  brachte  indessen  einen 
gewissen  Aufschwung  in  der  Bewegung  zur  Gründung  von  Industrie- 
Aktiengesellschaften  sowohl  in  Österreich  als  in  Ungarn.  Die  zwin- 
gende wirtschaftliche  Notwendigkeit  war  eben  groß  genug,  um  sich 
über  die  Hindernisse  der  Steuerbelastung  mit  Müh  und  Not  hinweg- 
zusetzen. Im  Jahre  1910  zählte  man  in  Österreich  bereits  546  Indu- 
strie-Aktiengesellschaften mit  einem  eingezahlten  Aktienkapital  von 
1750  Millionen  Kronen,  in  Ungarn  (1911)  833  mit  839  Millionen 
Kronen.  In  Deutschland  ist  die  Zahl  dieser  Gesellschaften  (»der  reinen 
Erwerbsgesellschaften  auf  Aktien«)  nicht  sehr  gestiegen,  dagegen  er- 
höhte sich  das  eingezahlte  Aktienkapital  der  Industriegesellschaften 
in  ganz  außerordentlicher  Weise;  1911/12  bestanden  in  Deutschland 
3417  Gesellschaften  mit  8640  Millionen  Mark,  und  wenn  die  Schuld- 
verschreibungen und  die  Hypothekarschulden  dieser  Gesellschaften 
hinzugerechnet  werden,  arbeiten  die  Industrie- Aktiengesellschaften  in 
Deutschland  im  Jahre  1911/12  mit  Anlagekapitalien  (die  Eeserven 
nicht  gerechnet)  von  über  12  Milliarden  Mark,  die  österreichischen 
(unter  Hinzuziehung  der  Obhgationen)  mit  rund  V/2  Milliarden  Mark 
(1910),  die  ungarischen  mit  rund  V4  Milliarden  Mark  (1911).  Der  Zu- 
stand hat  sich  zugunsten  der  Monarchie  etwas  gebessert  —  die  Rück- 
ständigkeit im  Vergleiche  zu  Deutschland  ist  geringer  geworden;  sie 
ist  aber  noch  immer  groß  genug,  um  den  einer  wirtschafthchen  Not- 
wendigkeit entsprechenden  allgemeinen  Wunsch  nach  rascher  Beseiti- 
gung ihrer  Hauptursachen  nicht  zu  unterdrücken. 

»Die  österreichische  Industrie  —  lesen  wir  in  der  »Besteuerung 
und  Entwicklung  der  Industrie-Aktiengesellschaften  in  Österreich«  — , 

^)  »Besteuerung  und  Entwicklung  der  Industrie -Aktiengesellschaften  in 
Österreich«;  Wien  1904. 
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die  vorwiegend  noch  immer  auf  Einzelunternehmungen  angewiesen 
ist,  hat  darum  von  allen  auf  dem  Weltmarkte  konkurrierenden  Staaten 
die  am  wenigsten  entwickelte  Kapitalsorganisation.« 

Hier  muß  Wandel  geschaffen  werden.  Mit  der  »verkehrten«  Be- 
steuerung der  Erwerbsgesellschaften  in  Österreich  —  wie  Prof. Eulen- 
burg ^)  sie  kennzeichnet  —  muß  aufgeräumt  werden,  denn  Stillstand 
ist  Kückschritt  und  Eückschritt  ist  Verfall.  Außerdem  wäre  eine  gründ- 
liche Eeform  der  Aktienbesteuerung  eines  der  wirksamsten  Mittel  der 
Ausgleichung  der  ungleichen  industriellen  Produktionsbedingungen 
zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland. 

Wenn  die  Industrie- Aktiengesellschaften  die  Staatssteuer  nur  von 
dem  bilanzmäßig  ausgewiesenen  Reingewinn  (ohne  steuerbehördliche 
> Verbesserungen«  desselben)  zu  zahlen  hätten  und  wenn  die  Zu- 
schläge für  Land,  Bezirk  und  Gemeinde  eine  genau  festgelegte  Be- 
grenzung in  einem  mäßigen  Umfange  erfahren  würden,  wenn  ferner 
die  Differenzierung  der  Steuersätze  nach  der  Höhe  der  Gewinne  weiter 
ausgebaut  würde,  dann  hätten  die  Industrie- Aktiengesellschaften  mit 
einer  gerechten,  verhältnismäßig  stabilisierten  und  ermäßigten  Steuer- 
last zu  rechnen  und  dem  Wachstume  dieser  Gesellschaften,  folglich 
dem  Wachstume  der  Industrie,  würde  in  Österreich  dadurch  die  Bahn 
geebnet  werden ;  die  Ausgleichung  mit  Deutschland  würde  sich  dadurch 
viel  leichter  und  rascher  vollziehen.  2)  Der  Ausfall  würde  in  einer  kurzen 
Zeit  durch  die  Erhöhung  der  Steuerkraft  der  Gesellschaften  und  durch 
das  Anwachsen  der  Zahl  von  Industrie-Aktiengesellschaften  reichlich 
wettgemacht  werden.  Bis  dahin  aber  hat  der  Staat  noch  manche 
andere  Möglichkeiten,  diesen  Ausfall  zu  decken,  worauf  noch  zurück- 
gekommen werden  soll. 


1)  »Die  Kriegsgewinnsteuer«  (»Neue  Freie  Presse«  vom  23.  Jänner  1916). 

2)  Die  Verordnung  über  die  Kriegsgewinnsteuer  vom  16.  April  1916  betritt 
—  allerdings  bloß  für  das  Gebiet  dieser  »außerordentlichen  Einkommensteuer«  — 
den  fortschrittlichen  Weg  der  Anerkennung  von  Passivzinsen  als  Abzugsposten, 
einer  stärkeren  Differenzierung  der  Steuersätze  nach  der  Höhe  der  Mehrgewinne, 
besonderer  Begünstigungen  für  Gesellschaften,  die  in  den  vorangegangenen  Friedens- 
jahren weniger  als  6"/^  von  ihrem  Kapital  ins  Verdienst  brachten,  der  Vermeidung 
der  Doppelbesteuerungen  von  Portefeuilleaktien.  Darin  liegt  vielleicht  ein  günstiges 
Anzeichen  für  die  künftige  Eeform  der  Aktiensteuer.  Auf  der  anderen  Seite  ist  es 
aber  leider  nicht  gestattet,  bei  der  Bemessung  der  Aktiensteuer  die  Kriegsgewinnsteuer 
in  Abzug  zu  bringen  —  wodurch  insbesondere  die  autonomen  Zusehläge  zur  staat- 
lichen Aktiensteuer  für  die  Kriegsjahre  besonders  drückend  zu  werden  versprechen. 


298 

Den  Ländern,  Bezirken  und  Gemeinden  könnten  als  Ersatz  für 
die  Verringerung  der  zu  limitierenden  Einnahmen  aus  den  Zusehlägen 
zur  Erwerbssteuer  der  Gesellschaften  die  Vermögenstibertragungs-,  Erb- 
und  Wertzuwaehssteuern  überlassen  werden.  In  Deutschland  wurden 
bekanntlich  im  Zuwachssteuergesetze  vom  Jahre  1911  407o  den  Ge- 
meinden überwiesen.^) 


Eine  umwälzende  Eeform  der  gesamten  Steuer-  und  Finanzpolitik 
Österreichs  wird  nach  dem  Kriege  um  so  mehr  durchgeführt  werden 
müssen,  als  nicht  nur  ein  Teil  der  Kriegskosten  zu  verzinsen  und  zu 
tilgen,  sondern  auch  der  Wiederaufbau  der  im  Kriege  zerstörten  Städte 
und  Dörfer,  Bahnen,  Straßen  u.  dgl.,  die  Vergeltung  der  Privatkriegs- 
schäden, die  Wiederbewirtschaftung  ganzer  Gebiete,  die  Versorgung 
der  durch  den  Krieg  unmittelbar  Geschädigten  (Witwen,  Waisen  und 
Invaliden),  die  Ergänzung  des  Kriegsmaterials,  die  Verbesserung  der 
Landesverteidigung  zu  bestreiten  sein  werden.  Wie  hoch  die  Kriegs- 
entschädigung auch  sein  mag,  dürfte  sie  nicht  ausreichen,  um  die 
gesamte  obige  Mehrbelastung  auch  nur  annähernd  zu  decken. 

Außerdem  werden  dem  Staate  neue  und  große  Lasten  schon  da- 
durch erwachsen,  daß  zur  Wiederbelebung  und  Hebung  der  gesamten 
Volkswirtschaft,  zur  Erhöhung  der  Konkurrenzfähigkeit  derselben  mit 
dem  Auslande,  insbesondere  zur  Behebung  der  zwischen  Österreich 
und  Deutschland  auf  dem  Verkehrsgebiete  bestehenden  Ungleichheit, 
große  Investitionen  gemacht  werden  müssen. 

Wenn  auch  in  einer  gewissen,  nicht  zu  langen  Zeit  nach  dem 
Kriege  ein  starker  wirtschaftlicher  Aufschwung  —  im  Falle  des  Um- 

^)  Am  13.  Jänner  1916  hat  der  preußisclie  Pinanzminister  dem  Abgeordneten- 
hause ein  Gesetz  vorgelegt,  wonach  die  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  auf 
10*4 "/o  des  Gewinnes  erhöht  wird.  Das  bezügliche  Gesetz  soll  mit  dem  ersten  Friedens- 
etat nach  dem  Friedensschluß  mit  den  Großmächten  von  selbst  außer  Kraft  treten. 
Diese  Erhöhung  der  Aktiensteuer  hat  somit  die  Bedeutung  einer  Kriegssteuer  und 
erst  als  solche  erreicht  sie  die  Höhe  der  normalen  österreichischen  Aktiensteuer. 
Sollte  aber  diese  Erhöhung  in  Preußen  ständig  werden,  so  würden  ungeachtet  dessen 
obige  Ausführungen  nicht  an  Aktualität  verlieren,  da,  wie  hervorgehoben,  die  Last 
der  österreichischen  Aktiengesellschaften  nicht  so  sehr  eine  Folge  der  Höhe  der 
Staatssteuer,  wie  der  Besteuerungsgrundlage  und  der  hohen  Landes-,  Bezirks-  und 
Gemeindezusehläge  ist,  in  welcher  Beziehung  nach  wie  vor  eine  Inferiorität  der 
österreichischen  Industrie  im  Vergleiche  zur  deutschen  mutmaßlich  bestehen  würde 
—  auch  bei  gleich  hohem  Staätssteuersatze. 
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baues  des  Wirtschaftsaystems  —  zu  erwarten  ist,  der  auch  zu  einer 
Hebung  der  Steuerkraft  führen  muß,  so  ist  in  der  ersten  Zeit  bei  ver- 
schiedenen Steuerquellen  ein  durch  die  vorübergehende  Schwächung 
der  Volkswirtschaft  bewirkter  Ausfall  unvermeidUch.  Auch  hier  wird 
«ine  individuahsierte  milde  Behandlung  in  vielen  Fällen  als  ein  Gebot 
der  vernünftigen  Steuerpolitik  erscheinen. 

Daran  knüpft  sich  jener  weitere  Ausfall,  welcher  durch  die  Not- 
wendigkeit der  Ausgleichung  der  Bedingungen  und  Kosten  der  indu- 
striellen Produktion,  im  Hinblicke  sowohl  auf  das  Wirtschaftsbündnis  mit 
Deutschland,  als  auch  auf  den  internationalen  Wettbewerb  bedingt  ist. 

Zu  dem  letzteren  Zwecke  sind  unvermeidlich  nebst  der  Eeform 
der  Aktiensteuer  in  dem  bereits  ausgeführten  Sinne:  die  Aufhebung 
der  Linienverzehrungssteuer,  wodurch  der  Staat  eine  Einbuße  von  kaum 
5 Va  Miüionen  Kronen  erleiden  würde;  eine  Ermäßigung  der  Hauszins- 
steuer ^),  unter  anderem  auch  die  Befreiung  der  Fabriksgebäude  von 
derselben  gegen  Einführung  einer  mäßigen  Ubikationssteuer;  die  Auf- 
hebung der  Verzehrungssteuern  auf  die  notwendigsten  Lebensmittel, 
wie  Fleisch  und  Schlachtvieh;  die  Ermäßigung  der  Zuckersteuer  und 
der  Petroleumsteuer. 

Eine  Reform  der  Hauszinssteuer  in  der  Richtung  der  Einführung 
einer  progressiven  Skala  mit  niedrigen  Sätzen  von  niedrigen  Miet- 
zinsen und  steigenden  höheren  Sätzen  von  höheren  Wohnungsmiet- 
zinsen (Geschäftslokale  für  den  Verkauf  der  Artikel  des  täglichen  Be- 
darfes, für  welche  hohe  Mietzinse  gezahlt  werden,  müßten  ermäßigte 
Sätze  erhalten,  damit  keine  Verteuerung  der  Waren  verursacht  werde) 
könnte  den  zu  erwartenden  Ausfall  verringern,  gleichzeitig  aber  be- 
wirken, daß  die  in  Österreich  so  große  Teuerung  kleinerer  Woh- 
nungen zurückgehen  würde.  Auf  diese  Weise  würde  die  städtische 
Wohnungsmisere  endlich  gelindert  werden  können,  was  ein  wichtiges 
Olied  in  der  Kette  der  Bemühungen  um  die  Verbilligung  der  Lebens- 
haltung der  Arbeiterschaft  bilden,  wohl  auch  die  Kaufkraft  der  übrigen 
städtischen  Bevölkerung  steigern  würde.  (Viele  Gemeinden  haben  be- 


^)  Irresberger  (»Das  deutsch-österreichiseh-ungarisehe  Wirtsehafts-  und 
Zollbündnis«,  Berlin  1916)  bemerkt  richtig:  »Unsere  Steuern  sind  so  angelegt,  daß 
sie  die  wirtschaftliche,  zum  Teil  auch  die  kulturelle  Entwicklung  unmittelbar 
hemmen.  Das  letztere  gilt  insbesondere  von  unserer  Hauszinssteuer,  die  einen 
großen  Teil  unserer  Bevölkerung  geradezu  dazu  zwingt,  schlecht  und  so  zusammen- 
gepfercht zu  wohnen,  daß  daraus  die  größten  sittlichen  Gefahren  erwachsen.« 
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reits  bei  Bemessung  ihrer  autonomen  Mietzinsumlagen  diesen  Weg 
der  differentiellen  Behandlung  mit  Erfolg  betreten.)^) 

Die  Aufhebung  der  Linienverzehrungssteuer  in  Österreich,  welche 
kaum  5*4  Millionen  Kronen  jährlich  trägt,  die  Aufhebung  der  Fleisch- 
steuer, eine  wesentliche  Ermäßigung  der  Zucker-  und  Petroleumsteuern 
würden  eine  Verbilligung  der  wichtigsten  Lebensartikel,  welche  in 
Österreich  fast  durchwegs  teurer  sind  als  in  Deutschland,  bewirken 
und  die  Ernährung  der  minderbemittelten  Volksschichten  verbessern- 
An  einer  anderen  Stelle  wird  nachgewiesen  werden,  wie  sehr  der 
Konsum  der  unentbehrlichsten  Lebensmittel  in  Österreich  zurückge- 
blieben ist  und  wie  nachteilig  durch  die  Unterernährung  der  arbei- 
tenden Bevölkerung  ihre  Leistungsfähigkeit  beeinflußt  wird.  Eine  Aus- 
gleichung der  Produktionsbedingungen  Österreichs  mit  jenen  Deutsch- 
lands kann  ohne  eine  Ausgleichung  der  Arbeitsleistung  nicht  erzielt 
werden,  die  volle  Leistungsfähigkeit  aber  nicht  ohne  Herbeiführung 
der  Vollernährung  des  Arbeiters. 

Wie  unmittelbar  durch  die  Steuerermäßigung  und  durch  den 
billigeren  Preis  die  Hebung  des  Konsums  bewirkt  wird,  ist  an  dem 
Zuckerkonsum  in  Deutschland  zu  sehen.  Die  Folge  der  Ermäßigung 
der  Zuckersteuer  von  21  auf  14  M.  war  ein  enormes  Ansteigen  des 
inneren  Verbrauches:  von  12'5  hg  auf  19%  pro  Kopf  in  den  Jahren 
1910/11,  und  die  Eeineinnahmen  des  Staates  stiegen  in  dieser  Zeit 
trotz  der  Ermäßigung  der   Steuer   bedeutend.     In  Österreich-Ungarn 


^)  Der  obigen  Kritik  der  österreichischen  Hauszinssteuer  stimmt  auch  Eulen- 
burg (in  seinem  Wiener  Vortrage  vom  15.  Mai  1916)  zu.  Kobatsch  (a.a.O.  S.  29) 
nimmt  unrichtig  an,  daß  durch  Steuererleichterungen  für  Arbeiterhäuser  sowie  durch 
die  Schaffung  des  Wohnungsfürsorgefonds  die  Last  der  hohen  Mietzinse  in  Öster- 
reich gemildert  wird.  Die  erste  Maßregel  ist  überhaupt  beinahe  gänzlich  unwirksam 
geblieben ;  die  öffentliche  Wohnungsfürsorge  befindet  sich  aber  ihrem  Umfange  nach 
erst  in  den  Anfängen,  während  z.  B.  die  deutsehen  Sozialversicherungsanstalten 
allein  bis  zum  Kriegsausbruche  mehr  als  eine  halbe  Milliarde  Mark  diesem  Zwecke 
gewidmet  haben. 

Die  Hauszinssteuer  beträgt  samt  Zuschlägen  in  Wien  rund  407o>  i^  größeren 
Städten  Sachsens  z.  B.  nur  S'V,). 

Zur  Wohnungsverbilligung  in  Deutschland  haben  auch  die  dortigen,  seit 
einem  Vierteljahrhundert  immer  kräftiger  werdenden  Bemühungen  der  Bodenreformer 
viel  beigetragen,  und  zwar  nicht  nur  durch  die  Steuerpolitik,  sondern  auch  durch 
die  Wohnungspolitik  im  engeren  Sinne  des  Wortes.  In  Österreich  ist  eine  etwas 
lebhaftere  Tätigkeit  der  Bodenreformer  nicht  älter  als  höchstens  zehn  Jahre  und 
läßt  noch  derzeit  viel  zu  wünschen  übrig. 
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beträgt  der  Steuersatz  38  K  und  der  Zuckerpreis  (1912)  88  K  —  in 
Deutsehland  der  Steuersatz  14  M.,  der  Zuekerpreis  (1912)  48  M.  — 
der  Konsum  in  Österreich  allein  1672%  (1912),  in  Österreich-Ungarn 
nur  10 V2  kg  pro  Kopf  der  Bevölkerung. 

Ähnlich  verhält  es  sich  mit  der  hohen  Petroleumsteuer,  welche 
in  Österreich  13 -ST  pro  100%  beträgt  und  das  Steigen  des  inländischen 
Konsums  wesentlich  behindert.  In  Deutschland  ist  das  Petroleum  bloß 
mit  M.  7-20  pro  100%,  folghch  um  35%  weniger  belastet  als  in 
Österreich.  Der  Preis  ist  demgemäß  hier  höher  als  dort.  Durchschnitts- 
preis des  Jahres  1912:  Wien  Z  35-50,  Breslau  (für  österreichisches 
Petroleum)  M.  22-8.  Der  Konsum  betrug  in  Österreich -Ungarn  im 
Jahre  1910  (im  Jahre  des  höchsten  Verbrauches  seit  1890)  6-03  %, 
in  Deutschland  aber  17-67  %  pro  Kopf  der  Bevölkerung.  Das  Petroleum 
ist  in  Deutschland  lV2D3al  billiger,  der  Verbrauch  dreimal  größer  als 
in  Österreich-Ungarn.  Die  Petroleumsteuer,  welche  den  hohen  Preis 
mitbewirkt,  ist  direkt  eine  »Steuer  der  armen  Leute«;  die  Besser- 
situierten  in  den  Städten  verbrauchen  kein  Petroleum  und  beleuchten 
ihre  Wohnungen  mit  Gas  und  Elektrizität,  i)  Die  ärmere  Bevölkerung, 
die  gesamte  Arbeiterklasse  muß  in  Österreich-Ungarn  mit  Licht  sparen, 
gebraucht  in  ihrem  Heim  kleine  Lämpchen,  auf  dem  flachen  Lande 
häufig  überhaupt  keine  Lampe,  sondern  verbringt  vielfach  die  Winter- 
abende beim  Kienlicht,  wie  es  vor  Jahrhunderten  allgemein  war.  So 
wird  die  Arbeitszeit  zu  Hause  abgekürzt,  eine  Besserung  der  Lebens- 
gewohnheiten hintangehalten,  die  Hebung  der  allgemeinen  Bildung, 
der  Zivilisation,  der  wirtschaftlichen  Kraft  künstlich  gehemmt.  2) 


^)  Die  deutsehe  Leuehtmittelsteuer  belastet,  auch  mit  Reclit,  jene,  die  Gas 
und  Elektrizität  verwenden. 

2)  Allerdings  ist  die  Frage  der  zukünftigen  absoluten  Höhe  sämtlicher  zu 
ermäßigender  Steuern  gegenwärtig  nur  relativ  zu  behandeln.  Durch  das  auch  nach 
dem  Friedensschlüsse  etwa  andauernde  hohe  Preis-  und  Lohnniveau  mag  eventuell 
ein  absolut  höherer  Steuersatz  gerechtfertigt  sein,  als  es  unter  den  früher  normalen 
Verhältnissen  der  Fall  gewesen  wäre.  Heute  ist  nur  der  Hauptzweck  der  Steuer- 
reform im  Auge  zu  behalten:  die  tunliehste  Ausgleichung  der  auf  dem  Konsum 
breiter  Schichten  und  auf  der  Produktion  lastenden  Steuern  mit  Deutsehland  und 
anderen  westlichen  Mächten,  gleichzeitig  die  tunlichst  weitgehende  soziale  Gerechtig- 
keit in  der  inneren  Verteilung  der  Steuerlasten.  Da  aber  starke  Schwankungen  der 
Preis-  und  Lohnniveaus  in  den  ersten  Jahren  nach  dem  Kriege  vorauszusehen  sind, 
wäre  eventuell  für  eine  Elastizität  in  der  Festsetzung  der  Steuersätze  (gewisser- 
maßen Verbrauehswertsteuern,  nach  Analogie  der  Wertzölle)  Vorsorge  zu  treffen. 
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Den  letzten  neuen  Passivposten  in  dem  neuen  Staatsvoranschlage 
wird  der  Ausfall  an  Zolleinnahmen  bilden  —  infolge  Streichung  und 
Ermäßigung  einer  Eeihe  von  Zöllen  im  Verkehre  mit  Deutschland 
unter  dem  Eegime  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  (eine  Zeitlang 
auch  infolge  der  Erschwerung  der  Einfuhr  angesichts  der  nur  nach 
und  nach  zu  verbessernden  minderwertigen  Währung  sowie  angesichts 
der  auch  nach  dem  Friedensschlüsse  eine  Zeitlang  andauernden  Schiff- 
fah  rtssch  wierigkeiten) . 

Freilich  würde,  wie  Naumann^)  richtig  bemerkt,  »eine  Volks- 
wirtschaftsgemeinschaft ohne  alle  Zwischenzölle  für  Deutschland  etwa 
einen  Verlust  von  60  Millionen  Mark  im  Jahre  bedeuten,  für  Österreich- 
Ungarn  einen  solchen  von  90  oder  100  Millionen  Kronen.  Man  sieht 
sofort,  daß  der  Verlust  an  sich,  wie  relativ  für  Österreich-Ungarn  größer 
sein  würde«.  Tatsächlich  haben  die  Einfuhrzölle  der  Monarchie  im 
Verkehre  mit  Deutschland  im  Jahre  1913  die  Summe  von  82,626.594  Z' 
betragen.  Der  Entgang  der  Zolleinnahmen  wäre  somit  selbst  im  Falle 
einer  vollständigen  Aufhebung  der  Zölle  für  Österreich-Ungarn  ge- 
ringer, als  Naumann  angenommen  hat.  Bei  Aufrechterhaltung  einer 
Zwischenzollinie  dürfte  dieser  Ausfall  vielleicht  die  Hälfte  (nach  Nau- 
mann das  Drittel)  der  obigen  Summe  betragen. 

Todorovits  (a.  a.  0.)  hält  mit  Recht  nach  den  bisherigen  Er- 
fahrungen solche  Ausfälle  von  Zolleinnahmen  infolge  von  Zolleinigungen 
für  vorübergehend,  indem  er  als  eine  Folge  derselben  einen  Auf- 
schwung der  Produktion  und  des  Handelsverkehrs  mit  dem  Auslande, 
die  Hebung  des  allgemeinen  Wohlstandes,  mithin  auch  der  Kaufkraft 
und  der  Steuerkraft,  ansieht. 

Derselben  Ausicht  neigt  auch  Bosc  (a.  a.  0.  S.  63)  zu,  indem 
er  auf  die  von  Höffken,  Eichelot,  Eckert  nachgewiesenen  finan- 
ziellen Vorteile  des  deutschen  Zollvereines  hinweist. 

Ferner  weist  Naumann  mit  Eecht  darauf  hin,  daß  der  Ausfall 
von  Zolleinnahmen  im  Staatsbudget  durch  die  Verbilligung  der  Staats- 
lieferungen zum  Teil  unmittelbar  ausgeglichen  werden  könnte. 

Übrigens  darf  die  moderne  Zollpolitik  nicht  unter  dem  Gesichts- 
winkel hoher  Zolleinnahmen  geführt  werden —  mit  Ausnahme  solcher 
reiner  Pinanzzölle,  welche  Waren  treffen,  die  im  Inlande  überhaupt 
nicht  erzeugt  werden  und  zu  unentbehrlichen  Konsumartikeln  des 
Volkes  oder  zu  Produktionsmitteln  nicht  gehören. 

1)  »Mitteleuropa«,  Berlin  1915,  S.  228. 
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Im  Einklänge  mit  der  obigen  Ansicht  des  Todorovits  (auch 
Spiethoff  in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  56)  ist  tatsächlich 
für  die  Monarchie  zufolge  der  Hebung  des  Volkswohlstandes  (bei 
einem  Umbau  des  Wirtschaftssystems  unter  dem  Eegime  des  Zoll- 
und  Wirtschaftsbündnisses  mit  Deutschland)  eine  Belebung  des  Kon- 
sums zu  erwarten,  wodurch  der  Ertrag  der  Finanzzölle  erheblich  in 
die  Höhe  gebracht  werden  könnte;  es  ist  auch  eine  solche  Entwicklung 
der  Industrie,  des  Gewerbes  und  der  Landwirtschaft  zu  erwarten,  daß 
eine  gesteigerte  Einfuhr  an  zollpflichtigen  Waren  aus  dem  Auslande 
eintreten  müßte,  die  nach  einer  gewissen  Zeit  mutmaßlich  den  in  Eede 
stehenden  Ausfall  an  Zolleinnahmen  zu  decken  imstande  wäre. 


Nehmen  wir  an:  den  Ausfall  an  Zolleinnahmen  auf  Eechnung 
Österreichs  allein  mit  30  Millionen  Kronen  (zusammen  mit  Ungarn 
50  Millionen  Kronen),  den  Ausfall  an  Eingängen  aus  einzelnen  Steuern 
infolge  geminderter  Steuerkraft  und  die  Kosten  der  zur  Ausgleichung 
der  Produktionsbedingungen  notwendigen  Steuerreform  (Aktiensteuer, 
Hauszinssteuer,  Linienverzehrungssteuer,  Fleischsteuer,  Zuckersteuer, 
Petroleumsteuer)  mit  höchstens  200  MiUionen  Kronen,  die  Kosten  der 
eventuellen  Herabsetzung  der  Eisenbahntarife  mit  100  Millionen  Kronen 
(s.  unten  bei  »Verkehrswesen«)  —  meistens  Positionen,  die  den  staats- 
finanziellen Preis  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  mit  Deutschland 
bedeuten.  Nehmen  wir  ferner  an,  daß  die  Verzinsung  und  Tilgung  der 
mit  4  bis  5  Milliarden  Kronen  zu  veranschlagenden  wirtschaftlichen 
Investitionen  (Ausgestaltung  des  Bahnnetzes,  Ausbau  der  Wasserstraßen), 
die  ohne  Kücksicht  auf  das  Zollbündnis  unvermeidlich  wären,  rund 
250  Millionen  Kronen  jährlich  betragen  würde. 

Die  Summe  dieser  neuen  Passivposten  im  österreichischen  Jahres- 
budget würde  580,  rund  600  Millionen  Kronen  ergeben. 

Damit  ist  die  Höhe  der  unmittelbaren  Kriegskosten  und  der 
durch  dieselben  zu  bewirkenden  Jahresbelastung  des  österreichischen 
Budgets  zu  vergleichen.  Nun  haben  die  Kriegskosten  in  Österreich- 
Ungarn  in  den  ersten  17  Monaten  18  Milliarden  Kronen  betragen;  da 
sich  die  Kriegsdauer  nicht  voraussehen  läßt,  kann  auch  die  Endsumme 
der  Kriegskosten  nicht  veranschlagt  werden.  Eulenburg  schätzte  sie 
in  seinem  Wiener  Vortrage   vom   16.  Mai   1916   auf  25  Milliarden 
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Kronen.  Szter^nyi  berechnete  wieder  einmal  in  seiner  Dezemberrede 
1915  (im  ungarischen  Abgeordnetenhause)  die  Mehrbelastung  Öster- 
reichs allein,  im  Falle,  wenn  der  Krieg  nicht  länger  als  zwei  Jahre 
dauert,  mit  IV2  bis  2  Milliarden  Kronen,  die  Ungarns  mit  800  bis 
850  Millionen  Kronen,  die  Deutschlands  mit  3  Milliarden  im  Jahre.  ^) 

Wie  bereits  oben  angedeutet  wurde,  dürfte  die  Kriegsentschädi- 
gung kaum  eine  Höhe  erreichen,  die  nicht  noch  einen  dauernden 
Miliiardenausfall  aus  dem  Titel  der  Kriegslasten  im  Staatsbudget 
belassen  würde.  (Mutmaßlich  wird  die  finanzielle  Ausgleichung  der 
Kriegskosten  in  diesem  Weltkriege  durch  territoriale,  handelspolitische 
und  ähnliche  Konzessionen  teilweise  ersetzt  werden  müssen.) 

So  würde  einer  —  sagen  wir  —  eine  Milliarde  Kronen  oder 
mehr  betragenden  Belastung  des  österreichischen  Jahresbudgets  mit 
Kriegslasten  der  viel  geringere  Mehrbedarf  für  Zoll-,  Steuer-  und  Tarif- 
reformen, sowie  für  Investitionen  von  zusammen  600  Millionen  Kronen 
zur  Seite  stehen. 

Erfahrungsgemäß  ist  es  für  einen  Staat  psychologisch  und  finanz- 
technisch viel  leichter,  kleinere  (wenn  auch  an  und  für  sich  große) 
Lasten  für  produktive  Zwecke  auf  sich  zu  nehmen,  wenn  er  gleich- 
zeitig unabwendbar  gezwungen  ist,  für  die  Deckung  einer  viel  größeren 
unmittelbar  nichtproduktiven  Last  zu  sorgen. 

Die  erwähnten  600  Millionen  sollen  aber  in  weiterer  Folge  dafür 
sorgen,  daß  durch  die  Hebung  der  allgemeinen  Steuerkraft  die  natür- 
liche Bedeckung  für  die  Kriegslastenmilliarden  in  weiterer  Zukunft 
gesichert  werde.  2) 

Selbstredend  könnte  sich  der  Staat  mit  dieser  letzteren  Erwar- 
tung, obwohl  sie  nach  einer  gewissen  Zeit  zweifellos  zumindest  teil- 
weise verwirklicht  würde,  nicht  begnügen,  sondern  er  müßte  einerseits 
die  bestehenden  Steuerquellen  auf  ihre  Ertragsfähigkeit  wieder  einmal 
genau  untersuchen,  anderseits  auf  die  Schaffung  neuer  großer  Ein- 
nahm squellen  bedacht  sein  —  allerdings  solcher,  die  unter  keiner  Be- 


^)  Gothein  nimmt  in  der  Abhandlung  »Die  Kriegslasten  und  ihre  Be- 
deckung« (Berlin  1916)  die  jährliche  Mehrbelastung  Deutschlands  mit  5*2  Milliarden 
Mark  (alle  Kriegssoziallasten  miteingerechnet)  —  die  Verminderung  derselben  mit 
Hilfe  der  Kriegsentschädigung  mit  einer  Milliarde  an. 

^)  Die  obige  Ziffernzusammenstellung  erhebt  selbstredend  keinen  Anspruch 
auf  Genauigkeit  und  soll  bloß  ein  Eechenexempel  sein,  indem  sie  nur  auf  natur- 
gemäß schwach  fundierten  Wahrscheinlichkeitsschätzungen  beruht. 
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dingung  eine  Sciiwächung  der  Produktionskraft  nach  sich  ziehen  dürfen. 
Wie  Eulenburg  in  dem  obangeführten  Wiener  Vortrage  richtig  her- 
vorhob, muß  bei  der  Eegelung  der  Finanzen  die  volkswirtschaftliche 
Seite  im  Vordergrund  stehen  —  im  Sinne  der  Hebung  der  Produktiv- 
kräfte und  der  Verbilligung  der  Produktion  —  wobei  auch  der  soziale 
Gesichtspunkt  der  Leistungsfähigkeit  und  Gerechtigkeit  niemals  ver- 
nachlässigt werden  darf. 


Nach  den  an  einer  anderen  Stelle  gebrachten  Belegen  sind  trotz 
der  steigenden  relativen  Eückständigkeit  die  volkswirtschaftlichen  Steuer- 
reserven der  Monarchie,  das  Volksvermögen  und  das  Volkseinkommen 
im  Laufe  der  letzten  Dezennien  doch  größer  geworden. 

Die  weitere  Kraftentwicklung  der  bestehenden  Steuerreserven 
hängt  aber,  wie  bereits  öfter  betont,  vom  Umbaue  des  Wirtschafts- 
systems und  vom  Abschlüsse  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  mit 
Deutschland  ab. 

Die  Kriegsgewinne  sind  in  allen  Kriegsländern  (selbstredend 
auch  in  neutralen  Ländern)  ganz  enorm;  in  Österreich-Ungarn  und 
in  Deutschland  aber  blieben  sie  überdies  zum  allergrößten  Teile  im 
Lande,  da  diese  Staaten  —  im  letzten  Ende  zu  ihrem  Heil  —  vom 
Weltverkehre  großenteils  abgeschnitten  waren  und  ihre  Kriegskosten 
zum  großen  Teile  im  eigenen  Lande  zur  Verausgabung  brachten.  So 
ist  ein  nicht  geringer  Teil  der  für  Kriegszwecke  verwendeten  Beträge 
im  Verlauf  des  Krieges  selbst  als  Vermögensbestandteil  größerer  und 
kleinerer  Kapitalisten  wieder  zum  Vorschein  gekommen. 

So  muß  auch  als  erste  neue  Einnahmsquelle  eine  hohe  und  ab- 
gestufte Kriegsgewinnsteuer  dienen.  Läßt  sich  ihr  Ergebnis  noch  nicht 
abschätzen,  so  dürfte  es  jedenfalls  in  viele  hunderte  MiUionen  gehen. 
Freilich  ist  diese  Einnahmsquelle  eine  vorübergehende.  Die  gesamte 
Steuer  dürfte  in  einer  kurzen  Zeitperiode  —  etwa  binnen  drei  Jahren  — 
eingebracht  werden.  Ihr  Ertrag  kann  dazu  verwendet  werden,  ent- 
weder die  durch  den  Kriegsaufwand  bewirkten  Belastungen  zum  Teil 
zu  decken  und  so  die  künftige  ständige  Zinsenlast  zu  vermindern,  oder 
aber  Investitionen  in  Angriff  zu  nehmen  und  dadurch  eine  konstante 
Erhöhung  der  Steuereingänge  zu  bewirken. 

Zur  Kriegsgewinnsteuer  werden  Österreich  und  Ungarn  ebenso 
greifen  müssen  wie  Deutschland  und  alle  Kriegführenden,  ferner  auch 

V.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I.  20         ^..-  .v— -^ 
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die  meisten  neutralen  Staaten  Europas,  welche  durch  den  Krieg  mehr 
oder  minder  in  Mitleidenschaft  gezogen  wurden.^) 

In  England  ist  die  Kriegsgewinnsteuer  bereits  eingeführt  worden, 
indem  alle  Unternehmungen  in  Handel  und  Gewerbe,  ebenso  die  Ver- 
tretungen und  Makler  die  Hälfte  aller  Erträgnisse,  welche  die  des 
Vorjahres  um  100  Pfund  Steding  übersteigen,  als  Steuer  abzugeben 
haben.  (Daneben  hat  England  zur  teilweisen  Deckung  der  Kriegskosten 
andere  Kriegssteuern  auferlegt,  indem  die  Personaleinkommensteuer  be- 
deutend hinaufgesetzt,  die  Verbrauchssteuern  erhöht,  Industrieeinfuhr- 
zölle —  im  klassischen  Lande  des  Freihandels!  —  eingeführt  wurden. 
Die  steuerfreie  Grenze  wurde  von  160  auf  130  Pfund  Sterling  er- 
niedrigt. Die  Progression  für  die  oberen  Stufen  ist  enorm  hinaufge- 
setzt :  bei  Einkommen  über  5000  Pfund  ist  über  ein  Fünftel  zu  ent- 
richten und  das  steigt  bis  zu  einem  Drittel  bei  den  größten  Ein- 
kommen. Mac  Kenna  hat  angekündigt,  daß  man  auch  vor  der  Hälfte 
nicht  zurückschrecken  würde.  Von  den  indirekten  Steuern  sind  die 
auf  Tee  und  Bier  bereits  im  Anfang  des  Krieges  erhöht  worden.  Jetzt 


^)  In  Deutsehland  ist  inzwischen  der  Entwurf  der  neuen  Kriegssteuern  und 
einer  Beihe  anderer  Steuern  veröffentlicht  worden. 

Der  bekanntgegebene  Entwurf  des  Kriegsgewinnsteuergesetzes  unter- 
wirft den  von  Anfang  1914  bis  Ende  1916  entstandenen  Vermögenszuwaehs 
von  Einzelpersonen,  sofern  er  3000  M.  übersteigt,  einer  besonderen  Abgabe, 
die  mit  der  Höhe  des  Zuwachses  von  5  bis  257o  steigt. 

Hat  der  Steuerpflichtige  zugleich  ein  Mehrein  kommen  gehabt,  so  wird 
vom  Vermögenszuwaehs  in  der  Höhe  dieses  Mehreinkommens  das  Doppelte  der  ge- 
nannten Sätze  erhoben. 

Bei  inländischen  Gesellschaften  beträgt  die  Abgabe  10  bis  30%  «ach 
der  Höhe  des  erzielten  Mehrgewinnes.  Die  sich  hienaeh  ergebenden  Sätze  werden 
noch  um  10  bis  öO^/n  erhöht,  wenn  der  durehsehnittliehe  Geschäfts- 
gewinn in  den  Kriegsgeschäftsjahren  107o  des  Grundkapitals  übersteigt.  Die 
Abgabe  für  ausländische  Gesellschaften  beträgt  10  bis  45"/(,  des  Mehrgewinnes. 

Der  Gesamtertrag  wird  auf  eine  Milliarde  Mark  gesehätzt. 

(Neben  der  Kriegsgewinnsteuer  hat  die  Reichsregierung  dem  Reichstage  eine 
Reihe  von  Steuergesetzentwürfen  vorgelegt,  die  insgesamt  etwa  500  Mil- 
lionen Mark  erbringen  sollen,  nämlich: 

1.  Den  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Erhöhung  der  Tabaksabgaben; 

2.  den  Entwurf  eines  Quittungsstempelgesetzes; 

3.  den  Entwurf  eines  Gesetzes  über  eine  mit  den  Postgebühren  zu  er- 
hebende Reichsabgabe  und 

4.  den  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  Fraehturkundenstempel  und 
ihre  Ausdehnung  auf  Stückgüter.) 
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werden  nicht  nur  diese  weiter  hinaufgesetzt,  sondern  auch  Kaffee,  Kakao, 
Zichorie,  Eohtabak  müssen  sich  eine  hohe  Besteuerung  gefallen  lassen. 
Automobile,  Films,  Uhren,  Musikinstrumente,  Hüte  u.  a.  müssen  bei 
der  Einfuhr  einen  Zoll  von  rund  einem  Drittel  des  Wertes  entrichten.) 

In  Frankreich  ist  |die  Einführung  einer  Kriegsgewinnsteuer 
im  Februar  1916  beschlossen  worden.  Die  Steuer  soll  den  Überschuß 
des  Betriebsgewinnes  treffen,  der  sich  in  der  Zeit  vom  Anfang  des 
Krieges  bis  Ende  1916  gegenüber  den  Ergebnissen  in  den  Jahren 
1911,  1912  und  1913  ergibt,  und  ist  als  eine  progressive  gedacht. 
Der  Steuersatz  beginnt  mit  57o  für  Gewinne  bis  10.000  Franken  und 
steigt  auf  307o  für  Gewinne  über  500.000  Franken,  und  zwar  für  die 
ersten  10.000  Franken  5%,  für  die  nächsten  40.000  Franken  lOVo  usw., 
so  daß  bei  einem  Gewinn  von  600.000  Franken  die  Kriegssteuer  22-87o 
ausmachen  wird.  Das  Gesetz  wird  bis  zum  zwölften  Monat  nach  Be- 
endigung des  Krieges  in  Kraft  bleiben. 

In  Schweden  und  Dänemark  ist  die  Kriegsgewinnsteuer  bereits 
durchgeführt  worden.  In  Schweden  werden  alle  Mehreinnahmen 
betroffen,  die  über  1000  K.  betragen,  und  zwar  steigt  der  Steuersatz 
von  12  bis  auf  18  vom  Hundert  bei  300.000  K.  Doch  beginnt  die 
Steuer  überhaupt  erst  bei  solchen  Personen,  die  im  Laufe  der  beiden 
letzten  Jahre  mindestens  zu  einer  Steuer  von  10.000  K.  eingeschätzt 
wurden.  Die  dänische  Steuer  beginnt  erst  bei  einem  Mehrgewinn 
von  10.000  K. ;  dieser  unterliegt  einer  Besteuerung  von  10  vom  Hundert. 
Daneben  besteht  noch  eine  progressive  Staffelung  der  steuerpflichtigen 
Einkommen  von  derselben  Grenze  an. 

In  Holland  gelangen  an  einmaligen  Steuern  gegen  85 Mil- 
lionen Gulden  zur  Einhebung,  und  zwar  von  Vermögen  von  50.000 
Gulden  und  darüber,  ferner  durch  doppelte  Einhebung  der  Einkommen- 
und  Vermögenssteuern  pro  1916. 

In  Eumänien  ist  in  der  Kammer  die  Einführung  einer  Steuer 
auf  Kriegsgewinne  und  auf  Gewinne  aus  der  Ausfuhr  angeregt  worden. 

Welcher  Weg  in  Österreich  eingeschlagen  werden  wird,  ist  noch 
nicht  bekannt.  Keinesfalls  wird  die  Kriegsgewinnsteuer  eine  geringe 
sein  können,  und  wenn  bei  ihrer  Veranlagung  nur  die  tatsächlichen 
Kriegsgewinne  sowie  die  sonstigen  durch  den  Krieg  (wenn  auch  nur 
mittelbar)  bewirkten  Vermehrungen  des  Einkommens  und  des  Vermögens 
getroffen  werden  sollten,  unter  zweckmäßiger  Schonung  der  Erwerbs- 
kraft der  Unternehmungen,  dann  wäre  gegen  eine  bedeutende  Höhe 

20* 
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derselben  nichts  einzuwenden.  Die  Befürchtung,  aber  auch  die  Ver- 
suchung liegt  indessen  nahe,  bei  der  Erfassung  des  Kriegsgewinnes 
über  das  Ziel  zu  schießen.  Nichts  wäre  verfehlter,  als  wenn  diese 
Steuer  die  Erwerbsunternehmungen,  in  erster  Eeihe  die  industriellen, 
durch  Abzug  jener  Mittel  lahmlegen  würde,  die  für  die  Anpassung 
an  die  nach  dem  Kriege  geänderten  Produktionsbedingungen  unent- 
behrlich sind.  In  einem  bemerkenswerten  Artikel:  »Kriegsgewinn- 
steuer« (»Neue  Freie  Presse«  vom  23.  Jänner  1916)  führt  Professor 
Eulenburg  diesen  Gedanken  mit  tiefer  Einsicht  durch  und  hebt 
hervor,  daß  »gleichzeitig  auf  das  Moment  der  notwendigen  Kapitals- 
bildung und  der  vermehrten  Eücklage  für  die  neue  Inbetriebsetzung 
der  Volkswirtschaft  gebührend  Eücksicht  zu  nehmen  ist.  Denn  wir 
müssen  uns  nicht  nur  im  Frieden  besser  auf  die  Kriegswirtschaft  vor- 
bereiten, sondern  auch  im  Kriege  wieder  auf  die  Friedenswirtschaft. 
Das  aber  bedeutet:  für  die  kommenden  großen  Aufgaben  Bedacht  zu 
nehmen  auf  die  dauernde  Stärkung  der  Finanz-  und  der  Produktiv- 
kraft des  ganzen  Volkes  und  neben  der  Wahrung  der  fiskalischen  auch 
die  der  volkswirtschaftlichen  Interessen  nicht  zu  vernachlässigen«.^) 


Da  einer  der  Hauptmängel  der  österreichischen  Steuergesetzgebung 
darin  liegt,  daß  die  Landwirtschaft  und  das  bewegliche  Kapital  im  Ver- 
gleiche zur  Industrie  und  zum  Massenkonsum  unvergleichlich  schwächer 
belastet  sind,  müßte  eine  bessere  ständige  Ausnützung  der  ersterwähnten 
zwei  Steuerreservequellen  ins  Auge  gefaßt  werden. 

Im  Verhältnis  zu  anderen  direkten  Steuern  sind  in  Österreich  die 
Grundsteuer  und  die  Hausklassensteuer  gering.  Wir  haben  bereits  oben 
darauf  hingewiesen,  daß  seit  41  Jahren  diese  Steuern,  namentlich  die 
Grundsteuer,  nicht  nur  nicht  erhöht,  sondern  vielmehr  herabgesetzt 
wurden,  während  sonst  alle  anderen  Steuern  so  bedeutend  gestiegen 
sind.  Die  Grundsteuer  von  durchschnittlich  K  1-84  pro  Hektar  bleibt 

^)  Schon  nachdem  diese  Zeilen  in  Druck  gesetzt  waren,  wurde  auch  in  Öster- 
reich mit  der  Verordnung  vom  16.  April  1916  eine  Kriegsgewinnsteuer  eingeführt, 
welche  Mehrgewinne  von  Gesellschaften  (im  Vergleiche  zu  den  vorange- 
gangenen Friedensjahren)  mit  10  bis  357o  des  Mehrgewinnes  (bei  ausländischen  Ge- 
sellschaften bis  457t,)  "^d  Mehreinkommen  von  Einzelpersonen  (über  3000  jK" 
gegenüber  dem  Jahre  1913)  mit  aneinandergestoßenen  Steuersätzen  von  ö'/o  (bis 
10.000  Ä"  Mehreinkomraen)  bis  45»/o  (für  Mehrbeträge  über  500.000  jßT)  belastet. 
Der  Ertrag  wird  auf  300  bis  500  Millionen  Kronen  geschätzt. 


309 

hinter  den  heutigen  effektiven  Ertragsverhältnissen  des  Bodens  zweifel- 
los zurück;  sie  ist  auch  im  Verhältnisse  zum  wirklichen  Ertrage  be- 
deutend niedriger  als  die  Erwerbssteuern. 

Die  Erhöhung  der  Grundsteuer,  in  erster  Eeihe  das  Auflassen 
der  Grundlage  des  Katastralertrages,  welcher  von  dem  tatsächlichen 
Ertrage  um  das  Vielfache  übertroffen  wird  ^),  würde  bei  einer  Differen- 
zierung und  gerechten  Verteilung  der  Steuerlast  auf  den  Ertrag  der 
Latifundien,  des  kleineren  Großgrundbesitzes,  der  Großbauernanwesen 
und  des  kleinbäuerlichen  Eigentums  —  trotz  der  durch  sozialpolitische 
Momente  begründeten  Schonung  des  kleineren  Großgrundbesitzes  wie 
des  kleinbäuerlichen  Eigentums  —  eine  nicht  geringe  Erhöhung  der 
Staatseinnahmen  bewirken.  ^) 

Durch  die  wirtschaftlich  und  sozialpolitisch  unbedenkliche  Er- 
höhung der  Hausklassensteuer  für  Wohnungen,  welche  zumindest  aus 
drei  Bäumen  bestehen,  könnte  der  Ertrag  derselben  einigermaßen  er- 
höht werden. 

Bei  der  noch  so  wohlwollenden  Beurteilung  des  Ergebnisses  der 
Personaleinkommensteuer  muß  auch  dem  Unbefangsten  auffallen,  daß 
in  dem  Ergebnisse  derselben  auf  den  Grundbesitz  nicht  ganze  77o 
und  auf  das  Kapitalvermögen  nur  zirka  127o  entfallen.  »Die  Steuer- 
hinterziehung ist  freilich  eine  allgemeine  Volkskrankheit«  ^),  aber  so- 
wohl das  zu  ändernde  Gesetz,  als  auch  die  Energie  der  Steuerbehörden, 
jene  Energie,  welche  dem  Gewerbetreibenden  und  Industriellen  so  wohl- 
bekannt ist,  müssen  hier  auch  bei  Großagrariern  und  Großkapitalisten 
einsetzen.  Bei  Erfassung  des  tatsächlichen  Einkommens  der  reichen 
Latifundienbesitzer  und  der  Großkapitalisten  —  ohne  (im  Hinblicke  auf 
die  teuerere  Lebenshaltung)  die  steuerfreie  Grenze  herabzusetzen  — 
könnte  schon  bei  dem  heutigen  Gesetze  die  Personaleinkommensteuer 
in  Österreich  mit  Leichtigkeit  einen  Mehrertrag  von  30  bis  40  Mil- 
lionen Kronen  ergeben.  (Meisel  und  Spiethoff  [a.  a.  0.]  veranschlagen 
ihn  auf  70  Millionen  Kronen.)  Es  müßte  aber  dafür  gesorgt  werden, 
daß  die  Idee  der  Progressivität  der  Steuer  je  nach  der  absoluten  Höhe 


^)  Fellner  (>Das  Volksvermögen  Österreichs  und  Ungarns«)  sehätzt  den 
wirkliehen  Reinertrag  auf  den  3"35faehen  Betrag  des  Katastralertrages. 

2)  Meisel  und  Spiethoff  (a.  a.  0.)  halten  die  Erhöhung  des  örundsteuer- 
ertrages  (um  28  Millionen)  für  ein  Gebot  der  Steuergerechtigkeit.  Derselben  Ansieht 
ist  Eulenburg  (in  seinem  obangeführten  Vortrage). 

3)  Meisel  und  Spiethoff  (a.  a.  0.). 
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des  Einkommens  noch  unvergleichlich  weiter  ausgebaut  werde,  als  es 
in  der  Gesetzesnovelle  vom  Jahre  1914  geschehen  ist. 

Die  Novelle  vom  Jahre  1914  hat  wohl  die  Steuersätze  für  Ein- 
kommen von  10.000  K  angefangen  hinaufgesetzt.  Der  Steuerfuß  er- 
reicht nunmehr  bei  300.000  K  6%  und  steigt  weiter  bis  auf  etwa 
6'77o5   ohne  diesen  Satz  jedoch  ganz  zu  erreichen. 

Wird  nun  in  England  —  freihch  vorderhand  nur  als  Kriegs- 
steuer —  wie  bereits  angeführt,  das  höchste  Einkommen  bis  zu  einem 
Drittel  für  Steuerzwecke  herangezogen  und  beträgt  in  Deutschland  (in 
den  meisten  großen  Industriestädten  des  Westens)  die  normale  Ge- 
samtsteuerbelastung der  Einkommen  über  10.000  M.  11  bis  127o, 
wird  schließlich  berücksichtigt,  daß  in  Österreich  die  Einkommen- 
steuer zuschlagsfrei  ist,  so  könnte  auch  in  Österreich  der  Steuerfuß  bei 
den  höchsten  Einkommenstufen  ruhig  bis  auf  10  bis  127o,  vielleicht 
auch  höher,  gebracht  werden,  was  einen  sehr  beträchtlichen  Mehr- 
ertrag sichern  dürfte.  (Einer  ähnlichen  Ansicht  ist  Eulenburg  — 
in  seinem  obangeführten  Vortrage.)^) 

Meisel  und  Spiethoff  schätzen  die  von  einer  Eeform  der  direkten 
Steuern  in  Österreich  zu  erwartenden  Mehrerträge  auf  120  Millionen 
Kronen  jährlich  und  es  dürfte  diese  Schätzung  bei  einem  energischen 
und  großzügigen  Ausbau  der  Personaleinkommensteuer  hinter  den  wirk- 
lichen Ergebnissen  zurückbleiben.  Dieselben  Autoren  legen  mit  Eecht 
ein  großes  Gewicht  auf  die  Hebung  der  Steuermoral,  indem  sie  darauf 
hinweisen,  wie  groß  die  Steuerhinterziehungen  nicht  nur  bei  der  Personal- 
einkommensteuer, sondern  auch  z.  B.  bei  der  Erbschaftssteuer  sind. 

Die  Notwendigkeit  der  Einführung  einer  Wertzuwachssteuer  von 
Liegenschaften  wurde  schon  oben  in  dem  Zusammenhange  erwähnt, 
daß  dieselbe  (zusammen  mit  den  bestehenden  Übertragungs-  und  Erb- 
abgaben) den  autonomen  Verbänden  (in  erster  Linie  den  Gemeinden) 
zur  Deckung  des  Ausfalls  infolge  Limitierung  der  Zusehläge  zur  Aktien- 
steuer (beziehungsweise  auch  infolge  Entganges  der  Pachtgewinne  bei 
der  Linienverzehrungssteuer)  überwiesen  vverden  sollte.  2) 

1)  In  der  angeführten  Verordnung  über  die  Kriegsgewinnsteuer  vom  16.  April 
1916  wird  die  Idee  der  Progressivität  der  Steuer  je  nach  der  absoluten  Höhe  des 
Einkommens  —  allerdings  bloß  für  den  Bereich  dieser  »außerordentlichen  Ein- 
kommensteuer« —  scharf  ausgebaut.  Damit  wird  vielleicht  einer  weiteren  Differen- 
zierung der  ordentlichen  Personaleinkommensteuer  der  Weg  geebnet. 

-)  Das  Deutsehe  Reich  hat  noch  vor  dem  Kriege  (1913)  die  Wertzuwachs- 
steuer von  Grundstücken  zu  einer  allgemeinen  Vermögenszuwaehssteuer  ausgebaut. 
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Dürften  auch  die  Steuern  vom  Luxusverbrauche  kein  sehr  be- 
deutendes Ergebnis  erwarten  lassen,  so  ist  immerhin  deren  Einfüh- 
rung nicht  so  sehr  aus  fiskalischen,  wie  aus  sozialpolitischen  Motiven 
nicht  abzuweisen.  Luxussteuern  sind  im  allgemeinen  der  Erhöhung  von 
Luxuszöllen  vorzuziehen,  da  die  letztere  Maßregel  leicht  zu  Eetorsionen 
führen  könnte,  die  gerade  den  österreichischen  Geschmacksexport 
treffen  würden.  Nichtsdestoweniger  ließe  sich  durch  eine  angemessene 
Erhöhung  einer  Eeihe  von  Finanzzöllen  eine  bedeutende  Steigerung 
der  Staatseinnahmen  erzielen  (allenfalls  ohne  den  unentbehrlichsten 
Konsum  der  Yolksmassen  zu  belasten!).^) 

Von  den  bestehenden  Verbrauchssteuern  würde  nur  die  viel  zu 
niedrige  Weinsteuer  eine  Erhöhung  erfahren  können,  ohne  daß  da- 
durch die  Volksernährung  beeinträchtigt  würde. 

Von  den  Monopolartikeln  haben  die  Tabakpreise  schon  während 
des  Krieges  eine  namhafte  Erhöhung  erfahren,  so  daß  aus  dieser 
Quelle  ebenfalls  ein  erheblicher  ständiger  Mehrertrag  für  den  Staat  zu 
erwarten  ist.  Ferner  dürfte  eine  weitere  Entwicklung  der  Ausfuhr  von 
Tabakfabrikaten  nach  dem  Zollauslande  möglich  und  rentabel  sein. 

Angesichts  der  neuen  deutschen  »Poststeuern«  wird  eine  Ver- 
mehrung von  Posteinnahmen  durch  neue  Belastungen  des  Postver- 
kehres nicht  ausbleiben  können,  wobei  jedoch  auf  den  Ausbau  und 
die  Erleichterung  des  Telephon-  und  Telegraphenverkehres  entsprechend 
Rücksicht  genommen  werden  müßte,  um  auch  in  dieser  Beziehung 
eine  Ausgleichung  der  Produktionsbedingungen  mit  Deutschland  nicht 
von  vornherein  abzuschneiden. 


Der  Wehrbeitrag  war  auch  eine  einmalige  Vermögenssteuer.  (Auch  die  neue  Kriegs- 
gevvinnsteuer  ist  nicht  nur  als  eine  Belastung  des  Mehreinkommens,  sondern  eben- 
falls als  eine  einmalige  Vermögenszuwaehssteuer  konstruiert.)  Für  die  Finanzreform 
in  Österreich  würden  wir  die  Einführung  besonderer  Vermögenszuwaehssteuern  (wie 
überhaupt  Vermögenssteuern)  nicht  empfehlen  —  von  der  Wertzuwaehssteuer  von 
Liegenschaften  zugunsten  autonomer  Verbände  abgesehen.  Um  Komplikationen, 
Doppelbesteuerungen  und  dem  Waehstume  der  Unkosten  vorzubeugen,  empfiehlt  es 
sieh,  nur  die  bestehende  Personaleinkommensteuer  auszubauen.  Hiemit  kann  auch 
jeder  Vermögenszuwachs  —  etwa  bis  auf  die  Wertsteigerung  von  unveräußerten 
Immobilien  —  mittelbar  getroffen  werden. 

In  Österreich  liegt  ein  vom  Finanzministerium  ausgearbeiteter  Mustergesetz- 
entwurffür die  Einführung  einer  Wertzuwaehssteuer  durch  die  Gemeinden  vor.  In  Wien 
steht  die  Einführung  einer  solchen  Steuer  (nicht  ganz  nach  dem  erwähnten  Muster)  bevor 

0  Obige  Ansichten  decken  sich  vielfach  mit  jenen  Eulenburgs  (vgl.  seinen 
Wiener  Vortrag  vom  15.  Mai  1916). 
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Ein  Ausbau  von  Verkehrssteuern  überhaupt  —  nach  Muster 
der  letzten  deutsehen  Vorlage  —  ist  unvermeidlich.  Es  sollte  dabei 
jedoch  tunlichst  auf  die  Konkurrenzbedingungen  der  heimischen  Ge- 
schäftswelt im  Verhältnisse  zum  Auslande  Eücksicht  genommen  werden. 
Im  Hinblicke  darauf  wäre  z.  B.  eine  Warenumsatzsteuer  sehr  gefährlich. 

Die  Steigerung  des  Ertrages  der  Staatsdomänen  sowie  der  staat- 
lichen Salzbergwerke  ist  bei  Vornahme  von  fruchtbringenden  Investitionen 
sowie  bei  entsprechender  »Kommerzialisierung«  der  Verwaltung  sicher 
zu  erzielen. 

Die  hier  besprochene,  keineswegs  umwälzende  Steuerreform  besitzt 
den  Vorteil,  daß  sie  an  dem  Bestehenden  eigentlich  nicht  rüttelt.  Sie 
ist  eine  Verbesserung  der  bestehenden  Steuern,  ihr  Abbau,  soweit  ihn 
der  Volkswohlstand  gebieterisch  verlangt,  aber  auch  ihr  Ausbau  zur 
Deckung  der  großen  Erfordernisse  des  Staates,  Der  Gesichtspunkt,  daß 
diese  Steuerreform  auch  den  Weg  zu  einem  Zollbündnisse  mit  Deutsch- 
land ebnet,  ist  flir  die  Notwendigkeit  dieser  Eeform  allein  nicht  aus- 
schlaggebend. 


Eine  weitere  wesentliche  Stärkung  der  Staatsfinanzen  ist  aut 
dem  Wege  der  staatlichen  Monopolisierung  solcher  Wirtschaftszweige 
(darunter  nicht  nur  einzelner  Industrie-,  sondern  auch  Handelsbran- 
chen) zu  suchen,  deren  weitere  Entwicklung  (mit  Hilfe  der  privaten 
Initiative)  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  nicht  mehr  notwen- 
dig erscheint,  deren  Betriebsführung  keine  für  die  schwerfällige  Staats- 
maschine unüberwindlichen  Hindernisse  bietet  und  bei  welchen  auch 
die  damit  in  der  Eegel  verbundene  Verteuerung  des  Konsums  in  der 
allgemeinen  Wirtschaftsbilanz  nicht  in  die  Wagschale  fällt  oder  ver- 
mieden werden  kann. 

Zur  staatlichen  Monopolisierung  reif  ist  die  Spirituserzeugung, 
vielmehr  aber  der  Spiritushandel.  Der  Staat  hat  übrigens  diese  Mono- 
polisiei:ung  eigentlich  schon  vorbereitet;  es  ist  kein  großer  Sehritt  mehr 
von  der  bisherigen  hohen  und  immer  höheren  Belastung  des  Spiritus 
mit  der  Staatssteuer  bis  zur  Einführung  des  Staatsmonopoles.  ^)  Dieses 
Monopol  kann  dem  Staate  ein  bedeutendes  Mehreinkommen  über  die 
gegenwärtig  eingehobene  Steuer  bringen,  und  überdies  wird  es  der 
Staat  noch  mehr  als  bisher  in  der  Hand  haben,  den  Spirituskonsuih 

0  Vgl.  auch  Meisel  und  Spiethof  a.  a.  0. 
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zu  regeln  und  den  Spirituspreis  je  nach  der  Verwendungsbestimmung 
zu  differenzieren.  (Es  würde  zu  weit  führen,  die  in  Betracht  kommenden 
Formen  des  Spiritusmonopols  hier  in  Erörterung  zu  ziehen.) 

Von  der  Verbrauchssteuer  unberührt  sind  in  Österreich  Zünd- 
hölzchen, deren  Monopolisierung  nicht  nur  Beispiele  im  Auslande  hat, 
sondern  auch  seit  langer  Zeit  Gegenstand  von  Studien  ist.  Die  vor 
einigen  Jahren  durchgeführte  Konzentrierung  dieser  Industrie  hat,  im 
Grunde  genommen,  die  Einführung  des  Staatsmonopols  vorbereitet. 
Freilich  muß  dieses  Monopol,  wenn  es  dem  Staate  einen  bedeutenden 
Ertrag  bringen  soll,  den  Zündhölzchenverbrauch  wesentlich  verteuern, 
aber  diese  Verteuerung  dürfte  für  die  Erhöhung  der  Kosten  des  in- 
dividuellen Haushaltes  eine  ganz  untergeordnete  Bedeutung  haben.') 

Die  Einführung  des  Luftstickstoffmonopols  war  in  Deutschland 
bereits  Gegenstand  eingehender  Erörterungen.  Perlick^)  schätzt  den 
Eeinertrag  eines  solchen  Monopols  auf  mindestens  100  bis  150  Mil- 
lionen Mark  jährlich. 

Die  Leichtigkeit  der  Einführung  dieses  Monopols  liegt  darin, 
daß  es  sich  hier  um  einen  relativ  neuen  (wohl  aber  auch  sehr  ent- 
wicklungsfähigen) Zweig  handelt.  Mithin  würde  infolgedessen  keine 
Umwälzung  der  bestehenden  Verhältnisse  eintreten.  Anderseits  wird 
von  der  Landwirtschaft  vom  Staate  die  Steigerung  der  Kunstdünger- 
produktion und  die  Beeinflussung  der  Kunstdüngerpreise  erwartet,  welche 
in  der  Monarchie  viel  höher  sind  als  in  Deutschland,  was  unter  anderem 
auch  zur  Rückständigkeit  der  österreichischen  Landwirtschaft  beiträgt. 

Dazu  sollte  nicht  nur  das  Luftstickstoffmonopol,  sondern  —  nach 
anderen  — ein  allgemeines  Kunstdüngermonopol  3)  dienen,  woran  sich 
sogar  ein  Verkaufsmonopol  für  landwirtschaftliche  Maschinen  gliedern 
würde  (da  die  in  Österreich-Ungarn  im  Vergleiche  zu  Deutschland, 
Rußland  und  Nordamerika  so  hohen  Preise  für  dieselben  nach  vielen, 
darunter  auch  nach  Ballod  —  in  Herkners  Sammelwerk  —  nicht 
nur  durch  die  hohen  Maschinenzölle,  sondern  auch  durch  die  Preis- 
treibereien der  syndizierten  Verkaufsagenturen  bewirkt  werden).  Ohne 
in  eine  gründliche  Prüfung  dieser  sehr  komplizierten  Frage  hier  ein- 


^)  Meisel  und  Spiethoff  (a.  a.  0.  S.  30)  sind  der  gegenteiligen  Ansicht. 

-)  »Die  Luftstiekstoffindustrie  und  ihre  volkswirtschaftliche  Bedeutung«, 
Leipzig  1913. 

ä)  Vertreter  dieser  Idee  ist  unter  anderen  der  polnische  Eeiehsratsabgebrdnete 
Ä.ngermann. 
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gehen  zu  können,  glauben  wir,  daß  die  diesfalls  von  der  Landwirt- 
schaft ersehnten  Ziele  viel  leichter  durch  fachliche  Einkaufsorganisa- 
tionen und  genossenschaftliche  Fabriken  erreicht  werden  können,  und 
daß  sich  im  Falle  der  staatlichen  Monopolisierung  der  bestehenden 
Kunstdüngererzeugung  wie  des  Maschinenhandels,  zwischen  dem  fiska- 
lischen Interesse  des  Staates  und  dem  berechtigten  Bestreben  der 
Landwirtschaft,  für  die  fraghchen  Produktionshilfsmittel  billigere  Preise 
zu  zahlen,  bald  unüberbrückbare  Gegensätze  ergeben  würden,  i) 

Im  Hinblicke  auf  das  früher  erwähnte  Moment  der  »Neuheit« 
der  Erzeugung  würden  diese  Bedenken  beim  bloßen  Luftstickstoff- 
monopol in  Wegfall  kommen.  Übrigens  kommt  es  hiebei  in  Betracht, 
daß  die  europäische  Landwirtschaft  von  der  chilenischen  Salpeter- 
erzeugung bisher  ausgebeutet  wurde.  Der  Chilesalpeter  ist  in  den 
letzten  20  Jahren  um  507o  teurer  geworden  und  kostete  1913  im 
Großhandel  220  M.  pro  Tonne,  während  die  Gestehungskosten  von 
Kalksalpeter  in  Deutschland  nur  140  bis  150  M.,  in  Österreich  (bei 
der  Ausnützung  von  Wasserkräften)  noch  weniger  betragen.  Daraus 
«rgibt  sich  eine  genügend  große  Marge  für  den  teuereren  Staatsbetrieb, 
für  den  Staatsgewinn  und  für  die  Ermäßigung  der  Preise  im  Vergleiche 
zu  dem  Chilesalpeter  zugunsten  der  Landwirtschaft.  Eine  solche  Marge 
besteht  aber  bei  der  Erzeugung  und  beim  Handel  mit  landwirtschaft- 
lichen Maschinen,  geschweige  denn  bei  Superphosphaten,  nicht.  2) 

Gegenstand  lebhafter  Erörterungen  ist  die  Einführung  des  Ge- 
treidehandelsmonopols. Der  Krieg  hat  diese  Einführung  vorbereitet; 
die  Errichtung  der  Getreideverkehrsanstalt  mit  staatlicher  Garantie  für 
die  Zeit  des  Krieges  in  Österreich  ist  eine  schlechtere  Form  des  Mono- 
pols. Kann  man  auch  an  der  Einrichtung  dieser  Anstalt  lernen,  wie  ein 
Monopol  nicht  zu  machen  ist,  indem  sie  sich  weder  dem  Produzenten 
noch  dem  Konsumenten  gegenüber  als  ihrer  Aufgabe  gewachsen  er- 
wies, so  wird  anderseits  geltend  gemacht,  daß  das  Monopol,  zu  einer 

1)  Übrigens  müßten  ja  im  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisse  für  Kalisalze  gleiche 
Preise  loeo  Grube  für  die  österreiehiseh-ungarisehe  wie  für  die  deutsche  Land- 
wirtschaft sowie  billige  Eisenbahntarife  ausgemacht  werden.' 

')  Nach  letzten  Nachrichten  ist  man  in  Deutschland  gegenüber  dem  anfäng- 
lich für  recht  brauchbar  gehaltenen  Luftstickstoffmonopol  sehr  kühl  geworden.  >Es 
handelt  sich  nämlich  um  ein  Gebiet,  auf  dem  der  technische  Erfindungsgeist  noch 
ein  weites  Feld  vor  sich  hat;  das  staatliehe  Monopol  würde  hier  ertötend  wirken.« 
In  Deutschland  legt  man  auch  großes  Gewicht  darauf,  daß  der  Verdienst  der  deutschen 
Schiffahrt  an  der  Beförderung  des  Salpeters  nach  Europa  nicht  sofort  aufhöre. 
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ständigen  Einrichtung  geworden,  auch  in  staatHcher  Verwaltung  die 
Fehler  der  bestehenden  provisorischen  Anstalt  vermeiden  könnte.  Das 
Getreidemonopol  könnte  ein  zweifaches  Ziel  verfolgen:  die  Sicherung 
der  Brotversorgung,  die  Aufteilung  dieses  w^ichtigsten  Nahrungsmittels 
in  Zeiten  unzureichender  Ernte  oder  etwa  v^ieder  drohender  Absperrungs- 
gefahr und  gleichzeitig  den  Schutz  der  Bevölkerung  vor  zu  hohen  Preisen 
einerseits,  die  Sicherung  stabiler  Getreidepreise  zugunsten  der  landwirt- 
schaftlichen Produzenten  anderseits.  Stabile  Preise  würden  eine  Ver- 
wendung von  Kunstdünger  in  großem  Umfange  und  landwirtschaftHche 
Meliorationen  möglich  machen,  wodurch  der  Flächenertrag  und  die 
Gesamtproduktion  an  Brotfrüchten  gesteigert  werden  könnte.  Und  bei 
alledem  könnte  der  Staat,  angesichts  dessen,  daß  der  jährliche  Ver- 
brauch an  Weizen  und  Eoggen  in  Österreich  allein  auf  58,000.000  q 
anzuschlagen  ist,  aus  diesem  Monopol  einen  beträchtlichen  Eeinertrag 
erzielen,  welcher,  da  der  Zwischenhandel  ausgeschaltet  wäre,  eine 
Brotverteuerung  gegenüber  den  heutigen  Preisen  ausschließen  müßte.  *) 
Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  —  ohne  schon  heute  ein  übereiltes 
Urteil  über  die  obige  Idee  abzugeben  —  dieselbe  eines  gründlichen 
Studiums  wert  ist,  wenn  auch  von  verschiedenen  Seiten  Befürchtungen 
geltend  gemacht  werden,  daß  die  politische  Macht  der  Großgrund- 
besitzer und  Großbauern  leicht  die  für  die  gesamte  Bevölkerung  er- 
warteten Vorteile  dieses  Monopols  in  Nachteile  umwandeln  könnte  und 
daß  unter  anderem  dieses  Monopol  der  Petrifizierung  der  Eückständig- 
keit  im  Ackerbau  dienen  würde. 

Ferner  ist  die  Einführung  eines  Elektrizitätsmonopols  in  dem 
Sinne  ins  Auge  zu  fassen,  daß  die  Gründung  von  Überlandzentralen, 
wie  überhaupt  von  großen  Zentralen,  folglich  auch  die  Stromabgabe, 
dem  Staate  vorbehalten  werden  könnte.  Die  Ertragsfähigkeit  eines 
solchen  Monopols  dürfte  sich  bei  fortschreitender  Elektrifizierung  der 
Monarchie  sehr  rasch  entwickeln.  (Auf  den  Gegenstand  wird  noch 
zurückzukommen  sein.)^) 

^)  Ausführlieh  wird  das  Thema  in  diesem  Sinne  von  Hainiseh  in  Herkners 
Sammelwerk,  I.  Teil,  behandelt.  Sein  Standpunkt  ist  indessen  ein  rein  agrarischer. 
In  Deutschland  tritt  Naumann  (>Mitteleuropa«,  S.  150)  —  >um  nicht  wieder 
Aushungerungssorgen  zu  haben«  —  im  Prinzipe  für  das  »Staatsgetreidehausc  ein, 
indem  er  an  den  Antrag  Kanitz  aus  der  Zeit  vor  20  Jahren  erinnert. 

"•)  Der  Weg  zu  einem  solchen  Monopol  wird  inzwischen  in  verschiedenen 
deutsehen  Bundesstaaten  in  der  Weise  besehritten,  daß  von  denselben,  beziehungs- 
weise von  den  Provinzverwaltungen  große  Zentralen  (zum  Teil  als  gemisehtwirtschaft- 
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Was  aber  für  die  Verstaatlichung  vollständig  reif  ist,  das  ist  die 
Versicherung  in  allen  ihren  Zweigen.  Der  große,  von  Jahr  zu  Jahr 
wachsende  Gewinn  der  Versicherungsgesellschaften  einerseits  und 
anderseits  die  Notwendigkeit  der  Einführung  der  zwangsweisen  Ver- 
sicherung der  Immobilien  gegen  Feuersgefahr  zumindest  in  einzelnen 
Kronländern  Österreichs  und  in  Ungarn,  ferner  die  Notwendigkeit  der 
Einführung  der  allgemeinen  zwangsweisen  Viehversicherung  lassen  die 
Übernahme  des  gesamten  Versicherungswesens  in  die  Staatsmonopol- 
verwaltung als  natürlich  und  gesund  erscheinen.  Dieses  Monopol  würde 
nicht  nur  eine  reichliche  Ertragsquelle  für  den  Staat  bilden,  sondern 
auch  —  so  sehr  dies  sonst  als  ein  Widerspruch  klingt  —  eine  Ver- 
biUigung  der  Versicherung  herbeiführen,  indem  ein  großer  Teil  der 
bedeutenden  Akquisitionsgebühren  entfallen  könnte.^) 

Außer  den  hier  besprochenen  neuen  Monopolen  zieht  Eulenburg 
(in  dem  obangeführten  Wiener  Vortrage)  noch  solche  auf  Kohle,  be- 
ziehungsweise Kohlenvergasung,  Mineralöle,  Zuckerverkauf,  Apotheken 
usw.  in  Erwägung, 

Schließlich  kann  sich  der  Staat  neue  und  sehr  ertragsreiche 
Einnahmsquellen  in  der  Form  der  Beteiligung  an  Gewinnen  zwangs- 
weise zustande  zu  bringender  Syndikate  einzelner  Großindustrie-  und 
Großhandelszweige  verschaffen.  Die  Begründung  dieser  Neueinrichtung, 
ihr  Zusammenhang  mit  der  Ausgleichung  der  Produktionsbedingungen 
unter  dem  Zollbündnisregime  usw.  wurden  bereits  an  einer  anderen 
Stelle  ausführlich  besprochen.  Es  wurde  dort  auch  wahrscheinlich  ge- 
macht, daß  dieses  neue  System  eine  glückliche  Vereinigung  des  Selbst- 
interesses der  Unternehmer  (Sicherung  des  bürgerlichen  Gewinnes), 
des   finanziellen   Interesses   des   Staates,    schließlich   des  allgemeinen 


liehe  Unternehmungen  —  unter  Beteiligung  der  Gemeinden,  Überlandwerke  und 
sonstiger  Privatindustrie)  gegründet  werden.  Vgl.  die  Gesetzentwürfe  über  das 
»Bayernwerk«,  über  den  Ausbau  der  Wasserkräfte  des  Mains  (preußischer  Landtag), 
über  die  Gründung  einer  großen  Zentrale  in  der  Provinz  Brandenburg.  Das  »Saehsen- 
werk«  ist  bereits  im  Werden. 

^)  Von  den  21  österreichischen  Versieherungs- Aktiengesellschaften  mit  einem 
Gesamtaktienkapital  von  79  Millionen  Kronen  haben  bloß  2  eine  Dividende  von  4% 
verteilt,  9  von  67o  bis  107o,  5  von  14  bis  207o,  die  übrigen  5  Versicherungs-Aktien- 
gesellsehaften  verteilen  eine  weit  höhere  Dividende:  »Der  Anker«  24%,  die  »Inter- 
nationale Unfallversieherungs-Aktiengesellschaft«  2372% >  ^^^  »Erste  Österreichische 
Allgemeine  Unfallver8ieherungsgesellschaft<  Bl^/^^j^,  »Riunione  Adriatiea  di  Sieurtä< 
407o,  die  »Assieurazioni  Generali«  34 7o.  früher  durch  eine  Reihe  von  Jahren  957o' 
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Tolkswirtsehaftlichen  Interesses  (Verbilligung  der  Produktion  und  des 
Konsums)  mit  sich  bringen  dürfte. 

Es  wurde  dort  ferner  dargelegt,  aus  welchen  Gründen  und  in 
welchen  Fällen  dieser  Form  vor  jener  der  Schaffung  von  Staatsmono- 
polen der  Vorzug  zu  geben  ist.  (Hinsichtlich  der  soeben  in  concreto 
besprochenen  neuen  Staatsmonopole  wäre  jedoch  nach  unserer  Auf- 
fassung die  Monopolsform  gangbar,  weil  in  diesen  Fällen  aus  besonderen 
Gründen  die  Nachteile  der  reinen  Staatsverwaltung  im  Vergleiche  zu 
anderweitigen  Vorteilen  in  den  Hintergrund  treten  und  eine  Schädigung 
der  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  nicht  zu  befürchten 
sei.  Da  dürfte  es  sich  schon  empfehlen,  einige  Zweige  dem  >  Staats- 
moloch« ganz  zu  opfern,  um  sich  dafür  die  Steuerentlastung  des  Gros  der 
industriellen  Produktion  sowie  fruchtbringende  Investitionen  zu  erkaufen.) 

Nach  jenen  Ausführungen  ist  außer  den  für  eine  Beteiligung 
des  Staates  am  Kartellgewinne  besonders  geeigneten  Branchen,  deren 
Bestand  hauptsächlich  auf  Staatslieferungen  fußt  (Waffen-,  Munitions-, 
Lokomotiv-,  Waggonfabriken)^),  eine  ganze  Reihe  anderer  Industrie- 
zweige reif.  So  jene  Zweige  der  Eisenindustrie,  welche  Roheisen  und 
Halbfabrikate  erzeugen,  Zinkhütten  und  Zinkwalzwerke,  Kupferwalz- 
werke, die  Sohlenleder-,  Zucker-,  Schwefelsäure-  und  Sodaindustrie  (die 
letztere  mit  um  so  größerer  Begründung,  als  sie  beinahe  ausschließ- 
lich auf  staatlichen  Rohstoffbezügen  aufgebaut  ist),  der  Rohölhandel 
u.  dgl.  Sollte  vom  Spiritus-,  Zündhölzchen-  und  Luftstickstoffmonopol 
aus  irgend  welchen  Gründen  abgesehen  werden,  so  könnten  auch  diese 
Industriezweige  der  zwangsweisen  staatlichen  Syndizierung  mit  staat- 
licher Beteiligung  am  Gewinne  unterzogen  werden. 

Wie  bereits  an  einer  anderen  Stelle  ausgeführt  wurde,  darf  die 
Staatsbeteiligung  keineswegs  so  geartet  sein,  daß  sie  die  Konkurrenz- 
bedingungen im  Vergleiche  zum  Auslande  erschwere  oder  einen  volks- 
wirtschaftlich wichtigen  Konsum,  beziehungsweise  die  Weiterverarbeitung 
wesentlich  verteuere.  Hand  in  Hand  mit  der  Staatsbeteiligung  müßte 
die  Verbilligung  der  Produktion  vor  sich  gehen  —  in  solchen  Branchen, 
hinsichtlich  welcher  die  soeben  erwähnten  Momente  aus  allgemeinen 
volkswirtschaftlichen  Gründen  in  Betracht  kommen. 

Der  Staat  dürfte  genötigt  sein,  auf  einzelne  dieser  neuen,  durch 
Monopole  und  Sjndizierungen  geschaffenen  Einnahmsquellen  zugunsten 

0  Seit  Kriegsbeginn  haben  die  österreichischen  Staatsbahnen  rund  1000  Loko- 
motiven und  30.000  Wagen  um  rund  320  Millionen  Kronen  bestellt! 
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der  autonomen  Verbände,  insbesondere  der  Kronländer,  zu  verzichten, 
da  die  letzteren  sonst  kaum  imstande  sein  würden,  ihre  volkswirtschaft- 
lichen und  kulturellen  Aufgaben  dem  Charakter  der  »neuen  Zeit«,  dem 
belebten  Arbeitstempo  entsprechend,  zu  erfüllen.  Hiezu  würden  sich 
unter  anderem  insbesondere  das  Versicherungs-  und  das  Elektrizitäts- 
monopol eignen  (das  letztere  um  so  mehr,  als  durch  die  Verstaatlichung 
der  Elektrizitätsversorgung  in  vielen  Gemeinden  die  natürliche  Ent- 
wicklung einer  großen  Einnahmsquelle  der  Kommunalbudgets  gehemmt 
werden  könnte).  Das  in  Betracht  kommende  Gesamtgebiet  ist  aber,  wie 
wir  gesehen  haben,  ein  so  umfang-  und  ertragreiches,  daß  auch  dann 
dem  Staate  ein  äußerst  ergiebiger  Löwenanteil  verbleiben  dürfte. 


Den  auf  dem  vorgezeichneten  Wege  zu  erlangenden  gewaltigen 
Mehreinnahmen  werden  mit  der  Zeit  auch  jene  relativen  Ersparnisse 
hinzuzurechnen  sein,  welche,  als  eine  Folge  einer  gründlichen  Ver- 
waltungsreform, nämlich  in  erster  Linie  als  eine  Konsequenz  der  Ver- 
setzung einer  Reihe  von  Beamtenstellen  auf  das  »Aussterbeetat«,  zu 
erwarten  sind.i)  (Meisel  und  Spiethoff  [a.  a.  0.]  berechnen  die 
auf  diesem  Wege  zu  erlangende  Ersparnis  an  Beamtengehältern  auf 
300  Millionen  Kronen  jährlich  und  berufen  sich  hiebei  darauf,  daß  die 
Ersparungen  beim  Eisenbahnpersonal  allein  von  Günther,  »Die  Ge- 
barung der  österreichischen  Staatsbahnen«,  Wien  1914,  auf  80  Mil- 
lionen Kronen  geschätzt  werden.)  Dazu  treten  Ersparnisse  infolge  der 
zu  erwartenden  Reduktion  der  hohen  Preise  der  Staatslieferungen  und 
der  Mietzinse  für  die  Unterbringung  von  Staatsämtern  u.  dgl.,  als  eine 
Folge  jener  Gesamtheit  von  Zoll-,  Steuer-  und  Tarifmaßnahmen,  die 
zur  Verbilligung  der  Produktion  und  des  Konsums  führen  sollen. 
(Gegenwärtig  zahlt  der  Staat  in  Österreich  für  Eisenbahnschienen  bei- 
nahe zweimal  so  viel  als  die  preußischen  Staatsbahnen !)  2) 

1)  Nach  meiner  Auffassung,  der  ich  auch  in  meiner  öfters  zitierten  Parlaments- 
rede vom  Jahre  1910  Ausdruck  verlieh,  sind  durch  die  Verwaltungsreform  viel 
weniger  direkte  Ersparnisse,  als  eine  Einschränkung  der  künftigen  Steigerung  der 
Personalausgaben  zu  erzielen.  Übrigens  muß  auf  die  Notwendigkeit,  die  Einkünfte 
des  Staatspersonals  mit  der  Teuerung  und  mit  der  Geldentwertung  in  Einklang  zu 
bringen,  Rücksicht  genommen  werden. 

2)  An  Mietzinsen  könnten  große  Summen  erspart  werden,  wenn  der  Staat 
eigene  Gebäude  zur  Unterbringung  von  Ämtern  in  größerem  Umfange  als  bisher 
errichten  würde. 
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Schließlich  ist  es,  zur  Vervollständigung  des  Bedeckungsbildes, 
notwendig,  noch  einmal  an  folgendes  zu  erinnern:  nicht  nur  werden 
die  nicht  sofort  zu  deckenden  gesamten  Mehrausgaben  sowie  Zoll-, 
Steuer-  und  Tarifausfälle  im  Staatsbudget  ihre  Deckung  mit  der  Zeit 
in  dem  Aufblühen  der  Volkswirtschaft  und  in  der  Hebung  der  all- 
gemeinen Steuerkraft,  welchem  Zwecke  sie  ja  vielfach  dienen  sollen, 
finden,  sondern  man  wird  auch  für  gewisse  einzelne  Ausgaben  und 
Ausfälle  spezielle  Bedeckungsposten  erfahrungsgemäß  in  die  Eech- 
nung  stellen  können,  so  für  die  Ermäßigung  der  Aktiensteuereingänge 
(durch  Entwicklung  des  Aktiengesellschaftswesens  —  siehe  Deutsch- 
land) und  für  die  Ermäßigung  der  Zuckersteuer  und  der  Petroleum- 
steuer (durch  die  Hebung  des  Konsums  —  siehe  Deutschland).  So 
dürfte  auch  mit  der  Zeit  die  Steigerung  der  Verkehrsdichte  auf  den 
Staatsbahnen  für  den  durch  die  volkswirtschafthch  notwendige  Tarif- 
verbilligung bewirkten  Ausfall  ebenso  wie  für  die  Tilgung  und  Ver- 
zinsung neuer  Verkehrsinvestitionen  aufkommen. 

Die  Vornahme  einer  durchgreifenden  Steuerreform  und  die  Er- 
öffnung neuer  und  ertragsreicher  Einnahmsquellen  erscheint  um  so 
unausweichlicher,  als  —  wie  bereits  erwähnt  —  die  Kriegsentschädi- 
gung, wie  hoch  immer  sie  sein  möge,  die  Kriegskosten  bei  weitem 
nicht  decken  könnte.  Je  länger  der  Krieg  dauert,  desto  größer  sind 
die  Kriegskosten  aller  kriegführenden  Staaten  —  und  desto  geringer 
ist  die  Aussicht  auf  eine  angemessene  Kriegsentschädigung,  im  Hin- 
blicke auf  die  finanzielle  Erschöpfung  aller  kriegführenden  Staaten. 
Aber  auch  im  Interesse  des  Siegers  kann  es  nicht  liegen,  die  Be- 
siegten zum  Staatsbankerott  zu  bringen;  denn  der  Wert  der  Aufrecht- 
erhaltung und  des  Ausbaues  wirtschaftlicher  Beziehungen  zwischen 
den  derzeit  feindlichen  Staaten  nach  dem  Kriege  übersteigt  den  Wert 
einer  jeden  Entschädigung. 

Es  ist  demnach  ein  Gebot  der  Vorsicht,  damit  im  Voraus  zu 
rechnen,  daß  Österreich-Ungarn  die  Mittel  zur  Deckung  eines  beträcht- 
lichen Teiles  der  durch  den  Krieg  entstandenen  Mehrlasten  selbst 
aufzubringen  haben  werde;  daß  aber  die  Monarchie  es  zu  erreichen 
auch  in  der  Lage  sein  wird,  wurde  oben  wahrscheinlich  gemacht. 
Meisel  und  Spiethoff  (a.  a.  0.)  schätzen  die  Mehreinnahmen  (aus 
der  Steuerreform)  und  Ersparnisse  auf  zusammen  550  Millionen  Kronen 
jährlich;  ein  Artikel  der  »Wiener  Sonn-  und  Montags-Zeitung«  vom 
31.  Jänner  1916  (>Die  Aufgaben  des  Finanzministers  nach  dem  Kriege«) 


320 

bemißt  den  Ertrag  aus  neuen  Monopolen,  die  dort  befürwortet  werden, 
auf  385  Millionen  (das  Ergebnis  des  ebenfalls  dort  behandelten  Getreide- 
handelsmonopols nicht  eingerechnet).  Sind  auch  alle  diese  Schätzungen 
mehr  als  unsicher,  so  beweisen  sie  indessen,  daß  sich  die  öffentliche 
Meinung  in  Österreich  mit  dem  Gedanken  der  Einführung  von  Steuer- 
reformen (die  auch  Steuererhöhungen  mit  sich  bringen  werden)  und 
von  ertragreichen  Staatsmonopolen  nach  dem  Kriege  vertraut  macht. 
(Speziell  auf  das  Versicherungsmonopol  hat  Italien  noch  vor  dem 
Kriege  gegriffen  und  in  Eußland  soll  es  jetzt  vom  Ministerrat  bereits 
grundsätzlich  beschlossen  worden  sein.)  Nach  meiner  Ansicht  hängt  die 
Möglichkeit  der  Bedeckung  der  Mehrlasten  vorwiegend  vom  Umfange 
ab,  in  welchem  nicht  nur  Monopolisierungen,  sondern  auch  die  Be- 
teiligungen des  Staates  an  Gewinnen  der  Syndikate  zur  Anwendung 
gelangen  werden.  Die  Elastizität  dieser  neuen  Einnahmsquelle  ist  eine 
sehr  bedeutende. 


Ob  und  in  welchem  Ausmaße  auch  Deutschland  zur  Einführung 
gleicher  oder  anderer  Staatsmonopole  wird  greifen  müssen  oder  wollen, 
kann  nicht  Gegenstand  dieser  Erörterung  sein.  Ein  gleichmäßiges  Vor- 
gehen der  Zentralreiche  wäre  wohl  erwünscht,  indem  auf  diese  Weise 
die  Ausgleichung  der  Steuerbelastung  der  Bevölkerung  und  zufolge 
dessen  der  Produktionsbedingungen  vollständiger  wäre;  aber  für  das 
Zustandekommen  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  ist  die  Gleich- 
artigkeit der  Monopole  wie  der  Verbrauchssteuern  nicht  unentbehrlich.  ^) 
Im  Schöße  eines  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  —  übrigens  wie  in 
dem  einer  Zollunion  —  können  einzelne  Monopolsgegenstände  dem 
freien  Zwischenverkehre  ohneweiters  entzogen  bleiben,  oder  es  kann 
auch  dieser  Zwischenverkehr  durch  besondere  Abmachungen  der  Ke- 
gierungen  über  Absatzkontingente  im  beiderseitigen  Interesse  besonders 
geregelt  werden.  Überhaupt  werden  durch  den  Bestand  von  Zwischen- 
zöllen konstruktive  Schwierigkeiten  bei  Monopols-  und  Verbrauchs- 
steuergegenständen ganz  ausgeschaltet.  Der  Umfang  der  von  der  Mo- 
nopols- (und  Verbrauchssteuer-)wirtschaft  getroffenen  oder  zu  treffenden 


^)  Solange  eine  solche  diesbezügliche  Ungleichheit  verbleiben  würde, 
durch  welche  die  Produktionskosten  verschiedener  Wirtschaftsbranchen  wesentlich 
beeinflußt  würden  —  müßte  die  diesfällige  Ausgleichung  in  der  Höhe  der  Zwisehen- 
zöUe  den  Ausdruck  finden  oder  durch  Surrogate  solcher  Zölle  erzielt  werden. 
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Branchen  ist,   zusammengenommen,   im  Vergleiche  mit  der  Gesamt- 
wirtschaft ein  sehr  geringer.  *) 

Die  nachteilige  Bedeutung  der  ungleichen  Steuer- und  Monopol- 
systeme für  Zollannäherungen  und  Zolleinigungen  wird  in  der  Regel 
überschätzt  (unter  anderen  von  Die  hl,  a.  a.  0.).  2)  Von  wesentlicher 
Wichtigkeit  ist  es  nur,  daß  die  Gesamtsteuerbelastung  der  Produktion 
keine  wesentlich  ungleiche  sei.  (Einer  diesbezüglichen  Ausgleichung 
in  der  Zukunft  war  ja  ein  großer  Teil  dieses  Abschnittes  gewidmet.) 

Am  Eingange  dieses  Abschnittes  wurde  darauf  hingewiesen, 
daß  im  Deutschen  Reiche  große  Verschiedenheiten  in  den  Systemen 
der  direkten  Besteuerung  herrschen.  Dasselbe  gilt  für  das  gegenwärtig 
bestehende  Verhältnis  zwischen  Österreich  und  Ungarn. 

Aber  auch  auf  einem  äußerst  wichtigen  Gebiete  der  Verbrauchs- 
besteuerung, in  der  Konstruktion  der  Biersteuer,  besteht  noch  heute 
in  Deutschland  ein  großer  Unterschied  zwischen  Bayern,  Württemberg, 
Baden,  Elsaß-Lothringen  und  den  übrigen  Bundesstaaten  —  ein  Unter- 
schied, welcher  zwar  administrative  Schwierigkeiten  bereitet,  da  er  eine 
territoriale  Steuergrenze,  einer  Binnenzollgrenze  ähnlich,  schafft,  jedoch 
die  große  wirtschaftliche  Einheit  des  Reiches  nicht  im  mindesten  stört. 

Bildet  auch  die  verschiedentliche  Besteuerungsart  sowie  die  Ver- 
schiedenheit der  Staatsmonopole  kein  prinzipielles  Hindernis  einer 
Wirtschafts-  und  Zoll  Vereinigung  zwischen  Staaten,  so  ist  es  indessen 
zweifellos  erwünscht,  diese  Verschiedenheit  nach  und  nach  tunlichst 
auszugleichen  oder  mindestens  herabzumindern.  Da  nicht  nur  die 
beiden  Staaten  der  Monarchie,  Österreich  und  Ungarn,  sondern  auch 
Deutschland  sich  in  bezug  auf  die  Notwendigkeit  der  Deckung  der 
Kriegslasten  in  einer  mehr  oder  minder  gleichen  Lage   insofern  be- 


^)  Im  Verhältnisse  zwischen  Österreich  und  Ungarn  besteht  eine  vollständige 
Gleichheit  der  Behandlung  bloß  auf  dem  Gebiete  des  Salz-  und  des  Tabakmono- 
pols. Im  letzten  Ausgleiche  behielt  sieh  Ungarn  das  Eecht  der  einseitigen  Ein- 
führung eines  Petroleummonopols  vor.  Bei  Branntwein  und  Bier  sind  nur  die 
Systeme  gebunden,  keineswegs  aber  die  Höhe  der  Steuersätze,  die  auch  tatsächlich 
Unterschiede  aufwies.  Bei  Zucker  ist  der  wechselseitige  Absatz  kontingentiert;  im 
Falle  der  Kontingentübersohreitung  hat  die  Surtaxe  Platz  zu  greifen.  Die  Brannt- 
weinkontingente sind  derart  konstruiert,  daß  die  wechselseitige  Ausfuhr  nur  in 
ganz  unbedeutenden  Rahmen  stattfinden  kann,  da  widrigenfalls  eine  Neuregelung 
des  inneren  Kontingentes  erfolgen  muß. 

2)  Vgl.  u.  a.  Kobatsch,  »Ein  Zoll-  und  Wirtsehafts verband  usw.«,  Berlin 
1915,  S.  29,  dessen  Ansicht  mit  der  meinigen  übereinstimmt. 

T.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Änn&hening.  I.  ^1 
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finden  werden,  als  sie  alle  an  eine  Reform  ihres  Staatsfinanzwesens 
werden  schreiten  müssen;  dürfte  sieh  jetzt  eine  Assimiliemng  leichter 
erzielen  lassen  vor  allem  in  bezug  auf  die  einzuführenden  neuen  Mono- 
pole, ferner  auf  dem  Gebiete  der  zwangsweisen  Syndizierungen  ein- 
zelner Industriegruppen  unter  staatlicher  Beteiligung  an  den  Gewinnen, 
schließlich  hinsichtlich  jener  Steuern,  die  in  Österreich  zu  reformieren, 
insbesondere  zu  ermäßigen  sein  werden. 

Übrigens  bemerkt  Haushalter  in  der  >Bayerischen  Handels- 
zeitung« vom  5.  März  1915  zu  dieser  ganzen  Frage  richtig:  »Es  bleibt 
doch  sehr  fraglich,  ob  es  schon  zu  Beginn  der  Zolleinigung  gelinge, 
sich  über  ein  allfällig  einheitliches  System  in  beiden  Ländern  zu 
einigen  oder  gar  für  das  Zollgebiet  einheitliche  Monopole  zu  schaffen. 
Solange  dies  nicht  der  Fall  ist,  müssen  die  Binnengrenzen  für  die 
einschlägigen  Gegenstände  bestehen  bleiben,  ferner  muß  eine  Ein- 
schränkung der  Verkehrsfreiheit  für  die  inneren  Verbrauchssteuern 
eintreten.  Hinsichtlich  der  letzteren  wird  sich  vielleicht  die  Annahme 
des  allgemeinen  Grundsatzes  der  deutschen  Zollvereinigung  vom  Jahre 
1841  empfehlen,  wonach  nach  Übergang  der  Ware  aus  einem  Staats- 
gebiete ins  andere  lediglich  eine  Ausgleichsabgabe  zu  erheben  ist  und 
das  ausführende  Gebiet  seinerseits  die  erhobene  innere  Abgabe  zurück- 
erstatten kann.«  »Jeder  Teil  kann  die  aus  dem  Gebiete  des  anderen 
Teiles  eingeführten  Artikel  mit  inneren  Abgaben  welcher  Art  immer 
und  für  wen  immer,  jedoch  nur  in  solchem  Maße  belasten,  in  welchem 
er  die  ähnlichen  Produkte  seines  Gebietes  belastet.«  Szterönyi')  meint 
ähnliches:  »Monopole  verschiedener  Natur  können  in  den  Zollvereins- 
staaten bestehen;  wenn  es  auch  nicht  erwünscht  ist,  prinzipiell  kann 
es  nicht  ausgeschlossen  werden.  Die  Verzehrungssteuern  könnten  durch 
das  Überweisungsverfahren  geordnet  werden,  wie  wir  hiefür  zwischen 
Österreich  und  Ungarn  die  Lösung  in  einer  ganz  gut  bewährten  Form 
haben.« 

Die  gleiche  Ansicht  vertritt  Stolper  (im  »Österreichischen 
Volkswirt«):  »Man  kann  aber  ganz  wohl  diesen  Unterschied  (in  der 
Besteuerung)  beibehalten  und  doch  ein  einheitliches  Zoll-  und  Ver- 
kehrsgebiet schaffen,  wie  ja  auch  zwischen  Bayern  und  der  nord- 
deutschen Brausteuergemeinschaft  noch  eine  Zollgrenze  besteht.  Daß 
ungleiche  Steuerbelastung   der  Produktion   kein  Hindernis 

^)  »Wirtschaftliehe  Annäherung  zwischen  Deutschland,  Österreich  und 
Ungarn«  (»Nord  und  Süd«,  Jubiläumsheft  1915). 
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einer  Zollunion  bildet,  beweist  am  besten   das  Verhältnis  zwischen 
Österreich  und  Ungarn.«  ^) 

Zum  Schlüsse  wäre  noch  die  Autorität  Boscs  (a.  a.  0.  S.  60flf.) 
anzuführen,  welcher  gegen  Leroy-Beaulieu  und  (sogar)  gegen  Mo- 
linari  darauf  hinweist,  daß  sogar  bei  einer  vollständigen  Zollunion 
den  aus  der  Ungleichheit  der  Verbrauchssteuern  und  Monopole  ent- 
stehenden Schwierigkeiten  durch  »Übergangsabgaben«  zu  begegnen  ist. 

g)  Verkehrswesen. 
(Eisenbahnen,  Wasserstraßen,  Seeschiffahrt.) 
Die  Eückständigkeit  der  Monarchie  im  Vergleiche  zu  Deutschland 
auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens  und  die  sich  daraus  ergebende  Un- 
gleichheit derProduktionsbedingungen  und  der  Produktions- sowie  Handels- 
kosten ist  eine  notorische  Tatsache.  Die  teilweise  Behebung  dieser  Un- 
gleichheit ist  im  Wege  grundsätzlicher  Änderungen  der  Verkehrspolitik 
unter  dem  Eegime  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  möglich.  Da  dies 
nur  nach  und  nach  im  Laufe  der  Zeit  erfolgen  kann,  müssen  auch  dies- 
falls vorläufig  Zwischenzölle  oder  ihre  Surrogate  als  künstliche  Aus- 
gleichungsmittel helfen.  Da  aber  die  Ungunst  der  geographischen  Lage 
und  der  Terrainverhäitnisse  mit  Mitteln  der  Verkehrspolitik  nur  teilweise 
überwunden  werden  kann,  bleibt  dann  noch  immer  eine  Ungleichheit 
zuungunsten  der  Monarchie  übrig,  die  allerdings  größtenteils  nur  darin 
zmn  Ausdrucke  gelangen  wird,  daß  einzelne  ungünstiger  gelegene  Gebiete 
derselben  hinter  anderen,  günstiger  gelegenen  Gebieten  in  ihrer  Ent- 
wicklung etwa  zurückbleiben  werden,  nämlich  hinter  solchen  Gebieten, 
denen  die  Erreichung  des  deutschen  Durchschnittsniveaus,  ja  sogar  der 
höchsten  deutschen  Entwicklungsstufe  möglich  sein  wird.  In  der  Summe, 
in  der  allgemeinen  Wirtschaftsbilanz  kann  auch  diese  Ungleichheit  aus- 
geglichen werden  (insbesondere  durch  bessere  Ausnützung  bestehender 
Produktionsgelegenheiten,  z.  B.  von  Wasserkräften).  Als  eine  unabwend- 
bare Konsequenz  der  erwähnten  Ungunst  der  natürlichen  Verhältnisse 
bleibt  aber  für  immer  die  Ungleichmäßigkeit  der  Entwicklung  einzelner 
Gebietsteile;  diese  natürliche  Ungleichmäßigkeit  (von  jener  wohl  zu 
unterscheiden,  die  sich  als  eine  Folge  der  Vernachlässigung  ein- 
zelner Gebietsteile  darstellt)  ist  in  der  Monarchie  in  weit  höherem 
Ausmaß  zu  verzeichnen  als  sie  in  Deutschland  vorkommt. 


^)  Yg\.  auch  Keehenberg  (Jubiläumsheft  des  >Nord  und  Süd«,  S.  55). 

21* 
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Das  Eisenbahnnetz  Deutschlands  beträgt  61.400  km,  jenes  Öster- 
reich-Ungarns 44.400  Ä;m.  Im  Deutschen  Eeiche  entfällt  1  yfcw  Eisenbahn 
auf  je  9Ä;m2;  in  Österreich-Ungarn  Ihm  auf  je  Ihkm'^  Bodenfläche. 
Weniger  ungünstig  stellt  sich  das  Verhältnis  der  Länge  des  Eisen- 
bahnnetzes zur  Einwohnerzahl  der  genannten  Staaten.  In  Deutsch- 
land entfällt  I  km  Eisenbahn  auf  1057,  in  Österreich-Ungarn  auf 
1158  Einwohner.  Hervorgehoben  muß  noch  werden,  daß  während  sich 
das  Eisenbahnnetz  des  Deutschen  Reiches  fast  gleichmäßig  auf  alle 
Eeichsgebiete  verteilt,  die  einzelnen  Kronländer  und  Gebiete  Österreich- 
Ungarns  namhafte  Unterschiede  in  dieser  Beziehung  aufweisen.  So 
entfällt  beispielsweise  im  größten  Kronlande  Österreichs,  in  Galizien, 
1  km  Bisenbahn  auf  19  km"^  Bodenfläche   und  1941  Einwohner. 

Abgesehen  von  den  bis  jetzt  hervorgehobenen  Unterschieden  ist 
aber  auch  die  Leistungsfähigkeit  der  deutschen  Bahnen,  vermöge 
besserer  Ausrüstung,  eine  bedeutend  größere,  da  von  diesen  37 7o  zwei- 
und  mehrgleisig,  in  Österreich-Ungarn  aber  kaum  12%  zweigleisig  sind. 

Hiebei  wird  die  Leistungsfähigkeit  gleichwie  die  Betriebsökonomie 
und  das  finanzielle  Ergebnis  der  österreichisch-ungarischen  Bahnen 
durch  ungünstige  Steigungsverhältnisse  wesentlich  beeinträchtigt. 

Auch  der  Maschinen-  und  Wagenpark  Österreich-Ungarns  ist  ver- 
hältnismäßig noch  viel  zu  beschränkt.  Auf  100 Ä;m  Eisenbahnen  entfallen: 

in  Deutschland        Österreich  Ungarn 

Maschinen     ....         47  81  34 

Personenwagen  .     .     .       106  63  70 

Güterwagen   ....     1066  627  867 

Ein  für  Österreich-Ungarn  ungünstiges  Verhältnis  besteht  gleich- 
falls bezüglich  der  Stations-  und  Zugsförderungsanlagen,  sowie  aller 
anderen  Hilfsmittel  des  Verkehres. 

Die  Nachteile,  die  aus  den  bis  jetzt  hervorgehobenen  Unter- 
schieden in  den  Verkehrsmitteln  allein  für  die  österreichisch-ungari- 
sche Volkswirtschaft  erwachsen  und  die  zu  einem  nicht  unbeträcht- 
lichen Teile  auf  die  Ungunst  der  geographischen  Konfiguration  und 
der  Terrainverhältnisse,  sonst  aber  auch  auf  finanzielle  Geburtsfehler 
und  auf  rückständige  Verwaltung  zurückzuführen  sind,  lassen  sich 
leichter  empfinden  als  zifi"ermäßig  ausdrücken.  Jedenfalls  ergibt  schon 
der  Unterschied  in  der  Dichte  des  Eisenbahnnetzes  einen  Unterschied  von 
hunderten  Millionen  in  den  Handelskosten  zuungunsten  Österreich-Un- 
garns. Denn  insofern  in  Deutschland  1  km  Eisenbahn  auf  je  9  km"^,  in 
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Österreich-Ungarn  aber  auf  je  15  km^  Bodenfläche  entfällt,  beträgt  die 
durchschnittliche  Entfernung  einer  Ortschaft  von  der  Bahn  in  Deutsch- 
land 45  km,  in  Österreich-Ungarn  aber  75  km.  Bei  der  Ab-  und  Zu- 
streifung  von  und  zu  den  Bahnhöfen  ist  daher  in  Österreich-Ungarn  jedes 
Gut  mit  den  Kosten  des  Entfernungsunterschiedes  einer  6  km  (2  X  3) 
längeren  Achsfracht  belastet,  welche  bei  Annahme  eines  Puhrlohnes 
von  20  h  pro  1  thm  (6  X  20)  iT  1-20  =  IM.  pro  Tonne  ergeben. 

Von  ungünstigem  Einflüsse  auf  die  Transportkosten  ist  weiters 
die  Konfiguration  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie.  So  beträgt 
die  größte  Entfernung  von  Osten  nach  Westen :  Itzkany — Bregenz  1900, 
jene  von  Merael  nach  Aachen  aber  nur  1540  km.  Nach  der  offiziellen 
Eisenbahnstatistik  betrug  die  durchschnittliche  Beförderungsdistanz  für 
Prachtgut  im  Jahre  1912  auf  den  preußischen  Staatsbahnen  114  km, 
auf  den  österreichischen  Staatsbahnen  dagegen  144  km.  Diesen  30  km 
Mehrdistanz  entspricht  je  nach  der  Klasse,  nach  welcher  das  betreffende 
Gut  tarifiert,  eine  Mehrfracht  von  6  h  (bei  A.-T.  II)  bis  37  h  (bei  der 
Stückgutklasse  I)  per  100%,  welche  Mehrfracht  für  die  842  Millionen 
Meterzentner  Güter  aller  Art,  welche  auf  den  österreichischen  Staats- 
bahnen zur  Beförderung  gelangten,  entrichtet  werden  mußte. 

Der  Unterschied  in  der  Belastung  mit  Eisenbahntarifen  ist  vor 
allem  durch  das  Tarifsystem  selbst  bedingt. 

Da  Deutschland  mit  wenigen  Ausnahmen  Kilometertarife,  Öster- 
reich und  Ungarn  aber  ausnahmslos  Staffeltarife  besitzen,  so  ist  es 
einleuchtend,  daß  die  deutschen  Bahnfrachten  auf  kürzere  und  mittlere 
Entfernungen  billiger  sind  als  die  österreichischen  und  ungarischen 
Frachten.  Dadurch  erklärt  es  sich,  daß  die  überwiegende  Mehrheit 
des  gesamten  Frachtenverkehres  in  Österreich-Ungarn  unvergleichlich 
stärker  belastet  ist  als  in  Deutschland.  Die  hiebei  vorkommenden 
Differenzen  sind  aus  der  nachstehenden  Tabelle  zu  ersehen.  In  derselben 
sind  die  Markfrachtsätze  des  deutschen  Tarifes  in  der  Eubrik  »D.«  in 
Kronenwährung  umgerechnet,  die  österreichischen  und  ungarischen 
Frachtsätze  in  Bruchform  (der  österreichische  Frachtsatz  als  Zähler  und 
der  ungarische  als  Nenner)  in  der  Eubrik  »Ö.-U.«  ausgewiesen  worden. 

Soweit  nichts  anderes  bemerkt  ist,  gelten  die  nachstehenden 
Frachtsätze  nur  für  volle  Wagenladungen.  Was  die  Tarifierung  anbe- 
langt, so  wurden  nur  diejenigen  Ausnahmetarife  berücksichtigt,  welche 
für  das  betreffende  Gut  in  dem  in  Betracht  kommenden  Staatsgebiete 
allgemeine  Geltung  haben. 
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Der  Vollständigkeit  halber  sei  noch  bemerkt,  daß  die  durch- 
schnittliche Transporteinnahme  pro  Tonne  Prachtgut  im  Jahre  1912 
in  Deutschland  durchschnittlich  M.  3*37,  auf  den  österreichischen 
Ftaatsbahnen  dagegen  K  6*68  betragen  hat,  was  einerseits  auf  den 
längeren  durchschnittlichen  Beförderungsweg  (144  gegen  11^  km), 
anderseits  aber  auch  auf  die  höheren  Tarife  zurückzuführen  ist. ') 


Fällt  nun  nach  den  bisherigen  Ausführungen  der  Vergleich  der 
beiderseitigen  Eisenbahnfrachtbelastung  zuungunsten  Österreich-Ungarns 
aus,  so  tritt,  wie  die  nachstehenden  Daten  zeigen,  die  ßückständigkeit 
der  Binnenschiffahrt  der  Monarchie  als  ein  erschwerendes  Moment  hinzu. 
Die  Länge  der  schiffbaren  Wasserstraßen  beträgt: 
in  Deutschland  rund  15.300  hm,  hievon  6.600  lern  künstliche 
»   Österreich         »        2.600    »         »  70    »  » 

»   Ungarn  »        3.100    »         »  350    » 


^)  Der  volkswirtschaftliehe  Endeifekt  dieser  Zustände  drückt  sieh  z.B.  darin 
aus,  daß  die  Gestehungskosten  der  österreichischen  Wollindustrie  im  großen  Durch- 
schnitte infolge  der  Verteuerung  der  Rohmaterialtransporte  um  1  bis  1^/2 7o  höher 
sind  als  in  Deutsehland.  Im  allgemeinen  hat  die  nicht  etwa  an  der  schiffbaren 
Elbestreeke  oder  in  Schlesien,  beziehungsweise  im  Krakauer  Kohlenbecken,  schließ- 
lich in  Triest,  Fiume  und  Umgebung  gelegene  österreichische  und  ungarische 
Industrie  mit  durchschnittlieh  bedeutend  höheren  Transportkosten  für  den  Bezug 
von  Rohstoffen,  Halbfabrikaten  und  Betriebsmitteln,  gleichwie  für  den  Export  ihrer 
Erzeugnisse  zu  rechnen,  als  das  Gros  der  deutschen  Industrie.  Ferner  hat  es  die 
österreichische  und  ungarische  Industrie  schwieriger,  das  sehr  ausgedehnte,  geo- 
graphisch nicht  konzentrierte  innere  Absatzgebiet,  insbesondere  in  gewissen  Grenz- 
gebieten gegen  die  ausländische  Industrie  zu  behaupten  (vgl.  Hertz,  a.a.O.  S.  710). 

Die  auf  größere  Distanzen  (von  zirka  3(X)  km  aufwärts)  vielfach  niedrigeren 
Frachten  bieten  kein  hinreichendes  Äquivalent  für  die  ungünstige  Verteilung  des 
Absatzes,  beziehungsweise  für  die  starke  Belastung  des  Nahverkehres,  insbesondere 
aber  für  die  hauptsächlich  infolge  Mangels  an  Wasserwegen  gewaltige  Mehrbelastung 
der  Rohstoff-  und  Hilfsmaterialienmassenbezüge. 

Durch  ungenügende  Ausstattung  des  Wagenparkes  mit  Spezialwagen,  der 
Strecken  mit  Stationen  und  Haltestellen,  der  Stationsanlagen  mit  Geleisen,  Magazinen, 
Hebevorrichtungen  u.  dgl.  ist  die  österreichische  Industrie  häufig  zu  großen  Auf- 
wendungen gezwungen,  wodurch  ihre  ohnehin  zu  hohen  Anlagekosten  noch  erhöht 
werden;  auch  hat  sie  infolgedessen  höhere  Betriebskosten  zu  tragen,  was  sich  auch 
vielfach  aus  dem  schleppenden  Verkehre  von  Spezialzügen  und  Spezialwagen  (ins- 
besondere Zisternen),  aus  der  schleppenden  Wagenbeistellung,  aus  Lieferfrist- 
zuschlägen und  sonstigen  bahnadministrativen  Erschwerungen  ergibt. 
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(In  diesen  Ziffern  sind  die  Längen  der  nur  flößbaren  Flußläufe 
nicht  enthalten.) 

Nach  dem  vorstehenden  kommt  1  hm  Schiffahrtstraße 

in  Deutschland  auf    35  hm'^  der  Bodenfläche 
»   Österreich        »    150    »       »  » 

»   Ungarn  >    105    »       »  » 

Der  prozentuelle  Anteil  der  Wasserstraßen  an  der  gesamten,  von 
den  Bahnen  und  Schiffen  bewältigten  Güterbewegung  beträgt  in 
Deutschland  177o>  in  Österreich-Ungarn  kaum  37o- 

Ein  Vergleich  des  Umfanges  des  Bahn-  und  Schiffsverkehres  in 
Deutschland  ist  so  lehrreich,  daß  er  hier  nicht  unterlassen  werden 
darf,  selbst  auf  die  Gefahr  hin,  die  Eahmen  des  eigentlichen  Gegen- 
standes zu  überschreiten. 

Im  Jahre  1912  wurden  befördert  auf  den 

deutsehen  Bahnen  Wasserstraßen 
Tonnen 
im   Lokal-  und   Wechselverkehr   der 

deutschen  Bezirke 405,813.364  53,463.776 

in  der  Ausfuhr  aus  Deutschland  .     .     43,703.828  17,634.115 

in  der  Einfuhr  nach  Deutschland     .     23,458.136  22,371.139 

in  der  Durchfuhr  ....     .     .     .         909.387  12.677 

Zusammen     .     .  473,884.715  93,481.707 

Da  die  hohe  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Wasserstraßen 
keines  weiteren  Nachweises  bedarf,  wollen  wir  nur  einige  Ziffern  an- 
führen, um  darzustellen,  um  wieviel  die  gesamte  Haushaltungsfiihrung 
Deutschlands  durch  die  Entwicklung  der  Wasserstraßen  billiger  ist, 
als  jene  Österreich-Ungarns. 

Im  Jahre  1912  betrug  die  durchschnittliche  Elbefracht  von 
Hamburg  nach  Schönpriesen- Aussig  45  Pf.  pro  100  hg.  Dagegen 
kostete  die  normale  Bahnfracht  in  dieser  Relation 

für  Getreide 308  Pf.  pro  100  ä:^ 

>  Holz 209    »     *   100  » 

*  Rohstoffe 127    »     ^   100  > 

»  Wegebaumaterialien     .  98    »     »   100  > 

Die  Wasserfracht  war  somit  um  mehr  als  um  die  Hälfte  bil- 
liger, als  der  billigste  Eisen bahntarif. 
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Die  Wasserfraeht  für  Kohle  von  Aussig  nach  Magdeburg  kostete 
24  Pf.  pro  100%,  während  die  Bahnfracht  in  derselben  Entfernung 
(366  hm)  nach  dem  gewiß  billigen  deutsehen  Eohstofiftarife  86  Pf.  pro 
100%  beträgt. 

Im  Jahre  1913  wurden  (von  der  außerordentlichen  Steigerung 
der  Schiffsraten  in  der  Zeit  vom  15.  Oktober  bis  15.  November  abge- 
sehen) nachstehende  Wasserfrachten  gezahlt : 

1.  Yon  Hamburg  nach  Berlin  (Länge  des  Bahnweges  280  hm), 
Notierungen  für  Kohle :  minimal  20  Pf. 

maximal  40  » 

somit  durchschnittlich  30  Pf.  pro  100  hg. 

2.  Von  Hamburg  nach  Breslau  (Länge  des  Bahnweges  600  ^m), 
Notierungen  für  Phosphate,  Düngemittel,  Futtermittel,  Erze, 
Schwefelkies  u.  a.  m.       minimal  45  Pf. 

maximal  70   > 
somit  durchschnittlich  58  Pf.  pro  100%. 

In  einer  Entfernung,  welche  der  Länge  des  Bahnweges  in  den 
vorstehenden  Eelationen  entspricht,    würde  die  Bahnfracht   betragen: 

ad  1.  (280  Km)  ßohstofftarif  für  Kohle  .     . 
ad  2.  (600  hm)  billigster  Tarif  aus  der  Pos. 
Düngemittel,  für  Dungkalk     .     .     . 
für  Futtermittel  Spezialtarif  III   .     . 
für  Erze  A.-T.  7/K  (d.  i.  der  billigste 
Tarif,  der  überhaupt  auf  den  deut- 
schen Bahnen  gewährt  wird,   mit 
dem    Einheitssatz    von    1  Pf.  pro 
Tonnenkilometer) 66   >     »    100  > 

Man  kann  daher  ohne  weiteres  annehmen,  daß  sich  die  Wasser- 
fraeht zu  der  Bahnfracht  selbst  beiden  billigst  tarifierenden  Massen- 
gütern wie  1 :  1*5  verhält. 

Hält  man  aber  an  diesem  Verhältnisse  fest  und  berücksichtigt 
man  hiebei  noch  den  Umstand,  daß  die  mittlere  Transportdistanz  auf 
den  Binnenwasserstraßen  dreimal  so  lang  ist,  wie  auf  den  Eisenbahnen 
(in  Deutschland  ca.  330  hm),  so  ergibt  sich  bei  den  auf  den  deutschen 
Wasserstraßen  im  Jahre  1912  beförderten  93  Millionen  Tonnen  Güter 
aller  Art  eine  Frachtersparnis  von  rund  214  Millionen  Mark! 


69  Pf. 

pro 

100% 

99   > 

> 

100» 

144   > 

» 

100» 

38i 

An  dieser  Ersparnis  partizipiert  Berlin  allein  (mit  seiner  Güter- 
bewegung von  12  Millionen  Tonnen  pro  Jahr,  von  welcher  sieh  4:5% 
auf  dem  Wasserwege  abwickeln)  mit  rund  14  Millionen  Mark. 

Wie  armselig  erscheint  demgegenüber  die  Güterbewegung  auf 
den  österreichischen  und  ungarischen  Wasserstraßen  von  zusammen 
8  Millionen  Tonnen! 

Überdies  sind  in  Österreich-Ungarn  im  Hinblicke  auf  die  viel 
ungünstigeren  natürlichen  Binnenschiffahrtsverhältnisse  (insbesondere 
auf  der  Donau)  auch  die  Wasserfrachten  häufig  viel  höher  als  in 
Deutschland.  So  beträgt  die  Wasserfracht  für  russisches  Getreide  von 
Odessa  über  Galatz,  Orsova  nach  Wien  (mit  Spesen)  rund  40  K, 
dagegen  von  Odessa  über  Kotterdam  nach  Mannheim  kaum  17*5  M. 

Die  rheinischen  Schwefelsäurefabriken  beziehen  den  spanischen 
Schwefelkies  um  40%  billiger,  als  die  günstigst  gelegene  Fabrik 
Österreichs,  die  den  Elbeweg  zur  Verfügung  hat. 

Schließlich  wird  die  Binnenschiffahrt  in  der  Monarchie  (insbe- 
sondere auf  der  oberen  Donau,  wohl  aber  auch  auf  der  schiffbaren 
Elbestrecke)  durch  ungünstigere  Wasserstands-  und  Eislaufverhältnisse 
viel  häufiger  und  unregelmäßiger,  gleichwie  für  eine  längere  Zeit  unter- 
brochen als  in  Deutschland, 


Behufs  Behebung  der  soeben  geschilderten  Ungleichheiten  muß 
folgendes  Programm  aufgestellt  und  durchgeführt  werden: 

1.  Es  muß  das  österreichisch-ungarische  Eisenbahnnetz  entspre- 
chend ergänzt  und  ausgerüstet  werden. 

2.  Es  muß  im  Anschlüsse  an  das  bestehende  und  noch  zu  er- 
gänzende Wasserstraßennetz  des  Deutschen  Reiches  das  Wasserstraßen- 
sjstem  in  Österreich  und  Ungarn  verbessert  und  erweitert  werden. 

3.  Es  muß  die  Eisenbahnverwaltung  in  Österreich-Ungarn  re- 
organisiert, vereinfacht  und  verbilligt  werden. 

4.  Es  müssen  eventuell  —  ohne  Eücksicht  auf  die  Höhe  der  etwa 
dadurch  in  den  ersten  Zeiten  dem  Staatssäckel  erwachsenden  Opfer  — 
die  Eisenbahntarife  verbilligt  werden  zu  dem  konsequent  zu  verfol- 
genden Zwecke,  zumindest  für  die  wichtigsten  und  geographisch  ent- 
sprechend gelegenen  Produktionszentren  die  Frachtbelastung  mit  jener 
der  deutschen  Zentren  auszugleichen. 
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5.  Es  muß  eine  weitgehende  Verkehrsgemeinschaft  mit  Deutsch- 
land ins  Leben  gerufen  und  ausgebaut  werden. 

Ad  1.  Vor  allem  müssen  die  bereits  bestehenden  und  derzeit 
schon  einen  internationalen  Charakter  tragenden  Eisenbahnlinien  durch 
entsprechende  Erweiterung  der  Stations-  und  Zugförderungsanlagen, 
Legung  zweiter  Geleise  und  Parkverraehrung  leistungsfähiger  gemacht 
werden. 

Daran  knüpft  sich  die  Notwendigkeit  der  Verdichtung  des  öster- 
reichisch-ungarischen Eisenbahnnetzes  durch  programmäßigen  Ausbau 
von  volkswirtschaftUch  berechtigten  Sekundär-  und  Lokalbahnen, 
schließlich  der  Verbesserung  des  Fahrstraßennetzes.  ^)  Beides  läßt 
nämlich  sehr  viel  zu  wünschen  übrig,  insbesondere  im  Osten  und 
Süden  der  Monarchie. 

Ad  2.  Da  die  Hauptbahnen  bei  einer  Belebung  des  Wirtsehaft.s- 
tempos  mit  der  Beförderung  von  Personen,  Eilfrachten  und  hochwer- 
tigen Gütern  bald  vollauf  belastet  sein  werden,  müssen  zur  Entlastung 
derselben  und  zwecks  Ermöglichung  eines  billigen  Austausches  von 
Massengütern  billige  Wasserwege  zur  Verfügung  gestellt  werden. 

Es  wurde  bisher  angenommen,  daß  die  beträchtliche  Ungunst 
der  natürlichen  Schiflfahrtsbedingungen  auf  der  Donau  und  auf  der 
Elbe,  die  sich  aus  physikalischen  Verhältnissen,  aus  dem  Mangel  an 
natürlichen  Zufahrtswasserstraßen,  aus  der  handelsgeographischen  Si- 
tuation (bei  der  Donau)  2)  ergibt,  durch  irgendwelche  Investitionen 
kaum  noch  in  einem  höheren  Maße  behoben  werden  könnte,  als  dies 
bisher  geschah.  Indessen  sind  in  der  letzten  Zeit  auch  andere  An- 
sichten aufgetaucht  —  nämlich,  daß  es  durch  weitere  Ausgestaltung 
der  Donauregulierung  (insbesondere  von  Eegensburg  aufwärts  bis  Ulm, 
beim  Eisernen  Tor  und  im  Unterlauf)  ermöghcht  werden  könnte,  daß 
bis  Budapest  Schifife  von  2000  bis  3000  t,  bis  Regensburg  solche  von 
1000  t  beim  niedrigsten  Wasserstande  verkehren.  (Vgl.  die  Eingabe 
des  Wiener  Gemeinderates  an  die  Regierung  vom  14.  April  1916,  sowie 
die  »Donaunummer«  der  »Wirtschaftszeitung  der  Zentralmächte«  vom 
21.  April  1916.)  Gegenwärtig  stehen  durchschnittlich  nur  670  «-Schiffe 
im  Verkehre.  Die  Zahl  der  1000  «-Schiffe  ist  gering. 


^)  Siehe  über  das  Straßenwesen  das  ausgezeichnete  Referat  des  Groß- 
industriellen Dr.  Prieß  in   den  Veröifentlichungen  des  Industrierates  (1907). 

2)  Vgl.  Hertz  (a.  a.  0.  S.  708),  Pistor  (a.  a.  0.  S.  4  und  117),  Nemec^ek 
(in  den  »Beiträgen  zur  Wirtschaftskunde  Österreichs«,  S.  319  flf.). 
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Durch  diese  niedrige  Tonnage,  durch  den  veralteten  und  kost- 
spielig betriebenen  Schiffspark,  durch  die  teuere  Verwaltung  und  hohe 
Betriebskosten  der  nichtkartellierten  Gesellschaften,  durch  die  Schiff- 
fahrtsgebühren am  Eisernen  Tor  usw.  wird  die  Unmöglichkeit  der 
Frachtenkonkurrenz  des  Donauweges  gegen  den  Seeweg  begründet. 
Nach  Olarus  (»Donaunummer«  der  > Wirtschaftszeitung  der  Zentral- 
mächte«) beträgt  gegenwärtig  die  Fracht  pro  Tonne  Getreide  von  Turn- 
Magurele  nach  Mannheim  über  den  Seeweg  19  M.,  nach  Eegensburg 
über  den  Donauweg  26'8  M.  (Nach  anderen  Berechnungen  beträgt  die 
Fracht  Odessa  — Seeweg  —  Mannheim  17-5  M.  pro  Tonne,  Odessa — 
Donauweg — Eegensburg  42"5  M.  pro  Tonne.)  Nach  Olarus  könnte 
schon  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  nach  Abschaffung  der 
Eisernen  Tor- Gebühren  (1'7  M.),  nach  Vergrößerung  der  üblichen 
Eefaktie  von  7  auf  10  M.,  schließlich  nach  der  ohnehin  beabsichtigten 
Verbilligung  der  Pracht  auf  der  Strecke  Passau — Eegensburg  von  2-5  M. 
auf  1'5  die  Differenz  so  ziemlich  ausgeglichen  werden  —  erst  recht 
jedoch  nach  Ermöglichung  des  regelmäßigen  Verkehres  größerer  Schiffe, 
nach  Erneuerung  des  Pahrparkes,  sowie  nach  Zusammenschluß  der 
Gesellschaften  zum  Zwecke  eines  wirtschaftlicheren  Betriebes.  Dann 
wäre  die  Donau  nicht  nur  ein  Eeserveweg,  sondern  auch  eine  wirk- 
same Konkurrenz  gegen  den  Seeweg,  zumindest  für  den  Verkehr  des 
nördlichen  Balkans  mit  den  Zentralreichen. 

Der  Donau  weg  gewinnt  für  Deutschland  beider  neuen  politischen 
Konstellation  insofern  an  Bedeutung,  als  in  der  Wirklichkeit  der 
wechselseitige  Handel  Deutschlands  mit  Bulgarien  und  Eumänien,  auch 
mit  der  Türkei  ein  viel  größerer  zu  sein  scheint,  als  er  in  den  offiziellen 
Handelsstatistiken  zum  Vorscheine  kommt.  Ein  beträchtlicher  Teil  des- 
selben verschwindet  in  der  belgischen,  holländischen,  auch  in  der 
österreichisch-ungarischen  Statistik.  (Vgl.  Artikel  von  Dix  und  Preda 
in  der  »Wirtschaftszeitung  der  Zentralmächte«.) 

Wie  immer  die  technische  Frage  der  Verbesserung  des  Fahr- 
weges gelöst  werden  wird,  dürfte  angesichts  dessen,  daß  die  Donau- 
schiffahrt ungeachtet  der  bestehenden  Schwierigkeiten  doch  eine  Stei- 
gerung aufweist  *),  der  in  Eede  stehende  Verkehr  durch  entsprechende 
neue  Abmachungen  mit  anderen  Uferstaaten  und  durch  Beseitigung 


1)  Der  Donauverkehr   stieg    von  1,803.000  t  im  Jahre  1905  auf  3,239.000  t 
im  Jahre  1912. 
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administrativer  Schwierigkeiten^),  ferner  durch  Erweiterung  des  Zu- 
fahrtnetzes mit  Hilfe  von  Kanälen  und  Yerbilligung  der  kombi- 
nierten Tarife  (eventuell  auch  auf  Kosten  des  Staatsschatzes)  noch 
ganz  bedeutend  in  die  Höhe  gebracht  werden  können.  Der  Elbeverkehr, 
dem  die  starke  Industrie  Nordböhmens  großenteils  zu  verdanken  ist, 
wird  bei  einer  unbedeutenden  Nachhilfe  von  selbst  den  bisherigen  Weg 
einer  sprunghaft  steigenden  Entwicklung  fortschreiten.  Sonst  ist  mit  den 
natürlichen  Binnenwasserstraßen  in  der  Monarchie  nicht  viel  anzufangen. 
Um  so  mehr  kommen  die  künstlichen  Wasserstraßen  in  Betracht, 
die  in  der  Monarchie  bisher  beinahe  nicht  bestehen.  Der  Hauptstrom 
der  Monarchie,  die  Donau,  muß  und  kann  durch  eine  neue  schiffbare 
Verbindung  (anstatt  des  unzulänglichen  Ludwigskanals)  über  den  Main 
mit  dem  Ehein  verbunden  werden  2),  wodurch  selbst  bei  den  zweifellos 


^)  Eine  gründliehe  Revision  der  internationalen  Rechtsverhältnisse  der  Donau 
—  im  Geiste  einer  weitgehenden  Erleichterung  des  internationalen  Verkehres  auf 
paritätischer  Basis  —  müßte  im  Ausgleiche  mit  Ungarn,  im  ZoUbündnisvertrage 
mit  Deutsehland,  in  den  Friedensverträgen,  schließlich  in  einer  besonderen  Kon- 
vention mit  Bulgarien  und  Rumänien  (aus  Anlaß  der  Bildung  des  Zoll-  und  Wirt- 
sehaftsbündnisses,  beziehungsweise  des  Friedensschlusses)  unbedingt  erfolgen.  Nach 
Prof.  Heiderich  wäre  die  europäische  Donaukommission  aufzulösen  und  es  wären 
ihre  Agenden  der  wieder  zum  Leben  zu  weckenden  üferstaatenkommission  zu 
übergeben.  Die  zwischenstaatliche  Regelung  des  Donausehiifahrtsverkehres  müßte  der 
gemeinsamen  Zoll-  und  Tarifpolitik  der  Bündnisreiche  angepaßt  werden.  Partikular- 
interessen, insbesondere  jene  der  Sehiffahrtsgesellschaften  welcher  Nationalität  immer, 
müßten  in  den  Hintergrund  geschoben  werden.  Eiserne  Tor-Gebühren  müßten  ver- 
schwinden. Dagegen  müßten  Investitionen  zur  Verbesserung  des  Verkehres  über  das 
Eiserne  Tor  gemeinsam  unternommen  werden. 

Außerdem  verlangt  der  Wiener  Gemeinderat  in  der  zitierten  Eingabe  die  Ver- 
einheitlichung der  Strompolizeiordnung  im  ganzen  Stromgebiete  (welcher  Anregung 
auch  der  ungarische  Fachmann  Forgäcs  in  der  »Wirtschaftszeitung  der  Zentral- 
mächte« zustimmt),  die  Herstellung  entsprechender  Lande-  und  Hafenplätze  samt 
Zubehör,  die  Vermeidung  oder  zumindest  Verminderung  der  Gebühren  für  die  Be- 
nützung von  Schiffahrtsanlagen,  die  Förderung  der  Einrichtung  von  heimischen 
Werftanlagen  sowie  von  Schiffersehulen,  die  Erlassung  eines  Binnenschiffahrtsgesetzes 
mit  Einführung  von  Schiffsregistern  behufs  Ermöglichung  der  Kreditgewährung 
gegen  Verpfändung,  die  Schaffung  eines  einheitlichen  Betriebsreglements. 

Die  großen  Donaustädte  Wien,  Budapest,  Regensburg  bereiten  sieh  zu  einer 
größeren  gemeinsamen  Aktion  in  der  Donaufrage,  wie  in  jener  des  Rhein-Donau- 
kanales  vor. 

')  Vgl.  Schleicher,  >Die  Großschiffahrtsverbindung  Rhein — Donau  durch 
Württemberg  und  der  Main-Donaukanal«  (»Weltwirtschaft  und  Weltverkehr«,  Juli 
1911),  sowie  die  dort  angeführte  Spezialliteratur,  ferner  die  bereits  zitierte  Eingabe 
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auch  dann  noch  immer  bedeutenden  Schitfahrtsschwierigkeiten  die  Zu- 
fuhr von  industriellen  Eohstoflfen  und  anderen  Massengütern  von  den 
Nordseehäfen  in  das  große  805.572  hmP-  betragende  Stromgebiet  der 
Donau  wesentlich  erleichtert  und  verbilligt  werden  wird.  ^)  Die  Ver- 
billigung  hängt  aber  auch  davon  ab,  daß  der  Staat,  beziehungsweise 
die  Staaten  sich  entschließen,  die  betreffenden  Investitionen  (auch  die 
am  Eisernen  Tor)  eventuell  ä  fonds  per  du  vorzunehmen  und  auch 
sonst  der  Schiffahrt,  dem  Umschlag,  der  Weiterverfrachtung  per  Bahn 
alle  möglichen  tarifarisch-finanziellen  Konzessionen  ohne  unmittelbare 
Gegen  vorteile  zu  gewähren. 

Auf  viel  größere  technische,  infolgedessen  auch  finanzielle  Schwie- 
rigkeiten, als  die  Donau-Rheinverbindung  dürfte  die  wichtige  Kanali- 
sierung der  March,  ferner  die  projektierte  Donau-Oderverbindung  stoßen 
(während  ein  Donau-Moldau-Elbekanal  bis  zum  Kriegsausbruche  »noch 
niedriger  notierte«).  2)  Es  läßt  sich  auch  nicht  in  Abrede  stellen,  daß 
sich  sowohl  dem  Kanalbau  als  auch  der  Plußregulierung  in  Österreich 
im  allgemeinen  viel  größere  oro-  und  hydrographische  Schwierigkeiten 
entgegenstellen  als  in  Deutschland  und  Ungarn.   Demgegenüber  wird 


des  Wiener  Gemeinderates  vom  16.  April  1916.  Ein  warmer  Befürworter  des  Aus- 
baues mehrerer  großzügiger  Verbindungen  großer  nördlicher  Stromgebiete  (Rhein, 
Oder,  Elbe)  mit  der  Donau,  an  deren  Zukunft  als  Welthandelsstraße  er  glaubt,  ist 
auch  der  Geheimrat  Flamm,  Professor  in  Charlottenburg. 

In  Bayern  wird  der  Plan  der  schiffbaren  Verbindung  Rhein— Donau,  sowie 
der  Ausgestaltung  der  Donaustraße  gerade  jetzt  sehr  lebhaft  betrieben.  Darauf  weisen 
die  Donaustraßenberatungen  in  der  bayrischen  Kammer  hin.  Eine  sehr  rührige 
Tätigkeit  entwickelt  der  Bayrische  Kanalverein  (unter  dem  Protektorate  des  Königs). 
An  der  bayrischen  Donaustreeke  sind  neue  Werften  entstanden  und  es  wird  der  Bau 
größerer  Donauschifife  energisch  betrieben.  Der  Kostenaufwand  für  die  projektierten 
neuen  deutsehen  Wasserstraßen  (Antwerpen  bis  zur  Weichsel  und  Rhein  — Donau 
mit  Seitenkanälen)  wird  auf  \^|^  Milliarden  Mark  berechnet  —  ein  im  Vergleiche 
zu  den  Kriegskosten  sehr  geringer  Betrag!  Angesichts  dessen,  sowie  im  Einklänge 
mit  dem  Bestreben,  sieh  vom  Seewege  soweit  als  möglieh  unabhängig  zu  machen, 
verstummt  auch  die  bisherige  starke  Opposition  gegen  den  weiteren  Ausbau  des 
deutsehen  Kanalnetzes,  welche  hauptsächlich  mit  privatwirtschaftliehen  Einwendungen 
ungenügender  Rentabiliät  operierte.  Es  wird  nach  und  nach  allen  klar,  daß  solche 
Argumente  auf  den  Ausbau  eines  Binnenwasserstraßennetzes  in  Mitteleuropa  unter 
den  gegenwärtigen  Verhältnissen  unanwendbar  sind. 

^)  Dann  werden  die  gegenwärtig  fehlenden  Bückfrachten  für  die  Talfahrten 
gegeben  sein.  S.  Hertz  (a.  a.  0.  S.  708). 

*)  Doch  setzt  sich  der  Wiener  Gemeinderat  in  seiner  zitierten  Eingabe  für  die 
eheste  Durchführung  des  Donau-Oder-  und  des  Donau-Moldau-Kanals  sehr  energisch  ein. 
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vielfach  (namentlich  von  Eathenau  und  Oauer,  ferner  von  Gunesch) 
das  Projekt  neuer  Massengüterbahnen,  welches  zweifellos  auch  eine 
Verbilligung  der  Transportkosten  mit  sich  bringen  würde,  empfohlen. 
Es  fragt  sich  nun,  was  zwecks  Sicherung  der  Ausgleichung  der  Pro- 
duktionsbedingungen mit  dem  Auslande,  vorliegendenfalls  in  erster 
Linie  mit  Deutschland,  auf  Jahrhunderte  hinaus  lohnender  sei:  Soll 
man  einige  hundert  Millionen  oder  auch  eine  Milliarde  in  eine  solche 
passive  Wasserstraße  investieren  und  diese  Ausgabe  aus  allgemeinen 
Staatseinkünften  tilgen,  ohne  daß  nur  daran  gedacht  würde,  durch 
Verteuerung  der  Wasserfrachten  einen  bedeutenden  Teil  der  Tilgung 
aus  dem  Verkehre  selbst  hereinzubringen  (wobei  zu  berücksichtigen  ist, 
daß  die  Betriebskosten  eines  Kanals  unvergleichlich  niedriger  sind  als 
jene  einer  Bahn,  indem  sie  auch  keine  dermaßen  steigende  Tendenz 
aufweisen)?  Oder  soll  man  Bahnen  bauen,  bei  welchen  die  unvergleich- 
Hch  höheren  und  bei  großem  Personalaufwande  ständig  steigenden  Be- 
triebskosten eben  aus  den  Betriebseinnahmen  zu  decken  wären?  i) 

Ein  Teil  der  unmittelbar  nicht  einzubringenden  Kriegskosten  stellt 
im  Falle  eines  Sieges  doch  eine  ähnliehe,  unmittelbar  nicht  rentable,  aus 
allgemeinen  Staatseinkünften  zu  tilgende,  auf  die  zukünftige  Entwicklung 
des  Staates  und  seiner  Volkswirtschaft  hypothezierte  Investition  dar! 

Es  erfordert  ferner  die  so  notwendige  Annäherung  der  an  der 
Ostperipherie  des  Eeiches  gelegenen  Gebiete  an  das  Zentrum  dieVer- 


^)  Auch  Hofrat  Öl  wein  weist  in  der  »Donaunummer«  der  »Wirtsehafts- 
zeitung  der  Zentralmäehte«  darauf  hin,  daß  die  neuen  Massengüterbahnen  (beziehungs- 
weise die  dritten  und  vierten  Geleise)  eine  Ermäßigung  der  Transporttarife  nicht 
bringen  könnten,  da  ihre  Transportkosten  immer  im  Mittel  40  bis  507o  höher  sein 
werden  als  die  des  Kanals.  Vgl.  ferner  den  Artikel  des  Exzellenz  Dr.  Ruß  in  der 
»Neuen  Freien  Presse«  vom  24.  März  1916,  welcher  eine  einigemal  zehn  Millionen 
Kronen  jährlich  betragende  unbedeckte  Belastung  des  Staatsbudgets  für  angemessen 
hält,  um  dafür  billig  verfrachtende  ununterbrochene  Wasserstraßen  von  der  Nord-  und 
Ostsee  bis  auf  den  Balkan  und  die  partielle  Unabhängigkeit  von  dem  normal  billigeren 
Seeweg  in  Ausnahmssituationen  zu  gewinnen.  Ruß  weist  weiter  mit  Recht  darauf 
hin,  daß  von  den  Kanalgegnern  auf  die  Kanäle  viel  strengere  Rentabilitätsgrund- 
sätze angewendet  werden  als  auf  die  Eisenbahnen,  da  z.  B.  die  Alpenbahnen,  die 
zum  Teil  einer  ähnlichen  großzügigen  Durehzugsidee  dienen  wie  die  Kanäle,  noch 
immer  mit  einem  Betriebsdefizit  arbeiten.  Schließlich  zitiert  Ruß  das  Beispiel  der 
Snbventionierung  der  Gotthardbahn  durch  Deutsehland,  die  Schweiz  und  Italien 
mit  119  Millionen  Franken  auf  1796  Millionen  Pranken  Aktien-  und  Obligations- 
kapital. Die  Verzinsung  der  Subventionen  sollte  erst  dann  erfolgen,  wenn  die 
Aktien  7%  erhalten  haben  würden,  wozu  es  nie  kam. 
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bindung  des  Dniestr,  Pruth  und  Bug  mit  der  Weichsel  und  der  Weichsel 
mit  der  Oder  bei  gleichzeitiger  unmittelbarer  Verbindung  dieses  Wasser- 
straßenuetzes  mit  dem  preußisch-schlesischen  (über  die  für  größere 
Schiffe  einzurichtende  Przemsza  und  über  den  zu  vergrößernden 
Klodnitzer  Kanal)  und  mit  dem  erst  einzurichtenden  in  Kongreßpolen,  i) 
Hiebei  sind  nach  bisherigen  amtlichen  Untersuchungen  die  tech- 
nischen Schwierigkeiten  und  Kosten  unvergleichlich  geringer,  als  bei 
dem  Donau-Oderkanal,  geschweige  denn  bei  einer  schifi'baren  Verbin- 
dung zwischen  der  Donau  und  der  Elbe.  Hier  sind  auch  die  Aus- 
sichten der  Entwicklung  eines  starken  und  internationalen  Massen- 
güterverkehres auf  große  Distanzen  zumindest  ebenso  groß  wie  bei 
den  soeben  erwähnten  westlichen  Wasserstraßen.  Da  die  Produktions- 
bedingungen infolge  der  geographischen  Lage  und  der  Frachtsituation 
im  Osten  des  Eeiches  meistenteils  viel  ungünstiger  sind  als  im  Westen 
und  Norden,  wäre  gerade  durch  den  Ausbau  dieses  östlichen  Wasser- 
straßennetzes ein  beträchtlicher  Teil  der  angestrebten  Ausgleichung  der 
allgemein  österreichischen  Produktionsbedingungen  mit  den  deutschen 
auf  dem  Verkehrsgebiete  gewährleistet. 

Mit  vollem  Eechte  schreibt  der  Gemeinderat  der  Stadt  Wien  in 
seiner  Eingabe  vom  16.  April  1916:  »Die  Einwände,  die  von  ver- 
schiedenen Seiten  in  früheren  Jahren  gegenüber  den  natürlichen  wie 
auch  gegenüber  den  künstlichen  Wasserstraßen  erhoben  wurden,  sind 
wohl  durch  den  Weltkrieg  hinfällig  geworden.  Gerade  die  Erfahrungen 
des  Krieges  zeigten,  welchen  hervorragenden  Wert  die  Wasserstraßen 
für  die  Binnenstaaten  haben.« 

In  einem  bemerkenswerten  Artikel  in  der  »Donaunummer«  der 
»Wirtschaftszeitung  der  Zentralmächte«  weist  Hofrat  Prof.  Öl  wein 
darauf  hin,  daß  »der  Mangel  der  billiger  transportierenden  Wasser- 
straßen gegenüber  Deutschland  ein  sehr  maßgebender  Faktor  in  der 
Verschiedenartigkeit  der  Produktionsbedingungen  ist«. 

»Nun  kam  der  gewaltige  Krieg  und  ich  brauche  wohl  nicht  erst 
hervorzuheben,  welchen  Wert  der  Donau- Oder -Weichselkanal  nicht  nur 
für  die  Militärverwaltung,  sondern  auch  für  den  Handel  und  die  In- 
^)  Ein  ausführlielies,  vom  Eeielisratsabgeordneten  Ingenieur  Angermann 
und  Sektionsehef  Herbst  ausgearbeitetes  Programm  des  Ausbaues  des  Wasser- 
straßennetzes in  Kongreßpolen  und  Galizien  (im  Anschlüsse  an  das  westliehe  und 
östliche  Netz)  enthält  ein  in  Krakau,  1916,  in  polnischer  Sprache  vom  Obersten 
polnischen  Nationalkomitee  herausgegebenes  Sammelwerk  »Polen  und  der  mittel- 
europäische Wirtsehafts  verband« . 

V.  Battaglia,  Wirtscliaftliche  Annäherung.  I.  22 
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dustrie  Österreichs  gehabt  hätte.  Während  in  Deutschland  die  Wasser- 
straßen sofort  den  ganzen  Zivilverkehr  aufnehmen  konnten,  hat  die 
Kriegsfahrordnung  bei  uns  jeden  Zivilverkehr  unterbunden,  Handel 
und  Industrie  zum  Stocken  gebracht  usw.« 

Gleichzeitig  weist  Ölwein  aufden  durch  den  Donau-Oder-Weichsel- 
kanal zu  schaffenden,  in  der  seinerzeitigen  mageren  Eentabilitäts- 
berechnung  nicht  berücksichtigten  originären  Verkehr,  welcher 
hauptsächlich  durch  die  Ausbeutung  des  immensen  westgalizischen 
Steinkohlen  reich  tums  und  durch  die  Kohlenverfrachtung  aus  diesem 
Gebiete  nach  dem  Süden  und  nach  dem  Westen  entstehen  wtirde. 
(Dasselbe  Argument  —  die  Kohlenverfrachtung  aus  diesem  Gebiete  nach 
dem  Osten  —  gilt  aber  auch  zugunsten  der  schiffbaren  Verbindung 
Weichsel — Dniestr  und  Bug  sowie  für  die  Ausgestaltung  der  Weichsel 
zu  einer  großen  Schiffahrtsarterie.)  »Die  alte  Nordbahn  hat  stets  ein  Er- 
trägnis von  10  bis  13%  abgeworfen.  Warum  der  Donau-Oderkanal  nach 
einem  zehnjährigen  Betriebe  nur  eine  Eente  von  2'53,  beziehungsweise 
2"197o  abwerfen  soll,  ist  daher  kaufmännisch  wohl  nicht  begründet.« 

Ad  1  und  2.  Was  die  Kostenfrage  anbelangt,  so  muß  festgestellt 
werden,  daß  zu  allen  diesen  Herstellungen  speziell  auf  österreichi- 
schem Gebiete  große  finanzielle  Opfer  erforderlich  sein  werden.  Öster- 
reich ist  ein  ausgesprochenes  Gebirgsland,  in  welchem  14%  der  Ge- 
samtfläche über  1000  w  hoch  liegen.  Die  Terrainschwierigkeiten  bringen 
es  infolgedessen  mit  sich,  daß  die  Eisenbahn-  und  Kanalbauten,  die 
Eisenbahnerhaltung  und  der  Eisenbahnbetrieb  in  Österreich  bedeutend 
teuerer  zu  stehen  kommen  als  in  Deutschland.^) 

Mit  Eücksicht  darauf  sowie  in  Würdigung  der  Tatsache,  daß 
die  österreichischen  und  ungarischen,  den  internationalen  Verkehr  füh- 
renden Eisenbahnen  und  Wasserstraßen  durch  recht  lange  Zeit  mehr 
dem  deutschen  als  dem  österreichisch-ungarischen  Handel  dienen  wer- 
den (insbesondere  nach  Einbeziehung  von  Südosteuropa  und  Nordwest- 
westasien in  den  mitteleuropäischen  Wirtschaftskonzern),  haben  manche 
Pachschriftsteller  (Prof.  Sax  u.  a.)  die  Eventualität  einer  finanziellen 
Beteiligung  des  Deutschen  Eeiches  an  den  österreichisch-ungarischen 
Kanalbauten  in   Betracht  gezogen.    Jedenfalls   würde   eine  finanzielle 


^)  Laut  der  offiziellen  Statistik  pro  1912  betrugen  die  durehsehnittliclien 
Baukosten  eines  Kilometers  Eisenbahn  in  Deutschland  304.000  M.,  in  Österreich 
(k.  k.  Staatsbahnen)  422.000  K.  Allerdings  wird  ein  Teil  dieses  Unterschiedes  dureb 
das  Zollsystem  bewirkt  (Schienen!). 
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Beteiligung  Deutschlands,  ob  nun  aus  diesem  oder  jenem  Grunde, 
die  Eealisierung  der  betreffenden  Projekte  beschleunigen,  und  sollte 
sie  auf  privatwirtschaftlichem  Wege  von  selbst  unter  annehmbaren  Be- 
dingungen nicht  zu  erzielen  sein,  so  müßte  das  Deutsche  Eeich  im 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisvertrage  die  Verpflichtung  übernehmen, 
für  die  finanzielle  Alimentierung  der  Yerkehrsinvestitionen  der  Mon- 
archie (eventuell  im  Wege  einer  gemeinsamen  Aktion  der  deutschen  und 
der  österreichisch-ungarischen  Banken  zusammen  mit  den  betreffenden 
Staatsverwaltungen)  mitzusorgen.  i)  Ebenso  müßte  sich  das  Deutsche 
Eeich  verpflichten,  alle  jene  Herstellungen  auf  deutschem  Boden,  die 
mit  dem  neuen  Verkehrsplane  der  Monarchie  zusammenhängen  würden 
(Bahn-  und  Kanalanschlüsse  sowie  Kanalerweiterungen  —  z.B.  beim 
Klodnitzer  Kanal  —  u.  dgl.)  ehestens  durchzuführen. 

Die  Absicht  Preußens,  Schiffahrtsabgaben  einzuheben,  beziehungs- 
weise ein  Schleppmonopol  de  facto  zu  schaffen,  müßte  fallen  gelassen 
werden.  Dagegen  wäre  gegen  die  Beteiligung  der  Bündnisstaaten  am 
Gewinne  der  etwa  zwischenstaatlich  gruppenweise  zu  syndizierenden 
Schiffahrtsgesellschaften  —  bei  gleichzeitiger  Ausübung  der  Fracht- 
hoheit im  Interesse  der  Verfrachter  —  nichts  einzuwenden. 

Das  Interesse  Deutschlands  an  einer  solchen  Unterstützung  der 
Verkehrsnetzergänzung  in  Österreich- Ungarn  ist  evident;  dasselbe  er- 
gibt sich  nicht  nur  aus  der  allgemeinen,  bereits  so  oft  betonten  Not- 
wendigkeit der  wirtschaftlichen  Stärkung  des  schwächeren  Bundesge- 
nossen, sondern  auch  aus  der  Tatsache,  daß,  wie  bereits  erwähnt, 
Österreich-Ungarn  für  den  Verkehr  Deutschlands  mit  dem  Balkan,  mit 
der  Türkei,  Kleinasien,  Syrien,  Mesopotamien  und  Persien  einerseits, 
mit  Südrußland  (insbesondere  über  das  auszubauende  galizische  Wasser- 
straßennetz) anderseits  in  unvergleichlich  höherem  Grade,  als  bisher, 
das  natürliche  Durchzugsgebiet  abgeben  wird. 

^)  Vgl.  folgende  mir  in  der  letzten  Stunde  zugekommene  beachtenswerte  An- 
regung eines  hervorragenden  österreichischen  Wirtschaftspolitikers :  »Vielleicht  könnte 
man  die  gemeinsamen  Zolleinnahmen,  an  denen  Deutsehland  weit  stärker  beteiligt 
sein  dürfte  als  Österreich-Ungarn,  zum  Teil  für  fortlaufende  Unterstützung  not- 
wendiger, aber  an  und  für  sich  stets  passiv  bleibender  Verkehrseinrichtungen  ver- 
wenden. Man  hätte  hiebei  noch  den  anderen  Vorteil  erzielt,  daß  man  sich  den  Kopf 
darüber  nicht  zu  zerbrechen  brauchte,  nach  welchem  Schlüssel  die  Zolleinnahmen 
zu  verteilen  seien.  In  Deutsehland  ist  derzeit  die  Stimmung  für  große  Binnensehiff- 
fahrtspläne  (Kanäle)  sehr  günstig,  da  der  Krieg  die  hohe  Brauchbarkeit  guter  natür- 
licher und  künstlicher  Binnenwasserstraßen  erwiesen  hat.« 

22* 
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Der  Weltkrieg  hat  neue  Wirtschaftsprobleme  gezeitigt  und  wird 
auch  gewisse  Verkehrswege,  die  durch  die  Umgestaltung  der  Verkehrs- 
technik scheinbar  überholt  waren,  wieder  zur  Geltung  bringen.  Nach- 
dem man  sich  überzeugt  hat,  daß  der  Seeweg  mehr  als  jeder  andere 
gefährdet  oder  zur  Gänze  gesperrt  werden  kann,  kehrt  der  indoeuro- 
päische Völkerverkehr  zu  seinen  uralten  Binnenwegen,  wenigstens  als 
Reserve  wegen,  zurück,  und  da  die  Donaumonarchie  seit  urdenklichen 
Zeiten  ein  Bindeglied  zwischen  Süd  und  Nord,  zwischen  Orient  und 
Okzident  bildete,  eröffnen  sich  für  den  Durchzugsverkehr  über  die 
Monarchie  ungeahnte,  unabsehbare  Entwicklungsmöglichkeiten.  Von 
denselben  wird  naturgemäß  (namentlich  in  ersten  Zeiten)  Deutschland 
den  größten  Nutzen  ziehen ;  es  hat  auch  infolgedessen  an  der  Erhöhung 
der  Gesamtleistungsfähigkeit  des  österreichisch-ungarischen  Ver- 
kehrsnetzes das  denkbar  größte  Interesse.^) 

Ad.  3.  Hier  die  Einzelheiten  einer  Verwaltungsreform  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen  zu  besprechen,  würde  zu  weit  führen,  und  es 
kann  diesfalls  auf  die  gedruckten  Ergebnisse  der  vom  Staatseisenbahn- 
rat vor  einigen  Jahren  durchgeführten  Studien  hingewiesen  werden.  2) 
Allenfalls  lehnen  sich  die  auf  diesem  Gebiete  ausgereiften  Ideen  an 
das  in  Deutschland,  namentlich  in  Preußen  Erreichte  vielfach  an  — 
so  daß  die  in  Vorbereitung  stehende  Reform,  falls  sie  durchgeführt 
wird,  eine  wesentliche  Assimilierung  der  österreichischen  Verhältnisse 
mit  den  deutschen  bringen  dürfte. 

Die  Reform  der  Eisenbahnverwaltung  der  Monarchie  ist  sonst 
mit  der  unumgänglichen  Reform  der  gesamten  öffentlichen  Verwaltung, 
welcher  an  einer  anderen  Stelle  besondere  Zeilen  gewidmet  werden, 
in  eine  Linie  zu  stellen.  Im  großen  und  ganzen  haften  der  österreichi- 
schen Eisenbahnverwaltung  dieselben  Mängel  an,  wie  allen  anderen 
Verwaltungszweigen.  Sie  ergeben  sich  zumeist  aus  denselben  Organi- 
sation sfehlern   und  psychischen  Mängeln.    Das  Losungswort  für  alle 

')  Dernburg  hat  in  einem  in  Wien  im  Dezember  1915  gehaltenen  Vortrage 
die  Ausgestaltung  des  mitteleuropäischen  Kanalnetzes  zwecks  Unabhängigkeit  vom 
Seeweg,  trotzdem  dessen  Vorzüge  nicht  zu  erreichen  sein  werden,  als  eines  der 
>interessantesten  Gemeinsehaftsprobleme«  anerkannt. 

Ebenso  haben  König  Ludwig  von  Bayern  und  Minister  v.  Soden  auf 
der  Hauptversammlung  des  Bayerischen  Kanalvereines  in  Fürth  am  6.  Februar  1915 
den  Ausbau  des  Wasserstraßennetzes  als  eine  wichtige  Aufgabe  der  gemeinsamen 
Wirtschaftspolitik  der  Zentralreiehe  gekennzeichnet. 

^)  An  den  betreffenden  Arbeiten  nahm  damals  auch  der  Verfasser  teil. 
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Verwaltungsgebiete  ist  dasselbe:  Beschleunigung,  Vereinfachung,  Ver- 
billigung.  Die  Verbilligung  des  Betriebes  tritt  bei  der  Eeforra  der  Eisen- 
bahnverwaltung um  so  mehr  in  den  Vordergrund,  als  sie  zum  Teil  für 
den  durch  die  eventuelle  Ermäßigung,  beziehungsweise  Nichterhöhung 
der  Tarife  zu  bewirkenden  Einnahmenausfall  wird  aufkommen  müssen.^) 
Ad  4.  Es  unterliegt  jedoch  keinem  Zweifel,  daß  durch  eine  Eeihe 
von  Jahren  selbst  bei  weitgehendst  zulässiger  Herabsetzung  des  Betriebs- 
koeffizienten der  letztere  Ausfall  kaum  wird  wettgemacht  werden  können. 
Die  Zuschüsse  aus  den  Steuergeldern  zur  Verzinsung  des  Bahnanlagekapi- 
tals werden  beträchtlich  erhöht  werden  müssen  —  um  so  mehr,  als  in  den 
ersten  Jahren  auch  die  Verzinsung  und  Amortisation  großer  neuer  Investi- 
tionen durch  die  Steigerung  der  Betriebseinnahmen  nicht  aufgewogen 
werden  könnte.  Da  heißt  es  aber  Zukunftspolitik  machen !  Mit  der  Zeit  — 
so  ist  es  nach  allen  ausländischen  Erfahrungen  anzunehmen  —  wird 
durch  die  gesteigerte  Verkehrsdichte  (bei  der  zu  erwartenden  außerge- 
wöhnlichen Belebung  desWirtschaftstempos  und  bei  entsprechender  Pflege 
des  Durchzugsverkehres  zwischen  Nord  und  Süd)  ein  finanzielles  Erblühen 
des  österreichisch-ungarischen  Eisenbahnwesens  gerade  durch  die  kost- 
spieligen, aber  fruchtbringenden  Investitionen,  sowie  durch  die  even- 
tuellen ebenfalls  fruchtbringenden  Tarifermäßigungen  bewirkt  werden.  2) 

1)  Neueste  Literatur:  Czedik,  Preili.  v.,  »Der  Weg  von  und  zu  den  österreiehi- 
sehen  Staatsbahnen  1824  bis  1854/58  und  1882  bis  1910«, Tesehen,  Wien,  Leipzig  1913; 
Burger,  »Die  Gebarung  der  österreichischen  Staatsbahnen  und  anderer  Bahn  Verwal- 
tungen«, Wien  1914;  Günther,  »Die  Gebarung  der  österreichischen  Staatsbahnen«, 
Wien  1914;  Protokolle  des  Staatseisenbahnrates  nebst  Beilagen,  1905  bis  1913. 

Nach  Günther  (a.  a.  0.)  sind  die  möglichen  Ersparnisse  der  Staatsbahnen 
beim  Personalaufwande  auf  80  Millionen  Kronen  zu  sehätzen  und  es  dürfte  eine 
vier-  bis  fünfjährige  Sperrung  weiterer  Anstellungen  genügen,  um  auf  eine  den 
preußischen  Verhältnissen  entsprechende  Beamtenzahl  herunterzukommen. 

2)  Auch  Ballod  (inHerkners  Sammelwerk,  1.  Teil,  S.  270)  ist  im  Gegen- 
sätze zu  Meisel  und  Spiet  hoff  (»Österreichs  Finanzen  und  der  Krieg«,  München- 
Leipzig  1915)  der  Ansieht,  daß  eine  starke  Herabsetzung  der  Frachten  Österreich 
not  tut,  die  den  Verkehr,  die  Industrie  so  sehr  beleben  würde,  daß  alsbald  die  Eisen- 
bahnen die  Gewinner  wären.  Mit  Recht  weist  er  unter  einem  auf  die  Notwendig- 
keit der  Beseitigung  des  Freikarten-,  beziehungsweise  Halbfreikartenunfuges  hin, 
wodurch  eine  in  viele  Millionen  Kronen  jährlich  gehende  Besserung  des  Einnahmen- 
etats erzielt  würde.  Es  ist  tatsächlich  eine  volkswirtschaftliehe  Ungeheuerlichkeit, 
daß  bei  einem  passiven  oder  zumindest  nicht  sehr  stark  aktiven  Staatsbahnbetriebe  nicht 
jedes  Ressort  der  Staatsverwaltung  für  die  Reisekosten  seiner  Organe  sorgt,  sondern 
dieselben  ganz  oder  zum  Teil  dem  Staatsbahnbudget  aufhalst,  wodurch  die  Ergeb- 
nisse des  letzteren  geschmälert  und  verschleiert  werden. 
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Nun  ist  die  Frage  der  Höhe  der  zukünftigen  Eisenbahntarife 
(ebenso  wie  jene  der  Zölle  und  der  Steuern)  nur  relativ  zu  be- 
handeln. Die  absolute  Höhe  wird  sich  wohl  nach  dem  allgemeinen 
Preis-  und  Lohnniveau  richten  müssen  —  unbeschadet  des  Zweckes 
der  Ausgleichung  der  Produktions-  und  Konsumbedin- 
gungen mit  jenen  Deutschlands,  sowie  überhaupt  der  mög- 
lichst weitgehenden  Anpassung  an  die  volkswirtschaftlichen 
Bedürfnisse.  So  werden  die  letzteren  Zwecke  unter  den  neuen  Ver- 
hältnissen, bei  allgemeiner  Teuerung,  gegebenenfalls  auch  durch  bloße 
Nichterhöhung  oder  gar  durch  eine  mäßige  Grenze  der  Erhöhung 
erreicht  werden  können,  ohne  eine  Ermäßigung  unter  das  gegen- 
wärtige Niveau  nötig  zu  machen.  Im  Hinblicke  auf  die  vorauszu- 
sehenden großen  Schwankungen  in  den  Preis-  und  Lohnniveaus  wäre 
für  die  leichte  Anpassung  der  Tarife  an  diese  Schwankungen  Vor- 
sorge zu  treffen. 

Ebenso  relativ  ist  der  oben  erwähnte  Ausfall  an  Einnahmen 
infolge  der  volkswirtschaftlichen  Tarifreform  zu  behandeln.  Es  handelt 
sich  da  nicht  um  einen  Eückgang  der  Einnahmen  im  Vergleiche  zu 
den  vor  dem  Kriegsausbruche  erzielten,  sondern  um  das  Verhältnis 
der  zukünftigen  Einnahmen  zu  den  zukünftigen  Ausgaben,  deren 
Niveau  im  Einklänge  mit  dem  allgemeinen  Stande  der  Preise  und 
Löhne  ebenfalls  ein  höheres  sein  dürfte. 

Ad  5.  Nun  gehen  wir  zum  letzten  Programmpunkte  über,  zur 
Schaffung  nicht  nur  einer  einheitlichen  Verkehrspolitik,  sondern  auch 
einer  förmlichen  Verkehrsgemeinschaft  in  konsequenter  Durchführung 
der  Zwecke  und  Grundideen  des  Wirtschaftsbündnisses. 

Es  ist  geradezu  erstaunlich,  wie  seicht  dieses  äußerst  wichtige 
Thema  in  der  Literatur,  die  die  Bestrebungen  zur  Vereinheitlichung  des 
Wirtschaftslebens  Mitteleuropas  gezeitigt  haben,  bis  jetzt  behandelt  wurde. 

Selbst  Gelehrte  vom  Eange  eines  v.  der  Lejen^)  gehen  einer 
konkreten  Antragstellung   aus   dem  Wege   und   wollen  die  Eegelung 

^)  Prof.  V.  der  Leyen  (»Die  Verkehrsbeziehungen  zwischen  dem  Deutschen 
Reich,  Österreich  und  Ungarn«  in  Herkners  Sammelwerk,  II.  Teil)  meint,  daß  die 
Bedenken  gegen  den  Abschluß  von  Eisenbahntarifverträgen  so  schwerwiegende 
sind,  daß  jeder  Versuch,  eine  solche  Vereinbarung  auch  unter  der  Herrschaft  der 
engsten  Handelsbeziehungen  zu  treffen,  als  aussichtslos  scheitern  muß. 

Unter  Hinweis  darauf,  daß  vorerst  alle  noch  vorhandenen  Gegensätze  zwi- 
schen den  österreichischen  und  den  ungarischen  Eisenbahnen  ausgeglichen  werden 
müssen,  meint  Prof.  v.  der  Leyen  folgendes: 
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der  Verkehrs-  und  Tarifangelegenheiten  der  Einsicht  und  dem  guten 
Willen  der  Bahnverwaltungen  der  Vertragsstaaten  überlassen. 

Einer  der  wenigen  Männer,  die  unseres  Wissens  die  Einsicht 
und  den  Mut  hatten,  das  Problem  in  der  Öffentlichkeit  richtig  anzu- 
packen, ist  der  ungarische  Wirtschaftspolitiker  Szterenyi,  welcher  sich 
in  seinem  in  der  Zeitschrift  »Nord  und  Süd«  (Jubiläumsheft  1915) 
veröffentlichten  Aufsatze  hierüber,  wie  folgt,  äußert: 

»Auch  sehe  ich  keine  unüberbrückbare  Schwierigkeit  in  der 
Schaffung  eines  einheitlichen  Prachtrechtes  und  einheitlicher 
Frachtentarife,  und  dies  um  so  weniger,  als  die  österreichischen 
und  ungarischen  Staatsbahnen  auch  auf  dem  Ertragwirtschaftssysteme 
beruhen,  wie  fast  ausnahmslos  alle  deutschen  Eisenbahnen.  Diese  Ein- 
heithchkeit  muß  aber  geschaffen  werden.« 

Szterenyi  ist  ohneweiters  zuzustimmen,  weil  doch  auf  den 
ersten  Blick  (ohne  weitere  Begründung)  eine  der  Hauptbedingungen 
eines  innigen  und  dauernden  Wirtschafts  Verbandes  ein  zielbewußtes 
Zusammenwirken  der  Verkehrs-  und  Handelspolitik  bildet.^) 

Verkehrs-  und  Handelspolitik  befinden  sich  aber  seit  jeher  in 
dauerndem  Widerstreit.  Die  VerkehrspoHtik  war  fast  immer  frei- 
händlerisch, während  die  Handelspolitik  sich  immer  mehr  dem  Schutz- 

» Ginge  man  auch  auf  allen  Seiten  mit  dem  besten  Willen  an  die  Beseiti- 
gung dieser  Schwierigkeiten  heran,  so  würde  es  doch  viele  Jahre  dauern,  bis  sich 
das  Deutsche  Reich  und  Österreich-Ungarn  zum  Abschluß  von  Eisenbahntarifver- 
trägen ebenbürtig  gegenübertreten  könnten.  Und  es  wird  doch  von  allen  Seiten 
gewünscht,  daß  die  neu  abzuschließenden  Handelsverträge  mögliehst  sofort  nach 
dem  Friedensschluß  in  Angriff  genommen  und  mit  allem  Nachdruck  gefördert  und 
zu  Ende  geführt  werden;  es  gilt,  den  vielleicht  niemals  wiederkehrenden  günstigen 
Augenblick  nicht  zu  verpassen.« 

Prof.  V.  derLeyen  sucht  die  Lösung  im  Zusammenarbeiten  der  Eisenbahnen 
der  Vertragsstaaten,  und  zwar  in  den  Formen  der  deutschen  Generalkonferenz  unter 
eventueller  Mitwirkung  eines  deutsch-österreichisch-ungarischen  Eisenbahnrates  und 
gibt  sich  der  Hoffnung  hin,  daß  »schon  das  regelmäßige  Zusammenarbeiten  der 
Eisenbahnen  untereinander  und  mit  den  Vertretern  der  wirtschaftlichen  Interessen, 
allseitigen  guten  Willen  vorausgesetzt,  das  Verständnis  der  einschlägigen 
Fragen  erleichtern  und  Gegensätze  mildern  und  ausgleichen  wird«. 

1)  Die  Novemberbeschlüsse  der  mitteleuropäischen  Wirtsehaftsvereine  sprechen 
von  der  »Verbesserung  und  vom  Ausbau«  des  wechselseitigen  Verkehrssystems  im 
weitesten  Sinne  des  Wortes.  Auch  Eulenburg  (in  Herkners  Sammehverk,  II. Teil, 
S.  13)  legt  großes  Gewicht  auf  die  gleichmäßige  Behandlung  der  Tarifpolitik  und 
Gleichstellung  der  Güterklassifikation,  indem  er  zugibt,  daß  das  Tarifmoment  bisher 
keineswegs  im  Sinne  der  Förderung  des  beiderseitigen  Austausches  gehandhabt  wurde. 
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Zollsysteme  zuwandte.  Dieselben  verantwortlichen  Faktoren,  die  mit 
der  größten  Energie  und  dem  größten  Aufwände  an  Kapital  und 
Arbeit  bestrebt  waren,  internationale  Verkehrswege  zu  schaffen,  waren 
oft  gleichzeitig  darauf  bedacht,  diese  Wege  für  denselben  internatio- 
nalen Verkehr  durch  Zollschranken  zu  sperren.  Die  Tarifpolitik  der 
Eisenbahnen  war  vielfach  weit  davon  entfernt,  mit  der  Zollpolitik 
Hand  in  Hand  zu  gehen.  Denn  die  den  internationalen  Verkehr  för- 
dernden Eisenbahnen  stehen  zwar  theoretisch  im  Dienst  der  Handels- 
politik; dagegen  befindet  sich  die  künstliche  Verschiebung  der  geo- 
graphisch gegebenen  oder  durch  das  Zollsystem  bedingten  Produktions- 
verhältnisse, die  mittels  Anwendung  von  Differentialtarifen  herbeigeführt 
wird,  mit  den  Grundsätzen  der  jeweiligen  Handelspolitik  keineswegs 
völlig  im  Einklänge.  Diesem  Widerspruche  konnte  bis  jetzt  kein 
Handelspolitiker,  selbst  nicht  Bismarck  (siehe  sein  Einschreiten  beim 
Bundesrate  vom  15.  Dezember  1878),  mit  Erfolg  entgegentreten. 

Eine  einheitliche  Regelung  dieser  Fragen  wird  im  Schöße  des 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  auch  deshalb  sehr  schwierig  sein, 
weil  zwischen  den  Verkehrsmitteln  beider  Staatengruppen,  sowohl  in 
qualitativer  als  auch  in  quantitativer  Hinsicht,  wie  wir  gesehen  haben, 
namhafte  Unterschiede  bestehen,  und  weil  weiters  zwischen  den  beiden 
Staaten  der  Doppelmonarchie  auf  dem  Gebiete  der  Verkehrsfragen  seit 
jeher  eine  große  Zerfahrenheit  herrschte. 

So  schwierig  aber  auch  die  Lösung  dieser  Aufgabe  sein  sollte, 
muß  hiefür  doch  ein  Rezept  gefunden  werden,  wenn  das  Zoll-  und 
Wirtschaftsbündnis  den  gehegten  Erwartungen  entsprechen  und  ins- 
besondere wenn  die  Ausgleichung  der  Produktionsbedingungen  und 
Absatzmöglichkeiten  erzielt  werden  soll. 

In  der  durch  den  Kriegsausbruch  abgeschlossenen  Vergangen- 
heit gesellten  sich  (im  Verkehrsverhältnisse  zwischen  Deutschland  und 
Österreich-Ungarn)  zu  großen  Unterschieden  verkehrstechnischer  Natur 
noch  gewaltige  Gegensätze  in  der  Handhabung  der  Tarifpolitik. 

Will  man  diese  Verhältnisse  verbessern,  so  muß  man  auch  den 
Mut  haben,  begangene  Fehler  offen  zu  bekennen.  Dann  müssen  aber 
alle  drei  Reiche,  beziehungsweise  Staaten  eingestehen,  daß  ihre  Eisen- 
bahnverwaltungen seit  Jahrzehnten  bestrebt  waren,  die  in  den  Handels- 
verträgen, beziehungsweise  im  österreichisch-ungarischen  Ausgleiche 
vorgesehenen  Bestimmungen  so  auszulegen  und  ihre  Tarife  derart  ein- 
zurichten, um  dem  anderen  Kontrahenten  möglichst   wenig   von   den 
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Vorteilen  zukommen  zu  lassen,  die  er  sieh  aus  dem  Vertrage  zu  ziehen 
versprach ! 

Zwecli  dieser  Zeilen  ist  jedoch  nicht,  etwa  Eekriminationen 
hervorzurufen,  sondern  bestehende  Verhältnisse  ruhig  und  leiden- 
schaftslos zu  schildern.  Wir  wollen  darum  nur  ein  Beispiel  anführen 
und  auf  die  langjährigen  vergeblichen  Verwendungen  der  österreichi- 
schen Staatsbahnverwaltung  bei  den  deutschen  Bahnen  um  Einrech- 
nung  des  den  Eussen  für  ihre  Petroleumtransporte  längst  gewährten 
Spezialtarifes  III  in  die  für  österreichische  Provenienzen  erstellten 
Tariftaxen  hinweisen.  Der  österreichische  Anspruch  gründete  sich  auf 
die  Bestimmungen  des  Schlußprotokolles  zu  Artikel  15  des  Handels- 
vertrages, welche  lauteten :  »Die  vertragschheßenden  Teile  sind  darüber 
einig,  daß  die  Frachttarife  und  alle  Frachtermäßigungen  oder  sonstigen 
Begünstigungen,  welche,  sei  es  durch  die  Tarife,  sei  es  durch  be- 
sondere Anordnungen  oder  Vereinbarungen,  für  Erzeugnisse  der  eigenen 
Landesgebiete  gewährt  werden,  soweit  es  sich  nicht  um  Transporte 
zu  milden  oder  öffentlichen  Zwecken  handelt,  den  gleichartigen,  aus 
dem  Gebiete  des  einen  Teiles  in  das  Gebiet  des  anderen  Teiles  über- 
gehenden oder  das  letztere  transitierenden  Transporten  bei  der  Be- 
förderung auf  derselben  Bahnstrecke  und  in  derselben  Verkehrsrich- 
tung  in  gleichem  Umfange  zu  bewilligen  sind.  Demgemäß  sind  ins- 
besondere die  auf  der  Beförderungsstrecke  bei  gebrochener  Abfertigung 
auf  Grund  der  Lokal-,  beziehungsweise  Verbandstarife  sieh  ergebenden 
Prachtsätze  auf  Verlangen  des  anderen  Teiles  auch  in  die  direkten 
Tarife  einzurechnen.« 

Die  deutschen  Bahnen  lehnten  aber  die  obige  Forderung  mit 
der  Begründung  ab,  daß  der  Fall  dem  Wortlaute  der  bezogenen 
Vertragsbestimmung  nicht  entspreche,  weil  es  sich  nicht  genau  um 
eine  und  dieselbe  Verkehrsstrecke  handle.  (Übergangsstation  für  die 
russischen  Transporte  war  nämlich  Sosnowiec,  für  die  österreichischen 
dagegen  Myslowitz.) 

So  wurde  der  Bundesgenosse  bahntarifarisch  gegenüber  einem 
Staate  benachteiligt,  welcher  schon  damals  seine  strategischen  Bahnen 
und  seine  Festungen  gegen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  für 
französische  Milliarden  baute. 

Eine  weitere  Umschau  auf  dem  Gebiete  der  beiderseitigen  Tarife 
führt  auf  ein  ganzes  Heer  von  Eichtun gstarifen,  welche  bestimmt  sind, 
lediglich   der  Warenerzeugung   des   eigenen   Landes   zu   dienen   und 
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welche  dem  Warenverkehre  des  anderen  Staates  in  der  Praxis  nicht 
dienen  können. 

Auch  der  vom  Prof.  A.  v.  der  Leyen  (a.  a.  0.)  als  Muster 
oder  vielmehr  als  ein  Beweis  der  MögUchkeit  eines  engen  Zusammen- 
wirkens Deutschlands  und  der  Monarchie  auf  verkehrspolitischem  Ge- 
biete angeführte  Zusammenschluß  der  deutschen  Bahnen  vom  Jahre 
1909  war  doch,  wenigstens  zum  Teil,  nichts  anderes,  als  ein  strategi- 
scher Aufmarsch  gegen  die  österreichischen  Eisenbahnen  zum  Zwecke 
der  Abwehr  von  Verkehrs-  und  tariftechnischen  Nachteilen,  die  infolge 
der  großen  Eisenbahnverstaatlichung  in  Österreich  deutscherseits  be- 
fürchtet wurden. 

In  Fachkreisen  dürfte  die  Erinnerung  an  den  deutsch-öster- 
reichischen Tarif  kämpf  (1912),  der  der  Neuregelung  des  Verkehres 
zwischen  Österreich- Ungarn  und  der  Schweiz  sowie  Frankreich  voran- 
ging, noch  nicht  entschwunden  sein  —  an  einen  Tarifkampf,  der  nicht 
nur  den  beteiligten  Bahnverwaltungen  wesentliche  Nachteile  brachte, 
sondern  auch  die  an  dem  schweizerischen  und  französischen  Exporte 
beteihgte  reichsdeutsche  Industrie  schwer  schädigte. 

Aber  genug  der  Beispiele.  Es  war  einmal  .  .  . 

Dazwischen  liegt  ja  der  große  Krieg  und  als  ein  vorläufiges 
Aktivergebnis  die  allseitige  Erkenntnis,  »daß  politische  Freundschaft 
neben  wirtschaftlicher  Gegnerschaft  nicht  bestehen  könnet. 

Der  große  Eufer  zur  Vereinigung,  der  Verfasser  von  »Mittel- 
europa«, Friedrich  Naumann,  sagt:  »Wie  Bismarck  das  Deutsche 
Reich  im  Kriege  von  1870  herstellte  und  nicht  nach  dem  Kriege, 
so  müßten  im  Kriege,  im  Fließen  des  Blutes  und  im  Wogen  der 
Völker,  von  unseren  Staatsleitern  die  Grundlagen  der  neuen  Gestaltung 
gelegt  werden.« 

So  die  Theorie,  anders  aber  leider  die  Praxis. 

Nachdem  die  verbündeten  Heere  den  Feind  aus  Eussisch-Polen 
vertrieben  haben,  wurde  zwischen  den  beiden  Eeichen  das  Überein- 
kommen de  dato  Berlin  19.  April  1915  geschlossen,  mittels  welchem  die 
Zollangelegenheiten  im  okkupierten  Gebiete  provisorisch  geregelt  wurden. 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  dieses  Übereinkommens   lauten: 

»§  1.  Die  beiderseitigen  Verwaltungen  in  Russisch-Polen  links  der 
Weichsel  bilden  ein  gemeinschaftliches  Zollgebiet. 

§  3.  Die  Zolleinnahmen  werden  zwischen  die  beiden  Teile  je  zur 
Hälfte  geteilt. 
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§  6.  Die  aus  einem  Verwaltungsgebiet  in  das  andere  übergehenden 
Waren  unterliegen  keiner  weiteren  Verzollung  oder  innerer  Besteuerung. 

§  8.  Beide  Teile  sind  einverstanden,  daß  die  Verbrauchsabgaben 
und  die  etwaigen  Monopole  in  den  beiderseitigen  Verwaltungsgebieten 
möghchst  tibereinstimmen  sollen.« 

Es  wurden  somit  alle  Vorkehrungen  zu  einer  wirkliehen  Einheit- 
lichkeit und  gleichmäßigen  Behandlung  der  verbündeten  Reiche  in  den 
besetzten  Gebieten  getroffen.  Eisenbahnfragen  wurden  jedoch  in  dem  Über- 
einkommen gar  nicht  berührt.  Was  war  die  Folge  dieser  Unterlassung? 

Ein  Teil  des  der  österreichisch-ungarischen  Verwaltung  unter- 
stellten Gebietes  wird  durch  die  unter  deutscher  Verwaltung  stehende 
Warschau-Wiener  Eisenbahn  bedient. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1915  hat  die  kaiserlich  deutsche 
Linienkommandantur  in  Lodz  einen  neuen  Tarif  für  den  Privatgüter- 
und Privattierverkehr  herausgegeben,  aus  welchem  wir  die  nach- 
stehenden Beispiele  anführen: 

Zwischen  der  Gouvernementstadt  Piotrkow  (Petrikau),  welche  auf 
dem  österreichisch-ungarischen  Okkupationsgebiet  gelegen  ist,  und  dem 
oberschlesischen  Industriegebiete  führt  der  nächste  Weg  über  Kattowitz 
—  zwischen  Piotrkow  (Petrikau)  und  Österreich-Ungarn  über  Zomb- 
kowice,  eine  18  km  näher  Piotrkow  (Petrikau)  gelegene  Mittelstation 
der  Strecke  Kattowitz — Piotrkow  (Petrikau). 

Nun  kostet  nach  dem  vorerwähnten  Tarife  die  Fracht  für 
ZementdeutscherHerkunft  vonKattowitz  nachPiotrk6w(Petri- 
kau)  TOM.  für  10.000%,  dagegen  für  Zement  österreichisch- 
ungarischerHerkunft  (Szczakowa)  vonZombkowicenachPiotr- 
kow  (Petrikau)  trotz  der  kürzeren  Strecke  101  M.  für  10.000  hg\ 

Für  Eisenerze  von  Piotrkow  (Petrikau)  nach  Kattowitz, 
für  einen  deutschen  Hochofen  bestimmt,  beträgt  die  Fracht 
M.  31*20  und  von  Piotrkow  (Petrikau)  nach  Zombkowice 
(wieder  für  die  kürzere  Strecke)  für  einen  österreichischen 
Hochofen  (z.B.  Witkowitz)  101  M.  für  10.000%! 

Die  gleiche  gründliche  Scheidung  in  der  Tarifierung  wurde  bei 
allen  sonstigen  Artikeln  zwischen  der  deutschen  und  österreichisch- 
ungarischen Provenienz,  beziehungsweise  Destination  durchgeführt  und 
auf  diese  Weise  zustande  gebracht,  daß  der  okkupierende  Staat  im 
Verkehre  mit  seinem  Okkupationsgebiete  viel  ungünstiger  gestellt  ist 
als  der  andere  Bundesstaat,  welcher  bloß  die  Bahnverbindung  in  seinem 
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Besitze  behalten  hat.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  hiedurch,  wenn  auch 
nicht  dem  Wortlaute,  so  doch  dem  Geiste  des  Berliner  Überein- 
kommens entgegengearbeitet  wird. 

Es  haben  uns  somit  sowohl  die  Erfahrungen  vergangener 
Perioden,  als  auch  Vorkommnisse  der  letzten  Zeit  gelehrt,  daß  es  un- 
bedingt notwendig  sein  wird,  für  die  Behandlung  von  Verkehrs-  und 
Tarif  fragen  einen  Weg  zu  suchen,  der  es  entschieden  ausschließt, 
daß  Politik,  Zollpolitik  und  Eisenbahnwesen  im  Schöße  eines  Bünd- 
nisses sich  in  entgegengesetzten  Eichtungen  entwickeln. 

Da  die  Verkehrsannäherimg,  womöglich  die  Vereinheitlichung 
des  gesamten  Verkehrswesens  einschließlich  der  Tarife  eine  äußerst 
wichtige  Vorbedingung  für  den  gedeihlichen  Bestand  eines  Wirtsehafts- 
bündnisses  bildet,  müßte  die  bezügliche  Aktion  sofort  eingeleitet  und 
nicht,  wie  von  mancher  Seite  angeregt  wird,  einem  späteren  Zeit- 
punkte und  dem  guten  Willen  der  Eisenbahnverwaltungen  überlassen 
werden.  Nein.  Die  Vereinheitlichung  des  gesaraten  Verkehrswesens  muß 
a  tempo  und  Hand  in  Hand  mit  der  Vereinheithchung  der  Handels- 
und Zollpolitik  durchgeführt  werden. 

Eine  volle  Übereinstimmung  der  Vertragsstaaten  in  allen  Fragen 
der  Verkehrspolitik,  eine  innige  Verkehrsgemeinschaft  muß  bereits  be- 
stehen, bevor  an  die  Ergänzung  des  Eisenbahn-  und  Wasserstraßennetzes 
hüben  und  drüben  geschritten  wird,  da  einmal  selbständig  in  Angrifl 
genommene  Bauten  nicht  mehr  rückgängig  gemacht  werden  könnten. 

Zur  Pflege  und  Eegelung  aller  gemeinsamer  Verkehrsangelegen- 
neiten  wäre  eine  Zentralstelle  zu  errichten,  welcher  —  in  allgemeinen 
Zügen  entworfen  —  nachstehende  Agenden  zuzuweisen  wären  :^) 

1.  Entwerfung,  Prüfung  und  Genehmigung  neuer  Projekte  für 
die  Vermehrung,  Erweiterung  und  Ausrüstung  von  Eisenbahnen  und 
Schiffahrtstraßen. 

Darunter  würden  selbstverständlich  nur  jene  Projekte  fallen, 
welche  einen  unmittelbaren  oder  überhaupt  beträchthchen  Einfluß  auf 
die  gegenseitigen  Verkenrsbeziehungen  der  Vertragsreiche  oder  auf  die 
Beziehungen  der  letzteren  mit  dem  Auslande  ausüben  könnten. 

2.  Peststellung  von  Normalien  in  bau-  und  verkehrstechnischer 
Beziehung.  (Eine  Ausdehnung,  Vertiefung  und  gesetzUche  Festlegung 
jener  Tätigkeit,    welche   bisher   im   Eahraen   des  Vereines    deutscher 

^)  Auch  Exner  trat  für  die  Errichtung  eines  »gemeinsamen  Eisenbahn- 
verkehrsrates« in  seiner  Münehener  Vorlesung  vom  März  1916  ein. 
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Eisenbahnverwaltungen  von  Technikerversammlungen  und  Techniker- 
ausschüssen besorgt  wird.  Somit  Festsetzung  einheitlicher  Vorschriften 
und  Typen  für  den  Bau  und  für  die  Ausrüstung  nicht  nur  der  Eisen- 
bahnen, sondern  auch  der  gesamten  Schiffahrt,  sowie  die  Einführung 
eines  einheitlichen  Signalwesens  und  einheitlicher  Sicherheitsvorschriften 
für  den  Verkehr  auf  den  Eisenbahnen  und  Wasserstraßen.) 

3.  Peststellung  der  Grundsätze  für  die  Benützung  des  Eisenbahn- 
und  des  Schiffsparkes,  sowie  Errichtung  einer  gemeinsamen  obersten 
Dirigierungsstelle.  Als  oberster  Grundsatz  wäre  die  Fahrparkgeraein- 
schaft  aufzustellen. 

4.  Festsetzung  einheitlicher  gesetzlicher  Vorschriften  über  die 
Eechte  und  Pflichten  der  Eisenbahn-  und  Schiffahrtunternehmungen 
bei  der  Beförderung  von  Personen,  Gepäck  und  Gütern. 

Bezüglich  des  Fraehtrechtes  auf  den  Eisenbahnen  sei  nur  neben- 
bei bemerkt,  daß  die  Unterschiede  zwischen  der  deutschen  Verkehrs- 
ordnung und  dem  österreichischen  und  ungarischen  Betriebsreglement 
nur  gering  sind  und  daß  die  Ausdehnung  der  Gültigkeit  der  deutschen 
Verkehrsordnung  auf  Österreich-Ungarn  die  Eechtslage  der  Verfrachter 
zumeist  nur  verbessern  würde,  i) 

5.  Erstellung  von  grundlegenden  Normen  für  die  Fahrpläne  im 
gegenseitigen  und  im  internationalen  Verkehre.  Einheithches  Vorgehen, 
betreffend  Hebung  des  Fremdenverkehres  in  den  Vertragsstaaten.  (Es 
sind  dies  Agenden,  welche  bisher  von  der  mitteleuropäischen  Fahrplan- 
konferenz, von  besonderen  Departements  der  Eisenbahnzentralstellen 
und  subventionierten  Fremdenverkehrsvereinen  besorgt  wurden.) 

6.  Gemeinsame  Abrechnungs-  und  Saldierungsstelle.  (Ziffern-  und 
valutamäßige  Ausgleichung   aller  Schulden  und  Forderungen,   welche 


^)  Die  gegenwärtige  Übereinstimmung  der  einschlägigen  Vorschriften  in  den 
Mittelreiehen  beruht,  soweit  Güterbeförderung  in  Betracht  kommt,  auf  der  Über- 
nahme der  grundlegenden  Bestimmungen  des  »Internationalen  Übereinkommens« 
in  die  Rechtsordnungen  für  den  inneren  Verkehr,  Von  der  Leyen  (a.  a.  0.)  be- 
gnügt sich  damit,  den  Weiterausbau  des  »Internationalen  Übereinkommens«  zu  emp- 
fehlen. In  der  »Wirtsehaftszeitung  der  Zentralmächte«  vom  3.  März  1916  tritt  Ober- 
inspektor Dr.  Schwab  dafür  ein,  daß  die  Mittelmächte  —  unbeschadet  der  Weiter- 
geltung des  »Internationalen  Übereinkommens«  im  Verhältnisse  zum  Auslande  — 
untereinander  eine  besondere,  ihren  besonderen  Interessen  und  Gesichtspunkten  mehr 
entsprechende  Vereinbarung  treffen.  Dasselbe  gilt  natürlich  auch  für  den  Personen- 
und  Gepäcksverkehr,  hinsichtlieh  welcher  die  Vertragsfreiheit  der  Mittelreiche  unter- 
einander durch  internationales  Recht  dermalen  nicht  behindert  ist. 
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aus  den  gemeinschaftlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  der  beteiligten 
Bahnverwaltungen  entstehen.) 

7.  Gemeinsame  Tarifangelegenheiten. 

Um  diese  letztere  Materie  zu  erschöpfen,  müßte  man  förmlich 
ganze  Bände  schreiben.  Da  dies  den  Eahmen  dieser  Ausführungen 
weit  überschreiten  würde,  müssen  wir  uns  auf  die  Anführung  von 
Grundprinzipien  beschränken. 

So  müßte  einheitlich  geregelt  und  im  Voraus  festgelegt  werden  : 

a)  das  gegenseitige  Verkehrs-  und  Tarifverhältnis  zwischen  den 
Eisenbahnen  und  Wasserstraßen  einerseits,  ferner  zwischen  diesen  Ver- 
kehrsanstalten des  einen  Staates  und  jenen  der  anderen  Vertragsstaaten 
anderseits  —  unter  Ausschluß  jeglicher  Konkurrenz,  dafür  aber  unter 
Schaffung  einer  rationellen  Verkehrsteilung; 

h)  eine  einheitliche  Güterklassifikation  auf  allen  normalspurigen 
Bahnen  des  Bündnisgebietes; 

c)  ein  einheitliches  Bareme  für  den  Personen-  und  Gütertarif  auf 
diesen  Bahnen,  mindestens  aber  für  den  Verkehr  der  Bündnisstaaten 
untereinander  1); 


^)  Viel  schwieriger  und  jedenfalls  auch  viel  später  als  die  »formelle  Tarif- 
einheit« (d.  i.  eine  gemeinsame  Güterklassifikation)  wird  sieh  die  »materielle 
Tarifeinheit«  (d.  i.  ein  gemeinsames  Bareme)  erzielen  lassen.  Bevor  also  auf 
allen  Bündnisbahnen  ein  einheitliches  Tarifbareme  eingeführt  und  durchgerechnet 
werden  könnte,  wird  sieh  die  Notwendigkeit  ergeben,  zumindest  für  die  wichtigsten 
Artikel  des  gegenseitigen  Verkehres  in  den  hauptsächlichsten  Relationen  desselben  — 
direkte  Tarife  auf  einheitlicher  Basis  zu  erstellen.  Zu  diesem  Zwecke  wird  man  ein 
»Verbandsbareme«  einführen  müssen,  das  als  Vorläufer  der  künftigen  materiellen 
Tarifeinheit  anzusehen  sein  wird. 

Vgl.  den  Artikel  des  Oberinspektors  Rank  in  der  »Wirtschaftszeitung  der 
Zentralmächte«  vom  5.  Mai  1916,  welcher  in  einer  Polemik  mit  dem  gewesenen 
ungarischen  Staatsbahndirektor  Zeller  die  Gründe  für  die  Übernahme  des  deutschen 
Tarifsehemas  seitens  der  österreichischen  und  ungarischen  Bahnen  in  überzeugender 
Weise  anführt.  Die  deutschen  formalen  Tarifgrundlagen  seien  viel  einfacher  und 
übersichtlicher,  was  eine  Erleichterung  (und  Verbilligung)  des  Dienstes,  ferner  eine 
Erleichterung  der  Herstellung  direkter  Tarife  mit  sich  bringt.  Die  Gleichstellung 
der  materiellen  Grundlagen  (der  Einheitssätze  und  der  Abfertigungsgebühren) 
sowie  die  allgemeine  Durchrechnung  zwischen  Deutschland,  Österreich  und  Ungarn 
dagegen  hätte  nur  dann  einen  ungemein  wohltätigen  Einfluß  auf  den  Verkehr  und 
auf  die  Produktion  der  Bündnisgebiete,  wenn  sie  Hand  in  Hand  mit  einer  umfang- 
reichen Beseitigung  oder  Minderung  der  Zölle  erfolgen  würde.  Dann  —  aber  auch  nur 
dann  —  wären  große  Einnahmenausfälle  infolge  dieser  Maßregeln  nicht  zu  befürchten, 
weil  dann  —  aber  auch  nur  dann  —  der  Verkehr  bedeutend  zunehmen  würde. 
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d)  Festlegung  der  Tarifgriindsätze  (auch  Verkehrsteilungsgrund- 
sätze) für  den  Verkehr  mit  dem  Drittauslande  im  Einklänge  mit  der 
jeweiligen  Handels-  und  Zollpolitik,  unter  Bedachtnahme  auf  gleich- 
raäi3ige  Förderung  der  Exportinteressen  aller  Bündnisstaaten  (sowie 
der  Erwerbsinteressen  aller  Bündnisbahnen)  nach  Muster  der  seit  1909 
bestehenden  Gemeinschaft  der  deutschen  Bahnen.  ^) 

e)  Überwachung  und  Eegelung  der  Schiffahrtstarife,  Genehmi- 
gung von  Schiffahrtsabgaben  sowie  Feststellung  der  Grundsätze  für 
die  direkten  Schiffs-  und  für  die  kombinierten  Bahn-  und  Schiffstarife 
im  internationalen  und  im  bündnismäßigen  Binnen-  und  Seeverkehre. 

Im  Kahmen  der  Tarifangelegenheiten  wären  den  Bündnisstaaten 
gewisse  Mittel  für  die  dem  Zwecke  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses 
nicht  widersprechende  Wirtschaftsförderung  (insbesondere  Industrie- 
förderung) zur  freien  Ausnützung  zu  belassen.  Allerdings  wäre  nach 
vielfachen  Erfahrungen  aus  der  Vergangenheit  einer  Umgehung  des 
Bündniszweckes  mit  Hilfe  solcher  autonomer  Tarifbegünstigungen  und 
sonstiger  üblicher  Maßregeln  (so  dem  hie  und  da  häufig  geübten  Zu- 
rückhalten von  Wagen)  auf  die  Weise  vorzubeugen,  daß  die  hiebei 
anzuwendenden  Grundsätze  oder  auch  selbst  die  Anwendung  derselben 
in  wichtigeren  konkreten  Fällen  von  der  Genehmigung  der  Bündnis- 
verkehrszentrale (im  Einvernehmen  mit  der  Bündniszoll-  und  Handels- 
konferenz) abhängig  zu  machen  wären.  2) 

Mit  diesen  auf  die  obige  Weise  eingeschränkten  und  vom  Bünd- 
nisse streng  kontrollierten  Ausnahmen  wäre  von  sämtlichen  Bahnver- 
waltungen das  gesamte  Bündnisgebiet  in  jeder  Beziehung  als  Inland 
zu  betrachten  und  zu  behandeln. 


^)  Vgl.  Quaatz  (»Der  nationale  Gedanke  und  die  Eisenbahnen«,  Berlin 
1911),  nach  welchem  sieh  diese  Gemeinschaft  gerade  im  Verhältnisse  zum  Aus- 
lande glänzend  bewährt  hat. 

2)  Durch  die  Schafifung  der  geschilderten  Verkehrsgemeinschaft  und  Bünd- 
nisverkehrszentrale würden  viele  von  den  gegenwärtig  zwischen  den  österreichischen 
und  den  ungarischen  Bahnverwaltungen  bestehenden  Schwierigkeiten  und  Span- 
nungen entweder  von  selbst  versehwinden  (z.  B.  die  heikle  Frage  des  Annaberger 
Anschlusses)  oder  (durch  den  Maehtsprueh  der  Bündnisverkehrszentrale)  viel  leichter, 
als  bisher,  gelöst  werden  können.  Dasselbe  gilt  für  die  Regelung  der  Beziehungen 
zu  den  noch  in  Österreich  bestehenden  Privatbahnen,  welche  durch  ein  besonderes 
Gesetz  der  Bündnisverkehrszentrale  wie  überhaupt  der  neuen  Ordnung  so  zu  unter- 
werfen wären,  wie  sich  denselben  die  Staatsbahnen  in  allen  Bündnisgebieten  frei- 
willig unterwerfen  würden. 
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Ferner  hätte  das  Deutsche  Beich  eine  Bei  he  von  konkreten  spe- 
ziellen Verpflichtungen  zu  übernehmen,  um  die  ungünstige  geographi- 
sche Lage  der  österreichisch-ungarischen  Produktion  im  Vergleiche  zur 
deutschen  zum  Teil  auszugleichen;  dies  hätte  zu  geschehen  durch  Er- 
stellung besonders  billiger  Bichtungseinfuhrtarife  für  Bohstoffe,  Halb- 
fabrikate und  Betriebsmittel  von  den  deutschen  Häfen  sowie  von  den 
deutschen  Provenienzstationen  nach  der  Monarchie  und  besonders  billiger 
Exportdurehzugstarife  von  den  österreichischen  Ausbruchsstellen  nach 
den  deutschen  Häfen.  (Die  Begründung  einer  solchen  finanziellen  Be- 
lastung der  deutschen  Bahnen  ergibt  sich  aus  dem  allgemeinen  Inter- 
esse Deutschlands  am  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisse.) 

übrigens  müßten  auch  Deutschland  von  Österreich-Ungarn  be- 
sonders billige  Bichtungstarife  nach  den  südlichen  und  südöstlichen 
Ausfallstoren  der  Monarchie  zugebilligt  werden. 

In  allen  diesen  Fällen  würde  die  Verpflichtung  vielfach  auch 
kombinierte  Bahn-,  Binnenschifiahrts-  und  Seefrachten  umfassen. 

Angesichts  des  überwiegenden  Interesses  der  gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung  müßten  die  bisher  solchen  Maßregeln  häufig  ent- 
gegentretenden Sonderkonkurrenzrücksichten  der  betreffenden  Branchen 
zum  Schweigen  gebracht  werden. 

Schließlich  wäre  diese  Aktion  mit  jener  anderen  in  Einklang  zu 
bringen,  deren  Zweck  darin  besteht,  die  direkte  Einfuhr  in  das  Konsum- 
gebiet (beziehungsweise  den  nicht  gebrochenen  Transitverkehr)  zu  fördern, 
um  die  Schwierigkeiten  der  Verteilung  von  Zolleinnahmen  tunlichst 
einzuschränken  —  wovon  in  der  Besprechung  der  Konstruktion  des 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  ausführlich  die  Bede  war.  ^) 

Für  die  Ausgleichung  der  diesfalls  etwa  vorkommenden  Inter- 
essengegensätze und  für  die  Lösung  von  etwaigen  Komplikationen 
hätte  die  Bündnisverkehrszentrale  zu  sorgen. 

Ob  und  welche  sonstige  Agenden  dem  Wirkungskreise  der  Bündnis- 
verkehrszentrale nach  und  nach  noch  zu  überweisen  wären,  würde  die 
praktische  Erfahrung  bald  nach  der  Einführung  der  Verkehrsgemein- 
schaft zeigen. 

Während  auf  dem  Gebiete  des  Zollwesens  die  volle  Parität  und 
Selbständigkeit  der  beiden  Zentralreiche  im  Zoll-  und  Wirtschaftsbünd- 
nisse gewahrt  bleiben  muß  —  ohne  daß  die  Schaffung  eines  gemein- 
samen Zoll  Parlamentes  und  einer  gemeinsamen  Zollregierung  möglich 

1)  S.  oben  S.  91  und  92. 
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(und  notwendig)  wäre  — ,  liegen  die  Verhältnisse  auf  dem  Verkehrs- 
gebiete wesentlich  anders.  Da  dürfte  die  Ausgestaltung  der  zu  schaf- 
fenden gemeinsamen  Zentralstelle  mit  wirksam  beschließenden  Befug- 
nissen und  mit  Exekutivgewalt  auf  echt  staatsrechtliche  Bedenken  ebenso- 
wenig stoßen,  wie  z.  B.  die  Errichtung  einer  gemeinsamen  Verwal- 
tung für  die  Exploitierung  eines  Staatsmonopols.  Man  würde  hier  nicht 
mit  einer  Abdikation  von  einem  Teile  der  Staatsgewalt  zugunsten  eines 
neuen  Staatswesens  zu  tun  haben,  sondern  nur  mit  der  Übertragung 
der  Geschäftsführung  eines  zwischenstaatlichen  Halbkartelles  (Halb- 
trustes), kurz  einer  Erwerbsunternehmung  an  eine  gemeinsame  Stelle. 
Im  Staatseisenbahnwesen  tritt  der  Erwerbscharakter  —  ungeachtet  der 
Merkmale  der  öffentlichen  Gewalt  —  in  den  Vordergrund ;  infolgedessen 
können  und  sollen  hier  privatwirtschaftliche  Grundsätze,  soweit  sich 
dies  mit  öffentlichen  Eücksichten  vereinbaren  läßt,  in  weitem  Umfange 
in  Anwendung  gebracht  werden.  Übrigens  müßten  die  wichtigsten, 
die  finanziellen  Beschlüsse  der  Bündnisverkehrszentrale  von  der 
jeweiligen  verfassungsmäßigen  Zustimmung  der  Bündnisstaaten  ab- 
hängig bleiben. 

Die  Bündnis  verkehrszentrale  hätte  an  der  Finanzierung  der  be- 
schlossenen Investitionen  (Eisenbahnbauten,  Ausbau  von  Wasserstraßen) 
mitzuwirken  und  dafür  zu  sorgen,  daß  diesfalls  die  Kapitalsgemein- 
schaft der  Bündnisreiche,  insbesondere  die  Förderung  der  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  der  Monarchie  mit  Hilfe  des  deutschen  Kapitals 
realisiert  werde. 

In  die  Kompetenz  der  Bündnis  verkehrszentrale  würde  naturgemäß 
•auch  die  Pflege  gemeinsamer  Verkehrsinteressen  im  Auslande,  ins- 
besondere der  Ausbau  von  Eisenbahnnetzen  in  Neuländern  (z.  B.  in 
Kleinasien,  Syrien,  Mesopotamien),  die  Initiative  und  Mitwirkung  bei 
der  Finanzierung,  Einrichtung  und  Oberleitung  derselben  gehören. 

Selbstredend  wäre  die  Bündnisverkehrszentrale  mit  der  permanenten 
Bündniszoll-  und  Handelskonferenz  in  einen  engen  Kontakt  zu  bringen ; 
dieser  Kontakt  könnte  und  sollte  sogar  zu  einem  organisationsmäßigen 
ausgebaut  werden. 

In  den  Wirkungskreis  der  Btindnisverkehrszentrale  wäre  schließlich 
die  Förderung  gemeinsamer  Seeschiffahrtsinteressen  und  die  Paraly- 
sierung von  volkswirtschaftlich  schädlichen  Konkurrenzkämpfen  auf 
diesem  Gebiete  einzubeziehen ;  dies  unbeschadet  der  erforderlichen  Rück- 
sichtnahme sowohl  auf  das  große,  volkswirtschaftlich  begründete  Sonder- 

y.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I.  23 
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Interesse  der  Monarchie  an  der  Entwicklung  der  eigenen  Seeschififahrt 
(von  anderen  Gründen  abgesehen  auch  im  Hinblicke  auf  die  Möglich- 
keit der  Besserung  der  Zahlungsbilanz  durch  Schiffahrtseinnahmen) 
als  auch  auf  die  Notwendigkeit  der  Verbilligung  des  überseeischen 
ßohstoffbezuges  und  des  überseeischen  Exportes  für  die  in  dieser  Be- 
ziehung notorisch  unvergleichlich  schlechter  situierte  Produktion  der 

Donaumonarchie. 

*  * 

* 

Die  österreichisch-ungarische  Seeschiffahrt  kann  sich  bekanntlich 
mit  der  deutschen  noch  viel  weniger  messen  als  die  binnenländischen 
Verkehrsmittel,  obwohl  sie  im  Laufe  der  letzten  Dezennien  große  Fort- 
schritte erzielte  und  obwohl  ihr  Entwicklungstempo  gerade  in  den 
letzten  Jahren  ein  immer  lebhafteres  wurde.  Eine  der  Ursachen  dieser 
Eückständigkeit  ist  in  der  Ungunst  der  geographischen  Lage  (Zugang 
zum  Hinterland !)  und  der  Küstenentwicklung  zu  erblicken.  Sonst  wirken 
hier  dieselben  Momente,  durch  welche  die  wirtschaftliche  Eückständig- 
keit der  Monarchie  im  allgemeinen  verursacht  wird.') 

Die  Gesamtflotte  der  Welt  wies  gegen  Ende  1913  rund  47  Mil- 
lionen Tonnen,  davon  43  Millionen  Bruttodampfertonnen  auf  und  dürfte 
sich  bei  Kriegssehluß  nach  Berücksichtigung  der  Verluste  sowie  der 
Neubauten  beiläufig  auf  demselben  Niveau  befinden. 
Hievon  entfielen  auf: 

England 18,000.000  Bruttotonnen 

Vereinigte  Staaten 3,000.000 

Norwegen 2,500.000  * 

Prankreich 2,200.000 

Niederlande 1,300.000  » 

Schweden 1,000.000  » 

Eußland 975.000  » 

Spanien 840.000  » 

Dänemark 760.000  » 

Griechenland 725.000  » 

1)  Vgl.  Hertz,  a.  a.  0.  S.  709,  Pistor,  a.  a.  0.  S.  113  (neueste  Daten  über 
die  österreiehische  und  zum  Teile  auch  ungarische  Seeschiffahrt),  >Verhandlungen 
und  Beschlüsse  des  Industrierates«;  Sehreekenthal,  »Die  österreichische  See- 
schiffahrt und  Schiffahrtspolitik«  in  den  »Beiträgen  zur  Wirtsehaftskunde  Öster- 
reichs«, Wien-Leipzig  1911,  auch  Heiderich,  »Die  natürlichen  Bedingungen  des 
Wirtschaftslebens  in  Österreich-Ungarn«    in   demselben  Sammelwerke,   S,  9  u.  10. 
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Belgien 304.000  Bruttotonnen 

Türkei 157.000 

Portugal 120.000 

Deutschland 5,100.000 

Österreich-Ungarn     .     .     .       1,000.000 

Deutsehland  dürfte  in  die  Friedenszeit  mit  300.000  bis  400.000  t 
weniger,  Österreich-Ungarn  mit  beiläufig  demselben  Stande  wie  Ende 
1913  hineingehen.  Eine  gewaltige  Steigerung  dürften  die  Vereinigten 
Staaten  aufweisen.  Die  Bruttotonnenmenge  der  österreichisch-ungarischen 
Seeschiffahrt  betrug  vor  zirka  5  Jahren  kaum  die  Hälfte  der  obigen 
Ziffer,  woran  die  intensive  Entwicklung  in  den  letzten  Jahren  zu  er- 
sehen ist.  Ihre  jährliche  Transportfähigkeit  ist  mit  4  Millionen  Ge- 
wichtstonnen zu  schätzen.  Die  österreichisch-ungarische  Seeschiffahrt 
bewältigte  von  der  20  bis  22  Millionen  Tonnen  betragenden  Gesamt- 
einfuhr der  Monarchie  beinahe  die  ganze  Seeinfuhr  von  2  bis  2^2  Mil- 
lionen Tonnen  (woran  die  ausländische  Schiffahrt  nur  in  sehr  un- 
wesenthchem  Ausmaß  beteiligt  war). 

Der  größte  Hafen  der  Doppelmonarchie  stand  noch  im  Jahre  1909 
im  Weltverkehre  an  zwanzigster  Stelle.  In  letzterer  Zeit  hat  der  Staat 
alles  getan,  was  in  seinen  Kräften  lag,  um  durch  den  Ausbau  der  Hafen- 
anlagen von  Triest  und  der  neuen  Bahnverbindungen  mit  diesem  Hafen 
die  Voraussetzungen  für  eine  großzügige  SeeschiffahrtspoMtik  zu  schaffen. 

Durch  den  Ausbau  der  Alpenbahnen  wurde  für  den  Triester 
Hafen  ein  großes  Hinterland  gewonnen,  und  es  wurden  hiebei  nach- 
stehende Wegekürzungen  erzielt:  von  Salzburg  247  ^•m,  von  Baden- 
Württemberg  174  bis  198  km,  von  Prag  111  km  usw.  Die  Entfernung 
Nürnberg  —  Triest  ist  um  l^km  kürzer  als  Nürnberg — Genua.  Für 
Stuttgart  beträgt  diese  Differenz  22 Yo  km.  Über  Mals — Sargans  wird 
auch  die  Ostschweiz  teilweise  in  das  Attraktionsgebiet  des  Triester 
Hafens  einbezogen. 

Das  österreichische  Marineunterstützungsgesetz  enthält  eine  Eeihe 
von  Bestimmungen,  welche  den  Seeverkehr  der  »Marina  libera«  zu 
fördern  geeignet  sind  —  von  besonderen  Begünstigungen  des  öster- 
reichischen Lloyd  abgesehen.  Ähnliche  Bestimmungen  stehen  auch  in 
Ungarn  in  Geltung,  und  es  geschieht  dort  ebenfalls  alles,  um  Fiumes 
Verkehrsbedeutung  zu  heben. 

Das  alles  kann  aber  wenig  helfen,  wenn  die  verbündeten  Eeiche 
ihre  kommerziellen  Kräfte  durch  ungeregelten  Wettbewerb  ihrer  See- 

23* 
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Schiffahrt  zersplittern  lassen,  wie  es  leider  bis  jetzt  häufig  der  Fall 
war  (Levantetarife!)  —  anstatt  in  einer  gemeinsamen  Aktion  den 
Konkurrenzkampf  gegen  mächtigere  ältere  Handelsmarinen  auszufechten. 

Vielleicht  mehr  als  alle  direkten  Unterstützungen,  vielleicht  mehr 
als  Meilengelder,  Eeise-,  Betriebs-  und  Frachtgeldzusehüsse,  auf  die 
jedoch  dermalen  noch  nicht  verzichtet  werden  könnte^),  würden  auf 
die  Entwicklung  der  Seeschiffahrt  indirekte  Förderungsraittel  wirken, 
wie  Vervollkommnung  von  Hafenanlagen  2),  Lagerhaustarifen  und  Hafen- 
gebühren, Modernisierung  des  Seerechtes,  namentlich  Einführung  von 
Seehypotheken,  eine  zielbewußte  Eisenbahntarifpolitik,  insbesondere 
die  Erstellung  von  billigen  kombinierten  Bahn-  und  Seefrachten,  die 
Förderung  des  Schiffsbaues,  insbesondere  aber  eine  gemeinsame  finan- 
zielle und  kommerzielle  Organisation,  die  einerseits  den  wechselseitigen 
Wettbewerb  der  Marine  der  Zentralmächte  einzuschränken,  anderseits 
mit  vereinten  Kräften  am  internationalen  Wettbewerbe  wirksamer  teil- 
zunehmen fähig  wäre.  So  wird  es  Aufgabe  der  Wirtschaftspolitik  im 
Zollbündnisse  sein,  die  Konkurrenzverhältnisse  der  Schiffahrtsunter- 
nehmungen und  Häfen  so  zu  regeln,  daß  statt  einer  Zersplitterung  eine 
Konsolidierung  der  Kräfte  stattfinde.  Es  erschließt  sich  da  ein  weites 
Gebiet  für  die  Betätigung  der  Kapitalsgemeinschaft,  für  die  Förderung 
der  wirtschaftlichen  Interessen  der  Monarchie  durch  deutsches  Kapital 
—  ein  Gebiet,  auf  welchem  über  Initiative  der  Eegierungen  und  mit 
ihrer  Förderung  zwischenstaatliche  Konzerne  von  Schiffahrtsunter- 
nehmungen und  Großbanken  sich  wirkliche  Lorbeeren  und  schöne 
Dividenden  holen  können. 

Die  vor  dem  Kriege  zuletzt  bestandenen  internationalen  »Schiff- 
fahrtscombines«, in  welche  die  österreichische  und  die  ungarische  See- 
schiffahrt (die  »Austro-Americana«  und  die  »Adria«)  eingegliedert  waren, 
stellten  bereits  eine  Anbahnung  jenes  Zusammenwirkens  des  deutschen 
und  des  österreichisch-ungarischen  Kapitals  dar,  das  nach  dem  Kriege 

^)  Vgl.  Vortrag  des  Dr.  v.  Bar  das  (»Wirtsehaftszeitung  der  Zentralmäehte« 
vom  28.  April  1916), 

2)  Die  im  Verhältnis  zu  sonst  günstigen  natürlichen  Bedingungen  unge- 
nügende Entwicklung  der  dalmatinischen  Zementindustrie,  insbesondere  die  Rüek- 
ständigkeit  des  dortigen  Exportes,  wird  nach  übereinstimmenden  Ansichten  von 
Fachleuten  größtenteils  durch  den  Mangel  an  Hafen-  und  Sehiflfahrtseinrichtungen 
bewirkt.  (Allerdings  ist  der  Mangel  an  genügenden  Rückfrachten  auch  eine  der 
Ursachen,  warum  die  dalmatinischen  Häfen  von  Schiffen  der  weiten  Fahrt  und  der 
großen  Küstenfahrt  wenig  aufgesucht  werden.) 
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unter  dem  Kegime  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbtindnisses  gerade  auf 
diesem  Gebiete  sich  in  unvergleiehlicli  größerem  Maßstabe  als  bisher 
geltend  machen  sollte. 

Die  Verhandlungen,  welche  kürzlich  Generaldirektor  Ballin  in 
Wien  und  Budapest  geführt  hat,  bewegen  sich  in  dieser  Eichtung. 
Die  Auswanderung,  welche  früher  über  Fiume  geleitet  worden  ist, 
wurde  vom  Pool  besorgt  und  namentlich  war  es  die  Cunardlinie, 
welche  gemeinsam  mit  der  »Adria«  das  ungarische  Auswanderungs- 
geschäft in  der  Hand  hatte.  Es  ist  nunmehr  beabsichtigt,  eine  neue 
Schiffahrtshnie  zu  gründen,  an  welcher  unter  Ausschließung  der  eng- 
lischen Gesellschaft  lediglich  deutsche  und  ungarische  Interessenten, 
und  zwar  die  »Adria<,  die  Hamburg-Amerika-Linie  und  der  Nord- 
deutsche Lloyd,  beteiligt  sein  werden.  Das  Kapital  der  Gesellschaft 
soll  acht  bis  zehn  Millionen  Kronen  betragen  und  zum  großen  Teile 
durch  Einbringung  von  Schiffen  sichergestellt  werden.  Es  ist  beab- 
sichtigt, daß  einzelne  der  großen  deutschen  Ozeandampfer  in  den 
Dienst  des  neuen  Unternehmens  eingestellt  werden.  Ähnliche  Ver- 
handlungen sollen  auch  zwischen  der  deutschen  Schiffahrt  und  der 
»Austro-Americana«  stattfinden. 

Außer  dem  weiteren  Ausbau  solcher  großer  zwischenstaatlicher 
Schiffahrtsgemeinschaften,  welche  unter  anderem  den  Zweck  verfolgen 
müssen,  die  allerdings  schon  in  den  letzten  Jahren  gestiegene  Quote 
der  österreichischen  Schiffahrtsbeteiligung  am  österreichischen  Aus- 
wanderertransporte wesentlich  zu  erhöhen,  müßten  Linien-  und  Ver- 
kehrsteilungsübereinkommen (nach  Analogie  der  Eisenbahnen)  ange- 
strebt werden.^) 

An  der  notwendigen  Erweiterung  bestehender  Schiffswerften  und 
an  der  Gründung  neuer  in  der  Monarchie  sollte  sich  auch  deutsches 
Kapital  beteiligen.  Der  Schiffsbau  ist  nämlich  erfahrungsgemäß  eines 
der  wirksamsten  Mittel  der  Schiffahrtsförderung.  2) 

^)  Wie  der  Generaldirektor  des  Österreiehisehen  Lloyd,  Hofrat  Frankfurter, 
in  der  »Wirtsehaftszeitung  der  Zentralmächte«  richtig  bemerkt,  sind  für  Industrie 
und  Handel  die  Stabilität  der  Tarife  und  geordnete  Verhältnisse  (bezüglich  der 
Itinerare  u.  dgl.)  vielfach  von  größerer  Bedeutung  als  ungeregelte  Konkurrenz  von 
Schiffahrtslinien  und  etwa  eine  fallweise  geringere  Höhe  der  Tarife. 

2)  Eine  Fortsetzung  der  gegenwärtigen  Verhandlungen  der  österreichischen 
Kegierung  mit  den  Sehiffsreedern,  betreffend  die  Sicherung  des  Schiffsraumes  für 
den  abnormen  gewaltigen  Bedarf  der  Volkswirtschaft  nach  dem  Kriege,  insbesondere 
für  jenen  der  Industrie  an  überseeischen  Eohstoffen,  sollte  eine  bezügliche  Verein- 
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Dagegen  sind  alle  Mittel  einer  der  englischen  Navigationsakte 
von  1651  nachgebildeten  Schiffahrtsprohibitivpolitik  zu  vermeiden  — 
wie  Flaggenzölle,  >Stirtaxes  d'entrepot«  u.  dgl.  — ,  welche  im  Auslande 
leicht  Nachahmung  finden  und  infolgedessen  den  Schiffahrtsinteressen 
der  Zentralreiche  mehr  schaden  als  helfen  könnten.  (Auf  diesen  Gegen- 
stand wird  noch  später  zurückzukommen  sein.)  Die  weitere  Entwicklung 
der  Seeschiffahrt  der  Zentralreiche  wird  auch  solcher  zweischneidiger 
Förderungsraittel  nicht  bedürfen.  Wenn  hinter  der  Flagge  eines  jeden 
Bündnisstaates  das  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  mit  der  ganzen  Fülle 
seiner  Machtmittel  steht,  dann  wird  auch  der  Handel  dieser  Flagge  folgen. 

h)  Gesetzgebung  und  öffentliche   Verwaltung.'^) 

Die  österreichische  Gesetzgebung,  nicht  nur  die  wirtschaftliche 
im  strengen  Sinne  des  Wortes,  sondern  auch  die  übrige,  soweit  sie 
auf  das  Wirtschaftsleben  einen  Einfluß  hat  und  für  unseren  Gegenstand 
in  Betracht  kommt,  stammt  noch  zum  Teil  aus  der  Zeit  von  1850  bis 
1880  und  von  früher  (das  Seerecht  aus  dem  Jahre  1774,  beziehungsweise 
aus  Napoleons  Zeiten),  ist  infolgedessen  rückständig,  insbesondere  da 
seither  verschiedene  neue  Gebiete  des  Wirtschaftslebens  entstanden  sind, 
deren  Behandlung  in  der  Praxis  zum  Teil  noch  immer  nach  alten 
Schablonen  erfolgt.  Die  österreichische  Gesetzgebung  ist  zu  wenig  indi- 
vidualisiert und  nicht  genug  elastisch,  um  dem  immer  rascheren  und 
mannigfaltigeren  Wechsel  der  tatsächlichen  Verhältnisse  zu  entsprechen. 

Im  allgemeinen  rechnet  sie  zu  wenig  mit  der  Notwendigkeit  einer 
intensiven  wirtschaftlichen  Entwicklung,  dagegen  zu  viel  mit  allen 
möglichen  Einwirkungen  des  Industrielebens  auf  andere  öffentliche  Ge- 
biete und  auf  Privatrechte.  Sie  strotzt  von  Formalitäten,  durch  welche 
das  wirtschaftliche  Leben  desto  mehr  gefesselt  wird,  je  intensiver  es  wird. 

Aus  diesen  Tatsachen  ergibt  sich  wiederum  eine  Ungleichheit 
der  Produktionsbedingungen  Österreichs  im  Vergleiche  zu  Deutschland, 
welche  sich  einerseits  in  der  nicht  genügenden  Ausnützung  der  natür- 


barung  mit  der  deutsehen  Regierung  und  mit  den  deutschen  Sehiffahrtsgesellschaften 
bilden  —  da  doch  ohnehin  ein  nicht  unbeträchtlicher  Teil  des  Bedarfes  der  Mon- 
archie an  überseeischen  Rohstoffen  den  Weg  über  Hamburg — Elbe  oder  Stettin — Oder 
einsehlägt.  Auch  auf  diesem  Gebiete  dürfen  die  Bündnisreiehe  (falls  das  Bündnis 
Zustandekommen  soll)  nicht  einseitig  und  rücksichtslos  vorgehen. 

^)  Mit  Rücksicht  auf  Knappheit  der  Zeit  wird  dieser  Gegenstand  nur  skizziert. 
Die  Darstellung  beschränkt  sich  bloß  auf  österreichische  Verhältnisse. 
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liehen  Produktionsbedingungen,  anderseits  in  der  Verteuerung  der 
Produktion  äußert. 

Unter  anderem  trägt  der  geschilderte  Charakter  der  österreichischen 
Gesetzgebung,  insbesondere  der  nach  Ansicht  von  Fachleuten  unnötig 
strengere  Charakter  der  Bauvorschriften  zur  Verteuerung  des  Bauens 
sowohl  für  Wirtschafts-,  insbesondere  Industrie-,  als  auch  für  Wohnungs- 
zwecke bei,  und  ist  dadurch  ein  Koeffizient  der  unnatürhchen  Höhe  der 
Anlagekosten  einerseits,  der  teueren  Lebenshaltung  anderseits.  ^)  Es  wären 
solche  mißglückte  Korrekturen  besser  unterblieben,  wie  sie  z.  B.  das  Ge- 
setz über  die  Steuerbefreiung  der  Arbeiterhäuser  darstellt,  von  welchem 
im  Laufe  von  25  Jahren  so  gut  wie  kein  Gebrauch  gemacht  wurde  — 
im  Hinblicke  auf  seinen  schikanösen  Charakter,  auf  die  den  Zweck  des 
Gesetzes  tötenden  Formalitäten,  aufzahllose  unpraktische  Bedingimgen.  ^j 

Die  bereits  an  einer  anderen  Stelle  ziffermäßig  gekennzeichnete 
Bückständigkeit  der  Ausnützung  der  Wasserkräfte^),  sowie  (im  Zu- 
sammenhange damit)  der  Elektrizitätserzeugung  und  der  chemischen 
Industrie  ist  großenteils  dem  veralteten  Wasserrechte,  einigen  Mängeln 
des  III.  Hauptsttickes  der  Gewerbeordnung  (Genehmigung  der  Betriebs- 
anlagen), dem  Mangel  eines  Elektrizitätswegerechtes  usw.  zu  verdanken. 

Sollte  im  Falle  des  Zustandekommens  eines  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündnisses zwischen  den  Zentralreichen  die  sich  aus  dem  Charakter 
der  österreichischen  Gesetzgebung  ergebende  Ungleichheit  bestehen 
bleiben,  so  wäre  sie  —  von  dem  bereits  erwähnten  unmittelbar  schäd- 
lichen Einflüsse  auf  die  Produktion  abgesehen  —  ein  Hindernis  für 
das  so  wünschenswerte  Eindringen  des  deutschen  Unternehmungsgeistes, 
der  deutschen  quahfizierten  Arbeit  sowie  Kapitalien  nach  der  Monarchie, 

So  sollte  im  Zusammenhange  mit  dem  Abschlüsse  des  Zoll-  und 
Wirtschaftsbündnisses  eine  systematische  Aktion  zu  dem  Zwecke  ein- 
geleitet werden,  damit  eine  Verbesserung  der  österreichischen  Gesetz- 
gebung in  allen  jenen  Beziehungen  ehebaldigst  zustande  komme,  in 
welchen  dies  behufs  Erleichterung  und  Verbilligung  der  Produktion 
sowie  der  Lebenshaltung  notwendig  ist. 

^)  So  werden  z.  B.  bei  Beton  und  Eisenbeton  nur  niedrigere  Spannungen 
zugelassen  als  in  Deutschland.  Das  Ziegelformat  spielt  hier  auch  eine  Rolle. 

2)  Vgl.  Hertz,  a.  a.  0.  S.  765. 

^)  Vgl.  das  Protokoll  des  Salzburger  Wassertages,  herausgegeben  vom  Bund 
österreichischer  Industrieller  (Wien  1909);  Conrad,  >Die  kaufmännische  Bedeutung 
der  österreichischen  Alpenwasserkräfte«  (Wien  1910);  Buchleitner,  >Wirtschaft- 
liehe  Entwicklung  der  A-lpenländer«  (Wien  1912). 
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Aus  Anlaß  einer  solchen  Revision  der  Gesetzgebung  wären  zunächst 
alle  unnötigen  Formalitäten  sowie  etwaige  übertriebene  Rücksichten 
auf  das  Staatsprestige  (von  denen  es  in  der  österreichischen  Gesetz- 
gebung wimmelt),  als  inhaltslos  und  lebensfeindlich,  auszumerzen  und 
es  wäre  das  Verfahren  im  Sinne  der  möglichst  großen  Vereinfachung 
und  Beschleunigung  umzugestalten. 

An  einer  anderen  Stelle  wurde  bereits  darauf  hingewiesen,  daß 
die  moderne  Gesetzgebung  im  Hinblicke  auf  die  gewaltig  fortschreitende 
Individualisierung  des  wirtschaftlichen  Lebens  einer  fortschreitenden 
Differenzierung  unterzogen  und  von  der  Generalisierung  gewisser  Prin- 
zipien nach  Tunlichkeit  befreit  werden  muß.  So  haben  wir  gesehen, 
daß  bei  der  Bildung  großer  Industrieorganisationen  (Syndikate  und 
Kartelle)  in  der  neuen  Ordnung  der  Dinge  der  Einfluß  der  Staats- 
gewalt erhöht  werden  müßte,  so  daß  dieser  Zweig  des  wirtschaftlichen 
Lebens  sich  mehr  in  staatssozialistiseher  Richtung  zu  entwickeln  hätte. 
Dagegen  gibt  es  wirtschaftliche  Gebiete,  auf  welchen  der  staatliche 
Einfluß  gegenwärtig  zu  weit  geht  und  gemindert  werden  sollte;  Es 
könnte  vielleicht  die  Regel  aufgestellt  werden  —  nicht  ohne  Aus- 
nahmen —  daß  der  staatliche  Einfluß  dort  gesteigert  werden  soll,  wo 
die  Privatwirtschaft  bereits  sehr  kräftig  geworden  ist  und  eine  Macht, 
einen  kleinen  Staat  im  Staate  bildet  oder  in  Bälde  bilden  könnte,  daß 
aber  in  jenen  Richtungen,  in  welchen  die  »schwachen  Püße<  der 
wirtschaftHchen  Entwicklung  zu  erblicken  sind,  viel  eher  eine  Umkehr 
zu  einer  liberaleren  Entwicklungsfreiheit  sich  empfiehlt.  Nach  den 
Erfahrungen  der  Neuzeit  wäre  z.  B.  manchmal  der  von  der  bisherigen 
österreichischen  Gesetzgebung  und  Verwaltung  zu  gewaltig  bekämpfte 
Fabriksrauch  im  Weichbilde  großer  Städte  als  für  die  Bevölkerungs- 
massen gesünder  anzusehen  (da  er  ihnen  Arbeit  und  Lebensunterhalt 
verschafft),  als  etwa  ein  vor  diesem  Rauche  von  den  Gewerbebehörden 
manchmal  übermäßig  in  Schutz  genommener  Garten  des  Villenviertels. 
(Um  so  mehr  übermäßig,  als  es  doch  Rauchverzehrungsapparate  u.  dgl. 
gibt,  womit  die  Industrie  mit  geringen  Kosten  den  diesbezüglichen 
Bedürfnissen  der  Nachbarn  Rechnung  tragen  kann!)^) 


^)  Hertz  (a.  a.  0.  S.  727)  sieht  mit  Recht  einen  Nachteil  der  Lage  der 
österreichischen  Industrie  darin,  daß  ein  weitaus  größerer  Teil  derselben  nicht  in 
den  Städten,  sondern  auf  dem  Lande  seinen  Sitz  hat  (im  Gegensatze  zu  Deutsch- 
land). Nun  weißt  er  aber  auch  mit  Recht  darauf  hin,  daß  eine  übereifrige  autonome 
Baupolizei  di^  Industrie  aus  manchen  Städten  direkt  hinauszudrängen  sucht,  indem 
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Die  Eeform  der  österreichischen  Gesetzgebung  hätte  sich  jedoch 
nicht  nur  auf  die  Beseitigung  aller  unnötigen  Erschwerungen  des 
wirtschaftlichen  Lebens  zu  beschränken,  um  die  Inferiorität  der  Pro- 
duktionsbedingungen im  Vergleiche  zu  Deutschland  zu  beheben.^)  Da 
durch  die  Gleichmäßigkeit  der  gesetzlichen  Einrichtungen  das  so  er- 
wünschte Eindringen  von  Unternehmungsgeist,  qualifizierter  Arbeit  und 
von  Kapitalskraft  erleichtert  wäre,  hätte  gleichzeitig  eine  Assimilierungs- 
tätigkeit  bezüglich  einer  ganzen  Eeihe  von  Materien  einzusetzen,  obwohl 
hinsichtlieh  dieser  Materien  im  allgemeinen  von  einer  Rückständigkeit 
der  österreichischen  Gesetzgebung  nicht  gesprochen  werden  kann.  Als 
solche  Materien,  deren  ähnliche  Behandlung  in  der  Monarchie  wie  in 
Deutschland  behufs  Erleichterung  des  Geschäftsverkehres  an  und  für 
sich  erwünscht  erscheint,  wären  zu  bezeichnen  —  vom  Zoll-,  Steuer-, 
Eisenbahn-  und  Schiffahrtswesen  abgesehen  —  das  Handelsrecht,  ins- 
besondere das  Aktien-,  Erwerbsgesellschafts-,  Versicherungs-,  Börsen-, 
Wechsel-  und  Scheckrecht,  das  Konkursrecht,  das  öffentliche  und  pri- 
vate Seerecht,  das  Bergrecht,  das  Kartellwesen,  die  soziale  Gesetz- 
gebung, der  unlautere  Wettbewerb,  der  Nahrungsmittelschutz,  der 
Patentschutz,  der  Marken-  und  Musterschutz,  die  Veterinärvorschriften, 
die  Handelsstatistik,  die  Produktionsstatistik.  2) 

Das  will  nicht  etwa  heißen,  wie  Szterenyi  in  der  »Wirtschaft- 
lichen Verständigung  mit  Deutschland«  (Warnsdorf  1915,  S.  32)  richtig 
bemerkt,  >daß  die  wirtschaftliche  Gesetzgebung  in  allen  ihren  Einzel- 
heiten ganz  gleich  sein  muß;  damit  wäre  die  Berücksichtigungsmöglich- 
keit eigener  spezieller  Verhältnisse  genommen.  Dies  wäre  aber  ein  Fehler. 
Die  schlechten,  sich  im  Leben  nicht  bewährenden  Gesetze  stammen 
zumeist  eben  daher,  daß  sie  in  der  Eegel  schlechte  Kopien  fremder 

die  überflüssigsten  und  lästigsten  Vorschreibungen  gemacht  werden.  Dem  flachen  Land 
soll  wiederum  nach  dem  jetzt  modernen  Sehlagworte  der  Heimatschutzbewegung  sein 
landschaftlicher  Reiz  gewahrt  werden.  Wohin  soll  dann  in  Österreich  die  Industrie? 

^)  In  diesem  Zusammenhange  wäre  beispielsweise  auch  das  Kolportageverbot 
zu  erwähnen,  welches  die  Eückständigkeit  der  Papierindustrie  mitbewirkt  und  auch 
sonst  —  insbesondere  im  Hinblicke  auf  die  in  Deutsehland  gemachten  Erfahrungen 
—  zwecklos  ist. 

2)  Wie  notwendig  z.  B.  die  Vereinheitlichung  des  »Codex  alimentarius« 
wäre,  geht  unter  anderem  aus  der  Tatsache  hervor,  daß  durch  Verbote  verschiedener 
Konservierungsmittel,  welche  nur  in  Österreich  zu  Recht  bestehen,  in  Deutschland 
aber  nicht,  die  Entwicklung  der  österreichischen  Konservenindustrie  gegenüber  der 
deutschen  arg  beeinträchtigt  ist.  Ebenso  notwendig  wäre  z.  ß.  die  Ausgleichung 
der  Gültigkeitsdauer  des  Patent-,  Muster-  und  Markenschutzes. 
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Gesetze  sind  ohne  Berücksichtigung  der  heimischen  Verhältnisse.  Aber 
in  den  Hauptprinzipien  muß  eine  Einheitlichkeit  bestehen,  denn  ohne 
eine  solche  wäre  ein  Zollbtindnis  überhaupt  nicht  denkbar.«  i) 

Schließlich  sollte  dem  wirtschaftlichen  Leben  im  Gesamtgebiete 
des  Zollbündnisses   die   mehr   weniger   gleiche  Möglichkeit  geboten 

^)  Ebenso  sollen  die  deutschen  Steuersysteme  (Vermögenssteuern,  die  neue 
Warenumsatzsteuer  usw.)  in  Österreich  nicht  ohneweiters  kopiert  werden.  (S,  oben.) 

Schilder  führte  zum  Gegenstande  in  einem  in  der  »Juristischen  Gesellschaft* 
in  Wien  am  12.  April  1916  gehaltenen  Vortrage  folgendes  aus:  »Einzelne  ßechts- 
einrichtungen  schaffen  gewissermaßen  unsichtbare  SehutzzoUmauern,  falls  sie  in  zwei 
zollvereinten  Ländern  verschieden  eingerichtet  sind.  Dies  gilt  insbesondere  für  den 
Zivilprozeß,  die  Exekutionsordnung,  Advokatur,  Notariat,  Terminhandel,  Kartell- 
wesen usw.  Hier  ist  eine  Ausgleichung  zumindest  in  der  Wirkung  der  Reehtsein- 
riehtungen,  wenn  auch  nicht  eine  völlige  Übereinstimmung  des  Wortlautes  der  be- 
züglichen Gesetze  nötig.  Hinsichtlich  der  anderen  Rechtseinrichtungen  ist  Überein- 
stimmung nützlieh,  wünschenswert,  angenehm,  aber  nicht  unbedingt  notwendig. 
Wie  lange  hat  Deutschland  eine  bunte  Musterkarte  von  Zivilrechtsbüchern  besessen, 
bis  das  allgemeine  deutsche  bürgerliche  Gesetzbuch  kam!  Ähnliehe  Verhältnisse 
bestehen  noch  heute  in  den  Vereinigten  Staaten.« 

Auf  einzelnen  Gebieten  ist  allerdings  Gleichheit  oder  starke  Ähnlichkeit  be- 
reits vorhanden  oder  angebahnt:  so  seit  jeher  im  Wechselreehte,  wobei  die  einheit- 
liehe Verbesserung  desselben  durch  die  internationale  Konferenz  bereits  vorbereitet 
worden  ist;  ferner  im  privaten  Versicherungsrechte,  in  welchem  die  neue  öster- 
reichische Versicherungsordnung  vom  22.  November  1915  eine  große  Verwandtschaft 
mit  dem  deutsehen  Versicherungsvertragsgesetze  aufweist;  ein  Weltscheckreeht  liegt 
auch  im  Entwürfe  vor.  Anderseits  nimmt  der  jüngste  Entwurf  eines  neuen  deutsehen 
Patentgesetzes  in  allen  maßgebenden  Dingen  den  Geist  des  österreichischen  Patent- 
gesetzes auf.  In  Österreich  un^  in  Ungarn  wäre  dagegen  vielleicht  die  Rezeption 
der  deutsehen  Institution  der  Gebrauchsmuster  erwünscht.  (In  der  »Wirtschafts- 
zeitung der  Zentralmächte«  vom  7.  April  1916  sieht  Patentanwalt  Lang,  Berlin, 
die  Möglichkeit  eines  Patentkartells  zwischen  Deutschland  und  Österreich  als 
gegeben  an,  aus  welchem  dann  durch  Beitritt  anderer  Zentralstaaten  auf  Grund  eines 
Vorzugs  Verhältnisses  —  eine  Patentunion  der  Zentralmächte  entstehen  könnte. 

Dagegen  kann  nach  Lab  an  dt  (ebendort)  die  Herstellung  einer  wesentlichen 
Übereinstimmung  der  stark  auseinandergehenden  Handelsrechte  nur  im  Zusammen- 
hange mit  der  in  Aussicht  genommenen  neuen  Kodifikation  des  österreichischen 
bürgerlichen  Rechtes  angestrebt  werden.  Ferner  sieht  Laban  dt  eine  Notwendigkeit 
der  Ausgleichung  des  stark  differierenden  (in  Österreich  rückständigen  und  schwach 
entwickelten)  Seerechtes  nicht  ein  —  eventuell  bis  auf  die  Gleichstellung  der  An- 
gehörigen des  anderen  Staates  mit  jenen  des  eigenen  Staates  hinsichtlich  der  Vor- 
aussetzungen zur  Führung  der  Plagge  und  hinsichtlieh  der  Nationalität  der  Schiffe. 

Nach  Prof.  Landesberger  (ebendort)  hat  sieh  das  österreichische  Aktien- 
regulativ gut  bewährt,  worauf  bei  den  Assimilierungsversuchen  auf  diesem  Gebiete 
Rücksicht  genommen  werden  sollte. 
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werden,  von  Öffentlichen  Verkehrseinrichtungen  Gebrauch  zu  machen, 
beziehungsweise  an  den  Vorteilen  der  Verbesserung  und  Erweiterung 
derselben  teilzunehmen.  Soweit  dies  auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahn- 
und  Schiffahrts Wesens  zu  geschehen  hat,  wurde  bereits  an  einer  anderen 
Stelle  angedeutet.  Dasselbe  gilt  aber  auch  für  das  Post-,  Telegraphen- 
und  Telephonwesen,  auf  welchen  Gebieten  Österreich -Ungarn  sich 
Deutschland  gegenüber  in  einem  großen  Rückstande  befindet.  Ferner 
sind  die  Bedingungen  der  Benützung,  sowie  der  finanziellen  Teilnahme 
der  Interessenten  an  der  Erweiterung  der  betreffenden  Anlagen  hier 
großenteils  viel  schwieriger  und  kostspieliger  als  in  Deutschland;  es  geht 
auch  hier  diese  Erweiterung  viel  langsamer  vor  sich  als  in  Deutschland. 
Im  mittelbaren  Zusammenhange  mit  der  Assirailierung  der  Ge- 
setzgebung steht  wohl  auch  die  Notwendigkeit  der  tunlichst  unbe- 
schränkten gegenseitigen  Zulassung  der  Staatsangehörigen  der  Zentral- 
reiche zur  wirtschaftlichen  Betätigung,  insbesondere  der  Freizügigkeit 
der  Arbeiterschaft  im  gesamten  Zollbündnisgebiete,  die  Anerkennung 
der  Gleichberechtigung  und  Gleichwertigkeit  verschiedener  verwandter 
wirtschaftlicher  AnstalJ;en  und  Einrichtungen  —  insbesondere  die  »Frei- 
zügigkeit der  Sozialversicherung«  (s.  unten  bei  »Arbeitsverhältnissen«)  — 
die  hindernislose  Vollstreckbarkeit  der  Gerichtsurteile  des  einen  Reiches 
im  anderen  Reiche  •),  ein  gleichmäßiges  Vorgehen  gegen  solche  Aus- 
wüchse der  freien  Konkurrenz,  insbesondere  gegen  solche  private  Aus- 


^)  Vgl.  Artikel  des  Prof.  Spät  und  des  ßatssekretärs  Fuchs  in  der  »Wirt- 
sehaftszeitung  der  Zentralmäehte«  vom  7.  April  1916.  Prof.  Spät  tritt  überhaupt 
schon  seit  längerer  Zeit  für  einen  Vollstreckungsvertrag  zwischen  Österreich  und 
Deutsehland  ein,  indem  er  darin  auch  einen  Vorboten  für  die  weitergehende  An- 
gleiehung  der  bürgerliehen  Gesetzgebung  sieht.  (Allerdings  gibt  er  selbst  zu,  daß 
die  Bestrebungen  nach  einer  mitteleuropäischen  Eeehtseinheit  vor  bestimmten  Ge- 
bieten halt  machen  müßten.  Insbesondere  schließt  er  das  Personenreeht,  Familien-, 
Erb-  und  Eherecht,  das  Grundeigentumsrecht,  das  Bergrecht,  das  Strafreeht,  die 
Verfassung  und  das  Verfahren  der  Gerichte  aus  einer  solchen  Aktion  aus.) 

Laban  dt  beschränkt  sieh  darauf,  die  wechselseitige  Anerkennung  der  in 
Handels-  und  Wechsel  Sachen  ergangenen  gerichtlichen  Erkenntnisse  als  er- 
wünscht zu  bezeichnen.  Nach  Spät  sollte  der  Rechts-  und  Vollstreekungs- 
hilfe vertrag  »auf  die  Satzungen  des  internationalen  Prozesses,  Exekutions-  und 
Konkursreehtes,  vielleicht  auch  des  internationalen  Privatrechtes«:  erstreckt  werden. 
(Die  für  das  Zustandekommen  eines  solchen  Vollstreekungshilfevertrages  notwendige 
Gleichheit  der  Normen  über  die  örtliche  Zuständigkeit  für  vermögensrechtliche  Klagen 
sollte  nicht  durch  Normen  des  Staatsvertrages,  sondern  durch  übereinstimmende 
Regelung  der  Gerichtsstände  in  den  einzelnen  Prozeßordnungen  hergestellt  werden.) 
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fuhrvergütungen,  welche  die  Grundlagen  des  Zwischenzollsystems  zu 
untergraben  geeignet  wären  usw. 

Um  die  verschiedenartigen  notwendigen  Eeformen  der  Gesetz- 
gebung entsprechend  rasch  durchzuführen,  wäre  eine  ad  hoc  organisierte 
permanente  Tätigkeit  der  betreffenden  Zentralstellen  (zum  Teil  in  Ver- 
bindung mit  der  Bündniszoll-  und  Handelskonferenz)  sowie  eine  Siche- 
rung der  parlamentarischen  Beschließung  der  in  Betracht  kommenden 
Novellen  im  Voraus  erforderlich  (etwa  durch  Anwendung  des  be- 
schleunigten Verfahrens  der  Geschäftsordnung  des  österreichischen 
Parlaments);  hiedurch  wäre  eine  sonst  zu  befürchtende  Verschleppung 
der  in  Eede  stehenden  Eeformen  zu  verhindern. 

Dem  Problem  der  Annäherung  der  wirtschafthchen  Gesetzgebung 
der  Zentralreiche  war  schon  in  Friedenszeiten  die  vorbereitende  und  auf- 
klärende Tätigkeit  der  »Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine«  in  Öster- 
reich, Ungarn  und  Deutschland  gewidmet.  Die  Notwendigkeit  einer  solchen 
Aktion  wird  jetzt  in  den  Zentralreichen  von  allen  in  Frage  kommenden 
Faktoren  anerkannt,  sogar  von  jenen,  die  der  Idee  einer  durchgreifenden 
Zollannäherung  feindlich  oder  skeptisch  gegenüberstehen.  Am  5.  Jänner 
1916  haben  die  Ältesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin  eine  Eesolution 
gefaßt,  nach  welcher  die  wirtschaftliche  Annäherung  unterstützt  werden 
müßte  durch  eine  Annäherung  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung, 
durch  welche  die  Gesetze,  welche  Handel,  Industrie  und  Verkehr  un- 
mittelbar berühren,  in  den  betreffenden  Ländern  möglichst  der  Verein, 
heitüchung  zugeführt  werden.  Über  eine  Bitte  der  Ältesten  hat  der 
frühere  österreichische  Justizminister  Franz  Klein  die  Aufgabe  über- 
nommen, ein  Programm  einer  solchen  Vereinheitlichung  auszuarbeiten. 

Eine  weitere  Anbahnung  der  wissenschaftlichen  Arbeit  auf  diesem 
Gebiete  brachte  die  unter  Beteiligung  der  österreichischen  und  ungari- 
schen Juristen  am  8.  April  1916  abgehaltene  Sitzung  der  »Berliner 
juristischen  Gesellschaft«.  (Aus  diesem  Anlasse  wurde  von  ungarischer 
Seite  darauf  hingewiesen,  daß  Ungarns  verkehrsrechtliche  Gesetzgebung 
sich  weit  mehr  an  die  deutsche  anlehnt  als  die  österreichische,  jedoch 
nunmehr  auch  einer  selbständigen  Entwicklung  unter  größerer  Berück- 
sichtigung der  besonderen  Landesverhältnisse  bedarf.) 

Am  Tage  der  Veranstaltung  der  »Berliner  juristischen  Gesellschaft« 
wurden  in  der  Sitzung  der  »Ständigen  Deputation  des  Deutschen 
Juristentages«  die  von  19  Mitgliedern  aus  Deutschland  und  Öster- 
reich-Ungarn besucht  war,  folgende  Entschheßungen  angenommen: 
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1.  Die  »Ständige  Deputation  des  Deutschen  Juristentages«  ist  der 
Überzeugung,  daß,  entsprechend  der  erhofften  wirtschaftlichen  An- 
näherung auch  eine  VereinlieitHchung  des  Eechtes  in  möglichst  weitem 
Maße  und  großzügig  geschaffen  werden  kann  und  muß. 

2.  Die  YereinheitUchung  ist  zunächst  in  Angriff  zu  nehmen  für 
das  gesamte  Handels-,  Wechsel-  und  Scheckrecht,  das  Schiffahrts-, 
Versicherungs-  und  Konkursrecht  sowie  den  gewerblichen  Eechtsschutz. 
Im  übrigen  bedarf  es  zuvor  einer  genaueren  Feststellung,  wie  weit 
auf  dem  Gebiete  des  bürgerlichen,  des  Straf-  und  Prozeßrechts  und 
darüber  hinaus  auf  anderen  Eechtsgebieten  eine  Rechts  Vereinheitlichung 
unter  Berücksichtigung  der  Verschiedenheiten  in  den  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Verhältnissen  durchführbar  ist. 

Schließlich  gab  die  »Wirtschaftszeitung  der  Zentralmächte«  eine 
Sondernummer  heraus  (7.  April  1916),  welche  der  juristischen  An- 
näherung gewidmet  ist. 


Die  Eückständigkeit  der  österreichischen  Verwaltung  im  Ver- 
gleiche zur  deutschen  zieht  dieselben  Erschwerungen  und  Hemmnisse 
des  wirtschafdichen  Lebens  nach  sich,  wie  die  skizzierte  Rückständig- 
keit der  Gesetzgebung,  indem  sie  sich  in  der  Nichtausnützung  der 
natürlichen  Produktionsbedingungen,  in  der  Verteuerung  der  Produktion 
und  in  einer  Behinderung  des  Durchsickerns  von  Kapital  und  Arbeit 
aus  Deutschland  nach  der  Monarchie  äußert. 

Die  österreichische  Verwaltung,  die  seinerzeit  in  verschiedenen 
Beziehungen  als  ein  Muster  galt,  ist  zum  Teil  auf  längst  verschwundene 
Verhältnisse,  auf  Zeiten  zugeschnitten,  die  im  Vergleiche  zu  den 
heutigen  patriarchalisch  erscheinen.  Seit  vielen  Jahrzehnten  hat  die 
qualitative  Entwicklung  der  österreichischen  Verwaltung  keine  wesent- 
lichen Fortschritte  gemacht,  insbesondere  nicht  im  Sinne  der  An- 
passung des  Geistes  und  des  Apparates  an  die  vollständig  geänderten 
Bedürfnisse  des  modernen  wirtschaftlichen  Lebens.  Ihre  diesbezüglichen 
Hauptmängel  sind  dahin  zusammenzufassen :  1.  daß  sie  viel  zu  langsam 
funktioniert^),  2.  daß  sie  infolge  der  rückständigen  Gesetzgebung  einer- 


^)  Wenn  nach  Mei sei  und  Spiethoff,  >Österreichs  Finanzen  und  der  Krieg« 
(München  und  Leipzig  1915),  im  preußischen  Ministerium  des  Innern  auf  einen  Akt 
K  7'15,  im  österreichischen  K 18-60  Kosten  entfallen,  so  hängt  dies  mit  der  weiteren 
mißliebigen  Tatsache   zusammen,    daß   die  Erledigung   dieses  Aktes   in  Österreich 


366 

seits,  infolge  der  psychischen  Insuffizienz  eines  Teiles  der  Beamtenschaft 
anderseits  leeren,  verschleppenden  und  lebensfeindlichen  Formalitäten 
eine  zu  große  Bedeutung  zumißt,  3.  daß  sie  über  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  vielfach  zu  wenig  informiert  und  von  der  Notwendigkeit  der 
Wirtschaftsförderung  vielfach  zu  wenig  überzeugt  ist,  infolgedessen  auch 
häufig  zu  wenig  zielbewußt  und  zu  wenig  wirtschaftsfördernd  vorgeht. 

In  diesen  drei  Momenten  liegt  der  Schwerpunkt  und  nicht,  wie 
vielfach  angenommen  wird,  in  der  Teilung  der  Staatsgewalt  zwischen 
dem  Staat  und  den  Kronländern  an  und  für  sich.  In  der  letzteren 
Beziehung  tut  bloß  ein  raisonnabler  Ausbau  einer  Idee  not,  deren 
Eichtigkeit  sich  nach  dem  Kriege  in  noch  höherem  Grade  als  bisher 
geltend  machen  dürfte.  Die  von  den  Zentralisten  als  Steckenpferd  be- 
nützten Mängel  der  Autonomie  sind  nicht  auf  die  Grundkonstruktion 
selbst,  sondern  zumeist  auf  die  Halbheit  im  bisherigen  Ausbau  zurück- 
zuführen. Österreich-Ungarns  Verwaltung  leidet  nicht  an  »zu  viel«, 
sondern  an  »zu  wenig«  Autonomie  und  an  »zu  viel«  Zentralismus. 

Nach  dem  Kriege  wird  die  ohnehin  allgemein  als  dringend  not- 
wendig erkannte  Eeform  der  Verwaltung  nicht  nur  im  Hinblicke  auf 
die  Ausgleichung  mit  Deutschland  ehestens  Platz  greifen  müssen,  sondern 
auch  deswegen,  weil  die  öffentliche  Verwaltung  nach  dem  Kriege  sich 
in  viel  höherem  Grade  als  bisher  der  Aufgabe  wird  unterziehen  müssen, 
den  Konsum  der  Volksmassen  vor  Übervorteilung  und  Bewucherung 
zu  schützen.  Sonst  könnten  die  die  Verbilligung  des  Konsums  be- 
zweckenden Maßnahmen  des  Staates  auf  dem  Zoll-  und  Steuergebiete 
vielfach  leicht  vereitelt  werden. 

Es  würde  zu  weit  führen,  an  dieser  Stelle  die  Ursachen  der  Eück- 
ständigkeit  der  österreichischen  Verwaltung,  sowie  die  zur  Behebung 
derselben  führenden  Mittel  ausführlich  zu  besprechen.  Als  Wegweiser 
dürfte  genügen  ein  Hinweis  auf  die  von  der  k.  k.  Kommission  für  Ver- 
waltungsreform herausgegebenen,  sehr  umfangreichen  Materialien,  ins- 
besondere auf  die  Ergebnisse  der  Enquete  vom  Jahre  1913,  in  welcher 
der  Verfasser  gleichfalls  Gelegenheit  hatte,  von  seinen  Erfahrungen  und 
Studien  auf  diesem  Gebiete  Gebrauch  zu  machen.  Übrigens  lassen  sich 
die  diesfalls  notwendigen  Eeformen  kurz  zusammenfassen,  wie  folgt: 

2V2aial  länger  dauern  dürfte  als  in  Preußen.  (Wenn  aber  alle  Instanzen  zusammen- 
gerechnet werden,  noch  unvergleichlich  länger!) 

Naumann  (a,  a.  0.  S.  119)  bemerkt  richtig,  daß  bei  der  Reform  der  Ver- 
waltung nicht  an  Geld  gespart  werden  soll,  sondern  an  verschleuderten  Dienststunden. 
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1.  Reform  der  Gesetzgebung,  soweit  sie  mit  dem  Wirtschafts- 
leben im  Zusammenhange  steht,  in  dem  oben  angedeuteten  Sinne  der 
Vereinfachung,  der  Differenzierung,  der  Liberalisierung  und  teilweise 
auch  der  Annäherung  an  die  deutsche  Gesetzgebung; 

2.  möglichste  Einschränkung  des  Instanzenzuges  und  der  Viel- 
fachheit der  Kompetenzen; 

3.  bürotechnische  Vereinfachung  der  Verwaltung; 

4.  weitgehende  Zulassung  von  Fachkräften  aus  Börgerkreisen 
zur  Beeinflussung  der  Erledigung  von  fachlichen  Angelegenheiten; 

5.  innere  Dezentralisierung  im  Schöße  aller  Behörden  im  Geiste 
der  möglichst  weitgehenden  Selbständigkeit  der  Einzelreferenten  in 
allen  Zweigen  und  Instanzen,  selbst  auf  den  untersten  Stufen  des 
Exekutivdienstes; 

6.  Erziehung  der  Beamten,  sowie  des  Beamtennachwuchses  im 
volkswirtschaftlichen  Geiste. 

i)    Währung  und  Münzsystem. 

Die  gegenwärtige  Unterwertigkeit  der  österreichisch-ungarischen 
Währung  im  Vergleiche  zur  deutschen  wird  vielfach  als  ein  Hindernis 
der  Zollunion,  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  und  selbst  einer 
einfachen  Vorzugsbehandlung  angesehen. 

Diese  Unterwertigkeit  ist  keine  normale  Erscheinung.  Seit  1896 
bis  zum  gegenwärtigen  Kriege  war  sie  überhaupt  nicht  vorhanden, 
beziehungsweise  gelangte  sie  —  was  dasselbe  bedeutet  —  in  Valuten- 
und  Devisenkursen  nicht  zum  Ausdruck. 

Nun  haben  gegenwärtig  sämtliche  kriegführenden  Staaten  mit 
einem  Disagio  ihres  Papiergeldes  im  Vergleiche  zu  den  wichtigsten  neu- 
tralen Staaten  zu  kämpfen,  sogar  England  und  in  viel  höherem  Grade 
Prankreich.  (Am  15.  Februar  1916  betrug  das  Disagio  von  London 
gegen  New  York  27o)  von  Paris  gegen  New  York  147o5  von  Paris  gegen 
London  127o-)   -^^  schlechtesten  sieht  es  diesfalls  mit  Rußland  aus. 

Diese  allgemeine  Erscheinung  ist  auf  einen  allgemeinen  Ursachen- 
komplex zurückzuführen:  auf  die  gewaltige  Steigerung  der  Einfuhr 
bei  gleichzeitigem  erheblichen  Rückgange  der  Ausfuhr,  beziehungs- 
weise auf  einen  solchen  Rückgang  der  Ausfuhr,  welcher  viel  stärker 
ist,  als  der  Rückgang  der  Einfuhr  —  und  auf  das  große  Übergewicht, 
welches  demzufolge  die  Nachfrage  nach  ausländischen  Zahlungsmitteln 
in  kriegführenden  Staaten  über  das  Angebot  gewonnen  hat ;  auf  eine 
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gewaltige  Verschiebung  (Passivierung)  der  Handels-  und  hiemit  auch 
der  Zahlungsbilanz;  auf  die  verschärften  Maßregeln  zum  Schutze  des 
Goldbestandes;  auf  die  gewaltig  verminderte  Möglichkeit  der  Aus- 
gleichung des  Handelspassivsaldos  durch  Effektenexport,  Schiffahrtsein- 
nahmen usw.;  auf  die  wachsenden  Zweifel  hinsichtlich  der  inneren 
Güte  des  Papiergeldes  angesichts  des  gestiegenen,  zum  Teil  nicht 
kontrollierbaren,  zum  Teil  nicht  gedeckten  und  eine  schwebende  Schuld 
zur  Bestreitung  eines  Teiles  der  Kriegskosten  darstellenden  Umlaufes 
desselben  (welches  Moment  allerdings  von  der  Bewertung  der  Sieges- 
chancen beeinflußt  wird);  auf  die  aus  dem  starken  Schwanken  der 
Valuten-  und  Devisenkurse  ihre  Nahrung  ziehende  Spekulation. 

Alle  diese  Elemente  treten  hinsichtlich  der  Währung  jedes  ein- 
zelnen der  kriegführenden  Staaten  in  verschiedenen  Zeitperioden  mit 
verschiedener  Kraft  in  Wirksamkeit.  Dazu  gesellen  sich  hie  und  da 
ganz  besondere  Ursachen,  wie  z.  B.  die  forcierte  Ausbietung  der  auf 
Markwährung  lautenden  Zahlungsmittel  durch  die  Ententebanken,  um 
eine  weitere  Entwertung  der  deutschen  Valuta  herbeizuführen;  ferner 
die  Zurückhaltung  der  Importeure  in  den  Zentralreichen  hinsichtlich 
der  Bezahlung  der  ausländischen  Importe  (in  der  Hoffnung,  eine 
Besserung  der  Valuten-  und  Devisenkurse  zu  erleben),  welcher  Zurück- 
haltung im  Dezember  1915  eine  stürmische  Nachfrage  nach  ausländi- 
schen Zahlungsmitteln  folgen  mußte. 

Im  Eahmen  der  obigen  allgemeinen  Erscheinung  hat  die  öster- 
reichisch-ungarische Währung  eine  viel  stärkere  Einbuße  erlitten  als 
die  deutsche,  was  in  den  allgemein  ungünstigeren  Verhältnissen  der 
Handels-  und  Zahlungsbilanz  der  Monarchie  im  Vergleiche  zur  deutschen 
und  in  der  an  einer  anderen  Stelle  geschilderten  Eückständigkeit  der- 
selben seine  Haupterklärung  findet.  Es  würde  den  Eahmen  dieser  Arbeit 
übersteigen,  eine  genaue  Analyse  dieser  notorischen  Tatsache  vorzu- 
nehmen oder  auch  nur  einige  minder  wichtige  Sondermomente,  die 
hiebei  mitbeteiHgt  sind,  zu  nennen  und  zu  beleuchten.^) 

^)  Eines  ist  zweifellos:  wenn  auch  der  deutsehe  Export  eine  viel  stärkere 
Minderung  erfahren  hat  als  der  österreichisch-ungarische,  konnte  sie  durch  den 
deutsehen  Zinsenansprueh  von  1^,  Milliarden  Mark  jährlieh,  eventuell  auch  durch 
Veräußerungen  des  im  Auslande  placierten  deutsehen  Kapitals  oder  der  im  deutschen 
Besitze  befindliehen  ausländischen  Effekten  zum  Teil  ausgeglichen  werden,  während 
in  der  österreichisch -ungarischen  Zahlungsbilanz  entsprechende  Posten  beinahe 
gänzlich  fehlten.  Wenn  in  Deutsehland  die  wichtigen  Schififahrtseinnahmen  ge- 
schwunden sind,  so   sind  in  Österreich-Ungarn  nicht  bloß  diese,  sondern  auch  die 
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Für  unsere  Zwecke  genügt  es,  festzustellen,  daß  die  Entwertung 
der  österreichisch-ungarischen  Währung  im  Vergleiche  zur  deutschen 
rund  207o  beträgt  und  daß  im  Hinblicke  auf  die  in  den  allgehieinen 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  der  Monarchie  tief  wurzelnde  Ursache 
dieser  Differenz  die  Retablierung  der  internationalen  Vollwertigkeit  der 
österreichisch-ungarischen  Währung  im  natürlichen  Wege  sich  viel 
langsamer  vollziehen  müßte,  als  jene  der  deutschen. 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  durch  die  letztere  Tatsache  einer- 
seits eine  Ungleichheit  der  österreichisch -ungarischen  Produktions- 
bedingungen im  Vergleiche  zu  den  deutschen  zuungunsten  der  ersteren 
geschaffen  wird,  anderseits  aber  (im  scheinbaren  Gegensatze  zu  dieser 
Erscheinung)  es  dem  Deutschen  Reiche  erschwert  wird,  die  Zoll- 
schranken gegenüber  Österreich-Ungarn  wesentlich  herabzusetzen. 

Ist  auch  das  Disagio  an  und  für  sich  der  beste  Exportförderer, 
indem  es  die  auszuführenden  Waren  für  das  Ausland  verbilligt,  wo- 
durch die  Ausfuhr  gesteigert  und  Gold  ins  Land  gebracht  wird,  so  ist 
diese  Wohltat  der  entwerteten  Valuta  ein  Danaergeschenk.  Die  auto- 
matisch vor  sich  gehende  Steigerung  der  Ausfuhr  zufolge  der  schlechteren 
Valuta  verbessert  die  Handelsbilanz,  vermehrt  den  Goldreichtum  und 
trägt  zur  Besserung  des  Devisenkurses,  zum  allmählichen  Sinken  des 
Disagios  bei.  Aber  bis  durch  diese  Erfolge  die  Beseitigung  des  Dis- 
agios  bewirkt  wäre,  würde  eine  für  die  industrielle  Produktion  sehr 
gefährliche  Teuerung  von  Rohstoffen  und  Nahrungsmitteln  eintreten, 
erstens  weil  die  minderwertige  Valuta  wie  Einfuhrzoll  wirkt,  zweitens 

Auswanderergeldsendungen  ausgeblieben.  Ferner  hat  Naumann  (in  > Mitteleuropa«, 
S.  161)  nicht  ganz  unrecht,  wenn  er  die  mindere  Bewertung  der  österreichisch- 
ungarischen  Währung  im  Auslande  mit  der  Tatsache  in  Zusammenhang  bringt,  daß 
zwar  nicht  die  formelle,  statutarische  Golddeckung,  wohl  aber  der  Goldbestand  im 
freien  Verkehre  des  Deutsehen  Reiches,  kurz,  der  Goldreiehtum  Deutschlands  un- 
vergleichlich größer  ist,  als  jener  der  Donaumonarchie. 

In  einer  Beziehung,  soweit  die  Sanierung  der  Währungsverhältnisse  in 
weiterer  Zukunft,  nach  einer  gewissen  besonders  schwierigen  Übergangszeit,  in 
Betracht  kommt,  ist  die  Situation  der  Zentralreiehe  günstiger,  als  jene  ihrer  Gegner. 
Hier  ist  nämlich  ein  unvergleichlich  größerer  Teil  der  Kriegskosten  der  heimischen 
Wirtschaft,  der  er  entnommen  wurde,  wieder  zugeströmt,  während  jene  Staaten  eine 
viel  stärkere,  über  das  normale  Maß  weit  hinausgehende  Verschuldung  gegenüber  dem 
neutralen  Auslande,  insbesondere  gegenüber  den  Vereinigten  Staaten,  zu  verzeichnen 
haben.  Anderseits  sind  die  Ententeländer  trotz  Schiffahrtssehwierigkeiten  allerdings 
nicht  so  stark  von  Rohstoffen  entblößt  worden  wie  die  Zentralreiche,  und  werden  für 
dje  Naehschaflfung  derselben  nach  dem  Kriege  keine  so  großen  Beträge  benötigen. 

v.Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I.  24 
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infolge  gesteigerter  Ausfuhr  der  eigenen  Rohstoffe  und  Lebensmittel. 
Man  könnte  dem  freilich  durch  eine  Ausfuhrsperre  vorbeugen,  wenn 
man  gar  keine  Handelsverträge  besitzen  würde,  was  aber  nicht  der  Fall 
ist,  oder  aber  man  müßte  für  die  heimischen  Nahrungsmittel  und  Roh- 
stoffe so  hohe  Preise  zahlen,  daß  sich  die  Ausfuhr  nicht  mehr  verlohnen 
würde.  Dies  wäre  eine  nicht  mindere  Gefahr,  die  Gefahr  einer  weiteren 
Produktions-  und  Lebensverteuerung  mit  allen  ihren  Konsequenzen. 

Im  Endresultate  hätte  man  mehr  Gold,  aber  weniger  Nahrungs- 
mittel und  Rohstoffe;  eine  größere  theoretische  Exportmöglichkeit, 
aber  eine  geringere  tatsächliche  Exportfähigkeit  und  jedenfalls  eine 
geschwächte  Arbeitskraft  zufolge  der  geminderten  Nahrungsmittel- 
mengen oder  der  erhöhten  Lebensteuerung;  einen  stärkeren  Schutz 
gegen  die  Einfuhr  fremder  Industrieartikel,  aber  eine  geminderte  Kauf- 
kraft des  Inlandsmarktes  für  einheimische  Erzeugnisse.  Die  schlechte 
Valuta  ist  somit  ein  Exportförderer  höchst  unerwünschter  Gattung  — 
in  solchen  Wirtschaftsgebieten,  welche,  wie  die  österreichisch-ungarische 
Monarchie,  keinen  gewaltigen  Überschuß  an  Rohstoffen  und  Nahrungs- 
mitteln besitzen  und  insbesondere  nach  dem  Friedensschlüsse  durch 
längere  Zeil  einen  gewaltig  gestiegenen  Einfuhrbedarf  in  diesen  Artikeln 
haben  werden,  ferner  überhaupt  in  solchen  Wirtschaftsgebieten,  welche, 
wie  die  österreichisch-ungarische  Monarchie,  eine  passive  Handelsbilanz 
und  eine  passive  Zahlungsbilanz  haben.  Aus  der  schlechteren  Währung 
würde  sich  auch  ein  Mehrbedarf  an  öffentlichen  Einnahmen  ergeben, 
der  zu  einer  weiteren  Belastung  der  Produktion  mit  noch  mehr  erhöhten 
Steuern  führen  müßte. 

SchließUch  wäre  die  Produktion  infolge  entwerteter  Währung 
nicht  nur  mit  höheren  Rohstoff-  und  Lebenskosten,  nicht  nur  mit 
höheren  Löhnen,  nicht  nur  mit  höheren  Steuern,  sondern  auch  mit 
höheren  Zinsen  belastet.  Hiemit  wäre  aber  sehr  bald  die  Rolle  der 
schlechteren  Valuta,  als  Exportprämie,  konsumiert,  und  es  würde  dann 
auch  bald  die  Periode  eines  durch  die  Wirkungen  der  schlechteren 
Valuta  erschwerten  Industrieexportes  eintreten. 

Auf  der  anderen  Seite  wäre  —  im  Falle,  als  für  eine  recht 
baldige  Besserung  der  österreichisch-ungarischen  Valuta  keine  Aus- 
sichten vorhanden  wären  —  Deutschland  gezwungen,  bis  zum  Eintreten 
dieser  Besserung,  beziehungsweise  der  Vollwertigkeit,  Zwischenzölle 
zum  Schutze  verschiedener  Zweige  der  deutschen  Produktion  zu  er- 
stellen, die  höher  sein  müßten,  als  dies  dem  Zwecke  des  Zoll-  und 


371 

Wirtschaftsbündnisses,  der  so  notwendigen  Erweiterung  des  beengten 
Marktes  der  Monarchie  entsprechen  würde,  i)  Diesfalls  besteht  schon 
ein  Präzedenzfall.  Um  die  Jahre  1883  bis  1885,  als  in  Deutschland 
die  Goldwährung,  in  Österreich-Ungarn  aber  die  Silber-Papierwährung 
und  ein  Goldagio  bestand,  hätten  die  deutschen  Agrarier  einer  Zoll- 
union mit  Österreich-Ungarn  nur  unter  der  Bedingung  der  Herstellung 
der  Währungsgleichheit  zwischen  den  beiden  Reichen  zugestimmt.  2) 
Nun  ist  es  keinesfalls  darauf  zu  rechnen,  daß  die  Wiedererlangung 
der  Vollwertigkeit  der  Valuta  im  natürlichen  Wege  sich  anders  wie 
nur  langsam  vollziehen  würde.  Wie  Spiethoff  (a.  a.  0.)  richtig  bemerkt, 
ist  nach  dem  Friedensschlüsse  eine  erneuerte  Phase  der  Gefährdung 
der  Wechselkurse  zu  befürchten  im  Hinblicke  auf  die  gewaltig  steigende 
Einfuhr  von  Rohstoffen  zur  Auffüllung  der  durch  die  Kriegsisolierung 
bewirkten  Lücken,  welcher  Einfuhr  erst  später  nach  und  nach  eine 
Wiederherstellung  der  normalen  Ausfuhr  von  Fabrikaten  folgen  wird. 

Damit  das  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  mit  Deutschland  überhaupt 
zustande  kommen  könne  oder  damit  die  Erfüllung  seiner  volkswirt- 
schaftlichen Zwecke  ehestens  zu  wirken  beginne,  müssen  besondere 
Maßregeln  ins  Auge  gefaßt  werden,  um  die  Parität  der  österreichisch- 
ungarischen  Währung  mit  der  deutschen  ehestens  herzustellen. 

Aus  der  vorausgehenden  Schilderung  der  mutmaßlichen  Folgen 
einer  andauernden  Unterwertung  der  Valuta  für  die  Monarchie  geht 
klar  hervor,  daß  nicht  nur  im  Hinblicke  auf  die  Erleichterung  des 
Zustandekommens  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses,  sondern  auch 
an  und  für  sich  die  baldigste  Wiederherstellung  der  Valuta  nach  dem 
Kriege  finanziell,  wirtschaftlich  und  moralisch  eine  der  wichtigsten 
Aufgaben  bildet  und  mit  aller  Entschiedenheit  durchgeführt  werden 
muß.  Vollständige  Wiederaufriehtung  der  Valuta,  die  Beseitigung  des 
Disagios  wird  den  Abschluß  von  Handelsverträgen  begünstigen  3),  die 

^)  S.  Spiethoff  (im  Sammelwerke  des  Prof,  Herkner,  S.  57). 

^)  S.  Gerloff,  »Die  Finanz-  und  Zollpolitik  des  Deutsehen  Reiehes<  (Jena 
1913,  S,  222). 

3)  Im  Sammelwerke  des  Prof.  Herkner,  »Die  wirtschaftliche  Annäherung 
zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  seinen  Verbündeten«  (München  1916,  I.  Teil, 
S.  57),  bemerkt  Spiethoff  richtig:  »Auch  für  jeden  Handelsvertrag  würde  die 
österreichisch-ungarische  Währungsnot  ein  Hindernis  bilden.  Alle  Kräfte  müssen  auf 
Herstellung  und  Festigung  der  Währung  gerichtet  sein  und  dabei  darf  vor  finanziellen 
Opfern  nicht  zurückgeschreckt  werden.  Auch  die  Entwertung  ist  nicht  opferlos.  < 

24* 
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Donaumonarchie  auf  dem  internationalen  Markte  allen  anderen  Groß- 
mächten gleichstellen,  die  Kalkulation  der  Industrie  stabilisieren,  den 
Bezug  der  Rohstoffe  und  jener  notwendigen  Industrieerzeugnisse  ver- 
billigen, auf  die  die  Monarchie  angewiesen  ist,  die  Einfuhr  von  Lebens- 
mitteln erleichtern  und  auf  die  Ausfuhr  derselben  hemmend  wirken, 
wodurch  die  Bevölkerung  der  Monarchie  der  Vollernährung  näher 
gebracht  werden  wird,  was  erfahrungsgemäß  eine  Begleiterscheinung 
der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Erstarkung  bildet  und  nach  dem 
Kriege  zu  einem  der  Hauptziele  der  österreichisch-ungarischen  Wirt- 
schaftspolitik werden  muß. 

Welche  Mittel  sind  hier  in  Anwendung  zu  bringen,  damit  der 
in  Rede  stehende  Erfolg  erreicht  werde?  Gehört  auch  dieses  Problem 
zu  den  schwierigsten,  weil  kompliziertesten,  so  soll  indessen  nichts 
unversucht  gelassen  werden,   um  dieses  Ziel  zu  erreichen. 

Eine  Erleichterung  dieser  Aufgabe  ergibt  sich  schon  aus  der 
Tatsache,  daß  nicht  Österreich-Ungarn  allein,  sondern  beide  Reiche 
darüber  werden  schlüssig  werden  müssen,  welche  Mittel  sie  zur  Ver- 
teidigung ihres  Goldschatzes,  zur  Einschränkung  ihres  Notenumlaufes 
und  zur  Beseitigung  des  Disagios  ihrer  Valuta  zu  ergreifen  haben. 
Die  Gleichartigkeit  der  zu  erstrebenden  Ziele  muß  eine  aktive  »Währungs- 
sanierungsgemein Schaft«  herbeiführen. 

Im  Rahmen  dieser  gemeinsamen  Aktion  wird  das  stärkere 
Deutschland  dem  schwächeren  Österreich-Ungarn  nach  Tunlichkeit 
unter  die  Arme  greifen  müssen  —  nicht  erst  nach  dem  Friedens- 
schlüsse, sondern  schon  jetzt  (ohne  finanzielle  Opfer  zu  bringen)  — 
durch  tunlichst  weitgehende  Übernahme  österreichisch-ungarischer 
Effekten,  beziehungsweise  durch  Rückübernahme  solcher  deutscher 
Effekten,  welche  sich  im  österreichisch-ungarischen  Besitze  befinden, 
durch  Stundung  der  Deutschland  gegenüber  der  Monarchie  erwachsenden 
Forderungen  für  gelieferte  Waren  (welche  Stundung  eine  Mitwirkung 
der  österreichischen  und  deutschen  Banken  zur  Voraussetzung  hat), 
durch  wohlwollende  Handhabung  der  bekannten  deutschen  Vorschriften 
über  die  Zentralisierung  des  Devisendienstes,  durch  erleichterte  Auf- 
nahme der  Ausfuhr  aus  der  Monarchie. 

Eine  solche  zugunsten  der  österreichisch-ungarischen  Währung 
einzuleitende  besondere  Aktion  hat  naturgemäß  eine  diesfälHge  Ver- 
ständigung und  gemeinsame  Aktion  der  Regierungen  und  der  führenden 
Banken  zur  Voraussetzung. 
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Außerdem  gibt  es  ein  anderes,  äußerst  wichtiges  Gebiet,  auf 
welchem  eine  gemeinsame  Aktion  der  Zentralreiche  im  Interesse  sowohl 
der  österreichisch-ungarischen,  als  auch  der  deutschen  Währung 
unternommen  werden  sollte  und  könnte. 

Die  Höhe  der  in  Gold  zu  zahlenden  Kriegsentschädigung,  welche 
die  Zentralreiche  von  den  besiegten  Gegnern  zu  erwarten  haben,  läßt 
sich  auch  nicht  annähernd  voraussehen.  Jedenfalls  dürfte  sie  nicht 
unbedeutend  sein:  der  Sieger  hat  das  Eecht,  zu  verlangen  und  die 
Macht,  zu  erzwingen,  daß  ihm  wenigstens  ein  Teil  der  ihm  mutwillig 
aufgebürdeten  immensen  Kosten  vom  Besiegten  bezahlt  werde.  Der 
Zufluß  einer  viele  Milliarden  Mark  und  Kronen  betragenden  Summe 
in  Gold  oder  in  Goldwerten  müßte  allein  eine  sehr  wesentliche  Stärkung 
der  Valuta-  und  Devisenkurse  herbeiführen  und,  den  Notenbanken 
zugeführt,  eine  weitere  Kräftigung  der  Währungen  der  Zentralmächte 
infolge  vergrößerter  Golddeckung  des  Notenumlaufes  bewirken,  die 
sonst  nicht  leichte  Aufgabe  der  Konsolidierung  der  schwebenden 
Kriegsschulden  und  der  damit  zusammenhängenden  Verminderung 
des  Papiergeldumlaufes  lösen  oder  zumindest  erleichtern.  So  müssen 
die  gemeinsamen  Bestrebungen  der  Zentralreiche  anläßlich  des  Friedens- 
schlusses auf  die  Erzielung  möglichst  bedeutender  Barentschädi- 
gungen gerichtet  sein.  Sollte  —  im  Hinblicke  auf  verschiedene  wirt- 
schaftliche und  politische  Komplikationen  und  Kompensationen,  be- 
ziehungsweise im  Hinblicke  auf  die  Schonung  der  Finanz-  und  Volks- 
wirtschaft der  Besiegten,  soweit  dies  im  Interesse  der  künftigen  Handels- 
beziehungen der  Sieger  liegen  würde  —  nicht  möglich  sein,  dieses 
Eesultat  in  einem  für  die  Wiederaufrichtung  der  Währung  genügenden 
Maße  zu  erzielen,  so  könnte  die  Forderung  gestellt  und  durchgeführt 
werden,  daß  die  Ententestaaten,  insbesondere  England  und  Frank- 
reich, Milliardenbeträge  der  österreichisch-ungarischen  und  deutschen 
Staatspapiere  zu  unserem  Emissionskurse  übernehmen  und,  bei  Zu- 
sicherung einer  etwa  zehnjährigen  staffelweise  aufzuhebenden  Sperre, 
in  ihren  oder  auch  in  neutralen  Ländern  unterbringen.  Hatten  die 
Ententestaaten  Geld  genug,  um  ihre  Verbündeten  Jahrzehnte  lange 
vor  dem  Kriege,  allenfalls  auch  während  des  Krieges  durch  Kredit- 
gewährung zu  stärken,  so  kann  ihnen  eine  solche  Kreditgewährung 
vom  Sieger  aufgebürdet  werden;  bildet  sie  ja  übrigens  die  gelindeste 
und  konvenabelste  Form  einer  ergänzenden  Kriegsentschädigung,  indem 
sie  den  kreditgewährenden  Staaten  eine  viel  größere  Sicherheit  bietet, 
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als  ihre  bisherigen  politischen  Kreditoperationen!  Die  Kreditwürdigkeit 
des  Siegers  und  die  Vollwertigkeit  seiner  Valuta  wird  mit  der  Zeit 
selbst  dem  französischen  Rentier  und  der  englischen  Köchin  einleuchten. 
Für  die  Zentralreiehe  würde  die  Aufnahme  eines  solchen  ausländischen 
Darlehens  eine  freilich  vorübergehende,  dafür  aber  so  bedeutende 
Besserung  der  Zahlungsbilanzen  bedeuten,  daß  die  Wiederaufrichtung 
der  Valuten  nicht  mehr  zweifelhaft  wäreJ) 

Dieser  im  Friedensvertrage  den  Ententemächten  aufzulegende 
Zwang,  den  Siegern  einen  solchen  Kredit  zu  gewähren,  erscheint  um  so 
berechtigter,  als  die  Ententemächte  noch  vor  dem  Kriege  die  wirt- 
schafthche  Schwächung  der  Zentralreiche  herbeizuführen  suchten,  indem 
sie  das  Rückströmen  von  österreichischen,  ungarischen  und  deutschen 
Effekten  in  die  Heimat  (wenn  auch  mit  sehr  geringem  Erfolge)  syste- 
matisch förderten,  was  ohne  die  besprochene  Sicherung  in  den  Friedens- 
verträgen nach  dem  Friedensschlüsse  in  noch  größerem  Maße  zu  er- 
warten wäre.  Denn,  wenn  auch  ein  umfangreicher  Warenboykott  zu- 
ungunsten der  Zentralreiche  in  den  Ententeländern  aus  Gründen,  die  an 
einer  anderen  Stelle  werden  angegeben  werden,  nicht  zu  befürchten  ist, 
wäre  mit  einem  finanziellen  Boykott  seitens  der  leitenden  Finanzkreise 
über  Veranlassung  der  betreffenden  Regierungen  doch  zu  rechnen. 

Freilich  würde  die  Verzinsung  und  dann  die  sukzessive  Ein- 
lösung der  im  Auslande  begebenen  Staatspapiere,  nach  Maßgabe  des 
Ablaufes   der  Sperre,   auf  die  späteren  Zahlungsbilanzen  der  Zentral- 


^)  Dr.  Alexander  Wekerle  sehrieb  vor  kurzem  im  Fachblatt  »Penzintezeti 
Szemli«  ganz  allgemein:  »Die  einzige  Garantie,  daß  wir  unser  Gold  behalten  und 
neues  dazu  erwerben,  würde  eine  aktive  Zahlungsbilanz  bieten.  Hier  ist  die  Er- 
werbung von  ausländischem  Kapital  von  hervorragender  Wichtigkeit.« 
»Unbegreiflich  sind  die  Bedenken  derjenigen,  die  das  Einströmen  von  ausländischem 
Kapital  befürchten.«  »Eines  der  zweckmäßigsten  Mittel  für  die  Gewinnung  des 
ausländischen  Kapitals  ist  die  Placierung  unserer  Wertpapiere  im  Ausland.« 

Vgl.  hiezu  folgende  Bemerkungen  des  Präsidenten  der  Niederösterreichisohen 
Eskomptegesellschaft  Feilchenfeld  in  der  >Neuen  Freien  Presse«  vom  25.  Dezember 
1915:  »Die  künftige  Finanzpolitik  wird  darauf  bedacht  sein  müssen,  den  Verkehr 
von  überschüssigen  Noten  zu  entlasten,  was  nur  durch  Aufnahme  von  Anleihen 
möglich  sein  wird.  Gelingt  es  für  diese  Anleihen  auswärtige  Märkte  zu  gewinnen, 
80  wäre  damit  auch  ein  wesentlicher  Vorteil  für  die  Valuta  erreicht,  weil  die  aus 
diesen  Begebungen  stammenden  auswärtigen  Guthaben  die  Wechselkurse  drücken 
müssen.  Werden  wir  auch  noch  eine  Kriegsentschädigung  von  mehreren  Milliarden 
erhalten,  so  werden  damit  die  Voraussetzungen  für  die  Herstellung  des  normalen 
Standes  in  der  Bewertung  der  Währung  gegeben  sein.« 
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reiche  drücken.  Dem  ist  aber  zunächst  die  exportfördernde  Wirkung 
dieser  Auslandsverschuldung  gegenüberzustellen  —  für  die  westlichen 
Mächte  gleichzeitig  ein  Zwang,  die  Einfuhr  aus  den  Zentralreichen 
nicht  zu  behindern  und  die  Währungen  der  Zentralreiche  zu  pflegen. 
Ferner  ist  es  zu  erwarten,  daß  ein  Teil  der  betreffenden  Papiere  trotz 
Auflassung  der  Sperre  im  Auslande  verbleibt  und  daß  mit  dem  so- 
fortigen Eückflusse  des  jeweilig  frei  werdenden  Betrages  kaum  zu 
rechnen  sein  wird,  wenn  die  Zentralreiche,  insbesondere  aber  Österreich- 
Ungarn,  im  Laufe  der  Sperrperiode  eben  mit  Hilfe  der  so  bedeutenden 
flüssigen  Mittel  ihre  gesamte  Wirtschaft  in  die  Höhe  bringen,  was 
im  Falle  des  Zustandekommens  des  Zoll-  und  Wirtschattsbündnisses 
als  sicher  anzunehmen  ist.  Dann  wird  aber  im  Laufe  dieser  Zeitperiode 
auch  der  Volksreichtum  der  Zentralreiche  wieder  so  gewachsen  sein, 
daß  die  etwa  rückströmenden  Papiere  ohne  Erschütterung  werden  auf- 
genommen werden  können. 

Ist  aber  der  Volksreichtum  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
gewachsen,  die  Volkswirtschaft  und  der  Staatshaushalt  derselben  ge- 
kräftigt, dann  —  um  so  sicherer  —  findet  Österreich-Ungarn  (falls 
die  politischen  Bande  durch  wirtschaftliche  verstärkt  werden)  in  dem 
kapitalskräftigeren  Verbündeten  einen  Aushilfsabnehmer  für  die  etwa 
doch  in  solchem  Maße  rückfließenden  Papiere,  daß  die  Monarchie 
selbst  dieselben  nicht  ganz  übernehmen  könnte. 

Allenfalls  ist  nach  wie  vor  die  Eepatriierung  der  im  Auslande 
placierten  Wertpapiere  nach  Maßgabe  der  Stärkung  der  eigenen  Kapitals- 
bestände und  der  Erreichung  von  Überschüssen  (um  den  Kapitals- 
export pflegen  zu  können),  als  eines  der  wichtigsten  Ziele  der  gesamten 
Wirtschaftspolitik  auf  lange  Sicht,  zu  betrachten.  (Vgl.  Fellner,  »Die 
Zahlungsbilanz  Ungarns  usw.«,  S.  157.)  Im  Hinblicke  darauf  ist  das 
oben  vorgeschlagene  Aushilfsmittel  stets  nur  als  ein  provisorisches  zu 
betrachten  und  nur  mit  der  Absicht  anzuwenden,  über  momentane 
Schwierigkeiten  bis  zu  einem  günstigen  Momente  hinwegzukommen. 

Ferner  könnten  vielleicht  die  Ententestaaten  in  den  Friedens- 
verträgen verpflichtet  werden,  einen  beträchtlichen  Teil  der  Kriegs- 
entschädigung in  natura,  in  Eohstofi"en  und  Lebensmitteln,  zu  zahlen 
—  oder  es  könnte  ihnen  vielleicht  eine  solche  Verpflichtung  (gegen  Ent- 
gelt mit  Stundung)  als  eine  Ergänzung  der  in  Gold  zu  zahlenden  Kriegs- 
entschädigung auferlegt  werden.  Dadurch  würde  der  nach  dem  Kriege 
eintretende  gewaltige  Bedarf  an  ausländischen  Zahlungsmitteln  (infolge 
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forcierter  Eohstoffbezüge)  wesentlich  vermindert  werden.  (Abgesehen: 
davon  könnte  überhaupt  eine  organisierte  Eohstoffeinkaufsgemeinschaft 
der  Zentralmächte  nach  dem  Kriege  der  Währungsbesserung  große 
Dienste  leisten.)^) 

SchUeßlich  könnte  die  Errichtung  einer  internationalen  Gold- 
produktions- und  Geldverkehrskontrolle  und  im  Zusammenhange  damit 
einer  internationalen  Abrechnungsstelle  zum  Zwecke  der  Einschränkung 
des  Bedarfes  an  ausländischen  Zahlungsmitteln  versucht  werden. 

Sollten  sich  die  hier  vorgeschlagenen  Wege  als  nicht  gangbar  er- 
weisen oder  zu  Eesultaten  führen,  die  eine  Wiederherstellung  der  Wäh- 
rungsparität noch  immer  nicht  nach  sich  ziehen  würden,  so  müßte  an  die 
Aufnahme  von  Valutaanleihen  in  neutralen  Ländern  geschritten  werden. 

Die  Opfer,  die  man  an  höheren  Zinsen  zu  tragen  hätte,  wären 
—  wenn  sie  dazu  beitragen  sollten,  die  Yalutaentwertung  zu  beseitigen  — 
von  geringerem  Nachteil,  als  jene  anscheinend  verlockenden  Vorteile 
einer  Warenexportförderung  mit  Hilfe  einer  schlechten  Valuta.  Bei  der 
Aufnahme  solcher  Valutaanleihen  wäre  das  gemeinsame  taktische  Vor- 
gehen der  beiden  Zentralreiche  von  größtem  Vorteile. 

Mittlerweile  —  da  die  Disparität  der  österreichisch-ungarischen 
Valuta  um  so  viel  größer  ist,  als  die  der  deutschen  —  könnte  nötigenfalls 
der  immer  viel  kräftigere  deutsche  Geldmarkt  die  Valutaanleihen  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  wenigstens  teilweise  aufnehmen. 
Der  Weg  ist  schon  während  des  Krieges  betreten  worden:  im  November 
1914  nahm  Österreich-Ungarn  in  Deutschland  300  Millionen  Mark, 
im  Juni  1915  500  Millionen  Mark,  im  Februar  1916  200  Millionen 
Mark,  zusammen  eine  Milliarde  Mark  auf,  wobei  noch  weitere  der- 
artige Valutadarlehen  in  Aussicht  genommen  sind.  Dies  hatte  schon 
den  Erfolg,  daß  der  österreichisch-ungarische  Devisen-  und  Valuten- 
preis sich  noch  während  des  Krieges  von  seinem  Tiefpunkt  erholt  hat. 

Der  Effektenexport  im  allgemeinen  ist  um  so  schärfer  ins  Auge 
zu  fassen,  als  er  mutmaßlich  viel  rascher  ins  Werk  gesetzt  werden 
könnte,  denn  der  Warenexport  in  großem  Stil,  ferner  als  die  im  Inlande 
befindlichen  beweglichen  Kapitalien  für  andere  Zwecke  reserviert  werden 
müssen,  und  zwar  nicht  nur  für  neue  privatwirtschaftliche  und  öffent- 
liche Investitionen  im  Inlande,  sondern  auch  für  jenen  Kapitalienexport 

')  Vgl.  Artikel  des  Präsidenten  des  Zentralverbandes  der  Industriellen  Öster- 
reichs, Sektionsehef  Brosche,  in  der  »Wirtsehaftszeitung  der  Zentralmächte«  vom. 
11.  Februar  1916. 
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nach  den  von  den  Zentralreichen  wirtschaftlich  zu  durchdringenden 
Gebieten,  welcher,  als  für  den  Warenexport  bahnbrechend,  in  der  Zu- 
kunft in  viel  höherem  Maße  denn  bisher,  eine  unentbehrliche  Wafife  im 
Arsenal  der  weltwirtschaftlichen  Großmachtmittel  bilden  wird.  Es  wird 
das  Beispiel  der  Vereinigten  Staaten  nachgeahmt  werden  müssen,  welche 
vor  dem  Kriege  billigere  Gelder  in  London  aufnahmen,  um  sie  dann 
mit  einem  höheren  Nutzen  in  Kanada,  Ostasien,  Südamerika  zu  investieren. 
(Ähnliches  tat  Eußland  im  Verhältnisse  zu  Persien.)  i) 

Dagegen  ist  hier  —  soweit  die  Monarchie  in  Betracht  kommt  — 
jener  in  der  letzten  Zeit  häufig  (auch  von  Wekerle)  empfohlene  Weg 
kaum  in  Erwägung  zu  ziehen,  der  von  England  propagiert  und  prak- 
tiziert wurde,  das  ist  der  Verkauf  von  solchen  ausländischen  Wert- 
papieren, durch  welche  im  Auslande  Goldguthabungen  beschafft  werden 
können.  Das  wäre  für  die  Monarchie  ein  recht  heikler  Weg,  da  beispiels- 
weise niemand  dafür  plaidieren  kann  und  darf,  deutsche  Werte  zu  ver- 
kaufen, auch  wenn  die  Valutadifferenz  sehr  dazu  reizen  sollte,  während 
die  Bestände  an  Effekten  des  sonstigen  Auslandes  nicht  groß  genug  sind, 
um  für  die  Valutafrage  in  wesentlicher  Weise  in  Betracht  zu  kommen. 

Die  in  Deutschland  mit  der  Verordnung  des  Bundesrates  vom 
23.  Jänner  1916  ins  Leben  gesetzte  Organisierung  und  Zentralisierung 
des  Handels  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  unter  der  Kontrolle 
der  Eeichsbank  wäre  auch  in  Österreich-Ungarn  anzuordnen,  in  beiden 
Reichen  weiter  auszubauen  und  auch  nach  dem  Kriege  zu  behalten. 
(In  Österreich  werden  vorläufig  Ausfuhrbewilligungen  nur  unter  der 
Bedingung  erteilt,  daß  die  Exportvaluta  vom  Exporteur  der  Österreichisch- 
ungarischen Bank  zur  Verfügung  gestellt  wird).  2)  Zwischen  der  Öster- 
reichisch-ungarischen Bank  und  der  Reichsbank  wäre  allenfalls  ein  ein- 
vernehmliches Vorgehen  auf  dem  Gebiete  der  »Exodromie«  (nach 
Knapp)  zustandezubringen. ^) 


^)  Vgl.  zu  diesem  Gegenstande  die  grundsätzlichen  und  erschöpfenden  Aus- 
führungen Sehilders,  »Entwicklungstendenzen  usw.«,  I.  Bd.,  S.  360 — 367. 

'^)  Erst  als  diese  Zeilen  bereits  in  Druck  gesetzt  waren,  wurde  am  22.  Fe- 
bruar 1916  der  Handel  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  in  Österreich  und  in 
Ungarn  auf  freiwilliger  Basis  (im  Gegensatze  zu  Deutschland)  unter  der  Kontrolle 
der  Österreichisch-ungarischen  Bank  für  die  weitere  Dauer  des  Krieges  sowie  für 
einige  Zeit  nach  dem  Kriege  zentralistisch  organisiert.  Diese  Aktion  hat  auch  tat- 
sächlich zu  einer  wesentlichen  Besserung  der  Wechselkurse  beigetragen. 

3)  In  Frieden szeiten  war  die  regelnde  Tätigkeit  der  Österreichisch-ungarischen 
Bank  bezüglich  des  Devisenhandels  im  Interesse  der  Währungsparität  für  die  Deutsche 
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Der  Hauptzweck  einer  solchen  Organisation  des  Valuten-  und 
Devisenhandels  besteht  in  der  Abwehr  der  schädlichen  Einflüsse  der 
Spekulation  und  in  einer  solchen  Regelung  der  Nachfrage  und  des  An- 
gebotes, welche  Störungen  und  Schwankungen  nach  Tunlichkeit  aus- 
schließen und  dadurch  die  Stabilisierung  und  zugleich  auch  die  Besse- 
rung der  Währung  erleichtern  soll.  Mit  Hilfe  dieser  Organisation  soll 
ferner  der  reelle  Außenhandel  (im  Gegensatze  zur  ungesunden  Spekulation) 
gefördert  werden.  SchUeßlich  soll  durch  die  dermaßen  »halbverstaat- 
Hchte«  Handhabung  der  ausländischen  Zahlungsmittel  die  Gattung,  Höhe 
und  Provenienz  der  Einfuhr  beeinflußt  werden.  Mit  Hilfe  einer  solchen 
Organisation  können  tatsächliche  Einfuhrverbote  —  ohne  dem  Wort- 
laute der  Handelsverträge  zu  widersprechen  —  ins  Werk  gesetzt  werden. 

Diese  letztere  Domäne  darf  jedoch  nur  mit  größter  Vorsicht*), 
eventuell  mit  einer  im  Voraus  beschlossenen  Beschränkung  auf  die 
unmittelbaren  Folgeerscheinungen  des  Krieges,  betreten  werden,  da 
alles,  was  über  dieses  Ziel  hinausschießen  würde,  im  Auslande  leicht 
zu  solchen  Retorsionsmaßregeln  führen  könnte,  die  dem  nach  dem 
Kriege  vor  allem  anderen  stark  zu  pflegenden  Exporte  der  Zentral - 
reiche  gefährlich  werden  könnten.  Gewiß  wird  der  Staat  seine  Macht 
in  dem  Sinne  geltend  machen  müssen,  daß,  wie  in  einer  knappen 
Privatwirtschaft  nur  die  wichtigsten  Bedarfsartikel  angeschafft  werden, 
zuerst  jene  Waren  zur  Einfuhr  gelangen,  welche  für  die  gesamte 
Volkswirtschaft  am  notwendigsten  sind.  Gewiß  werden  die  ausländischen 
Zahlungsmittel  in  erster  Linie  für  den  Bezug  von  Rohstoffen  und 
sonstigen  Produktionsmitteln  sowie  von  Lebensmitteln  verwendet  werden 
müssen,  woraus  sich  eine  Einschränkung  der  Luxuseinfuhr  durch  längere 
Zeit  von  selbst  ergeben  wird.  GefährUch  wäre  nur  die  Einbürgerung 
eines  dauernden  Prohibitivzollregimes  auf  einem  Nebengeleise,  als  eines 
Wegweisers  für  die  Umgehung  von  Handelsverträgen,  folglich  für  die 
Zerstörung  der  wichtigsten  Sicherheitseinrichtungen  im  Weltverkehre. 

Von  außerordentlicher  Wichtigkeit  ist  es,  daß  die  Leitung  einer 
solchen  Organisation  des  Handels  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln 
Eeiehsbank  vorbildlieh.  (Vgl.  Knapp,  >StaatIiche  Theorie  des  Geldes«,  Leipzig 
1905.)  Glänzend  hat  sich  die  Devisenpolitik  der  Österreichisch-ungarischen  Bank  z.  B. 
im  Jahre  1902  bewährt,  als  trotz  Konvertierungen  und  Efifektenrüekströmungen  die 
Schwankungen  der  Devisenkurse  keinen  größeren  Aufschlag  aufwiesen  als  0"1357o. 
(Vgl.  Spitzmüller,  »Die  österreichisch-ungarische  Währungsreform«,  Wien  1902.) 

^)  Dieselbe  Ansieht  brachte  die  Wiener  Handels-  und  Gewerbekammer  auf  Grund 
des  Referates  des  Dr.  Becker  in  der  Sitzung  vom  10.  Februar  1916  zum  Ausdrucke. 
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ersten  Fachkräften  anvertraut  und  die  Organisation  selbst  kaufmännisch, 
nicht  etwa  bureaukratisch  aufgebaut  werde. 

In  der  öffentlichen  Diskussion  werden  noch  andere  Mittel  und 
Aussichten  der  Besserung  unserer  Valuta  erwogen,  wie  etwa  das  Auf- 
kaufen von  Goldgegenständen,  die  sich  im  Privatbesitze  befinden,  das 
Verbot  der  Bezahlung  aller  aus-  dem  Auslande  eingelieferten  öster- 
reichischen und  ungarischen  Wertpapiere  vor  dem  Friedensschluß,  die 
automatische  Eückströmung  eines  Teiles  des' überschüssigen  Papiergeldes 
in  die  Notenbank,  nämlich  jenes  Teiles,  welcher  gegenwärtig  in  ver- 
schiedenen Kriegskassen  als  Eeserve  liegt  usw.  Allen  diesen  Vorschlägen 
und  Eventuahtäten  ist  keine  wesentliche  Bedeutung  beizumessen.^) 

Es  wäre  hier  nur  nochmals  daran  zu  erinnern,  daß  die  Wieder- 
herstellung der  Währungsparität  in  Österreich-Ungarn  einerseits  ein 
kategorisches  Gebot  einer  vernünftigen  und  zielbewußten  Wirtschafts- 
politik im  allgemeinen  darstellt  und  im  Interesse  des  Zustandekommens 
des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  mit  Deutschland  sowie  einer  aus- 
giebigen   volkswirtschaftlichen   Ausnützung    dieses   Bündnisses    liegt, 

^)  In  Österreich-Ungarn  ist  am  12.  Februar  1916.  die  Ein-  und  Durchfuhr 
einer  Eeihe  von  Luxuswaren  aus  feindlichen  Ländern  untersagt  und  für  eine  Eeihe 
derselben  ohne  Rücksicht  auf  die  Provenienz  die  effektive  und  prompte  Zollzahlung 
in  Goldmünzen  (mit  Ausschluß  der  Zollanweisungen  der  Österreichisch-ungarischen 
Bank  sowie  der  Kreditierung  oder  Stundung)  angeordnet  worden.  (Die  letztere  Ver- 
fügung ist  dann  hinsichtlieh  der  Provenienzen  aus  den  verbündeten  Staaten  gemildert 
worden,  ebenso  wie  auch  Deutschland  seine  gegen  die  Auslandseinfuhr  gerichteten 
Verbote  kurze  Zeit  nach  ihrer  Inkraftsetzung  zugunsten  der  Verbündeten  einschränkte.) 
Allenfalls  bedeutet  diese  Maßregel  eine  Erschwerung  der  Einfuhr  von  Luxusartikeln 
und  eine  Verminderung  der  Nachfrage  nach  ausländischen  Zahlungsmitteln.  Die 
österreichisch-ungarische  Devisenzentrale  prüft  die  Verwendung  der  angesprochenen 
ausländischen  Zahlungsmittel  und  stellt  für  die  Deckung  einer  etwaigen  Einfuhr 
von  Luxuswaren  keine  solchen  Mittel  zur  Verfügung. 

,  Gemeinsame  Eohstoffbeschaffungsaktionen  können  der  österreichisch-ungari- 

schen Währung  mittelbar  schon  jetzt  förderlich  sein.  So  sind  z.  ß.  gemeinsame 
Getreideeinkäufe  in  Rumänien  zu  einem  Markkurse  mit  nur  4  bis  57o  Disagio  gegen 
Lei  (bei  einem  Disagio  der  Krone  von  217o)  vorgenommen  worden. 

Die  deutsehen  Exporteure  verlangen  seit  einiger  Zeit  mit  Erfolg,  daß  die 
neutralen  Abnehmer  der  für  sie  unentbehrlichen  Artikel  deutscher  Provenienz  in 
der  höherwertigen  Währung  ihres  Landes  (anstatt  Markwährung)  bezahlen.  Die 
Fakturierung  der  zum  Export  gelangenden  Waren  in  der  Währung  des  Importlandes 
statt  in  der  heimischen  wird  auch  in  Österreich-Ungarn  geübt. 

Gewisse  holländische  Forderungen  werden  durch  Verpfändung  der  österreichisch- 
ungarischen  und  deutsehen  Sehatzscheine  bei  der  Niederländischen  Bank  beglichen, 
wodurch  ebenfalls  der  Bedarf  an  ausländischen  Zahlungsmitteln  vermindert  wird. 
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anderseits  auch  mehrere  Gelegenheiten  zu  ersprießlichen  gemeinsamen 
Aktionen  der  Zentralreiche  bietet. 

Solange  eine  Unterwertigkeit  der  Kronenwährung  im  Vergleiche 
zur  deutschen  Markwährung  besteht,  wird  die  Höhe  der  auf  die  Ein- 
fuhr aus  der  Monarchie  festgesetzten  deutschen  Zwischenzölle  in  einem 
für  diese  Einfuhr  ungünstigen  Sinne  beeinflußt  werden,  so  daß  im 
Falle  einer  Hinausschiebung  der  Währungsbesserung  die  Vorteile  des 
Zollbündnisses  in  entsprechendem  Maße  später  als  sonst  zur  Eealisie- 
rung,  die  Zwischenzölle  später  als  sonst  zum  Abbau  gelangen  müßten. 
Unter  allen  Umständen  ist  die  baldige  Ausgleichung  der 
Währungsunterschiede  als  ein  Grund-  und  Eckstein  des 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  zu  betrachten. 


Es  wäre  in  diesem  Zusammenhange  noch  die  Frage  zu  beant- 
worten, ob  die  Währungsungleichheit  eine  zolltechnische  Erschwerung 
des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  bildet. 

Nach  Knappt)  ist  der  Wegfall  des  Goldagios,  ebensowenig 
wie  die  Aufnahme  von  Barzahlungen  (entgegen  Diehl,  a.  a.  0.  S.  37) 
in  Österreich-Ungarn,  keine  unerläßliche  zolltechnische  Bedingung 
eines  Zollbündnisses  zwischen  den  Zentralreichen.  Wenn  in  Deutsch- 
land die  Barzahlungen  nicht  aufgenommen  werden,  dann  könnte  nach 
Knapp  das  Goldpari  1Ä'=  0*85  Mark  auch  für  die  Zollsätze  (des 
zu  vereinheitlichenden  Grundtarifes)  unbedenklich  stabilisiert  werden.  2) 
Wenn  aber  Deutschland  die  Barzahlungen  aufnimmt,  Österreich-Ungarn 
dagegen  sie  aufzunehmen  nicht  in  der  Lage  sein  sollte,  dann  wäre 
der  einfachste  Weg  immer:  beiderseits  Erhebung  der  Zölle  in  Goldgeld. 
Übrigens  stelle  dieser  letztere  Weg  in  allen  Eventualitäten  die  restlose 
Lösung  aller  zolltechnischen  Schwierigkeiten  dar.  Er  sei  um  so  leichter 
zu  beschreiten,  als  in  Österreich-Ungarn  die  Goldzollzahlung  seit  jeher  gilt. 

In  der  Wirklichkeit  sind  etwaige  Einwendungen,  betreffend  zoll- 
technische Schwierigkeiten  im  Zollbündnisse  infolge  der  ungleichen 
Währungsbewertung,  nicht  ernst  zu  behandeln. 

^)  Knapp,  »Die  Währungsfrage  bei  einem  deutsch-österreiehisehen  Zoll- 
bündnis« (im  Sammelwerke  von  Prof.  Herkner,  I.  Teil,  S.  185). 

2)  V.  Philippovich  (»Ein  Zoll- und  Wirtschaftsverband«,  S.  54)  ist  auch  der 
Ansicht,  daß  der  Berechnung  der  Zollsätze  eine  gesetzlich  fixierte  Belation,  die  dem 
Prägeverhältnis  zwischen  Mark  und  Krone  entspricht,  zugrunde  gelegt  werden  sollte. 
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(Der  Schutz  gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen  der  Wäh- 
rungsungleichheit würde  ja,  wie  gesagt,  in  der  Höhe  der  Zollzuschläge 
seinen  Ausdruck  finden.) 


Mag  nun  auch  die  Verschiedenheit  des  Währungssystems 
kein  Hindernis  für  ein  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  zwischen  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn  bilden^),  so  wäre  doch  ein  einheitliches 
Währungssystem,  eine  Münzkonvention,  anzustreben. 

Die  Vorteile  einer  solchen  Konvention  wären  vielfach.  Alle  Zoll- 
umrechnungen und  sonstige  Umrechnungsarbeiten  bei  allerhand  Über- 
weisungen würden  entfallen.  Die  Aufhebung  der  Goldsperre  und  die 
Aufnahme  der  Barzahlungen  könnten  einverständlich  und  gleichzeitig 
vorgenommen  werden.  Im  Verkehre  zwischen  den  Zollverbündeten 
würden  die  monetarischen  Grenzen  verschwinden,  was  zur  BelebuDg 
desselben  jedenfalls  beitragen  könnte.  Nach  innen  und  außen  wäre  die 
gemeinschaftUche  Münze  das  Sinnbild  gemeinschaftlicher  wirtschaft- 
licher Interessen.  Von  einer  ganz  untergeordneten  Bedeutung  ist  es 
nicht,  welches  Geltungsgebiet  sich  eine  Münze  erobert.  Je  größer 
dieses  Gebiet  ist,  desto  sicherer  gelangt  die  Münze  zur  Bedeutung 
eines  internationalen  Zahlungsmittels,  was  nicht  nur  im  Eeiseverkehre 
«ine  große  Eolle  spielt,  sondern  unter  anderem  auch  den  Eohstoff- 
beztigen  aus  exotischen  Ländern  förderlich  sein  kann.  Bislang  kommt 
diese  Bedeutung  vor  allem  dem  englischen  Pfund  zu,  daneben  in 
Amerika  dem  Dollar,  zuletzt  eben  der  Münze  jener  so  oft  als  miß- 
lungen bezeichneten  lateinischen  Münzkonvention,  dem  Goldfranc.  Die 
deutsche  Markmünze  hat  es  noch  unversucht  lassen  müssen,  sich  jene 
Weltbedeutung  zu  verschaffen.  Die  Vergrößerung  des  Geltungsgebietes 
der  gemeinschaftlichen  deutsch-österreichisch-ungarischen  Münze  würde 
auch  diesem  Bestreben  den  Weg  bahnen. 2) 


1)  Selbst  der  deutsche  Zollverein  hatte  zwei  Währungen :  Grulden  und  Taler. 

')  Vgl.  Leutwein,  »Voraussetzung  einer  Währungsgemeinsehaft  zwischen 
Deutsehland  und  Österreich-Ungarn«  (»Das  neue  Deutschland c  vom  16.  Oktober 
1915):  »Wer  diese  Verhältnisse  überblickt,  kann  nicht  länger  an  dem  volkswirtschaft- 
lichen Gesetz  zweifeln,  nach  dem  die  internationale  Zahlungskraft  einer  Währung 
überwiegend  von  dem  Umfang  und  der  inneren  Bedeutung  ihres  Verbreitungsgebietes 
bestimmt  wird.  Dieses  Gesetz  wird  nicht  zum  wenigsten  durch  den  unverhältnis- 
mäßigen Rückstand  der  deutschen  Währung  gegenüber  wirtschaftlich  schwächeren 
Staaten  der  lateinischen  Münzunion  in  der  vorangegangenen  Friedenszeit  bewiesen.« 
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In  der  Literatur  treten  v.  Philipp ovich  (a.  a.  0.)  und  Leut- 
wein  (a.  a.  0.)  für  die  Münzkonvention,  beziehungsweise  für  die  Wäh- 
rungsunion ein.  Knapp  (a.  a.  0.)  weist  dagegen  darauf  hin,  daß  sieh 
im  lateinischen  Münzbunde  die  Gemeinschaft  bloß  auf  Ausprägung 
gleicher  Goldmünzen  und  auf  Sjnchartismus  für  dieselben  beschränkt, 
indem  der  intervalutarische  Kurs  (für  Papiergeld  oder  Banknoten) 
Schwankungen  unterliegt  und  eine  Gemeinschaft  in  stoffwertlosen 
Zahlungsmitteln  überhaupt  nicht  besteht. 

Gerade  durch  das  Zustandekommen  des  Zoll-  und  Wirtschafts- 
btindnisses  würde  eine  vom  lateinischen  Münzbunde  wesentlich  ver- 
schiedene, vollständige  Währungsgemeinschaft  zwischen  den  Zen- 
tralreichen ermöglicht  werden.  ^)  Dieselbe  würde  nicht  nur  in  der  An- 
nahme der  Markwährung  in  Österreich-Ungarn,  in  der  Prägung  gleicher 
Goldmünzen,  sondern  auch  in  der  Zulassung  des  stoffwertlosen  Geldes, 
der  Banknoten  sowie  ihrer  Surrogate,  auch  der  Scheidemünzen  beider 
Eeiche  zur  Zirkulation  im  gesamten  Zollbündnisgebiete  bestehen.  Die 
währungstechnische  Möglichkeit  eines  solchen  Ausbaues  der  Währungs- 
gemeinschaft wurde  von  Leu t wein  in  der  mehrzitierten  Abhandlung 
klar  dargelegt.  2) 

Die  Voraussetzung  desselben  ist  die  Behebung  der  gegenwär- 
tigen Unterwertigkeit  der  österreichisch-ungarischen  Währung  mit 
Mitteln,  die  oben  angegeben  wurden,  ferner  die  Schaffung  solcher 
Chancen  für  die  wirtschaftliche  Erstarkung  der  Monarchie  in  der  Zu- 
kunft, daß  selbst  im  Falle  solcher  Kataklismen,  wie  die  gegenwärtigen, 
die  Wiederkehr    der    Unterbewertung    der    österreichisch-ungarischen 

^)  Wer  die  Geschichte  und  die  Konstruktion  des  lateinischen  Münzbundes 
kennt,  der  wird  bald  angesichts  der  offensichtlichen  Unvergleichbarkeit  der  in  Be- 
tracht kommenden  wesentlichen  Momente  davon  abkommen,  sich  in  der  Beurtei- 
lung der  Chancen  einer  deutseh-österreichiseh-ungarischen  Münzunion  durch  die 
Erfahrungen  des  lateinischen  Münzbundes  leiten  zu  lassen.  Ebensowenig  darf  die 
seinerzeitige  hinkende  Münzkonvention  zwischen  Österreich  und  dem  deutschen  Zoll- 
verein (1857—1867)  zum  Vergleiche  herangezogen  werden  —  schon  eher  dagegen 
die  skandinavische  von  1872  und  1875.  Die  Eigenart  der  vorliegenden  Verhältnisse 
ist  eine  solche,  daß  ihre  Entwicklung  bloß  aus  ihrem  Wesen  heraus  und  keines- 
wegs auf  Grund  von  Analogien  beurteilt  und  ausgestaltet  werden  kann. 

2)  Es  muß  hier  davon  abgesehen  werden,  Horoskope  über  den  Einfluß  des 
geänderten  Wertverhältnisses  von  Gold  und  Silber,  insbesondere  des  bedeutenden 
Steigens  der  Silberpreise  und  der  vermehrten  Prägung  von  Silbermünzen  in  den 
Ententestaaten  seit  Beginn  des  Krieges  auf  die  künftige  Ausgestaltung  des  Währungs- 
wesens überhaupt  aufzustellen. 
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Noten  im  Vergleiche  zu  den  deutschen  auf  dem  Weltmarkte  ausge- 
schlossen sei.  Das  letztere  würde  eben  durch  das  Zustandekommen 
des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  ermöglicht  werden. 

Zumindest  bis  zur  vollständigen  Sanierung  des  Devisenkurses 
wird  Deutschland  die  Wiederaufnahme  der  Barzahlungen  zum  Schutze 
der  Golddeckung  und  zur  Verhinderung  eines  inneren  Goldagios  zu 
verschieben  haben,  zumal  nach  Beendigung  des  Krieges,  aller  Voraus- 
sicht nach,  eine  Zeitperiode  gesteigerter  Einfuhr  aller  Rohstoffe,  deren 
Aufarbeitung  während  des  Krieges  restlos  vollzogen  sein  wird,  zu  er- 
warten ist,  der  Export  der  deutschen  Industrieerzeugnisse  aber,  trotz- 
dem er  sicherlich  in  einem  gesteigerten  Maße  eintreten  dürfte,  nicht 
in  der  Lage  sein  wird,  mit  der  Einfuhr  Schritt  zu  halten.  Da  dieser 
Zeitabschnitt  einen  viel  größeren  Bedarf  an  fremden  Zahlungsmitteln 
als  der  bisherige  zeitigen  dürfte,  wird  der  freie  Goldumlauf  auch  nach 
dem  Kriege  im  Wege  der  vorläufigen  Aufrechterhaltung  der  Goldsperre 
unterbunden  bleiben  müssen.^)  Deutschland  würde  dann  zu  einer  vor- 
läufigen Grundlage  seiner  Währung  gelangen,  wie  sie  in  Österreich- 
Ungarn  noch  vor  dem  Kriege  bestanden  hat:  zu  einer  Goldwährung 
mit  hinausgeschobener  Aufnahme  der  Barzahlungen.  Die  Gleichartigkeit 
dieser  Lage  beider  Reiche,  wiewohl  sie  keineswegs  eine  Gleichartigkeit 
ihrer  wirtschaftlichen  Kraft  zum  Ausdrucke  bringt,  wäre  immerhin 
ein  für  eine  Münzkonvention  und  Währungsunion  günstiges  Moment. 

Nach  Behebung  der  Disparität  der  Währung  und  Sicherung  ihrer 
Parität  für  die  Zukunft,  nach  Wiederherstellung  der  vollständigen  Gold- 
deckung und  Einschränkung  des  übermäßigen  Notenumlaufes  könnte  die 
Währungsunion  zustande  kommen  —  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  Bar- 
zahlungen wirklich  aufgenommen  werden.  Es  würde  die  Feststellung  ge- 
nügen, daß  die  Barzahlungen  statusgeraäß  aufgenommen  werden  können.^) 


^)  Vgl.  Leutwein  (a.  a.  0.). 

^)  Zur  Fraige  der  Währungsunion  kamen  mir  in  der  letzten  Stunde  folgende 
Bemerkungen  eines  hervorragenden  österreichischen  Handelspolitikers  zu:  »Der  Über- 
gang Österreich-Ungarns  von  der  Kronenveährung  zur  Markwährung  wäre  weit  schwie- 
riger als  der  von  der  Guldenwährung  zur  Kronenwährung,  nämlich  kein  Verhältnis 
von  2  zu  1,  sondern  von  17  zu  20.  Abgesehen  vom  Ziel  der  Gewinnung  einer  auf 
dem  Weltmarkt  einflußreicheren  Währung,  würde  es  wohl  genügen,  das  Verhältnis 
von  17  zu  20  zwischen  Krone  und  Mark  wieder  herzustellen,  anstatt  eine  alle  ge- 
wohnten Preisverhältnisse  von  neuem  umstürzende  Währungsveränderung  vorzunehmen, 
die  mit  jahrelangen  Prägeschwierigkeiten  und  ümlaufswirren  erkauft  werden  müßte.« 
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Zwischen  den  Chancen  der  "Währungsbesserung  in  der  Mon- 
archie und  dem  Zollsysteme  besteht  eine  Wechselwirkung.  Die  Besse- 
rung der  Währung  darf  vorübergehend  durch  Effektenexport  und  Kon- 
trahierung von  Valutaanleihen  angestrebt  werden;  auf  die  Dauer  je- 
doch muß  sie  auf  einem  forcierten  Exporte  von  hochwertigen  Waren, 
von  Industrieerzeugnissen,  zum  Teil  auch  von  Kapitalien,  beruhen  und 
darf  nicht  das  Beispiel  Eußlands  befolgen,  welches  in  der  Zeit  von 
1901  bis  1910  beinahe  jedes  Jahr  zur  Stärkung  des  Goldschatzes  und 
Aufrechthaltung  des  Eubelkurses  ausländische  Darlehen  (zusammen  in 
der  Höhe  von  1894  Millionen  Eubel)  kontrahierte,  anstatt  den  Weg 
der  Förderung  des  Industrialienexportes  zu  betreten. 

Damit  aber  die  Ausfuhr  von  Industrieerzeugnissen  aus  der  Mon- 
archie wesentlich  in  die  Höhe  gehen  könne,  ist  die  Verbilhgung  der 
Einfuhr  von  Produktionsstoffen  und  Produktionsmitteln  sowie  won  Lebens- 
mitteln und  zu  diesen  Zwecken  (ferner  auch  behufs  Besserung  der 
handelspolitischen  Lage)  der  Abschluß  eines  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündnisses mit  Deutschland  unerläßlich. 

So  fordert  die  relative  Schwäche  der  österreichisch-ungarischen 
Währung  zum  Abschlüsse  eines  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  heraus 
—  nicht  nur  um  der  gesteigerten  Chancen  einer  billigeren  Produktion 
und  eines  leichteren  Exportes  willen,  sondern  auch  deshalb,  well,  wie 
bereits  oben  dargestellt  wurde,  die  unmittelbare  Wiederherstellung  der 
Weltparität  durch  gemeinsame  Aktionen  beider  Zentralreiche  wesent- 
lich erleichtert  werden  dürfte. 

i)  Kapitalsverhältnisse. 

Obgleich  die  Kapitalsbildung  in  Österreich-Ungarn  Portschritte 
macht,  bleiben  dieselben  hinter  jenen  Deutschlands  immer  mehr  zurück, 
wie  bereits  an  einer  anderen  Stelle  wahrscheinlich  gemacht  wurde. 

Überdies  genügt  die  Kapitalsbildung  der  Monarchie  an  und  für 
sich  bei  weitem  nicht,  die  wachsende  Eückständigkeit  ihrer  Volks- 
wirtschaft aufzuhalten  und  die  Durchführung  eines  neuen  großzügigen 
Wirtschaftsprogrammes  zu  ermöglichen.  Insbesondere  ist  Österreich- 
Ungarn  allein  nicht  imstande,  für  seine  öffentlichen  Investitionen,  die 
zur  Besserung  der  Produktionsbedingungen  unentbehrlich  sind,  aufzu- 
kommen, die  Investitionstätigkeit  in  der  Industrie  entsprechend  zu  fördern, 
finanzielle  Erweiterungen  und  Konzentrierungen  auf  industriellem  Gebiete 
vorzunehmen,  durch  reichliche,  billige  (wohl  aber  auch  wirtschaftHch 
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vernünftige,  dem  Zwecke  angepaßte)  Kreditgewährung  die  landwirtschaft- 
liehe Produktion  in  die  Höhe  zu  bringen,  den  Export  von  Kapitalien  zum 
Zwecke  der  »Penetration  coramerciale«  in  Neuländern  zu  entwickeln. 
Die  jährliche  Emissionstätigkeit  der  Monarchie  beträgt  weniger 
als  ein  Drittel  der  deutschen.  Die  Monarchie  konnte  im  letzten  Jahr- 
zehnte nicht  mehr  als  drei  Viertel  bis  höchstens  eine  Milliarde  Kronen 
jährlich  an  neuen  Wertpapieren  absetzen,  während  die  deutsche  Durch- 
schnittsemission 1906 — 1911  drei  Milliarden  Mark  betrug,  wovon  über 
85%  auf  den  inländischen  Bedarf  entfielen.  Es  ist  die  Unzuläng- 
lichkeit des  eigenen  Kapitals  und  die  Schwierigkeit,  fremdes 
Kapital  zu  gewinnen  —  nicht  etwa  ein  geringer  Bedarf  —  was 
die  Emissionstätigkeit  der  Monarchie  behindert  und  ihr  Grenzen  steckt: 
im  Gegenteil,  angesichts  der  im  Vergleiche  zum  Auslande  noch  nicht 
gehörig  entwickelten  Landwirtschaft,  der  zurückgebliebenen  Viehzucht, 
der  noch  lange  nicht  genug  ausgebauten  Industrie,  war  bisher  der 
Emissionsbedarf  mit  der  Aufnahme  von  Staats-,  Länder-  und  Gemeinde- 
anleihen bei  weitem  nicht  erschöpft.  Nur  ist  Österreich-Ungarn  an- 
gesichts der  angedeuteten  Schwäche  seines  Kapitalsmarktes  sowie  der 
mangelhaften  Organisation  desselben  nicht  imstande,  gleichzeitig 
seine  öffentlichen  Papiere  zur  Gänze  im  Inlande  unterzubringen,  den  Pfand- 
briefmarkt *)  zu  beleben  (u.  a.  um  der  Landwirtschaft  Investitionskredite  zu 

^)  Ende  1910    hat   der    gesamte    Umlauf  öster- 
reichischer Pfandbriefe 2.640    Millionen  Kronen 

und  Ende  1911 .   .  2.757           » 

betragen.    Die    Gesamtnettoemission   des    Jahres  1911 

macht  somit  kaum 117    Millionen  Kronen 

Noch  bezeichnender  sind  die  auf  die  österreichischen  Kommunalobligationen 
bezüglichen  Ziffern : 

Stand  Ende  1910 983-4  Millionen  Kronen 

»     1911 ■    .   .  990-0        » 

Oesamtemission  im  Jahre  1911     66 Millionen  Kronen 

Die    Emission   von    Pfandbriefen    und    Kommunalobli- 
gationen  betrug   somit    1911   in   Österreich 

(allein)  kaum 1 236 Millionen  Kronen 

In  Deutsehland  waren  Ende  1912  im  Umlaufe: 

Hypothekenbriefe  im  Betrage  von      10.969    Millionen  Mark 

Kommunalsehuldversehreibungen  der  Hypothekenbanken  441          >            » 

Schuldverschreibungen  der  Bodenkreditinstitute     .    .    .    17.052 » » 

zusammen  .   .   .  28.462    Millionen  Mark 

Der  Umlauf  betrug  Ende  1910 .    .  26.513 

Die  Emission  der  Jahre  1911  und  1912  betrug  somit  .  1.949    Millionen  Mark 

T.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherang.  I.  «^3 
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sichern,  ohne  welche  an  Meliorationen  nicht  gesehritten  werden  kann), 
Industrie-Aktiengesellschaften  ins  Leben  zu  rufen,  neue  große  Kredit- 
institute zu  gründen  und  die  bestehenden  entsprechend  zu  vergrößern. 
Der  Umfang  und  Charakter  der  Verwendung  des  mobilen  Kapitals 
in  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  ist  aus  folgenden  Zusammen- 
stellungen zu  ersehen: 

Stand  der  inländischen  Wertpapiere  Ende  1911. 

«  ^       .  -       _,  Österreich-  Deutsches 

Osterreich      Ungari.  ^^^^^  ^^.^^ 

in  Millionen  Kronen  in  Millionen  Mark 

Staatsschulden  .     .     .  12.227      5.817 0     18.044     15.337     21.0932) 

Pfandbriefe,  Kommu- 
nal-, Eisenbahn-  und 
sonstige  Obliga- 
tionen   4.153      3.5833)      7.736      6.576j 

Bankaktien   u.   Priori-  [  39.444*) 

täten 2.125      1.140         3.265      2.775) 

Aktien  der  Erwerbs- 
u.  Wirtschaftsgesell- 

sehaften    .     .     .     .     2.680      1.571^)      4.251      3.614    14.880«) 
21.185     12.111       33.296     28.302     75.417 

oder  durchschnittlich  974-5  Millionen  Mark  in  diesen  beiden  Jahren.  Sie  war  mehr 
als  neunmal  so  groß  wie  in  Österreich. 

In  Deutsehland  müßten  eigentlich  noch  die  Emissionen  der  Obligationen  der 
Aktiengesellschaften  hinzugerechnet  werden,  woran  in  Österreich  zufolge  ihrer  Steuer- 
behandlung —  was  an  anderer  Stelle  ausführlich  behandelt  wurde  —  nicht  gedacht 
werden  kann,  weshalb  diese  Emissionen  in  Österreich  einen  minimalen  Betrag  aus- 
machen. Der  Umlauf  dieser  Obligationen  betrug  in  Deutschland 

Ende  1912 4606    Millionen  Mark 

»     1910 3964  >  * 

Die  Emissionen  dieser  Art  in  Deutschland  betrugen  im  Durchschnitte  der  Jahre 
1911  und  1912  je  321  Millionen  Mark. 

1)  Ende  1912. 

2)  Reichs-  und  Staatsschulden. 

3)  Pfandbriefe  2535  Millionen,  Kommunalobligationen  1048  Millionen  Kronen. 
*)  Hypothekenbriefe  ^0.984,  Kommunal- und  Kleinbahnschuldverschreibungen 

462  Millionen  Mark  (Ende  1913),  Schuldverschreibungen  von  Stadt  und  Land  6341,  der 
Bodenkreditinstitute  17.057,  der  Aktiengesellschaften  4606  Millionen  Mark  (Ende  1912). 

*)  Von  den  Aktien  der  Kreditinstitute  und  Sparkassen  sind  bloß  die  der 
Budapester  Institute  einbezogen. 

®)  Laut  Bilanzen  des  Betriebsjahres  1911/12  eingezahltes  Aktienkapital. 
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Hiebei  ist  zu  berücksichtigen,  daß  von  der  für  Österreich-Ungarn 
ausgewiesenen  Gesamtziffer  per  Saldo  rund  10  Milliarden  Kronen  = 
8500  Millionen  Mark  sich  im  Auslande  befinden,  so  daß  das  inländi- 
sche Placement  von  inländischen  Wertpapieren  in  der  Monarchie  rund 
23  Milliarden  Kronen  =  20  Milliarden  Mark  gegen  beinahe  volle  75  Mil- 
liarden Mark  im  Deutschen  Eeiche  beträgt.  Wenn  die  ausländischen 
Wertpapiere  im  österreichisch-ungarischen  und  deutschen  Besitze  dazu- 
geschlagen  werden,  steigt  der  Besitz  Österreich-Ungarns  an  Wertpapieren 
höchstens  auf  24  Milliarden  Kronen,  das  ist  etwas  mehr  als  20  Milliarden 
Mark,  der  deutsche  auf  85  Milliarden  Mark,  das  ist  4V4mal  so  viel. 
Ende  1912  betrug  das  Kapital  sämtlicher  Aktiengesell- 
schaften unter  Hinzurechnung  der  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung 

in  Österreich      .     .     .     3.863  Millionen  Mark 
»   Ungarn     .     .     . , .     2.160         »  > 

»   Österreich-Ungarn  .     6.023        »  » 

»  Deutschland  .     .     .  19.970        »  » 

das  ist  373^18,1  so  viel. 

Das  eingezahlte  Kapital  industrieller  Aktiengesellschaften  und 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  betrug  Ende  1912  in 

Österreich  ....  2.559  Millionen  Kronen 
Ungarn      ....        982         » 

Österreich-Ungarn     .  3.547         »  > 

Deutschland    .     .     .  12.607 

Auf  dem  Gebiete  der  industriellen  Assoziation  war  das  Ver- 
hältnis für  Österreich-Ungarn  noch  ungünstiger  als  bei  sämtlichen 
Aktiengesellschaften  und  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung. 

Ende  1911  betrug  die  Höhe  der  Einlagen  in  sämtlichen  Kredit- 
instituten Österreichs  (Banken,  Sparkassen,  Kreditgenossenschaften 
und  Postsparkasse)  rund  10*9  Milliarden  Kronen,  in  Ungarn  5*3  Mil- 
harden,  zusammen  in  Österreich-Ungarn  162  Milliarden  Kronen  (hievon 
in  den  Sparkassen  allein  10-4)  —  in  Deutschland  30*1  Milliarden  Mark 
(hievon  in  den  Sparkassen  allein  17*8).  Diese  Position  war  hiemit  in 
Deutschland  nur  etwas  mehr  als  z  w  e  i  m  a  1  so  groß  wie  in  Österreich-Ungarn . 

In  Deutschland  v^ar  das  Verhältnis  der  Einlagen  zu  Wert- 
papieren und  Aktienkapital  rund  3:9:2,  in  Österreich- Ungarn  3: 4:1. 

Wie  es  aus  den  obigen  Ziffern  ersichtlich  ist,  wird  das  relative 
Gros  der  österreichisch-ungarischen  Ersparnisse  in  Sparkassen  oder  in 

25* 
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Banken,  auf  Einlagebücher  oder  in  laufender  Eeehnung  angelegt.  Die 
diesbezüglichen  Ziffern  sind  auf  dem  Gebiete  des  mobilen  Kapitals  die 
einzigen,  die  hinter  den  deutschen  verhältnismäßig  wenig  zurückstehen 
und  das  Trugbild  einer  insbesondere  im  letzten  Dezennium  vor  dem 
Kriege  und  auch  während  des  Krieges  vor  sich  gegangenen  starken 
Kapitalisierung  in  Österreich-Ungarn  hervorrufen.  Einerseits  ist  diese 
Tatsache  insofern  nicht  ungünstig,  als  dadurch  Reservoirs  für  laufenden 
Betriebskredit,  insbesondere  für  den  kaufmännischen,  geschaffen  werden. 
Anderseits  aber  steht  damit  im  Zusammenhange:  das  viel  zu  geringe 
Interesse  des  österreichisch-ungarischen  Kapitals  für  den  Ankauf  von 
Wertpapieren  und  sein  Widerwille,  sich  an  der  Produktion  von  Gütern, 
insbesondere  an  der  industriellen  Tätigkeit,  direkt  zu  beteiligen.  Die  erste 
von  diesen  zwei  Erscheinungen  ist  unter  anderem  auf  die  ungenügende 
finanzielle  Erziehung  des  kapitalistischen  Publikums  der  Monarchie 
zurückzuführen,  woran  unter  anderem  die  Kreditinstitute  mitschuldig 
sind  —  die  zweite  auf  die  ungenügende  und  zu  wenig  sichere  ßenta- 
bilität  der  Industrie,  insbesondere  auch  auf  die  übermäßige  Steuer- 
belastung derselben.  Es  wirken  hier  ferner  dieselben  psychischen 
Hemmnisse,  welche  das  gesamte  Wirtschaftsleben  der  Monarchie 
charakterisieren  und  welchen  in  weiterer  Folge  ein  besonderer  Ab- 
schnitt gewidmet  werden  wird.  In  beiden  Erscheinungen  aber  tritt 
auch  die  absolute  Unzulänglichkeit  der  Kapitalsbildung  der  Monarchie 
zutage,  die  in  der  per  Saldo  ungefähr  10  Milliarden  Kronen  betragenden 
Verschuldung  der  Monarchie  dem  Auslande  gegenüber  ihren  end- 
giltigen  Ausdruck  findet.^) 

^)  Daß  die  Placierung  der  Kriegsanleihen  in  der  Monarchie  ungeachtet  der 
geschilderten  Verhältnisse  so  glänzend  vor  sieh  geht,  ist  sowohl  auf  den  Patrio- 
tismus der  Bevölkerung  als  auch  darauf  zurückzuführen,  daß  die  Kriegsgewinne 
größtenteils  im  Inlande  blieben  und  in  Kriegsanleihen  angelegt  wurden,  daß  der 
Verkauf  von  verschiedenen  Vorräten  zu  hohen  Preisen  (ohne  Möglichkeit  der  Er- 
neuerung) große  Mittel  flüssig  machte,  daß  der  Bedarf  an  Betriebskrediten  gewaltig 
gesunken  ist,  daß  im  Zusammenhange  mit  diesen  Erscheinungen  der  Stand  der 
Einlagen  in  Sparkassen  und  Banken  wesentlich  in  die  Höhe  ging.  Die  glänzende 
Verzinsung  und  die  militärischen  Erfolge  trugen  auch  dazu  bei,  daß  ein  Teil  dieser 
Kriegsanleihen  (insbesondere  der  vierten)  nicht  nur  im  verbündeten  Deutsehland, 
sondern  auch  im  neutralen  Auslande  placiert  werden  konnte.  Diese  vorübergehenden 
Erscheinungen  dürfen  uns  aber  über  die  Schwierigkeiten  nicht  hinwegtäuschen,  die 
der  österreichisch-ungarischen  Volkswirtschaft  infolge  der  Unzulänglichkeit  der 
mobilen  Kapitalisierung  und  der  mangelhaften  Erziehung  des  Kapitals  nach  dem 
Übergange  zur  Friedenswirtschaft  erwachsen  werden. 
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Im  Hinblicke  auf  die  ungenügende  und  zu  wenig  sichere  Renta- 
bilität der  Industrie  sowie  der  sonstigen  Erwerbstätigkeit  in  der  Mon- 
archie, insbesondere  angesichts  der  übermäßig  hohen  und  vexatorischen 
Besteuerung  von  Aktiengesellschaften,  sowie  angesichts  der  Unzuläng- 
lichkeit der  Gesetzgebung  und  der  öfifentlichen  Verwaltung,  strömt 
auch  das  fremde  Kapital  dieser  Erwerbstätigkeit  nur  in  geringem  Maße 
zu.  Dasselbe  beschränkt  sich  meistens  —  von  kurzfristigen  Placements 
abgesehen  —  auf  den  Ankauf  österreichisch-ungarischer  Wertpapiere 
oder  auf  wirtschaftliche  Investitionen  mit  stark  spekulativen  Neben- 
tendenzen, wie  sie  z.  B.  in  der  Eohölproduktion  und  im  Zusammen- 
hange damit  in  der  Petroleumindustrie  möglich  sind.  Eine  hinsichtlich 
des  Umfanges  beschränkte  Konsequenz  des  letzten  österreichisch-ungari- 
schen Zolltarifes  war  die  Gründung  einzelner  Fabriken  mit  deutschem 
Kapital.  In  den  letzten  Jahren  dürften  die  Beteiligungen  des  deutschen 
Kapitals  an  einzelnen  Industrieunternehmungen  in  der  Monarchie,  be- 
ziehungsweise die  denselben  von  Deutschland  eingeräumten  Kredite 
etwas  gestiegen  sein. 

Das  ausländische  Kapital  will  sich  nicht  gerne  darauf  einlassen, 
den  vierten  Teil  des  Gewinnes  und  noch  mehr  an  Steuern  abzuführen, 
zumal  der  Gewinn  naturgemäß  in  den  ersten  Jahren  nach  Gründung 
eines  Unternehmens  nur  spärHch  fließt.  >Es  müssen  alle  jene  Schran- 
ken und  Erschwernisse  fallen«  — schreibt  Mitglied  des  Industrierates 
Alois  Reich')  —  > welche  unsere  wirtschaftliche  Gesetzgebung  der 
Assoziation  und  Betätigung,  sei  es  des  heimischen  oder  des  fremden 
Kapitals  gezogen  hat,  um  so  mehr,  als  unsere  Kapitalsbildung 
keineswegs  proportionalen  Schritt  mit  unserer  Volksver- 
raehrung  hält.  Daher  haben  wir  zum  Beispiel  nicht  Galizien,  wohl 
aber  Amerika  durch  Abwanderung  von  Arbeitskräften  industrialisiert. 
Durchgreifendste  Reform  unserer  wirtschaftlichen  Verwaltung  unter 
möglichster  Anpassung  derselben  an  bewährte  deutsche  Muster  ist 
zweifellos  unbedingte  Voraussetzung  für  die  gegenseitige  Freizügigkeit 
und  Betätigung  der  wirtschaftlichen  Kräfte,  welche  das  ungehinderte 
Zuströmen  deutschen  Kapitals  ermöglichen  soll;  wird  doch  der  Kapi- 
talsbedarf nach  dem  Kriege  ein  ganz  enormer  sein.  Zufluß  von  tätigem 
Kapital  bedeutet  vermehrte  Produktions-,  Arbeits-  und  Umsatzgelegen- 
heit, also  Stärkung  der  inneren  Kaufkraft,  demzufolge  Verbilligung 
von  Geld,  Gold  und  Produktion,  daher  in  gleichem  Maße  Abbau  der 

^)  »Neue  Freie  Presse«  vom  20.  Jänner  1916. 
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Erzeugungskosten  und  der  Valutadifferenz.  Bisher  ist  das  Zuströmen 
deutsehen  Kapitals  nachweislich  unter  Hindernis  gestanden.« 

Wie  bereits  erwähnt,  wird  die  Kapitalsbildung  in  Österreich, 
gleichwie  die  Heranziehung  ausländischer  Kapitalien  durch  den  Cha- 
rakter der  öffentlichen  Verwaltung  in  hohem  Grade  behindert,  jedenfalls 
aber  verlangsamt.  Dadurch  wird  die  wirtschaftliche  Investitionstätigkeit 
und  der  Kredit  verteuert.  Der  Staat  verkennt  seinen  dauernden  Vorteil 
zugunsten  eines  augenblicklichen  und  gestattet  seinen  ergiebigsten  Er- 
tragsquellen nicht  die  gedeihliche  Entwicklung.  Mit  Eecht  schreibt 
Prof.  Eulenburg:')  »Der  Staat  hat  nur  dann  Vorteil,  wenn  er  die 
Steuerkraft  der  einzelnen  möglichst  stärkt  und  aufrechterhält,  selbst 
wenn  er  einmal  nicht  sämtliche  Steuerreserven  heranholt.« 

Nicht  ohne  Zusammenhang  mit  den  fiskalischen  Erschwerungen 
der  Entwicklung  des  Aktienwesens  in  Österreich  steht  die  Tatsache,  daß 
die  österreichischen  Kreditinstitute,  selbst  jene  Banken,  welche  sich 
speziell  mit  der  Industrie  befassen,  sehr  ungerne  daran  gehen,  einzelne 
Unternehmungen  durch  ergiebigen  Kredit  in  ausschließlicher  Weise  zu 
unterstützen,  und  zwar  deswegen,  weil  sie  die  Schwierigkeit  der  Um- 
wandlung einer  Einzelunternehraung  in  eine  Aktiengesellschaft  befürchten 
—  die  Schwierigkeit  der  Mobilmachung  der  Gelder,  die  sie  zur  Stärkung 
der  Produktion  zeitweise  ausleihen  würden,  und  die  damit  verbundenen 
besonderen  hohen  Steuerlasten,  wie  z.B.  die  bekannte  Doppelbesteuerung 
der  Portefeuilleaktien.  Die  Folge  davon  ist  einerseits  die  Unterlassung 
der  Erweiterung  und  der  Konzentrierung  verschiedener  Betriebe,  die 
Eückständigkeit  der  Produktion  2),  anderseits  die  Abdrängung  des 
Kreditnehmers  auf  den  Weg,  seinen  Kreditbedarf  aus  mehreren  Quellen 
zu  schöpfen  und  infolgedessen  auch  höhere  Zinsen  zu  zahlen.  Die 
Banken  erklären  es  häufig  für  einen  Vorteil,  das  Eisiko  auf  diese  Weise 
zu  teilen.  Im  Grunde  genommen  erhöhen  sie  dasselbe,  indem  sie  auf 
die  volle  Einsicht  in  die  Geschäfte  des  Klienten  verzichten  und  ihn 
zur  Tragung  höherer  Zinsen  verurteilen.  Die  hohen  Zinsen,  welche  die 

^)  »Neue  Freie  Presse«  vom  23.  Jänner  1916. 

An  dieser  Stelle  ist  selbstredend  die  Notwendigkeit  der  Schonung  nur  der 
unmittelbar  produktiven  und  mit  Schwierigkeiten  kämpfenden  Agglomerate  des 
Kapitals  gemeint.  Die  an  einer  anderen  Stelle  betonte  Notwendigkeit  der  Heran- 
ziehung der  hohen  monopolistischen  Gewinne  wie  des  individuellen  Einkommens 
aus  deai  mobilen  Kapitale  zu  einer  erhöhten  Steuerleistung  steht  damit  nicht  im 
Widerspruche. 

^)  Vgl.  meine  Rede  im  österreichischen  Abgeordnetenhause  vom  20,  Juni  1910. 
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österreichischen  Banken  in  der  Regel  ihren  Kreditnehmern  aus  Pro- 
duktionslireisen  anrechnen,  werden  des  öfteren  mit  der  exorbitanten 
Aktiensteuer  begründet,  mit  welcher  die  Banken  belastet  sind  —  zum 
Teil  mit  Unrecht,  denn  dieser  Zusammenhang  hält  einer  Kritik  nicht 
stand.  Aber  der  Vorwand  ist  gegeben:  es  werden  hohe  Zinsen  ge- 
nommen und  —  den  Einlegern  —  verhältnismäßig  sehr  niedrige  ge- 
zahlt; auf  diese  Weise  wird  eine  neue  Erschwerung  jeder  auf  Kredit 
angewiesenen  Erwerbstätigkeit  geschaffen.  *)  Die  kurzsichtige  Fiskal- 
politik des  Staates  macht  Schule  und  ist  in  der  Finanzwelt  zum  Prinzip 
erhoben  worden;  man  denkt  aber  nicht  daran,  daß  der  Ast,  der  die 
Früchte  trägt,  auch  verdorren  kann. 

Es  würde  im  Rahmen  dieser  Arbeit  zu  weit  führen,  alle  jene 
Mängel  in  der  Organisation  des  Kredit-  und  Bankwesens  der  Mon- 
archie, im  Funktionieren  desselben  aufzudecken,  die  neben  der  Unzu- 
länglichkeit der  Kapitalsbildung  und  des  Kapitalszuflusses  an  der  Er- 
schwerung der  wirtschaftlichen  Investitionstätigkeit  sowie  an  der  Er- 
schwerung und  Verteuerung  des  Betriebskredites  mitschuldig  sind.  Es 
genügt  hier  —  nach  Anführung  obiger  Illustrationstatsachen  —  fest- 
zustellen, daß  das  deutsche  Kredit- und  Bankwesen  dem  österreichisch- 
ungarischen nicht  nur  in  der  finanziellen  Kraft,  sondern  auch  in  den 
Einrichtungen,  vor  allem  aber  im  Geiste,  in  den  Methoden,  in  der 
volkswirtschaftlichen  Leistung  in  ähnlicher  Weise  vorangeht,  wie  die 
deutsche  Industrie  der  österreichisch-ungarischen,  wie  überhaupt  die 
gesamte  deutsche  Volkswirtschaft  jener  der  Monarchie. 


Aus  den  geschilderten  Kapitals-  und  Kreditverhältnissen  ergibt 
sich  ein  wesentliches  Ungleichheitsmoment  zuungunsten  der  Monarchie, 
insbesondere  zuungunsten  ihrer  Produktionsbedingungen  und  -kosten 
im  Vergleiche  zu  Deutschland. 

^)  Vgl.  Pistor,  »Die  Volkswirtschaft  Österreieii-Ungams«,  S.  93:  »Als  Er- 
schwerung des  Baugewerbes  werden  im  Gegensatze  zu  Deutsehland  die  höheren  Pro- 
zentsätze des  Bankkredites  angegeben,  die  mit  normal  10  bis  12%  bezeichnet  werden, 
für  das  ungünstige  Jahr  1913  aber  z.  B.  mit  18  bis  207«  «•  Vgl.  ferner  den  Artikel 
Wekerles  in  der  Weihnaehtsnummer  der  »Neuen  Freien  Presse«,  in  welchem  ina- 
besondere auf  die  viel  zu  große  Spannung  zwischen  dem  Einlagen-  und  dem  Dar- 
lehenszinsfuße hingewiesen  wird.  (Die  in  Rede  stehende  Spannung  ist  im  Kriege 
bis  auf  37(,  gestiegen:  Einlagenzinsfuß  der  Großbanken  3  bis  S^f^,  Kreditzinsfuß 
IV4  bis  l'/o  über  Bankrate  =  6V4  bis  6Vj.) 
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Die  Behebung  desselben  ist  zunächst  durch  Beseitigung  aller 
jener  Erschwerungen  der  Kapitalsbildung  und  des  Kapitalszuflusses 
möglich,  die  durch  die  öffentliche  Verwaltung  sensu  lato  bewirkt 
werden  und  von  denen  oben  die  Eede  war.  Ferner  ist  von  der  im 
Zusammenhange  mit  dem  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisse  stehenden 
Änderung  des  wirtschaftspolitischen  Systems,  von  der  Verbilligung 
der  Produktion  und  des  Konsums  eine  Beschleunigung  der  Kapitals- 
bildung zu  erwarten.  Insbesondere  wird  dann  mit  Hilfe  der  Wieder- 
herstellung der  Währungsparität  auch  der  Zufluß  fremden  Kapitals 
erleichtert  werden.  (Vgl.  auch  den  vorangehenden  Abschnitt  über  die 
Währungsverhältnisse.) 

Im  Prinzipe  soll  (im  Gegensatze  zum  Gebiete  der  Produktion) 
auf  dem  finanziellen  Gebiete  die  Autarkie  angestrebt  werden.  Der 
Weg  zu  derselben  führt  aber  durch  die  ausgiebigste  Verwendung  aus- 
wärtiger Kapitalien  zur  Hebung  der  Volkswirtschaft  für  so  lange,  als 
dieselben  durch  einheimische  nicht  ersetzt  werden  können  (nach  Be- 
rücksichtigung des  im  modernen  Apparate  einer  Wirtschaftsgroßmacht 
unentbehrlichen  Kapitalsexportes  in  die  Neuländer).  ^) 

So  soll  auch  der  Monarchie  durch  das  Zoll-  und  Wirtsehafts- 
bündnis  die  Möglichkeit  geboten  werden,  die  erforderlichen  auswärtigen 

^)  Vgl.  Wekerles  Ausführungen  in  einem  Weihnaehtsartikel  der  »Neuen 
Freien  Presse«  1915:  »Die  einzige  Sicherheit  für  die  Erhaltung  des  Goldes  ist  eine 
aktive  Zahlungsbilanz.  Diese  läßt  sieh  siehern  mit  ausländischen  Anleihen  und  mit 
Geldsendungen  aus  dem  Auslande;  und  wenn  der  auf  diesen  ausländischen 
Geldern  beruhende  Wert  der  inneren  Produktion,  beziehungsweise  der  daraus  re- 
sultierende Nutzen  ein  größerer  ist  als  die  Lasten,  die  dem  auswärtigen  Kapital 
zu  zahlen  sind,  so  sind  diese  Transaktionen  ein  gesundes  Symptom,  ja  die  Erwer- 
bung von  ausländischem  Kapital  ist  sogar  ein  notwendiger  Schritt  im  wirtschaft- 
liehen Leben.  Ein  eigentlicher  wirtschaftlicher  Vorteil  oder  zum  mindesten  ein  gd- 
sieherter  Zustand  der  Volkswirtschaft  läßt  jedoch  die  Inanspruchnahme  des  auslän- 
dischen Kapitals  nur  übergangsweise  als  statthaft  erscheinen.  Es  ist  eine  unum- 
gängliche Forderung  der  wirtschaftlichen  Selbständigkeit,  daß  dieser  nichts  anderes 
als  bloß  die  ihr  innewohnende  Kraft  die  nötige  Sicherheit  gewähre.  In  diesem 
tJ  bergangszustand  befindet  sich  heute  unsere  Monarchie.  Es  muß  unser  eminentes 
Bestreben  bilden,  daß  alle  Zweige  unserer  wirtschaftlichen  Entwicklung  mit  Heran- 
ziehung fremden  Kapitals  und  fremder  Sachkenntnis  entwickelt  werden.  Ein  den 
hohen  Zinsen  der  Investitionen  entsprechender  Teil  des  Gewinnes  wird  wohl  ins 
Ausland  wandern,  dieser  Teil  ist  jedoch  verschwindend  gering,  verglichen  mit 
jenen  Vorteilen,  die  wir  bei  der  ersten  Investition  indirekt  in  unserer  Valuta,  später 
aber  in  Form  von  Arbeitslöhnen,  der  Erhöhung  der  Produktion,  der  Steigerung  des 
inneren  Konsums  und  des  Warenexportes  genießen  werden.« 
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Kapitalien  nach  Tunlichkeit  aus  dem  befreundeten  und  verbündeten 
Gebiete  Deutschland  in  noch  höherem  Maße,  als  bisher,  zu  beziehen^); 
es  soll  beiden  Reichen  ermöglicht  werden,  gegenüber  dem  Drittauslande 
gemeinsame  Aktionen  zum  Zwecke  der  Heranziehung  von  Kapitalien  in 
solchen  exzeptionellen  Situationen  durchzuführen,  wie  sie  sich  z.  B. 
unmittelbar  nach  dem  Kriege  ergeben  werden  (vgl.  den  vorangehenden 
Abschnitt  über  die  Währungsverhältnisse).  Dadurch  wird  gewisser- 
maßen die  finanzielle  Autarkie  im  Schöße  des  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündnisses eingeleitet  werden,  was  sich  auch  nach  und  nach  auf  die 
demselben  noch  weiter  anzuschließenden  Gebiete  und  Staaten  zu  er- 
strecken hätte. 

Die  Heranziehung  des  ausländischen,  insbesondere  des  deutschen 
Kapitals  wird  aber  nach  dem  Kriege  für  die  Monarchie  um  so  not- 
wendiger werden,  als  durch  die  großen  öflfentlichen  Aufgaben  sowie 
durch  den  plötzlich  wieder  auftretenden  (jetzt  zurückgestellten)  großen 
Bedarf  an  Betriebskredit,  schließlich  durch  die  jetzt  ebenfalls  vielfach 
zurückgestellte  Notwendigkeit  der  Erneuerung  vieler  gerade  im  Kriege 
stark  abgenützter  Maschinen  u.  dgl.^)  der  Kapitalsbedarf  in  den  ersten 
Friedensjahren  wesentlich  gesteigert  und  infolgedessen  der  weitgehenden 
Flüssigkeit  und  Verwendung slosigkeit  des  Geldes  im  Kriege  eine  Epoche 
dauernd  höheren  Zinsfußes  folgen  dürfte.  (Übrigens  wird  der  höhere 
Zinsfuß  auch  durch  das  Währungsdisagio  —  hoffentlich  nicht  durch 
längere  Zeit  —  genährt  werden.)  Demgegenüber  glaubt  Wekerle  (im 
Weihnachtsartikel  der  »Neuen  Freien  Presse«  von  1915),  diese  Steige- 
rung des  Zinsfußes  werde  dadurch  paralysiert  werden,  »daß  die  heute 
bei  Privaten  zurückgehaltenen  Geldsummen,  die  sehr  beträchtlich  sind, 
dann  an  die  Oberfläche  kommen  werden,  und  daß  für  eine  Ermäßi- 
gung des  heute  zwischen  der  Verzinsung  der  Einlagen  und  der  Dar- 
lehen bestehenden  beträchtlichen  Unterschiedes  unbedingt  wird  ge- 
sorgt werden  müssen«.  Diese  Ansicht  scheint  jedenfalls  zu  optimistisch 
zu  sein. 


^)  Die  Valutaanleihen  der  Monarchie  in  Deutsehland  im  vorläufigen  Betrage  von 
einer  Milliarde  Mark  (vgl.  den  vorangehenden  Abschnitt  über  die  Währungsverhält- 
nisse) sind  nichts  anderes  als  ein  Ausdruck  eines  so  gedachten  Kapitalsbündnisses. 

•)  Auf  der  anderen  Seite  sind  allerdings  die  maschinellen  Anlagen  der  öster- 
reichischen und  ungarischen  Industrie  (insbesondere  der  Metallindustrie)  gerade 
während  des  Krieges  —  infolge  des  gewaltig  gesteigerten  Heeresbedarfes  —  viel- 
fach ergänzt,  erneuert  und  modernisiert  worden. 
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So  sind  wir  an  dem  Punkte  angelangt,  an  welchem  die  Art  und 
Weise  erörtert  werden  kann,  in  welcher  Deutschland  der  Monarchie 
in  der  Behebung  ihrer  Kapitalsrückständigkeit  behilflich  sein  könnte. 
Aus  dem  allgemeinen  Interesse,  welches  Deutschland  an  der  wirt- 
schaftlichen Erstarkung  seines  Bundesgenossen  hat,  ergibt  sich  auch  das 
hier  in  Betracht  kommende  besondere  Interesse  des  deutschen  Kapi- 
tals, sich  an  dem  wirtschaftlichen  Leben  der  Monarchie  noch  stärker 
als  bisher  zu  beteiligen.  Überdies  ist  ja  das  deutsche  Kapital  der 
größte  auswärtige  Besitzer  der  österreichischen  und  ungarischen  Wert- 
papiere und  hat  infolgedessen  ein  unmittelbares  Interesse  am  Kurse 
und  an  der  Sicherheit  des  Placements  und  der  Verzinsung,  was  alles 
wieder  von   der  wirtschaftHchen  Erstarkung  der  Monarchie   abhängt. 

(Von  den  im  Auslande  placierten  österreichischen  und  ungari- 
schen Wertpapieren  im  Betrage  von  zirka  IOV2  Milliarden  Kronen 
befand  sich  um  1911  rund  die  Hälfte  in  Deutschland,  über  307o 
in  Frankreich,  geringere  Beträge  in  Holland,  England,  Belgien,  in  der 
Schweiz  und  in  anderen  Staaten.) 

Wird  nun  Deutschland  in  der  Lage  sein,  nach  dem  Kriege  nicht 
nur  den  eigenen,  gewaltig  steigenden  Kapitalsbedarf  (insbesondere  auf 
dem  Gebiete  des  öffenthchen  Kredites,  nicht  minder  aber  auch  für 
private  Betriebskredite  der  Industriellen  und  Händler,  die  während  des 
Weltkrieges  zum  großen  Teil  entbehrlich  waren,  sowie  für  industrielle 
Erneuerungen  und  Investitionen)  zu  decken,  gleichzeitig  seine  Kapitals- 
vorpostenstellungen im  Auslande  zu  behaupten  und  zu  erweitern  sowie 
weiteres  Kapital  zu  erübrigen,  um  es  für  die  wirtschaftliche  Erstarkung 
der  Monarchie  zu  verwenden? 

Der  Lösung  dieser  Frage  ist  zunächst  vorauszuschicken,  daß 
nach  dem  hier  aus  Anlaß  der  Besprechung  der  Währungsverhältnisse 
gebrachten  Ideengange  beide  Zentralreiche  bestrebt  sein  müssen,  sich 
anläßlich  des  Friedensvertrages  einen  beträchtlichen  Export  ihrer  Wert- 
papiere ins  gegenwärtig  feindliche  Ausland  zu  sichern,  eventuell  un- 
mittelbar nach  dem  Friedensschlüsse  andere  (neutrale)  Kapitalien  im 
Wege  von  Valutaanleihen  heranzuziehen  —  nicht  bloß  um  die  Wäh- 
rungsparität wiederherzustellen,  sondern  auch  um  ihre  eigenen  Kapi- 
talien für  den  neuen  inneren  Investitions-  und  Kreditbedarf,  gleichwie 
für  den  Export  in  die  Neuländer  freizumachen. 

Femer  ist  zu  berücksichtigen,  daß  die  Mobilisierung  des  Kapitals 
in  den  Zentralreichen  durch  den  Krieg  nicht  aufgehalten,  sondern  in- 
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folge  Zusammentreffens  einer  Eeihe  von  bekannten  volkswirtschaftlichen 
Erscheinungen  gewissermaßen  noch  gefördert  wurde  —  selbstredend 
in  Deutschland  in  viel  höherem  Maße  als  in  Österreich-Ungarn. 

Es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  nach  dem  Friedensschlüsse  der 
jährliche  Zuwachs  des  Volksvermögens  gerade  in  Deutschland  auf  die 
Dauer  stark  zurückgehe.  Sollte  es  sich  herausstellen  —  was  äußerst 
unwahrscheinlich  ist  — ,  daß  die  Produktion  und  ihre  Eentabilität  im 
Bückstande  bleibt,  so  wird  der  durch  den  Krieg  gesteigerte  Sparsinn 
in  noch  höherem  Grade  einsetzen  und  nicht  nur  die  erhöhten  Steuer- 
lasten bewältigen,  sondern  auch  nach  und  nach  neue  große  Kapitalien 
aufbringen. 

Die  große  Emissionstätigkeit  Deutschlands  findet  ihre  Erklärung 
darin,  daß  —  nach  Hei  ff  er  ich  —  der  jährliche  reine  Volksvermögens- 
zuwachs in  Deutschland  10  Milliarden  Mark  ausmacht,  wovon  %y^  Mil- 
liarden auf  effektive  Ersparnisse  entfallen.  Es  ist  nach  der  bisherigen 
Erfahrung  kaum  denkbar,  daß  die  jährliche  Ersparnis  des  deutschen 
Volkes  im  Betrage  von  8V2  Milliarden  (denn  auf  diese  Höhe  wird 
sich  diese  Ersparnis  in  einiger  Zeit  nach  dem  Kriege  wohl  wieder 
heraufarbeiten)  auf  die  Dauer  ausschließlich  in  der  heimischen  Er- 
werbstätigkeit, beziehungsweise  im  heimischen  öffentlichen  Kredite  eine 
volle  Verwendung  finden  könne.  So  wie  es  in  erster  Linie  England 
und  Frankreich  mit  den  freien  Beträgen  ihres  Volksverraögenszuwachses 
seit  jeher  tun,  daß  sie  Bankiers  der  anderen  kreditsuchenden  Gebiete 
und  Staaten  geworden  sind,  so  wird  Deutschland  notgedrungen  diesen 
Weg,  den  es  ja  übrigens  auch  in  weitem  Umfange  angetreten  hat, 
im  Interesse  der  besseren  Fruktifizierung  seines  überflüssigen  Kapitals 
pflegen  müssen.  Als  ein  Gebiet,  dessen  Erstarkung  aus  politischen 
Gründen  in  noch  höherem  Grade  als  vor  dem  Kriege  erwünscht  er- 
scheinen muß  —  als  ein  Gebiet,  welches  die  größte  politische  Sicher- 
heit für  das  unterzubringende  deutsche  Kapital  bieten  wird,  steht 
Österreich-Ungarn  da.  Nicht  als  Preis  eines  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündnisses zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland,  sondern  als 
eine  natürliche  Begleiterscheinung  eines  solchen  muß  eine  lebhaftere 
Verwendung  des  deutschen  Kapitals  im  öffentlichen  Kredite  und  in 
wirtschaftlichen  Unternehmungen  der  Monarchie  erfolgen;  überdies 
muß  eine  Kapitalsgemeinschaft  behufs  wirtschaftlicher  Erschließung 
anderer  dem  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisse  angeschlossener  oder  nahe- 
stehender Gebiete  entstehen. 
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Wie  es  aus  den  an  einer  anderen  Stelle  angeführten  Ziffern  zu 
ersehen  ist,  laut  welchen  die  ausländische  Verschuldung  Ungarns 
einige  Male  so  groß  ist,  wie  jene  Österreichs,  wird  nach  dem  Kriege 
insbesondere  Ungarn  (bei  seiner  sonstigen  unvergleichlich  größeren 
Rückständigkeit)  auf  eine  intensive  wirtschaftliche  Befruchtung  mit 
deutschen  Kapitalien  angewiesen  sein,  i) 

Freilich  kann  die  wirtschaftliche  Förderung  Ungarns  mit  Hilfe 
deutscher  Kapitalien  nicht  in  jener  einfachen  Form  geschehen,  wie 
es  sich  manche  ungarische  Publizisten  denken.  2) 

Wohl  aber  haben  bereits  die  letzten  Wochen  die  Einleitung  und 
den  Abschluß  einzelner  wichtiger  finanzieller  Transaktionen  gebracht, 
die  dem  deutschen  Kapital  in  Ungarn  ein  erweitertes  Feld  der  Be- 
tätigung bieten  sollen.  Zwischen  der  ungarischen  Regierung  und  der 
Deutschen  Bank  ist  ein  Vertrag  zustande  gekommen,  der  die  Verwer- 
tung der  ungarischen  Erdgasgruben  an  die  Deutsche  Bank  überträgt 
und  die  Industrialisierung  Siebenbürgens,  vor  allem  durch  Gründung 
einer  chemischen  Industrie,  anbahnen  soll.  Die  Konzession  erstreckt 
sich  auf  50  Jahre  und  soll  im  Falle  des  Nachweises  einer  Kapitals- 
aufwendung von  100  Millionen  Kronen  innerhalb  der  ersten  35  Jahre 
auf  weitere  25  Jahre  verlängert  werden.  Eine  zweite  Transaktion,  die 
sich  gleichfalls  auf  industriellem  Gebiete  vollzogen  hat,  kam  zwischen 
der  Ungarischen  Bank-  und  Handels-Aktiengesellschaft  und  dem  Grafen 
Henckel-Donnersmarck  zustande.  Durch  ein  Vorschußgeschäft  hat  sich 
das  ungarische  Kreditinstitut  ein  sehr  bedeutendes  Guthaben  verschafft, 
das  auf  über  20  Millionen  Mark  veranschlagt  und  vorläufig  bei  Berliner 
Banken  angelegt  wurde.  Im  Zusammenhange  mit  diesem  Finanzgeschäft 
hat  die  Ungarische  Bank-  und  Handels-Aktiengesellschaft  die  Verwertung 
eines  der  größten  Waldbesitze  des  Grafen  Henckel-Donnersmarck  be- 


')  Vgl.  Szterenyi,  »Wirtsehaftliehe  Annäherung  zwischen  Deutsehland, 
Österreich  und  Ungarn«  in  »Nord  und  Süd«,  Jubiläumsheft,  S.  42:  »Ungarn  ist  in 
der  Förderung  seiner  Volkswirtschaft,  ja  selbst  bei  seinen  staatliehen  Investitions- 
bedürfnissen auf  fremdes  Kapital  angewiesen.  Diesbezüglich  können  wir  aus  einer 
engen  wirtschaftlichen  Verbindung  mit  Deutsehland  nur  Vorteile  ziehen.  Zwar 
wird  das  Deutsche  Reich  nach  Friedensschluß  noch  geraume  Zeit  seine  freien  Ka- 
pitalien für  sieh  selbst  benötigen,  doch  werden  dort  die  Kriegskosten  bei  einem 
nfttionalen  Einkommensüberschuß  von  jährlichen  10  Milliarden  verhältnismäßig 
rasch  aufgebracht  sein;  so  kann  der  deutsehe  Geldmarkt  für  uns  von  ganz  bedeu- 
tendem Werte  werden.« 

''^)  Vgl.  Palyi,  »Deutsehland  und  Ungarn«,  Leipzig  1915. 
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schlössen.  Ferner  wird  über  die  Verpachtung  des  Güterkomplexes  des 
Grafen  Karolyi  an  die  Süddeutsche  Landwirtschaftsgesellschaft  in 
Mannheim  auf  25  Jahre  berichtet.  Die  Pächterin  soll  an  die  Ein- 
führimg einer  Musterwirtschaft,  Gründung  einer  großen  Zuckerfabrik 
u.  dgl,  schreiten  und  zu  diesem  Zwecke  eine  besondere  Aktiengesell- 
schaft ins  Leben  rufen.  Schließlich  ist  auf  das  neue,  im  Abschnitte 
»Verkehrswesen«  bereits  angeführte  Übereinkommen  der  deutschen 
Schiflahrtsgesellschaften  mit  der  ungarischen  Schiflfahrtsgesellsehaft 
>Adria«  hinzuweisen. 

Jedoch  würde  auch  in  Österreich  das  deutsche  Kapital  eine  gute 
Fruktifizierung  finden,  wenn  es  lebensfähigen,  unter  dem  neuen  ZoU- 
und  Wirtschaftsregime  aufblühenden  Industrien,  vor  allem  aber  wirt- 
schaftlich nützlichen  öffentlichen  Unternehmungen  zugewendet  wird. 
Hieher  gehören  beispielsweise  die  Anlage  von  Wasserstraßen,  der  Aus- 
bau von  Wasserkräften  und  im  Zusammenhange  damit  gewisser  Zweige 
der  chemischen  Industrie,  die  Errichtung  von  elektrischen  Überland- 
zentralen,  die  Entwicklung  der  Seeschiffahrt  u.  dgl.  —  von  der  ge- 
steigerten Beteiligung  am  Placement  österreichischer  Anlagewerte 
abgesehen.  ^) 

Wie  bereits  im  vorangegangenen  Abschnitte  bemerkt  wurde, 
dürfte  sich  die  Aufnahme  eines  ausländischen  Darlehens  zum  Zwecke 
der  Besserung  der  österreichisch-ungarischen  Valuta  als  notwendig  er- 
weisen, falls  die  Kriegsentschädigung  mit  der  eventuellen  zwangsweisen 
Übernahme  der  österreichisch-ungarischen  Staatsrenten  durch  den  be- 
siegten Gegner  nebst  anderen  diesfalls  vorgeschlagenen  Mitteln  zur 
Besserung  der  Währung  nicht  genügen  sollte.  Ob  und  zu  welchen  Be- 
dingungen diese  Währungsanleihe  in  den  neutralen  Staaten  zu  erlangen 
sein  wird  (sogar  im  Falle  eines  allenfalls  wünschenswerten  gemein- 
samen Vorgehens  der  Zentralreiche),  ist  nicht  vorauszusehen.  Mangels 
einer  solchen  Gemeinsamkeit  wäre  Österreich-Ungarn  hiefür  zum  großen 
Teile  (wie  es  schon  während  des  Krieges  der  Fall  war)  auf  den  deutschen 
Markt  angewiesen;  auch  hätte  Deutschland  das  größte  wirtschaftliche 


^)  Angesichts  der  politischen  und  wirtschaftliehen  Souveränetät  und  Parität, 
wie  sie  durch  die  Konstruktion  des  Zollbündnisses  gewährleistet  erscheint,  ferner  an- 
gesichts der  zu  erwartenden  Stärkung  der  österreichisch-ungarischen  Volkswirtschaft 
unter  dem  neuen  Regime  sind  etwaige  Befürchtungen  der  Steigerung  der  Abhängig- 
keit der  Monarchie  infolge  gesteigerten  Kapitalimportes  aus  Deutschland  zumindest 
übertrieben.  Dieser  Ansicht  ist  auch  Wekerle. 
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und  politische  Interesse  daran,  dem  verbündeten  Keiche  hiebei  Hilfe  zu 
leisten,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  es  nicht  etwa  selbst  auch  ein  ähn- 
liches Darlehen  im  neutralen  Auslande  aufnehmen  müßte  (genau  so, 
wie  England  es  damit  schon  während  des  Krieges  hält,  indem  es  An- 
leihen zur  Besserung  des  Sterlingkurses  in  Nordamerika  aufnimmt  und 
seinen  Verbündeten  —  wenn  auch  in  immer  geringerem  Maße  —  mit 
Darlehen  unter  die  Arme  greift).  Ein  der  Monarchie  von  Deutschland 
gewährtes  weiteres  größeres  Währungsdarlehen  wäre  wohl  ein  kon- 
kreter Ausdruck  des  Kapitalsbündnisses,  welches  in  diesem  Falle 
noch  den  Zweck  hätte,  das  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  unmittelbar 
zu  fordern.  Durch  die  Besserung  des  Wechselkurses  der  Monarchie 
würde  bekanntlich  die  Wirksamkeit  des  Zollbündnisses  erhöht  werden; 
gleichzeitig  muß  dem  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisse  die  Tendenz  inne- 
wohnen, die  schlechtere  Währung  des  zollverbündeten  Staates  zu  bessern, 
um  Disagio-Exportprämien  zu  verhüten  und  damit  das  Zusammenwirken 
zahlreicher  Wirtschaftszweige  im  Rahmen  des  allgemeinen  Wirtschafts- 
programmes  schleuniger  ins  Werk  zu  setzen. 

Das  Kapitalsbündnis  ist  wohl  kein  integrierender  Teil  eines  ZoU- 
und  Wirtschaftsbündnisses,  aber  eine  notwendige  Folge  eines  solchen, 
eine  um  so  notwendigere,  als  zu  den  Zwecken  des  Bündnisses,  zu  den 
wirtschaftlichen  wie  zu  den  politischen,  die  finanzielle  Autarkie  gehört. 

Es  versteht  sich  anderseits  von  selbst,  daß  die  für  Österreich- 
Ungarn  so  notwendige  Kapitalsgemeinschaft  mit  Deutschland,  die  Be- 
fruchtung der  Monarchie  mit  deutschen  Kapitalien  nur  dann  in 
größerem  Umfange  wird  Platz  greifen  können,  wenn  die  gegenwärtigen 
fiskalischen  und  administrativen  Erschwerungen  eines  zufriedenstellenden 
Placements  von  Kapitalien  aufhören  werden  und  wenn  dem  deutschen 
Kapital  durch  den  Abschluß  eines  engen  Zoll-  und  Wirtschaftsbünd- 
nisses in  zweifacher  Hinsicht  uneingeschränktes  Vertrauen  beigebracht 
werden  wird :  es  werde  einerseits  mit  der  Zeit  die  bisherige  wirtschaft- 
liche Rückständigkeit  der  Monarchie  auf  der  ganzen  Linie  behoben 
werden,  es  sei  anderseits  die  vollste  politische  Sicherheit  der  Placierung 
für  eine  möglichst  lange  Zukunft  vorhanden. 

Im  Zusammenhange  damit  dürften  die  deutschen  Großbanken 
ihre  organisierte  Tätigkeit  unter  dem  Regime  des  Zoll-  und  Wirt- 
schaftsbündnisses in  der  Monarchie  wesentlich  erweitern.  Die  den 
österreichischen  und  ungarischen  Großbanken  dadurch  entstehende 
Konkurrenz  dürfte  auf  dieselben  belebend  wirken  und  nach  und  nach 
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nicht  nur  eine  durchgreifende  Mehrung  und  Verbilligung  der  frei 
verfügbaren  Kapitalien,  sondern  auch  eine  Modernisierung  des  Kredit- 
»nd  Bankwesens  der  Monarchie  in  seiner  Organisation  und  in  seinen 
Funktionen  herbeiführen.  Damit  wäre  aber  sehr  bald  die  Beseitigung 
der  auf  dem  Gebiete  der  Kapitalsverhältnisse  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland  bestehenden,  in  den  Produktionsbedingungen 
und  -kosten  zum  Ausdrucke  gelangenden  Ungleichheit  erzielt. 

Die  mit  dem  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisse  zusammenhängende 
Interessengemeinschaft  des  österreichisch-ungarischen  und  des  deutschen 
Kapitals  dürfte  nach  Österreich-Ungarn  nicht  nur  frisches  Kapital,  sondern 
auch  andere,  bessere  Gesehäftssitten  bringen;  zweifellos  ist  die  Geschäfts- 
sitte der  deutschen  Banken  besser,  den  Gewinn  in  der  Ausdehnung 
der  Geschäfte  und  nicht  in  einem  übermäßigen  Nutzen  bei  jedem 
einzelnen  Geschäfte  zu  suchen.^)  Die  deutsche  Finanzwelt  folgt  dem 
Beispiele  der  deutschen  Industrie,  welche  in  der  Vergrößerung  des 
inneren  Konsums  und  der  Produktion  und  nicht  in  der  Preistreiberei 
ihren  Hauptgewinn  sucht.  So  verkaufen  deutsche  Industrieunter- 
nehmungen und  deutsche  Kreditanstalten  ihre  Erzeugnisse  und  Dienste 
billiger  und  erzielen  dadurch  größere  Gesamtgewinne.  Aber  weil  sie 
zu  diesem  Behufe  ihre  Aufgaben  immer  mehr  erweitern  müssen  und 
sich  häufig  auch  solche  stellen,  welche  die  Mittel  einer  einzelnen  noch 
so  großen  Bankanstalt  überschreiten  können,  sehen  wir  in  Deutschland 
im  Gegensatze  zur  Monarchie  ein  Zusammengehen  ganzer  großer 
Gruppen  von  Bankinstituten  nicht  nur  von  Fall  zu  Fall,  sondern  in 
allen  wichtigen  Fällen,  in  allen  großen  Geschäften. 

Es  bestehen  in  Deutschland  große  Bankenkonzerne,  welche  be- 
fähigt sind,  die  allergrößten  und  allerbedeutendsten  Finanzierungen 
vorzunehmen.  Das  deutsche  Bankwesen  hat  somit  eine  höhere  Stufe 
der  Entwicklung  erreicht,  es  hat  gleich  der  Industrie  den  Großbetrieb 
aufgenommen  2)  und  scheint  diesbezüglich  dem  Bankwesen  aller  übrigen 
Kapitalsstaaten  voranzugehen. 

^)  Auf  die  Möglichkeit  der  erzieherischen  Wirksamkeit  der  deutschen  Banken 
in  der  Monarchie  spielt  auch  Eulenburg  (a.  a.  0.  S.  120)  an,  indem  er  unter 
anderem  davon  eine  Besserung  der  Zahlungsverhältnisse  erwartet,  die  in  ihrer 
finanziellen  Wirkung  einer  Ermäßigung  des  Zollschutzes  gleichkommen  würde. 

2)  Nach  Pohle  (»Die  Entwicklung  des  deutschen  Wirtschaftslebens  im 
letzten  Jahrhundert«,  Leipzig  1913,  S.  145)  bestehen  jetzt  (1911)  in  Deutschland 
folgende  fünf  Bankgruppen  mit  einem  Kapitalsbetrage  an  Aktienkapital  und  Re- 
serven in  Millionen  Mark: 
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Wie  weit  waren  die  österreichischen  und  ungarischen  Banken 
vor  dem  Kriege  davon  entfernt?  Auch  nach  dieser  Richtung  hin  kann 
die  Gemeinschaft  mit  dem  deutschen  Bankwesen  nur  belebend  und 
umbildend  wirken,  was  um  so  dringender  nottut,  als  die  österreichische 
Bankwelt  nach  dem  Kriege  vor  viel  größeren  Aufgaben  als  bisher 
stehen  dürfte. 

Unter  dem  Einflüsse  der  Kapitalsgemeinschaft  mit  Deutschland 
wäre  in  Österreich-Ungarn  nicht  nur  eine  Konzentrierung  der  Banken, 
sondern  auch  ein  Anschluß  an  die  deutschen  Bankkonzerne  zu  erwarten, 
wodurch  eine  geschlossene  deutsch-österreichisch-ungarische  Kapitals- 
kraft entstehen  würde,  die  ihren  gesteigerten  Einfluß  in  ungeahnter 
Ausdehnung  nutzbar  machen  könnte. 

Kein  Mittel  sichert  die  wirtschaftliche  Expansion  im  Auslande 
in  einem  solchen  Umfange  und  so  zuverlässig,  wie  der  zielbewußte 
Export  von  Kapitalien  nach  jenen  Gebieten,  in  welchen  die  wirt- 
schaftliche Expansion  im  Sinne  sei  es  des  Warenexportes,  sei  es  der 
Sicherung  von  billigen  Rohstofifbeztigen  angestrebt  wird.^) 


1.  Gruppe  der  Deutsehen  Bank 1266-43 

2.  >         »     Di8konto-Gesellschaft 622-6 

3.  »        »     Dresdner  Bank    ...    • 321-3 

4.  »         »     Darmstätter  Bank 260'6 

5.  »       des  Schaffhausenschen  Bankvereines  .    .   .    209-9 

Zusammen  .    .  27207 
Das  Aktienkapital  der  österreichischen  und  ungarischen  Banken  betrug  1913 
rund    1-8  Milliarden  Kronen,  jenes  der   deutsehen  Banken   3-8  Milliarden  Mark. 
Überdies  bestehen  in  Deutschland,  im  Gegensatze  zu  Österreich-Ungarn,  noch  immer 
verhältnismäßig  viele  Privatbanken,  die  der  Industrie  große  Dienste  leisten, 

0  Einer  anderen  Ansieht  scheint  gewissermaßen  Eulenburg  (a.a.O.  S.  107) 
zu  sein,  indem  er  darauf  hinweist,  daß  das  importierte  fremde  Kapital  eine  Stütze 
der  sohutzzöUnerischen  Bestrebungen  bildet  und  dem  Warenimporte  feindlich  gegen- 
übersteht. Ähnliches  kann  hie  und  da  vorkommen  —  doch  darf  es  nicht  generalisiert 
werden,  da  nach  den  meisten  bisherigen  Erfahrungen  der  Warenexport  durch  den 
Kapitalsexport  gefördert  wurde.  Allerdings  empfiehlt  es  sich  mehr  —  wie  Wieden- 
feld  (a.  a.  0.  S.  402)  hinsichtlieh  der  Türkei  richtig  bemerkt  —  das  exportierte 
Kapital  in  öffentlichen  Bauten,  Transportunternehmungen  u.  dgl.  (welche  Anstalten 
große  Abnehmer  von  Investitions-  und  Betriebsmitteln  sind)  zu  verankern,  als  mit 
diesem  Kapital  Industrieunternehmungen  zu  gründen. 

Im  Hinblicke  auf  den  Werdegang,  die  Konstruktion  und  die  Zwecke  des 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  zwischen  den  Zentralreichen  ist  Eulenburgs  obige 
Einwendung  jedenfalls  für  dieses  letztere  Verhältnis  gegenstandslos. 
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Selbstredend  muß  einerseits  die  erforderliche  politische  Sicher- 
heit gesucht,  beziehungsweise  geschaffen  werden  und  anderseits  muß 
im  kapitalsexportierenden  Lande  jene  wirtschaftliche  Tüchtigkeit  vor- 
handen sein,  die  notwendig  ist,  um  die  durch  den  Kapitalsexport  er- 
rungenen Vorteile  auszunützen.  So  hat  z.  B.  angesichts  des  Mangels  an 
der  letzteren  Eigenschaft  der  französische  Kapitalsexport  der  wirtschaft- 
lichen Expansion,  dem  Exporte,  der  Produktion  Frankreichs  verhältnis- 
mäßig wenig  geholfen  —  im  Gegensatze  zu  England  und  Deutschland 
—  und  zwar  ungeachtet  dessen,  daß  Frankreich  Anleihen  vorwiegend 
gegen  Bestellungen  gewährte,  mit  deren  Ausführung  (und  Preisen) 
die  Besteller  öfters  nur  recht  mäßig  zufrieden  waren.  (Vgl.  Schilder, 
»Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft«,  I.  Bd.,  S.  343 — 356.) 

Der  französische  Kapitalsexport  ist  teilweise  ein  Notexport  in 
dem  Sinne,  daß  die  Nachfrage  nach  Kapital  für  inländische  Zwecke 
den  wirklichen  Bedürfnissen  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  — 
infolge  der  wirtschaftspsychischen  Eückständigkeit  der  Bevölkerung 
(wohl  auch  infolge  des  Mangels  an  Zuwachs)  —  nicht  entspricht.^) 

Schilder  (a.a.  0.)  bemerkt  richtig,  daß  die  europäischen  Kapitals- 
anlagen in  Südamerika  Europa  vor  nordamerikaniseher  Konkurrenz  in 
diesen  Gebieten  schützen.  Es  ist  aber  zu  befürchten,  daß  nach  dem 
Kriege  die  finanzielle  Erschöpfung  Europas  die  südamerikanischen 
Staaten  in  viel  höherem  Grade  vom  gestärkten  nordamerikanischen 
Markte  abhängig  machen  wird,  als  dies  bis  jetzt  der  Fall,  woraus 
dann  eben  dem  nordamerikanischen  Exporte  neue  Chancen  erwachsen 
werden.  Um  so  größer  auch  für  die  Zentralraächte  die  Notwendigkeit, 
den  Kapitalsexport  trotz  aller  Schwierigkeiten  nach  dem  Kriege  intensiv 
zu  pflegen.  Insbesondere  wird  Österreich -Ungarn  diesen  Weg  des 
Kapitalsexportes  beschreiten  müssen,  wenn  es  den  Warenexport  ent- 
wickeln, den  Menschenexport  einschränken  und  seiner  Handels-  und 
Zahlungsbilanz,  seiner  gesamten  Wirtschaftsbilanz  eine  gesunde  Grund- 
lage geben  will.  Vom  »Wollen«  kann  da  übrigens  nicht  die  Eede  sein. 

1)  In  den  Jahren  1906  bis  1911  entfielen  vom  Jahresdurchschnitte  der  Neu- 
emissionen  in  Frankreich  per  3V2  Milliarden  Mark  auf  inländische  Investitionen  nur 
620  Millionen,  d.  i.  22%,  in  Deutschland  dagegen  von  3  Milliarden  Mark  2654  Mil- 
lionen, d.  i.  897o.  Erst  in  den  letzten  Jahren  kam  man  in  Frankreich  zum  Bewußt- 
sein, wie  sehr  man  im  Rückstände  geblieben  sei  —  und  infolgedessen  stieg  der 
Anteil  der  Emissionen  für  inländische  Zwecke  im  Jahre  1912  auf  39%  und  im 
Jahre  1913  auf  447o  der  Gesamtemissionen  (allerdings  auch  im  Zusammenhange 
mit  militärischen  Rüstungen). 

V.  Batt»gli»,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I.  26 
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Wie  wir  bereits  an  einer  anderen  Stelle  gesehen  haben,  lastet  diesfalls 
auf  der  Monarchie  ein  eiserner  Zwang  der  Situation. 

Ohne  ein  zielbewußtes  Streben,  sich  Kapitalszinseneingänge  aus 
dem  Auslande  zu  sichern,  müßte  die  Zahlungsbilanz  der  Monarchie, 
wenn  auch  nicht  einer  ständigen  Verschlechterung  entgegengehen, 
so  doch  einer  steten  Gefährdung  ausgesetzt  sein.  Durch  einen  ver- 
nünftigen (vom  französischen  grundverschiedenen)  Kapitalsexport  könnte 
die  Monarchie  ihren  Fabrikatenexport  viel  leichter  heben,  als  durch 
alle  sonstigen  Mittel  der  Exportförderung.  Selbstredend  müßte  dieser 
Kapitalsexport  in  unmittelbarem  und  engem  Zusammenhange  mit 
dem  Exporte  der  österreichisch -ungarischen  Unternehmungstätigkeit 
sowie  der  Produktions-  und  Verkehrshilfsmittel  (Maschinen,  Schienen, 
Waggons  u.  dgl.)  stehen. 

Im  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisse  mit  Deutschland  müßte  eine 
Beteiligung  des  österreichisch-ungarischen  Kapitals  und  im  Zusammen- 
hange damit  des  Warenexportes  (öfifentliche  Lieferungen  im  Auslande 
usw.)  an  den  deutschen  Unternehmungen  im  Auslande,  so  weit  als 
möglich,  im  allgemeinen  Eahmen  gesichert  und  geregelt  werden.^) 
Im  Hinblicke  auf  die  psychischen  Eigenschaften  des  deutschen  Kapitals 
soll  dasselbe  an  der  Hebung  der  österreichisch-ungarischen  Volkswirt- 
schaft im  Bereiche  der  Monarchie  selbst  in  einem  gewissen  Maße 
mitwirken  —  es  soll  aber  auch  gleichzeitig  zusammen  mit  dem  öster- 
reichisch-ungarischen Kapitale  für  den  deutschen  und  für  den  öster- 
reichisch-ungarischen Export  im  Auslande  die  Wege  ebnen. 

Wenn  die  Monarchie  —  wie  Baernreither^)  richtig  bemerkt 

—  »bisher  große  Geschicklichkeit  in  dieser  Hinsicht  nicht  be- 
wiesen hat«,  so  wird  sie  diese  Geschicklichkeit  in  Gemeinschaft  mit 
Deutschland  entwickeln  können  und  müssen.  Für  Deutschland  kann 
aber  diese  Untergattung  der  Kapitalsgemeinschaft  nur  erwünscht  sein 

—  sei  es  auch  nur  im  Hinblicke  auf  die  gemeinschaftlichen  Be- 
ziehungen  zu   den   Balkanstaaten,    in   welchen   der   Donaumonarchie 


1)  Vgl.  folgenden  Beschluß  des  für  die  Annäherungsfrage  eingesetzten  be- 
sonderen Ausschusses  der  Reiehenberger  Handelskammer:  »Die  Gemeinsamkeit  soll 
aber  auch  alle  jene  Verträge,  namentlich  mit  dem  außereuropäischen  Auslande,  um- 
fassen, welche  unter  dem  Schutze  oder  unter  der  Mitwirkung  der  Regierungen  die 
Investierung  und  Nutzbarmachung  deutsehen  oder  österreichischen 
Kapitals  auf  den  ausländischen  Märkten  zum  Ziele  haben.« 

*)  »Handelspolitische  Ausblicket,  Wien  1913,  S.  13. 
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naturgemäß    die    Geschäftsführung    der    »Kapitalsgemeinschaftsfiliale« 
zufallen  würde. 

Die  bisherige  Stellung  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
im  Weltkapitalsexporte  war  eine  höchst  unbedeutende.  Wenn  die  Be- 
teiligung Österreich-Ungarns  an  demselben  mit  einigen  hundert  Mil- 
lionen Kronen  angesetzt  wird,  so  ist  diese  Schätzung  eher  als  über- 
trieben anzusehen.  Während  die  Monarchie  dem  Auslande  vor  dem 
Weltkrieg  mehr  als  10  Milliarden  Kronen  schuldete,  und  kaum  eine 
halbe  Milliarde  an  ausländischen  Wertpapieren  besaß,  hatte  Deutsch- 
land vor  dem  Kriege  ausländische  Kapitalsanlagen  —  nach  Helfferich 
—  von  25  Milliarden  Franken  (nach  der  Schätzung  des  deutsehen 
Flotten  Vereines  vom  Jahre  1909  von  35,  nach  Paish  sogar  von  mehr 
als  40),  England  von  60  (nach  Paish  von  75),  wovon  mehr  als  die 
Hälfte  auf  Placements  in  den  englischen  Kolonien  entfällt,  Frankreich 
von  35  (nach  Bardoux:  »Revue  economique  internationale«,  1912,  von 
50,  nach  Paish  von  60),  die  Vereinigten  Staaten  von  10  Milliarden 
Franken  (welchem  Posten  allerdings  eine  Verschuldung  dem  Auslande 
gegenüber  —  in  Effekten  allein  von  4000  bis  6000  Millionen  Dollars  — 
gegenüberstand).  ^) 

Ein  Hindernis  einer  ersprießlichen  Beteiligung  der  Monarchie 
am  Weltkapitalsexporte  dürfte  darin  erblickt  werden,  daß  Österreich- 
Ungarn  selbst  in  verhältnismäßig  hohem  Grade  (87o  seines  Volks- 
vermögens) auf  ausländisches  Kapital  angewiesen  ist.  Es  muß  jedoch 
diesfalls  über  die  gegenwärtige  Situation  hinaus  ein  längerer  Zeitraum 
und  eine  entferntere  Zukunft  ins  Auge  gefaßt  werden. 

Außerdem  muß  da  wiederum  (s.  oben  im  Abschnitte  »Währung 
und  Münzwesen«)  an  das  Beispiel  Rußlands  erinnert  werden,  welches 
einen  Teil  der  in  Westeuropa  geliehenen,  mit  4  bis  5%  verzinsten 
Kapitalien  in  öffentlichen  Bauten  Persiens  placiert,  sich  dafür  6,  7 
und  mehr  Prozent  bezahlen  läßt,  die  Zinsendifferenz  einkassiert  und 
aus  diesem  Anlasse  zahlreiche  andere  wirtschaftliche  Vorteile,  auch 
für  seinen  Export,  erzielt.  Mit  enghschem  Gelde  suchten  bis  zum 
Kriegsausbruche  die  Vereinigten  Staaten  in  Kanada,  Südamerika,  China 
ihrem  Exporte  die  Wege  zu  ebnen.  Das  ist  auch  der  für  Österreich- 
Ungarn  vorgezeichnete  Weg. 


^)  Vgl.  Arndt,  »Neue  Beiträge  zur  Kapitalsanlage  im  Auslande«,  »Zeitschrift 
für  Sozialwissensehaft«,  1915,  S.  311  u.  456  ff. 

26* 
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h)  Arbeitsverhältnisse^) 

Die  Ungleichheit  der  Arbeitsverhältnisse  in  Österreich-Ungarn  und 
Deutschland  wird  oft  einseitig  —  zugunsten  der  Monarchie  —  aufgefaßt, 
indem  bloß  daraufhingewiesen  wird,  daß  die  Löhne  und  die  sozialpoUti- 
schen  Lasten  in  Österreich-Ungarn  niedriger  sind  als  in  Deutschland.  2) 

Hiebei  wird  jedoch  nicht  berücksichtigt,  daß  die  durchschnitt- 
liche Leistungsfähigkeit  in  Österreich-Ungarn  verhältnismäßig  noch 
niedriger  ist  —  so  daß  die  durchschnittliche  Belastung  der  Produktion 
und  der  Ware  mit  Arbeitslöhnen  in  der  Wirklichkeit  größer  ist  als  in 
Deutschland.  Hiebei  ist  auch  die  Lage  der  Arbeiterschaft  in  der  Mon- 
archie, absolut  und  relativ  genommen,  im  Durchschnitte  viel  ungün- 
stiger als  in  Deutschland. 

Die  nachfolgende  Analyse  obiger  Momente  ergibt,  daß  sich  die- 
selben auf  die  gesamte  Arbeiterschaft,  die  montanistische,  die  indu- 
strielle, die  gewerbliche  wie  die  landwirtschaftliche  beziehen  —  wenn 
auch  bei  den  ersten  zwei  Gruppen  die  Ungleichheit  am  leichtesten  zu 
erfassen  ist  und  sich  infolgedessen  in  der  detaillierten  Darstellung  in 
den  Vordergrund  schieben  wird. 

Es  wäre  nur  noch  vorauszuschicken,  daß  die  Mannigfaltigkeit 
der  Arbeitsverhältnisse  in  der  Monarchie  naturgemäß  eine  viel  größere 
ist  als  in  Deutschland,  daß  sie  hier  vielfach  ein  chaotisches  Bild  bieten 
und  daß  sich  daraus  häufig  scheinbare  ökonomische  Widersprüche  er- 
geben, deren  Lösung  nur  bei  genauer  Kenntnis  der  Lokalverhältnisse 
möglich  ist. 


Die  Höhe  der  Löhne  hängt  von  örtlichen  Verhältnissen  so 
sehr  ab,  daß  sie  auch  innerhalb  wirtschaftlich  sehr  vereinheitlichter 
Staaten  eine  sehr  verschiedene  ist.  In  einzelnen  Gebieten  Deutschlands 
differieren  die  Löhne  ebenso  bedeutend  wie  in  einzelnen  Gebieten 
Österreich-Ungarns. 

Der  durchschnittliche  reine  Jahreslohn  eines  Bergarbeiters  (nach 
Abzug  aller  Arbeitskosten  sowie  der  Knappschafts-  und  Invaliden- 
versicherungsbeiträge) betrug  im  Jahre  1913  in  Niederschlesien  1098, 
in  Elsaß-Lothringen  1325,  in  den  nördlichen  Revieren  des  Bergamts- 

1)  Vgl.  die  Arbeiten  Schiffs,  Winnigs  und  Wisseis  in  Herkners 
Sammelwerk,  II.  Teil;  auch  Hertz,  a.  a.  0. 

2)  Vgl.  unter  anderen  Dielil,  a.  a.  0. 
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bezirkes  Dortmund  1774  M.,  und  ähnliche  Unterschiede  lassen  sich 
auf  allen  Wirtschaftsgebieten  in  den  betreffenden  Landesteilen  fest- 
stellen. Sie  finden  ihren  Ausdruck  in  der  Höhe  der  amtlich  erhobenen 
Ortslöhne  für  erwachsene  Arbeiter  in  den  Gemeinden  von  über  10.000 
Einwohnern.  Der  Ortslohn  für  männliche  Arbeiter  betrug  am  1.  Jänner 
1914  im  Bezirk  Oppeln  (Schlesien)  zwischen  M.  1*60  (Kreuzberg)  und 
M.  2-60  (Königshütte),  in  Oberelsaß  zwischen  M.  2*80  (Markireh)  und 
M.  3*50  (Mühlhausen),  in  Westfalen  (Bezirk  Arnsberg)  zwischen 
M.  3-30  (Menden)  und  4  M.  (Arnsberg). 

Der  Jahresverdienst  eines  Baumwollwebers  betrug  im  Jahre  1911 
in  Mähren  zwischen  620  bis  730  K;  in  Tirol  erreichte  er  den  Betrag 
von  1000  K.  Desgleichen  sind  die  Verdienste  der  Arbeiter  in  den 
Baumwolldruckereien  und  Färbereien  in  Niederösterreieh,  Nordböhmen 
und  Vorarlberg  viel  höher  als  in  Mähren.  In  vielen  Branchen  sind  die 
Akkordsätze  in  den  Alpenländern  bis  um  307o  höher  als  in  Böhmen 
und  Mähren,  die  Arbeitsintensität  ist  jedoch  geringer. 

Nun  bewegen  sich  aber  in  Deutschland  diese  Unterschiede  zumeist 
innerhalb  durchwegs  höherer  Jahresverdienstziffern  als  in  Österreich- 
Ungarn,  wo  der  durchschnittliche  Jahresverdienst  eines  Arbeiters 
in  den  meisten  Branchen  weit  hinter  dem  des  deutschen  steht. 

Auf  Grund  der  Daten  der  Unfallversicherung  berechnet,  betrug 
der  durchschnittliche  Jahresverdienst  eines  Arbeiters: 

In  Österreich  In  Deutsehland 

Kronen    Jahr  Mark      Jahr 

In  Eisen-  und  Stahlwerken    .     .    .     1010  (1910)  1350  (1911) 

In  der  chemischen  Industrie,  in  Zünd- 
hölzchenfabriken und  in  Farb- 
materialienfabriken  zwischen 
K  570  (1910)  und     ...     .     1100  (1910)  1225  (1910) 

In  der  Mühlenindustrie 586  (1910)  1045  (1910) 

In  der  Holzindustrie 710  (1911)  960  (1911) 

In  Lederfabriken 925  (1910)  1120  (1910) 

In  Papier-  und  Pappenfabriken   .     .      845  (1910)  900  (1911) 

In  der  Textilindustrie  zwischen  K  650 

(1910)  und 810  (1910)  840  (1911) 

Die  Löhne  sind  somit  in  Deutschland  im  Durchschnitt  um  25% 
höher  als  in  Österreich,  wo  sie  wieder  —  wie  es  notorisch  bekannt  ist 
—  höher  sind  als  in  Ungarn.  (Aus  den  Ergebnissen  der  ungarischen 
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Produktioüsstatistik  vom  Jahre  1906  ist  ein  zuverlässiges  Ziffern- 
inaterial  über  die  Höhe  der   reinen  Arbeitslöhne   nicht   zu  erlangen.) 

An  der  Nordgrenze  Österreichs  nähert  sich  das  Niveau  des 
Jahresverdienstes  wie  auch  der  Leistungsfähigkeit  jenem  der  angren- 
zenden deutschen  Industriebezirke,  die  allerdings  durchschnittlieh 
niedrigere  Löhne  als  die  übrigen  deutschen  Industriegebiete  aufweisen. 
Diese  Erscheinung  ist  aber  auch  dort  nicht  imstande,  die  Abwande- 
rung der  Arbeiterschaft  nach  Deutschland  im  Hinblicke  auf  sonstige 
viel  günstigere  Arbeits-  und  Lebensbedingungen  aufzuhalten. 

Der  gesetzliche  Schutz  der  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  in 
Österreich  ist  wohl  größer  als  in  Deutschland  —  die  österreichische 
Gesetzgebung  normiert  die  Höchstarbeitszeit  in  Fabriken  auf  elf 
Stunden,  im  Bergbau  auf  zehn  Stunden,  speziell  für  üntertagsarbeiten 
im  Kohlenbergbau  die  Schichtdauer  auf  höchstens  neun  Stunden, 
während  in  Deutschland  eine  gesetzliche  Norm  der  Arbeitszeit  nicht 
besteht.  Tatsächlich  ist  aber  die  Dauer  der  Arbeitszeit  in  Deutsch- 
land eher  etwas  kürzer  als  in  Österreich.  Die  Statistik  der  Tarifver- 
träge ergibt,  daß  Ende  des  Jahres  1913  in  Deutschland  96'37o  von 
den  mit  den  Verträgen  umfaßten  1,247.473  Arbeitern  in  132.825  Be- 
trieben eine  tägliche  Arbeitszeit  von  bis  zehn  Stunden  (respektive  eine 
wöchentliche  von  60  Stunden)  hatten  und  nur  3'77o  eine  längere;  in 
Österreich  (1912)  hatten  86"67o  der  Arbeiter  eine  vereinbarte  tägliche 
Arbeitszeit  von  bis  zehn  Stunden  und  13"47o  eine  längere.*)  Den  viel 
niedrigeren  Löhnen  in  Österreich -Ungarn  entspricht  —  was  hier  das 
Wesentliche  ist  —  keineswegs  eine  kürzere  Dauer  der  Arbeitszeit,  so 
daß  die  Entlohnung  des  Arbeiters  in  Österreich-Ungarn  auch  in  Be- 
rücksichtigung der  Arbeitszeit  hinter  der  des  deutschen  steht. 

Es  besteht  aber  ein  ausgedehntes  Gebiet,  auf  welchem  die  Pro- 
duktion Deutschlands,  absolut  genommen,  mit  Löhnen  in  viel  gerin- 
gerem Maße  belastet  ist  als  jene  der  Monarchie.  Die  Löhne  in  der 
deutschen  Heimarbeit  und  Hausindustrie  sind  so  niedrig  und  die 
Arbeitszeit  so  lang,  daß  die  geringere  Leistungsfähigkeit  des  Arbeiters 
per  Stunde  durch  diese  Vorteile  hie  und  da  überboten  wird.  Nun  ist 
die  Heimarbeit  und  Hausindustrie  in  Deutschland  viel  stärker  entwickelt 
als  in  Österreich-Ungarn  und  mit  Ausnahme  der  Textilindustrie,  in 
welcher  sie  ständig  und   beträchtlich   zurückgeht,   sogar   im   Steigen 

'•)  Schiff,  >DerArbeitersehutz  im  Deutsehen  Reiche  und  in  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie«.  (Herkners  Sammelwerk,  II.  Teil.) 
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begriffen.*)  In  der  Erzeugung  von  Strohhüten,  Band  waren,  Wirk- und 
Strickwaren  u.  dgl.  ist  Deutschland  der  Monarchie  gegenüber  infolge 
dieser  Verhältnisse  in  der  stark  verbreiteten  Heimarbeit  stark  im  Vorteil. 

Nun  ist  diese  stärkere  Entwicklung  der  Heimarbeit  und  der 
Hausindustrie  in  Deutschland  eine  (allerdings  »krankhafte«)  Neben- 
erscheinung der  stärkeren  Industrialisierung,  gleichzeitig  ein  Symptom 
der  in  wirtschaftlicher  Beziehung  mehr  ausgeprägten  Volkspsyche  — 
indem  sie  einerseits  aus  der  größeren  Rührigkeit  der  kaufmännischen 
und  industriellen  Kreise,  anderseits  aus  dem  stärkeren  Erwerbstriebe 
der  Fabriksarbeiterschaft,  deren  Familien,  anstatt  nur  auf  den  Wochen- 
lohn des  Familienoberhauptes  zu  warten,  einen  Nebenerwerb  suchen, 
wie  aus  dem  stärkeren  Erwerbstriebe  der  kleinen  Landwirte  entsteht, 
die  auf  die  Weise  die  ungenügende  Beteilung  mit  Grund  und  Boden, 
beziehungsweise  in  vielen  Gegenden  die  geringe  Fruchtbarkeit  desselben 
wettzumachen  suchen.  Alle  diese  Erscheinungen  treten  auch  in  der 
Monarchie  auf,  jedoch  in  einem  viel  geringeren  Maßstabe  —  infolge 
eines  viel  schwächeren  Erwerbstriebes  der  Bevölkerung,  sowie  der  un- 
zulänglichen Rührigkeit  der  Unternehmerkreise. 

Einer  ausgezeichneten  Arbeit  v.  Tyszkas^)  ist  zu  entnehmen,  daß 
Deutschland  in  bezug  auf  die  Höhe  der  Jahresverdienste  hinter  Eng- 
land und  weit  hinter  den  Vereinigten  Staaten  steht,  dagegen  etwas 
höher  als  Frankreich  und  viel  höher  als  Belgien.  Im  Vergleich  zu 
England  ist  die  durchschnittliche  Arbeitszeit  in  Deutschland  um  llVo» 
in  Frankreich  um  177o5  ^^  Belgien  um  217o  länger,  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  um  47o  kürzer.  Kombiniert  man  Lohn- 
höhe und  Arbeitszeit,  so  ergibt  das  Verhältnis  der  auf  solche  Weise 
ermittelten  Stundenlöhne  folgende  Indexziffern :  ^) 

England      Deutsehland      Frankreich      Belgien     Vereinigte  Staaten 
100  75  64  52  240 

Die  höchsten  Löhne  weist  Amerika  auf,  Deutschland  einen  um  25 7o 
geringeren  als  England,  Belgien  den  niedrigsten.  Der  österreichisch- 
ungarische Stundenlohn  dürfte  dem  belgischen  am  nächsten  kommen.*) 

1)  Vgl.  Pohle,  »Die  Entwicklung  des  deutsehen  Wirtschaftslebens  im  letzten 
Jahrhundert«,  Leipzig  1913,  S.  75. 

*)  »Die  Lebenshaltung  der  arbeitenden  Klassen«,  Jena  1912. 

3)  V.  Tyszka,  a.  a.  0.  S.  13. 

*)  Allerdings  war  einerseits  die  Leistungsfähigkeit  des  belgischen  Arbeiters 
eine  größere  und  anderseits  das  Leben  in  Belgien  unvergleichlich  billiger  und 
bequemer  als  in  Österreich-Ungarn. 
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Während  Hertz  (a.  a.  0.  S.  769  ff.)  die  Ansicht  kühn  vertritt, 
daß  die  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter  in  der  Monarchie  häufig  eine 
geringere  ist  als  die  der  Arbeiter  in  den  Hauptkonkurrenzgebieten  und 
dafür  zahlreiche  Beispiele  anführt,  wird  in  der  letzten  Zeit  versucht,  den 
peinlichen  Eindruck,  der  durch  eine  solche  Feststellung  hervorgerufen 
werden  könnte,  abzuschwächen. i)  Selbstredend  gibt  es  Betriebe,  Branchen 
und  Gegenden  in  der  Monarchie,  in  welchen  die  Leistungsfähigkeit  des 
Arbeiters  nicht  unter  dem  Niveau  Deutschlands  steht,  ja  vielleicht  hie 
und  da  dasselbe  überragt.  Im  Durchschnitt  jedoch  bleibt  sie  tief  unter 
jenem  Deutschlands  —  tiefer  als  der  Lohn,  so  daß  die  Produktion  der 
Monarchie  durchschnittlich  mit  einer  höheren  Lohnsumme  belastet  ist. 

Dem  >Jahrbuch  der  österreichischen  Industrie«  (1914)  entnehmen 
wir  folgende  Beispielszahlen: 

Die  Förderung  von  Eisenerz  per  Kopf  der  Belegschaft  betrug 
im  Jahre  1911  in  Meterzentnern  in  Österreich  4413,  in  Deutschland 
6331,  in  Schweden  6040,  in  der  United  States  Steel  Corporation 
(Vereinigte  Staaten  von  Amerika)  14.021; 

die  Leistung  der  Hochöfen  auf  den  Kopf  der  Belegschaft  im 
Jahre  1911  in  Tonnen  in  Österreich  2759,  in  Deutschland  3278,  in 
Belgien  (1905)  3583; 

die  Steinkohlenförderleistung  in  Tonnen  (1911)  in  Österreich 
194,  in  Deutschland  246,  in  Grroßbritannien  264,  in  den  Vereinigten 
Staaten  623,  die  Braunkohlenförderleistung  in  Österreich  (1912)  494, 
in  Deutschland  (1909)  915-6. 

Nach  Hertz  (a.  a.  0.)  erfordert  ein  Paar  Seifaktoren,  das  in  Eng- 
land von  zwei  bis  drei  Personen  bedient  wird,  in  Österreich  drei  bis 
sechs  Köpfe.  In  den  sächsischen  Stickereifabriken  macht  ein  Arbeiter 
15  bis  337o  mehr  Stiche  als  in  den  böhmischen.  Aus  einer  von 
Kommerzialrat  Franz  Krawany  bearbeiteten  Statistik  der  Papier- 
produktion aller  Länder  der  Welt  berechnete  Hertz,  daß  in  Österreich 
auf  einen  Arbeiter  pro  Jahr  263  q^  Papier,  Pappe  und  Halbzeug  entfielen, 
in  Deutschland  354,  in  Amerika  855.  (Die  amerikanischen  Papier- 
maschinen sind  übrigens  größer  dimensioniert  und  laufen  rascher  als  die 
kontinentalen.)  In  der  Schuhfabrikation  leistet  ein  Arbeiter  an  der  Zwick- 
masehine  in  Amerika  wöchentlich  zirka  180  Dutzend  Paar,  in  England 

^)  Vgl.  Kobatseh  (a.  a.  0.  S.  27)  und  eine  Äußerung  des  Kammerrates 
Krause  in  der  Sitzung  der  niederösterreichisehen  Handels-  und  Gewerbekammer 
vom  29.  Oktober  1915. 
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100  bis  110,  in  Deutschland  (Pirmasens)  70  bis  120  Dutzend  Paar. 
In  Österreich  wird  die  Leistung  auf  75  bis  95  Dutzend  Paar  angegeben. 

Nach  einer  Fachäußerung  über  die  Verhältnisse  in  der  Woll- 
industrie stehen  die  österreichischen  Akkordarbeiter  (die  Akkord- 
sätze sind  dieselben  wie  in  Deutschland)  in  ihrer  Leistung 
hinter  dem  ausländischen  Arbeiter  nicht  weit  zurück,  dagegen  bleibt 
die  Leistung  des  im  Taglohn  stehenden  (schlechter  bezahlten)  Arbeiters 
beträchtlich  hinter  dem  Auslande. 

Im  Durchschnitte  betrugen  die  Löhne  in  der  ganzen  Woll- 
industrie (samt  Nebenbetrieben)  für  eine  volle  Arbeitswoche  in  Öster- 
reich 16  K  und  in  England  19  K\  da  aber  die  Leistungsfähigkeit 
des  gut  genährten  englischen  Arbeiters  ungleich  größer  ist,  als  die 
des  untergenährten  österreichischen,  schwindet  —  nach  dieser  Fach- 
äußerung —  die  Spannung  zwischen  dem  höheren  Lohne  des  englischen 
Arbeiters  und  dem  billigeren  des  österreichischen.  Demnach  ist  die  Pro- 
duktion vieler,  insbesondere  feiner  Artikel  in  Österreich  mit  einer  höheren 
Lohnquote  belastet.  Infolge  der  größeren  Leistungsfähigkeit  des  engli- 
schen im  Taglohne  stehenden  Arbeiters,  können  in  England  in  einzelnen 
Abteilungen  der  Spinnerei  und  Appretur  verhältnismäßig  weniger  Hilfs- 
arbeiter verwendet  werden,  wodurch  wieder  eine  Lohnersparnis  eintritt. 

Nach  einer  Fachäußerung  über  die  Verhältnisse  in  der  Seiden- 
industrie bleibt  die  qualitative  und  quantitative  Leistungsfähigkeit  des 
österreichischen  Seidenspinners  hinter  den  Konkurrenzstaaten  zurück. 
Er  besitzt  »geringere  Intelligenz,  weniger  gute  Schulung;  die  Intensität 
seiner  Arbeitsleistung  ist  eine  geringere«.  Der  Produktions  wert  eines 
Arbeiters  pro  Jahr  ist  in  Österreich  4155  K,  in  der  Schweiz  4617  K 
(ll-llVo  mehr).  Der  Wochenverdienst  des  österreichischen  Seiden webers 
ist  im  allgemeinen  geringer  als  jener  in  Deutschland,  in  der  Schweiz 
und  in  Frankreich,  trotzdem  der  Akkordlohn  pro  Meter  auch  höher  ist. 

In  der  Automobilindustrie  beziehen  zwar  die  Arbeiter  in  Öster- 
reich ein  um  etwa  15  bis  207o  geringeres  Jahreseinkommen  als  im 
Auslande  (nur  in  Italien  ist  es  noch  geringer),  doch  sind  die  Akkord- 
sätze gleich.  Ungeachtet  dessen  sind  infolge  der  größeren  Leistungs- 
fähigkeit der  deutschen  Arbeiterschaft  die  auf  die  Erzeugungseinheit 
entfallenden  Lohnsummen  bei  den  deutschen  Großbetrieben  um  etwa 
337o  niedriger  als  in  Österreich.  Laut  Mitteilung  einer  österreichischen 
Automobilfabrik  beträgt  der  wöchentliche  Durchschnittslohn  eines  Ar- 
beiters hier  K  35-47,  in  ihrem  Stammhause  in  Deutschland  hingegen 
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M.  37*06,  wogegen  sich  die  für  ein  Chassis  bezahlten  Löhne  auf  2961 K 
in  Österreich  und  auf  1661  M.  in  Deutschland  stellen! 

Es  ist  eine  notorische  Tatsache,  daß  durch  die  geringere  Leistungs- 
fähigkeit des  österreichischen  und  ungarischen  Bauarbeiters  (trotz  der 
viel  niedrigeren  Arbeitslöhne  in  der  Monarchie)  die  Baukosten  in  der 
Monarchie  im  Vergleiche  zu  Deutschland  enorm  verteuert  werden,  woraus 
sowohl  für  den  Konsum  (die  Wohnkosten)  als  auch  für  die  Produktion 
(die  Anlagekosten)  eine  beträchtliche  Mehrbelastung  erwächst. 

Daß  die  dieser  Detaildarstellung  vorausgeschickte  These  im  all- 
gemeinen richtig  sein  dürfte,  »die  österreichische  Produktion  sei  trotz 
durchschnittlich  niedrigerer  Löhne  (Jahresverdienste,  Stunden-  und 
Taglöhne,  jedoch  nicht  Stücklöhne,  beziehungsweise  Akkordsätze)  in- 
folge geringerer  Leistungsfähigkeit  des  Arbeiters  (allerdings  im  Zu- 
sammenhange mit  dem  geringeren  Absätze  und  infolgedessen  mit  einer 
relativ  rückständigen  Arbeitstechnik  und  Arbeitsorganisation)  meistens 
mit  höheren  Lohnquoten  belastet«,  wird  auch  durch  das  von  Eulen- 
burg und  Kobatsch  (in  Herkners  Sammelwerk,  IL  Teil,  S.  122 
und  142)  angeführte,  auf  einer  übereinstimmenden  Berechnung  einer 
rheinischen  und  einer  österreichischen  Maschinenfabrik  beruhende 
Eechenbeispiel  beleuchtet. 

Nach  diesem  Beispiele  beträgt  die  Lohnquote  bei  einer  Eisen- 
konstruktion von  1000  kg  in  Deutschland  45  K,  in  Österreich  50  K, 
bei  einer  gröberen  Maschine  in  Deutschland  132  K,  in  Österreich 
145  K,  bei  einer  feineren  Maschine  in  Deutschland  396  K,  in  Öster- 
reich 436  K.  (Dieser  Unterschied  wird  vom  Verfasser  des  Beispieles 
unrichtigerweise  nur  dem  geringen  Absätze  der  österreichischen 
Fabriken  zugeschrieben,  während  er  in  der  auch  durch  andere  Mo- 
mente mitbewirkten  geringeren  Leistungsfähigkeit  der  österreichischen 
Arbeiter  und  in  höheren  Akkordsätzen  seine  Begründung  findet.) 


Die  Behauptung  des  großen  englischen  Eisenbahnunternehmers 
Brassey  und  die  Ernst  Abbes,  daß  »die  Leistungsfähigkeit  einer 
Arbeiterschaft  bis  zu  einem  gewissen  Grade  parallel  mit  der  Zunahme 
des  Lohnes  und  dem  Sinken  der  Arbeitszeit  wächst« '),  findet  im  Ver- 

^)  Tyszka,  a,  a.  0.  S.  4.  Übrigens  wird  diese  Ansicht  von  vielen  National- 
ökonomen, wie  Brentano,  Sehultze-Gaeyernitz,  Rae,  Bernhard,  Sehoen- 
hoff  u.  a.  vertreten. 
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gleiche  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  gewiß  ihre  Be- 
stätigung. 

Die  niedrigere  Leistungsfähigkeit  des  Arbeiters  in  Österreich- 
Ungarn  im  Vergleiche  zu  Deutschland  ist  jedoch  eine  Folge  verschie- 
dener und  vielfach  komplizierter  Ursachen,  die  zum  Teil  außerhalb  des 
Eahmens  der  letztangeführten  These  liegen  und  eine  Erweiterung, 
beziehungsweise  Ummodelung  derselben  nach  sich  ziehen  könnten,  was 
wohl  nicht  die  Aufgabe  dieser  Arbeit  ist. 

Zunächst  muß  die  Leistungsfähigkeit  des  Arbeiters  in  der  Mon- 
archie im  Vergleiche  zu  Deutschland  noch  niedriger  sein  als  es  die 
Lohnhöhe  ist,  weil  die  Kaufkraft  des  Lohnes  geringer,  die  Lebens- 
mittel und  die  Wohnungen  teuerer,  die  Ernährung  schlechter,  die 
Wohnungen  gesundheitsschädlicher  sind. 

Die  eigentliche  Wertgiltigkeit  der  Löhne  liegt  in  ihrer  Kaufkraft. 
Ist  diese  Kaufkraft  schon  in  Deutschland  geringer  als  in  England, 
Frankreich  sowie  Belgien  (die  Verhältniszahlen  für  Mietzinse  sind: 
England  100,  Deutschland  123,  Frankreich  98,  Belgien  74,  Vereinigte 
Staaten  207;  für  die  wichtigsten  Nahrungsmittel:  England  100,  Deutsch- 
land 117,  Frankreich  118,  Belgien  99,  Vereinigte  Staaten  128),  so 
ist  sie  in  Österreich-Ungarn  noch  geringer  als  in  Deutschland. 

Den  Mitteilungen  der  handelspolitischen  Kommission  der  Stadt 
Wien^)  entnehmen  wir  eine  amtliehe  Zusammenstellung  der  Preise 
einiger  der  wichtigsten  Lebensmittel  im  Detailhandel  in  Wien  in 
der  Woche  vom  12.  bis  18.  April  1914,  sowie  der  durchschnittlichen 
Kleinhandelspreise  in  50  preußischen  Städten  vom  März  1914,  welche 
folgende  Vergleichsziffern  ergeben.  Es  kosteten  pro  1  kg: 

In  Wien  In  Preußen 

in  Heller  in  Pfennig 

ßindfleisch  (Vorderviertel)     .     .  160—2202)  171 

Schweinefleisch 180—300  174 

Pferdefleisch 88—120  897 

Schweinespeck,  geräuchert     .     .  154 — 200  180 

Schweineschmalz 176—200  143'9 

Eßbutter 320—400  2759 

Weizenmehl 34—38  37  7 


1)  Neue  Folge,  Nr.  5,  1915. 
'^)  Mit  Zuwage. 
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In  Wien  In  Preußen 

in  Heller  in  Pfennig 

Brot,  weißgemahlen     ....    27-6— 42-1 1)  52-7 

Brot,  schwarzgemahlen     .     .     .    251 — 37*8  284 

Speisekartoffeln 10 — 14  7 

Zucker 80—88  50-1 

Vollmilch  (II) 26—32  209 

Eier  (1  Stück) 6—8  7-4 

Für  den  Standardartikel  Weizen  betrugen  die  Durchschnittspreise 
pro  Meterzentner  in  Berlin  im  Jahre  1910  M.  21-15,  im  Jahre  1911 
M.  20-40,  im  Jahre  1912  M.  21*70,  dagegen  die  Durchschnittspreise 
an  der  Börse  für  landwirtschaftliche  Produkte  in  Wien  im  Jahre  1910 
^25-88  oder  M.  21-99,  im  Jahre  1911  iT  25-92  oder  M.  22-02,  im 
Jahre  1912  Z  25-38  oder  M.  21-57.  Im  Jahre  1913  notierte  in 
Wien  Theißer  Weizen  208  M.,  in  Berlin  guter  Weizen  199  M.. 

Die  Lebensmittel  sind  somit  im  Durchschnitt  in  der  Monarchie 
teurer  als  in  Deutschland.  Dazu  kommt  noch  die  Wohnungsteuerung 
—  der  Mietzins  für  eine  Arbeiterwohnung,  bestehend  aus  einem  Zimmer 
mit  Küche,  beträgt  in  Wien  in  den  äußeren  Bezirken  38  bis  40  K, 
in  Berlin  20  bis  24  M.  monatlich.^) 

Aus  der  folgenden  Tabelle  ist  die  durch  das  hohe  Preisniveau 
sowie  durch  die  niedrigen  Löhne  bewirkte  Eückständigkeit  des  Konsums 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  im  Vergleiche  zu  Deutschland 
zu  ersehen,  durch  welche  wieder  die  häufig  niedrigere  Leistungsfähig- 
keit der  Arbeiterschaft  mit  verursacht  wird. 

*)  Semmeln. 

^)  Von  allen  hier  zum  Vergleiche  herangezogenen  Ländern  ist  in  Österreich- 
Ungarn  die  Entlohnung  des  Arbeiters  —  bei  Berücksichtigung  der  Höhe  des  Lohnes 
und  der  Arbeitszeit  sowie  der  Kaufkraft  des  Geldes  —  absolut  und  relativ  die 
schlechteste.  Eine  der  Ursachen  der  Lebensmittel-  und  Wohnungsteuerung  in  der 
Monarchie,  hiemit  auch  mittelbar  der  geringeren  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiterschaft 
und  der  dadurch  bewirkten  Eückständigkeit  der  Produktion  bildet  das  Zoll-  und 
Steuersystem,    insbesondere  die  agrarische  HoehschutzzoU-  und  Absperrungspolitik. 

Vgl.  Eulenburg,  a.  a.  0.  S.  92:  »Von  den  Lebensmittelpreisen  und  von 
der  Wohnungsmiete  hängt  in  erster  Linie  die  negative  Kaufkraft  der  Bevölkerung 
ab,  während  die  positive  Kaufkraft  von  der  Höhe  des  Arbeitslohnes  abhängig  ist.« 
Doch  wird  die  negative  Kaufkraft  entgegen  der  Annahme  Eulenburgs  auch  von 
jenen  Zöllen  auf  Industrieprodukte  ungünstig  beeinflußt,  welche  entweder  Hilfsmittel 
für  die  Erzeugung  von  Lebensmitteln  und  Wohnhäusern,  oder  solche  Industrie- 
produkte (wie  Arbeiterkleider)  belasten,  die  in  einem  ähnlichen  Ausmaß,  wie  Lebens- 
mittel, den  Gegenstand  des  Massenkonsums  der  arbeitenden  Bevölkerung  bilden. 
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Konsum  pro  Kopf  der  Bevölkerung  in  Kilogramm  und  Liter 

(zusammengestellt  nach  Pistor,  a.a.O.  S.  42  bis  43,  »Jahrbuch  der  österreichischen 
Industrie«  1914,  sowie  nach  amtlichen  statistischen  Quellen  und  Privatsehätzungen) . 
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Deutsches  Keich  . 
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24-7 

604-6 
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Österreich-Ungarn 

1900 

0-03 

0-02 

1-7 

7-3 

12-8 

44-4 

140 

10-5 

4-68 

Österreich-Ungarn 

1912 

0-12^) 

0-03^) 

1-8 

130 

14-8 

42-4 

15-3 

7-2 

6-2 

Deutsches  Reich  . 

1900 

0-32 

0-05 

2-1 

12-3 

17-7 

120-8 

6-9 

6-3 

16-8 

Deutsches  Reich  . 

1912 

0-81 

0-06 

2-4 

19-2 

24-6 

101-0 

— 

5-4 

17-3 

1)  Schätzungen  des  Brotgetreidekonsums  sind  insbesondere  für  die  früheren 
Jahre  unverläßlieh  und  weichen  stark  voneinander  ab.  Helfferich  (»Deutschlands 
Volkswohlstand«,  Berlin  1914,  S.  85)  gibt  z.  ß.  den  Brotgetreidekonsum  Deutsch- 
lands in  den  Jahren  1886/90  mit  178-1,  in  den  Jahren  1902/06  mit  247-6  kg  pro 
Kopf,  jenen  Österreich-Ungarns  in  den  Jahren  1886/90  mit  152-6,  in  den  Jahren 
1902/06  mit  174  an.  Er  nimmt  ferner  (für  Deutschland)  an,  daß  die  Ernte- 
statistik vor  1893  weniger  genau  arbeitete  und  15''/o  der  Ernte  nicht  erfaßte.  Da- 
gegen vertritt  Ballod  (in  Herknera  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  250,  ferner  in 
Schmollers  Jahrbuch  1915,  Jännerheft,  S.  83  ff.)  die  Ansicht,  daß  die  Ernte  in 
Deutsehland  um  10  bis  15'^/,  und  in  Österreich-Ungarn  noch  mehr  überschätzt  wird. 

Für  die  letzten  Jahre  stimmen  die  Annahmen  des  Ballod,  Tyszka, 
Helfferich  und  anderer  so  ziemlich  überein. 

Es  ist  sicher,  daß  der  Brotgetreidekonsum  der  Monarchie  im  Steigen  begriffen 
ist,  wenn  er  auch  mutmaßlich  schon  vor  10  und  20  Jahren  viel  größer  war  als  an- 
genommen wird.  Die  Steigerung  dürfte  daher  viel  schwächer  gewesen  sein,  als  es 
aus  der  Tabelle  hervorgehen  würde.  Es  ist  ferner  als  sicher  anzunehmen,  daß  der 
Brotgetreidekonsum  der  Monarchie  hinter  dem  deutschen  Konsum  noch  immer  in 
beträchtlichem  Maße  zurückbleibt  —  ohne  daß  eine  Ausgleichung  dieses  Defizits  sowie 
des  unvergleichlich  geringeren  Kartoffelkonsums  in  der  Monarchie  durch  den  Mais- 
konsum in  den  südlichen  und  südöstlichen  Gebieten  der  Monarchie  Platz  greifen  würde. 
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Nach  dieser  Tabelle  steht  Österreich-Ungarn  im  Vergleiche  zu 
Deutschland  zweifellos  im  Zeichen  einer  starken  Unterernährung  so- 
weit wichtigste  Menschen-  und  Viehnahrung  in  Betracht  kommt. 

*)  Die  vergleichende  Berechnung  des  Fleischkonsums  stößt  auf  die 
größten  Schwierigkeiten.  Das  eine  ist  sicher,  daß  der  gegenwärtige  Fleischkonsum 
der  Monarchie  pro  Kopf  hinter  jenem  Deutsehlands  um  rund  öO^/n  zurückbleibt. 
(Die  in  der  Tabelle  pro  1912  angeführten  Ziffern  stammen  von  Prof.  Kirchner.) 
Ferner  ist  es  sieher,  daß  in  den  letzten  8  bis  12  Jahren  der  deutsche  Konsum  stark 
gestiegen  und  der  österreichisch-ungarische  so  ziemlieh  stationär  geblieben  ist. 

Für  1900  schätzte  eine  Denkschrift  des  Landwirtschaftsrates  den  Fleischkonsum 
Deutschlands  mit  38-3  kg  pro  Kopf;  in  Sachsen  wurde  der  Konsum  für  1800 
offiziell  mit  43-1  fc^  geschätzt;  ich  gelangte  für  1904,  das  ist  für  das  erste  Jahr, 
seit  welchem  die  Ergebnisse  der  Schlachtvieh-  und  Fleischbeschau  regelmäßig  ver- 
öffentlicht werden  sowie  die  Haussehlachtungen  erfaßt  wurden,  zur  Ziffer  von 
42*1  kg  pro  Kopf  für  ganz  Deutschland.  Aus  allen  diesen  Ziffern  im  Vergleiche 
zu  der  für  1912  von  Kirchner  (51"6)  oder  von  Helfferieh  (a.  a.  0.  S.  87  — 
51'9)  ermittelten  geht  eine  große  Steigerung  des  Durchschnittskonsums  in  Deutsch- 
land hei  vor. 

Was  den  Konsum  der  Monarchie  anbelangt,  so  würde  allerdings  aus  dem 
Vergleiche  der  von  mir  für  1904  (auf  Grund  der  Beschauziffern  sowie  unter  An- 
nahme der  deutschen  Durchsehnittsgewiehte)  mit  28  3  kg  pro  Kopf  für  Österreich 
allein  ermittelten  Ziffer  mit  jener  des  Prof.  Kirchner  pro  1912  (299  —  für  die 
ganze  Monarchie)  eine  Steigerung  des  Durchschnittes  hervorgehen.  Hiebei  nehme  ich 
den  Durchsehnittskonsum  Ungarns  als  dem  österreichischen  ungefähr  gleich  an. 
(Die  industrielle  Bevölkerung  Österreichs  ist  ein  stärkerer  Fleisehkonsument  als  die 
landwirtschaftliche  —  doch  ist  der  Sehweinefleisehkonsum  unter  der  landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung  Ungarns  verhältnismäßig  stark  entwickelt.)  Ob  aber  in  der  Zeit 
von  1902  bis  1910  eine  Steigerung  des  Konsums  in  Österreich  wirklieh  stattgefunden 
hat,  scheint  bei  Ansicht  der  nachstehenden  Schlachtungsziffern  zumindest  fraglich 
zu  sein,  falls  auch  der  Bevölkerungszuwachs  berücksichtigt  wird. 

Bei  der  Schlachtung  znm  menschlichen  Genuß  beschaute  Tiere. 
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(Kälber  aus- 
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1902 

1,571.982 

1,298.962 

863.238 

2,365.948 

51.056 

1903 

1,522.089 

1,224.739 

863.612 

2,780.333 

62.193 

1904 

1,483.995 

1,316.423 

863.209 

2,938.868 

74.314 

1905 

1,516.678 

1,320.283 

827.228 

2,824.058 

68.190 

1906 

1,443.192 

1,171.699 

974.411 

2,749.281 

57.450 

1907 

1,511.278 

1,418.796 

86(1.686 

3,309.217 

56.402 

1908 

1,651.955 

1,565.018 

886.888 

3,429.668 

71.599 

1909 

1,856.623 

1,775.385 

878.763 

3,281.476 

70.091 

1910 

1,590.536 

1,628.026 

934.913 

3,083.583 

75.913 
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Die  gesteigerten  Ansprüche  an  die  Leistungsfähigkeit,  an  die 
Produlitivität  der  arbeitenden  Bevölkerung  werden  durch  eine  stärkere 
Annäherung  im  Brotgetreide-  und  Zuckerkonsum  an  den  Durchschnitt 
des  Deutschen  Reiches  und  durch  eine  kaum  ins  Gewicht  fallende 
Besserung  in  vielen  anderen  Konsumartikeln  nur  unvollkommen  aus- 
geglichen. Dagegen  ist  der  stationäre  Charakter  des  Fleischkonsums 
gerade  von  diesem  Standpunkte  vielsagend  und  besorgniserregend.  Das- 
selbe gilt  für  den  sehr  wichtigen  Konsum  von  Milch,  Milchprodukten, 
Eiern  sowie  tierischen  Fetten,  welcher  wegen  Kürze  der  zur  Ver- 
fügung stehenden  Zeit  statistisch  nicht  geprüft  werden  konnte,  jedoch 
schon  auf  Grund  einer  flüchtigen  Ansicht  verschiedener  Angaben  und 
Ziffern  von  mir  als  im  Vergleiche  zu  Deutschland  sehr  niedrig  und 
bestenfalls  stationär  angesehen  wird. 

Wenn  schon  den  obigen,  die  ganze  Bevölkerung  umfassenden 
Durchschnittsziffern  die  Tatsache  einer  schlechteren  Ernährung  in  der 
Monarchie  im  Vergleiche  zu  Deutschland  (insbesondere  in  Fleisch, 
Zucker,  Kartoffeln,  Eeis,  aber  auch  in  Brotgetreide)  zu  entnehmen  ist 
—  welche  Tatsache  eine  Folge  der  höheren  Preise  und  der  niedrigeren 
Individualeinkommen  ist  —  so  ist  die  Ernährungsdifferenz  naturgemäß 
in  der  Arbeiterklasse,  allein  genommen,  eine  noch  größere,  und  zwar 
eine  um  so  größere,  je  tiefer  wir  in  den  Kategorien  der  Arbeiterschaft 
(nach  ihrer  Qualifikation  und  ihren  Löhnen)  hinuntersteigen. 


Allerdings  dürften  seit  1902  die  Durehsehnittsgewiehte  gestiegen  sein  —  auf 
der  anderen  Seite  jedoch  haben  vor  10  Jahren  ganz  gewiß  solche  Haussehlachtungen 
in  unvergleichlich  größerer  Zahl  stattgefunden,  bei  welchen  die  vorgeschriebene  Be- 
schau nicht  Platz  griff  und  welche  infolgedessen  statistisch  nicht  erfaßt  wurden. 
Auch  dieser  Umstand  spricht  dafür,  daß  der  Fleischkonsum  der  Monarchie  pro  Kopf 
im  Laufe  der  letzten  zehn  Jahre  nicht  gestiegen  ist.  Sollte  diese  Ansicht  als  zu 
pessimistisch  angesehen  werden,  so  war  bestenfalls  die  Steigerung  keine  bedeutende 
und  der  von  Deutschland  gewonnene  Vorsprung  ein  sehr  beträchtlicher. 

Nach  der  an  einer  anderen  Stelle  angeführten  Viehstandsstatistik  (im  Zu- 
sammenhange mit  der  Außenhandelsstatistik)  zu  urteilen,  dürfte  der  durchschnitt- 
liche Rindfleischkonsum  zurückgegangen,  der  Sehweinefleischkonsum  gestiegen  sein. 

(In  allen  obigen  Berechnungen  ist  Geflügel  und  Wild  nicht  berücksichtigt 
worden.) 

2)  Nach  Henningsen,  »Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  usw.«,  »Welt- 
wirtschaftliches Archiv«,  Bd.  VII,  1916  —  im  Durchschnitte  der  Jahre  1906  bis  1910. 

^)  Nach  Henningsen,  a.  a.  0.  —  für  landwirtschaftliehen  und  gewerb- 
lichen Verbrauch. 

'■>)  1911  bis  1912. 
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In  Deutschland  durchgeführte  Spezialuntersuchungen  haben  er- 
geben, daß  je  geringer  das  Einkommen  einer  Familie,  desto  größer 
der  Kartoflfel-  und  Brot-,  auch  der  Branntweinverbrauch  und  desto  ge- 
ringer der  Fleisch-,  Zucker-  und  Bierverbrauch.  In  den  vier  Wohl- 
habenheitsstufen, in  welche  die  Bevölkerung  zum  Zwecke  der  Unter- 
suchung eingeteilt  wurde,  entfallen  von  den  gesamten  Ausgaben  für 
Nahrung  auf  Kartoffeln,  Brot  und  Mehl  in  der  ersten  (ärmsten)  Stufe 
zirka  24%,  in  der  zweiten  zirka  ISVo,  in  der  dritten  und  vierten  zirka 
10%?  wobei  in  der  vierten  (reichsten)  Stufe  Weizenprodukte  zirka  zwei 
Drittel  davon,  in  der  ersten  dagegen  kaum  ein  Sechstel  ausmachen. 
Das  umgekehrte  Verhältnis  ist  im  Verbrauch  von  Fleisch,  Geflügel, 
Fische,  sowie  Wurst  und  Schinken  zu  konstatieren :  zirka  327o  in  der 
wohlhabendsten  vierten,  377o  in  der  dritten,  32%  in  der  zweiten  und 
17  7o  in  der  mindestbemittelten  ersten  Klasse.  (Der  Fleischverbrauch 
ist  schon  in  Deutschland  in  der  untersten  Klasse  gering  —  um  wie 
viel  geringer  erst  in  Österreich-Ungarn!)  Die  Verhältnisziffern  für  den 
Zuckerkonsum  stellen  sich  auf  1*3 Vo,  2-77o,  3-77o  «nd  3-67o  der 
Gesamtausgabe  für  Nahrung  in  den  einzelnen  Stufen  der  Wohlhaben- 
heit, von  der  untersten  (ärmsten)  angefangen.  In  der  Arbeiterklasse 
Deutschlands  wird  der  Übergang  von  der  Kartoffelnahrung  zur  Brot- 
und  Fleisehnahrung,  vom  Branntweingenuß  zum  Biergenuß,  bis  zum 
Sättigungspunkt  —  wie  ihn  Appelt  nennt')  —  immer  mehr  vollzogen, 
in  Österreich-Ungarn  dagegen  ist  die  Ernährung  des  Arbeiters  in  den 
besseren  Nahrungsmitteln  vom  Sättigungspunkte  noch  weit  entfernt. 

In  Österreich-Ungarn  dürfte  die  Distanz  in  der  Ernährung 
zwischen  den  ärmsten  und  den  wohlhabendsten  Bevölkerungsklassen 
eine  viel  größere  sein  als  in  Deutschland  —  einerseits  im  Hinblicke 
auf  die  Wohnungsteuerung,  die  gerade  in  der  Arbeiterklasse  er- 
fahrungsgemäß eine  viel  größere  Reduktion  der  Ausgaben  für  die  Er- 
nährung bewirkt  als  in  den  wohlhabenden  Schichten,  anderseits  im 
Hinblicke  auf  den  nachteiligen  Einfluß,  den  der  höhere  Preis  der 
Lebensmittel  und  das  spärlichere  Nahrungsbudget  auf  die  Auswahl 
der  Nahrungsmittel,  auf  die  Qualität  der  Ernährung  gerade  in  den 
ärmsten  Klassen  (viel  weniger  in  den  wohlhabenden)  ausüben.  2) 

^)  Appelt,  »Die  Konsumtion  der  wichtigsten  Kulturländer  in  den  letzten 
Jahrzehnten<  (Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Berlin  1889). 

')  Bei  Unzulänglichkeit  der  Mittel  wird  der  Magen  regelmäßig  mit  einer 
größeren  Menge  minder  wertvoller  Nahrung  betrogen. 
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Bei  einem  Einkommen  unter  1200  M.  jährlich  entfallen  — 
nach  den  Untersuchungen  des  Deutschen  Statistischen  Amtes  — 
54-27o  auf  Nahrung,  9-27o  auf  Kleidung,  207o  auf  Wohnung,  6-2Vo 
auf  Heizung  und  Beleuchtung  und  10'47o  auf  sonstige  Ausgaben.  In 
Österreich  dürfte  das  Ausgabenbudget  des  Arbeiters  dieser  Zusammen- 
stellung nahe  kommen  mit  dem  nachteiligen  Unterschiede,  daß  der 
Anteil  der  Ausgaben  für  Wohnung,  angesichts  der  Wohnungsteuerung, 
auf  Kosten  aller  anderen  Positionen  ein  viel  größerer  sein  dürfte. 

Wie  sehr  durch  den  höheren  Preis  der  Lebensmittel  bei  gleichem 
Einkommen  die  Nahrung  verschlechtert  wird,  beweist  ein  Vergleich 
zwischen  Deutschland  und  England,  dem  billigen  Lebensmittellande. 
Der  wöchentliche  Durchschnittsverbrauch,  beziehungsweise  die  wöchent- 
liche Durchschnittsausgabe  (bei  einem  Einkommen  von  25  bis  30  M.) 
beträgt  —  nach  v.  Tyszka  (a.  a.  0.  S.  42)  —  in  Verhältniszahlen: 


Nahrungsmittel 


Verbrauch 


Eng- 
land 


Deutseh- 
land 


Ausgabe 


Eng- 
land 


Deutsch- 
land 


Brot  und  Mehl    .    .     . 
Fleisch  und  Fische  .     . 

Eier 

Milch 

Käse 

Animalische  Fette  ^) 

Kartoffeln 

Vegetabilien  und  Früchte 
Mehlspeisen  2)      .     .     . 
Kaffee,  Tee,  Kakao  .    . 
Zucker   


100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 


100 


84 
88 
106 
159 
66 
113 
151 


42 


100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 


87 

103 

88 

132 

68 

115 

105 

114 

85 

66 

47 


Aus  dieser  Zusammenstellung  ist  zu  entnehmen,  daß  mit  Aus- 
nahme von  Eiern  und  Milch  der  Individualverbrauch  der  meisten 
nahrhaften  Lebensmittel  in  England  größer  ist  als  in  Deutschland, 
weil  ihr  Preis  niedriger  ist.  Im  übrigen  ist  in  Deutschland  nur  noch 
der  Kartoffelkonsum  und  der  damit  zusammenhängende  Fettverbrauch 
höher  als  in  England. 


^)  Butter,  Margarin,  Speck,  Sehmalz  usw. 

2)  EiHsehließlieh  Makkaroni,  Reis,  Tapioka,  Hafermehl. 

V.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I. 


27 
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Eine  ähnliche  Illustration  der  obigen  These  bringt  die  Unter- 
suchung der  Ernährungsverhältnisse  in  Deutschland  während  des 
Krieges.  1)  Bis  März  1915  stieg  —  im  Verhältnis  zum  Preise  vom 
März  1914  —  der  Preis  für  Butter  um  207o,  für  Pflanzenbutter  um 
337o)  für  Margarine  um  12%?  für  Schmalz  um  lOO^o-  Im  Durch- 
schnitt des  Verbrauches  aller  dieser  Fette  erhöhte  sich  der  Preis  um 
337o-  I^^r  Verbrauch  der  teuren  Butter  und  des  teuren  Schmalzes 
ging  im  Zusammenhange  mit  der  Teuerung  so  stark  zurück,  daß  im 
Durchschnitt  des  Verbrauches  im  März  1915  für  diese  Artikel  nur 
um  137o  mehr  ausgegeben  worden  ist  als  im  März  1914.  Noch 
lehrreicher  ist  der  Vorgang  bei  Kaffee,  Tee  und  Kakao,  deren  Preise 
nur  wenig  gestiegen  sind.  Infolge  der  allgemeinen  Teuerung  ging 
ungeachtet  dessen  der  Verbrauch  von  Kaffee  stark  zurück,  Tee  wurde 
überhaupt  nicht  mehr  gekauft,  hingegen  stieg  der  Verbrauch  der  bil- 
ligen Ersatzmittel  (Malzkaffee  usw.)  sehr  erheblich. 

Ballod^)  führte  einen  Vergleich  der  Ernährung  der  verschie- 
denen Völker  durch,  ermittelte  den  Kalorienwert  der  pro  Tag  ver- 
brauchten Nahrung  und  gelangte  zu  folgendem  Ergebnisse.  Es  ent- 
fallen auf  einen  Einwohner  der 

Vereinigten  Staaten     .  2925  Kalorien  (100-4^  Eiweiß,  80-6 ^r  Fett) 

Englands 2900  »  (106-0  5-  »  72-6^  »  ) 

Frankreichs  ....  2749  »  (  95-9^  »  44-4^  »  ) 

Deutschlands      .     .2708  »  (  877y  »  61'0^  ») 

Italiens 2607  *  (  96-825'  »  52-06^  »  ) 

Österreich-Ungarns  2486        »  (  82*6^  »  27*5^  »  ) 

Eußlands 2414  »  (  84-98 5-  >  262^  .  ) 

Angesichts  der  geschilderten  Verhältnisse  dürfte  sich  der  kalorische 
Nahrungswert  des  Arbeiters  in  Österreich- Ungarn  viel  tiefer  unter  dem 
Niveau  des  obigen  für  die  gesamte  Bevölkerung  der  Monarchie  be- 
rechneten Durchschnittes  befinden  als  jener  des  deutschen  Arbeiters 
unter  dem  deutschen  Durchschnittsniveau. 

Aus  der  Tatsache,  daß  verschiedene  Völker  der  gelben  und 
braunen  Kasse,  die  Chinesen,  Japaner  und  Malaien,  sich  mit  einer  noch 
unvergleichlich  schwächeren  Nahrung  begnügen  und  dennoch  strebsam, 

^)  Mitteilungen  der  handelspolitischen  Kommission  der  Stadt  Wien  (a.  a.  0.). 
")  Volksernährung  Deutsehlands  im  Kriege  (Schmollers  Jahrbuch  1914). 
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fleißig  und  arbeitsam  sind,  dürfen  für  Mitteleuropa  keine  Schlüsse  ge- 
zogen werden.  Denn  erstens  erfordern  die  klimatischen  Verhältnisse 
Mitteleuropas  im  großen  und  ganzen  eine  viel  stärkere  Nahrung,  um 
die  Leistungsfähigkeit  des  Mensehen  auf  das  entsprechende  Niveau  zu 
bringen,  zweitens  sind  jene  exotischen  Völker  zwar  strebsam,  arbeitsam 
und  fleißig,  jedoch  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  für  eine  intensive 
Arbeit  in  modernen  industriellen  Betrieben  wenig  geeignet.  (Diesbezüg- 
liche Zweifel  scheint  hinsichtlich  seiner  Landslente  sogar  ein  japani- 
scher Volkswirt,  Professor  Masao  Kombe,  zu  hegen.) 

Ferner  wird  der  Unterschied  in  der  Leistungsfähigkeit  der  deut- 
schen und  der  österreichisch-ungarischen  Arbeiterschaft  dadurch  ver- 
schärft, daß  Deutschland  schon  seit  einigen  Jahrzehnten  eine  stärkere 
Durchschnittsernährung  und  sonst  günstigere  Lebensbedingungen  als 
Österreich- Ungarn  hat,  wodurch  allein  die  Widerstandsfähigkeit  und 
Kraft  der  gegenwärtigen  Generation  gesteigert  wurde,  da  schon  die 
Kinder  stärker  und  gesünder  geboren  werden.  Auf  die  Unterernährung 
wie  überhaupt  auf  ungünstigere  Lebensverhältnisse,  durch  welche  die 
geringere  Leistungsfähigkeit  bewirkt  wird,  weist  mittelbai-  auch  die 
Tatsache  hin,  daß  die  Widerstandskraft  der  Bevölkerung  der  Mon- 
archie gegenüber  den  sogenannten  Hungerkrankheiten  eine  mindere 
ist.  Die  Zahl  der  Sterbefälle  infolge  Tuberkulose  und  Typhus  ist  in 
Österreich-Ungarn  größer  als  in  Deutschland.  Von  Todesfällen,  deren 
Ursache  die  Tuberkulose  gewesen  ist,  entfielen  im  Jahre  1911  auf 
10.000  der  Bevölkerung  in  Ungarn  36'7,  in  Österreich  35*6,  in  Deutsch- 
land aber  nur  16;  an  Typhus  starben  in  demselben  Jahre  in  Ungarn 
2*3,  in  Österreich  1-5,  in  Deutschland  aber  nur  0'5  auf  10.000  der 
Bevölkerung.  Im  Einklänge  damit  steht  die  Sterblichkeit  überhaupt, 
welche,  wie  wir  bereits  an  einer  anderen  Stelle  gesehen  haben,  in 
Österreich-Ungarn  größer  ist  als  in  Deutschland. 

Durch  die  absolut  genommen  starke  Lohnaufwärtsbewegung  in 
der  Monarchie  wird  im  besten  Falle  die  Unterernährung  kaum  ver- 
mindert, somit  auch  die  Leistungsfähigkeit  kaum  erhöht.  Die  Spannung 
in  der  Lohn-  und  Verdiensthöhe  zwischen  der  Monarchie  und  Deutsch- 
land, sowie  auch  England  wird  allerdings  geringer  —  sie  scheint 
jedoch  von  den  Fortschritten  der  Lebensmittel-  und  Wohnungsteuerung 
in  der  Monarchie  überholt  oder  zumindest  eingeholt  zu  werden,  i) 

1)  Der  durchschnittliche  reine  Jahresverdienst  eines  Arbeiters  im  Oberberg- 
amtsbezirke  Dortmund   ist   von   1908   bis  1913  von  1494  auf  1755  M.  gestiegen. 

27* 
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In  der  österreichischen.  Wollindustrie  ist  der  Lohn  der  Arbeiter- 
schicht von  Ä'1^64  im  Jahre  1890  auf  K2-U  im  Jahre  1904  und 
-ff 266  im  Jahre  1911,  das  ist  in  den  letzten  21  Jahren  um  627o 
und  in  den  letzten  sieben  Jahren  um  2472 7o  gestiegen.  In  England 
ist  die  Erhöhung  der  Löhne  in  der  Wollindustrie  in  20  Jahren  (1886 
bis  1906)  um  kaum  13%  eingetreten.^) 

Damit  ist  jedoch  zu  vergleichen,  daß  in  London  die  Kosten 
der  Lebenshaltung  einer  Arbeiterfamilie  seit  1900  bis  1912  um  157o> 
in  Wien  um  307ü^)  in  die  Höhe  gingen. 

Die  Fortschritte  der  Teuerung  in  Österreich  sind  aus  folgender 
Tabelle  zu  ersehen: 

Roggen,  Wien  .  .  1904  Z 15-30;  1912  ÜT  21-50  pro  100% 
Weizen,  Wien  .  .1904  Ä 18-80;  1912  JT  25-25  y>  100  kg 
Zucker,  Parität  Triest  1900  ^27-43;  1912  ÜT  38-63  »  100  kg 
Rohspiritus,     exkon- 

ting.,  Parität  Wien  1901/02  ^19-27;  1912/13  Z  38-91    »        IM 
Petroleum,      Parität 

Wien      ....  1903        ii:29-87;  1912        ir3515    »     100kg 


Diese  Besserung  des  Verdienstes  war  ergiebiger  als  die  Teuerung  in  Deutschland. 
In  Österreich-Ungarn  ist  das  Verhältnis  ein  anderes:  die  Teuerung  ist  größer  als 
die  durchschnittliche  Steigerung  des  Jahresverdienstes,  oder  es  gleichen  sich  im  besten 
Falle  die  beiden  Bewegungen  aus. 

^)  Da  der  Lohn  bei  der  Fabrikation  billiger  Strichgarnmodewaren  27i/2% 
ausmacht,  bedeutet  dies  eine  Verteuerung  der  reinen  Produktionskosten  dieser  Waren 
in  Österreich  für  einen  Zeitraum  von  21  Jahren  um  IT-l^/o  und  für  die  letzten  sieben 
Jahre  um  6-757o-  In  einer  anderen  großen  Wollwarenfabrik,  welche  billige  Strieh- 
gammodewaren  erzeugt,  erhöhten  sich  im  Zeiträume  von  1905  bis  1912  die  Pro- 
duktionskosten um  25'4"/o,  wovon  auf  die  Löhne  fast  die  Hälfte  (41'857o)  entfällt. 

Auf  Grund  solcher  Tatsachen  wird  von  einer  Faehseite  die  geminderte  Wett- 
bewerbsfähigkeit der  österreichischen  Wollindustrie  festgestellt,  die  vor  zwei  bis  drei 
Dezennien  noch  in  der  Lage  war,  auf  dem  englischen  Markte  selbst  mit  Erfolg  zu 
konkurrieren,  heute  jedoch  sowohl  im  Inlande,  als  auch  im  Exportgeschäfte  infolge 
der  Übermacht  der  englischen  Wollindustrie  schwer  leidet. 

2)  Aus  einer  Tabelle  über  die  Entwicklung  der  Lebensmittelpreise  in  der 
Schrift  >Report  of  enquiry  by  the  Board  of  Trade  into  Working-Class  Rents  and 
Detail  Prices«,  herausgegeben  vom  englischen  Handelsamte,  London  1913.  Tyszka 
(Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  344)  berechnet  auf  ürund  der  Preisnotierungen 
des  Wiener  Magistrates  die  Steigerung  der  Ernährungskosten  in  Wien  in  dem  oben 
erwähnten  Zeiträume  mit  30'2"/o.  unter  anderem  Brot  197o,  Rindfleisch  44-67o,  Kalb- 
fleisch 547o»  Schweinefleisch  49*4%.  (Dadurch  erklärt  sich  auch  die  Rückständigkeit 
des  Fleischkonsums  und  die  Steigerung  des  Brotkonsums.) 
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Kohle,      Detailpreise 

Brunn     ....  1902        K   280    1912       K   3-58 

bis  2-90;  bis  3-77  pro  100% 

Schweinefleisch    (ab- 
gezogenes mit  Zu- 

wage),  Wien    .     .  1902        K   1-42;  1912       K    2'—    *         1kg 
Kalbfleisch  (hinteres), 

Wien     ....  1902        K    1*47;  1912       K   1-80    »        1hg 
Milch,  Wien,  en  detail  1901       20— 28Ä;  1912      26— 34Ä  ^        11 

Nach  Eßlen  (Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  234)  ist  die 
Fleischteuerung  in  der  Donaumonarchie  empfindlicher  gewesen  als  in 
Deutschland.  Nach  v.  Tyszka  (a.  a.  0.  S.  343)  ist  der  Weizenpreis  in 
der  Zeit  von  1904  bis  1913  in  Budapest  um  197o.  iii  Berlin  um 
rund  147o  gestiegen.  In  der  Zeit  von  1900  bis  1912  betrug  die 
Preissteigerung  bei  Roggen  nach  meiner  Berechnung  in  Wien  437o» 
in  Berlin  307o>  bei  Weizen  in  Wien  45%,  in  Berlin  427o,  bei  Hafer 
in  Wien  667o,  in  Berlin  427o,  bei  Spiritus  in  Wien  112-247o,  in 
Hamburg  74-657o  ^^^-  Jedenfalls  war  die  Teuerung  in  Österreich- 
Ungarn  im  großen  und  ganzen  empfindlicher  als  in  Deutschland,  wo- 
durch die  Volks wirtschafüiche  Rückständigkeit  der  Monarchie  im  Ver- 
gleiche zum  Deutschen  Reiche  offensichtlich  vergrößert,  insbesondere 
die  Produktion  unverhältnismäßig  verteuert  und  die  Besserung  der  Volks- 
ernährung, folglich  auch  der  Leistungsfähigkeit  aufgehalten  wurde. 

Über  den  ungünstigen  Einfluß  der  teuereren,  infolgedessen  auch 
schlechteren  Wohnungen  durchschnittlich  in  der  ganzen  Monarchie, 
sowie  des  im  Vergleiche  zum  deutschen  Durchschnitte  unzulänglichen 
Zustandes  der  hygienischen  Einrichtungen  (Kanalisierung,  Wasserleitung, 
Spitäler,  wie  überhaupt  öffentliche  Sanitätspflege)  in  vielen  Gebieten  der 
Monarchie  auf  die  Gesundheit,  Kraft  und  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter- 
schaft brauchen  Worte  nicht  verloren  zu  werden.  Selbstredend,  je  teuerer 
die  Lebensmittel,  und  im  Zusammenhange  damit,  je  höher  die  Baukosten, 
desto  teuerer  und  schlechter  die  ohnehin  sehr  teueren  Arbeiterwohnungen. 

Durch  die  Insuffizienz  der  Ernährungs-  und  Wohnungsverhältnisse, 
durch  die  Teuerung  von  Petroleum,  dessen  Durchschnittskonsum  in 
der  Monarchie  rund  ein  Drittel  des  deutschen  beträgt  und  dessen  Preise 
in  dem  mitteleuropäischen  Erzeugungsstaate  viel  höher  sind  als  in 
Deutschland,  werden  der  Bildungstrieb  und  die  Bildungsmöglichkeit 
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der  Arbeiterbevölkerung  in  der  Monarchie  im  Vergleiche  zu  Deutsch- 
land arg  beeinträchtigt.  Es  steht  ja  ohnehin  die  allgemeine  Volks- 
bildung in  der  Monarchie  tiefer  als  im  Deutschen  Eeiche.  Der  Prozent- 
satz der  Analphabeten  ist  ein  unvergleichlich  größerer.  Durch  die  Bil- 
dung wird  aber  die  Leistungsfähigkeit  ganz  bestimmt  beeinflußt.  (Aller- 
dings sind  gerade  auf  diesem  Gebiete  die  regionalen  Unterschiede  in  der 
Monarchie  sehr  groß  —  zugunsten  der  nördlichen  industriellen  Eeviere.) 

Ferner  wird  die  Arbeitslust  beeinträchtigt:  durch  die  als  eine 
Folge  der  Teuerung  der  Lebensmittel  und  der  Wohnungen  sowie  der 
relativ  niedrigen  Löhne  auftretenden  Schwierigkeiten,  zu  sparen,  sich 
das  Leben  zu  verbessern  und  zu  verschönern,  vom  Alkoholgenusse  auf 
das  höhere  Niveau  der  Volksbelustigungen  zu  steigen,  schließlich  durch 
den  Mangel  einer  Alters-,  Invaliditäts-  und  Hinterbliebenenversicherung. 
Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  durch  die  schlechtere  Ernährung  und 
durch  ungünstigere  Wohnungsverhältnisse  allein  eine  psychische  In- 
suffizienz hervorgerufen  oder  die  etwa  vorhandene  genährt  wird.  In 
diesem  Zusammenhange  spielt  auch  die  EOckständigkeit  der  kommunalen 
und  kooperativen  Einrichtungen  —  Kanalisierung,  Wasserleitungen, 
Beleuchtung,  Volksbäder,  Volksbelustigungen  u.  dgl.  —  eine  negative 
Rolle.  In  der  Monarchie  ist  das  Großstadtwesen  unvergleichlich  schwächer 
entwickelt  als  in  Deutschland,  es  befindet  sich  unvergleichlich  mehr 
Industrie  auf  dem  flachen  Lande  und  es  bietet  das  flache  Land  — 
Provinzstädtchen,  Marktflecken,  Dörfer  —  unvergleichlich  weniger  an 
äußeren  Zivilisationsreizen,  an  Bequemlichkeit  als  in  Deutschland.  ^) 

Je  niedriger  der  »Standard  of  life«,  je  geringer  die  Lebens- 
reize, desto  geringer  —  in  der  Regel  —  der  Erwerbsgeist.  So  ist  die 
allgemein  konstatierbare  psychische  Rückständigkeit  der  Monarchie 
auf  volkswirtschaftlichem  Gebiete,  die  Inferiorität  ihres  Erwerbsgeistes 
im  Vergleiche  zum  deutschen  auch  bei  der  Arbeiterschaft  zu  entdecken 
—  als  eine  der  Ursachen  der  geringeren  Leistungsfähigkeit.  Dadurch 
erklärt  sich  großenteils  die  geringere  Anzahl  von  effektiven  Arbeits- 
tagen im  Jahre,  die  ungenügende  Ausnützung  der  Zeit  und  der  Ma- 
schinen, die  größere  Zahl  der  Aufsichtskräfte,  wodurch  die  Produktion 
wieder  verteuert  wird.  Damit  hängt  es  zusammen,  daß  auch  Akkord- 
arbeiter bei  gleich  hohen  oder  höheren  Einheitslöhnen  (z.  B.  in  vielen 
Branchen  der  Textilindustrie,  in  der  Maschinenindustrie  u.  dgl.)  in 
Österreich  weniger  erarbeiten  und  verdienen  als  in  Deutschland ;  damit 

^)  Vgl.  Hertz,  a.  a.  0.  S.  727. 
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hängt  die  Klage  der  Unternehmer  über  die  Minderwertigkeit  des 
österreichischen  Arbeiters  zusammen,  desselben  Arbeiters,  welcher,  aus- 
gewandert, in  Deutschland  oder  Amerika,  zu  den  besten  gezählt  wird. 

Die  ungenügende  Leistungsrähigkeit  der  österreichisch-ungari- 
schen Arbeiterschaft  wird  aber  auch  in  hohem  Grade  —  nach  vielen 
übereinstimmenden  Fachäußerungen  —  durch  die  arbeitsorganisato- 
rische, arbeitstechnische  und  (im  Zusammenhange  damit)  auch  häufig 
durch  die  produktionstechnische  Eückständigkeit  der  Industrie  bewirkt; 
diese  ist,  da  sie  einen  engen  und  nicht  genügend  aufnah msfähigen 
Absatzmarkt  zu  bedienen  hat,  von  jener  Spezialisierung  noch  weit  ent- 
fernt, die  nur  bei  einer  Massenerzeugung  möglich  wäre. 

Nur  bei  einer  weitgehenden  Spezialisierung  ist  eine  solche  Nor- 
malisierung und  Automatisierung  des  Betriebes  zu  erzielen  und  eine 
solche  Arbeitsorganisation  möglich,  durch  welche  die  Schulung  und 
die  Leistungsfähigkeit  des  Arbeiters  auf  mögUchst  hohe  Stufe  ge- 
bracht wird.  Hertz  (a.  a.  0.  S.  734)  behandelt  diese  Frage  sehr  ein- 
gehend und  weist  in  interessanter  Weise  an  einer  Reihe  von  Beispielen 
nach,  daß  die  österreichische  Industrie,  ganz  besonders  die  Maschinen- 
und  Metallindustrie,  da  es  ihr  an  einem  Massenabsatz  mangelt,  mit 
hohen  Lohnkosten  trotz  niedrigerer  Verdienste  der  Arbeiter  bei  ge- 
ringerer Leistungsfähigkeit  derselben  arbeitet,  hingegen  die  deutsche 
Industrie,  weil  sie  für  Massenerzeugung  eingerichtet  ist  und  über 
Massenabsatz  verfügt,  trotz  höherer  Verdienste  der  Arbeiter,  bei  größerer 
Leistungsfähigkeit  derselben  viel  billiger  und  doch  rentabler  zu  liefern 
imstande  ist.  ^) 

Nach  einer  Fachäußerung  aus  der  Automobilbranche  liegt  die 
Erklärung  der  geringeren  Leistungsfähigkeit  des  österreichischen 
Arbeiters  vor  allem  in  der  in  Österreich  im  Verhältnisse  zum  Aus- 
lande mangels  entsprechender  Erzeugungsmengen  ungleich  geringeren 
Möglichkeit  der  Spezialisierung  des  Arbeiters.  >Der  weitaus  geringere 
Umfang  der  Erzeugung  gestattet  es  noch  nicht,  die  Fähigkeiten  des 
Arbeiters  in  gleicher  Weise  wie  im  Auslande  auszunützen,  ferner 
Spezialmaschinen  und  Vorrichtungen,  wie  sie  der  ausländische  Groß- 
erzeuger besitzt,  zu  verwenden,  wodurch  eine  Ersparnis  von  50%  der 
Löhne  pro  Erzeugungseinheit  erzielt  werden  könnte.« 

^)  Vgl.  das  oben  angeführte  Vergleiehsbeispiel,  betreffend  Lohnkosten  in  der 
Maschinenbranehe,  wornach  diese  Kosten  in  Österreich  (infolge  geringeren  Absatzes) 
trotz  niedrigerer  Verdienste  der  Arbeiter  größer  sind  als  in  Deutschland. 
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Gewiß  gibt  es  auch  in  der  Monarchie  Branchen  und  Betriebe, 
in  welchen  die  Arbeitsorganisation,  Arbeitstechnik  und  Produktions- 
technik nicht  nur  das  deutsche  Niveau  erreicht  haben,  sondern  dasselbe 
auch  übertreffen.  Da  in  solchen  Betrieben,  auf  welche  unter  anderem 
der  Kammerrat  Krause  in  der  Oktobersitzung  der  niederösterreichi- 
schen Handels-  und  Gewerbekammer  hinwies,  der  Jahresverdienst  der 
Arbeiter  ein  höherer  ist  als  in  anderen  Betrieben  (hie  und  da  vielleicht 
ein  höherer  als  in  Deutschland)  und  ihre  Leistungsfähigkeit  nichts 
zu  wünschen  übrig  läßt,  die  Belastung  der  Produktion  mit  der  Lohn- 
quote aber  eine  geringere  ist  —  bilden  solche  Ausnahmen  eben  eine 
Bestätigung  der  obigen  für  die  Verhältnisse  der  Monarchie  recht  un- 
günstigen Eegel. 

Solche  Betriebe  liefern  aber  auch  gleichzeitig  den  Beweis,  daß 
die  in  den  geschilderten  Arbeiterverhältnissen  liegende  Ungleichheit 
der  Produktionskosten  zwischen  der  Monarchie  und  Deutschland  eine 
behebbare  ist. 

Zunächst  ist  daran  zu  ersehen,  daß  das  Menschenmaterial  der 
Monarchie  für  die  intensive  wirtschaftliche  Tätigkeit  an  und  für  sich 
ein  ebenso  geeignetes  ist  wie  in  Deutschland.  Allerdings  sind  in  der 
Monarchie  die  regionalen  Unterschiede  in  der  durch  Generationen  her- 
vorzubringenden industriellen  Arbeitstradition,  in  der  allgemeinen  Arbeits- 
schulung, zahlreicher  und  größer  als  in  Deutschland.  In  einzelnen 
Zweigen  ist  die  industrielle  Entwicklung  einfach  noch  zu  jung.  Nach 
einer  Fachäußerung  aus  Kreisen  der  Seidenindustrie  dürfte  die  Ursache 
der  Minderwertigkeit  des  österreichischen  Seidenwebers  hauptsächlich 
darin  liegen,  daß  »die  österreichische  Seidenindustrie  über  keine  so 
angestammte  Arbeiterschaft  verfügt  wie  die  Schweiz,  Frankreich  und 
Deutschland.  Diese  Industrie  bedarf  aber  in  besonders  hohem  Grade 
einer  geschulten,  qualifizierten  und  geschickten  Arbeiterschaft,  was 
Generationen  hervorbringen«. 

Auf  der  anderen  Seite  ist  die  gewerbliche  und  industrielle 
Arbeitstradition  in  verschiedenen  Geschmacksbranchen  in  Österreich 
älter  und  entwickelter  als  in  Deutschland,  was  diesen  Branchen  einen 
Vorsprung  vor  der  deutschen  Konkurrenz  gewährt. 

Daß  aber  im  allgemeinen  das  Menschenmaterial  der  Monarchie 
an  und  für  sich  dem  deutschen  nicht  nachsteht,  geht  auch  aus  den 
mit  österreichischen  und  ungarischen  Arbeitern  im  Auslande,  insbe- 
sondere in  Deutschland,  gemachten  Erfahrungen  hervor. 
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Ein  praktischer  Kenner  der  Arbeiterverhältnisse  in  Deutschland, 
der  aus  eigener  Erfahrung  schöpft,  Irresberger^),  bescheinigt  die 
Tüchtiglfeit  der  dorthin  abgewanderten  österreichischen  Arbeiter  mit 
folgenden  Worten:  »Der  österreichische  Arbeiter  hat  sich  tiberall 
ebenso  brauchbar  und  leistungsfähig  erwiesen  wie  der  deutsche.  Bei 
einem  Hüttenwerk  in  Bayern  versagten  die  Arbeiter  aus  den  benach- 
barten Städten  und  es  mußten  Tschechen  herbeigezogen  werden.  Am 
unteren  Ehein  in  einem  deutschen  Gießereibetriebe  waren  die  Polen 
die  besten  Arbeiter.  In  Sachsen  sind  vielleicht  am  meisten  öster- 
reichische Arbeiter  tätig.« 

Nach  der  in  Deutschland  durchgeführten  Berufs-  und  Gewerbe- 
zählung vom  12.  Juni  1907  waren  dort  340.659  Personen  aus  den 
Ländern  Österreich-Ungarns  beschäftigt,  darunter  96.547  Frauen.  Auf 
Österreich  allein  entfielen  315.791  Personen.  210.681  Personen  aus 
Österreich- Ungarn  waren  in  der  Industrie,  im  Bergbau  und  Bauge- 
werbe, 20.292  im  Handel  und  Verkehr,  93.732  in  der  Landwirtschaft 
tätig.  »Im  oberschlesischen  Industriegebiet  —  berichtet  Winn ig 2)  — 
arbeiten  vornehmlich  neben  vielen  russischen  Polen  Galizier  als  Berg- 
und  Hüttenarbeiter,  in  Mittel-  und  Niederschlesien  finden  wir  in  der 
Textilindustrie  einen  starken  Einschlag  böhmischer  Arbeiter,  ebenso 
in  Sachsen,  wo  sie  außerdem  in  großer  Zahl  im  Baugewerbe  und  im 
Bergbau  tätig  sind.  Eine  ähnliche  Häufung  österreichischer  Arbeiter 
weisen  die  nordbayrischen  Grenzorte,  besonders  die  Industriestätten 
des  Fichtelgebirges,  auf.  Der  vor  dem  Kriege  mehr  als  5000  Mit- 
glieder zählende  Zweigverein  Chemnitz  des  Bauarbeiterverbandes  hatte 
zirka  3000  Ausländer,  fast  ausschließlich  Deutsche  und  Tschechen  aus 
Böhmen.  In  besonders  großer  Zahl  sind  österreichisch-ungarische 
Arbeiter  im  rheinisch -westfälischen  Industriegebiet  anzutreffen.  < 
(Außerdem  wohnen  sehr  viele  Arbeiter  an  der  nördlichen  und  nord- 
westlichen Grenze  Böhmens,  die  jeden  Tag  oder  über  die  ganze  Woche 
nach  Deutschland  in  Arbeit  gehen.  Ähnliche  Verhältnisse  herrschen 
an  der  schlesischen  Grenze.)  Allen  Fachäußerungen  zufolge  erreichen 
diese  eingewanderten  Arbeiter  mit  der  Zeit  die  Leistungsfähigkeit  der 
deutschen. 


')  »Das  deutseh-österreiehiseh-ungarisehe  Wirtsehafts-  und  Zollbündnis«, 
Berlin  1916. 

2)  »Die  Annäherung  der  Zentralmäehte  und  die  Arbeiter«.  (Herkners 
Sammelwerk,  II.  Teil.) 
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Dort,  wo  der  österreichisch-ungarische  Arbeiter  seine  Vollernäh- 
rung erreichen  kann,  wo  die  Zivilisationsreize  stärker  und  zugänglicher 
sind,  wo  die  Verdienste  und  deren  Kaufkraft  so  hoch  sind,  daß  sie 
die  Lebensbedürfnisse  in  entsprechendem  Maße  decken,  wo  die  Arbeit 
entsprechend  organisiert  ist  und  das  Milieu  erwerbsfreudig  und  arbeits- 
lustig ist,  dort  ist  auch  die  Arbeitsleistung  des  österreichischen  und 
ungarischen  Arbeiters  eine  gleich  hohe  wie  die  des  deutschen. 

Die  unmittelbare  Ursache  dieser  äußerst  starken  Abwanderung 
der  Arbeiterschaft  aus  der  Monarchie  nach  Deutschland,  nicht  nur  der 
landwirtschaftlichen,  sondern  auch  (in  weitem  Umfang)  der  industriellen, 
gewerblichen  und  montanistischen,  Hegt  offensichtlich  in  höheren  Löhnen, 
in  bilUgerem,  besserem,  bequemerem  und  vielfach  angenehmerem  Leben.  ^) 

Aus  der  obigen  Darstellung  ergibt  sich  schon  von  selbst,  daß 
—  nachdem  im  Menschenmaterial  ein  wesentlicher  Unterschied 
zwischen  der  Monarchie  und  Deutschland  nicht  besteht  —  die  Aus- 
gleichung der  Leistungsfähigkeit  im  Wege  einer  Besserung  der  Ar- 
beits- und  Lebensbedingungen  möglich  ist.  Das  Leben  kann  verbil- 
ligt werden  durch  Maßnahmen,  die  auf  dem  Gebiete  des  Zoll-  und 
Steuerwesens  an  anderen  Stellen  als  möglich  und  notwendig  darge- 
stellt wurden,  ferner  durch  energische  administrative  Bekämpfung  des 
Lebensmittelwuchers,  wie  sie  sich  in  Kriegszeiten  zum  Teil  bewährt 
hat,  durch  eine  großzügige  Wohnungsaktion,  durch  Förderung  der 
Konsumkooperative.  Die  Hebung  der  Verdienste  auf  das  deutsche  Niveau 
ist  durch  die  Vergrößerung  des  Absatzgebietes  zugunsten  der  öster- 
reichisch-ungarischen Industrie,  durch  die  damit  zusammenhängende 
Spezialisierung  und  Verbesserung  der  Arbeitstechnik  wie  überhaupt 
der  Produktionstechnik,  durch  sorgfältigere  Schulung  des  Arbeiters 
bedingt.  Dann  aber  wird  die  Erhöhung  der  Arbeitslöhne  und  der 
Jahresverdienste  durch  absolute  Ersparnisse  an  Menschenkraft  und  durch 
erhöhte  Leistungsfähigkeit  des  Arbeiters  mehr  wie  aufgewogen  werden. 
Die  Hebung  der  allgemeinen  Volksbildung  und  des  allgemeinen  Zivili- 
sationsniveaus, des  Lebensverständnisses,  der  Lebensbequemlichkeit  und 
der  Lebensreize  wird  im  Vereine  mit  der  wechselseitigen  Durchdrin- 
gung, mit  dem  Arbeiteraustausche  zur  gründlichen  Änderung  der 
psychischen,  gefühls-  und  willensmäßigen  Disposition,  zur  Hebung  des 

^)  Im  Zusammenhange  mit  dieser  Abwanderung  von  Arbeitern  aus  der  Mon- 
archie nach  Deutschland  stehen  einige  auf  den  ersten  Bück  widerspruchsvoll 
seheinende  Erscheinungen.   Allerdings  ist  die  Monarchie  einerseits  nicht  imstande, 
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Erwerbsgeistes  und  des  Pflichtgefühles,  wie  überhaupt  der  wirtschaft- 
Hchen  Gehirnorganisation  beitragen.  Das  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis 
dürfte  unter  anderen  Vorteilen  auch  ein  Hinübergreifen  der  höheren 
Arbeitskultur,  der  »deutschen  Arbeitskonfession«  (nach  Naumann), 
des  deutschen  Lebens-  und  Schaffensdranges  auf  die  österreichisch- 
ungarische  Arbeiterschaft  mit  sich  bringen.^) 


alle  ihre  Landeskinder  zu  ernähren,  geschweige  denn  voll  zu  ernähren.  Anderseits 
findet  die  durch  die  niedrigeren  Löhne  und  schlechteren  Lebensbedingungen  ge- 
förderte Auswanderung  aus  Österreich-Ungarn  oft  über  den  numerischen  Bedarf 
statt  und  führt  zeitweise  zu  einem  empfindliehen  Arbeitermangel  in  der  Landwirt- 
schaft, im  Kohlenbergbau,  aber  auch  in  verschiedenen  Industriezweigen  (Hertz, 
a.  a.  0.  S.  776).  Diesem  Arbeitermangel  steht  wieder  eine  bedeutende  Verschwen- 
dung oder  Nichtausnützung  der  vorhandenen  Arbeitskraft  gegenüber,  welche 
durch  die  —  namentlich  in  den  Alpenländern,  aber  auch  in  anderen  österreichischen 
und  ungarischen  Provinzen  —  stark  verbreitete  Naturalwirtschaft  bewirkt  wird 
(Hertz,  a.  a.  0.  S.  722).  Bei  einem  Überfluß  an  Arbeitskräften  leidet  die  Monarchie 
häufig  an  Arbeitermangel,  und  zwar  nicht  nur  an  einem  numerischen,  sondern 
auch  an  einem  qualitativen,  weil  gerade  unter  den  nach  Deutschland  abwandernden 
industriellen  und  montanistischen  Arbeitern  die  qualifizierten,  die  tüchtigsten,  die 
leistungsfähigsten  sehr  zahlreich  vertreten  sind.  Dadurch  wird  aber  die  Produktion 
ersehwert  und  weiter  verteuert. 

Während  der  Arbeitermangel  sich  insbesondere  auf  dem  flachen  Lande  gel- 
tend macht  —  einerseits  angesichts  des  noch  immer  zu  starken  Zusammenhanges 
der  industriellen  Betätigung  der  Landbevölkerung  mit  der  landwirtschaftlichen, 
anderseits  angesichts  der  durch  niedrige  Zivilisation  des  flachen  Landes  sowie 
durch  verschiedene  andere  komplizierte  Ursachen  bewirkten  starken  Landflucht 
(insbesondere  bei  qualifizierten  Arbeitern)  —  treten  gleichzeitig  in  Großstädten  hie 
imd  da  Symptome  der  Arbeitslosigkeit  auf.  Es  bezeichnet  z.  B.  die  auf  flachem 
Lande  befindliche  Stärkeindustrie  den  ständig  wiederkehrenden  Arbeitermangel  als 
eine  der  Ursachen  ihrer  schlechteren  Lage  im  Vergleiche  zur  deutschen.  Ähn- 
liches bekommt  man  aus  Kreisen  der  Obst-  und  tiemüsekonservenindustrie  zu  hören. 
Dnd  es  wurde  schon  einmal  bemerkt,  daß  in  der  Monarchie  sich  verhältnismäßig 
viel  mehr  Industrie  auf  dem  flachen  Lande  befindet  als  in  Deutschland.  Anderseits 
"war  in  Wien,  Prag  und  anderen  Großstädten  die  Arbeitslosigkeit  namentlich  in  den 
Jahren  1908,  1909  und  1913  sehr  verbreitet  und  drückend.  Daher  auch  die  leb- 
haften Bemühungen  der  organisierten  Arbeiter  um  eine  Arbeitslosenversicherung 
mit  Hilfe  der  Gemeinden  und  des  Staates. 

Allerdings  ist  auch  die  Arbeitsvermittlung  in  der  Monarchie  bei  weitem 
nicht  so  ausgebildet  wie  in  Deutschland. 

1)  Naumann  (a.  a.  0.  S.  120)  bemerkt,  daß  die  Deutschen  ihre  hervor- 
ragende Arbeitsteehnik  nur  langsam  gelernt  haben,  und  spricht  von  »der  Annähe- 
rung der  in  der  alten  Arbeitsweise  Verharrenden  an  den  Arbeitsrhythmus  der  Vor- 
geschrittenenc. 
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Solange  die  natürliche  Ausgleichung  in  den  Arbeiterverhältnissea 
nicht  vollzogen  sein  wird  —  was  eine  längere  Zeit  in  Anspruch  nehmen 
dürfte  —  werden  eben  die  Ausgleichszwischenzölle  und  ihre  Surrogate 
in  erster  Linie  dazu  dienen  müssen,  die  Ausgleichung  auf  diesem  Gebiete 
künstlich  herzustellen. 

* 

Österreich  und  Ungarn  bilden  ein  einheitliches  Zollgebiet,  ob- 
wohl auf  dem  Gebiete  des  Arbeiterschutzes  zwischen  den  beiden 
Eeichshälften  unvergleichlich  größere  Unterschiede  bestehen  als  zwi- 
schen Österreich  und  Deutschland.^)  Bei  eingehender  Prüfung  der 
Frage,  welche  von  Hofrat  Prof.  Dr.  Walter  Schiff  in  Herkners 
Sammelwerk,  IL  Teil,  S.  169  ff.  (»Der  Arbeiterschutz  im  Deutschen 
Eeiehe  und  in  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie«)  unternommen 
wurde,  stellte  es  sich  zunächst  heraus,  daß  der  Unterschied  zwischen 
Deutschland  und  Österreich  in  den  faktischen  Verhältnissen  ein  unbe- 
deutender ist,  daß  aber  auch  die  Unifizierung  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften in  ihren  wesentlichen  Bestimmungen  leicht  durchführbar  und 
ohne  Eücksicht  auf  das  etwaige  Zustandekommen  des  Zoll-  und  Wirt- 
schaftsbündnisses zum  Teil  unentbehrlich  sein  dürfte. 

Indem  wir  hinsichtlich  der  Details  dieser  Frage  auf  die  ausge- 
zeichnete Arbeit  des  Prof.  Schiff  verweisen,  können  wir  uns  hier  auf 
die  Wiedergabe  eines  Eesümees  der  Ergebnisse  derselben  beschränken, 
welches  vom  Verfasser  selbst  in  der  > Neuen  Freien  Presse«  vom 
12.  Februar  1916  gebracht  wurde: 

»Deutschland  schützt  im  allgemeinen  die  Kinder,  Jugendlichen 
und  Frauen  stärker  als  Österreich,  Österreich  die  Erwachsenen  stärker 
als  Deutschland:  In  Deutschland  erstreckt  sich  wenigstens  der  Kinder- 
schutz auf  die  Heimarbeit,  in  Österreich  nicht.  Deutschland  schließt 
die  Kinder  aus  mehreren  Betriebsgruppen  aus,  in  denen  die  Kinder 
in  Österreich  beschäftigt  werden  dürfen ;  es  beschränkt  die  Arbeitszeit 
der  fremden  Kinder  stärker  als  Österreich  und  begrenzt  auch  die  Ar- 
beitszeit der  eigenen  Kinder.  Die  Höchstarbeitszeit  für  Frauen  und 
Jugendliche  ist  in  Deutschland  kürzer  bemessen  als  in  Österreich  und 
gilt  nicht  bloß  für  Fabriken,  sondern  auch  für  einen  großen  Teil  der 
Werkstätten.  Nachtarbeitverbot  und  Mindestruhe  für  Frauen  haben  in 
Deutschland  einen  weiteren  sachlichen  Geltungsbereich  als  in  Österreich.« 

^)  Bekanntlich  ist  der  Arbeitersehxitz  in  Ungarn  verhältnismäßig  schwach 
entwickelt. 
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»Dagegen  fehlt  in  Deutschland  das  Nachtarbeitverbot  für  Jugend- 
liche in  Betrieben,  welche  nicht  den  Fabriken  und  Werkstätten  mit 
wenigstens  zehn  Arbeitern  gleichgestellt  sind;  es  fehlt  der  Elfstundeu- 
tag  für  alle  Arbeiter  in  Fabriken,  der  Zehnstundentag  für  alle  Berg- 
arbeiter, der  Neunstundentag  für  die  Untertagarbeiter  im  Bergbau;  es 
fehlt  eine  Pausenvorschrift  für  alle  Arbeiter  in  allen  Gewerbebetrieben, 
einschließlich  Gastwirtschaft   und  Verkehr  (aber   ohne   Heimarbeit).« 

»Man  könnte  bei  oberflächlicher  Betrachtung  daraus  leicht  den 
Schluß  ziehen,  als  ob  eine  Vereinheitlichung  der  Sozialgesetzgebung 
großen  Schwierigkeiten  begegnen  müßte.« 

»Allein  die  Schwierigkeiten  sind  viel  kleiner,  als  es  den  An- 
schein hat.« 

»1.  Die  Einführung  eines  Kinderschutzes  etwa  nach 
deutschem  Muster  ist  in  Österreich,  auch  ganz  abgesehen  von  einer 
Gleichstellung  mit  Deutschland,  eine  unbedingte  Notwendigkeit.  Eine 
große  Erhebung  des  Arbeitsstatistischen  Amtes  über  die  Kinderarbeit 
hat  gezeigt,  daß  die  Arbeitskraft  schon  der  Kinder  —  zum  Teil  auch 
der  jüngsten,  auch  der  erst  vierjährigen —  oft,  und  zwar  namentlich 
im  Kleingewerbe  und  in  der  Heimarbeit,  in  einem  Grade  ausgenützt 
wird,  daß  dadurch  die  körperliche,  geistige  und  moralische  Entwick- 
lung der  Kinder  auf  das  schwerste  geschädigt  wird.  Die  Wahrung  der 
Arbeitskraft  der  heranwachsenden  Generation  wird  aber  nach  dem  Kriege 
zu  den  unbedingtesten  Aufgaben  des  Staates  gehören  —  aus  militäri- 
schen, volkswirtschaftlichen,  sozialen  und  vielen  anderen  Gründen.« 

»2.  Ähnlich  steht  es  mit  der  Einführung  der  zehnstün- 
digen Höchstarbeitszeit  für  Jugendliehe  und  für  Frauen 
und  mit  der  elfstündigen  Mindestruhe  für  Jugendliche.« 

»Hier  liegt  übrigens  schon  ein  Präjudiz  vor.  Auf  der  internatio- 
nalen Arbeiterschutzkonferenz,  die  im  Jahre  1913  in  Bern  stattfand, 
hat  die  österreichische  Eegierung  mit  der  Mehrzahl  der  anderen 
europäischen  Staaten  sich  auf  den  Text  von  zwei  internationalen  Ver- 
trägen geeinigt,  durch  welche  die  in  Eede  stehenden  Schutzvor- 
schriften mit  gewissen  Ausnahmen  eingeführt  werden  sollten.  Nur  der 
Ausbruch  des  Krieges  hat  die  Ratifizierung  dieser  Verträge  verhindert.« 

»3.  Ebenso  könnte  eine  Verallgemeinerung  der  neunstün- 
digen Nachtruhe  für  Jugendliche  in  Deutschland  auf  jene 
Betriebsgruppen,  für  welche  sie  noch  nicht  gilt,  leicht  vorgenommen 
werden   und  wäre   vom  Standpunkte   der   gegenwärtig   doppelt  wich- 
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tigen  Ertüchtigung  des  jugendlichen  Nachwuchses  von  nicht  genug 
zu  schätzender  Bedeutung.« 

»4.  Aber  auch  die  Einführung  einer  elfstündigen  Höchst- 
arbeitszeit für  Fabriifen,  einer  zehnstündigen  Höchst- 
arbeitszeit für  den  Bergbau  in  Deutschland  würde  auf  keine 
ernsten  Schwierigkeiten  stoßen.  In  Österreich  bestehen  diese  Arbeits- 
beschränkungen seit  drei  Jahrzehnten,  ohne  daß  die  Industrie  darüber 
klagen  würde,  ohne  daß  die  Eegierung  von  ihrer  Ermächtigung,  ge- 
nerelle Ausnahmen  zu  bewilligen,  Gebrauch  gemacht  hätte;  da  muß 
das  technisch  und  organisatorisch  viel  vorgeschrittenere  Deutschland 
mit  demselben  Zeitausmaße  doch  auch  auskommen  können.  Tatsäch- 
lich ist  aber  die  faktische  Arbeitsdauer  in  den  größeren  Betrieben  in 
Deutschland  wie  in  Österreich  ganz  allgemein  sehr  wesentlich  kürzer 
als  elf  Stunden^),  so  daß  selbst  die  Einführung  des  Zehnstundentages 
in  beiden  Staaten  kaum  mehr  bedeuten  würde  als  die  gesetzliche  Fest- 
legung dessen,  was  ohnehin  besteht,  eventuell  die  Beseitigung  einer 
sozialpolitischen  Schmutzkonkurrenz  einzelner  Unternehmungen.« 

»5.  Fast  das  gleiche  gilt  von  der  Verpflichtung  zur  Gewäh- 
rung von  Arbeitspausen  in  allen  Betrieben  und  für  alle 
Arbeiter  in  Deutschland.  Eine  solche  gesetzliche  Neuerung,  für 
die  wichtige  sanitäre  Gründe  sprechen,  würde  nur  einführen,  was  in 
Österreich  seit  30  Jahren  klaglos  besteht  und  was  übrigens  auch  in 
Deutschland  ganz  überwiegend  ohne  gesetzlichen  Zwang  in  der  Praxis 
Eingang  gefunden  hat.« 

»Wir  gelangen  daher  zu  dem  Schlüsse,  daß  die  Arbeiterschutz- 
gesetzgebungen beider  Staaten  ohne  besondere  Schwierigkeiten  und 
zum  Vorteile  der  Staaten  selbst  dadurch  einander  genähert  werden 
könnten,  indem  jeder  der  beiden  Staaten  die  weitergehenden  Schutz- 
vorschriften des  anderen  Staates  bei  sich  einführt.  Den  großen  Ver- 
schiedenheiten der  Gesetzgebung  entsprechen  eben  nicht  gleich  große 
Unterschiede  in  den  tatsächlichen  Verhältnissen,  die  vielmehr  einan- 
der wesentlich  ähnheher  sind.« 


Die  Kranken-  und  Unfallversicherung  ist  —  soweit  die  Industrie 
in  Betracht  kommt  —  bis  auf  minder  wichtige  Einzelheiten  eine  an- 
nähernd gleiche.  Die  Differenzen  sind  vom  Standpunkte  der  Produktions- 

^)  In  Deutsehland  sogar  etwas  kürzer  als  in  Österreich  (s.  oben  S.  406). 
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kosten  von  keiner  Bedeutung  und  dürften  im  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündnisse mit  Leichtigkeit  ausgeglichen  werden  können. 

Wichtiger  ist  der  Unterschied,  daß  in  Deutschland  die  Unfall- 
versicherung auch  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  und  zum  Teil  auch 
landwirtschaftliche  Kleinunternehmer  umfaßt.  (Im  Jahre  1912  waren 
in  Deutschland  der  Unfallversicherung  762.603  gewerbliche  Betriebe 
mit  10,178.577  Personen  und  5,434.100  landwirtschaftliche  Betriebe  mit 
17,179.000  Personen  unterworfen.)  In  Österreich  waren  nur  3*83  Mil- 
lionen, in  Ungarn  nur  1*99  gegen  Unfall  versichert.  Ferner  besteht  in 
Deutschland  eine  allgemeine  Invaliden-,  Alters-  und  Hinterbliebenen- 
versieherung  für  Unselbständige,  während  Österreich  und  Ungarn  den 
Zwang  bloß  für  Bergleute  kennen  —  Österreich  überdies  flir  Privat- 
beamte. (In  bezug  auf  Privatbeamte  ist  der  Versieherungszwang  in 
Österreich  mehr  ausgebildet  als  in  Deutschland,  wo  5000  M.  Jahres- 
gehalt die  Grenze  bilden  *),  oder  gar  in  Ungarn.)  Wäre  in  Österreich 
die  von  der  Eegierung  eingebrachte  Gesetzesvorlage,  betreffend  die 
Alters-,  Invaliden-  und  Hinterbliebenenversicherung  für  die  Unselb- 
ständigen angenommen  worden,  dann  wäre  auch  die  Inferiorität  der 
sozialpolitischen  Yersicherungslasten  der  Industrie  im  Vergleiche  zu 
Deutschland  im  Wesen  verschwunden.  Nach  dem  Stande  der  Ansichten 
in  parlamentarischen  und  Eegierungskreisen,  nach  der  allgemeinen 
Überzeugung,  nach  dem  immer  stärker  werdenden  Drucke,  unterliegt . 
es  keinem  Zweifel,  daß  es  nach  dem  Kriege  in  Österreich  —  nicht 
nur  im  Hinblicke  auf  die  durch  das  Wirtschaftsbündnis  geforderte  Aus- 
gleichung mit  Deutschland  —  zur  Einführung  der  Invaliditäts-,  Alters- 
und Hinterbliebenenversicherung  für  Unselbständige  zumindest  in  In- 
dustrie und  Kleingewerbe  kommen  wird. 

Wenn  auch  in  der  Landwirfschaft  eine  Ausgleichung  der  sozial- 
politischen Lasten  (aus  sozialen  ßücksichten)  an  und  für  sich  erwünscht 
wäre,  so  würde  die  diesbezügliche  Ungleichheit  dem  Zwecke  des  Zoll- 
und  Wirtschaftsbündnisses  kaum  abträglich  sein,  weil  auf  landwirtschaft- 
lichem Gebiete  eine  Konkurrenz  zwischen  den  beiden  Reichen  im  großen 
und  ganzen  nicht  besteht  und  weil  die  diesbezügliche  Mehrbelastung 
der  deutschen  Landwirtschaft  offensichtlich  durch  die  sonstige  ßück- 
ständigkeit  und  durch  die  unvergleichlich  geringere  Ertragsfähigkeit  der 
österreichisch-ungarischen  Landwirtschaft  reichlich  ausgeglichen  wird. 

1)  Dagegen  umfaßt  die  deutsehe  Unfallversicherung  alle  Betriebsbeamte  bis 
5000  M.  Gehalt,  die  österreichische  und  ungarische  bloß  bis  2000  M. 
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Hinsichtlich  der  Besserung  des  Arbeiterschutzes  wie  der  Ein- 
führung der  Sozialversicherung  in  allen  ihren  Formen  dürfte  auch  Un- 
garn im  Interesse  seiner  Arbeiterschaft  und  unter  ihrem  Drucke  nicht 
zurückbleiben  wollen  und  können.  Es  gilt  ja  auch  für  Ungarn,  was 
Szterenyi^)  mit  Eecht  hervorhebt:  »Es  wird  keinen  vernünftigen 
Menschen  geben,  der  die  Konkurrenzfähigkeit  der  deutschen  Industrie 
der  österreichischen  und  ungarischen  Industrie  gegenüber  bezweifeln 
würde  deshalb,  weil  die  deutsche  Industrie  an  Sozialversicherung  viel 
größere  Belastung  zu  ertragen  hat  als  Österreich  und  Ungarn.  Welch 
andere  Arbeitsleistung  weist  aber  der  gut  versorgte  deutsche  Arbeiter 
unseren  Arbeitsleistungen  gegenüber  auf!  Außerdem  ist  dies  ein  be- 
sonderes Gebiet  internationaler  Eegelung,  das  künftighin  in  noch 
größerem  Maße  gepflegt  werden  wird  als  bisher.« 

Die  Konsequenzen  eines  verstärkten  Arbeiterschutzes  sind  so 
segensreich,  daß  auch  Ungarn  denselben  (insbesondere  im  Hinblicke 
auf  die  Bevölkerungspolitik  nach  dem  Kriege)  unmöglich  länger  wird 
entbehren  können. 

Nach  der  deutschen  Statistik  war  das  Ergebnis  der  Unfallfolgen 
<auf  100  Verletzte): 


Jahr 

Tod 

Erwerb  s  un  fähigkeit 

völlige 

teilweise           Xnl" 
gehende 

1886 
1911 

1888 

1911 

1 

Gewerbliche  Betriebsgenossenschaften 

25-89 
8-39 

3-50 

0-48 

39-65 
27-80 

30-96 
63-33 

Landwirtschaftliche  Berufsgenossenschaften 

44-73 
5-44 

3-32 

0-80 

28-01 
32-13 

24-04 
61-63 

^)   >Wirtsehaftliehe  Verbindung  mit  Deutsehland<,    Warnsdorf  1915,  S.  33. 
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So  auffallend  günstige  Eesultate  sind  in  erster  Linie  dem  ver- 
stärkten Arbeiterschutze  und  seinen  verschiedenen  Folgewirkungen  zu 
verdanken.  Nach  dem  am  14.  März  1916  in  der  Gesellschaft  öster- 
reichischer Volkswirte  gehaltenen  Vortrage  des  Präsidenten  des  Reichs- 
versicherungsamtes in  ßerhn,  Dr.  Kaufmann,  war  die  soziale  Für- 
sorge und  die  dadurch  gesteigerte  Leistungsfähigkeit  der 
deutschen  Arbeiter  eine  mitbestimmende  Ursache  für  die 
beispiellose  wirtschaftliche  Aufwärtsbewegung  Deutsch- 
lands in  den  letzten  Jahrzehnten.  (Von  den  von  Kaufmann 
zur  Illustrierung  der  wohltätigen  Folgen  der  sozialen  Fürsorge  in 
Deutschland  angeführten  Ziffern  verdient  in  Österreich-Ungarn  die  von 
530  Millionen  Mark  besondere  Beachtung,  welche  von  den  deutsehen 
Sozialversicherungsanstalten  bis  Ende  1914  für  den  Arbeiterwohnungs- 
bau verwendet  wurde.) 

Sollte  die  Ausgleichung  sämtlicher  sozialpolitischer  Lasten  (so- 
wohl der  durch  den  verstärkten  Arbeiterschutz  als  auch  der  durch  die 
Versicherung  bewirkten)  zwischen  Deutschland,  Österreich  und  Ungarn 
per  inconcessum  als  unmöglich  betrachtet  werden,  so  könnten  auch 
dann  die  von  Diehl  (a.  a.  0.  S.  43)  geäußerten  Befürchtungen,  die 
österreichische  und  die  ungarische  Industrie  werde  (wenigstens  in 
einigen  Branchen)  im  Hinblicke  auf  die  geringeren  sozialpolitischen 
Lasten  im  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisse  der  deutschen  tiberlegen 
sein,  ernstlich  nicht  geteilt  werden.^)  Es  bedarf  keiner  detaillierten 
Studien,  um  zur  Erkenntnis  zu  gelangen  (und  es  geht  auch  aus  allen 
Detailabschnitten  dieser  Arbeit  klar  hervor),  daß  die  etwa  auf  diesem 
Gebiete  zugunsten  Österreichs  und  in  noch  höherem  Grade  zugunsten 
Ungarns  bestehende  Ungleichheit  durch  sonstige  Ungleichheitsmomente 
zugunsten  Deutschlands  in  der  Summe  ganz  gewaltig  überholt  wird. 

Die  ungarische  Industrie  ist  trotz  geringerer  sozialpolitischer 
Lasten  der  österreichischen   doch   nicht  über  den  Kopf  gewachsen. 2) 

^)  Eine  diesbezügliche  allgemeine  Behauptung  einiger  nicht  näher  benannter 
»österreichischer  Industrieller«,  auf  die  sich  Diehl  beruft,  kann  doch  nicht  maß- 
gebend sein! 

")  Vgl.  Szterenyi,  a.  a.  0.  S.  32:  »Ebenso  verhält  es  sieh  mit  der  sozial- 
politischen Gesetzgebung  und  den  daraus  sieh  ergebenden  sozialen  Lasten.  Eine 
Einheitlichkeit  muß  zweifellos  angestrebt  werden,  aber  doch  nicht  in  solch  abso- 
luter Form,    wie  dies  mehrererseits    behauptet   wird,    und   am  allerwenigsten  darf 

28* 
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Sowohl  in  der  zwischenzeitlichen  künstlichen  Ausgleichung  mit 
Zwischenzöllen  u.  dgl.  als  auch  in  der  allgemeinen  natürlichen  Aus- 
gleichung (in  der  Summe)  würden  die  etwa  diesfalls  noch  be- 
stehenden Unterschiede,  als  ein  Faktor  der  Produktionskosten,  ver- 
schwinden. 

Es  läßt  sich  jedoch  nicht  leugnen,  daß  die  tunlichst  weitgehende 
Ausgleichung  der  sozialen  Fürsorge  im  Schöße  des  Zoll-  und  Wirt- 
schaftsbündnisses vom  Gesichtspunkte  der  faktischen  Freizügigkeit  der 
Arbeiterschaft  und  der  so  notwendigen  Arbeitsdurchdringung  äußerst 
erwünscht  ist.  Jede  individuelle  Versicherung  nebst  den  durch  dieselbe 
erworbenen  Rechten  soll  von  einem  Btindnisreiche  an  das  andere  leicht 
überwiesen  werden  können.  Durch  die  Ähnlichkeit  der  Einrichtungen, 
der  Leistungen  und  Gegenleistungen  sollen  Übereinkommen  betreflfend 
die  »Freizügigkeit  der  Sozialversicherung*  ermöglicht  werden. 

Die  Frage  der  sozialen  Gesetzgebung  und  ihrer  Lasten  erledigt 
sich  übrigens  allmählich  auch  ohne  eine  wirtschaftliche  Annäherung 
an  einen  anderen  Staat.  Kein  moderner  Staat  kann  sich  für  längere 
Zeit  den  sozialpolitischen  Anfordenmgen  verschließen.  Folgt  er  dem 
Gebote  der  Gerechtigkeit  nicht  von  selbst,  werden  ihn  die  Verhältnisse 
schon  dazu  zwingen.  Die  Ausgleichung  der  sozialpolitischen  Lasten  ist 
nicht  so  sehr  ein  Erfordernis  der  Konkurrenzrücksichten  wie  ein  Gebot 
der  quantitativen  und  qualitativen  Sicherstellung  der  Arbeiterschaft, 
der  Hebung  ihrer  psychischen  Zuversicht,  ihrer  Schaffensfreude,  was 
mit  ein  Moment  ist  zur  Erhöhung  ihrer  Leistungsfähigkeit  und  der 
Einschränkung  ihrer  etwaigen  Tendenz  zur  Abwanderung. 

Wenn  Diehl  an  der  Richtigkeit  der  Anschauung  Sartorius 
V.  Waltershausens  zweifelt,  daß  das  Zoll-  und  Wirtschaflsbündnis  eine 
allgemeine  Annäherung  in  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  und  eine  Er- 
leichterung der  internationalen  Regelung  auf  diesem  Gebiete  mit  sich 
bringen  werde  —  indem  er  die  Notwendigkeit  der  Anpassung  der 
Soziallasten  an  die  Produktionsbedingungen  in  den  Vordergrund  schiebt, 

hieraus  ein  prinzipielles  Hindernis  für  eine  Zollunion  konstruiert  werden.  Solche 
Differenzen  werden  eben  durch  die  Verschiedenheit  der  Produlitionsbedingungen 
ausgeglichen,  wie  wir  dies  aus  eigener  Erfahrung  feststellen  können.  Österreich 
hatte  z.  B.  schon  längst  eine  obligatorische  Unfallversicherung,  ehe  noch  in  Ungarn 
daran  gedacht  worden  ist,  und  doch  fand  keine  Benachteiligung  der  österreichischen 
Industrie  innerhalb  unserer  Zollunion  statt,  es  standen  ihr  andere  Vorteile  der  un- 
garischen Konkurrenz  gegenüber  zur  Verfügung,  welche  diese  Benachteiligung  aus- 
gleichen konnten.* 
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die  verschieden  sind  — ,  so  muß  demgegenüber  folgende  These  auf- 
gestellt werden:  Solange  die  Produktion  nicht  imstande  ist,  die 
höheren  Soziallasten  auf  sich  zu  nehmen,  ohne  dadurch  in  ihrer  Kon- 
kurrenzfähigkeit wesentlich  beeinträchtigt  zu  werden,  muß  der  Staat 
bis  zur  Änderung  dieser  Verhältnisse  mit  finanzieller  Aushilfe  bei- 
springen. Für  die  Industrie  müssen  dann  die  in  fiskalischer  Beziehung 
minder  belasteten  Zweige,  das  bewegliche  Kapital  und  die  Landwirtschaft, 
aufkommen.  Es  geht  doch  darum,  nicht  nur  Arbeitskräfte,  sondern 
auch  Konsumenten  im  Lande  zu  behalten  und  ihre  Anzahl  zu  ver- 
mehren. Es  geht  um  die  Hebung  des  allgemeinen  Wirtschaftsniveaus. 

l)  Arbeitsorganisation  und  Arbeitsgeist. 

Unter  Arbeitsorganisation  wird  hier  die  Summe  aller  jener  psy- 
chischen und  materiellen  Momente  verstanden,  welche  die  erwerbs- 
wirtschaftliche Tätigkeit  und  ihren  Erfolg  beeinflussen  und  vom  Ein- 
greifen der  öflfentlichen  Gewalt  nicht  abhängen. 

Die  diesfalls  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  be- 
stehende Ungleichheit  ist  in  der  mehrzitierten  Abhandlung  von  Hertz 
eingehend  behandelt  worden;  Pistors  neueste  Arbeit  (»Die  Volks- 
wirtschaft Österreich-Ungarns  usw.«,  BerUn  1915)  bringt  so  manche 
interessante  Ergänzung  hiezu.  Ich  habe  mich  gleichfalls  bemüht, 
durch  eigene  Erhebungen  neue  Illustrationstatsachen  aufzubringen. 

Es  wurde  bereits  an  einer  anderen  Stelle  darauf  hingewiesen, 
daß  die  österreichisch-ungarische  Industrie  im  Gegensatze  zur  deutschen 
ihren  Standort  viel  häufiger  auf  dem  flachen  Lande  hat,  wobei  das  Saldo 
der  Vor-  und  Nachteile  zuungunsten  des  flachen  Landes  ausfällt.^) 

Der  Prozentsatz  unökonomisch  angelegter,  veralteter  Betriebe  ist 
in  Österreich-Ungarn  viel  größer  als  in  Deutschland. 

Die  Automatisierung  der  Betriebe  ist  in  Deutschland  in  viel 
höherem  Maße  durchgeführt,  woraus  sich  wesentliche  Ersparnisse  er- 
geben.    In  der  Zementindustrie  werden  z.  B.  die  durch  die  Automati- 


1)  Vgl.  Hertz,  a.a.O.  S.  764.  Das  starke  Abströmen  der  österreichischen 
Industrie  von  den  Städten  auf  das  flache  Land  ist  auch  auf  folgenden  Umstand 
zurückzuführen:  In  Österreich  sind,  ganz  unabhängig  von  den  Gebäudesteuern,  nur 
infolge  des  Fehlens  oder  der  Verspätung  bodenreformeriseher  Bemühungen  die 
städtischen  Grundstückspreise  ganz  unverhältnismäßig  hoch.  Dies  gibt  einen  starken 
Anreiz  zur  Neuansiedlung  auf  dem  Land  oder  zur  Übersiedlung  dorthin  bei  ur- 
sprünglich städtischem  Standort. 
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sierung  der  meisten  deutschen  Betriebe  bei  der  Gewinnung  von  Roh- 
materialien, bei  der  Beförderung  derselben  und  bei  der  Vereinfachung 
des  Produktionsprozesses  gegenüber  den  österreichischen  Fabriken  er- 
zielten Ersparnisse  auf  zirka  10  bis  12  Pf.  pro  100  kg  geschätzt. 

Eine  weitere  Ungleichheit  ergibt  sich  aus  der  durchschnittlich 
viel  umfangreicheren  Größe  der  Betriebe  Deutschlands  im  Vergleiche 
zu  jenen  Österreich-Ungarns.  So  betrug  im  Jahre  1913  die  durch- 
schnittliche Jahresproduktion  einer  österreichischen  Zementfabrik  rund 
4200,  die  einer  deutschen  rund  7200  Waggons.^)  Die  größte  öster- 
reichisch ungarische  Gummiwarenfabrik  verarbeitet  40.000  kg  Kaut- 
schuk pro  Monat,  die  Kontinentalfabrik  in  Hannover  20.000%  pro 
Tag.  Es  braucht  nicht  des  näheren  begründet  zu  werden»  daß  an- 
gesichts solcher  Verhältnisse  die  Möglichkeit  einer  rationelleren  Ar- 
beitsteilung, einer  besseren  Ausnützung  der  Maschinen,  der  Einrichtung 
von  eigenen  Hilfsbetrieben  für  Erzeugung  von  Halbfabrikaten,  Em- 
ballage, Appretur,  der  Verwertung  von  Abfällen  u.  dgl.  in  den  öster- 
reichisch-ungarischen Fabriken  durchschnittlich  eben  viel  geringer  ist 
als  in  Deutschland,  dagegen  der  auf  die  Einheit  der  produzierten  Ware 
entfallende  Prozentsatz  der  Regiekosten  entsprechend  größer.  An  einer 
anderen  Stelle  wurde  bereits  darauf  hingewiesen,  daß  die  hohen,  auf  die 
Einheit  der  produzierten  Ware  entfallenden  Lohnquoten  bei  geringerei^ 

')  Wie  rasch  die  Entwicklung  der  Industrie  zur  Großindustrie  in  Deutseh- 
land erfolgt,  ist  an  folgendem  Beispiele  der  Teerfarbenindustrie  zu  ersehen.  Die 
Zahl  der  bei  der  ßerufsgenossenschaft  versicherten  Arbeiter  wuchs  von  7441  im 
Jahre  1886  auf  12.583  im  Jahre  1894,  19.830  im  Jahre  1900  und  23.482  im 
Jahre  1908.  Dagegen  ging  die  Zahl  der  Betriebe  von  32  im  Jahre  1901  auf  27 
im  Jahre  1907  zurück. 

Im  Jahre  1882  wurden  23  Fabriken  mit  107G  Arbeitern  gezählt,  die  we- 
niger als  200  Arbeiter  beschäftigten.  Ihre  Zahl  ging  1895  auf  20  mit  913  Ar- 
beitern zurück  und  betrug  1907  nur  17  mit  950  Arbeitern.  Die  Zahl  der  Fabriken 
mit  200  und  mehr  Arbeitern  stieg  dagegen  von  4  im  Jahre  1882  mit  3015  Ar- 
beitern auf  5  mit  6503  Arbeitern  im  Jahre  1895  und  auf  6  mit  8121  Arbeitern 
im  Jahre  1907. 

Die  Summe  der  Stammeinlagen  und  des  Hypothekenkapitals  der  großen  Gre- 
sellsehaften  in  dieser  Branche  stieg  von  34*77  Millionen  Mark  im  Jahre  1891  auf 
114*81  Millionen  Mark  im  Jahre  1906,  die  Summe  des  bilanzmäßigen  Reservekapitals 
von  10-79  Millionen  Mark  auf  52-29  Millionen  Mark. 

Diese  Angaben  sind  der  Arbeit  Redliehs,  »Die  volkswirtschaftliche  Be- 
deutung der  deutsehen  Teerfarbenindustrie«  (»Staats-  und  sozialwissenschaftliche 
Forschungen«,  herausgegeben  von  Gustav  Schmoller  und  Max  Sering,  180.  Heft, 
München  1914),  entnommen  worden. 
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Leistungsfähigkeit  und  bei  geringeren  Jaiiresverdiensten  der  Arbeiter 
mit  den  Mängeln  der  Arbeitsorganisation,  insbesondere  mit  dem  nicht 
genügenden  großen  Betriebsurafange  im  Zusammenhange  stehen. 

Ferner  besteht  in  Österreich -Ungarn  kein  so  inniger  Zusammen- 
hang zwischen  der  Industrie  und  der  Wissenschaft  wie  in  Deutsch- 
land, wo  z.  B.  die  Fabrikation  wissenschaftlicher  Instrumente  durch 
die  physiko-technische  ßeichsanstalt  und  die  Entwicklung  der  chemi- 
schen Industrie  durch  die  zahlreichen  wissenschaftlichen  Laboratorien 
wesentlich  gefördert  werden.^) 

Die  Sorge  für  die  Ausbildung  von  Facharbeitern  in  verschie- 
denen Zweigen  ist  in  Österreich-Ungarn  eine  viel  geringere  als  in 
Deutschland.  So  klagen  z.  B.  die  österreichischen  Gummiwebwaren- 
fabrikanten über  den  Mangel  an  tüchtigen  Gumraiwebern,  indem  sie 
darauf  hinweisen,  daß  in  den  deutschen  Bandwebschulen  besondere 
Abteilungen  für  Gummiweberei  bestehen.  Die  Entwicklung  der  Er- 
zeugung von  Präzisionsinstrumenten  in  Deutschland  ist  Fachschulen 
sowie  Fachkursen  in  hohem  Maße  zuzuschreiben.  Über  den  Mangel 
solcher  Schulen  und  Kurse  klagen  auch  Färbereien  von  Handschuhleder; 
infolgedessen  muß  ein  beträchtlicher  Teil  der  österreichischen  Hand- 
schuhlederproduktion im  Veredelungsverkehre  nach  Deutschland  zur 
Färbung  geschickt  werden.  Nach  Ansicht  von  Fachmännern  sind  die 
hohen  Ziegelpreise  in  Österreich  zum  Teil  auch  dem  Mangel  an  vor- 
gebildeten Arbeitern  zuzuschreiben.  Vom  österreichischen  Fachschul- 
wesen, ferner  vom  Gewerbeforderungsdienste,  sowohl  vom  staatlichen, 
^Is  auch  vom  autonomen,  ist  auf  dem  Gebiete  der  Fachausbildung 
(jedoch  mehr  von  Kleingewerbetreibenden  und  Hausindustriellen  als 
von  Industriearbeitern)  in  den  letzten  Jahren  vieles  geleistet  worden ; 
es  bleibt  aber  noch  immer  weit  mehr  nachzuholen. 

Infolge  mangelnden  Massenabsatzes  wird  hie  und  da  in  Öster- 
reich anstatt  der  in  den  betreffenden  Branchen  in  Deutschland  aus- 
schließlich angewendeten  maschinellen  Arbeit  die  viel  teurere  Hand- 
arbeit angewendet.     Dies  gilt  z.  B.  für  Zinkbauornaraente,    ferner   für 


1)  Nach  Red  lieh  (a.  a.  0.)  hat  die  innige  Verbindung  zwischen  wissen- 
schaftlicher Forschung  und  industrieller  Praxis  nebst  dem  Massenabsatz  in  der  Teer- 
farbenindustrie dazu  geführt,  daß  die  Anzahl  der  Arbeiter  im  Verhältnis  zur  An- 
zahl der  Angestellten  eine  recht  geringe  wurde;  in  dieser  Industrie  besteht  die 
Mehrzahl  der  sogenannten  produktiven  Arbeiter  aus  ungelernten  >Raumarb8itern«, 
deren  durchschnittlicher  Jahresverdienst  auf  1550  M.  zu  stehen  kommt. 
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gewickelte  Schläuche  und  Pneumatiks,  wobei  mit  einer  von  einem 
Arbeiter  bedienten  Maschine  20  Pneus  im  Tage,  von  einem  Arbeiter 
mit  Handarbeit  bloß  2  erzeugt  werden  können.  Dagegen  wird  in 
Österreich  die  Hand-  und  Heimarbeit  vielfach  dort  in  größerem  Um- 
fange nicht  ausgenützt,  wo  sie  sich  privatwirtschaftlich  als  vorteilhafter 
darstellt  und  wo  sie  in  Deutsehland  stark  entwickelt  ist  (Gummiweb- 
waren, Strohhüte,  Wirk-  und  Strickwaren  usw.)- ')  Überhaupt  läßt  auf 
sehr  vielen  Gebieten  die  ökonomische  Ausnützung  der  Menschen  kraft  in 
der  Monarchie  im  Vergleiche  zu  Deutschland  sehr  viel  zu  wünschen  übrig. 
Ebenso  wie  im  Schöße  einzelner  Betriebe,  im  Hinblicke  auf  deren 
ungenügende  Größe,  die  mit  der  Beengtheit  des  Marktes  zusammen- 
hängt, einerseits  eine  weitgehende  Spezialisierung,  anderseits  die  nur 
in  sehr  großen  Betrieben  angängige  Komplettierung  von  Sortimenten 
nicht  möglich  ist  —  so  ist  auch  im  Schöße  ganzer  Branchen  (und 
zwar  aus  denselben  Gründen)  weder  die  Spezialisierung  entwickelt, 
noch  die  Vollständigkeit  der  Sortimente  gesichert.  Die  deutsche 
Maschinen-  und  Papierindustrie  verdankt  ihre  Überlegenheit  der  öster- 
reichischen gegenüber  nicht  etwa  der  größeren  technischen  Tüchtig- 
keit an  und  für  sich,  sondern  vor  allem  (von  der  auch  sonst  billigeren 
Erzeugung  abgesehen)  der  Spezialisierung,  die  mit  dem  durchschnitt- 
lich größeren  Umfang  der  Betriebe  zusammenhängt.  Wie  anerkannt 
tüchtig  die  österreichische  Kautschukwarenerzeugung  auch  ist,  hat  sie 
doch  mit  der  deutschen  Konkurrenz  hauptsächlich  infolge  der  vor- 
geschrittenen Spezialisierung  der  letzteren  einen  harten  Kampf  zu  be- 
stehen. Ungenügende  Spezialisierung  und  die  Unmöglichkeit,  bei  wenig 
umfangreichen  Betrieben  reichhaltige  und  doch  spezialisierte  Sortimente 
aus  den  Eohstoffen  zu  gewinnen,  ist  auch  eine  der  Ursachen  der  par- 
tiellen Konkurrenzunfähigkeit  der  österreichischen  Ledererzeugung,  ins- 
besondere der  Oberleder-  und  Galanterielederfabrikation,  auf  welchem 
Gebiete  Deutschlands  Großbetriebe  das  faktische  Monopol  (großenteils, 
unter  Verarbeitung  österreichisch-ungarischer  Kalbfelle)  an  sich  gerissen 
haben.  In  der  österreichischen  Schuhwarenfabrikation  geht  es  einer  auf 
Kinderschuhe  spezialisierten  Unternehmung  am  besten.  Die  österreichi- 
schen und  ungarischen  Baumwollspinnereien  erzeugen  im  Gegensatze  zu 
den  englischen  eine  viel  zu  große  Anzahl  von  Garnnummern  verschie- 
dener Qualität,   was  naturgemäß  der  Ausnützung  von  Maschinen  und 

^)  Dies  ist  bloß   als   eine  Konstatierung   der  Tatsachen  und  keineswegs  ala> 
eine  Empfehlung  der  volkswirtschaftlich  schädlichen  Heimarbeit  aufzufassen. 
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Arbeitskraft  abträglich  ist.  Erst  in  der  letzten  Zeit  ist  durch  Zusammen- 
fassung von  großen  Betrieben  eine  Besserung  dieser  Verhältnisse  in 
die  Wege  geleitet  worden.  Ebenso  stehen  die  Wollspinnerei  und  Woll- 
weberei infolge  zersplitterten  Bedarfes  unter  dem  Zeichen  außerordent- 
licher Mannigfaltigkeit,  wodurch  die  Produktion  und  der  Export  von 
Stapelartikeln  verteuert  und  erschwert  werden.  Die  Überlegenheit  der 
deutschen  Seidenindustrie  im  Vergleiche  zur  älteren  österreichischen 
beruht  auf  einer  weitgehenden  Spezialisierung  im  Zusammenhange  mit 
örtlicher  Zentralisation  (z.  B.  in  Krefeld);  dagegen  herrscht  in  Öster- 
reich eine  territoriale  Zersplitterung,  wodurch  die  Arbeiterverhältnisse 
ungünstig  beeinflußt  werden  und  auch  die  Spezialisierung  behindert 
wird.  Auch  in  der  im  Eückgange  befindlichen  Leinenindustrie  wird 
das  Geschäft  durch  den  Mangel  an  Spezialisierung  erschwert.  Durch 
die  obigen  Beispiele  wird  das  Thema  bei  weitem  nicht  erschöpft,  und 
es  wäre  nur  noch  im  allgemeinen  zu  konstatieren,  daß  durch  diesen 
Mangel  an  Spezialisierung  bei  einem  beengten  Markte  und  durch 
die  damit  im  Zusammenhange  stehende  Verteuerung  der  Produktion 
die  Einfuhr  von  Pertigfabrikaten  aus  dem  Auslande  geradezu  gefördert, 
der  Export  erschwert  und  dadurch  in  letzter  Konsequenz  der  innere 
Markt  wieder  eingeengt  wird.  *) 

Weitere  Ungleichheitsmomente,  die  sich  aus  den  Mängeln  der 
Arbeitsorganisation  in  Österreich-Ungarn  im  Vergleiche  zu  Deutsch- 
land ergeben,  bestehen  einerseits  in  der  nicht  genügenden  Entwick- 
lung des  Großhandels  2),  welcher  der  deutschen  Großindustrie  ausge- 
zeichnete Hilfsdienste  leistet  und  manche  Kosten  erspart,  übrigens 
auch  die  Spezialisierung  der  Industrie  fördert,  anderseits  in  der  nicht 
immer  genügenden  Spezialisierung  und  Geschäftstüchtigkeit  des  Klein- 
handels sowie  auch  in  der  zu  geringen  Abhängigkeit  desselben  von 
der  Organisation  einzelner  Industriebranchen.  Im  Hinblicke  auf  den 
letzten  Umstand  sowie  auf  die  nationalen  und  sprachlichen  Unter- 
schiede sind  die  Reklamekosten  in  Österreich-Ungarn  durchwegs  größer 
als  in  Deutschland,   indem   sie   den  Warenpreis   in  um  so  höherem 


^)  Über  die  günstige  Beeinflussung  der  Produktionskosten  und  der  Rentabilität 
durch  die  Spezialisierung  vgl.  Hertz,  a.  a.  0.  S.  733  bis  736. 

2)  Vgl.  Hertz,  a.  a.  0.  S.  746;  Pi stör,  a.  a.  0.  S.  110.  Unter  anderem  ist  dieser 
Mangel  in  der  ßaumwoUbranche,  in  unedlen  Metallen,  in  Drogen  sehr  empfindlieh. 
Die  Spezialisierung  der  amerikanischen  Schuhfabrikation  wurde  durch  die  Organi- 
sation des  in  Österreich-Ungarn  unbekannten  Sehuhgroßhandels  ermöglicht. 
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Grade  belasten,  als  der  Markt  ein  beengter  ist.  Während  in  Deutsch- 
land der  kaufmännische  Kredit  durchschnittlich  3  bis  4  Monate  beträgt, 
erstreckt  er  sich  in  Österreich-Ungarn  großenteils  auf  6  Monate,  häufig 
aber  auch  auf  längere  Fristen,  was  eine  weitere  Verteuerung  des  Kon- 
sums und  eine  weitere  Minderung  des  Industrieertrages  mit  sich  bringt. 

Die  deutsche  Industrie  legt  eine  viel  größere  Fähigkeit  des  Zu- 
sammenschlusses zu  Zwecken  des  gemeinsamen  Einkaufes  von  Eohstoften, 
der  Organisation  des  Absatzes  und  der  Ökonomisierung  der  Erzeugung 
an  den  Tag  als  die  österreichisch-ungarische,  welches  Moment  schon 
an  einer  anderen  Stelle  hervorgehoben  wurde.  Es  braucht  hier  nur 
auf  den  unter  den  16  österreichischen  Baumwolldruckereien  seit  jeher 
herrschenden  mörderischen  Konkurrenzkampf,  auf  die  erfolglosen  Be- 
mühungen der  Baum  Wollspinner  aus  den  letzten  Jahren,  eine  Organi- 
sation der  Baumwollweber  zustande  zu  bringen,  auf  die  nach  jeweils 
kurzer  Kartelldauer  in  der  Petroleumraftinierindustrie  immer  wieder- 
kehrenden anarchischen  Zustände  hingewiesen  zu  werden,  i) 

Von  den  obigen  Übelständen  sind  sehr  viele  auf  die  Beengtheit 
des  Marktes  zurückzuführen  und  durch  die  Erweiterung  desselben  (im 
Wege  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  mit  Deutschland)  zu  be- 
heben 2);  andere  wieder  fußen  in  gewissen  speziellen,  dem  österreichisch- 
ungarischen Wesen  eigenen  psychischen  Hemmungen.  Solche  psy- 
chische Hemmungen  lassen  sich  nicht  nur  in  der  Produktion,  sondern 
auch  im  Konsum  beobachten.  Der  österreichisch-ungarische  Konsum, 
von  welchem  die  österreichisch-ungarische  Produktion,  wie  bereits  er- 
wähnt, in  viel  höherem  Grade  abhängig  ist,  als  dies  in  Deutschland 
der  Fall  ist,    ist  nicht  nur  qualitativ  viel  mehr  zersplittert    als  jener 

^)  Allerdings  gibt  es  auch  in  Österreich-Ungarn  Branchen,  deren  Organi- 
sation an  Festigkeit  und  Macht  nichts  zu  wünschen  übrig  läßt,  wie  die  des  Eisen- 
kartells. Übrigens  befindet  sieh  die  österreichisch-ungarische  Eisenindustrie  hin- 
sichtlich des  technischen  Niveaus,  der  Arbeitsorganisation,  der  Qualität  der  Er- 
zeugnisse vollkommen  auf  der  Höhe,  was  zollpolitisch  sicherlich  von  Belang  ist. 

2)  Insbesondere  der  Mangel  an  Spezialisierung!  Vgl.  Spiet  hoff,  a.  a.  0. 
S.  14.  Eulenburg  (a.  a.  0.  S. 95)  nimmt  unrichtig  an,  die  Spezialisierung  und 
geographische  Arbeitsteilung  würde  sich,  soweit  Österreich-Ungarn  in  Betracht 
kommt,  in  der  Hauptsache  auf  Luxusgewerbe  und  auf  gewisse  landwirtschaftliche 
Industriezweige  erstrecken.  Gerade  in  den  obenerwähnten  Grundindustrien,  z.  B.  in 
der  Textilindustrie,  läßt  sich,  entgegen  der  Annahme  Eulenburgs,  bei  Speziali- 
sierung der  Einzelbetriebe  (im  Falle  der  Vergrößerung  des  Absatzmarktes)  eine 
geographische  Arbeitsteilung  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  namentlich 
im  Schöße  gemeinsamer  Syndikate  durchführen. 
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Deutschlands  oder  Nordamerikas,  sondern  auch  in  verschiedenen  Be- 
ziehungen unvergleichlich  launenhafter.  Gewisse  ästhetische  und  indi- 
vidualistische Neigungen  im  Konsum  industrieller  Erzeugnisse  sind  an 
und  für  sich  nicht  zu  verdammen,  um  so  weniger,  als  durch  solche 
Neigungen  die  Qualitätsproduktion  gefördert  wird.  Es  unterliegt  aber 
keinem  Zweifel,  daß  der  Umfang  solcher  Neigungen  in  Österreich- 
Ungarn  mit  dem  verhältnismäßig  geringen  Nationaleinkommen  nicht 
im  Einklänge  steht.  (Dabei  ist  der  Gesamtabsatz  für  Geschmacks- 
und Qualitätsartikel  in  der  Monarchie  sehr  beschränkt,  weil  die  wohl- 
habende Schichte  dünn  ist.  In  Deutschland  leben  drei-  bis  viermal  so 
viel  reiche  Leute  als  in  der  Monarchie.)  In  Österreich  werden  Bauorna- 
mente aus  Zink  zumeist  nur  nach  Zeichnungen  von  Architekten  ver- 
langt und  bilden  infolgedessen  den  Gegenstand  der  viel  teuereren  hand- 
werksmäßigen Erzeugung,  wogegen  in  Deutschland  dieses  Gebiet  aus- 
schließlich von  der  fabriksmäßigen  Produktion  beherrscht  wird.  Das- 
selbe gilt  für  ornamentierte  Baubeschläge  aus  Kupfer.  In  Lustern  und 
Eahmen  herrscht  in  Deutschland  die  Schablone,  in  Österreich  der 
individualistische  Kunstsinn;  das  Schöne  ist  in  diesem  Falle  ein  Feind 
des  Billigen.  Auf  die  Weise  werden  die  Bau-  und  Einrichtungskosten 
verteuert,  und  es  wird  die  Kaufkraft  für  anderweitige  industrielle  Er- 
zeugnisse gemindert.  In  Klavieren  wird  in  Österreich  auf  die  schöne 
Ausführung,  durch  welche  sich  der  Preis  wesentlich  verteuern  muß, 
viel  mehr  geschaut  als  in  Deutschland  und  gar  in  Nordamerika.  Das- 
selbe gilt  für  Automobile.  All  dies  ist  ein  Hindernis  der  Entwicklung 
der  Massenproduktion.  1)  Vorurteile  spielen  im  Konsum  der  Monarchie 
eine  große  Rolle.  Ein  solches  nur  langsam  schwindendes  Vorurteil  gegen 
Obst-  und  Gemüsekonserven  ist  ein  Hindernis  der  Entwicklung  dieses 
Industriezweiges,  wobei  noch  der  verteuernde  Umstand  in  Betracht 
kommt,  daß  (im  Gegensatze  zu  Deutschland)  die  Blechemballage  nicht 

1)  Hertz  (a.  a.  0.  S.  742)  führt  folgendes  charakteristisches  Beispiel  an: 
»Ein  österreichischer  Holzindustrielier  wollte  nach  dem  Vorbild  des  Auslandes  eine 
Pensterfabrik  errichten,  die,  mit  den  modernsten  Spezialmaschinen  ausgestattet, 
Fensterrahmen  fabriksmäßig  erzeugen  sollte.  Er  machte  jedoch  sehr  schlechte  Er- 
fahrungen, da  sieh  die  Nachfrage  nicht  auf  bestimmte  Typen  konzentrieren  ließ. 
Während  es  in  Großstädten  des  Auslandes  ganze  Straßenzüge  gibt,  in  denen  ein 
Haus  dem  anderen  vollständig  gleich  ist,  findet  man  in  einer  Wiener  Straße  selten 
zwei  Häuser,  die  dieselben  Fenster  haben,  vielmehr  zeigt  sich  dem  Beobachter  eine 
Musterkarte  der  allerverschiedensten  Formen  und  Dimensionen.  Infolgedessen  er- 
zeugen selbst  die  größeren  Bautisehlereien  die  Fenster  handwerksmäßig. c 


444 

gerne  gesehen  und  Glasverpackimg  verlangt  wird.  Der  Rückgang  der 
österreichischen  Viehzucht  ist  zweifellos  unter  anderem  auch  der  außer- 
ordentlich lebhaften  Vorliebe  für  Kalbfleisch  (dem  Material  des  Wiener 
Schnitzels)  zuzuschreiben.  ^) 

Durch  die  meisten  der  erwähnten  Ungleichheitsmomente  auf 
dem  Gebiete  der  Arbeitsorganisation  und  des  Arbeitsgeistes  wird  die 
Notwendigkeit  der  Zwischenzölle  (oder  auch  ihrer  Surrogate),  als 
eines  künstlichen  Ausgleichungsmittels,  begründet.  Bis  zum  Abbaue  der 
Zwischenzölle  soll  und  kann  die  tatsächliche  natürliche  Ausgleichung 
nach  und   nach   durch  folgende  Änderungen   und  Einflüsse  erfolgen: 

1.  Markterweiterung  und  Massenabsatz: 

2.  Einfluß  gemeinsamer  Syndikate; 

3.  Zwang  der  stärkeren  deutschen  Konkurrenz  2); 

4.  Wechselseitige  Durchdringung  (Osmose),  ^j 

Um  bei  der  Durchdringung  länger  zu  verbleiben,  ist  zunächst  fest- 
zustellen, daß  Deutschland  der  Monarchie  gegenüber  einen  großen  Vor- 
sprung im  Erwerbsgeist,  im  Pflichtgeist  und  in  der  Organisations- 
gabe besitzt.  Insbesondere  ist  eine  sehr  glückliehe  Verbindung  zu 
beobachten  zwischen  dem  stark  und  allgemein  entwickelten  Erwerbs- 
geist und  dem  Pflichtgeist,  dem  Gefühl  der  sozialen  Solidarität,  wel- 
ches einem  jeden  seine  privatwirtschaftliche  Tätigkeit  als  Erfüllung 
einer  öfientlichen  Pflicht  erscheinen  läßt.  (Nach  Naumann  —  »Ein- 
schiebung  des  Einzel-Ich  in  das  Gesamt-Ich«.)  Die  Früchte  dieser  Ver- 
bindung sind  in  der  Praxis  ein  stärkerer  Arbeitswille  und  ein  größerer 
Fleiß.  Daraus  erwächst  auch  der  echte  Unternehmungsgeist,  dessen 
Hauptkoeffizient  der  kühle,  berechnende  Mut  ist.   Daran  gliedert  sich 

1)  S.  Pistor,  a.  a.  0.  S.  60. 

-)  Auch  ein  österreichischer  Großindustrieller,  Kommerzialrat  Julius  Meinl, 
meint  (in  der  »Zeit«  vom  17.  August  1915),  es  werde  unserer  Bevölkerung  wohl- 
tun, wenn  sie  die  frische  Konkurrenz  Deutsehlands  spürt.  »Mag  sein,  daß  die  eine 
oder  die  andere  angefaulte  Frucht  vom  Baume  fällt.  Es  wird  Ersatz  dafür  kommen, 
vielleicht  Ersatz  aus  Deutschland.« 

•'')  Indem  Julius  Wolf  (in  »Das  neue  Deutschland«  vom  16.  Oktober  1915) 
darauf  hinweist,  daß  der  deutsche  Nationalreichtum  um  250  bis  300%  größer  ist 
als  der  österreichisch-ungarische,  während  das  Plus  der  Bevölkerung  kein  Drittel 
beträgt,  fragt  er,  ob  ein  so  ungeheuerer,  ja  ungeheuerlicher  Unterschied  berechtigt 
ist  und  ob  man  hofifen  kann,  ihm  auf  andere  Weise  beizukommen,  als  indem  man 
den  Kanal  erweitert,  der  die  reiehtumbildenden  Eigenschaften  der 
deutschen  Volkswirtschaft,  den  Arbeitswillen,  die  Arbeitsdisziplin 
des  Deutschen  dem  Österreicher  und  dem  Ungarn  nahebringt? 
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organisch  der  enge  Zusammenhang  jedes  Wissens,  jeder  Wissenschaft 
mit  der  Lebenspraxis  —  >der  Verwirkhchungszweck  der  Hochschulen 
und  des  Denkens«,  und  als  Gegenstück  der  beinahe  wissenschaftliche 
€harakter  jeder  Erwerbstätigkeit  (nach  Naumann). 

Die  in  Deutschland  in  so  hervorragendem  Maße  vorhandene 
Organisationsgabe  ist  mit  der  besonderen  Fähigkeit  identisch,  alle 
Details  der  Arbeit,  selbst  die  geringsten,  so  einzurichten,  um  den 
größten  ökonomischen  Effekt  zu  erzielen.  Sie  äußert  sich  a)  in  der 
Vereinfachung  und  Vervollkommnung  der  Arbeitsmethoden  im  Ein- 
klänge mit  den  letzten  Errungenschaften  der  Wissenschaft  und  Praxis; 
h)  in  der  auf  das  genaueste  durchgeführten,  unablässig  verbesserten 
Arbeitsteilung  im  Schöße  des  gesamten  Wirtschaftsorganismus,  ganzer 
Branchen,  einzelner  Betriebe,  einzelner  Betriebsteile,  schließlich  im 
Kopf,  in  der  Hand  und  in  der  Tageseinteilung  jedes  einzelnen  Indi- 
viduums; c)  in  der  Zusammenfassung,  im  Zusammenschlüsse,  in  der 
Kooperation;  d)  in  der  weitgehendsten  Anpassung  der  Anlagen  und 
Einrichtungen  an  die  obigen  Erfordernisse  des  Arbeitsgeistes  —  bei 
sonst  ökonomischer  Ausgestaltung  derselben.  All  dies  lebt  in  einer 
besonderen  Atmosphäre,  deren  sonstige  »imponderable«  Elemente  in 
den  allgemeinen  Bezeichnungen  »Arbeitskultur«,  »Arbeitsrhythmus«^) 
und  »deutsche  Arbeitskonfession«  (nach  Naumann,  »Mitteleuropa«) 
zusammengefaßt  werden. 

Die  soeben  charakterisierten  Eigenschaften  der  deutschen  Arbeit 
treten  in  der  modernsten  Entwicklung  des  weltwirtschaftlichen  Lebens 
als  Sieger  in  den  Vordergrund,  während  in  den  früheren  Phasen 
vielleicht  in  höherem  Grade  die  spezifisch  österreichischen  Vorzüge 
(insbesondere  die  große  individuelle  Begabung  und  Anpassungsfähig- 
keit) eine  verhältnismäßig  größere  Rolle  spielten. 

Wir  haben  schon  an  einer  anderen  Stelle  gesehen,  daß  einerseits 
•durch  solche  Eigenschaften,  wie  sie  der  deutschen  Arbeitspsyche  inne- 
wohnen, die  Nachteile  des  Schutzzollsystems  überwunden  werden  und 
beispielsweise  die  Superiorität  der  deutschen  Industrie  im  Vergleiche 
zur  französischen,  trotz  des  viel  stärkeren  französischen  Protektionismus, 
gesichert  wird;  anderseits  spielen  diese  Eigenschaften  in  der  unver- 
gleichlich dastehenden  weltwirtschaftlichen  Expansion  Deutschlands, 
insbesondere  in  der  Entwicklung  des  deutschen  Exportes,  eine  hervor- 
ragende Rolle. 

^)  Vgl.  Bücher,  »Arbeit  und  Rhythmus«  (Leipzig  1913). 
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Einer  der  größten  Vorteile,  den  Österreich-Ungarn  aus  dem  Zoll- 
und  Wirtschaftsbündnisse  mit  Deutschland  ziehen  würde,  wäre  ebe» 
die  Übernahme  obiger  Eigenschaften  der  deutschen  Arbeitspsyche,  was- 
eine  gewaltige  Belebung  des  Wirtschaftspulses  in  der  Monarchie  mit 
sich  brächte. 

Es  darf  aber  auch  nicht  vergessen  werden,  daß  es  auch  speziell 
österreichische  Vorzüge  der  Arbeitspsyche  gibt,  die  einzelnen  Bran- 
chen der  österreichischen  Produktion  eine  Superiorität  gegenüber  der 
deutschen  Konkurrenz  seit  jeher  sichern  und  infolgedessen  eine  teil- 
weise, wenn  auch  ungenügende  Ausgleichung  der  dargestellten  ün- 
gleichheitsmomente  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitsorganisation  und  des 
Arbeitsgeistes  bieten.  Infolge  der  Marktzersplitterung  hat  sich  in 
Österreich  eine  viel  größere  Anpassungsfähigkeit  herausgebildet,  welche 
für  einzelne  Exportbranchen  von  ganz  besonderem  Vorteile  ist.  Im  Zu- 
sammenhange damit  steht  häufig  der  stärkere  Erfindungsgeist  hin- 
sichtlich neuer  Muster,  Modelle,  Adjustierung  der  Ware  u.  dgL 
Außerdem  ist  in  manchen  Branchen  das  Streben  der  österreichischen 
Industrien  und  Gewerbe  nach  besserer  und  feinerer  Qualität  ein  stär- 
keres als  in  den  betreffenden  Erzeugungen  Deutschlands  und  Nord- 
amerikas. Die  österreichischen  Textilfabriken  genießen  in  bezug  auf 
Mode,  Geschmack  und  Solidität  einen  Weltruf,  nur  arbeiten  sie  zu 
teuer.  Infolgedessen  stößt  die  Ausfuhr  von  Stapelware  auf  Hindernisse,, 
während  sich  der  Export  von  Modewaren  befriedigend  entwickelt.  Dort, 
wo  die  Individualisierung  der  Produktion  gegenüber  der  Massenerzeu- 
gung Vorteile  bietet,  hat  die  österreichische  Industrie  und  Gewerbe 
zumeist  einen  Vorsprung  vor  der  deutschen.  ^)  Der  österreichische 
Kunstsinn  und  Geschmack  ist  anerkanntermaßen  ein  wichtiger  Faktor 
des  Bestandes  und  der  Entwicklung  des  österreichischen  Exportes  in 
vielen  Branchen.  So  war  z.  B.  die  nordamerikanisehe  Massenerzeugung 


^)  Nach  übereinstimmender  Ansieht  von  Kennern  der  Verhältnisse  sind  die 
Kreise  der  Unternehmer,  Techniker,  Kaufleute  und  Arbeiter  in  Österreich  an  indi- 
viduellen Talenten  verhältnismäßig  reicher  als  in  Deutsehland.  Nur  kommt  eine 
solche  individuelle  Begabung  in  Deutsehland  vielfach  besser  zur  Geltung,  v?as  häufig 
eine  Abv?anderung  solcher  Elemente  aus  Österreich  nach  Deutsehland  zur  Folge 
hat.  Unter  anderem  trägt  der  sonst  schädliche  und  eine  Verteuerung  der  Produk- 
tion bevf  irkende  Omnibuseharakter  der  österreichischen  Masehinenindustrie  zur  Aus- 
bildung von  sehr  tüchtigen  Maschinenbauingenieuren  bei,  die  dann  häufig  eine 
viel  rentablere  Verwendung  in  spezialisierten  Fabriken  des  Auslandes,  in  Deutseh- 
land und  in  Nordamerika,  finden. 
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nicht  imstande,  den  bisherigen  Import  von  österreichisch-ungarischen 
Bugholzmöbeln,  die  eben  im  Geschmacke,  in  der  Ausführung  und  in 
der  Anpassung  an  die  individuellen  Anforderungen  nach  wie  vor  allen 
anderen  Konkurrenzerzeugnissen  vorangehen,  zu  verdrängen,  während 
anderseits  diejenigen  Erzeugnisse  der  Möbelindustrie,  in  welchen  die 
obigen  Momente  eine  solche  Bolle  nicht  spielen,  wie  Korpusmöbel, 
Kinoeinrichtungen,  gepolsterte  Möbel,  in  immer  größeren  Mengen  aus 
Deutschland  nach  Österreich-Ungarn  ausgeführt  werden.  Österreich 
exportiert  schönere  und  teurere  Klaviere  ins  Ausland,  importiert  aber 
billigere  aus  Deutschland.  Der  traditionelle  Geschmack  und  Qualitäts- 
charakter der  österreichischen  Produktion  ist  eine  Garantie  des  Exportes 
für  Haarhüte,  Strohhüte,  garnierte  Damenhtite  (wogegen  in  der  Scha- 
blonmassenproduktion von  ungarnierten  Damenhüten  Deutschland  den 
Vorsprung  gewinnt),  für  die  geputzte  Damenwäsche  (wogegen  in 
Schablonraassenerzeugung  der  ungeputzten  Ware  die  deutsche  Kon- 
kurrenz immer  leistungstahiger  wird),  Blusen,  feinere  Damenkleider, 
Kunstblumen  (trotz  der  sehr  stark  entwickelten  sächsischen  Industrie), 
Federn,  Fächer,  Spitzen,  Stickereien,  Damenschuhe,  Handschuhe, 
Ledergalanteriewaren,  Leinendamaste,  Wollmodewaren,  Holzdrechsler- 
waren, verschiedene  Glas-,  Porzellan-,  Metall-  und  Papierwaren  usw. 
Die  Erfolge  des  in  Produktionsgenossenschaften  organisierten  öster- 
reichischen Kunsthandwerkes  im  Auslande  waren  gerade  kurz  vor  Aus- 
bruch des  Weltkrieges  (insbesondere  auf  den  Ausstellungen  in  Toronto 
und  Köln)  ganz  hervorragend.  Es  ist  unter  anderem  sehr  charak- 
teristisch, daß  die  österreichische  Erzeugung  in  Lambrequins,  Tisch- 
decken und  Vorhängen  nur  dann,  und  zwar  für  kurze  Zeit  auf  dem 
deutschen  Markte  konkurrenzfähig  ist,  wenn  sie  Neuheiten  bringt; 
diese  werden  dann  sofort  von  allen  in  Betracht  kommenden  deutschen 
Firmen  gekauft,  um  als  Modelle  für  Nachahmung  zu  dienen,  worauf 
das  betreffende  Ausfuhrgeschäft  der  österreichischen  Industrie  bald 
wieder  aufhört.  ^) 

1)  Vgl.  Wolf,  a.  a.  0.  S.20;  Irresberger,  a.  a.  0.  S.  11  und  12.  Außer 
den  erwähnten  auf  der  Geschmacks-  und  Qualitätsrichtung  der  österreichischen  In- 
dustrie beruhenden  Spezialitäten  gibt  es  auch  eine  Anzahl  von  Exportspezialitäten 
in  Stapelartikeln,  für  deren  Entwicklung  besondere  Umstände  ausschlaggebend 
-nsaren,  Hiezu  gehören  unter  anderem  Werkzeug,  Stahl,  Emailgeschirr,  Sensen, 
Sicheln,  elektrische  Glühlampen,  Gablonzer  Glas-  und  Kurzwaren,  glatte  Tuche 
und  Striekkammgarne,  Malz,  Pilsner  Bier,  Zigarettenpapier,  Glühstrümpfe,  Leinen- 
garne, Haarnetze,  Knöpfe. 
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Das  Zoll-  und  Wirtschaftsbtindnis  kann  eine  glückliche  Verbin- 
dung der  österreichischen  Eigenschaften  mit  den  deutschen  zustande- 
bringen. Insbesondere  hätte  die  österreichische  Erzeugung  ihre  so- 
eben charakterisierten  Vorzüge  zu  behalten  und  sich  nach  und  nach 
die  sozialpsychiscben  Werte  Deutschlands  anzueignen,  i) 

Aus  diesem  Prozesse  dürfte  auch  ein  fruchtbringender  Wett- 
bewerb der  beiderseitigen  wirtschaftlichen  Veranlagungen  entstehen, 
das  Vollkommenste,    gleichzeitig  aber  auch  das  Billigste  zu  schaffen. 

Die  Arbeitsmethoden  werden  sich  nach  und  nach  ausgleichen. 
Österreich-Ungarn  wird  sich  von  gewissen  liebgewordenen  Gewohn- 
heiten bequemer  Geschäftsführung  lossagen  und  seine  großen  Fähig- 
keiten durch  intensivere  Arbeit  zur  Geltung  bringen.  Insbesondere 
wird  die  österreichische  Industrie  einerseits  in  viel  höherem  Maße 
als  bisher  zur  Spezialisierung  und  Massenerzeugung  übergehen,  an- 
derseits aber  in  der  Geschmacksrichtung,  in  der  Veredelung,  in  der 
Erzeugung  von  höchstwertigen  Ganzfabrikaten  noch  mehr  erreichen, 
als  es  bisher  der  Fall  war. 

m)  Psychische  Reformunfähigkeit. 

Es  finden  sich  gewiß  Pessimisten,  die  eine  durchgreifende  Re- 
form der  österreichisch-ungarischen  Gesetzgebungs-,  Verwaltungs-  und 
Finanzverhältnisse,  ferner  einen  derartigen  Aufschwung  der  Tüchtig- 
keit und  Leistungsfähigkeit  der  österreichisch-ungarischen  Unternehmer, 
Industriellen,  Landwirte,  Arbeiter,  Politiker  und  Beamten,  wie  er  als 
eine  Bedingung  und  gleichzeitig  als  eine  Folge  des  Zoll-  und  Wirt- 
sehaftsbündnisses  erscheint,  für  unmöglich  halten;  diese  Pessimisten 
berufen  sich  hiebei  auf  die  in  der  österreichisch-ungarischen  Gesamt- 
psyche liegenden  Schwierigkeiten. 

Tatsächlich  ist  die  psychische  Rückständigkeit  Österreich-Ungarns 
mit  ein  Grund  der  rückständigen  und  nicht  hinreichenden  Entfaltung 
der  vorhandenen  großen  wirtschaftlichen  Kräfte.  Diese  psychische  Rück- 
ständigkeit läßt  sich  sowohl  in  den  schaffenden  Wirtschaftssphären  be- 
obachten, in  welchen  sie  zu  den  geschilderten  Mängeln  der  Arbeits- 
organisation und  des  Arbeitsgeistes  beiträgt,  als  auch  in  Beamten-  und 
parlamentarischen  Kreisen,  in  welchen  sie  wieder  die  dargestellten 
Mängel  der  Gesetzgebung  und  der  Verwaltung  raitbewirkt.  Sie  schafft 
ein  für  die  intensive  wirtschaftliche  Entwicklung  ungünstiges  Milieu. 

1)  Vgl.  Naumann,  a.  a.  0.  S.  130. 
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Die  in  Rede  stehende  psychische  Rückständigkeit  beiiiht  haupt- 
sächlich auf  einem  besonders  entwickelten  BequemUchkeitshange,  auf 
quietistischer  Lebensauffassung,  die  dem  Wirtschaftsleben,  wie  auch 
dem  Funktionieren  der  öffentlichen  Maschine  den  Charakter  »von  der 
Hand  in  den  Mund«  aufprägt.  Ferner  ist  der  Gewinstgeist  häufig 
stärker  als  der  Erwerbsgeist;  die  Spekulation  scheint  oft  verlockender 
zu  sein  als  eine  kontinuierliche  Erwerbstätigkeit.  Das  allgemeine  Ge- 
fühl der  Sozialsolidarität  ist  ein  geringeres,  als  in  Deutschland.  Das 
österreichisch-ungarische  Gesamtwesen  ist  ein  leichteres,  wohl  aber 
auch  manchmal  ein  leichtsinnigeres,  als  das  deutsche.  Dadurch  wird 
der  weite  Blick  gehemmt.  Wenn  aber  schon  ein  Österreicher  seinen 
Blick  auf  weitere  Horizonte  richtet,  verfällt  er  leicht  in  Pessimismus.^) 
Nichts  charakterisiert  besser  den  Unterschied  zwischen  dem  deutschen 
und  dem  österreichischen  Wesen,  als  jener  Kriegswitz  aus  den  schweren 
Monaten  des  Herbstes  1914,  laut  welchem  ein  Berliner,  von  einem 
Wiener  über  die  Stimmung  in  Berlin  befragt,  mit  »ernst,  aber  zuver- 
sichtlich« antwortet  und  vom  Wiener  die  Erwiderung  »flott,  aber 
pessimistisch«  bekommt.  Dieser  Hang  zur  pessimistischen  Beurteilung 
der  Zukunft  entspringt  großenteils  dem  Mangel  an  Vertrauen  zu  den 
eigenen  Kräften,  welcher  Mangel  allerdings  durch  verschiedene  poli- 
tische Mißerfolge  der  Monarchie  im  XIX.  Jahrhunderte,  ferner  durch 
die  immer  mehr  bemerkbare  Rückständigkeit  derselben  auf  verschie- 
denen Gebieten  im  Vergleiche  zu  Deutschland  genährt  wurde.  So- 
wohl in  wirtschaftlichen  Kreisen,  als  auch  in  der  Beamtenschaft  wird 
durch  den  zentraUstischen  Geist  jeder  Organisation  die  Selbständigkeit 
der  einzelnen  Elemente  unterdrückt,  hiemit  eine  übertriebene  Angst 
vor  Verantwortlichkeit,  anderseits  aber  der  Mangel  an  einem  allge- 
meinen hohen  Verantwortungsgefühle,  an  Initiativgeist,  an  echter  Ar- 
beitsfreude gezeitigt.  Von  den  Beamten,  insbesondere  von  jenen  in 
den  Zentralstellen,  wird  das  wirkliche  Leben  häufig  bloß  als  ein  großer 
Aktenfaszikel  behandelt;  der  zu  geringe  Kontakt  mit  diesem  wirk- 
lichen Leben,  das  infolgedessen  zu  geringe  Verständnis  für  dasselbe 
führt  zu  einer  mikrokosmischen  Auffassung  der  Beamtenrolle,  welche 
in  der  möglichst  bequemen  Erledigung  von  Akten,  als  solchen,  ihren 
Ausdruck  findet.  Anstatt  eines  Schaffensdranges,  anstatt  der  hiezu 
notwendigen  Courage  spielen  sogenannte  »prinzipielle«  und  »formelle« 

^)  Über  den  spezifisch  österreichischen  Pessimismus,  Selbstunterschätzung, 
»Ästhetenpolitik«  —  vgl.  Naumann,  a.  a.  0.  S.24  bis  27. 

V.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I.  29 
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Bedenken  eine  mächtige  Eolle.i)  Und  Beamte  machen  in  der  Bevöl- 
kerung mehr  Schule  als  man  gewöhnlich  glaubt! 

Sind  aber  diese  psychischen  Hemmnisse  unbehebbar?  Gerade 
durch  den  Weltkrieg  treten  neue  starke  Momente  in  Erscheinung,  die 
uns  diesbezüglich  mit  berechtigtem  Optimismus  erfüllen  sollten.  Der 
im  österreichischen  Pessimismus  eine  so  wichtige  EoUe  spielende 
Mangel  an  Vertrauen  zu  eigenen  Kräften  dürfte  durch  die  großartigen 
Erfolge  der  Monarchie  im  Weltkriege  behoben  werden;  anderseits 
aber  ist  gerade  in  diesem  Weltkriege  die  Überlegenheit  Deutschlands 
auf  verschiedenen  administrativen  und  wirtschaftlichen  Gebieten  so 
deutlich  und  in  so  weitem  Umfange  in  Erscheinung  getreten,  im 
praktischen  Zusammenarbeiten  der  Monarchie  mit  Deutschland  von  den 
Organen  der  ersteren  so  genau  erkannt  worden,  daß  sich  daraus  ein 
neuer  Ansporn  ergeben  dürfte,  dem  Bundesgenossen  in  jeder  Be- 
ziehung gleichzukommen.  Im  Zusammenhange  damit  dürfte  das  Be- 
wußtsein seine  Wirkung  nicht  verfehlen,  daß  die  Rückständigkeit  der 
Monarchie  im  Vergleiche  zu  Deutschland  nach  einer  siegreichen  Be- 
endigung des  Weltringens  immer  größer  werden  müßte,  wenn  die 
Monarchie  nicht  ehestens  zu  Reformen  schreitet,  da  dann  Deutschland 
aus  dem  Siege  eine  viel  größere  Stärkung  davontragen  dürfte  als  die 
Monarchie. 

Wer  sich  nur  einigermaßen  über  die  Gestaltung  der  volkswirt- 
schaftlichen und  staatsfinanziellen  Verhältnisse  nach  dem  Kriege 
Rechnung  gibt  —  und  es  ist  das  allgemeine  Interesse  und  Verständnis 
dafür  in  der  Monarchie  im  Laufe  des  Krieges  wesentlich  gestiegen  — 
der  muß  unbedingt  einsehen,  daß,  falls  Österreich-Ungarn  den  Weg 
von  Reformen  und  großzügigen  wirtschaftlichen  Aktionen  sofort  nach 
dem  Kriege  nicht  betritt,  es  der  fortschreitenden  wirtschaftlichen 
Anämie  geweiht  ist,  ob  nun  das  Zollbündnis  zustande  kommt  oder 
nicht.  Davon  hängt  aber  auch  die  weitere  politische  Selbständigkeit 
der  Monarchie  ab.  Für  Österreich-Ungarn  gentigt  es  nicht,  den  glän- 
zendsten Sieg   im  Felde   und   in  den  Friedensverträgen   zu  erringen. 


^)  Nach  Naumann,  »Mitteleuropac,  gibt  es  in  Österreich  »viel  Regiererei 
ohne  Lebensziel«.  Im  Zusammenhange  damit  ist  es  nicht  uninteressant,  daß 
Sehmoller  in  einem  Artikel  der  »Neuen  Freien  Presse«  vom  25.  März  1915  fürchtet, 
daß  sich  die  zahlreichen  Beamten,  die  in  den  letzten  10  bis  20  Jahren  in  beiden 
Reichen  gewohnt  waren,  den  SehutzzoUinteressen  zu  dienen,  in  die  Gedanken 
entgegengesetzter  Art  nicht  sofort  leicht  hineinfinden  werden. 
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Soll  dieser  Sieg  nicht  bald  zu  einer  schleichenden  Niederlage  werden, 
so  muß  sofort  nach  dem  Friedensschluß  der  Kampf  um  die  innere 
Erneuerung  des  Eeiches  aufgenommen  und  siegreich  ausgefoehten 
werden.  Dies  verlangt  aber  von  allen  Faktoren  des  administrativen 
und  wirtschaftlichen  Lebens:  denselben  Mut,  dieselbe  Invention  und 
Initiative,  dieselbe  Entschlossenheit,  dieselbe  Easchheit  im  Handeln, 
kurz  dieselben  Eigenschaften,  welche  die  österreichisch-ungarischen 
Soldaten  und  Heerführer  im  Felde  anerkanntermaßen  kennzeichneten. 
Durch  den  Ehrgeiz,  sich  hinsichtlich  der  Verdienste  für  die  Stärkung 
und  Erneuerung  des  Vaterlandes  auf  jedem  Gebiete  von  den  Soldaten- 
helden nicht  ganz  überflügeln  zu  lassen,  dürfte  so  manches  von  den 
Trägheitsmomenten,  so  manches  von  den  geschilderten  psychischen 
Hemmnissen  beim  Beschreiten  des  Weges  der  großen  Eeformen  über- 
wunden werden. 

Schließlich  muß  auch  berücksichtigt  werden,  daß  die  durch  den 
Krieg  bewirkte  Umwälzung  in  der  Organisation,  in  den  Funktionen 
der  Volkswirtschaft,  insbesondere  der  Industrie  und  des  Handels,  die 
Staatsorgane  einen  viel  tieferen  Einblick  in  das  wirtschaftliche  Leben 
gewinnen  ließ,  als  es  früher  der  Fall  war;  die  Ausnützung  der  auf 
die  Weise  gesammelten  Erfahrungen  dürfte  bei  der  Durchführung 
der  notwendigen  Eeformen  behilflich  sein.  Wenn  auch  diese  Kriegs- 
versuche der  Staatsgewalt,  in  das  wirtschaftliche  Leben  tiefer  hinein- 
zudringen, nicht  immer  als  gelungen  bezeichnet  werden  konnten,  so 
ist  es  zu  berücksichtigen,   daß  es  in  jeder  Hinsicht  Lehrjahre  gibt.  ^) 

Last  not  least  wird  sich  mit  einer  systematischen  Erziehung 
der  Beamtenschaft,  der  schaffenden  Wirtschaftskreise,  der  gesamten 
Bevölkerung,  mit  einer  Erziehung  im  weitesten  Sinne  des  Wortes,  oder, 
anders  ausgedrückt,  mit  einem  systematischen  Umbau  des  MiHeus  die 
Psyche  der  österreichisch-ungarischen  Bevölkerung  ganz  gewaltig 
ändern  lassen.  Ich  berufe  mich  diesfalls  auf  meine  bereits  zitierte  Ab- 
geordnetenrede vom  10.  Juni  1910,  in  welcher  ich  folgendes  vorbrachte: 

»Ich  glaube,   daß  auch   die   größten  Opfer  und  Anstrengungen 

nicht  gescheut  werden  sollten,  um  in  den  Volksmassen  das  Verständnis, 

den  Sinn    für   wirtschaftliche   Fragen,    den   Trieb   zur   Hebung    der 

eigenen  Wirtschaft  und  zur  Förderung  der  Wirtschaft  des  Nachbarn, 

folglich  zur  Förderung  der  Volkswirtschaft  zu  wecken.    Wenn  unsere 

künftigen  Beamten  einem  so  erzogenen  Milieu  entstammen,  dann  wird 

1)  Vgl.  Naumann,  a.  a.  0.  S.  141. 

29* 
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die  Reform  der  Verwaltung  eine  viel  leichtere  werden;  die  Beamten 
werden  dann  nämlich  das  volle  Verständnis  dafür  haben,  daß  dasjenige, 
was  vor  ihnen  in  der  Gestalt  eines  Papierbogens  liegt,  nicht  bloß  ein 
Stück  Papier  ist,  sondern  daß  dahinter  eine  Erscheinung  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  steht.  Jeder  Mensch  im  Staate  muß  zur  Erleich- 
terung und  Hebung  der  Produktion  erzogen  werden.« 

Es  muß  aber  auch  bald  in  der  Donaumonarchie  jene  Unter- 
strömung sich  geltend  machen,  die  der  > verfluchten  Bescheidenheit« 
(nach  Las  alle),  dem  niedrigen  Niveau  der  Lebensansprüche  mit 
elementarer  Kraft  den  Krieg  erklären  wird.  Dann  steigt  der  Erwerbs- 
geist, als  konsequentester  Reformator,  von  selbst  empor. 

n)  Allgemeine  Ausgleichung  der  unmittelbar  unhehebharen  Ungleichheits- 
momente. 

Wie  wir  bereits  gesehen  haben,  können  die  meisten  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Deutschland  bestehenden  Ungleichheitsmomente 
nach  und  nach  entweder  unmittelbar  und  auf  natürlichen  Wegen  be- 
hoben oder  auch  durch  gewisse  im  Zusammenhange  damit  stehende 
Vorteile  ausgeglichen  werden.  Insbesondere  werden  viele  dieser  Un- 
gleichheitsmomente in  kürzester  Zeit  dadurch  verschwinden,  daß  dem 
Umbau  des  Zoll-  und  Wirtschaftssystems  gewisse  Opfer  werden  gebracht 
werden  müssen ;  diese  Opfer  sind  aber  in  der  neuen  Arbeitsteilung  eine 
Kompensation  für  die  weitere  Erschließung  des  deutschen  Marktes  zu- 
gunsten der  österreichisch-ungarischen  Industrieerzeugnisse,  für  die 
Behebung  der  bisherigen  Beengtheit  des  Marktes  der  Monarchie  und 
bringen  gleichzeitig  eine  wesentliche  Verbilligung  der  österreichisch- 
ungarischen Produktion  mit  sich.  Bis  zur  natürlichen  Ausgleichung 
der  unmittelbar  behebbaren  Ungleichheitsmomente,  welche  Ausgleichung 
in  so  manchen  Beziehungen  nur  nach  und  nach  im  Laufe  der  Jahre 
erfolgen  kann,  werden  Zwischenzölle,  gemeinsame  Syndikate,  die  auto- 
nome Industrieförderung  für  die  künstliche  Ausgleichung  zu  sorgen 
haben.  Von  diesen  künstlichen  Ausgleichungsmitteln  wird  aber  auch 
gleichzeitig  eine  Reihe  von  solchen  Ungleichheitsmomenten  ausgeglichen 
werden,  die  im  unmittelbaren  Wege  unbehebbar  und  unausgleichbarsind. 

Zu  dieser  Kategorie  von  Ungleichheitsmomenten  gehört  teilweise 
die  bereits  oben  in  einem  anderen  Zusammenhange  erwähnte  Zersplit- 
terung des  Konsums,  welche  unter  anderem  große  Comptoir-  und 
Reklamekosten  bewirkt  —  da   doch  die  nationalen  Verschiedenheiten 
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in  der  Monarchie  überhaupt  nicht  aus  der  Welt  zu  schafiFen  sind. 
Das  der  intensiveren  wirtschaftlichen  Tätigkeit  und  Entwicklung  feind- 
liche Naturell  der  Bevölkerung  in  einzelnen  Gegenden,  der  einge- 
bürgerte Konservatismus,  der  Mangel  an  industrieller  Tradition  sind 
nur  langsam  nach  und  nach  zu  ändern.  Ferner  läßt  sich  die  Ungunst 
der  geographischen  Lage  einzelner  Teile  des  Monarchiegebietes,  folglich 
auch  einzelner  bestehender  Industriezentren  hinsichtlich  des  Rohstoff- 
bezuges, der  Abtransportierung  von  fertigen  Waren,  der  Bereisung 
durch  Geschäftsreisende  u.  dgl.  i)  mittels  Verkehrsmaßregeln  sowie 
durch  die  Revision  der  geographischen  Arbeitsteilung  (unter  anderem 
durch  Konzentrierung  der  Betriebe)  ganz  gewaltig  lindern,  kaum  aber 
ganz  beheben.  Dasselbe  gilt  für  die  Möglichkeit  der  Beschaffung  ge- 
wisser Rohstoffe  überhaupt.  So  wird  z.  B.  den  österreichisch-ungarischen 
Kartoffelstärkefabriken  jener  Überfluß  an  Kartoffeln  nie  zur  Verfügung 
stehen,  durch  welchen  dieser  Industriezweig  in  Deutschland  so  stark  ge- 
fördert wird.  Die  deutsehen  Krawatten-  und  Besatzartikelfabriken  werden 
sich  insofern  immer  in  einer  günstigeren  Lage  als  die  österreichischen 
befinden,  als  sie  in  Zentren  einer  großen  Erzeugung  der  notwendigen 
Halbfabrikate  liegen,  infolgedessen  mit  den  letzteren  in  einem  sehr 
vorteilhaften  ständigen  Kontakte  bleiben.  Eine  derartige  »Massierung« 
der  Industrie  2)  ist  in  Österreich-Ungarn  in  gewissen  Branchen  über- 
haupt nicht  zu  erzielen.  Zu  solchen  in  absehbarer  Zeit  unmittelbar 
unbehebbaren  Ungleichheitsmomenten  gehört  die  in  Deutschland  viel 
stärkere  Anhäufung  der  Bevölkerung  in  den  Städten,  schließlich  die  noch 
immer  beträchtliche,  in  einem  sehr  langsamen  Tempo  zum  Schwinden 
zu  bringende  Verbreitung  der  Naturalwirtschaft  in  der  Monarchie.'-*) 
Eine  natürliche  Ausgleichung  der  soeben  angedeuteten  unmittel- 
bar unbehebbaren  Ungleichheitsmomente  wird  nach  allen  Erfahrungen 
mit  der  Zeit  in  der  Summe  erfolgen  —  insbesondere  durch  die 
Stärkung  des  inneren  Konsums  und  Entwicklung  des  Exportes,  durch 
die  Hebung  der  Produktion,  durch  die  Beschleunigung  des  Tempos 
der  wirtschaftlichen  Entwicklung  im  allgemeinen. 


1)  Nach  Hertz  (a.  a.  0.  S.  717)  ist  die  Durehsehnittstreeke  im  österreichi- 
schen Personenverkehre  doppelt  so  groß  wie  in  Preußen. 

«)  S.  Hertz  (a.  a.  0.  S.  728). 

3)  S.  Hertz  (a.a.O.  S.  718— 722).  Vgl.  auch  Eulenburg,  a.a.O.  S.  74.  In 
Österreich  wohnen  in  Groß- und  Mittelstädten  12-8,  in  Ungarn  9-3,  in  Deutsehland 
26-6*'/'o  der  Bevölkerung. 
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Übrigens  kommen  solche  unmittelbar  unbehebbare  Ungleichheits- 
momente auch  im  Inneren  eines  jeden  einheitlichen  Wirtschafts- 
gebietes vor,  ohne  daß  deswegen  die  Errichtung  von  Binnenzöllen 
verlangt  würde. 

Eine  besondere  Ausgleichung  solcher  unbehebbarer  üngleich- 
heitsmomente  in  der  Summe,  in  der  gesamten  Wirtschaftsbilanz 
dürfte  wahrscheinlich  auch  durch  das  Entstehen  gewisser  neuer  Pro- 
duktionszweige und  durch  eine  besonders  kräftige  Entwicklung  einzelner 
bereits  bestehender  Branchen  erzielt  werden.  In  Deutschland  betragen 
die  verfügbaren  Wasserkräfte  1,425.000  PS.  ==  24-5  pro  1000  Ein- 
wohner, in  Österreich-Ungarn  6,460.000  PS.  =  138  pro  1000  Ein- 
wohner. Davon  sind  in  Deutschland  bisher  SO^o»  ^^  Österreich-Ungarn 
kaum  57o  ausgenützt.  Schon  die  Ausnützung  dieses  Naturreichtums 
wird  der  Entwicklung  neuer  Industriebranchen  ganz  besondere  Chancen 
bieten.  Es  sei  nur  an  die  Luftstickstoffindustrie  erinnert,  wobei  sich 
zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  eine  solche  Arbeits- 
teilung ergeben  kann,  daß  die  österreichisch-ungarische  Landwirtschaft 
mit  deutschen  Kalisalzen  (vielleicht  aber  auch  mit  galizischen),  die 
deutsche  Landwirtschaft  dagegen  mit  österreichisch-ungarischem  Kalk- 
salpeter u.  dgl.  wird  versehen  werden.  (Bekanntlich  ist  die  Erzeugung 
von  Luftstickstoff  in  Deutschland  unter  anderem  wegen  Unzulänglich- 
keit der  Wasserkräfte  teuerer  als  in  Österreich.) 

In  diesem  Zusammenhange  ist  darauf  hinzuweisen,  daß  nach  den 
bisherigen  Erfahrungen  bei  Zolleinigungen  industrieschwächerer  Ge- 
biete mit  industriestärkeren  die  industrielle  Entwicklung  der  ersteren 
nicht  nur  nicht  litt,  sondern  auch  bedeutende  Fortschritte  machte. 

So  ist  unter  anderem  in  Süddeutschland,  insbesondere  aber  in 
Bayern  i),  das  zum  großen  Teil  hinsichtlich  der  Entfernung  von  Kohlen- 
und  Eisenbezugsquellen  verhältnismäßig  sehr  ungünstige  Verhältnisse 


^)  Vgl.  folgende  Bemerkungen  des  Kommerzialrates  Meinl  in  der  »Zeit«  vom 
17.  August  1915:  >Aueh  die  von  mir  vertretenen  Industriezweige  werden,  wenn 
man  ihnen  Gelegenheit  gibt,  sieh  für  die  kommenden  Verhältnisse  einzurichten, 
wiewohl  gerade  in  ihren  Kreisen  und  aus  den  angeführten  Gründen  heute  wenig 
Geneigtheit  besteht,  sieh  mit  dem  Gedanken  des  wirtschaftlichen  Anschlusses  an 
Deutschland  zu  versöhnen,  nach  dem  Eintritt  des  wirtschaftlichen  Zusammen- 
schlusses genau  so  mit  den  übrigen  deutschen  Fabriken  dieser  Branchen  konkur- 
rieren können,  wie  heute  beispielsweise  die  bayrischen  Marmelade-  oder  Schokolade- 
fabriken mit  ihren  sonstigen  deutschen  Schwesterunternehmungen  in  den  übrigen 
Teilen  des  Deutschen  Reiches  in  erfolgreichem  Wettbewerbe  stehen.« 
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aufweist,   unter   dem  Eegime   des  deutschen  Zollvereines   eine  bedeu- 
tende Großindustrie  entstanden. 

Die  in  einer  Zusatzabmaehung  zum  Frankfurter  Frieden  für  die 
handelspolitische  Angliederung  Elsaß-Lothringens  an  den  deutschen 
Zollverein  ausgemachte  Übergangszeit  bis  Ende  Dezember  1872  war 
viel  zu  kurz  bemessen,  um  einen  erschütterungsfreien  Übergang  vom 
französischen  zum  deutschen  Wirtschaftssysteme  zu  ermöglichen.  Es 
hat  auch  damals  eine  bedeutende  Auswanderung  von  Kapitalien,  Un- 
ternehmern, Technikern  und  Arbeitskräften  aus  Elsaß  nach  Prankreich 
stattgefunden  und  die  Grundlagen  zur  starken  Entwicklung  der  franzö- 
sischen Textilindustrie  im  Norden  (Tourcoing,  Roubaix,  Lille  usw.) 
gelegt.  Ungeachtet  dessen  ist  noch  immer  eine  starke  Textilindustrie 
in  Mühlhausen  und  Umgebung  zurückgebheben,  die  einerseits  entgegen 
den  damaligen  Befürchtungen  der  sächsischen  Erzgebirgsgruppe  der  letz- 
teren gar  nicht  gefährlich  geworden  ist  ^),  anderseits  selbst  zwar  einen 
lang  andauernden  Stillstand  in  der  Entwicklung,  keinesfalls  aber 
einen  Rückgang  aufzuweisen  hat.  Die  Anzahl  der  Spindeln  und 
Arbeitskräfte  hielt  sich  durch  viele  Jahre  nach  der  Annexion  unge- 
fähr auf  demselben  Niveau  —  trotz  der  oberwähnten  Abwanderung, 
woraus  zu  ersehen  ist,  daß  die  letztere  Bewegung  hauptsächlich  auf 
politische,  kaum  aber  auf  wirklich  wirtschaftliche  Gründe  zurückzu- 
führen war.  Seither  ist  die  Anzahl  der  Spindeln  um  147o  gestiegen 
(während  sie  allerdings  in  dem  benachbarten  badensischen  Gebiete 
um  2007o  ^^  die  Höhe  ging).  Im  großen  und  ganzen  ist  aber  die 
industrielle  Entwicklung  Badens  von  jener  Elsaß-Lothringens  gewaltig 
überflügelt  worden,  und  zwar  durch  das  Entstehen  neuer  Industrie- 
zweige, z.  B.  der  Bandindustrie  in  St.  Ludwig,  ferner  durch  die  Auf- 
schließung neuer  Kohlen-  und  Erzbergwerke,  die,  unter  Zuziehung 
von  importierten  französischen  Erzen,  einer  großen  Eisenindustrie  als 
Grundlage  dienten.  Die  Kohlen-,  Erz-  und  Eisenproduktion  Elsaß-Loth- 
ringens ist  gegenwärtig  zwanzigmal  so  groß  als  zur  Zeit  der  An- 
nexion. Die  Markterweiterung  infolge  Anschlusses  an  das  kaufkräftige 
Deutschland,  ferner  infolge  ausgiebiger  Beteiligung  an  dem  gut  organi- 


1)  Vgl.  einen  Vortrag  von  Naumann  (>Berliner  Tageblatt«  vom  19.  De- 
zember 1915),  auch  Kobatseh,  a.  a.  0.  S.  35.  Damals  hatte  die  sächsische  In- 
dustrie tatsächlich  weniger  geschickte  Arbeitskräfte,  höhere  Löhne,  keine  so  reich- 
haltigen Musterbücher  wie  die  Elsässer  usw.  Ungeachtet  dessen  hat  das  Erzgebirge 
seither  einen  Aufschwung  erfahren. 
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sierten  und  weitverzweigten  deutsehen  Exporte,  hat  einen  Rückgang 
der  elsässischen  Textilindustrie  verhindert.  Auf  das  Beispiel  Elsaß- 
Lothringens  wird  noch  aus  Anlaß  der  Besprechung  der  künftigen  Ge- 
staltung der  handelspolitischen  Lage  Polens  (im  IIL  Teile  dieser  Ar- 
beit) zurückzukommen  sein. 

An  dieser  Stelle  sind  folgende  Bemerkungen  Schmollers 
(»Neue  Freie  Presse«  vom  2.  und  9.  April  1916)  anzuführen,  der  sich 
doch  in  der  Beurteilung  der  Chancen  und  Vorteile  einer  Zollannäherung 
der  Zentralreiche  der  größten  Vorsicht  befleißt: 

»Aber  deswegen  hatten  die  Gegner  des  Zollvereines  1828  bis 
1831  doch  unrecht,  als  sie  die  Erdrückung  der  württembergischen  und 
bayrischen  Gewerbe  durch  die  rheinisch-westfälische  Industrie  als 
sicher  prophezeiten.  Und  ganz  ebenso  hatte  die  sächsische  Textil- 
industrie 1870  bis  1872  unrecht,  als  sie  erklärte,  durch  die  elsässische 
Konkurrenz  zugrunde  gerichtet  zu  werden.  In  beiden  Fällen  erlebten 
die  Klagenden  bald  statt  des  Euins  einen  Aufschwung  bedeutsamer 
Art.  Um  ähnliches  handelt  es  sieh  heute  wieder.  NatürUch  wird  jede 
Zollannäherung,  und  noch  mehr  eine  volle  Zollunion,  an  gewissen 
Stellen  die  Konkurrenz  vermehren;  einzelne  Geschäftszweige  gehen 
zurück,  einzelne  Geschäfte  werden  fallen.  Aber  wichtiger  wird  sein, 
daß  andere  um  so  mehr  aufblühen,  daß  überall  die  größere  Anstrengung 
zu  technischem  und  organisatorischem  Fortschritt  führt,  daß  eine 
richtige  interlokale  und  technische  Arbeitsteilung  Platz  greift  und  den 
Gesamtwohlstand  hebt.« 

»Ich  möchte  zusammenfassend  sagen:  die  deutsch-österreichisch- 
ungarische Zollannäherung  ist  eine  Frage  des  Maßes  und  der  Volks- 
psychologie. « 

»Will  man  gegenseitig  in  einer  Reihe  wichtiger  Berufs-  und 
Gewerbszweige  die  Zölle  herabsetzen  oder  gar  beseitigen,  so  muß  das 
so  umfangreich  nach  den  Berufen  und  so  erheblich  nach  den  Tarif- 
sätzen geschehen,  daß  die  Wirkung  der  stärkeren  Konkurrenz  eine 
gegenseitige  Belebung,  einen  inneren  technischen  und  organisatori- 
schen Fortschritt  herbeiführt.  Wer  in  Österreich  nicht  glaubt,  daß  die 
Annäherung  ebenso  günstig  auf  die  Habsburger  Monarchie  wirke, 
wie  seinerzeit  der  Anschluß  Süddeutschlands  an  Preußen  1828  bis 
1840  für  die  Süddeutsehen,  der  Eintritt  Hannovers  1852  in  den  Zoll- 
verein für  dieses  Land,  der  Eintritt  Elsaß-Lothringens  1872  für 
Deutschland ;  wer  nicht  glaubt,  daß  die  Menschen  durch  solche  große 
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Maßregeln  sich  ändern  werden,  daß  die  etwas  verstärkte  Konkurrenz 
sich  in  zunehmende  Anstrengung,  höhere  Organisation  umsetze,  der 
muß  in  Österreich-Ungarn  Gegner  der  Zollannäherung  sein.  Es  ist 
der  pessimistische  Standpunkt,  der  an  keinen  inneren  Fortschritt 
glaubt.  Wer  umgekehrt  es  für  wahrscheinlich  hält,  daß  die  ungarische 
und  die  österreichische  Volkswirtschaft  bei  den  talentvollen  Volks- 
elementen, dem  reichen  Boden,  der  günstigen  geographischen  Lage 
gerade  durch  die  engere  Berührung  mit  Deutschland  große  innere 
Fortschritte  machen  wird,  der  wird  kühn  die  Annäherung  verlangen.« 

»Wer  recht  haben  wird,  kann  natürlich  erst  die  Zukunft  lehren. 
Aber  dem  Mutigen  gehört  die  Welt.  Die  Wahrscheinlichkeit  des  Ge- 
lingens liegt  gerade  nach  dem  großen  siegreichen  Kriege  noch  viel 
mehr  vor  als  bisher;  vorausgesetzt,  daß  das  Maß  der  gegenseitigen 
Herabsetzung  und  Konkurrenzverm.ehrung  richtig  getroffen  werde.« 

Daß  eine  Ausgleichung  der  unbehebbaren  Ungleichheitsmomente 
in  der  Summe  überhaupt  möglich  und  daß  infolgedessen  die  Angst 
einzelner  Zweige  der  österreichischen  Industrie  vor  der  deutsehen  Kon- 
kurrenz eine  stark  übertriebene  ist,  wird  vor  allem  anderen  an  der 
Hand  der  Tatsache  klar,  daß  trotz  der  EinheitUchkeit  des  Zollgebietes, 
trotz  der  finanziellen  und  kommerziellen  Überlegenheit  der  österreichi- 
schen Industrie,  trotz  der  technischen  Superiorität  derselben  —  in  Un- 
garn wie  in  Galizien  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  eine  nicht  ganz 
unbedeutende  Industrie  zum  Teil  wirklich  entstanden  und  erstarkt  ist, 
zum  Teil  im  Entstehen  begriffen  war,  und  zwar  nicht  blos  eine  In- 
dustrie mit  einem  ausgesprochenen  Lokalcharakter  und  auf  boden- 
ständiger Basis,  sondern  gerade  auch  in  jenen  zum  Teil  auf  importierten 
Eohstoffen  aufgebauten,  für  den  Weltexport  arbeitenden  oder  Halb- 
fabrikate erzeugenden  großen  Branchen,  in  welchen  nunmehr  die 
deutsche  Konkurrenz  von  den  österreichischen  und  von  den  ungarischen 
Industriellen  für  den  Fall  des  Zustandekommens  des  Zollbündnisses  so 
sehr   gefürchtet  wird.^) 

^)  Noch  im  Jahre  1901  war  v.  Matlekovits  (»Die  handelspolitischen  In- 
teressen Ungarns«)  der  Ansieht,  daß  die  ungarische  Industrie  eine  Zollunion  mit 
Deutschland  nicht  zu  fürchten  habe,  da  sie  doch  in  der  schwierigsten  Phase  ihres 
Lebens,  nämlich  zur  Zeit  ihres  Entstehens,  mit  der  gewaltig  überlegenen  öster- 
reichischen Konkurrenz  zu  kämpfen  hatte  und  ungeachtet  dessen  nicht  nur  über- 
haupt entstanden  ist,  sondern  auch  eine  verhältnismäßig  beträchtliche  Höhe  er- 
reichte. In  Ungarn  wurde  doch  durch  die  längste  Zeit  die  Ansicht  propagiert,  die 
industriellen  Zölle  der  Monarchie  seien  nicht  im  Interesse  Ungarns  gelegen,  da  sie 
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Insbesondere  sind  in  Galizien  im  letzten  Jahrzehnt  unter  anderem 
ein  Eisenwalzwerli,  eine  Baumwollweberei,  zwei  Kammgarnspinnereien, 
eine  Hutstumpenfabrik,  eine  große  Superphosphatfabrik,  eine  Akkumula- 
torenfabrik u.  dgl.  entstanden,  eine  Reihe  von  Tuchfabriken  und  Klein- 
eisenindustriestätten, eine  Zinkhütte  usw.  bedeutend  erweitert  worden. 
Zwei  Drahtstiftfabriken  sind,  trotz  ihrer  gewaltigen  Bekämpfung  durch 
das  österreichische  Kartell  vor  15  bis  18  Jahren,  doch  nicht  zugrunde- 
gegangen. Ebenso  hat  die  galizische  Zuckerindustrie,  trotz  einer  for- 
cierten langjährigen  Bekämpfung  durch  das  mächtige  österreichische 
Kartell  bis  vor  12  Jahren,  einen   großen  Aufschwung  genommen. 

In  Ungarn  sind  beinahe  alle  Zweige  der  österreichischen  In- 
dustrie mit  Mittel-  und  Großbetrieben  vertreten,  von  denen  die  meisten 
im  Laufe  der  letzten  30  Jahre  entstanden  sind. 

Um  so  leichter  wird  sich  doch  eine  bereits  seit  vielen  Jahr- 
zehnten bestehende  Großindustrie  Österreichs  der  deutsehen  gegenüber 
halten  können.  Die  Inferiorität  der  jungen,  im  Entstehen  begriffenen 
ungarischen  oder  galizischen  Industrie  im  Vergleiche  zur  altöster- 
reichischen war  doch  ganz  wesentlich  größer  als  jene  der  altöster- 
reichischen im  Vergleiche  zur  deutschen! 


vorwiegend  der  österreichischen  Industrie  zugute  kämen.  Diese  Ansicht  vertrat 
unter  anderen  neben  v.  Matlekovits  auch  Läng;  Todorovits  (a.  a.  0.)  neigt 
gleichfalls  zu  derselben  hin.  Jetzt  wird  ungariseherseits  allerdings  das  Entgegen- 
gesetzte behauptet  und  die  Vergrößerung  der  deutsehen  Konkurrenz,  das  heißt  die 
Ermäßigung  der  Zollsätze  für  die  industrielle  Einfuhr  aus  Deutsehland  in  die  Mon- 
archie von  verschiedenen  ungarischen  Machtfaktoren  nur  für  den  Fall  zugegeben, 
daß  gleichzeitig  zwischen  Österreich  und  Ungarn  eine  Zwischenzollinie  zum  Schutze 
der  ungarischen  Industrie  gegen  die  österreichische  Konkurrenz  errichtet  werde. 
Im  Memorandum  des  Bundes  der  ungarischen  Fabriksindustriellen  über  den  wirt- 
schaftlichen Ausgleich  zwischen  Österreich  und  Ungarn  vom  14.  Oktober  1915  ist 
diesfalls  ein  krasser  Widerspruch  zu  konstatieren.  Es  heißt  nämlich  in  demselben: 
>Jeder  neue  Ausgleich  hat  bisher  den  Zollschutz  für  die  Industrie  gesteigert,  und 
es  ist  anzunehmen,  daß  vom  Standpunkte  der  ungarischen  Industrie  dies  auch  not- 
wendig und  nützlieh  war.  Der  überwiegende,  fast  ausschließliche  Nutzen  hievon 
kam  aber  Österreich  zugute.«  Sapienti  sat!  Den  besten  Beweis  aber  dafür,  daß 
die  ungarische  Industrie  sich  trotz  der  uneingeschränkten  österreichischen  Konkurrenz 
gerade  in  der  letzten  Zeit  ersprießlich  entwickeln  konnte,  bildet  die  Tatsache,  daß  die 
Ausfuhr  von  Industrieartikeln  aus  Ungarn  nach  Österreich  in  der  Zeit  von  1909  bis 
1913  bedeutend  stieg,  und  zwar  in  Baumwollgarnen  von  8*2  auf  10-2  Millionen 
Kronen,  in  Baumwollwaren  von  17'1  auf  22*7,  in  Leinengarnen  von  0*6  auf  0*9,  in 
Jutegarnen  von  l'l  auf  2*3,  in  Flachs-,  Hanf-  und  Jutegeweben  von  4-2  auf  77,  in 
Wollwaren  von  8-3  auf  16*9,  in  Papier  und  Papierwaren  von  7'2  auf  104  Millionen. 
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Da  könnte  aber  eingewendet  werden,  daß  die  galizisehe  und  in 
noch  höherem  Grade  die  ungarische  Industrie  insofern  gleiche  oder 
gar  leichtere  Produljtionsbedingungen  als  die  westösterreichische 
hatte,  als  sie  im  Genüsse  eines  billigen  Investitionskredites  (in  Ungarn 
auch  direkter  Subventionen),  gewisser  Steuerbefreiungen  und  Tarifbe- 
günstigungen, der  Bevorzugung  bei  öffentlichen  Lieferungen,  der  Vor- 
teile der  Tulpenbewegung  (»Hon«)  u.  dgl.  stand;  tiberdies  arbeitete 
die  ungarische  Industrie  mit  unvergleichlich  geringeren  sozialpolitischen 
Lasten.  Die  westösterreichische  Industrie  habe  dagegen  —  im  Ver- 
gleiche zur  deutschen  —  durchwegs  schwierigere  Produktionsbedin- 
gungen, insbesondere  was  Steuern  und  Tarife  anbelangt. 

Diese  Einwendung  ist  jedoch  nicht  stichhaltig.  Die  um  ein  be- 
deutendes größeren  natürlichen  Schwierigkeiten  der  jungen  galizischen 
und  ungarischen  Industrieproduktion  im  Vergleiche  zur  altösterreichi- 
schen konnten  durch  die  künsthche  Industrieförderung  durch  das 
Land  Galizien  sowie  durch  den  ungarischen  Staat  nur  teilweise 
neutralisiert  werden.  Als  hinreichender  Beweis  der  Eichtigkeit  dieser 
Auffassung  können  angesehen  werden:  die  durchwegs  geringere  Ren- 
tabihtät  dieser  neuen  Industrie,  das  laugsame  Tempo  ihrer  Ent- 
wicklung, schließlich  besondere,  häufig  trotz  großer  Bemühungen  erst 
nach  vielen  Jahren  zu  beseitigende  Schwierigkeiten,  die  sich  der 
Gründung  neuer  Fabriken  -in  gewissen  Branchen  in  den  Weg  stellten. 

Der  Verfasser  hat  die  Entwicklung  der  galizischen  Industrie  in 
den  letzten  12  Jahren,  als  Direktor  des  Zentralverbandes  der  galizi- 
schen Pabriksindustriellen,  als  Mitglied  derLandesindustriekommission, 
schließlich  als  langjähriger  Referent  für  Industrieangelegenheiten  im 
galizischen  Landtage,  persönlich  mitgemacht  und  stellt  in  voller 
Kenntnis  der  Sachlage  auf  Grund  eigener  Erfahrung  ruhig  die  Be- 
hauptung auf,  daß  die  ungarische  und  die  galizische  Industrie  trotz 
einer  regelmäßig  großen  Inferiorität  ihrer  Produktions- 
bedingungen, die  durch  die  öffentliche  Industrieförderung 
nur  teilweise  behoben  wurde,  entstehen,  sich  nach  und  nach 
entwickeln,  sich  der  stärkeren  österreichischen  Industrie  gegenüber 
halten  und  bewähren  konnte.  Ist  denn  das  nicht  ein  höchst  ermuti- 
gendes Beispiel  für  die  bestehende,  unvergleichlich  stärkere  altöster- 
reichische Industrie,  soweit  ihr  künftiges  Verhältnis  zur  deutschen 
Konkurrenz  bei  einer-  Herabsetzung  der  Zollschranken  gegenüber 
Deutschland  in  Betracht  kommt? 
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Meine  obige  Ansicht  deckt  sich  mit  jener  Pistors  (a.  a.  0. 
S.  163),  welcher  darüber  folgendes  meint:  »Was  die  ungarische  Indu- 
strie betrifft,  so  kann  sie  im  großen  und  ganzen  den  nachteiligen 
Folgen  einer  wirtschaftlichen  Allianz  sogar  leichter  ins  Gesicht  sehen 
als  die  österreichische.  Daß  sich  die  ungarische  Industrie  bisher  über- 
haupt ohne  Zwischenzollschutz  in  Konkurrenz  zur  österreichischen  ent- 
wickeln konnte  und  so  befriedigend  entwickelt  hat,  müßte  sogar  ein  Trost 
und  eine  Aufmunterung  für  die  österreichische  Industrie  für  den  Fall  der 
Allianz  mit  Deutsehland  sein.  Die  Subventionierung  durch  die  ungari- 
sche Eegierung  hat  doch  immer  nur  einen  geringen  Teil  der  Investitions- 
kosten gedeckt,  und  die  Subvention  stand  in  den  meisten  Fällen  nur 
in  untergeordnetem  Verhältnis  zu  den  Leistungen,  die  der  Unternehmer 
bei  Einführung  einer  Industrie  in  Ungarn  zu  vollbringen  hatte.« 

D.  Einwendungen  handelspolitischer  Natur. 

1.    Gefahr   der   Benachteiligung   Österreich-Ungarns   durch 

Deutschland   bei  der  Festsetzung  des  Zolltarifes  und  beim 

Abschlüsse  von  Handelsverträgen. 

Hie  und  da  dient  Deutschlands  Überlegenheit  zur  Grundlage 
der  Befürchtung,  Österreich-Ungarn  werde  im  ZoUbüudnisse,  sowohl  bei 
der  Festsetzung  des  Zolltarifes  als  auch  beim  Abschlüsse  von  Handels- 
verträgen mit  dritten  Staaten,  von  Deutschland  in  den  Schatten  gerückt 
werden;  durch  die  formelle  Parität  werde  die  faktische  Unterordnung 
der  Monarchie  unter  die  stärkeren  Interessen  Deutschlands  nicht  ver- 
hindert werden,  und  Österreich-Ungarn  werde  nur  dann  (ausnahms- 
weise) gut  davonkommen,  wenn  gelegenthch  eine  wirkliche  Identität 
der  Interessen  vorliegen  sollte. 

Angenommen,  daß  eine  solche  Befürchtung  in  ihrer  Quelle  richtig 
wäre,  ist  es  zunächst  vorauszuschicken,  daß  im  Falle  des  Zustande- 
kommens des  Zollbündnisses  größtenteils  eine  wirkliche  Identität  der 
großen  Kollektivinteressen  über  die  zentrifugalen  Tendenzen  der  klei- 
neren Sonderinteressen  im  allgemeinen  schon  deswegen  die  Oberhand 
gewinnen  dürfte,  weil  Deutschland  ein  poUtisch,  militärisch,  finanziell, 
folglich  auch  wirtschaftlich  starkes  Österreich-Ungarn  aus  bekannten 
und  bereits  öfter  angeführten  Gründen  braucht.  Deutschland  würde  im 
Bestände  des  Zollbündnisses  eine  Garantie  dafür  erblicken,  daß  Öster- 
reich-Ungarn in  jeder  Beziehung  den  Weg  der  Stärkung  betrete.  Vor 
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einer  solchen  grundlegenden  Tatsache  dürften  auch  in  der  praktischen 
Anwendung  die  meisten  Interessengegensätze  schließlich  doch  weichen. 
So  würde  z.  B.  eine  Niederringung  der  österreichisch-ungari- 
schen Industrie  durch  die  deutsche,  eine  Überflutung  des  österreichisch - 
ungarischen  Marktes  mit  deutschen  Fabrikaten  nicht  nur  außerhalb 
des  Eahmens  der  großen  Interessen  Deutschlands  liegen,  sondern  sich 
hiezu  im  schärfsten  Gegensatze  befinden.  Deutschland  weiß,  daß  ein 
solcher  Beutezug  nur  vorübergehende  Vorteile  brächte  und  daß  da- 
durch die  guten  wirtschafthehen  Beziehungen  zwischen  den  beiden 
Eeichen  unheilvoll  kompromittiert  wären.  Die  Deutschen  wissen  genau 

—  so  widerspruchsvoll  es  anscheinend  klingt  —  daß  Österreich- 
Ungarns  industrielle  Entwicklung  gefördert  werden  müsse,  damit  der 
Absatz  deutscher  Fabrikate  nach  Österreich-Ungarn  vergrößert  werde 

—  im  Hinblicke  auf  die  durch  die  neuere  Geschichte  der  Volkswirt- 
schaft unzählige  Male  bewiesene  Superiorität  der  Aufnahmsfähigkeit 
stark  industrialisierter  Gebiete  für  fremde  Fabrikate  im  Vergleiche  zu 
Gebieten  mit  vorwiegend  agrarischem  Charakter.  Ebenso  genau  wissen 
die  Deutschen,  daß  Österreich-Ungarns  Zahlungsbilanz  nur  durch  for- 
cierten Fabrikatenexport  auf  die  Dauer  im  Gleichgewichte  erhalten 
werden  kann,  woran  es  Deutschland  als  dem  größten  Gläubiger  und 
gleichzeitig  Bundesgenossen  der  Monarchie  gelegen  sein  muß. ^) 

Im  Gegensatze  zur  obigen  Befürchtung  muß  beim  Bestände  des 
Zollbündnisses  in  den  künftigen  Beziehungen  der  Volkswirtschaften  der 
Zentralmächte  die  bis  dahin  hie  und  da  vorkommende  rücksichtslose 
Konkurrenz  und  Benachteiligung  des  schwächeren  Teiles  zugunsten 
des  stärkeren  aufhören  und  durch  eine  gegenseitige  Unterstützung 
ersetzt  werden.^)  Von  den  deutschen  Eisenbahn-  und  Wasserstraßen- 
tarifen, die  Österreich-Ungarn  der  Nordsee  und  der  Ostsee  näher  brin- 
gen sollen,  von  der  Eisenbahnverkehrsgemeinschaft,  von  der  Wasser- 
straßengemeinschaft war  schon  an  einer  anderen  Stelle  die  Eede.  Der 
Wettbewerb  zwischen  der  deutschen  und  der  österreichisch-ungari- 
schen Industrie  auf  dem  Weltmarkte,  der  bisher  häufig  in  unliebsamen 
Formen  auftrat,  dürfte  einen  anderen,  einen  milderen  Charakter  an- 
nehmen, wozu  in  vielen  Branchen  gemeinsame  Exportsyndikate  bei- 
tragen werden, 

!■)  Vgl.  Eulenburg,  a.a.O.  S.  70:  »Es  kommt  nicht  nur  auf  das  Ab- 
nehmen, sondern  auch  auf  das  Bezahlen  an.« 

2)  Vgl.  u.  a.  Naumann,  a.  a.  0.  S.  203  und  217. 


462 

Gerade  um  eine  volle  Beruhigung  diesfälliger  Zweifel  zu  be- 
wirken, empfiehlt  es  sich,  einige  Beispiele  der  wirtschaftliehen  Be- 
nachteiligung Österreich-Ungarns  durch  Deutschland  aus  der  Ver- 
gangenheit zu  zitieren,  an  deren  Hand  die  Unmöglichkeit  der  Wieder- 
kehr ähnlicher  Fälle  in  der  Zukunft  (im  Zollbündnis  Verhältnisse) 
ersichtlich  werden  wird  —  da  in  demselben  prinzipiell  an  Stelle  der 
rücksichtslosen  Konkurrenz  die  bisher  nicht  vorhandene  wirtschaftliche 
Interessengemeinschaft  treten  wird. 

Schon  durch  den  Bestand  der  permanenten  gemeinsamen  Zoll- 
und  Handelskonferenz,  durch  die  damit  verbundene  Notwendigkeit  eines 
Spieles  mit  offenen  Karten  auf  der  ganzen  Linie,  werden  solche  Vor- 
kommnisse unmöglich  werden,  wie  der  Fall  Schlieben  (Belgrad)  oder 
wie  die  Verheimlichung  des  deutscherseits  mit  Eußland  vereinbarten 
Gerstenzolles  von  1  Mark  30  Pfennig.  (Die  Folge  hie  von  war,  daß  die 
Monarchie  mit  den  deutschen  Unterhändlern  einen  höheren  Zoll  ver- 
einbarte und  dafür  zahlte,  während  ihr  der  niedrigere  im  Wege  der 
Meistbegünstigung  von  selbst  in  den  Schoß  fallen  mußte.)  Durch  die 
vollständige  und  permanente  Gemeinsamkeit  der  Handelspolitik  werden 
sowohl  präjudizielle  vorzeitige  Abschlüsse  von  Verträgen  mit  dritten 
Staaten,  wie  1904  bis  1906,  als  auch  solche  Vorgänge  technisch  un- 
möglich werden,  wie  zur  Zeit  der  Dezemberverträge,  da  Deutschland  in 
einzelnen,  gemeinsam  abgeschlossenen  Verträgen  weit  größere  Vorteile 
erzielte  als  Österreich-Ungarn,  weil  es  sich  naturgemäß  vor  allem 
um  jene  Ermäßigungen  bemühte,  die  seinem  Exporte  nützten,  w^eil  es 
ferner  die  Entfaltung  der  notwendigen  Energie  Österreich-Ungarns 
hinderte  und  schließlich,  weil  es  entgegen  seiner  Verpflichtung  den 
Vertrag  mit  Italien  abschloß,  während  zwischen  der  Monarchie  und 
Italien  noch  große  Differenzen  schwebten.  ^) 

Ein  klassisches  Beispiel  jener  beklagenswerten  Verhältnisse,  die- 
in  der  Zukunft  gerade  durch  ein  ständiges  satzungsmäßiges  Mitarbeiten 
ausgeschlossen  und  auch  technisch  unmöglich  werden  müssen,  bietet 
die  Entstehungsgeschichte  des  deutsch-rumänischen  und  des  öster- 
reiehisch-ungarisch-rumänischen  Vertrages  aus  derselben  Ära,  wobei 
Deutschland  den  österreichisch-ungarisch-rumänischen  Schweine-  und 
Zollkrieg  in  gewaltigem  Maße  auszunützen  wußte.  Hierüber  bemerkt 
Grunzel  (»Die  Handelspolitik  und  Ausgleich  in  Österreich-Ungarn«,. 
Wien  1912,  S.  74)  folgendes:   »Hiebei  hat  allerdings  auch  Eumänien 

^)  Vgl.  Ba^ant,  »Die  Handelspolitik  Österreich-Ungarns«,  S.  122ff. 
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geradezu  Schulbeispiele  erbracht  dafür,  wie  man  trotz  formeller  Meist- 
begünstigung ein  Land  ungünstiger  behandeln  kann  als  das  andere. 
Deutschland  hat  bei  der  Zusammenstellung  der  tarifarischen 
Zugeständnisse  Rumäniens  natürlich  seine  Exportartikel  und 
darunter  wieder  besonders  jene  berücksichtigt,  in  denen 
eine  Ermäßigung  einem  anderen  Lande  nicht  oder  wenig 
zugute  kommt.  Euraänien  dagegen  hat  schon  bei  der  Aufstellung 
des  Generaltarifes  die  spezifisch  österreichischen  Exportartikel  mit  be- 
sonders hohen  Zöllen  bedacht  und  zu  diesem  Zwecke  sogar  merk- 
würdige Zollpositionen  neu  aufgestellt.  So  zahlten  Baumwollgewebe  45 
oder  60  Lei  für  100  hg,  die  billigen  Sorten  > Barchent«,  »Kalmuck« 
und  alle  anderen  Gewebe  aus  Baumwollabfällen  wurden  dagegen  in 
einer  neuen  Position  mit  200  Lei  für  100  kg  belegt,  weil  diese  Artikel 
ausschließlich  aus  Österreich  (Zwittau  und  Mähren)  geliefert  wurden.« 

In  der  letzten  Vertragsära  gelangte  Deutschland  sehr  bald  zu 
einem  neuen  Vertragsverhältnis  zu  den  Balkanstaaten,  während  Öster- 
reich-Ungarn infolge  der  in  den  Parlamenten  beider  Reichshälften  lebhaft 
geltend  gemachten  Agrarinteressen  —  Frage  der  Vieheinfuhr  —  jahre- 
lang zu  keinem  Vertragsabschluß  gelangen  konnte.  Den  Vorteil  davon 
hatte  Deutschland,  das  —  wie  früher  im  Falle  Rumäniens  —  seine 
Einfuhr  nach  einzelnen  dieser  Länder  trotz  mancher  Hoehschutzzölle 
außerordentlich  zu  steigern  vermochte.  Eine  Wiederholung  einer  solchen 
tatsächlichen  wenn  auch  nicht  beabsichtigten  Benachteiligung  der 
Monarchie  wäre  beim  Bestände  eines  Zollbündnisses  ausgeschlossen. 

In  offensichtlicher  Weise  machte  sich  Deutschlands  Überlegenheit 
beim  Abschlüsse  des  letzten  deutsch-österreichisch-ungarischen  Handels- 
vertrages geltend.  Die  von  Seite  der  Monarchie  der  deutschen  Industrie 
eingeräumten  bedeutenden  Konzessionen  wurden  durch  die  gegenseitigen 
Konzessionen  auf  dem  Gebiete  der  landwirtschaftlichen  Produkte  bei 
weitem  nicht  aufgewogen.  Auf  diesem  letzteren  Gebiete  spielte  formell 
die  Gewährung  der  Minimaltarife  für  Getreide  deutscherseits  eine  große, 
vielleicht  die  größte  Eolle,  was  aber  vom  Standpunkte  der  Monarchie 
schon  damals  im  Hinblicke  auf  das  Schwinden  des  Brotgetreideexportes 
als  wertlos  hätte  angesehen  werden  sollen.  Was  aber  auf  dem  Gebiete 
der  Ausfuhr  der  landwirtschaftlichen  Produkte  nach  Deutschland  einen 
tatsächlichen  Wert  gehabt  hätte,  das  ist  meistens  unerreicht  geblieben. 
So  trat  damals  die  tatsächliche  Benachteiligung  der  österreichisch- 
ungarischen Gerste,  als  Braugerste,  und  die  tatsächliche  Bevorzugung 
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der  russischen,  als  Futtergerste,  ein;  sa  kam  der  hohe  Malzzoll  und 
die  erhöhte  Spannung  zwischen  Rohholz  und  Schnittmaterial.  Die 
größte  Schwierigkeit  bot  die  Vereinbarung  des  den  Vertrag  begleiten- 
den Viehseuchenabkommens,  Besonders  Ungarn  legte,  wie  früher,  den 
größten  Wert  darauf,  daß  die  Vieheinfuhr  deutscherseits  durch  Ver- 
waltungsmaßnahmen nicht  behindert  werde.  Dennoch  gelang  es  der 
deutschen  Regierung,  sich  in  allen  wesentlichen  Punkten  die  autonome 
Regelung  seines  Veterinärwesens  vorzubehalten.  Das  Recht  der  Prä- 
ventivsperre mit  der  Befugnis,  wenn  nötig,  die  Sperre  auf  ganz  Öster- 
reich-Ungarn auszudehnen,  wurde  sogar  ausdrücklich  anerkannt.  Auf 
dieser  Grundlage  wurde  die  Viehausfuhr  aus  der  Monarchie  nach  Deutsch- 
land durch  Veterinärmaßnahmen  eingeschränkt  und  die  Schweineein- 
fuhr gänzlich  unterbunden.') 

Jeder  Kenner  der  innerdeutschen  Verhältnisse,  Strömungen, 
Stimmungen  und  Machtgruppierungen  wird  zugeben,  daß  für  eine 
Änderung  obiger  Verhältnisse,  folglich  für  eine  wesentliche  Besserung 

')  Vgl.  mit  der  obigen  Darstellung  der  handelspolitischen  Beziehungen  der 
Monarchie  zu  Deutschland  folgende  mir  in  der  letzten  Stunde  zugekommene  Be- 
trachtungen eines  hervorragenden  österreichischen  Handelspolitikers:  »Daß  Deutsch- 
land in  der  zweiten  mitteleuropäischen  Vertragsperiode  (1906  — 1917)  mit  den 
Balkanstaaten  Verträge  früher  abschloß  als  Österreich-Ungarn,  bedeutete  durchaus 
nicht  eine  .Übervorteilung'  Österreich-Ungarns.  Denn  damals  (1904—1906)  war 
es  zu  keinerlei  Abmachung  beider  Mittelmächte  über  gemeinsam  abzuschließende 
Handelsverträge  gekommen.  Daher  konnte  niemand  Deutsehland  zumuten,  es  möge 
mit  dem  Abschluß  von  Handelsverträgen  mit  den  Balkanstaaten  warten,  bis  die 
Agrarier  Österreich-Ungarns  Vernunft  annehmen  wollten.  Sogar  1892 — 1894  stand 
dem  Vorgehen  Deutschlands  bezüglich  Eumäniens  unsere  Eilfertigkeit  gegenüber, 
mit  Rußland  einen  Handelsvertrag  abzusehließen,  bevor  Deutschland  seinen  damaligen 
Zollkrieg  mit  Rußland  beendet  hatte.  Auch  die  Mängel  unseres  noch  derzeit  gel- 
tenden Handelsvertrages  mit  Deutschland  waren  in  erster  Linie  darauf  zurück- 
zuführen, daß  unsere  Unterhändler  die  Produktionsverhältnisse  des  eigenen  Gebietes 
durchaus  unrichtig  beurteilten,  daher  Zugeständnisse  anstrebten,  die  sich  nachher 
als  wertlos  erwiesen,  und  dafür  Opfer  brachten,  die  nicht  notwendig  gewesen  wären, 
oder  Zugeständnisse  nicht  erzielten,  die  sie  anderenfalls  hätten  erzielen  können. 
Dies  war  nicht  Schuld  Deutsehlands.  Die  Fopperei  hinsichtlich  der  Gersten-  und 
Rohholzzölle  im  russisch-deutschen  Handelsvertrag  von  1904  bleibt  freilieh  bestehen.« 

Wen  für  diese  ganze  Vergangenheit  die  Schuld  trifft,  ist  für  das  Resultat 
gleichgültig.  Es  ist  Tatsache,  daß  aus  dem  Mangel  eines  dauernd  einvernehmliehen 
und  gemeinsamen  Vorgehens  der  Zentralmäehte  in  der  Handelspolitik  für  die  Mon- 
archie zahlreiche  schwerwiegende  Nachteile  aus  verschiedenen  Anlässen  erwuchsen, 
welche  Nachteile  unter  dem  Regime  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  durch  die 
Natur  desselben  ausgeschlossen  wären. 


465 

der  Grandlagen  zukünftiger  Handelsbeziehungen  zugunsten  der  Mon- 
archie im  Wege  gewöhnlicher  Handelsvertragsverhandlungen 
auch  gegenwärtig  keine  besonders  guten  Aussichten  bestehen. 

Im  Zollbündnisse  dagegen  —  ob  nun  die  Zwischenzölle  auf 
Getreide  bleiben  oder  nicht  —  wird  (im  Hinblicke  auf  das  große 
macht-  und  handelspolitische  Interesse  Deutschlands  am  Zustande- 
kommen desselben)  allenfalls  eine  bessere  Behandlung  unserer  Brau- 
gerste, eine  Änderung  des  Malzzolles,  eventuell  auch  der  Holzzölle, 
•eine  Änderung  der  deutschen  Veterinärpolitik  —  zugunsten  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  —  eintreten  können.  Was  eben  die 
Veterinärpolitik  anbelangt,  so  werden  gemeinsame  Kontrollinstitutionen 
errichtet  werden  können  zur  gemeinsamen  Bekämpfung  der  Seuchen, 
nicht  minder  aber  zu  dem  Zwecke,  damit  in  Hinkunft  nicht,  etwa 
wie  bisher,  veterinärpolizeiliche  Bedenken  nur  als  Vorwand  zur  Be- 
kämpfung der  unbequemen  Einfuhr  dienen. 

Überhaupt  war  das  bisherige  handelspolitische  Verhältnis  Öster- 
reich-Ungarns zu  Deutschland  —  trotz  des  politischen  Bündnisses  und 
abgesehen  von  der  im  Wesen  nur  äußeren  und  nur  partiellen  Gemein- 
samkeit der  Handelspolitik  in  der  Ära  Caprivi  —  ein  auf  Erzielung 
möglichst  weitgehender  einseitiger  Vorteile  gerichtetes.  So 
stellte  sich  dieses  Verhältnis  auch  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  letzten 
Vertrages  dar.  Da  damals  Deutschland  nicht  bloß  an  und  für  sich,  sondern 
«uch  im  Hinblicke  auf  die  bereits  abgeschlossenen  Handelsverträge  mit 
dritten  Staaten  in  handelspolitischer  Beziehung  eine  viel  stärkere  Position 
hatte  als  Österreich-Ungarn,  mußte  die  Monarchie  den  kürzeren  ziehen. 

Im  Zollbündnisse  dagegen  werden  die  Verhandlungen  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Deutschland  über  den  Grundtarif,  über  die 
Zwischenzölle,  desgleichen  die  gemeinsamen  Unterhandlungen  mit  dritten 
Staaten  —  aus  der  Natur  des  Zollbündnisses  heraus  —  auf  einem 
wesentlich  anderen  Prinzipe,  nämlich  auf  jenem  der  vollen 
Interessengemeinschaft  beruhen  müssen,  wodurch  sich  die  Schonung 
und  der  Schutz  der  berechtigten  Interessen  des  Kompagnons  zu  einer 
Pflicht  und  zu  einem  Bedürfnisse  der  beiden  verbündeten  Reiche  ge- 
stalten muß.  Hiebei  kann  aber  Österreich-Ungarn  nur  gewinnen.  ^) 


^)  Vgl.  folgende  Bemerkungen  Längs  in  »Doms  Volkswirtschaftliehe  Woehen- 
sehrift<  Nr.  1647  ck  1915:  »Bei  den  Beratungen  über  Handelsverträge  haben  die 
Unterhändler  die  Aufgabe,  für  ihr  Land  mögliehst  günstige  Vereinbarungen  zu  er- 
zielen. Sie  müssen   zwar  zu  diesem  Zwecke   sieh  auch  mit  den  Verhältnissen  der 

V.  Battaglia,  Wirtschifcliche  Annäherang.  I.  «^'J 
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Ähnliche  neue  Gesichtspunkte  ergeben  sieh  im  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündnisse für  eine  ganze  Reihe  von  anderen  wichtigen  Beziehungen,  z.  B. 
auf  dem  Verkehrsgebiete,  auf  welchem  bisher  ebenfalls  Benachteiligungen 
der  Monarchie  durch  Deutschland  vorkamen  (vgl.  oben  »Verkehrswesen«). 

2.  Der  Minimaltarif  —  eine  Erschwerung  des  Abschlusses 
von  Handelsverträgen. 
Häufig  wird  eingewendet,  daß  der  von  der  Konstruktion  eines  Zoll- 
bündnisses kaum  zu  trennende  offene  Minimaltarif')  eine  Erschwerung 
der  Vertragsverhandlungen  mit  dritten  Staaten  nach  sich  ziehen  könnte. 

Gegenseite  vertraut  machen,  um  beurteilen  zu  können,  welchen  Wert  für  diese  die 
ihr  einzuräumenden  Vorteile  haben,  um  demgemäß  entsprechende  Gegenleistungen 
fordern  m  können;  ebenso  wird  man  sich  der  Opfer  bewußt  sein  müssen,  die  man 
von  der  Gegenseite  fordert,  weil  man  ja  darauf  gefaßt  sein  muß,  ein  entsprechendes 
Entgegenkommen  zu  bieten.  Allein  der  Endzweck  ist  doch  immer  nur,  möglichst 
vorteilhaft  abzuschließen,  und  wenn  es  den  Unterhändlern  der  einen  Seite  gelingt, 
Vorteile  auf  Kosten  der  anderen  zu  erreichen,  so  werden  sie  ihr  Wirken  als  ein  ver- 
dienstvolles betrachten,  sie  werden  gewiß  auch  Anerkennung  finden  und  man  wird 
sieh  dieser  Vorteile  während  der  Vertragsdauer  mit  ungetrübter  Genugtuung  freuen. 

Ganz  anders  aber  muß  man  sich  wohl  den  Geist  jener  Verhandlungen  vor- 
stellen, zu  denen  die  im  Kriege  zwischen  Österreich-Ungarn  und  dem  Deutschen 
Reich  so  sehr  erstarkte  Gesinnung  führt. 

Gemäß  dieser  Gesinnung  kann  als  Zweck  der  Verhandlungen  nur  betrachtet 
werden,  eine  Gemeinschaft  zu  bilden,  die  allen  Teilen  gleicherweise  die 
günstigsten  Entwieklungsmöglichkeiten  erleichtert  und  sichert.  Hier 
fehlt  also  bei  allen  Teilen  der  Wunsch,  irgendwelche  Vorteile  aufKosten  des  an- 
deren zu  erlangen,  und  die  Unterhändler,  die  auf  irgendeiner  Seite  derartiges  er- 
streben wollten,  würden  sicherlich  den  wirklichen  Intentionen  aller  Teile  zuwiderhandeln. 

Jeder  Sachkundige  wird  wohl  anerkennen,  daß  hiedurch,  bei  allem  Beharren  auf 
der  streng  wirtschaftlichen  Auffassung  solcher  Verhandlungen,  denn  doch  ein  überaus 
entscheidender  Unterschied  gegenüber  gewöhnlichen  Vertragsverhandlungen  obwaltet.« 

Vgl.  ferner  Spiethoff,  a.  a.  0.  S.  39— 40;  Stolper,  a.  a.  0.  S.  170.  Beide 
vertreten  die  Ansieht,  daß  durch  die  handelspolitische  Kooperation  der  Zentralreiche 
das  Wiederaufleben  des  in  den  Jahren  1892  und  1904  befolgten  Bestrebens,  bei 
Vertragsverhandlungen  mit  dritten  Staaten  (insbesondere  mit  Rußland)  einander 
zuvorzukommen  und  sieh  gegenseitig  vor  ein  fait  accompli  zu  stellen,  verhindert 
werden  soll  und  kann.  Auf  dem  gegenteiligen  Standpunkt  steht  Schumacher, 
a.  a.  0.  S.  131,  welcher  von  der  Möglichkeit  einer  Überbrüekung  der  betreffenden 
Interessengegensätze  zwischen  den  Zentralreichen  nichts  wissen  will  und  beim  Be- 
stände solcher  Gegensätze  (z.  B.  im  Verhältnis  zu  Rußland  und  Rumänien)  den 
Abschluß  abgesonderter  Handelsverträge  empfiehlt. 

^)  Im  Rahmen  des  Zollbündnisses  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutsehland 
dürfte  ein  offener  Minimaltarif  deshalb  kaum  entbehrt  werden  können,  weil  ohne  einen 
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Über  die  Nachteile  des  Minimaltarifes  bemerkt  Luzensky  (»Ein- 
führung in  die  deutsche  Zoll-  und  Handelspolitik«,  Hannover  1913, 
S.  43)  richtig  folgendes:  »Auf  der  anderen  Seite  ersehwert  es  dieses 
System,  auf  die  individuellen  Wünsche  und  Bedürfnisse  des  Gegen- 
kontrahenten bei  Handelsverträgen  einzugehen.  Bisweilen  wird  der 
andere  Teil  die  nach  dem  Minimaltarif  möglichen  Zugeständnisse  für 
nicht  erheblich  genug  ansehen,  um  auf  dieser  Grundlage  überhaupt 
einen  Vertrag  zu  schließen.  Diese  Erfahrung  hat  Frankreich  gegen- 
über der  Schweiz  gemacht;  das  Festhalten  am  Minimaltarif  verhin- 
derte eine  Einigung  und  führte  zu  einem  Zollkriege,  der  schließüch 
mit  Zugeständnissen  Frankreichs  über  den  Minimaltarif  hinaus  endete.«* 

Nun  ist  aber  der  Mini maltarif  keinNovum  und  wird  seit  Jahren 
von  einer  langen  Eeihe  von  Staaten  angewendet.  Auch  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland  haben  ihn  in  ihren  letzten  Zolltarifen  für  Ge- 
treide eingeführt,  was  allerdings  nach  meiner  Ansicht  gerade  nicht  der 
glücklichste  Gebrauch  war,  den  man  von  diesem  Systeme  machen  konnte. 

Das  Minimaltarifsystem  hat  gewiß  seine  Vor-  und  Nachteile,  doch 
dürften  die  letzteren  nicht  tiberwiegend  sein,  sonst  wäre  es  nicht  so  ver- 
breitet oder  es  wäre  bereits  verschwunden.  Dasjenige,  was,  nach  dem  ent- 
worfenen Projekte,  für  die  verbündeten  Reiche  sich  empfehlen  würde,  wäre 
ein  gemilderter  Minimaltarif,  in  dem  Sinne  gemildert,  daß  hinsichtlich 
vieler  Posten  den  Unterhändlern  die  Hände  nach  unten  überhaupt  nicht 
gebunden  wären  und  ungeachtet  dessen  die  Regierungen  mit  Vollmachten 
zum  rechtsgültigen  Abschlüsse  von  Handelsverträgen  versehen  sein 
würden.  Ferner  könnte  eine  der  Exekutive  auf  Grund  eiiier  allgemeinen 
Ermächtigung  der  Legislative  anzuvertrauende,  auf  gewisse  Artikel  be- 
schränkte Revision  des  Minimaltarifes  —  etwa  nach  Analogie  einiger 
im  Underwoodtarife  enthaltenen  Bestimmungen  —  als  eine  weitere 
Milderung  der  Nachteile  des  Minimaltarifsysteras  vorgesehen  werden. 

Im  übrigen  ist  in  der  Neuzeit  der  wirtschaftspolitische  Auf- 
klärungsdienst zumeist  ebenso   meisterhaft  organisiert,   wie   die   mili- 

solchen  ein  jeder  mit  einem  dritten  Staate  geschlossener  Tarifvertrag  der  parlamentari- 
schen Behandlung  in  drei  Parlamenten  unterzogen  werden  müßte,  was  erst  recht  eine 
gewaltige  Erschwerung  des  Abschlusses  von  Handelsverträgen  mit  sich  bringen  würde. 
Stolper,  a.  a.  0.  S.  173,  regt  die  eventuelle  Behandlung  des  Minimaltarifes 
als  eines  Geheimtarifes  sowie  die  Bildung  besonders  zusammengesetzter  parlamen- 
tarischer Kommissionen  an  —  ähnlieh  wie  für  die  Behandlung  von  vertraulichen 
Wehrfragen.  An  der  Möglichkeit,  einen  solchen  öeheimtarif  auf  die  Dauer  zu  ver- 
bergen, zweifelt  er  jedoch  selbst. 

30* 
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tärische  Spionage.  In  den  meisten  Fällen  wissen  die  Partner  im  Voraus 
—  auch  wenn  ein  Minimaltarif  nicht  besteht  —  wie  weit  die  Kon- 
zessionen gehen,  die  sie  in  den  Verhandlungen  erreichen  können. 
Bin  Versteekenspiel  ist  meistens  wirkungslos ;  infolgedessen  verlieren  die 
wichtigsten,  gegen  den  Minimaltarif  erhobenen  Einwendungen  den 
größten  Teil  ihrer  praktischen  Bedeutung. 

3.  Erschwerungen  der  handelspolitischen  Lage  Öster- 
reich-Ungarns und  Deutschlands  dritten  Staaten  gegenüber, 
welche  sich  aus  dem  Zustandekommen  des  Zoll-  und  Wirt- 
schaftsbündnisses ergeben  könnten. 
Die  in  der  Öffentlichkeit  am  öftesten  vorkommende  Einwendung 
dieser  Art  geht  dahin,  die  im  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisse  gegen- 
seitig gewährten  Zollbevorzugungen  müßten  unwirksam  bleiben,  weil 
alle  anderen  Staaten,  die  auf  Grund  ihrer  Verträge  mit  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland  die  unbedingte  und  hinsichtlich  des  Um- 
fanges  unbeschränkte  Meistbegünstigung  genießen,  dieselbe  Behandlung 
für  sich  in  Anspruch  nehmen  oder,  bei  Ablehnung  solcher  Ansprüche, 
verschiedene  Eetorsionsmaßregeln  ergreifen  würden.  Nun  wäre  dies 
genau  dasselbe,  was  Bismarck  im  Jahre  1885  Kalnoky  gegenüber 
anführte,  um  sein  Nichteingehen  auf  die  Zollbündnispläne  zu  motivieren.*) 

^)  Vgl.  auch  den  Artikel  des  Geheimen  Rates  Stibral  in  der  »Neuen 
Freien  Presse«  vom  11.  November  1915,  wo  an  eine  ähnliehe  Auffassung  der 
deutsehen  Unterhändler  aus  dem  Anfange  der  neunziger  Jahre  erinnert  vfird. 
Beispielsweise  seien  hier  von  den  gegenwärtigen  Zweiflern  angeführt:  Wekerle 
(ein  Artikel  in  der  »Deutsehen  Exportrevue«  vom  Jänner  1915)  und  Paeh nicke 
(ein  Artikel  in  der  »Vossisehen  Zeitung«  vom  24.  November  1915),  welcher  sieh 
darüber  folgendermaßen  äußert:  »Die  Vorzugsbehandlung  wäre  die  freieste  Form. 
Auch  sie  ist  nur  denkbar  und  durchführbar,  wenn  wir  dadurch  den  Handelsverkehr 
mit  Großbritannien,  Prankreich,  Rußland  und  Amerika,  der  etwa  die  Hälfte  unseres  ge- 
samten Außenhandels  betrug,  nach  dem  Kriege  nicht  aufs  Spiel  setzen.  Eine  Bevor- 
zugung des  einen  bedeutet  die  Zurücksetzung  des  anderen.  Wir  sehließen  Dritte  von 
den  Vorteilen  aus,  die  wir  Österreich-Ungarn  gewähren.  Wir  führen  eine  Meistbegünsti- 
gung erster  und  eine  solche  zweiter  Klasse  ein.  Das  bisherige  System  der  automatischen 
Übertragung  von  Vergünstigungen  wird  durchbrochen,  und  die  Durchbrechung  kann 
zu  Trutzmaßregeln  führen.  Es  ist  keine  leichte  Aufgabe,  diese  Klippen  zu  umschiffen.« 

Von  manchen  wird  an  die  in  Rede  stehenden  Bedenken  die  Schlußfolgerung 
geknüpft,  daß  die  in  Betracht  kommenden  Gefahren  in  der  Praxis  nur  durch  eine 
Zollunion  behoben  werden  können. 

Vgl.  folgende  Bemerkungen  aus  dem  Artikel  des  Freiherrn  v.  Haupt, 
»Unser    künftiges    wirtschaftliches    Verhältnis  zu    Deutschland«,    in   der  »Neuen 
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Im  Verhältnis  zu  den  feindlichen  Staaten  spielt  die  obige  Ein- 
wendung, wie  von  den  Zweiflern  zugegeben  wird,  insofern  keine 
Rolle,  als  die  mit  denselben  geschlossenen  Meistbegtinstigungsverträge 
infolge  des  Krieges  als  erloschen  zu  betrachten  sind  und  das  handels- 
politische Verhältnis  der  Zentralmächte  zu  denselben  nach  dem  Kriege 
auf  einer  vollkommen  neuen  Eechtsbasis  wird  aufgebaut  werden  müssen. 
Es  wird  aber  darauf  hingewiesen,  daß  viele  meistbegünstigte  neutrale 
Staaten  sich  auf  den  erwähnten  Rechtsstandpunkt  wirksam  stellen  könnten. 

In  der  Literatur  begegnet  man  in  dieser  Beziehung  zwei  Strömun- 
gen. Der  Hauptvertreter  der  einen  ist  Julius  Wolf,  welcher  in  allen 
seinen  Schriften,  u.  a.  in  der  »Vorzugsbehandlung  im  Rahmen  der 
Meistbegünstigung«  (Festschrift  für  Neu  mann,  Göttingen  1905)  sowie 
in  der  mehrzitierten  Arbeit  »Ein  deutsch-österreichisch-ungarischer 
Zollverband«,  der  Annahme  zuneigt,  daß  die  Meistbegünstigung  von 

Freien  Presse«  vom  18,  November  1915:  »Die  Schwierigkeiten  des  Problems  einer 
engeren  wirtschaftlichen  Verbindung  zwischen  Deutsehland  und  Österreich-Ungarn 
beginnen  gleich  bei  der  formalen  Seite,  denn  hier  stellt  sich  die  allgemeine  Meist- 
begünstigungsklausel —  wie  sie  bisher  in  allen  Handelsverträgen  üblich  war  und 
die  auch  in  unseren  künftigen  Handelsverträgen,  wenn  vielleicht  in  etwas  abge- 
änderter Form,  Aufnahme  finden  dürfte  —  hindernd  in  den  Weg.  Nur  ein  Vertrag, 
der  eine  volle  Zollunion  bedeutet  oder  eine  solche  in  Zukunft  herbeizuführen  be- 
zweckt, entzieht  sich  der  Meistbegünstigung. 

Will  man  sieh  also  in  dem  zukünftigen  Handelsvertrage  mit  Deutsehland 
lediglich  auf  die  Einräumung  einiger  Vorzugszölle  beschränken,  so  hat  man  den 
Einspruch  der  anderen  Staaten  zu  gewärtigen,  welche  auf  Grund  der  Meistbegün- 
stigung dieselben  Vorteile  für  sich  in  Anspruch  nehmen  werden.  Nun  hat  uns 
allerdings  die  Geschichte  des  Weltkrieges  gelehrt,  daß  bei  Auslegung  internationaler 
Verträge  in  letzter  Linie  die  Macht  entscheidet.  Es  wird  sich  also  darum  handeln, 
ob  wir  nach  Friedensschluß,  wie  wir  wohl  hoffen  dürfen,  eine  derartige  Machtstellung 
einnehmen,  daß  wir  die  Einsprüche  fremder  Staaten  auf  gleiche  Behandlung  einfach 
ignorieren  können,  wie   es  zum  Beispiel  England  bisher  stets  getan  hat. 

Besser  würde  diese  Schwierigkeit  umgangen  werden,  wenn  der  Meistbe- 
günstigungsklausel in  den  Handelsverträgen  eine  solche  Form  gegeben  werden 
könnte,  welche  ihre  Anwendung  auf  jene  Begünstigungen,  welche  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  sich  gegenseitig  einräumen,  ausschließt,  wobei  es  allerdings 
fraglieh  bleibt,  ob  die  anderen  Staaten  eine  solche  Formulierung  der  Meistbegün- 
stigungsklausel annehmen  werden. 

Volle  Bewegungsfreiheit  gewährt  den  beiden  Bundesgenossen  nur  ein  Ver- 
trag, der  die  volle  Zollunion,  wenn  auch  nicht  sofort,  begründet,  was  mit  Rück- 
sicht auf  die  Verschiedenheit  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  den  beiden 
Staaten  zunächst  ausgeschlossen  ist,  wohl  aber  vorbereitet  und  zum  Endziel  einer 
etappenweise  zurückzulegenden  Entwicklung  gesetzt  werden  kann.« 
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rechtswegen  einer  unter  besonderen  Voraussetzungen  (z.  B.  unter  be- 
nachbarten oder  besonders  befreundeten  Staaten)  zustandekommenden 
Vorzugsbehandlung  nicht  im  Wege  steht  —  so  daß  dann  die  letztere 
auf  Grund  der  Meistbegünstigung,  die  prinzipiell  als  beschränkt  auf- 
zufassen ist,  nicht  beansprucht  werden  kann.') 

Die  »communis  opinio«  stellt  sich  eher  auf  die  Seite  Jastrows, 
welcher  in  der  Abhandlung  »Die  mitteleuropäische  Zollannäherung 
und  die  Meistbeg(instigung<  (Leipzig  1915)  die  schroff  entgegen- 
gesetzte Ansicht  vertritt,  daß  jede  Zollbevorzugung,  die  sich  nicht 
etwa  aus  einer  Zollunion  ergibt,  und  nicht  etwa  unter  den  Begriff 
einer  wirkHchen  Grenzverkehrsbegünstigung  fällt,  von  den  meist- 
begünstigten Staaten  von  rechtswegen  beansprucht  werden  kann. 

Hiebei  geht  er  zu  weit  —  in  der  Behauptung,  daß  zwar  viele 
Bevorzugungen  gewährt  worden  sind,  daß  aber  bisher  keine,  als 
solche,  anerkannt  wurde.  Zur  Begründung  dieser  These  beruft  sich 
Jastrow  darauf,   daß  die  von  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas 

*)  Auch  in  Schüllers  Abhandlung  in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil, 
S.  133— 152  (»Meistbegünstigung  und  Vorzugsbehandlung)  wird  der  prinzipiell  be- 
schränkte Charakter  des  Meistbegünstigungsprinzipes  in  den  Vordergrund  gestellt. 
Seh  Uli  er  teilt  die  bekannten  Beschränkungen  des  Meistbegünstigungsprinzipes  in 
solche,  welche  den  Inhalt,  und  in  solche,  welche  den  Umfang  desselben  ein- 
schränken; er  seheint  beide  Arten  im  Prinzipe  als  formell  rechtmäßig,  zulässig  und 
dem  Meistbegünstigungsprinzipe  nicht  widersprechend  anzusehen. 

Nach  meiner  Ansicht  dagegen  werden  nur  jene  Beschränkungen,  welche  den 
Inhalt  betreifen  (soweit  sie  nicht  ohnehin  ausdrücklich  in  den  Verträgen  vor- 
behalten sind)  in  der  völkerrechtlichen  Praxis  als  berechtigt  anerkannt,  obwohl 
sich  aus  manchen  derselben  hie  und  da  auch  schon  Konflikte  (wegen  Umgehung 
der  Meistbegünstigung)  ergaben.  Vgl.  Schul  1er,  a.  a.  0.  S.  150.  (Hieher  gehören 
Differentialzölle  bei  der  Einfuhr  per  mare,  autonome  und  differentielle  Behandlung 
des  Veredlungsverkehres,  Einfuhrbeschränkungen  auf  veterinärpolizeilicher  Grund- 
lage, differentielle  Behandlung  der  Verkehrsrichtungen  in  den  Eisenbahntarifen 
u,  dgl.)  Von  den  Beschränkungen  des  Umfanges  (auf  bestimmte  Staaten)  jedoch 
werden  nach  meiner  Auffassung  in  der  völkerrechtlichen  Praxis  allgemein  nur  jene 
als  unanfechtbar  betrachtet,  welche  entweder  in  den  Verträgen  ausdrücklich  an- 
erkannt wurden  oder  den  eigentlichen  Grenzverkehr  betreffen.  Alle  sonstigen 
Sonderbegünstigungen  in  der  Zollhöhe  zugunsten  bestimmter  Staaten  werden  all- 
gemein und  prinzipiell  als  eine  rechtswidrige  Störung  der  Meistbegünstigung  an- 
gesehen. Eine  solche  Rechtsempfindung  ist  aus  zahlreichen  Verhandlungen,  die  aus 
Anlaß  der  Gewährung  solcher  Sonderbegünstigungen  zwischen  den  gewährenden 
und  dritten  meistbegünstigten  Staaten  stattgefunden  haben,  zu  entnehmen. 

Vgl.  schließlich  die  kurze  pragmatische  Darstellung  des  Problems  bei  Schu- 
macher in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  124 ff. 
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gewährten  und  von  dritten  Staaten  anerkannten  Vorzugsbehandlungen 
hier  überhaupt  nicht  in  Betracht  kommen,  weil  die  nordamerikanische 
Union  zu  allen  anderen  Staaten  prinzipiell  nicht  im  Verhältnisse  der 
Meistbegünstigung,  sondern  in  jenem  der  Eeziprozität  steht.  Ferner 
zitiert  Jastrow  das  Beispiel  der  von  den  englischen  Kolonien  dem 
Mutterlande  gewährten  Bevorzugungen,  welche  in  den  von  England 
nachher  geschlossenen  Verträgen  aus  der  Meistbegünstigung  ausdrück- 
lich ausgeschlossen  wurden,  so  daß  in  diesen  Fällen  für  deren  An- 
erkennung durch  dritte  Staaten  keine  Gelegenheit  vorlag.  (Der  Streit 
zwischen  Australien  und  Südafrika  wegen  der  von  den  einzelnen  süd- 
afrikanischen Kolonien  gegenseitig  gewährten  Begünstigungen  sei 
durch  die  Vereinigung  der  letzteren  zu  einem  Bundesstaate,  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Südafrika,  gegenstandslos  geworden.) 

Mit  diesen  von  Jastrow  angeführten  Tatsachen  ist  das  Material 
bei  weitem  nicht  erschöpft.  In  der  Praxis  wurden  zunächst  viele  Vor- 
zugsbehandlungen von  dritten  Staaten  stillschweigend  anerkannt ;  d.  h . 
sie  sind  nicht  angefochten  worden,  wenn  diese  Staaten  entweder  kein 
Interesse  daran  hatten,  oder  nicht  die  Macht,  einen  eventuellen  Streit 
mit  günstigem  Resultate  auszufechten  (Beispiel:  das  Vorzugsverhältnis 
zwischen  Eußland  und  Persien).  Außerdem  behielten  sich  manche 
Staaten  in  Handelsverträgen  ausdrücklich  im  Voraus  die  Bevorzugung 
bestimmter  anderer  Staaten  vor,  wie  dies  aus  vielen  von  Wolf  (»Vor- 
zugsbehaudlung  im  Rahmen  der  Meistbegünstigung«)  zitierten  Fällen 
zu  ersehen  ist.  Solche  Vorbehalte  kommen  z.  B.  in  allen  von  Uruguay 
mit  den  europäischen  Staaten  geschlossenen  Verträgen  vor,  und  zwar 
hinsichtlich  der  von  Uruguay  an  Paraguay,  Argentinien  und  Brasilien 
etwa  zu  gewährenden  Begünstigungen.  Im  Jahre  1893  haben  sich 
Spanien  und  Portugal  gegenseitig  verpflichtet,  dritten  Staaten  Vorzugs- 
zölle nur  auf  Grund  vorhergehender  Verständigung  untereinander  zu 
gewähren.  Schließlich  sind  viele  formelle  Expost-Anerkennungen 
von  Bevorzugungen,  die  von  früher  her  bestanden  haben,  bekannt, 
z.  B.  im  englisch-französisch-tunesischen,  im  italienisch-französisch- 
tunesischen, schließlich  im  österreichisch-ungarisch-russischen  Vertrage 
vom  Jahre  1894,  in  welchem  die  von  Österreich-Ungarn  an  Serbien 
und  Italien,  sowie  die  von  Rußland  an  Schweden-Norwegen  gewährten 
Bevorzugungen  von  der  Meistbegünstigung  ausgeschlossen  wurden.  (Aller- 
dings waren  die  hier  in  Rede  stehenden  Bevorzugungen  unter  dem  Titel 
des  Grenzverkehres  ins  Leben  gerufen  worden.  Es  ist  aber  notorisch, 
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daß  dieselben  keinesfalls  auf  den  Grenzverkehr  beschränkt  waren,  son- 
dern sich  in  der  Wirklichkeit  als  vollgiltige  Vorzugszölle  darstellten.) 

In  der  neuesten  Zeit  sind  solche  Anerkennungen  von  bestehen- 
den Sonderbegünstigungen  u.  a,  zu  finden:  in  den  portugiesischen 
Handelsverträgen  mit  Deutschland  vom  Jahre  1908  und  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  vom  Jahre  1910  hinsichtlieh  der  zwischen  Portugal 
und  Spanien  vereinbarten  Begünstigungen,  ferner  hinsichtlich  der  für  den 
Verkehr  zwischen  Schweden  und  Norwegen  geltenden  Begünstigungen 
im  schwedischen  Handelsvertrage  mit  Japan  vom  Jahre  1911.  Die  von 
Kanada  dem  Mutterlande  zugestandenen  Vorzugszölle  wurden  von 
Deutschland  nach  einem  Zollkriege  anerkannt.  (Die  von  Australien 
und  Südafrika  den  britischen  Produkten  zugestandene  Bevorzugung 
wurde  von  den  Mittelmächten  stillschweigend  zur  Kenntnis  genommen,) 

In  der  Geschichte  der  Handelspolitik  ist  aber  auch  eine  Reihe 
von  Rekriminationen  wegen  der  Vorzugsbehandlung  verzeichnet;  häufig 
mußte  die  Anerkennung  derselben  durch  dritte  Staaten  mit  Gegen- 
konzessionen erkauft  werden  (so  auch  die  Vorzugsbehandlung  zu- 
gunsten Serbiens  von  Österreich- Ungarn  in  dem  oben  angeführten 
Handelsvertrage  mit  Rußland).  Im  letzten  österreichisch-ungarisch- 
italienischen Handelsvertrage  vom  Jahre  1906  (eigentlich  schon  früher 
—  im  Jahre  1904)  mußte  die  Weinzollklausel  wegen  eines  Einspruches 
Frankreichs  fallen  gelassen  werden,  während  die  Anerkennung  ihres 
Bestandes  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  (auf  Grund  des  Handelsvertrages 
der  Monarchie  mit  Italien  vom  Jahre  1892)  von  Österreich-Ungarn 
im  Jahre  1897  durch  die  Anerkennung  der  Sonderrechte  Frankreichs 
in  bezug  auf  Tunis  erkauft  werden  mußte.  ^) 

Um  auf  den  vorliegenden  Fall  zurückzukommen,  unterliegt  es 
meiner  Ansicht  nach  keinem  Zweifel,  daß  die  meistbegünstigten 
Staaten  die  im  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisse  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland  gegenseitig  zu  gewährenden  Bevorzugungen 
von  rechtswegen  für  sich  in  Anspruch  nehmen  könnten 2),  solange  sie 

')  Es  ist  nicht  uninteressant,  daß  einerseits  Österreich-Ungarn  für  eine  dem  König- 
reiche Italien  ohne  entsprechende  Gregenleistung  gewährte  Sonderbegünstigung  zuguu  sten 
eines  dritten  Staates  Konzessionen  machen  mußte,  anderseits  aber  Italien  selbst  nach 
1900  gegen  die  von  der  Monarchie  an  Serbien  gewährte  Begünstigung  der  Weineinfuhr 
Einspruch  erhob.  Infolge  dieses  Einspruches,  ferner  infolge  der  nach  1900  erneuerten 
Rekriminationen  Rußlands  gegen  die  Begünstigung  der  serbischen  Getreideeinfuhr  sind 
im  Endresultate  die  in  Rede  stehenden  Begünstigungen  Serbiens  fallen  gelassen  worden. 

')  S.  ausführlicher  darüber  oben  im  II.  Kapitel,  3.  Abschnitt,  Abteilung  A. 
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nicht  aus  Anlaß  des  Abschlusses  von  neuen  Handelsverträgen  oder  in 
besonderen  Erklärungen  darauf  verzichtet  haben  würden.  Ob  diese  meist- 
begünstigten Staaten  zu  einem  solchen  Verzichte,  ohne  besondere  Gegen- 
leistungen, bewogen  werden  können,  beziehungsweise  ob  sie  die  Vor- 
zugsbehandlung zwischen  den  Mittelmächten  mit  feindlichen  Maßregeln 
beantworten  würden,  ist  eine  reine  quaestio  facti,  welche  bloß  von  den 
Interessen  und  von  der  Kraft  der  in  Betracht  kommenden  Staaten  ab- 
hängt und  in  jedem  einzelnen  Falle  für  sich  untersucht  werden  muß. 
Insbesondere  lehrt  das  Vorgehen  Deutschlands  in  dem  zitierten 
Streitfalle  mit  Kanada  aus  jüngster  Zeit,  daß  ein  durch  Begünstigungs- 
zölle entbrannter  Zollkrieg,  wie  jeder  Krieg,  eine  Machtfrage  ist  und 
daß  der  Friedensschluß  im  beiderseitigen  Interesse  gelegen  sein  kann. 
Denn  die  Frage,  ob  dritte  Staaten  Zollbevorzugungen  überhaupt  an- 
fechten werden,  hängt  in  letzter  Keihe  von  dem  Interesse  an  dem 
Verkehre  mit  dem  betreffenden  Staate  im  ganzen  ab,  d.  h.  niemand 
wird  wegen  einer  einem  Dritten  gewährten  Bevorzugung  einen  Kon- 
flikt hervorrufen,  der  die  Gesamtheit  der  gegenseitigen  Beziehungen 
auf  die  Dauer  in  Frage  stellt  —  wenn  er  an  diesen  Beziehungen  ein 
Interesse  hat  und  nicht  die  Macht  besitzt,  ohne  unverhältnismäßige 
Kosten  und  Verluste  seinen  Willen  in  kurzer  Zeit  durchzusetzen.^) 


Aus  nachfolgenden  Tabellen  ist  zu  entnehmen,  welche  Staaten  formell 
berechtigt  sind,  eine  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  einzu- 
tretende Vorzugsbehandlung  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  welche 
Bedeutung  die  Ausfuhr  aus  Österreich- Ungarn  und  Deutschland  nach 
diesen  Staaten  im  Verhältnis  zur  Gesamtausfuhr  der  Zentralmächte  besitzt. 


1)  Vgl.  Sehüller  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.Teil,  S.  149)  und  Stolper 
(dortselbst  S,  166).  Obwohl  die  Frage,  ob  die  Vorzugsbehandlung  zwischen  den 
Zentralreiehen  von  dritten  Staaten  ruhig  hingenommen  oder  mit  wirksamen  Ein- 
sprüchen oder  auch  mit  feindliehen  Maßregeln  beantwortet  werden  wird,  in  der 
Praxis  eine  Interessen-  und  Machtfrage  ist,  wollte  ich  mich  in  der  obigen  Darstel- 
lung über  die  Rechtsfrage  nicht  einfach  hinwegsetzen,  wie  es  viele  Volkswirte  tun; 
denn  ich  halte  daran  fest,  daß  im  Interesse  einer  ideelleren  Zukunft  der  Weiter- 
ausbau des  Völkerrechtes  unentwegt  gepflegt  werden  müsse,  ungeachtet  seiner 
gegenwärtigen  praktischen  Unwirksamkeit  in  vielen  Beziehungen,  wie  sie  insbeson- 
dere durch  den  gegenwärtigen  Krieg  in  krasser  Weise  dargelegt  wurde.  Aus  diesem 
Grunde  habe  ich  nicht  ermangelt,  zu  versuchen,  auch  in  anderen  Teilen  dieser 
Arbeit  den  völkerrechtlichen  Standpunkt  (unabhängig  von  dem  praktischen)  klarzu- 
stellen, mag  dies  auch  manchen  als  müßig  erscheinen. 
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Ausfahr  aus  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  im  Jahre  1913 

(ohne  Edelmetalle  und  Münzen). 


Aus 
Österreich- 
Ungarn 

Aus- 
Deutsch- 
land 

Zu- 
sammen 

Tausende 
Kronen 

Tausende  Mark 

Wert     der    Gesaratausfuhr. 
(Kronen  in  Mark  zum  Kurse 
1  K  =  0"85  M.  umgerechnet.) 

Hieven  ab  Wert  der  gegen- 
seitigen Ausfuhr  im  Verkehre 
zwischen  Österreich-Ungarn  und 
Deutschland 

2,769.688 
1,110.699 

2,354.235 

827.300 

10,096.500 
1,104.800 

12,450.735 
1,932.100 

(Kronenwert   nach  der   österrei- 
ehiseh-ungar.  Statistik  und  Mark- 
wert nach  der  deutschen  Statistik.) 

I.  Rest  .    . 

Hievon   entfallen    auf  die    Aus- 
fuhr nach  den  mit  den  Zentral- 
mächten im  Kriege  verbündeten 
Staaten  '),  welche  an  einem  even- 
tuellen   Zoll-    und    Wirtschafts- 
bündnisse der  Zentralmächte  in 
irgend    einer    Form    teilnehmen 
dürften,  allenfalls  aber  dem  Ab- 
schlüsse dieses  Bündnisses  keine 
Schwierigkeiten  bereiten  werden, 
und  zwar: 
Bulgarien 

1,658.989 

29.849 
149.342 

1,526.935 

8,991.700 

30.300 
98.500 

10,518.635 

die  Türkei  (auch  in  Asien)  .    . 

Summe  .    . 

179.191 

152.312 

128.800 

281.112 

II.  Eest  .    . 

1,479.798 

1,374.623  i    8,862.900 

10,237.523 

1)  Die  Türkei   hat   mit   de 
Kapitulationen    als    mit    1.  Okt 
Türkei  als  Bulgarien  sind  von  all 
Meistbegünstigungsverträgen   info 
ihre   Einbeziehung   in   ein   Zoll- 
mächten erleichtert  wird. 

m    Irade  vom  9.  September  1914  sämtliche 
)ber   1914   erloschen    erkannt.    Sowohl   die 
en  mit  den  feindlichen  Staaten  geschlossenen 
Ige    des    Krieges   frei,    wodurch   gleichfalls 
und  Wirtsehaftsbündnis   mit   den   Zentral- 
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Aus 
Österreich- 
Ungarn 

Aus 
Deutsch- 
land 

Zu- 
sammen 

Tausende 
Kronen 

Tausende  Mark 

Hievon  entfallen  auf  die  Ausfuhr 
nach  den  feindliehen  Staaten  ein- 
schließlich  aller   ihrer  Kolonien 
und  Schutzgebiete,  und  zwar: 

Belgien  mit  Kongo  .... 

Frankreich  mit  Kolonien,  Tunis 
und  Marokko  .....-- 

27.403 

89.021 

407.310 

219.230 

5.139 

103.299 

53.285 

11.794 

553.600 

818.200 

1,891.600 

394.800 

200 

977.500 

19.400 

123.800 

Großbritannien  mit  samtli 
Kolonien  und  Ägypten 
Italien  mit  Kolonien'-)  . 
Montenegro    ... 
Rußland  und  Pinnland 
Serbien   

chen 

Japan  mit  Korea  .   .    . 

Summe 

916.481 

779.009 

4,779.100 

5,558.109 

1                                   III.  Rest  .   . 
Hievon  entfallen  auf  die  Ausfuhr 
nach    solchen    Staaten,    welche 
gegenüber  Deutschland  und  Öster- 
reich-Ungarn,    oder    gegenüber 
einem    dieser  Reiche  keinen  for- 
mellen Anspruch   aus  dem  Titel 
der   Meistbegünstigung    erheben 
können,  und  zwar: 
Argentinien    (Reziprozitätsver- 
trag mit  Deutschland,  keinVer- 
trag  mit  Österreich-Ungarn)  . 
Vereinigte  Staaten  von  Amerika 
samt    Hawai    (Reziprozitäts- 
verträge mit  beiden  Reichen) 

563.317 

22.867 
70.236 

595.614 

4,083.800 

265.900 
724.200 

4,679.414 

Fürtra 

S      • 

92.903  1                       990.100  | 

1)  Da  zwischen  Deutschland  und  Italien  ein  Kriegszustand  nicht  besteht, 
ist  auch  der  deutsch-italienische  Handelsvertrag  formell  nicht  erloschen.  Es  unter- 

die  Entente  Italien  gezwungen  werden  könnte,  auf  die  Anwendung  des  Meist- 
begünstigungsanspruches in  bezug  auf  die  zwischen  Österreich-Ungarn  und 
Deutschland  stipulierten  oder  zu  stipulierenden  Bevorzugungen  zu  verzichten. 
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Aus 
Österreich- 
Ungarn 

Aus 
Deutsch- 
land 

Zu- 
sammen 

Tausende 
Kronen 

Tau  sende  Mark 

Übertrag  .    . 

92.903 

990.100 

China  (einseitige  Meistbegün- 

stigung zugunsten  Deutsch* 

lands  u.  Österreich-Ungarns) 

6.164 

122.800 

Siam  (einseitige  Meistbegünsti- 

gung zugunsten  Deutsehlands 

und  Österreich-Ungarns)  .    . 

597 

8.500 

Abessinien  (einseitige  Meistbe- 

günstigung zugunsten  Öster- 

reich-Ungarns und  Deutsch- 

lands)      

5 

400 

Chile 

1.956 

Kolumbia 
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Ekuador    

-^    ^ 

Guatemala    .... 

S     «8 

1 

Honduras      .... 

bD  ^ 

\      3.896 

Nikaragua    .... 

) 

Paraguay 

»  .2 

Salvador 

.s 

Uruguay    

■3 

Venezuela     .    .    .    .  > 

Kuba ' 

1.779 

34.000 

Brasilien 

'a  ^ 

12.010 

199.800 

Costariea 

fcß  -a 
a    «3 

2.900 

Dominikanisehe  Re- 

J3  'S 

publik    

>  ö 

4.900 

Haiti 

c  § 
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1.400 

Panama 

M^ 

3.200 

Peru 

661 

17.200 

Summe  . 

121.125 

103.096 

1,385.200 

1,488.296 

IV.  Rest  .   . 

438.698 

489.822 

2,698.600 

3,188.422 

Hievon   ab:   Wert   der   Ausfuhr  i 

nach  den  deutschen   und  öster- 

reichisch-ungarischen       Freige- 

bieten, nach  den  deutschen  Kolo- 

nien,  nach   den  Zollanschlüssen 

und  nach  unbekannten  Destina- 

tionen, schließlich  Ausgleichung 

der  Diiferenz  zwischen 

den  Aus-  | 

477 


Aus 

Österreich 

Ungarn 


Aus 
Deutseh- 
land 


Zu- 
sammen 


Tausende 
Kronen 


Tausende  Mark 


fuhrwerten  im  gegenseitigen  Han- 
del der  Zentralreiche   .... 


109.263 


209.668 


78.400        288.068 


V.  Best 


329.429 


280.154    2,620.200     2,900.354 


Dieser  letzte  Eest  stellt  den  Wert  der  Ausfuhr  aus  den  Zentral- 
reichen  nach  jenen  Staaten  dar,  welche  eine  etwaige  Vorzugs- 
behandiung  zwischen  den  Zentralreichen  auf  Grund  der  Meist- 
begünstigung für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen  formell  berechtigt 
wären.  Derselbe  verteilt  sieh  folgendermaßen: 


Dänemark  . 
Griechenland 
Niederlande 
Norwegen  . 
Portugal '^)  . 
Rumänien  . 
Spanien  .    . 
Schweden  . 
Schweiz  .    . 
Persien    .    . 
Mexiko    .   . 
Bolivien    .    . 
Chile     .    .    . 
Kolumbia  .    . 
Ekuador    .    . 
Guatemala    . 
Honduras  .    . 
Nikaragua    . 
Paraguay  .    . 
Uruguay   .   . 
Venezuela 


f>-       CO 

-  Q 


Summe 


8.014 

29.787 

37.484 

4.447 

3.781 

114.711 

7.440 

10.295 

111.526 

3.694 

1.750 


332.929 


282.900 


284.400 

24.400 

792.800 

161.700 

66.000 

140.000 

144.100 

229.800 

536.100 

4.600 

48.000 

12.000 

97.800 

18.000 

4.500 

4.700 

1.4Ö0 

1.700 

3.100 

35.800 

9.300 


2,620.200 


2,903.050 


Verhältniszahlen: 
Die  Ausfuhr  nach  den  Staaten  der  letzten  Gruppe  verhält  sich  zur 

Gesamtausfuhr  der  Zentralmäehte,  wie 23*3  :  100 

zur  gegenseitigen  Ausfuhr  der  Zentralmäehte,  wie 150"2  :  100 

zur  gegenseitigen  Ausfuhr  der  Zentralmächte  zusammen   mit   der 

Ausfuhr  der  Zentralmächte  nach  der  Türkei  und  Bulgarien,  wie  .  131'1 :  100 


^)  Erst  nach  der  Drucklegung  dieser  Zeilen  ist  auch  Portugal  in  das 
feindliehe  Lager  übergegangen. 
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Aus  den  obigen  Tabellen  geht  bervor,  daß  die  theoretische  formelle 
Gefährdung  der  sich  aus  dem  Zoll-  und  Wirtschaftsbtindnisse  ergebenden 
Zollbevorzugung  zwischen  den  Zentralreichen  auf  Grund  der  anderen 
Staaten  zustehenden  Meistbegünstigungsrechte  sich  dem  Werte  nach 
auf  weniger  als  ein  Viertel  der  Gesamtausfuhr  derselben  erstreckt.  Im 
weiteren  Verlaufe  werden  wir  sehen,  daß  diese  Gefahr  sich  in  Wirk- 
lichkeit beinahe  auf  Null  reduziert. 


Eine  weitere  Einwendung  handelspolitischer  Natur,  die  sich  hie 
und  da  hören  läßt  und  mit  der  eingangs  angeführten  im  Zusammenhange 
steht,  besagt:  wenn  auch  aus  den  gegenwärtig  bestehenden  Meist- 
begünstigungsverträgen dem  Zollbtindnisse,  beziehungsweise  der  in  dem- 
selben enthaltenen  Vorzugsbehandlung  keine  wesentliche  Anfechtungs- 
oder Eetorsionsgefahr  droht,  werde  doch  der  Abschluß  von  neuen  Meist- 
begünstigungsverträgen (nach  Kündigung  der  bestehenden  durch  dritte 
Staaten,  beziehungsweise  im  allgemeinen  nach  dem  Erlöschen  derselben) 
durch  den  Bestand  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses,  insbesondere 
durch  den  Bestand  von  Vorzugszöllen  zwischen  den  Mittelmächten  be- 
trächtlich erschwert  sein;  man  dürfte  daher  gezwungen  werden,  reine 
Eeziprozitätsverträge  zu  schließen  und  hiemit  die  Methode  der  mer- 
kantilistischen  Tarifverträge  aus  dem  XVIII.  Jahrhunderte  wieder  auf- 
leben zu  lassen,  welche  die  größte  Unsicherheit  auf  handelspolitischem 
Gebiete  mit  sich  bringen  und  das  gesamte  in  Mitteleuropa  in  Anwen- 
dung stehende  Schutzzollsystem  mit  der  Zeit  über  den  Haufen  werfen 
könnten.  Ohne  eine  Eeihe  von  Meistbegünstigungsverträgen,  insbeson- 
dere mit  solchen  Staaten,  die  keine  Weltkonkurrenten  Deutschlands 
und  Österreich- Ungarns  sind,  ferner  mit  Nachbarstaaten,  schiene  der 
Export  der  Zentralmächte  auch  solchen  Volkswirten  und  Handelspolitikern 
schweren  Gefahren  ausgesetzt  zu  sein,  die  sonst,  wie  Borgius,  Glier 
und  andere,  für  die  Einschränkung  der  Meistbegünstigung  hinsichtlich 
des  Umfanges  eintreten  und  eine  mäßige  Anwendung  des  amerikani- 
schen Eeziprozitätssystems  befürworten.*) 


')  Auch  Julius  Wolf  (»Ein  deutseh-österreiehiseh-ungariseher  Zollverband«, 
Berlin  1915,  S.  31),  der  die  Meistbegünstigung  überhaupt  als  zugunsten  der  exzeptio- 
nellen Vorzugsbehandlungen  prinzipiell  beschränkt  auffaßt,  hält  die  Erlangung 
der  hinsichtlich  des  Umfanges  unbeschränkten  oder  zumindest  wenig  beschränkten 
Meistbegünstigung  in  Verträgen  mit  vielen  Staaten  als  für  den  Industrieexport  der 
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Obige  Einwendung  wird  sowohl  von  den  Freunden  der  Zoil- 
annäherung  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  als  auch 
Yon  den  Gegnern  derselben  vorgebracht.  Manche  von  den  ersteren 
wollen  daraus  den  Schluß  ziehen,  daß  eine  Zollunion  angestrebt  werden 
müsse.  Die  Gegner  der  Zollannäherung  wenden  dasselbe  Argument 
nicht  nur  gegen  das  Zollbündnis,  sondern  sogar  gegen  die  Zollunion  an. 

Meiner  Ansicht  nach  wird  man  tatsächlich  in  der  Zukunft  all- 
gemeine, umfänglich  unbeschränkte  Meistbegünstigungsverträge  in  vielen 
Fällen  kaum  entbehren  können  (worauf  noch  später  in  einem  anderen 
Zusammenhange  zurückzukommen  sein  wird).  In  dieser  Anschauung 
ist  sowohl  die  österreichisch-ungarische  als  auch  die  deutsche  In- 
dustrie einig  —  und  es  wird  das  gänzliche  Fallenlassen  des  Meist- 
begünstigungssystems in  künftigen  Handelsverträgen  eigentlich  nur 
von  den  österreichischen  Agrariern  gefordert.  Insbesondere  in  Deutsch- 
land (in  Kreisen  der  deutschen  Exporteure  und  Schiffahrtsinteressenten) 
fürchtet  man,  nicht  ohne  scheinbare  Berechtigung,  eine  durch  die 
Steigerung  des  Absatzes  in  Österreich-Ungarn  bei  weitem  nicht  wett- 
zumachende Schwächung  des  Auslandsexportes,  namentlich  des  über- 
seeischen, im  Falle  der  Durchlöcherung  des  Meistbegünstigungsprinzipes 
in  den  Beziehungen  mit  einer  Eeihe  der  bisherigen  Absatzgebiete: 
dies  könnte  im  Hinblicke  auf  die  außerordentlich  große  Bedeutung  des 
Exportes  für  Deutschland  die  wirtschaftliche  Existenz  des  Deutschen 
Eeiches  ernstlieh  bedrohen.^) 

Eine  Orientierung  darüber,  ob  trotz  des  Bestandes  des  Zoll-  und 
Wirtschaftsbündnisses  sowie  der  sich  aus  demselben  ergebenden  Be- 
vorzugungen die  Erlangung  von  umfänglich  unbeschränkten  oder  doch 
zumindest  wenig  beschränkten  Meistbegünstigungsverträgeu  in  der 
Zukunft  möglich  sein  wird  (und  mit  welchen  Staaten),  kann  man  sich 
bloß  durch  eine  detaillierte  Untersuchung  der  tatsächlichen  Interessen 


Zentralmäclite  unerläßlich.  Sartorius  v.  Waltershausen  und  Jastrow  sind 
ebenfalls  dieser  Ansicht.  Für  den  Standpunkt  eines  größeren  Teiles  der  deutsehen 
Geschäftskreise  ist  noch  immer  die  gegen  Einschränkungen  der  Meistbegünstigung 
gerichtete  Eesolution  der  Bremer  Handelskammer  vom  22.  März  1905  einigermaßen 
richtunggebend,  der  sich  eine  ßeihe  anderer  Kammern  anschloß.  Vgl.  u.  a.  einen 
ähnlichen  Beschluß  des  Verbandes  thüringischer  Industriellen  vom  2.  Oktober  1915. 
')  Vgl.  die  Rede  des  preußischen  Handelsministers  Sydow  im  preußischen 
Abgeordnetenhause  vom  19.  Februar  1916,  wonach  »Deutsehland  den  Weltmarkt  nicht 
entbehren  könne  und  sieh  den  Verkehr  mit  den  neutralen  und  feindlichen  Staaten 
nicht  erschweren  dürfe«. 
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der  in  Betracht  kommenden  Staaten  verschaflfen.  So  soll  zunächst  hin- 
sichtlich der  wichtigsten  neutralen  Staaten  einzeln  gepmft  werden, 
ob  jeder  derselben  nicht  nur  die  formelle  Möglichkeit,  sondern  auch 
ein  Interesse  daran  hätte,  irgend  welche  Gegenmaßregeln  gegen  die  im 
Zollbündnisse  enthaltene  Präferenz  zu  ergreifen  und  seine  HandelspoUtik 
den  Zentralmächten  gegenüber  zuungunsten  derselben  zu  ändern.*) 

Brasilien. 

Von  neutralen  Staaten,  welche  mit  beiden  Zentralmächten 
keinen  Handelsvertrag  haben,  tritt  Brasilien  in  den  Vordergrund. 
Da  die  übrigen  Staaten  dieser  Gruppe  im  Verhältnisse  zu  Deutschland 
und  Österreich-Ungarn,  Panama,  Kuba,  Costarica,  Haiti,  die  Domini- 
kanische Bepublik  und  Peru  sind  (wozu  sich  im  Verhältnisse  bloß  zu 
Österreich-Ungarn  eine  Eeihe  von  diesfalls  handelspolitisch  wenig  be- 
deutsamen Süd-  und  mittelamerikanischen  Eepubliken  gesellen),  kann 
von  der  Erörterung  der  Beziehungen  der  Zentralmächte  zu  allen 
diesen  Staaten  (mit  Ausnahme  Brasiliens)  —  im  Hinblicke  auf  die 
verhältnismäßige  Geringfügigkeit  des  wechselseitigen  Verkehres  — 
abgesehen  werden. 

Es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  Brasilien  in  absehbarer  Zeit  den 
Weg  eines  neuerdings  verschärften,  gegen  die  Einfuhr  aus  den  Zentral- 
reichen gerichteten  Protektionismus  zum  Schutze  der  eigenen  Industrie 
betrete,  welche  (bis  auf  eine  nicht  ganz  unbedeutende'  Textil-,  ins- 
besondere Baumwollindustrie)  nicht  nur  bisher  nicht  entwickelt  ist. 


^)  Es  würde  zu  weit  führen,  eine  solche  Untersuchung  hinsichtlich  sämt- 
licher in  Betracht  kommender  Staaten  durchzuführen.  Ferner  entfällt  im  Eahmen 
dieser  Arbeit  die  Untersuchung,  ob  die  in  Betracht  kommenden  Staaten  über  die 
notwendige  Macht  verfügen,  um  ihre  eventuelle  sich  aus  einem  etwaigen  Interessen- 
widerstreite ergebende  Gegnerschaft  gegen  das  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  in 
wirksamer  Weise  zur  Geltung  zu  bringen.  Die  einschlägigen  Kraft  Verhältnisse 
liegen  auf  der  Hand  und  brauchen  nicht  näher  erörtert  zu  werden. 

Die  den  folgenden  Analysen  angeschlossenen  Tabellen  sind  derart  kon- 
struiert, daß  der  Leser  sich  auf  Grund  derselben  selbst  ein  Urteil  bilden  kann,  ob 
und  inwieweit  die  Interessen  der  betreffenden  Staaten  durch  die  dem  Zollbündnisse 
der  Zentralreiche  entspringende  Zollpräferenz  nachteilig  beeinflußt  werden  können 
und  mit  den  Interessen  der  Zentralmächte  überhaupt  im  Widerspruche  stehen.  Un- 
geachtet dessen  sind  diese  Analysen  mit  Glossen  versehen  worden,  um  die  sach- 
gemäße Vorgangsweise  bei  der  Beleuchtung  dieser  Ziffern  an  Beispielen  vorzuführen, 
ferner  auch  um  gewisse  charakteristische  Momente  stärker  zu  unterstreichen  und 
durch  anderweitige,  den  Tabellen  nicht  zu  entnehmende  Informationen  zu  ergänzen. 
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sondern  auch  für  absehbare  Zeit  keine  besonderen  Entwicklungsehancen 
aufweist.  Mit  seiner  bisherigen  industriellen  Hochschutzzöllnerei  hat 
Brasilien  sehr  wenig  erzielt.^) 

Die  anläßlich  der  letzten  Zolltarifreform  (Budgetgesetz  pro  1913) 
eingeführten  Zollerraäßigungen  und  Zollbefreiungen  für  verschiedene 
Produktionshilfsmittel  dürften  noch  durch  längere  Zeit  eine  Steigerung 
der  Einfuhr  aus  den  Zentralreichen  bewirken  und  zur  Hebung  der  inländi- 
schen Produktion,  insbesondere  der  industriellen,  nur  langsam  beitragen. 

Die  Bedeutung  der  Handelsbeziehungen  zwischen  Brasilien  und  den 
Zentralraächten  ist  aus  folgenden  Zusammenstellungen  zu  entnehmen :  2) 


^)  Vgl.  Schilder,  »Die  Entwicklungstendenzen  usw.«,  IL  Bd.,  S.  59/60  und 
289-293. 

^)  Allen  folgenden  Zusammenstellungen  haften  selbstredend  alle  jene  Mängel 
und  Unsicherheiten  an,  welche  sich  bei  jeder  Zusammenstellung  von  statistischen 
Ziffern  aus  den  Außenhandelsstatistiken  verschiedener  Staaten  ergeben.  Die 
Unterschiede  in  der  Bewertung  gehen  bekanntlieh  in  Hunderte  von  Millionen.  Als 
Grundlage  dienten  hier  vorwiegend  die  österreichisch-ungarische  und  die  deutsche 
Außenhandelsstatistik,  während  die  Statistiken  anderer  Staaten  nur  für  die  detail- 
lierte Darstellung  des  Spezialhandels  dieser  Staaten  und  sonst  hie  und  da  in  Not- 
fällen zu  Hilfe  gezogen  wurden.  Naturgemäß  ergeben  sieh  daraus  in  den  betreffenden 
Tabellen  vielfach  bedeutende  Divergenzen. 

Ungeachtet  der  fortschreitenden  Teuerung  vieler  wichtiger  Artikel  bieten 
die  Wertziffern  an  und  für  sich  eine  relativ  verläßliche  Basis  für  die  Beurteilung 
der  Entwicklung  der  Handelsbeziehungen  im  Laufe  der  Jahre,  da  diese  Teuerung 
der  Lebensmittel,  Rohstoffe  u.  dgl.  auf  der  anderen  Seite  durch  die  Verbilligung 
vieler  Industrieerzeugnisse  so  ziemlich  aufgewogen  wird.  Einen  Beleg  hiefür  bieten 
folgende  Indexzahlen:  * 


E 

n  g  1  a  n 

d. 

/ 

Werte 

Einfuhr 

Ausfuhr 

1900 

100 

100 

1910 

129 

148 

Mengen 

1900 

100 

100 

1910 

121 

152 

Aus  dieser  Zusammenstellung  ist  klar  zu  ersehen,  daß  in  längeren  Perioden 
der  Gegenwart  das  Verhältnis  der  Handelsmengen  zu  den  Handelswerten  nur  ge- 
ringe Verschiebungen  aufweist.  Prof.  Arndt  gelangt  in  der  Besprechung  des  Welt- 
handels im  Jahre  1912  im  »Weltwirtschaftlichen  Archive«  (1914,  3.  Bd.,  IL  Teil, 
S.  88)  zu  dem  Ergebnisse,  daß  zwar  ein  Teil  der  großen  Wertsteigerung  gegenüber 
dem  Vorjahre  der  Teuerung  zuzuschreiben  ist,  dennoch  aber  das  Jahr  1912  ein 
Rekordjahr  in  der  tatsächlichen,  auf  der  Kombination  von  Mengen  und  Werten 
beruhenden  Entwicklung  des  Welthandels  war. 

T.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I.  "■*■ 
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Tabelle  III. 


Spezialhandel  Brasiliens 

(ohne  Edelmetalle  und  Münzen). 


Gegenstand 


Ei  nfuhr 


1903 


ö  9 


=  SW 


•S  ä  e 
■C-2S 


<D  y,    a 

S**  2 


Ausfuhr 


1911 


«    c   S 

C        ,4 
O   kl    o 

a  A  a 

»  u  a 

M    C)  Cm 

O  ^Ö     M 


Insgesamt 

Anteil  der  wichtigsten 
Länder: 

Deutsehland  u.  Österreich- 
Ungarn  zusammen^)  .    . 

Großbritannien  und  Irland 

Frankreich 

Vereinigte  Staaten  von  Nord- 
amerika     . 

Argentinien 


583  2 

100-0 

1275-4 

1000 

888-6 

100-0 

82-4 

165-3 

51-5 

14-1 

28-4 
8-8 

232-4 
369-6 
112-5 

18-2 

29-0 

8-8 

155-8 

171-8 

84  0 

17-5 

19-3 

9-5 

65-9 
523 

11-3 
9-0 

169-7 
69-9 

13-3 
7-6 

366-1 
190 

41-2 
21 

1606- 


1000 


316-0  19-7 

241-7  15-1 

127-2  7-9 

572-3  35-6 

63-2  3-9 


Die  wichtigsten 

Artikel  des  Spezialhandels  Brasiliens. 

1903 

1911 

1903 

1911 

"0.0 

"ö  jä 

Artikel 

E 

6 

a 

ll^^ 

Artikel 

s 
s 

■gssa 

»S   g   o  6(1 

cä 

03 

a 

a 

|ot= 

ö 

0 

^|o& 

N 

N 

Qö 

N 

tS9 

Q  ä 

Wert  in  Millionen  Kronen 

Wert  in  Millionen  Kronen 

Einfuhr. 

Ausfuhr. 

Weizen-  u.  Wei- 

Kaffee   .... 

459-6 

1643-7 

2930 

zenmehl  .    . 

56-6 

178-8 

05 

Kakao    .... 

24-4 

66-9 

12-2 

Fleisch  .    .    . 

27-9 

46-5 

— 

Kautschuk     .    . 

234-4 

613-5 

731 

Stockfisch  .    .    . 

14-6 

47-6 

— 

Tabak    .... 

22-8 

39-4 

18-5 

Wein 

36-6 

100-6 

— 

Baumwolle 

32-0 

39-8 

0-5 

Kohle  und  Koks 

30-9 

112-4 

— 

Yerba  mate  (Pa- 

Baumwollwaren 

78-0 

207-9 

raguaytee)  .    . 

16-3 

80-7 

— 

Waren  aus  an- 

Uo-2 

Häute  und  Felle 

• 

deren     Spinn- 

(roh   und    be- 

stoffen    .    .    . 

23-3 

56-7 

arbeitet)  .    .    . 

439 

99-6 

35-4 

Papier  u.  Papier- 

waren .... 

14-1 

340 

41 

Eisenwaren    .    . 

36-6 

141-4 

33-8 

Maschinen    und 

Apparate     .    . 

29-8 

206-4 

36-3 

Drogen  u.  Chemi- 

kalien .... 

12-5 

440 

')  Gerade  zwischen  diesen  der  brasilianischen  Statistik  entnommenen  Ziffern 
und  jenen  in  den  Tabellen  I  und  II,  welche  sich  auf  die  deutsche  und  österreichisch- 
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Tabelle  IV. 
An  der  brasilianischen  Ausfuhr  waren  beteiligt 

1903  1908  1911  1912 

in  Prozenten 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika      .     41'2        40-1        35-6  39-1 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn, 

zusammen 17-5         19-4        19'7  19*3 

England 19-3         14-8         15-6  12-9 

An  der  brasilianischen  Einfuhr  waren  beteiligt 

1903  1908  1911  1S12 

in  Prozenten 

England 28-4  28-8  29-0  25-2 

Deutschland  und  Österreich-Ungarn, 

zusammen 14-1  16'5  18-2  19-0 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika      .  11-3  12'1  133  15-6 


Tabelle  V. 
Brasilien  als  Herkunftsland  in  der  Einfuhr  der  Zentralreiche. 


Die  wichtigsten 

Artikel 

der  brasilianischen 

Ausfuhr 

in  der  Einfuhr 

der 

Zentralmächte  1912 

Deutsches  Reich 

Österreich-Ungarn 

c 

1 
c 

Hauptlieferanten 

S 

u 

a 

Hauptlieferanten 

e 
o 

d 

1-2 

a 

a 
C5 

k 
11 

■    <u 

13 

.2 
'S 

c 

.S 

'S 

a 

1 

a 
'3 
g 

ja 
o 

09 
M 

"C 

Ol 

1 

«9 
U 

"c 

-'S  e 
e  o 

<D 

Wert  in  Millionen  Mark 

Wert  in  Millionen  Kronen 

Kaffee   .    .    . 
Kautschuk 

Tabak  .    .     . 
Kakao  .     .     . 

252-4 
126-0 

1350 
63-6 

183-3 
61-6 

12-4 
9-4 

8-2 
6-2 

79-0 
0-9 

29-4 

2-1 
32-2 

3-6 

14-9 

1020 
18-9 

51-0 
9-3 

71-3 
1-0 

4-0 
1-2 

4-5 
1-8 

0-2 

10-6 

190 

0-5 
15-7 

Türkei 

Türkei 

20-3 

23-7 

ungarische  Statistik  stützen,  treten  die  erwähnten  Divergenzen  zutage.  Die  Verschie- 
denheiten zwischen  der  brasilianischen  Außenhandelsstatistik  einerseits,  der  deut- 
sehen und  österreichisch-ungarischen  anderseits  beruhen  insbesondere  auf  folgenden 
Umständen:  Die  brasilianische  Statistik  ist  einerseits  genauer  als  z.  B.  die  öster- 
reichisch-ungarische, da  sie  auf  den  verläßliehen  Angaben  der  Sehiffspapiere  und 
nicht  auf  nachträglichen  Sehätzungen  beruht,  anderseits  unverläßlicher,  da  sie  eine 
Schiffahrtsstatistik  ist  ohne  besonderes  Bemühen,  Herkunfts-  und  Bestimmungsländer, 
genau  zu  erfahren.  So  geht  ein  großer  Teil  der  brasilianischen  Ausfuhr  nach  Dureh- 
fuhrplätzen,  wie  Madeira,  Kanarische  Inseln  (Las  Palmas)  usw.  nur  scheinbar. 
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Tabelle  VI. 

Einfuhr  aus  Brasilien  =  |  ^"[j  ^''  «''"°^*^^  ^^^^^'^  Deutschlands, 

\  27o     »  »  7,       Österreich- 

Ungarns. 

Ausfahr  nach  Brasilien  =  (  f/«,  '^''"  S«'*""'°  ^"^f"'"''  D^»'«*'ands, 

l  O'ovo  »  »  »       Österreich- 

Ungarns. 
Ausfuhr  Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  nach  Brasilien  =:  18 7o 

der  Gesamteinfuhr  Brasiliens. 
Einfuhr  Deutschlands  und  Österreich-Ungarns   aus  Brasilien  =  20Va 
der  Gesamtausfuhr  Brasiliens. 

Der  Anteil  Brasiliens  an  der  Gesamteinfuhr  Deutschlands  und 
Österreich-Ungarns,  zusammengenommen,  ist  ein  unvergleichlich  ge- 
ringerer als  jener  Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  zusammen  an 
der  brasilianischen  Ausfuhr.  Er  beträgt  nämlich  nur  2"8°/o  gegen 
207o  (iöi  Jahre  1912).  i)  Auch  die  Ausfuhr  der  Zentralreiche  nach 
Brasilien,  zusammengenommen,  spielt  im  Verhältnis  zur  Gesamtaus- 
fuhr dieser  Eeiche  keine  große  Eolle;  sie  beträgt  nämhch  nur  l'87o> 


Obigen  Zusammenstellungen  ist  es  zu  entnehmen,  daß  die  Aus- 
fuhr der  Zentralreiche  nach  Brasilien  von  der  Einfuhr  der  Zentral- 
reiche aus  Brasilien  beträchtlich  überholt  wird  und  daß  dieser  Unter- 
schied noch  immer  ein  sehr  bedeutender  ist,  obwohl  sich  die  deutsche 
Ausfuhr  nach  Brasilien  nach  und  nach,  in  manchen  Jahren  in  be- 
trächtlichem Ausmaß,  der  Einfuhrziffer  doch  nähert.  Die  prozentuelle 
Beteiligung  der  Zentralmächte  an  der  brasilianischen  Ausfuhr  ist  von 
jener  an  der  brasilianischen  Einfuhr  nicht  weit  entfernt,  während  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  für  Brasilien  ein  unvergleichlich 
größerer  Abnehmer  als  Lieferant  sind,  England  dagegen  gerade  doppelt 
soviel  nach  Brasilien  ausführt,  als  es  aus  Brasilien  bezieht.  Allenfalls 
ist  das  ziffernmäßige  Interesse  Brasiliens  an  den  Zentralreichen  als  Ab- 
nehmern für  brasilianische  Produkte  ein  absolut  und  relativ  viel  größeres,. 


^)  Von  der  Gesamtausfuhr  Brasiliens  nach  den  Zentralreichen  (im  Jahre  1912) 
im  Werte  von  381-2  Millionen  Mark  sind  103-9  Millionen  Mark,  d.  i.  277o  zollfrei. 
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als  jenes  der  Zentralreiche  an  der  Ausfuhr  nach  Brasilien.  Die  Zentral- 
reiche  sind  nach  den  Vereinigten  Staaten  der  zweitgrößte  Abnehmer 
für  brasilianische  Produkte. 

Aus  der  Zusammenfassung  aller  dieser  Tatsachen  geht  klar  hervor, 
daß  für  eine  ungünstigere  Gestaltung  des  handelspolitischen  Verhaltens 
Brasiliens  gegenüber  den  Zentralmächten  in  der  Zukunft  weder  ein 
eigenes  Bedürfnis,  noch  englische  Einflüsse  (obwohl  England  bisher 
in  bedeutendem  Maße  Brasiliens  Geldgeber  war),  sondern  eventuell 
nordamerikanische  in  Betracht  kommen  könnten. 

Ungeachtet  solcher  Einflüsse  würde  sich  Brasilien  mutmaßlich 
wohl  hüten,  sich  die  Kundschaft  der  Zentralmächte  zu  verderben. 

Die  Weltproduktion  an  Kafi"ee  bewertete  sich  im  Jahre  1912/13 
mit  1600  Millionen  Mark,  wovon  auf  Brasilien  1120  Millionen  Mark 
entfielen.  Der  Konsum  Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  als  der 
zweitgrößten  Abnehmergruppe  (nach  den  Vereinigten  Staaten  Nord- 
amerikas) betrug  zusammen  338  Millionen  Mark,  d.  h.  mehr  als  ein 
Fünftel  der  gesamten  Weltproduktion,  wovon  aus  Brasilien  um  230  Mil- 
lionen Mark  (d.  h.  etwas  mehr  als  ein  Fünftel  der  brasilianischen 
Produktion)  eingeführt  wurde.  Brasilien  hat  zwar  beinahe  ein  faktisches 
Monopol  in  Kaffee,  dessen  Produktion  in  anderen  Ländern  nicht  so 
rasch  und  ausgiebig  gesteigert  werden  könnte;  allein  es  wäre  nicht 
ausgeschlossen,  daß  die  Zentralmächte  im  Falle  eines  Zollkrieges  mit 
Brasilien  den  Konsum  dieses  Genußmittels  wesentlich  einschränken 
könnten  und,  darauf  gestützt,  exorbitante  Finanzzölle  erstellen  würden. 
Die  psychische  Möglichkeit  der  Einschränkung  des  Konsums  derartiger 
Genußmittel  liegt  viel  eher  im  Naturell  der  deutschen,  ungarischen 
und  slawischen  Volksstämme  als  z.  B.  in  jenem  der  Anglosachsen, 
die  das  Gros  der  Bevölkerung  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
ausmachen.  In  dieser  Beziehung  stellt  sich  der  Weltkrieg  als  eine  ge- 
lungene Vorübung  dar. 

Im  zweiten  Hauptartikel  der  brasilianischen  Ausfuhr  nach  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn,  in  Kautschuk,  kann  allerdings  der  Ver- 
brauch ohne  eine  wesentliche  Schädigung  der  kautschukverarbeitenden 
Industrie  der  Zentralmächte  nicht  eingeschränkt  werden;  dagegen  ist 
in  diesem  Artikel  ein  Ersatz  aus  anderen  Bezugsquellen  viel  leichter. 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn  zusammen  bezogen  im  Jahre  1912 
Kautschuk  um  151  Millionen  Mark,  hievon  aus  Brasilien  um  63  Mil- 
lionen Mark,  folglich  nicht  viel  weniger  als  zwei  Drittel  aus  anderen 
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Ländern,  insbesondere  aus  den  englischen,  französischen,  belgischen 
und  niederländischen  Kolonien.  Der  Anteil  dieser  letzteren  Länder, 
gleichwie  in  letzter  Zeit  auch  der  deutschen  Kolonien  an  der  Versor- 
gung der  Zentralreiche  mit  Kautschuk  war  im  Steigen  begriffen,  wo- 
gegen jener  Brasiliens  in  der  Zeit  vön  1910  bis  1913  auf  weniger 
als  die  Hälfte  gesunken  ist.  Überhaupt  befindet  sich  die  Weltkautschuk- 
produktion im  Stadium  einer  starken  Verbreitung  und  Entwicklung. 
Zur  Erzeugung  von  Waldkautschuk  gesellt  sich  im  immer  höheren 
Ausmaß  Plantagenkautschuk,  dessen  Produktion  insbesondere  in  Java, 
Sumatra  und  in  den  deutschen  Kolonien  einen  gewaltigen  Aufschwung 
nimmt.  Infolgedessen  befindet  sich  auch  der  Preis  in  einer  ständigen 
Baisse.  Die  in  den  letzten  Jahren  vor  sich  gegangene  Ermäßigung, 
zum  Teil  auch  Aufhebung  sämtlicher  Ausfuhrzölle  auf  Kautschuk  ist 
ein  Signum  temporis  in  dieser  Beziehung.  Es  ist  ferner  nicht  aus- 
geschlossen, daß  es  der  deutschen  Chemie  bald  gelingen  wird,  syn- 
thetischen Kautschuk  in  größeren  Mengen  und  billig  zu  erzeugen,  i) 
Die  Zentralreiche  sind  ein  so  wichtiges  Kautschukverbrauchsgebiet, 
daß  angesichts  der  obigen  Steigerung  der  Weltkautschukproduktion 
und  des  Preisfalles  alle  kautschukerzeugenden  Länder  sich  um  das- 
selbe bewerben  werden.  Da  aber  im  Jahre  1911  die  Zentralmächte 
von  der  mit  307  Millionen  Mark  bewerteten  Kautschukproduktion  Bra- 
siliens 70  Millionen  Mark  übernahmen  (d.  h.  etwas  weniger  als  ein 
Viertel),  so  wird  sich  auch  Brasilien  um  die  Erhaltung  einer  so 
wichtigen  Kundschaft  besonders  bemühen  müssen. 

Deutschland  nimmt  ferner,  als  der  größte  Abnehmer,  ein  Drittel 
der  brasilianischen  Ausfuhr  an  Häuten  und  Fellen,  nämlich  29  Mil- 
lionen Mark  auf  80  Millionen  Mark  (1911)  auf,  was  aber  nur  einen 
kleinen  Teil  der  gesamten  deutschen  Einfuhr  in  Häuten  und  Fellen 
darstellt,  die  im  Jahre  1911  455  Millionen  Mark  betrug.  Die  Position 
ist  für  Brasilien  zweifellos  wichtig,  wogegen  sie  von  Deutschland  mit 
Leichtigkeit  durch  anderweitige  Bezüge,  insbesondere  aus  Argentinien, 
ersetzt  werden  könnte,  da  es  sich  zumeist  um  dieselben  Sorten  (Rinds - 
häute)  und  um  geringe  Mengen  handelt. 

In  Tabak,  in  welchem  Artikel  Deutschland  und  Österreich-Ungarn 
zusammen    mit   rund  18  Millionen  Mark  (1913)  den   ersten  Platz  in 


^)  Vgl.  die  in  der  »Vossisehen  Zeitung«  vom  12.  Dezember  1915  besproclienen 
Ergebnisse  der  Arbeiten  des  Dr.  Hofmann. 
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der  brasilianischen  Ausfuhr  einnahmen,  wäre  ein  teilweiser  Ersatz  aus 
-der  Türkei,  Bulgarien  und  Griechenland  zu  bewerkstelligen. 

Trotz  der  Zollpräferenz,  welche  Brasilien  an  die  Vereinigten 
Staaten  Nordamerikas  seit  1904  mit  einer  kurzen  Unterbrechung  (im 
Jahre  1913)  gewährt  und  welche  nach  dem  letzten  Gesetze  vom 
6.  Mai  1913  pro  1914  207o,  bei  Mehl  sogar  30%  beträgt,  ist  die 
nordamerikanische  Union  in  ihrem  industriellen  Exporte  nach  Brasilien 
relativ  zurückgeblieben,  wogegen  der  nicht  begünstigte  Import  aus 
Deutschland  im  gewaltigen  Steigen  begriffen  war.  In  der  Zeit  von 
1903  bis  1911  ist  die  Beteiligung  des  nordamerikanischen  Importes 
an  der  brasilianischen  Gesamteinfuhr  um  27oi  jene  der  Zentralreiche 
um  4*17o  gestiegen.  Erst  das  Jahr  1912  weist  eine  sprunghafte  Er- 
höhung des  nordamerikanischen  Importanteiles  auf.  Im  Vergleiche  zu 
den  Ziffern  des  Jahres  1903  ist  diese  Erhöhung  gegen  jene  der 
Zentralmächte  noch  immer  im  Eückstande,  da  sie  für  die  Vereinigten 
Staaten  4'37o)  für  die  Zentralmächte  4*97o  beträgt.  Sie  ist  auch 
offenbar  nur  auf  Kosten  der  prozentuell  stark  zurückgegangenen  engli- 
schen Einfuhr  erfolgt.  An  dem  großen  Zuwachse  der  brasilianischen 
Gesamteinfuhr  vom  Jahre  1910  auf  das  Jahr  1911  hat  Deutschland, 
absolut  genommen,  beinahe  so  viel  profitiert  wie  England,  da  sein 
Anteil  von  196  auf  232  Millionen  Mark  gestiegen  ist,  während  jener 
Englands  sich  von  329  auf  369  gehoben  hat.  Von  1911  auf  1912 
ist  die  Einfuhr  Brasiliens  aus  England  von  384  Millionen  Franken  auf 
399,  jene  aus  den  Zentralreichen  von  242  auf  296  Millionen  Franken 
gestiegen.  Es  erhellt  daraus,  daß  die  deutsche  Industrie  (nebst  einigen 
Branchen  der  österreichisch-ungarischen)  sich  im  großen  und  ganzen 
der  vollen  Konkurrenzfähigkeit  im  Vergleiche  zur  englischen  erfreut; 
da  die  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  ihre  Vorzugsstellung  in  Bra- 
silien nicht  entsprechend  ausnützen  konnten,  bleiben  sie  in  gewissen 
Branchen  und  Sorten,  was  Billigkeit  und  Qualität  anbelangt,  ganz 
sicher  stark  hinter  Deutschland  zurück.  (Die  Ausfuhr  aus  Österreich- 
Ungarn  nach  Brasilien  hat  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriegs- 
ausbruche überhaupt  verhältnismäßig  große  Fortschritte  gemacht.) 
Trotz  der  207o  "^o^i  Zollsatze  betragenden  Präferenz  zugunsten  der  Ver- 
einigten Staaten  ist  die  Ausfuhr  der  Zentralmächte  nach  Brasilien  im 
großen  und  ganzen  bei  weitem  nicht  unrentabel,  was  durch  die  Un- 
zulänglichkeit der  nordamerikanischen  Einfuhr,  durch  die  in  vielen 
Artikeln  teuere  Produktion  der  Vereinigten  Staaten,  schließlich  durch 
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die  den  Erzeugnissen  der  Zentralraächte  von  den  Käufern  eingeräumte 
Qualitätspräferenz  zu  erklären  ist.  Angesichts  dessen  würde  vielleicht 
auch  eine  nicht  sehr  wahrscheinUche,  aber  immerhin  nicht  unmögliche 
erweiterte  (d.  i.  größere)  Präferenz  zugunsten  der  Vereinigten  Staaten 
an  diesem  Zustande  in  Brasilien  nichts  ändern. 

Aus  den  Tabellen  I  und  II  ist  schließlich  zu  entnehmen,  daß 
die  Exportinteressen  Brasiliens  durch  das  Zustandekommen  des  ZoU- 
und  Wirtschaftsbündnisses  zwischen  den  Zentralmächten,  insbesondere 
durch  die  damit  verbundene  Zollpräferenz,  nicht  im  geringsten  benach- 
teiligt werden  können.  Die  einzige  größere  Konkurrenz  würde  scheinbar 
in  Häuten  und  Fellen  entstehen,  wovon  im  Jahre  1911  aus  Österreich- 
Ungarn  nach  Deutschland  um  42 V2  Millionen  Mark  gingen;  hiebei 
kommen  aber  großenteils  andere  Sorten,  als  im  Verkehre  Deutschlands 
mit  Brasilien,  in  Betracht,  es  ist  eine  bedeutende  Gegeneinfuhr  vor- 
handen, und  schließlich  sind  die  Häuteeinfuhren  ohne  Unterschied  der 
Provenienz  zollfrei,  wodurch  jede  weitere  Erörterung  dieser  Frage 
gegenstandslos  wird. 

Es  ist  nicht  zu  ersehen,  welches  positive  Interesse  Brasilien  daran 
hätte,  England  oder  die  Vereinigten  Staaten  vor  den  Zentralmächten 
zu  favorisieren  (die  letzteren  in  noch  höherem  Grade,  als  dies  bis  jetzt 
der  Fall  ist).  England  exportiert  nach  Brasilien  bedeutend  mehr,  als 
es  aus  diesem  Lande  bezieht,  und  die  Vereinigten  Staaten  sind  auf 
die  brasilianische  Einfuhr  viel  stärker  angewiesen,  als  Deutschland 
und  Österreich-Ungarn.  Die  oben  angedeutete,  in  den  letzteren  Staaten 
mögliche  Einschränkung  des  Kaffeekonsums  wäre  in  den  Vereinigten 
Staaten  im  Hinblicke  auf  die  Gewohnheiten  und  Anschauungen  der 
dortigen  Bevölkerung  nicht  denkbar;  es  ist  auch  nicht  anzunehmen 
—  im  Hinblicke  auf  die  gegenwärtigen  Strömungen  in  der  Zollpolitik  — 
daß  die  Vereinigten  Staaten,  die  den  größten  Durchschnittskonsum  an 
Kaffee  haben  (5  hg  pro  Bewohner  und  Jahr,  Deutschland  2*53  kg, 
Österreich-Ungarn  1"15  %),  den  bisher  zollfreien  Kaffee  mit  hohen 
Finanzzöllen  belegen  würden. 

Da  der  brasilianischen  Ausfuhr  nach  den  Vereinigten  Staaten 
keine  Gefahr  droht,  braucht  Brasilien  die  Vereinigten  Staaten  nicht 
noch  mehr  zu  bevorzugen,  als  dies  bis  jetzt  der  Fall  war.  Die  Ver- 
einigten Staaten  hätten  wohl  ein  Interesse  daran,  die  zu  ihren  Gunsten 
in  Brasilien  bestehende  Präferenz  noch  größer  werden  zu  sehen;  sie 
dürften  auch  kein  Mittel  unangewendet  lassen,  um  dieses  Ziel  zu  er- 
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reichen.  Solche  Bestrebungen  der  nordamerikanischen  Union,  falls  sie 
wieder  in  stärkerem  Maße  zutage  treten  sollten,  würden  jedoch  den 
noch  später  zu  schildernden  allgemeinen  Bedürfnissen  der  nord- 
amerikanischen Industrie  entspringen,  ohne  Eüeksicht  darauf,  ob  ein 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  zwischen  den  Zentralmächten  zustande- 
kommt oder  nicht J) 

China. 

Von  den  Staaten,  die  den  Zentralmächten  eine  einseitige  Meist- 
begünstigung gewährt  haben  (China,  Slam  und  Abessinien),  wählen 
wir  den  wichtigsten:  China, 2) 

Da  ist  zunächst  vorauszuschicken,  daß  an  einen  Zollprotektionismus 
Chinas  zum  Schutze  der  eigenen  Industrie  aus  eigenem  Antrieb  noch 
lange  nicht  zu  denken  sein  wird.  Es  könnte  sich  schlimmstenfalls 
in  der  chinesischen  Zollpolitik  der  Einfluß  Japans  zuungunsten  der  Ein- 
fuhr aus  den  Zentralreichen  einmal  geltend  machen.  3)  Daran  sollte 
beim  Abschluß  des  Friedensvertrages  mit  Japan  nicht  vergessen  werden. 
Überhaupt  müßte  die  neuerliche  Sicherung  des  Charakters  Chinas  als 
eines  Gebietes  »der  offenen  Tür<  (eventuell  neue  Festsetzung  und  ge- 
naue Abgrenzung  der  Einflußsphären)  in  den  Friedensverträgen  erfolgen. 


1)  Sollten  die  Vereinigten  Staaten  nach  dem  Kriege,  wie  es  angesichts  der 
finanziellen  Erschöpfung  Europas  wahrscheinlich  ist,  Brasilien  gegenüber  als  Geld- 
geber eine  größere  Rolle  spielen  als  bisher,  so  werden  natürlich  auch  ihre  Chancen 
in  der  Zollpräferenzfrage  größer  werden. 

2)  Aus  der  umfangreichen  Literatur,  welche  in  mehr  oder  minder  gründ- 
licher Weise  die  Eolle  Chinas  im  Welthandel  behandelt,  ist  die  Lektüre  der  auf 
eigenen  Wahrnehmungen  beruhenden,  vom  kaufmännischen  Geist  durchleuchteten 
Arbeit  Köhlers  »Deutschland  und  China«  (Kaufmännische  Bücherei,  herausge- 
geben von  »Die  Welt  des  Kaufmannes«,  7.  Band)  besonders  zu  empfehlen. 

^)  Die  gewaltige  Zunahme  der  japanischen  Ausfuhr  nach  China  (ungeachtet 
des  gegen  japanische  Waren  gerichteten  chinesischen  Boykotts  im  Jahre  1907)  ist 
aus  folgender  Zusammenstellung  zu  entnehmen: 

In  Millionen  Yen 
1911  1912  1913 

Ausfuhr  Japans  nach  China  .   .  78  102  139 

Einfuhr  Japans  aus  China    .   .  52  46  60 
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Tabelle  IL 
Spezialhandel  Österreich-Ungarns  mit  China 

(ohne  Goldmetalle  und  Münzen). 


Gegenstand 

1913 

1912 

1911 

1910 

1913 

1912 

1911 

1910 

Wert 
in  Millionen  Kronen 

Prozentueller  Anteil 
am  österreichisch-unga- 
rischen Spezialhandel 

Ein-  und  Ausfuhr,  zusammen 

230 

25-2 

23-9 

19-7 









Einfuhr    

13-6 

19-1 

18-7 

14-9 

0-4 

0-5 

0-6 

0-5 

Verhältniszahlen  1)      .    .     . 

115 

162 

158 

126 

— 

— 

— 

— 

Ausfuhr 

9-4 

61 

5-2 

4-8 

0-3 

0-2 

0-2 

0-2 

Verhältniszahlen  ^)      ,     .     . 

155 

100 

86 

79 

— 

— 

— 

— 

Die  wichtigsten  Artikel  des  Spezialhandels  Österreich-Ungarns 

mit  China. 


1913 

1912 

1911  1910 

1913  1912  1911 1910 

Artikel 

Wer 

t  in 

Artikel 

Wert  in 

Mil 

ioner 

i  Kronen 

Millionen  Kronen 

Einfuhr. 

Ausfuhr. 

Tee 

4-4 

7-9 

7-3 

60 

Baumwollgarne  u. 

Sesamsamen   .    . 

1-6 

2-2 

31 

1-5 

-waren    .     .     . 
Konfektionswaren 

0-6 
03 

0-2 
0-2 

Ol 
0-2 

Ol 
0-4 

Leinsaat     .    .     . 
ßindshäute      .     . 

0-4 
1-2 

1-7 
0-5 

0-5 

0-8 

Papier  u.  Papier- 
waren    ,     .    . 
Glas    und    Glas- 

11 

0-3 

0-5 

0-7 

Menschenhaare, 

waren     .     .     . 

0-4 

0-1 

Ol 

Ol 

auch  Abfälle 

11 

1-2 

11 

1-5 

Eisen  und  Eisen- 

Federn .... 

1-3 

1-4 

21 

14 

waren     .    .     . 
Unedle  Metalle  u. 

4-6 

2  5 

2-4 

13 

Zinkerze     .    .    . 

0-7 

0-6 





Metallwaren 

0-7 

0-4 

0-4 

0-7 

Baumwolle 

0-4 

0-3 

1-2 

0-1 

Seife  (feine)    .     . 
Zündwaren 

0-4 

0-5 

02 

0-3 

Plechtwaren    .     . 

0-3 

05 

12 

1-2 

(Sehießmittel)  . 

0-3 

Ol 

0-5 

— 

Einfahr  1912     . 

1 

»1 

1 
1 

Aasfahr  1912    . 

« 

«1 

^1 

a 

8-9 

0-8 

11 

8-3 

0-2 

0-5 

46 

0-8 

^)  Verhältniszahlen 
Jahre  1907  dar,  wobei  die 


stellen    die  Entwicklung  des  Spezialhandels  seit   dem 
Werte  dieses  Jahres  gleich  100  gesetzt  werden. 
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Tabelle  IV. 
An  der  chinesischen  Ausfuhr  partizipierten 
(nach  Abschlag  von  Hongkong,  welches  27*57o  ^^^  gesamten  chinesi- 
schen Ausfuhr  für  verschiedene  Bestimmungen  aufnahm) 

1908  1911 

in  Prozenten 

Japan 13*4        16*4 

Frankreich  samt  Kolonien 12*4        10*8 

England  samt  Kolonien 10*4  9*1 

Vereinigte  Staaten 8*6  9*0 

Eußland 10*7         13*4 

Deutschland  und  Österreich-Ungarn  zusammen      .     .       3*0  5*3 

An  der  chinesischen  Einfuhr  partizipierten 

(nach  Abschlag   von  Hongkong,   aus  welchem  30  97o  der  gesamten 

chinesischen  Einfuhr  verschiedener  Herkunft  stammten) 

1908         1911 
in  Prozenten 

England  samt  Kolonien 28*7        30*(> 

Japan 12*9         16*7 

Vereinigte  Staaten 10*4  8*6 

Deutschland  und  Österreich-Ungarn  zusammen      .     .      3*9  5*0 


Tabelle   V. 
China  als  Herkunftsland  in  der  Einfuhr  der  Zentralmächte. 


Die  wichtigsten  Ar- 
tikel der  chinesi- 
schen Ausfuhr  in 
der  Einfuhr  der 

Zentralmäehte  1912 

Deutsches  Reich 

Österreich-Ungarn        | 

ea 

^  s 

Hauptlieferanten 

ea 
Ö   a> 

Hauptlieferanten  | 

CS 

.s 

ü 

TS 

M 

-2  ö 

.s 

o 

c 

-^1 

00  T3 

cq 

Wert  in  Millionen  Mark 

Wert  in  Millionen  Kronen 

Ölsaaten  und  Öle  (das 
ist  Erdnüsse,   Se- 
sam u.  Sojabohnen) 

Tee 

Häute  und  Felle     . 

Haare,  Borsten, 
Federn   .... 

Eigelb  und  Eiweiß . 

78-2 

7-8 

358-7 

610 

7-8 

48-5 

4-4 

12-4 

9-4 

7-8 

98-2 
28-9 

21-3 

1-2 

41-8 

06 

67-9 
1-4 

19-7 

8-7 

13-6 

3-9 
7-9 
0-5 

2-6 

6-5 
6-5 

101 
38-6 
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Tabelle   VI 
Ein-  und  Ausfuhr  des  Deutschen  Reiches  aus  und  nach  China 

=  rund  je l-07o 

der  gesamten  deutschen  Ein-,  respektive  Ausfuhr. 
Österreichisch-ungarische  Einfuhr  aus  China  = 0'57o 

und  österreichisch-ungarische  Ausfuhr  nach  China  =     .     .     0"27o 

der    gesamten    österreichisch -ungarischen    Ein-,    respektive 

Ausfuhr. 
Die   chinesische   Ein-  und  Ausfuhr   im   Handelsverkehre   mit 

den  Zentralmächten  macht  rund  je 5"07o 

der  gesamten  chinesischen  Ein-,  respektive  Ausfuhr  aus. 


Aus  den  obigen  Tabellen  ist  zu  ersehen,  daß  der  wechselseitige 
Handel  stetig  im  Steigen  begriffen  ist  und  daß  die  chinesische  Aus- 
fuhr nach  den  Zentralreichen  die  Ausfuhr  derselben  nach  China  über- 
steigt. China  hat  daher  gegenwärtig  zweifellos  ein  größeres  ziffern- 
mäßiges Interesse  an  den  Zentralreichen  als  umgekehrt.  Doch  ist  die 
Bedeutung  Chinas  für  die  Entwicklung  des  Exportes  der  Zentral- 
reiche in  der  Zukunft  unschätzbar  (400  Millionen  Konsumenten!). 

Von  der  gesamten  chinesischen  Ausfuhr  an  Ölsaaten  (haupt- 
sächlich Sesam  und  Soja),  welche  im  Jahre  1911  165  Millionen  Mark 
betrug,  nahmen  Deutsehland  und  Österreich -Ungarn  zusammen  um 
rund  37  Millionen  Mark  auf,  das  ist  das  Gros  ihres  Bedarfes  und  ein 
Viertel  der  chinesischen  Gesamtausfuhr.  Allerdings  wäre  ein  Ersatz 
für  die  chinesischen  Bezüge  in  absehbarer  Zeit  schwer  möglich,  da 
die  Ausfuhr  des  zweitgrößten  Exportlandes  Britisch -Indien  bloß  ein 
Viertel  der  chinesischen  Ausfuhr  beträgt.  Es  ist  jedoch  keine  andere 
Ölindustrie  gleich  jener  der  Zentralreiche  zusammengenommen  darauf 
eingerichtet,  so  große  Mengen  dieses  Ölgutes  zu  verarbeiten.  Für  die 
weitere  Zukunft  kommt  die  Türkei  mit  Sesam  und  Oliven,  deren  Pro- 
duktion schon  jetzt  beträchtlich  ist,  ferner  mit  der  zu  entwickelnden 
Produktion  von  Erdnüssen,  BaumwoU-,  Mohn-  und  Leinsaat  in  Betracht. 
Eine  Aushilfe  (in  Hanf-  und  Leinsaat)  könnte  auch  Bulgarien  leisten. 

Von  der  chinesischen  Gesaratausfuhr  an  Häuten  und  Pellen, 
welche  im  Jahre  1911  45  Millionen  Mark  betrug,  nahmen  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn  13  Millionen  Mark,  d.  h.  rund  ein 
Viertel  auf.    Diese  Menge  ist  jedoch  bei  der  Gesamteinfuhr  Deutsch- 
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lands  von  455  Millionen  Mark  im  Jahre  1911  (wovon  42  Millionen 
Mark  aus  Österreich-Ungarn)  versehwindend  klein,  obwohl  seither 
schon  auf  das  Doppelte  gestiegen.  Obgleich  ein  Teil  dieser  chinesi- 
schen Einfuhr  in  Spezialitäten  besteht,  so  wäre  der  Wegfall  derselben 
für  die  deutsche  Industrie  nicht  besonders  schmerzlich,  und  es  ließe 
sich  zum  Teile  auch  ein  Ersatz  schaffen. 

Der  Zwischenverkehr  Österreich-Ungarns  und  Deutschlands  stellt 
für  China  in  keiner  Beziehung  eine  Konkurrenz  dar,  wie  es  aus  der 
Tabelle  I  klar  erhellt.  Beim  einzigen  Artikel,  bei  welchem  theoretisch 
eine  Konkurrenz  angenommen  werden  könnte,  d,  h.  bei  Häuten  und 
Fellen,  würde  das  Zollbündnis  eine  Änderung  des  bisherigen  Zustandes 
zuungunsten  Chinas  nicht  bewirken,  da  Häute  und  Felle  nach  Deutsch- 
land, gleichwie  nach  Österreich-Ungarn,  schon  jetzt  zollfrei  eingehen. 

Dasselbe  gilt  für  die  sonstigen  tierischen  Produkte,  an  deren 
Ausfuhr  nach  Deutschland  China  in  höherem  Maße  interessiert  ist, 
namentlich  für  Borsten,  Federn  und  Därme. 

Dagegen  ist  die  deutsche  Ausfuhr  nach  China  für  China  unent- 
behrUch  und  zum  Teile  unersetzlich. 

Im  ersten  Eange  stehen  Farbstoffe,  die  mehr  als  eiu  Drittel  der 
gesamten  Ausfuhr  nach  China  ausmachen,  wobei  sich  dieser  Posten 
in  vier  Jahren  verdreifacht  hat.  Bekanntlich  sind  diese  deutschen  Farb- 
stoffe, großenteils  infolge  der  unvergleichlichen  Spezialisierung  und 
Superiorität  beinahe  Monopolstellung  der  deutschen  Industrie,  in  der 
ganzen  Welt  derart  unersetzlich,  daß  Deutschland  sogar  während  des 
Krieges  beliebige  Mengen  davon  hätte  ausführen  können,  wenn  es 
nicht  vorgezogen  hätte,  behufs  industrieller  Schädigung  seiner  Gegner 
mit  Ausfuhrverboten  vorzugehen,  i) 

Die  deutsche  Ausfuhr  in  Eisen-  und  Metallwaren  nach  China 
betrug  im  Jahre  1911  mehr  als  die  Hälfte  der  damals  IIV2  MilHonen 
Mark  betragenden  chinesischen  Gesamteinfuhr  und  ist  seither  auf  mehr 
als  das  Doppelte  gestiegen  —  trotz  aller  Bemühungen  der  Vereinigten 
Staaten,  den  chinesischen  Markt  gerade  in  diesen  Artikeln  an  sich 
zu  reißen  —  was  wieder  auf  die  Unersetzlichkeit  der  deutschen  Ein- 
fuhr deuten  läßt. 


^)  Die  sehr  tüchtige,  jedoch  unvergleichlich  kleinere  Parbstoffindustrie  der 
Schweiz  ist  von  deutsehen  Roh-,  beziehungsweise  Hilfsstoffen  abhängig.  Die  Ver- 
suche, eine  Farbstoffindustrie  in  anderen  Ländern  ohne  Mittun  der  deutsehen  In- 
dustrie zu  züchten,  stoßen  bisher  auf  nicht  unbeträchtliche  Schwierigkeiten. 
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Wie  wir  bei  weiteren  Analysen  öfters  sehen  werden,  waren  die 
Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  trotz  der  großen  Entwiclilung  ihrer 
Eisenindustrie,  trotz  der  Trusts  und  der  Hochschutzzölle,  bisher  nicht 
imstande,  sich  auf  dem  Weltmarkte  in  gewissen  von  Deutschland 
(teilweise  auch  von  Österreich-Ungarn)  billiger  und  besser  erzeugten 
Qualitätsartikeln  der  Eisen-  und  Metallbranche  zu  behaupten. 

So  und  nicht  nur  durch  die  gegen  Nordamerika  gerichtete  chi- 
nesische Boykottbewegung  der  Jahre  1905/1906  ^)  ist  es  unter  anderem 
zu  erklären,  daß  in  der  chinesischen  Gesamteinfuhr  die  Vereinigten 
Staaten  zurückgehen  und  Deutschland  trotz  der  gewaltig  ansteigenden 
Konkurrenz  Englands  und  Japans  nicht  nur  seinen  Platz  behauptet, 
sondern  noch  immer  sehr  bedeutende  Portschritte  macht.  Auch  Öster- 
reich-Ungarns Ausfuhr  nach  China  weist  eine  gewisse  prozentuelle 
und  absolute  Steigerung  auf.  2) 

Sollte  auch  angenommen  werden,  daß  die  Zentralmächte  zumindest 
dasselbe  Interesse  an  der  chinesischen  Einfuhr,  insbesondere  an  den 
schwer  ersetzlichen  Ölsaaten  haben,  als  China  an  der  Ausfuhr  nach 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn,  so  ist  es  auf  Grund  der  obigen 
Analyse  nicht  zu  ersehen,  welches  positive  Interesse  China  in  abseh- 
barer Zeit  daran  hätte,  irgendwelche  Gegenmaßregeln  gegen  das  öster- 
reichisch-ungarisch-deutsche Zollbündnis  zu  ergreifen  und  die  den  beiden 
Eeichen  gewährte  Meistbegünstigung  zu  kündigen.  Die  von  manchen 
Seiten  befürchtete  Großzüchtung  einer  chinesischen  Fabriksindustrie 
unter  japanischem  Einflüsse  ist  bestenfalls  Zukunftsmusik.  Japan  hat 
bekanntlich  selbst  mit  seiner  eigenen,  angesichts  der  volkswirtschaftlichen 
und  sozialen  Lage  unentbehrlichen  Industrialisierung  noch  riesig  viel  zu 
schaffen.  Übrigens  kann  China  auch  aus  politischen  Gründen  nicht  daran 
denken,  gegen  die  Mittelmächte  etwas  zu  unternehmen.  Beruht  doch 
seine  einzige  Hoffnung,  vom  würgenden  Druck  Japans  einigermaßen  er- 
leichtert zu  werden,  auf  einem  durchschlagenden  Sieg  der  Mittelmächte. 

*  * 

* 

^)  Die  unmittelbaren  Folgen  dieser  Boykottbewegung  waren  selir  ausgiebig; 
doch  sind  die  Wirkungen  derselben  in  der  weiteren  Entwicklung  der  Handels- 
beziehungen nicht  mehr  zu  spüren. 

2)  Allerdings  ist  —  wie  wir  gesehen  haben  —  das  Bild  des  chinesischen 
Außenhandels  dadurch  stark  verschleiert,  daß  ein  sehr  beträchtlicher  Teil  desselben 
über  Hongkong  geht  und  in  der  chinesischen  Zollstatistik  für  zahllose  Waren  ver- 
schiedener Provenienzen  und  Destinationen  Hongkong  als  Herkunfts-  oder  Bestim- 
mungsland angegeben  wird. 
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Eine  weitere  Gruppe  bilden  zwei  höchst  wichtige  Staaten,  mit 
welchen  die  Zentralmächte  durch  Reziprozitätsverträge  verbunden  sind, 
nämlich  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  Argentinien. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

Die  Literatur  stimmt  darin  vollkommen  überein,  daß  sowohl  der 
deutsch-(preußisch-)amerikanische  als  auch  der  österreichisch-ungarisch- 
araerikanische  Handelsvertrag  nicht  als  ein  unbedingter  Meistbegün- 
stigungsvertrag, sondern  nur  als  ein  bedingter,  d.  h.  als  ein  Eezi- 
prozitätsvertrag  anzusehen  ist.  Dieser  Charakter  der  obigen  Verträge 
wurde  in  den  letzten  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  und  in  den 
ersten  des  gegenwärtigen  von  allen  maßgebenden  Seiten  aus  verschie- 
denen Anlässen  auch  offiziell  zugegeben.^) 

Gegenwärtig  wenden  die  Vereinigten  Staaten  auf  die  Einfuhr 
aus  den  Zentralreichen  autonom  den  Generaltarif  an,  d.  h,  den  Tarif, 
welcher  allen  jenen  Staaten  gegenüber  in  Geltung  steht,  von  denen, 
nach  Ansicht  des  Präsidenten,  die  nordamerikanische  Ware  nicht  un- 
billig behandelt  wird.  In  Deutschland  und  in  Österreich-Ungarn  stehen 
die  Vereinigten  Staaten  im  Genüsse  der  Meistbegünstigung,  ebenfalls 
auf  Grund  einer  autonomen  Anordnung.  2) 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  könnten  auf  Grund  des 
in  den  Verträgen  von  den  Jahren  1828  und  1829  normierten  Rezi- 
prozitätsverhältnisses die  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland 
im  Zollbündnisse  einzuführenden  Vorzugszölle  und  Vorzugszollfreiheiten 
nur  dann  beanspruchen,  wenn  sie  eine  entsprechende  Gegenleistung 
dafür  bieten  würden,  was  praktisch  gänzlich  ausgeschlossen  erscheint. 

^)  Siehe  Glier,  »Die  Meistbegünstigungsklauael  und  die  Reziprozität  in  den 
Verträgen  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  Argentinien«  (Berlin 
1905),  sowie  die  Publikation  des  Mitteleuropäischen  Wirtsehaftsvereines  > Österreich- 
Ungarn  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika«  (Wien  und  Leipzig  1907). 

*)  Österreich-Ungarn  hat  zwar  den  Vereinigten  Staaten  die  volle  Meistbe- 
günstigung zugestanden,  Deutsehland  aber  im  Februar  1910  nur  den  damaligen 
deutschen  Vertragstarif;  auf  die  besonderen  Begünstigungen  der  später  in  Kraft 
getretenen  deutschen  Handelsverträge  mit  Portugal,  Japan  und  Schweden  (die  beiden 
erstgenannten  Verträge  sind  durch  den  Weltkrieg  in  Wegfall  gekommen)  hatte  die 
Union  keinen  Anspruch.  Da  in  Deutsehland  den  Vereinigten  Staaten  der  Vertrags- 
tarif übrigens  nur  unter  der  Bedingung  eingeräumt  wurde,  daß  »irgendwelche  den 
gegenwärtigen  Zustand  zuungunsten  Deutsehlands  verschiebende  Änderungen  nicht 
eintreten«,  ist  dieses  Verhältnis  nach  Schumacher,  a.  a.  0.  S.  91,  auch  auf  der 
deutsehen  Seite  der  amerikanischen  Reziprozität  sehr  ähnlieh. 
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Nun  könnten  sich  aber  die  Vereinigten  Staaten  —  im  Hinbliciie 
uuf  einen  von  ihnen  selbst  geschaffenen  Präzedenzfall  —  angesichts 
der  aus  dem  Zollbündnisse  hervorgehenden  gegenseitigen  Bevorzu- 
gungen zwischen  den  Zentralreichen  keineswegs  darauf  berufen,  daß 
die  amerikanischen  Erzeugnisse  im  Vergleiche  zu  den  deutschen  in 
Österreich-Ungarn,  beziehungsweise  zu  den  österreichisch-ungarischen 
in  Deutschland  unbillig  behandelt  werden,  sogar  dann  nicht,  wenn 
die  etwa  von  den  Vereinigten  Staaten  behufs  Erlangung  derselben 
Begünstigungen  angebotene  Gegenleistung,  als  ungenügend,  abgelehnt 
werden  würde.  Die  Vereinigten  Staaten  haben  nämlich  selbst  in  den 
letzten  Jahren  das  Eeziprozitätsprinzip  zweimal  eigenmächtig  durch- 
brochen. Den  erwähnten  Präzedenzfall  bildet  der  Vertrag  der  nord- 
amerikanisehen  Union  mit  Kuba  vom  Jahre  1903,  in  welchem  gegen- 
seitige Vorzugszölle  ausgemacht  wurden,  die  keinem  dritten  Staate 
gewährt  werden  dürfen.  Diese  Ausschließliehkeit  widerspricht  dem 
Grandsatze  der  Eeziprozität,  in  deren  Eahmen  wenigstens  im  Prinzipe, 
in  der  Theorie  solche  Vorzugszölle  auch  dritten  Vertragsstaaten,  gegen 
entsprechende  Gegenleistung,  gewährt  werden  müssen.  ^) 

So  ist  eine  »Eechtsberufung«  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
gegen  eine  zwischen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  ins  Leben 
zu  rufende  Vorzugsbehandlung  unmöglich.  Es  sind  auch  direkte  Ee- 
pressalien  oder  Eetorsionsmaßregeln,  die  als  eine  Beantwortung  des 
Zoll-  und  Wirtschafksbündnisses  nur  gegen  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  zur  Anwendung  gelangen  würden,  nicht  gut  denkbar. 

Davon  abgesehen,  könnten  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
allerdings  eine  den  Zentralmächten  feindliche  Handelspolitik  auf  anderen 
Wegen  verfolgen;  hiezu  würde  es  jedoch  anderer  und  wichtigerer 
Gründe  bedürfen,  als  der  Tatsache  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses 
zwischen  den  Zentralmächten,  wodurch  die  Interessen  der  Vereinigten 
Staaten  wesentlich  nicht  tangiert  werden,  wie  es  noch  später  des  näheren 
ausgeführt  werden  soll. 


1)  Glier  (a.  a.  0.  S.  338)  bemerkt  hiezu  ganz  richtig:  »Man  komme  uns  da 
nicht  mit  dem  Einwand,  daß  Kuba  eine  Dependenz  der  Union  sei;  Kuba  ist  völker- 
rechtlieh ein  selbständiges  Gemeinwesen,  und  die  engen  Beziehungen  zwischen 
ihm  und  der  Union  nehmen  ihm  nichts  von  dem  Charakter  eines  souveränen  Staates.« 
Vgl.  ferner  Liszt,  »Das  Völkerrecht«,  Berlin  1915,  S.  59,  nach  welchem  Kuba  als 
«in  souveräner  Staat  zu  betrachten  ist. 
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Insbesondere  könnten  die  Vereinigten  Staaten  ihre  Anstrengungen 
verdoppeln,  um  nach  dem  Muster  Brasiliens  (20o/oige,  beziehungsweise 
SOYoige  Präferenz)  sowie  Ekuadors  (Vorzugszölle  auf  Metallfabrikate) 
ähnliehe  Präferenzen  bei  anderen  mittel-  und  südamerikanischen  Staaten 
für  sich  zu  erwirken  oder  auch  um  eine  Vergrößerung  der  bestehenden 
obigen  zwei  Präferenzen  zu  erreichen.  Eine  solche  Aktion  würde  dem 
in  verschiedenen  Zeitperioden  mit  verschiedener  Kraft,  jedoch  ständig 
auftretenden  Bestreben  der  nordamerikanischen  Union  entsprechen, 
ihre  Position  auf  dem  ganzen  amerikanischen  Kontinente  zu  stärken. 
Zu  der  Bevormundung  Kubas  ist  bereits  eine  solche  von  Panama  (vor- 
läufig noch  ohne  handelspolitische  Polgen)  hinzugetreten,  und  erst  im 
September  1915  wurde  zwischen  der  nordamerikanischen  Union  und 
Haiti  ein  Protektoratsvertrag  geschlossen,  dem  ein  Handelsvertrag  mit 
ausschließlichen  Vorzugszöllen  nach  dem  kubanischen  Muster  bald 
folgen  dürfte. 

Wie  bereits  oben  erwähnt,  hängt  der  in  Eede  stehende  inner- 
amerikanische Prozeß  vom  Zustandekommen  einer  Zollannäherung 
zwischen  den  Zentralmächten  nicht  im  geringsten  ab. 

Daß  aber  die  Nordamerikaner  ohne  Eücksicht  auf  irgendwelche 
Vorgänge  in  Europa  bestrebt  sein  werden,  die  Erweiterung  und  Ver- 
größerung ihrer  bisherigen  Präferenzen  in  Amerika  zu  erreichen,  er- 
gibt sich  auch  aus  den  nicht  unbeträchtlichen  Schwierigkeiten,  auf 
die  ein  bedeutender  Teil  des  nordamerikanischen  Industrie-Exportes  im 
Hinblicke  auf  seine  Qualitäts-  und  Preisinferiorität  stößt.  Wie  wir  be- 
reits gesehen  haben,  befand  sich  der  gewaltige  Prozeß  des  Auftretens 
der  Vereinigten  Staaten,  als  einer  immer  stärkeren  Weltkonkurrenz  in 
Industrieartikeln,  im  vorigen  Jahrzehnte  und  noch  bis  vor  kurzem  ge- 
wissermaßen im  Abflauen.^) 

Wir  haben  auch  gesehen,  daß  die  Vereinigten  Staaten  nicht 
imstande  waren,  in  Brasilien,  trotz  der  ausschließlichen  Präferenz,  die 
deutsche,  österreichisch-ungarische  und  englische  Konkurrenz,  die  ins- 
gesamt nach  dem  brasilianischen  Generaltarif  behandelt  werden,  zu 
schlagen. 

In  Mittelamerika  ist  in  der  Zeit  von  1900  bis  1912  der  pro- 
zentuelle Anteil  der  Vereinigten  Staaten  an  der  Einfuhr  von  Mexiko, 
Nikaragua  und  Honduras  zurückgegangen,  an  jener  Guatemalas  und 
S.  Domingos  stationär  geblieben   und   nur  an  jener  Kubas,  Haitis, 

^)  Vgl.  die  Anmerkung  Schilders  zu  Bosc  (a.  a.  0.  S.  315). 
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Panamas  (welche  drei  Staaten  in  die  unmittelbare  politische  Einfluß- 
sphäre der  Union  gehören),  außerdem  bloß  an  jener  Costaricas  und 
Salvadors  gestiegen.  Dagegen  hatte  Deutschland  in  derselben  Zeit 
den  Eückgang  des  prozentuellen  Anteiles  bloß  in  den  unbedeutenden 
Staaten  Haiti,  Panama,  Salvador  zu  verzeichnen,  wogegen  derselbe  in 
Mexiko,  Guatemala  und  trotz  der  Präferenz  zugunsten  der  Ver- 
einigten Staaten  in  Kuba  stationär  geblieben,  in  S.  Domingo, 
Costarica,  Nikaragua,  Honduras  gestiegen  ist.  In  Mittelamerika  wird 
die  englische  und  französische  Industrie  von  der  deutschen  und  der 
nordamerikanischen  verdrängt,  wobei  die  deutsche  größere  Portschritte 
erzielte  und  in  Nikaragua  sowie  Honduras  sogar  die  nordamerikanische 
zu  verdrängen  begann. 

In  Südamerika  ist  in  derselben  Zeit  der  prozentuelle  Anteil  der 
Union  an  der  Einfuhr  Paraguays  stationär  geblieben,  an  jener  Argen- 
tiniens (auf  Kosten  Frankreichs),  Brasiliens  (auf  Kosten  Englands), 
Chiles  (auf  Kosten  Englands),  Uruguays  (auf  Kosten  Englands)  und 
Perus  gestiegen,  in  Columbia  (zugunsten  Englands),  Bolivien  und 
Venezuela  (zugunsten  Englands)  zurückgegangen.  Dagegen  ist  der 
Anteil  Deutschlands  nur  in  Columbia  und  Venezuela  zurückgegangen, 
in  Chile  und  Paraguay  stationär  geblieben,  in  Argentinien,  Brasilien, 
Uruguay,  Peru,  Bolivien  und  Ekuador  bedeutend  gestiegen. 

Einer  weiteren  Aktion  der  Vereinigten  Staaten  zur  Erreichung 
einer  wirtschaftlichen  Hegemonie  (insbesondere  auf  dem  Exportgebiete) 
in  Amerika  —  einer  Aktion,  deren  gesteigerte  Fortsetzung,  angesichts 
der  soeben  geschilderten  wenig  zufriedenstellenden  Eesultate  der  bis- 
herigen Entwicklung,  zweifellos  bevorsteht  —  werden  sich  gewiß  die- 
selben Schwierigkeiten  entgegenstellen,  die  es  mit  sich  gebracht  haben, 
daß  dieser  seit  einem  Jahrhundertviertel  von  der  Union  forcierte  Prozeß 
bisher  so  geringe,  zu  den  Anstrengungen  in  keinem  Verhältnis  stehende 
Erfolge  gezeitigt  hatte,  i) 

Die  mittel-  und  südamerikanischen  Eepubliken  haben  unter  an- 
derem ihr  traditionelles  Mißtrauen  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas 
gegenüber  nicht  aufgegeben;  sie  befürchten  nach  wie  vor,  in  eine  po- 
litische Abhängigkeit  von  denselben  zu  gelangen.  Spuren  einer  solchen 
Unterstimmung  sind  in  den  Debatten  sämtlicher  panamerikanischer 
Kongresse  (Washington  1889,  Mexiko  1901,  Eio  de  Janeiro  1906)  zu 
entdecken.   Insbesondere  spielt  da  der  Neid  Argentiniens  und  Chiles, 

1)  Vgl.  Bosc  (a.  a.  0.  S.  163  ff.). 
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welche  beide  Staaten  Pühreraspirationen  auf  südamerikanischem  Boden 
nähren,  eine  Eolle.  Ferner  sehen  die  meisten  südamerikanischen  ße- 
pubHken  nicht  ein,  warum  sie  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
irgendwelche  Präferenzen  gewähren  sollten,  da  doch  die  nordamerikani- 
sche Union  auf  die  südamerikanischen  Eohstofife  und  Genußmittel  (wie 
Kafifee,  Häute  und  Felle,  Gerbstoffe,  Chilesalpeter,  Edelsteine  u,  dgl.) 
angewiesen  ist.  Die  Union  ist  gezwungenermaßen  ein  viel  größerer 
Abnehmer  als  Lieferant  der  südamerikanischen  Staaten  und  dürfte  sich 
nie  zu  einer  Einschränkung  des  in  Betracht  kommenden  Bedarfes  im 
Hinblicke  auf  den  Geist  des  eigenen  Wirtschaftslebens  und  der  eigenen 
Wirtschaftspolitik  entschließen. 

Da  die  Zolleinnahmen  der  mittel-  und  südamerikanischen  Ee- 
publiken  durchschnittlich  40  bis  50%  des  Gesamteinkommens  dieser 
Staaten  bilden,  wären  Zollpräferenzen  zugunsten  Nordamerikas  mit 
einem  gefährlichen  Ausfalle  in  den  Staatseinnahmen  verbunden. 

Last  not  least  steht  der  Ausbreitung  des  zollpohtischen  Pan- 
amerikanismus  die  stille  Eivalität  zwischen  England  und  den  Ver- 
einigten Staaten  im  Wege.  England  ist  zwar  ein  schlechterer  Käufer 
für  Süd-  und  mittelamerikanische  Produkte  als  die  Union;  es  hat  aber 
in  Südamerika  einen  viel  größeren  finanziellen  Einfluß  als  die  Ver- 
einigten Staaten,  infolge  seiner  starken  Beteiligung  an  verschiedenen 
Unternehmungen  (namentlich  an  öffentlichen)  sowie  an  Emissionen 
der  südamerikanischen  Staaten;  ferner  hat  England  auch  ein  großes 
Interesse  daran,  diesen  Einfluß  gegen  jenen  der  Union  auszuspielen, 
da  sein  Export  von  jenem  der  Union  doch  stark  konkurrenziert  wird. 

Übrigens  können  gegen  die  handelspolitische  Expansionstendenz 
der  Vereinigten  Staaten  auf  dem  amerikanischen  Kontinente  —  durch 
Europa  auf  Initiative  der  Zentralmächte  —  gerade  jetzt,  gerade  beim 
Abschlüsse  der  Friedensverträge  und  anläßlich  der  damit  verbundenen 
Neugestaltung  der  handelspolitischen  Weltlage  Gegenmaßregeln  er- 
griffen werden,  auf  die  noch  zurückzukommen  sein  wird.^) 


1)  Solehe  Gegenmaßregeln  würden  insbesondere  dann  im  Interesse  von  ganz 
Europa  liegen,  wenn  durch  den  Weltkrieg  alle  Staaten  Europas  finanziell  so  er- 
schöpft würden,  daß  Südamerika  für  seinen  Kapitals  bedarf  nur  auf  die  Union  an- 
gewiesen wäre.  Dann  wäre  wohl  die  Erweiterung  der  Vorzugsbehandlung  zugunsten 
der  Vereinigten  Staaten  in  Südamerika  zu  befürchten.  (S.  oben  S.  493,  Anm.  1.) 
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Eine  den  Handelsinteressen  der  Zentralmächte  feindliche  Handels- 
politik der  nordamerikanischen  Union  könnte  vielleicht  auch  in  der 
Eückkehr  zu  dem  erst  kürzlich  (1913)  mit  dem  Underwoodtarif  auf- 
gegebenen Hochschutzzollsystem  bestehen,  nicht  minder  in  der  neuer- 
lichen Verschärfung  des  Zollverfahrens,  dessen  schikanöser  Charakter 
bis  vor  kurzem  den  Gegenstand  so  vieler  und  mannigfacher  Beschwerden 
bildete,  i) 

Anläßlich  der  Erörterung  eventueller  Agressivtendenzen  der  Ver- 
einigten Staaten  gegen  Europa,  insbesondere  gegen  die  Zentralreiche, 
wird  schließlich  die  Befürchtung  geäußert,  die  Vereinigten  Staaten 
könnten  mit  Ausfuhrzöllen,  auf  die  von  der  europäischen  Industrie 
benötigten  EohstofiFe,  in  erster  Linie  auf  Baumwolle,  vorgehen. 

Nun  scheint  zunächst  die  Eückkehr  der  Union  zur  Hochschutz- 
politik in  absehbarer  Zeit  ausgeschlossen  zu  sein. 

Aus  folgenden  Tabellen  ist  nämlich  zu  ersehen,  daß  die  Ent- 
wicklung des  Außenhandels  der  Vereinigten  Staaten  in  der  Zeit  des 
stärksten  Hochzollschutzes,  obwohl  an  und  für  sich  groß,  den  Er- 
wartungen nicht  voll  entsprach,  vielfache  Lücken  aufwies,  in  manchen 
Beziehungen  abflaute  und  verhältnismäßig  zurückbheb,  so  daß  das  Hoch- 
schutzzollsystem, wie  bereits  an  einer  anderen  Stelle  angeführt  wurde, 
offenbar  sich  selbst  konsumiert  und  ausgelebt  hatte. 

Tabelle  I. 

Die    prozentuelle    Beteiligung    der   wichtigsten    Staaten    am 

Welthandel. 

1885  1910 

England IS'l  16-0 

Englische  Kolonien     .     .     .  12-8  10-7 

Deutschland 10*0  11-5 

Frankreich 9*9  9-2 

^)  Es  gehören  hieher  Deklarationszwang,  Konsularfaktiirenzwang,  Art  der 
Sehätzung  (da  ein  Teil  des  amerikanischen  Zolltarifes  aus  Wertzöllen  besteht,  ein 
weiterer  Teil  aber  auf  einer  Kombination  der  Wert-  und  Gewichtszölle  beruht). 

Gewisse  Erleichterungen  im  Zollverfahren  waren  im  Abkommen  zwischen 
der  Union  und  Deutschland  vom  Jahre  1907  enthalten  und  sind  auch  später  nicht 
zurückgezogen  worden.  Die  Aufhebung  dieser  Erleichterungen  könnte  ebenfalls  eines 
der  Kampfmittel  Nordamerikas  gegen  die  Zentralmächte  bilden. 

Nach  meiner  Ansicht  ist  der  Underwoodtarif  für  den  europäischen  Export 
auf  die  Dauer  gefährlicher,  als  seine  hoehschutzzöUnerischen  Vorgänger,  da  er  eine 
große  Erstarkung  der  nordamerikanischen  Industrie  mit  der  Zeit  verspricht. 
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1885  1910 

Vereinigte  Staaten ....      9*3  9*2 

Niederlande 5-6  6"5 

Belgien 3*5  6*5 

Österreich-Ungarn  ....       3"5  S'O 

Eußland 3-4  3-6 

Argentinien 1"2  1*9 

Japan 04  1-3 

China 1-4  1-6 

Spanien 1*9  1-2 

Die  übrigen  Staaten  .     .     .     19-0  17*8 

Tabelle  IL 

Handelsbilanzen  der  wichtigsten  Welthandelsstaaten 

(in  Millionen  Pfund  Sterling). 


Jahr 

England 

Deutsehland 

Vereinigte  Staaten 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Einfuhr 

Ausfuhr 

1880 
1890 
1900 
1910 

348 
356 
460 

5747^ 

223 

263V2 

291 

43072 

143 

207 
288 
439 

147 

166 

230  V2 
36772 

129 
159 
171 
322 

169 
173 
282 
356 

Äusfuhrsteigerung 

(in  Millionen  Pfund  Sterling). 


Tabelle  III. 


In  den  Jahren 

1903—1910 
1909—1910 


England      Deutschland    ^-^tn' 


108 
52 


82 
42 


62 
26 


Ein-  und  Ausfuhr  zusammen 

(in  Milliarden  Mark). 
1890  1900  1911 

England 12'7         15-3        21-0 

Deutschland     ...      7-5        10-4        17*8 
Vereinigte  Staaten     .      6-8  9*2        14' 7 


Tabelle  IV. 


1912 
22-9 
19-6 
15-9 


1913 
24-2 
20-9 
17-7 
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(Dieser  Tabelle  ist  zu  entnehmen,  daß  die  Vereinigten  Staaten 
nach  einer  zwölfjährigen  Periode,  in  welcher  der  Abstand  zwischen 
ihnen  und  Deutschland  zugunsten  Deutschlands  immer  größer  wurde, 
erst  in  der  allerletzten  Zeit,  im  Jahre  1912/13  —  allerdings  war  der 
Underwoodtarif  damals  noch  nicht  in  Kraft  —  sich  der  deutschen  Gesamt- 
handelsziffer um  eine  halbe  Milliarde  Mark  wieder  näherten,  obwohl  sie 
noch  immer  um  3'2  Milliarden  Mark  hinter  Deutschland  zurückbleiben.) 

Tabelle   V. 
Die  Ausfuhr  der  Vereinigten  Staaten  betrug  in  einigen 
wichtigen  Fabrikatengruppen: 


o 
oo 

CO 


^-1 

tH 

I> 

T-l 

05 

^ 

5^ 

r-{ 

o~ 

o 

CD 

o 

05 

f^ 

O 

00 

05 

05 

o> 

■^ 

i-H 

tH 

T-t 

CO 

e5~ 


Millionen    Dollars 


Landwirtschaftliehe  Maschinen  . 
Wagen  und  Wagenteile   .   .   .    . 

Baumwollfabrikate 

Eisen,    Stahl-   und   Eisenwaren, 
sonstige  Maschinen 


2-2 
1-4 
9-9 

14-7 


3-8 

161 

25-0 

28-1 

4-7 

9-9 

170 

28-0 

100 

240 

53-0 

33-4 

25-5 

121-9 

1610 

1790 

360 
430 
510 

2680 


Es  dürfte  ein  Leichtes  sein,  sich  auf  Grund  obiger  Tabellen  das 
Urteil  über  die  in  Betracht  kommenden  Entwicklungsmomente  zu  bilden, 
insbesondere  zur  Überzeugung  zu  gelangen,  1.  daß  das  relative  Wachs- 
tum des  Außenhandels,  insbesondere  aber  der  Fabrikatenausfuhr  der 
Vereinigten  Staaten  zwischen  1890/91  und  1900/01  unvergleichlich 
stärker  war,  als  zwischen  1900/01  und  1911/12  (in  der  Zeit  des 
stärksten  Hochzollschutzes),  2.  daß  die  Entwicklung  der  Vereinigten 
Staaten  auf  diesem  Gebiete  nicht  nur  von  jener  Deutschlands,  und  zwar 
gewaltig  und  ständig,  sondern  auch  von  jener  Englands  überflügelt 
wurde  —  nachdem  sich  dasselbe  im  ersten  Jahrzehnte  des  XX.  Jahr- 
hunderts nach  einer  Periode  eines  langandauernden  Stillstandes  zu 
einer  Forcierung  des  Exportes  wieder  aufgerafft  hatte  —  und  3.  daß 
erst  das  Jahr  1912/13  eine  sehr  wesentliche  Besserung  der  Situation 
zugunsten  der  Union  brachte.  Die  obigen  Tatsachen  gewinnen  eine 
symptomatische  Bedeutung  dadurch,  daß  England  freihändlerisch  war, 
Deutschland  dem  mäßigen  Protektionismus  huldigte,  die  Vereinigten 
Staaten  dagegen  im  Hochschutzzöllnertum  den  Eekord  schlugen. 


510 


An  die  in  den  obigen  Tabellen  dargestellten  Verhältnisse  gliedern 
sich  noch  andere  Erscheinungen  an,  durch  welche  ebenfalls  die  un- 
zulängliche Wirksamkeit  des  Hochschutzzollsystems  in  der  Union 
beleuchtet  wird.  So  ist  in  der  Zeit  1900 — 1910  die  Einfuhr  von 
wichtigen  Fabrikaten  nicht  zurückgegangen,  sondern  mitunter  relativ 
stärker  gestiegen  als  die  Ausfuhr. 

Nach  der  folgenden  Zusammenstellung  läßt  sich  in  der  Zeitperiode- 
von  1906  bis  1910  noch  immer  eine  Steigerung  der  Einfuhr  sogar  in 
jenen  Fabrikatengruppen  beobachten,  in  welchen  die  nordamerikanische 
Industrie  im  allgemeinen  sehr  leistungsfähig  ist.  Der  Charakter  dieser 
Einfuhrst eigening  in  Industrieartikeln  ist  zum  großen  Teile  kein  solcher, 
um  darin  die  Bestätigung  des  Lehrsatzes  zu  finden,  daß  je  stärker  die 
Industrialisierung  eines  Gebietes,  desto  größer  auch  seine  Aufnahms- 
fähigkeit für  fremde  Industrieprodukte  sei.  Die  in  Eede  stehende  Ein- 
fuhrsteigerung umfaßt  nämlich  große  Mengen  vieler  solcher  Artikel, 
hinsichtlich  welcher  die  Konkurrenzfähigkeit  der  nordaraerikanisehen 
Industrie  auf  dem  zollgeschützten  inneren  Markte  zu  erwarten  gewesen 
wäre.  Ein  übrigens  nicht  sehr  bedeutender  Eückgang  der  Einfuhr  ist 
erst  im  Wendejahre  1912/13  zu  bemerken,  was  aber  zumeist  darauf 
zurückzuführen  ist,  daß  der  ünderwoodtarif  im  April  1913  im  Kongreß 
eingebracht  wurde.  Daraufhin  stockte  die  Einfuhr  in  den  letzten 
272  Monaten  des  genannten  Fiskaljahres,  da  man  die  niedrigeren  Sätze 
des  Underwoodtarifes  abwarten  wollte. 

Tabelle   VI. 
Einfuhr  der  Vereinigten  Staaten  in  einigen  wichtigen 
Fabrikatengrappen. 

1906/07      1910/11       1912/13 
In  Millionen  Dollars 


Baumwollwaren      .     .     .     . 

.    63 

66 

65 

Seidenwaren 

.    33 

33 

27 

Eisen  und  Eisenwaren     .     . 

.     29 

40 

27 

Papier  und  Papierwaren  .     . 

.     13 

18 

17 

Leder  und  Lederwaren    .     . 

.    15 

17 

16 

Wollwaren 

.    23 

11 

15 

Hüte,  Konfektion  u.  dgl.     . 

•      4V2 

8 

10 

Metalle  und  Metallwaren     . 

.      8 

10 

6 

Während  die  Ausfuhr  von  Eisen,  Stahl,  Eisenwaren   und  von 
nichtlandwirtschafthchen  Maschinen   aus  den  Vereinigten  Staaten  in' 
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der  Zeitperiode  1890  bis  1900  auf  das  Fünffache  stieg,  betrug  diese 
Steigerung  in  dem  nächstfolgenden  Dezennium  kaum  50%  des  im 
Jahre  1900  erreichten  Niveaus.  Diese  relative  Rückständigkeit  der 
Ausfuhr  in  den  erwähnten  Artikeln  tritt  um  so  krasser  zutage,  wenn 
sie  mit  der  vom  Jahre  1900  bis  zum  Jahre  1910  von  208  Millionen 
Dollars  auf  39'8  Millionen  Dollars,  d.  h.  beinahe  um  lOOVo  gesteigerten 
Einfuhr  verglichen  wird. 

Das  Tempo  der  Ausfuhr  der  Baumwollfabrikate  ist  gleichfalls  im 
letzten  Dezennium  1900  bis  1910  viel  langsamer  geworden,  als  in  der 
Zeit  von  1890  bis  1900.  Darin  äußert  sich  am  deutlichsten  die  den 
bisherigen  amerikanischen  Verhältnissen  anhaftende  Unmöglichkeit, 
solche  Rohstoffe,  in  welchen,  wie  gerade  in  Baumwolle,  Nordamerika 
beinahe  ein  Monopol  hat,  in  der  Heimat  allseitig  zu  verarbeiten. 

Der  Baumwollkonsum  der  Vereinigten  Staaten,  welcher  in  den 
Jahren  1891  bis  1900  im  Durchschnitte  810  Millionen  Kilogramm 
betrug,  stieg  in  den  Jahren  1906  bis  1910  auf  durchschnittlich 
960  Millionen  Kilogramm,  d.  h.  nur  um  150  Millionen  Kilogramm, 
während  gleichzeitig  die  Ausfuhr  an  Rohbaumwolle  um  410  Millionen 
Kilogramm  in  die  Höhe  ging.  Erst  von  1910/11  auf  1911/12  ergibt 
sich  eine  sprunghafte  Steigerung  des  inneren  Baurawollverbrauches  um 
600.000  Ballen,  während  die  Ausfuhr  nur  um  660.000  Ballen  steigt. 

Die  Zunahme  der  Ausfuhr  in  Baumwollfabrikaten  betrifft  zumeist 
die  billigsten  Massenartikel,  sogenannte  >Americanis«  (nichtgestärkte 
Lendenschürzenstoffe),  für  die  Tropenländer  bestimmt.  Darin  ist  Nord- 
amerika allerdings  das  konkurrenzfähigste  Land,  weil  hiebei  der  ein- 
fache maschinelle  Massenbetrieb  und  der  Massenvertrieb  in  den  Vorder- 
grund tritt  und  die  Arbeitslöhne,  die  qualitative  Arbeitstüchtigkeit, 
die  Erfindungsgabe  des  Unternehmers  und  seiner  Techniker  keine  Rolle 
spielen.  In  feineren  Baumwoll waren  dagegen  wurde  durch  die  hohen 
Schutzzölle  eine  wesentliche  Entwicklung  der  nordamerikanischen  Er- 
zeugung nicht  herbeigeführt. 

Es  ist  überhaupt  interessant,  daß  trotz  des  starken  Protektio- 
nismus die  Einfuhr  von  Textilfabrikaten  nach  den  Vereinigten  Staaten 
im  Durchschnitte  nicht  zurückging,  sondern  mehr  weniger  stationär 
blieb,  im  Glanzjahre  1912/13  selbst  wieder  gewaltig  in  die  Höhe 
ging  und  sich  im  allgemeinen  auf  einer  sehr  imposanten  Höhe  hielt. 
Die  Einfuhr  von  Wollwaren  war  bisher  unablässig  in  verhältnismäßig 
gewaltigem  Steigen  begriffen.   Darin  liegt  der  Beweis  dafür,  daß  ge- 
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wisse  feinere  Artikel  im  Inlande  nicht  erzeugt  werden  können  und 
aus  dem  Auslande  bezogen  werden  müssen.  Die  Einfuhr  von  Textil- 
fabrikaten  nach  den  Vereinigten  Staaten  betrug  dem  Werte  nach  in 
Millionen  Kronen  in  den  Jahren: 

1907/08        1908/09      1909/10       1910/11     1912/13 
843  812  862  819  934 

Nicht  genug  daran;  der  nordamerikanische  Export  holte  sieh 
sogar  auf  einzelnen  Gebieten  ausgesprochene  Schlappen.  So  ist  z.  B. 
die  Ausfuhr  von  Lederwaren,  die  in  der  Zeit  von  1891  bis  1900  von 
12'4  Millionen  Dollars  auf  27*3  Millionen  Dollars  gewaltig  gestiegen 
war,  in  der  nächstfolgenden  Periode  bis  1910  (15  Millionen  Dollars) 
beinahe  auf  das  Niveau  zurückgegangen,  von  welchem  sie  im  Jahre 
1890  ausgegangen  ist,  was  sich  dadurch  erklärt,  daß  sowohl  Eng- 
land als  auch  Deutschland  ihre  Schuh  Warenfabrikation  auf  eine  ebenso 
hohe  technische  und  kommerzielle  Stufe  zu  bringen  verstanden  haben, 
als  diejenige,  welche  ursprünglich  für  die  Nordamerikaner  die  Basis 
ihres  Eroberungszuges  in  diesem  Artikel  bildete.  Sogar  auf  dem  natür- 
lichen Absatzmarkte  der  Vereinigten  Staaten  —  im  Becken  des  Stillen 
Ozeans  —  war  die  Entwicklung  des  nordaraerikanischen  Exportes  nach 
Ansicht  der  Nordamerikaner  selbst  nicht  zufriedenstellend  (mit  Aus- 
nahme von  Eisen,  Stahl  und  Waren  daraus).  In  der  Zeit  von  1897/1901 
bis  1907/11  ist  der  nordamerikanische  Export  nach  jenen  Gegenden 
nur  um  92"17o  gestiegen,  jener  Deutschlands  dagegen  um  SP/o»  jener 
Englands  um  bVl'^U^) 

Der  offensichtliche  Gegensatz  zwischen  den  in  Nordamerika  an 
das  Hoch  Schutzzollsystem  geknüpften  Erwartungen  und  den  relativ  un- 
günstigen Ergebnissen  desselben  wirkt  noch  stärker,  wenn  die  große 
natürliche  Superiorität  der  Vereinigten  Staaten  im  Vergleich  zu  Europa 
bezüglich  der  Eohstoflfe,  vieler  anderer  Produktionsmittel,  der  Organi- 
sation und  der  inneren  Marktverhältnisse  mit  ins  Kalkül  gezogen  wird. 
Um  so  deutlicher  ist  dann  der  relativ  nachteilige  (oder  zumindest  nicht 
hinreichend  günstige)  Einfluß  des  HoehschutzzoUsystems  auf  die  Ent- 
wicklung der  Pabrikatenausfuhr  sowie  der  inneren  Wirtschaftsbilanz 
der  Vereinigten  Staaten  zu  erkennen.  Es  hat  noch  am  21.  Jänner  1904 
Julius  Wolf  in  der  konstituierenden  Versammlung  des  Mitteleuropäi- 
schen Wirtschaftsvereines  die  Überlegenheit  der  nordamerikanischen 
Industrie  über  die  europäische  auf  die  Größe  des  Absatzgebietes,    die 

0  Vgl.  Hutchinson,  »The  Panama  Canal«,  New  York  1915. 
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unvergleichliche  Uniformität  des  Konsums,  die  unerreichbaren  Trans- 
porteinrichtungen, das  Freisein  von  rückständigen  Betrieben  und 
Ideen  zurückgeführt,  wodurch  die  Anwendung  von  Standardtypen,  die 
Massenfabrikation,  die  stark  dififerenzierte  Arbeitsteilung  und  die  Ver- 
wendung von  Spezialmaschinen,  folglich  Billigkeit  und  Präzision,  er- 
möglicht werden. 

Nun  waren  aber  diese  Vorzüge  angesichts  der  Auswüchse  des 
Hochschutzzollsystems  nicht  imstande,  der  nordamerikanischen  Industrie 
einen  solchen  Schwung  zu  verleihen,  daß  sie  sich  von  der  mit  solchen 
Vorzügen  doch  in  geringerem  Maße  ausgestatteten  deutschen  Industrie 
nicht  überflügeln  lasse;  freilich  soll  nicht  geleugnet  werden,  daß  durch 
die  erwähnten  Vorzüge  die  Nachteile  des  Hochschutzzollsystems  in 
den  Vereinigten  Staaten  vielfach  abgeschwächt  wurden. 

Diejenigen  nachteiligen  Folgen  des  übertriebenen  Zollprotek- 
tionismus, vor  welchen  von  den  Klassikern  der  Freihandelstheorie 
immer  gewarnt  wird,  nämlich  die  Erstarrung  und  die  relative  Unbe- 
weglichkeit  der  an  reichliches  und  leichtes  Verdienen  an  möglichst 
wenigen  Massenartikeln  gewöhnten  wichtigen  Industriezweige,  hatten 
sich  bis  auf  wenige  Branchen  (z.  B.  Maschinenindustrie)  in  der  nord- 
amerikanischen  Union  in  weitem  Umfange  eingestellt.  Außerdem  trat 
als  ein  Hindernis  der  Verfeinerung  und  Veredlung  der  Industrie 
(ebenso  wie  in  Eußland)  die  durch  das  übertriebene  Schutzzollsystem 
bewirkte  allgemein  teuere  Lebenshaltung  (nach  Berechnung  des  Byron 
V.  Holt  um  157o  —  2100  Milliarden  Dollars  —  auf  den  Gesamt- 
konsum von  14  Milliarden  Dollars)  zutage.  Infolge  dessen  war  bisher 
die  Konkurrenzfähigkeit  der  Union  zumeist  gerade  in  jenen  Erzeugnissen 
geringer,  in  welchen  die  individuelle  Tüchtigkeit  und  Findigkeit  des 
Arbeiters,  die  über  das  durchschnittliche  hohe  Lohnniveau  bezahlt  werden 
muß,  eine  Eolle  spielt.  Wie  bereits  oben  bei  den  sogenannten  »Ameri- 
canis«  erwähnt  wurde,  konnte  die  amerikanische  Produktion  nur  dort 
unerreichbar  werden,  wo  durch  den  großartig  entwickelten  Maschinen- 
betrieb die  individuelle,  sowohl  geistige  als  auch  physische  Arbeit 
(häufig  auf  Kosten  der  Qualität)  am  meisten  gespart  werden  kann.  ^) 


^)  Daß  die  Nordamerikaner  es  in  vielen  Branchen  nicht  so  weit  gebracht  haben, 
Qualitätsware  zu  erzeugen,  wurde  sogar  aus  Anlaß  der  panamerikanischen  Kongresse 
von  den  Südamerikanern  vielfach  hervorgehoben.  Vgl.  auch  Hertz,  a.  a.  0.  S.  772,  wor- 
naeh  die  Arbeit  des  amerikanischen  Webers  sich  häufig  in  eine  wahre  Hetzjagd  ver- 
wandelt, die  der  Gesundheit  der  Arbeiter  wie  der  Qualität  der  Ware  gleich  abträglich  ist. 

y.Battaglia,  Wirtschaftliclie  Annäherung.  I.  ">J 
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Ein  interessantes  Beispiel  bietet  die  Entwiciflung  der  nordameri- 
kanisehen  Automobilindustrie.  Diese  erzielte  zwar  in  den  letzten  Jahren 
eine  Menge  von  600.000  bis  800.000  Wagen  mit  einem  Erzeugungs- 
wert von  2V2  bis  3V2  Milliarden  Kronen  und  Reingewinne  von  30  und 
407o.  was  jedoch  bis  1914  vorwiegend  dem  hoehzollgesehtitzten  inneren 
Markte  zu  verdanken  war.^)  Dagegen  konnten  die  nordamerikanischen 
Automobilfabriken  trotz  der  unglaublichen  Billigkeit  ihrer  Erzeugnisse 
in  den  Hauptkonsumländern  Europas  gegen  die  in  qualitativer  Beziehung 
wesentlich  überlegene  europäische  Industrie  nur  geringe  Erfolge  erzielen. 
Erst  die  Kriegsjahre  haben  einen  ungeahnten  Aufschwung  der  nord- 
amerikanischen Automobilausfuhr  mit  sich  gebracht.  2)  Nach  offiziellen 
Berichten  aus  Washington  wurden  im  August  1915  Personen-  und 
Lasten  automobile  sowie  Automobilbestandteile  im  Gesamtwerte  von 
9,567.348  Dollar  (47,836.740  K)  gegen  562.422  Dollar  (2,812.110  K) 
im  August  vorigen  Jahres  und  gegen  12,302.345  Dollar  (61,511.725^) 
im  Juli  1915  ausgeführt. 

Das  Bewußtsein,  die  geschilderte  relative  Rückständigkeit  dem 
Hochschutzzollsysteme  zuschreiben  und  mit  demselben  brechen  zu 
müssen,  hat  in  den  Vereinigten  Staaten  mit  der  Zeit  so  tiefe  Wurzeln 
gefaßt,  daß  die  besonderen  Ursachen  zuzuschreibende,  verhältnismäßig 
gewaltige  Steigerung  des  Fabrikatenexportes  in  den  Jahren  1912  bis 
1913  nicht  imstande  war,  die  mit  dem  Underwoodtarife  im  Jahre  1913 
vollzogene  Abkehr  vom  Hochschutzzollsysteme  aufzuhalten. 

Die  Vereinigten  Staaten  haben  durch  den  mit  dem  Underwood- 
tarif  bewirkten   Umsturz   ihrer  Zollpolitik   das  Beispiel  Englands  aus 

^)  Der  amerikanische  Automobilzoll  betrug  457fl  vom  Werte. 

*)  Vgl.  Streseman,  >Wirt8ehaftspoliti8che  Zeitfragenc,  Dresden  1911, 
S.  130/31: 

»Standard  Type-Muster  sendet  Amerika  in  die  Welt  besser  und  reich- 
haltiger als  wir;  es  versteht  auch  Maschinen  zu  konstruieren,  um  einen  Artikel  in 
Millionen  von  Exemplaren  herzustellen,  aber  wo  es  sich  handelt,  ein  Stück  lu 
fabrizieren,  das  sich  in  der  Art  und  Qualität  auszeichnet,  da  haben  höchste  Schutz- 
zölle die  Einfuhr  nie  verhindern  oder  herabmindern  können.« 

Baldwin,  Chef  des  in-  und  ausländischen  Handelsdepartements  der  Union 
in  Washington  (»Volkswirtschaftliches  Arohiv«  1913,  Bd.  I,  S.  148)  wirft  den 
amerikanischen  Industriellen  vor,  daß  sie  im  auswärtigen  Handel  wenig  Initiative 
an  den  Tag  legen. 

Vgl.  ferner  ausführlich  Schilder,  »Entwicklungstendenzen  der  Weltwirt- 
schaft«, I.  Band,  Berlin  1912  (insbesondere  S.  66/67  über  die  Eiportträgheit  der 
Kartelle)  und  H.  Band  (Berlin  1915),  S.  282—284. 
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den  vierziger  Jahren  des  XIX.  Jahrhunderts  —  zum  Teile  aus  denselben 
Motiven  —  befolgt.  Nachdem  England  seine  Industrie  mit  Hilfe  des 
Hochschutzzollsystems  großgezüchtet  hatte  und  eine  weitere  Entwick- 
lung derselben  von  der  Verbilligung  der  Produktion  und  der  Lebens- 
haltung abzuhängen  schien,  ließ  es  die  Schutzzölle  fallen  und  ging 
zum  Freihandel  über.  England  fürchtete  übrigens  schon  damals,  seine 
Absperrungspolitik  werde  auf  dem  Kontinente  eine  ähnliche  Ab- 
sperrungspolitik begünstigen,  die  dem  englischen  Exporte  gefährlich 
werden  könnte.  In  dieser  Voraussicht  faßte  England  den  Entschluß, 
das  zollpolitische  System  grundsätzlich  zu  ändern,  zur  Zeit,  als  es 
scheinen  konnte,  daß  Manchestertheorien  sich  auf  dem  Kontinente 
viel  mehr  eingebürgert  hätten,  als  in  England  selbst.  Nun  hat  Eng- 
lands Beispiel  tatsächlich  die  HochschutzzollpoUtik  auf  dem  Kontinente 
um  40  Jahre  aufgehalten.  Diese  voraussehende  Politik  Englands  wäre 
vielleicht  auch  noch  durch  längere  Zeit  vom  Erfolge  gekrönt  ge- 
blieben, wenn  nicht  in  den  siebziger  Jahren  die  überseeische  Getreide- 
konkurrenz den  immer  gewaltiger  werdenden  Euf  nach  dem  agrari- 
schen Zollschutze  und  im  weiteren  Zusammenhange  damit  auch  jenen 
nach  dem  industriellen  hätte  ertönen  lassen. 

Seit  dem  Jahre  1890  schritt  die  nordamerikanische  Union  im 
Protektionismus,  in  der  Höhe  der  Zollbelastung,  die  sich  gegen  die 
ausländische  Einfuhr  wendete,  ferner  in  der  Handelsvertragsfeindlich- 
keit rücksichtslos  voran.  Dieses  Beispiel  hat  zweifellos  in  hohem  Grade 
zur  Steigerung  des  Protektionismus  in  Europa  beigetragen,  wodurch 
die  Entwicklung  des  Exportes  der  nordamerikanischen  Union  mit  der 
Zeit  ebenfalls  im  UQgünstigen  Sinne  beeinflußt  wurde.  Der  übertriebene 
Protektionismus  der  Union  stellte  sich  mit  der  Zeit  als  eine  teilweise 
Unterbindung  ihres  Exportes  dar;  denn  er  hinderte  sie  einerseits  daran, 
ins  Ausland  wegen  der  dort  bestehenden  hohen  Schutzzölle  in  dem 
erwünschten  Umfange  zu  gelangen,  und  erschwerte  ihr  anderseits  ge- 
rade zur  Erleichterung  dieses  Exportes  die  eigene  Produktion  billiger 
und  anpassungsfähiger  zu  gestalten.^) 

Was  die  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  mit  ihrem  Hoch- 
schutzzollsysteme haben  erreichen  können,  nämlich  die  gewaltige  Ent- 


1)  Vgl.  auch  die  Anmerkung  Sehilders  zu  Boso,  a.  a.  0.  S.  315,  wornach 
sich  die  industrielle  Konkurrenzfähigkeit  der  Vereinigten  Staaten  auf  dem  Welt- 
markte auf  die  Dauer  gegenüber  Europa  nicht  so  überwältigend  erwies,  als  man 
um  die  Wende  des  XIX.  zum  XX.  Jahrhundert  immerhin  annehmen  konnte. 

33* 
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Wicklung  der  Produktion  von  Halbfabrikaten  und  von  billigen  Massen- 
fabrikaten, das  haben  sie  bereits  voll  erreicht.^)  Darüber  hinaus  war 
jedoch  eine  imposante,  dem  Wachstum  der  Bevölkerung  entspre- 
chende industrielle  Entwicklung  beim  Hochschutzzollsysteme  auf  die 
Dauer  nicht  mehr  möglich.  Anstatt  auf  eine  Verfeinerung  der  Industrie 
zu  verziehten  und  zusehen  zu  müssen,  wie  bei  dem  immer  mehr 
steigenden  Verbrauch  von  Qualitätswaren  die  europäische  Konkurrenz 
sich  sowohl  in  den  exotischen  Importstaaten,  als  auch  auf  dem  nord- 
amerikanischen Markte  selbst  immer  breiter  macht,  hat  sich  die  Union 
entschlossen,  ihre  Produktion  durch  Herabsetzung  des  allgemeinen  Zoll- 
niveaus und  durch  Erweiterung  der  Freiliste  zu  verbilligen,  die  mono- 
polistischen Gewinne  ihrer  Industrie,  die  sie  bisher  auf  dem  Inlands- 
markte erzielte,  einzuschränken  und  sie  hiemit  durch  eine  gesunde 
Erschwerung  der  Lebensbedingungen  zur  Intensivwirtschaft  zu  zwingen. 
In  derselben  Zeit  haben  sich  die  Vereinigten  Staaten  schließlich  die 
Möglichkeit  verschafft,  mit  Hilfe  von  Konzessionen  auf  zollpolitischem 
Gebiete  günstige  Handelsverträge  zu  schließen.-^)  In  dieser  letzteren 
Beziehung  schafft  der  Underwoodtarif  breite  sachliche  Rahmen  —  im 
Gegensatze  zu  seinen  Vorgängern  —  wenn  er  auch  (im  Gegensatze 
zur  seinerzeitigen,  dem  Präsidenten  anheimgestellten  Anwendung  der 
Sektion  3  des  Dingleytarifes)  den  Abschluß  von  Handelsverträgen  von 
der  Genehmigung  des  Kongresses  abhängig  macht. 

Die  vollen  Wirkungen  des  ünderwoodtarifes  konnten  sich  natur- 
gemäß bisher,  hauptsächlich  infolge  des  kaum  10  Monate  nach  seinem 
Inkrafttreten  ausgebrochenen  Weltkrieges,  nicht  äußern.  Übereinstim- 
menden Berichten  zufolge  machte  sich  jedoch  schon  im  Jahre  1914  (vor 
dem  Kriegsausbruche)  eine  regere  Tätigkeit  verschiedener  Industriezweige, 


^)  So  weist  außer  der  Erzeugung  von  allerhand  Spezialmaschinen  (unter 
anderem  Maschinen  für  Schuhwarenerzeugung,  Linotypes,  Kassen  u.  dgl.),  ferner 
der  landwirtschaftlichen  Maschinen,  nicht  nur  die  Eisen-  und  die  Petroleum- 
industrie, die  Erzeugung  billiger  Baumwollwaren,  sondern  auch  beispielsweise  die 
Erzeugung  von  Papier,  gewöhnliehen  Glassorten,  Malz,  Möbeln,  Zement,  Seifen, 
Hartgummiwaren,  Ammoniaksoda,  Schwefelsäure,  sonstigen  anorganischen  Säuren, 
Aluminiumsalz,  Chlorkalk,  Superphosphaten,  pharmazeutischen  Präparaten  usw.  eine 
fabelhafte  Entwicklung  auf.  Vgl.  die  im  > Jahrbuch  der  österreichischen  Industrie«, 
1914,  angegebenen  Entwicklungsdaten,  ferner  Großmann,  >Die  chemische  Industrie 
in  den  Vereinigten  Staaten«,  Leipzig  1912. 

*)  Siehe  übrigens  über  die  Motive  des  Überganges  der  Vereinigten  Staaten 
vom  Hochschutzzollsystem  znm  gemilderten  Protektionismus  oben,  S.  188. 


517 

insbesondere  der  Wollwarenerzeugung,  hinsichtlich  der  Erweiterung  des 
Auslandsabsatzes  (Herren-  und  Damenkleiderstoffe  usw.)   bemerkbar. 


Nach  der  obigen  Darstellung  ist  es  kaum  anzunehmen,  daß  in 
den  Vereinigten  Staaten  in  absehbarer  Zeit  eine  Umkehr  zum  Hoch- 
schutzzöllnertum  und  zur  Handelsvertragsfeindlichkeit  vor  sich  gehe. 
Es  fragt  sich  nur  noch,  welchen  Einfluß  in  dieser  Beziehung  die  durch 
den  Weltkrieg  bewirkte  Umgestaltung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
der  Vereinigten  Staaten  ausüben  könnte. 

Diesbezüglich  dürften  in  der  nächsten  Zukunft  der  Handelspolitik 
der  Vereinigten  Staaten  dieselben  vorübergehenden  Momente  eine 
handelsvertragsfreundliche  EoUe  spielen,  welche  eine  ähnliche  Wirkung, 
als  eine  Konsequenz  des  Krieges  (s.  unten),  in  den  kriegführenden 
Staaten,  wie  überhaupt  in  der  ganzen  Welt,  hervorzurufen  geeignet 
scheinen. 

Es  herrscht  allgemein  die  Anschauung,  daß  der  gegenwärtige 
Krieg  für  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  eine  wesentliche  Stär- 
kung ihrer  Volkswirtschaft  mit  sich  bringen  müsse.  Man  spricht  nur 
von  den  glänzenden  Geschäften,  welche  Nordamerika  sowohl  mit  den 
kriegführenden  als  mit  den  neutralen  Staaten  macht  und  man  stellt 
sich  vor,  Nordamerika  habe  die  Unterbindung  des  Exportes  der  krieg- 
führenden Staaten  dazu  ausgenützt,  um  sich  selbst  in  den  früheren 
Absatzgebieten  der  letzteren  festzusetzen,  indem  man  die  tatsächlich 
imposante  Steigerung  der  nordamerikanischen  Ausfuhr  im  Laufe  des 
Krieges  vor  Augen  hat. 

(Im  Jahre  1914  —  pro  Dezember  taxiert  —  betrug  die  Ausfuhr 
2100,  die  Einfuhr  1800  Millionen  Dollars,  im  Jahre  1915  jedoch  die 
Ausfuhr  3500,  die  Einfuhr  1800  Millionen  Dollars.  Mit  der  Gesamt- 
ziffer des  Außenhandels  von  5300  Millionen  Dollars  sind  die  Vereinigten 
Staaten  im  Welthandel  an  die  erste  Stelle  gerückt.) 

Durch  die  riesig  hohen  Preise,  die  sich  Amerika  für  viele  seiner 
Ausfuhrartikel  (insbesondere  im  Heeresausrüstungsfache)  bezahlen  läßt, 
durch  die  beträchtliche  Besserung  der  Handelsbilanz,  durch  die  Heran- 
ziehung des  nordamerikanischen  Geldmarktes  zur  Deckung  des  Geld- 
bedarfes der  kriegführenden  Staaten  werde  das  bisherige  Passivura  der 
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nordamerikanischen  Zahlungsbilanz  in  ein  ständiges  Aktivum  umge- 
wandelt und  es  vollziehe  sich  eine  gewaltige  Bereicherung  der  Ver- 
einigten Staaten  auf  Kosten  Europas.  Durch  gesteigerten  Kapitalien- 
export ebne  Nordamerika  auch  seinem  "Warenexporte  neue  Wege. ') 

Die  Medaille  hat  aber  auch  eine  Kehrseite.  Das  Gros  der  Zu- 
nahme der  nordamerikanischen  Ausfuhr  während  des  Krieges  entlallt 
nämlich  nach  der  offiziellen  Statistik  auf  Getreide,  sonstige  unverarbeitete 
Nahrungsmittel,  Pferde,  Leder.  Die  Ernte  des  Jahres  1914  war  sehr 
gut,  die  des  Jahres  1915  glänzend;  beide  konnten  zu  sehr  günstigen 
Preisen  verwertet  werden.  Der  Geldwert  der  Ernte  1915  wird  um 
800  Millionen  Dollars  höher  berechnet  als  jener  des  Jahres  1914. 
Dagegen  war  die  Baumwollernte  ausnahmsweise  und  glücklicherweise 
sehr  schwach. 

Es  machen  allerdings  viele  Branchen  der  amerikanischen  Industrie 
glänzende  Geschäfte,  insbesondere  soweit  sie  Munition,  Wafifen  und 
Ausrüstungsgegenstände  (z.  B.  Automobile)  erzeugen  oder  sich  während 
des  Krieges  auf  diese  Erzeugung  eingerichtet  haben.  Die  Lieferungen 
von  Wafifen  und  Munition  sind  seit  Kriegsbeginn  bis  zum  Ende  des 
Jahres  1915  auf  1840  Millionen  Dollars  geschätzt  worden.  Selbstredend 
haben  im  Zusammenhange  damit  die  Eisen-  und  Maschinenindustrie, 
Kupferbergwerke,  Eisenbahnen  die  denkbar  glänzendsten  Zeiten. 

Allein  aus  der  Zusammenstellung  der  Zififern  der  Gesamtausfuhr- 
steigerung mit  jenen  der  Erntemehrbewertung  sowie  der  Getreide-, 
Lebensmittel-  und  Pferdeausfuhr,  ferner  der  Kriegslieferungen  ist  es 
klar  ersichtlich,  daß  wir  es  hier  nur  mit  einer  vorübergehenden 
Konjunktur  zu  tun  haben;  die  sonstige  »normale«  nordamerikanische 
Industrie  muß  in  der  Ausfuhr  zurückgegangen  sein.   Schon  sind  die 


^)  Vor  dem  Kriege  waren  um  4000  bis  6000  Millionen  Dollars  nordamerikani- 
sehe  Wertpapiere  im  Auslande,  während  die  ausländischen  Guthaben  der  Union 
rund  2000  Millionen  Dollars  betrugen.  Im  Laufe  des  Krieges  sind  bis  Ende  1915  vom 
europäischen  Markte  Wertpapiere  für  ungefähr  1600  Millionen  Dollars  zurückgewandert, 
und  die  Union  hat  mehr  als  eine  Milliarde  Dollars  (bis  Juli  1916  1200  Millionen) 
als  Anlehen  ins  Ausland  fließen  lassen.  Außerdem  betrug  das  Aktivum  des  Gold- 
verkehres zugunsten  der  Vereinigten  Staaten  im  Jahre  1915  415  Millionen  Dollars 
gegenüber  einem  Passivum  von  165  Millionen  im  Jahre  1914. 

Durch  diese  Umgestaltung  der  Zahlungsbilanz  ist  die  Pflege  der  Pabrikaten- 
ausfuhr  vom  Gesichtspunkte  der  Zahlungsbilanz  allein  minder  notwendig  geworden. 
Der  ungeachtet  dessen  diesfalls  weiter  bestehende  Zwang  ergibt  sich  aus  dem  ge- 
waltigen Umfange  der  nordamerikanisehen  Industrie. 
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Ernteaussichten  für  1916  wesentlich  ungünstiger  (unter  anderem  auch 
infolge  Mangels  an  deutschen  Kalisalzen)  und  das  kurzatmige  Kriegs- 
lieferungsgeschäft dürfte  in  einigen  Jahren  nach  dem  Kriege  gewaltig 
zurückgehen. 

Von  einer  Ausnützung  des  europäischen  Exportrückganges  seitens 
Nordamerikas  in  einem  weiten  Umfange  kann  daher  nicht  die  Bed» 
sein.  Durch  die  Erschwerung  der  Ausfuhr  nach  Europa,  beziehungs- 
weise durch  die  Minderung  der  europäischen  Nachfrage,  was  vor  allem 
als  eine  Folge  der  Isolierung  der  Zentralmächte  sowie  der  bekannten 
Schiffahrtsverhältnisse  zu  betrachten  ist,  hat  sich  in  vielen  exotischen 
Gebieten,  deren  wirtschaftliche  Existenz  auf  der  Ausfuhr  von  Eohstoffen 
und  Hilfsmaterialien  nach  Europa  beruhte,  eine  mehr  oder  minder 
kritische  Lage  herausgebildet,  welche  im  Zusammenhange  mit  der 
auch  dort  auftretenden  Teuerung  eine  Minderung  des  Verbrauches  an 
Industrialien,  eine  Schwächung  der  allgemeinen  Kaufkraft  zur  Folge 
hat.  Dadurch  ebenso  wie  durch  die  Schiffahrtskalamität  wurde  die 
Einbürgerung  der  nordamerikanischen  Industrie  in  diesen  Gebieten  im 
Laufe  des  Krieges  wesentlich  erschwert,  und  zwar  um  so  mehr,  als 
dieselbe  ihrer  Natur  nach  es  vorzieht,  an  die  weitere  Zukunft  weniger 
zu  denken  und  brillante,  wenn  auch  nur  vorübergehende  Geschäfte 
mit  den  kriegführenden  Staaten  zu  machen.  Es  verlautet  auch  nichts 
darüber,  daß  die  von  der  Washingtoner  Handelskammer  eingeleitete 
Propaganda  im  Sinne  einer  Forderung  des  Exportes  nach  Süd-  und 
Mittelamerika,  gleichwie  nach  Ostasien  einen  durchgreifenden  Erfolg 
gehabt  hätte.  In  der  Wirklichkeit  ist  die  Ausfuhr  der  Vereinigten 
Staaten  nach  dem  ganzen  amerikanischen  Kontinente  beträchtlich  zu- 
rückgegangen. Nach  übereinstimmenden  Berichten  wurde  die  gesamte 
nordamerikanische  Textilindustrie  durch  die  Farbstoffnot  stark  in  Mit- 
leidenschaft gezogen. 

So  ist  —  bis  auf  die  Steigerung  des  Kapitalsexportes  und  die 
fieberhafte  Vergrößerung  der  Schiffstonnage  —  für  die  Zukunft  des  nord- 
amerikanischen Exportes  in  normalen  Zeiten  unmittelbar  nichts  ge- 
schehen und  wenig  gewonnen  worden.  Dagegen  sind  die  Kosten  der 
Lebensführung  in  Amerika  ebenfalls  bedeutend  gestiegen  und  eine 
Tabelle  des  »Annalist  Index  Number«  zeigt,  daß  die  Durchschnitts- 
lebensmittelpreise, welche  im  Jahre  1896  den  Tiefpunkt  von  80  Punkten 
erreicht  hatten  (1899  =  95,  1903  =  110,  1909  =  130),  im  Jahre 
1915  auf  den  Hochpunkt  von  150  kamen. 
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Angesichts  dessen  wird  nach  dem  Kriege  der  nordamerilfanische 
Export  besonders  gepflegt  werden  müssen  (durch  die  Verbilligung  der 
Produktion  und  durch  günstige  Handelsverträge)  und  die  Sorge  um 
denselben  (nach  allen  Eichtungen  hin)  muß  um  so  größer  werden, 
als  die  Exportkonkurrenz  der  kriegführenden  Staaten  in  exotischen 
Gebieten  sieh  nach  dem  Kriege  viel  fühlbarer  machen  dürfte,  als  es 
vorher  der  Fall  war.  So  dürfte  auch  aus  diesem  Grunde  in  den  Augen 
der  nordamerikanischen  Handelspolitiker  die  günstige  Behandlung  der 
nordamerikanischen  Erzeugnisse  in  Europa  nach  dem  Kriege  eine  größere 
Eolle  spielen  als  früher  i)  und  die  handelspolitische  >Eauflust«  kaum 
vorhanden  sein.  So  ist  es  nicht  wahrscheinlich,  daß  die  durch  den 
Krieg  geschaffenen  besonderen  Verhältnisse  auf  die  Vereinigten  Staaten 
als  ein  Ansporn  zur  Eückkehr  zum  Hochschutzzöllnertum  sowie  zur 
Handelsvertragsfeindlichkeit  wirken  werden,  wenn  es  auch  nicht  in 
Abrede  gestellt  werden  kann,  daß  infolge  dieser  besonderen  Verhält- 
nisse während  des  Weltkrieges  in  der  Union  eine  schutzzöllnerische 
Bewegung  wieder  zur  Kraft  gelangen  und  sogar  das  Inkrafttreten  der 
Zollfreiheit  für  Zucker  am  1.  Mai  1916  verhindern  konnte.  Sollte,  wie 
es  wahrscheinlich  ist,  bei  den  Wahlen  im  Herbst  1916  Wilson 
abermals  zum  Präsidenten  gewählt  werden,  dann  dürfte  diese  schutz- 
zöllnerische Bewegung  wieder  abflauen. 

Sollten  die  Vereinigten  Staaten  gegen  alle  Wahrscheinlichkeit 
zum  Hochsehutzzollsystem  zurückkehren,  so  werden  sich  schlimmsten- 


1)  Julius  Wolf  (»Ein  deutseh-österreiehiseh-ungariseher  Zollverband«,  S.  5) 
meint:  »Während  Europa  derart  verarmt,  bleibt  die  amerikanische  Volkswirtschaft, 
v?eit  vom  Schuß,  im  Vollbesitz  ihrer  Kräfte,  vor  allem  auch  ihrer  Kapitalien,  in 
größter  Regsamkeit  und  Blüte.  So  ist  denn  kein  Zvfeifel,  daß  vfir  nach  dem  Kriege 
die  amerikanische  Konkurrenz  so  recht  erst  kennen  lernen  vverden.  Der  Zinssatz 
in  Amerika  wird  nicht  mehr  höher  als  der  unsere  sein,  die  Kapitalzinsen  werden 
nicht  mit  höheren  Beträgen  die  Produktionskosten  belasten,  gleichzeitig  wird  die 
Union  in  die  Lage  versetzt,  ihre  Exporte  zu  finanzieren.« 

Derlei  Befürchtungen  dürften  sich  aus  den  soeben  angeführten  Gründen  als 
teilweise  übertrieben  erweisen.  Was  aber  den  Zinsfuß  anbelangt,  so  dürfte  der 
enorme  Geldbedarf  der  Staaten  nach  dem  Kriege,  in  Verbindung  mit  den  Folge- 
erscheinungen der  im  Laufe  des  Krieges  erfolgten  starken  Verschuldung,  es  mit 
sieh  bringen,  daß  der  Zinsfuß  nicht  bloß  in  Europa,  sondern  auch  in  Nordamerika 
stark  anziehen  wird  —  und  zwar  um  so  mehr,  als  noch  immer  viele  europäische 
Kapitalien  in  Nordamerika  festgenagelt  sind  —  trotzdem  die  Ententestaaten  einen 
Teil  ihres  gewaltigen  Kreditbedarfes  schon  jetzt  in  Amerika  decken  und  große 
Goldabflüsse  aus  London  nach  New  York  erfolgen. 
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falls  jene  Verhältnisse  erneuern,  unter  welchen  die  Ausfuhr  der  Zentral- 
reiche nach  der  Union  durch  viele  Jahre  zu  leben  hatte  und  trotz 
großer  Schwierigkeiten  ständig  in  die  Höhe  ging.  Es  werden  die  nord- 
amerikanischen Konsumenten  die  bereits  bisher  aus  Deutschland  und 
Österreich- Ungarn  bezogenen  Spezialartikel  (insbesondere  aus  Öster- 
reich-Ungarn Bier  und  Mineralwässer,  bessere  Baumwollwaren,  wie 
feinere  Herren-  und  Damenwäsche,  Tischwäsche,  Leinen,  Konfektions- 
artikel, feinere  Glaswaren,  Porzellan  und  sonstige  bessere  Erzeugnisse 
der  keramischen  Industrie,  Handschuhe,  Kunstblumen,  Musikinstrumente, 
gebogene  Möbel,  Bijouterien,  Wiener  Artikel,  insbesondere  Eauch- 
requisiten,  Gummibälle  u.  dgl.)  geradeso  wie  bis  1914  beziehen,  auch 
wenn  diese  Artikel  mit  noch  höheren  Zöllen  belastet  wären  als  vor 
dem  ünderwoodtarif,  und  zwar  im  Hinblicke  auf  die  in  den  letzten 
zehn  Jahren  klar  zutage  getretene  Unmöglichkeit,  diese  Artikel  in 
entsprechender  Qualität  selbst  zu  erzeugen.  ^) 

Bleibt  es  aber  bei  der  Anwendung  der  im  Underwoodtarife  nieder- 
gelegten freihändlerischen  Prinzipien,  so  werden  mutmaßlich  die  Zentral- 
reiche ihre  Stellung  auf  dem  nordamerikanischen  Markte  zumindest 
noch  durch  längere  Zeit  behaupten  können,  bis  sich  die  nordamerikani- 
sche Industrie  auf  die  Erzeugung  der  betreffenden  Artikel  einigermaßen 
eingerichtet  haben  wird.  Inzwischen  aber  werden  die  Zentralreiche 
durch  die  allgemeine  Ermäßigung  des  amerikanischen  Zollniveaus  viel- 
leicht Chancen  gewinnen,  bei  der  gesteigerten  Kaufkraft  Nordamerikas 
auch  in  vielen  anderen,  bisher  minder  exportfähigen  Artikeln  mit  der 
nordamerikanischen  Industrie  auf  dem  dortigen  Markte  konkurrieren 
zu  können. 

Allenfalls  darf  nicht  vergessen  werden,  daß  im  Exporte  der 
Zentralreiche  nach  den  Vereinigten  Staaten  hochwertige  Qualitäts- 
artikel und  Luxuswaren  eine  große  Rolle  spielen,  daß  gerade  in 
solchen  Artikeln  der  Ersatz  schwierig  ist  und  individuelle  Vorliebe  für 
gewisse  Provenienzen,  ja  Vorurteile  entscheiden,  daß  die  nordamerika- 

^)  Trotz  der  kolossalen  Entwicklung  der  Massenmöbelerzeiigung  in  Nord- 
amerika werden  gebogene  Möbel  aus  der  Monarchie  nach  der  Union  noch  immer 
exportiert,  und  zwar  wegen  ihres  Geschmacks  und  ihrer  Ausführung.  In  Haarhüten 
kann  die  nordamerikanische  Industrie  mit  Wien  und  Neutitsehein  kaum  konkurrieren. 
Während  Nordamerika  in  der  Erzeugung  von  Hartgummiwaren  große  Erfolge  erzielt, 
vermag  es  gegen  die  österreichisch-ungarische  Erzeugung  von  Spielwaren  aus  Gummi, 
insbesondere  von  Gummibällen,  nicht  aufzukommen.  Dasselbe  gilt  für  die  deutschen 
Spielwaren  aus  anderen  Stoffen. 
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nische  Einfuhr  in  solchen  Waren  im  Jahre  1913  die  Summe  von  einer 
Million  Dollars  täglich  erreichte  und  infolge  Bereicherung  der  Union 
im  Laufe  des  Krieges  nach  dem  Friedensschlüsse  wesentlich  steigen 
dürfte,  daß  schließlich  die  nordamerikanischen  Luxuskonsumenten  sich 
weder  durch  den  hohen  Preis  noch  durch  irgend  welche  Agitation 
werden  abhalten  lassen,  in  ihren  Ankäufen  nur  ihrem  Privatgeschmacke 
zu  folgen.  Daraus  ergibt  sich  eine  für  alle  Fälle  gesicherte  starke  Po- 
sition der  deutschen  und  österreichisch-ungarischen  Einfuhr  auf  dem 
nordamerikanischen  Markte. 


Es  wäre  noch  zu  untersuchen,  ob  die  Vereinigten  Staaten  ein 
besonderes  Interesse  daran  haben,  ihre  Handelsbeziehungen  zu  Deutsch- 
land und  zu  Österreich-Ungarn  zu  verschlechtern,  d.  h.  mit  feindlichen 
Maßregeln  (etwa  mit  einer  Differenzierung  der  Einfuhrzölle,  mit  der 
Verschärfung  des  Zollverfahrens  oder  gar  mit  Ausfuhrzöllen  auf  Roh- 
stoffe) auf  das  zwischen  diesen  zwei  Reichen  zu  schließende  Zoll-  und 
Wirtschaftsbündnis  zu  reagieren.  Die  Beantwortung  dieser  Frage  ergibt 
sich  aus  folgenden  Tabellen  :*) 


^)  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  werden  nicht  nur  deswegen  so  aus- 
führlieh behandelt,  um  ein  Schema  für  die  Untersuchung  des  Interesses  dritter  Staaten 
an  einer  etwaigen  Störung  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland,  gerade  am  Beispiel  des  wichtigsten  Neutral- 
staates, zu  schaffen,  sondern  auch  im  Hinblicke  darauf,  daß  nach  Ansicht  des 
Verfassers  (s.  oben  an  einer  anderen  Stelle)  die  welthandelspolitische  Bedeutung 
der  Vereinigten  Staaten  durch  den  Krieg  wesentlich  erhöht  wurde;  insbesondere 
dürfte  der  dort  vollzogene  Wechsel  des  handelspolitischen  Systems  nicht  ohne  starken 
Einfluß  auf  alle  übrigen  Staaten  bleiben,  wodurch  die  allgemeine  handelspolitische 
»Stimmung«  in  einem  für  die  Nichtbeanstandung  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses 
der  Zentralreiche  durch  dritte  Staaten  günstigen  Sinne  beeinflußt  werden  könnte. 

Für  eine  ausführlichere  Behandlung  der  innerwirtschaftlichen  Verhältnisse 
der  Vereinigten  Staaten  war  ferner  auch  der  Umstand  maßgebend,  daß  sich  aus 
der  Gestaltung  der  letzteren  Verhältnisse  Lehren  für  die  (auch  ohne  Rücksicht  auf 
die  handelspolitische  Situation)  unumgängliche  Umgestaltung  des  Zollsystems  in 
Österreich-Ungarn  ableiten  lassen  und  diese  letztere  Umgestaltung  mit  dem  Ab- 
schlüsse eines  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  zwischen  der  Monarchie  und  Deutsch- 
land im  engsten  Zusammenhange  steht. 
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Hilfstabelle. 

Spezialhandel   des   Deutschen  Reiches  mit   den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  im  Jahre  1912 

(ohne  Gold  und  Silber). 

Gegenstand: 

Bin-  und  Ausfuhr  zusammen  in  Millionen  Mark     ....  2283*6 

Einfuhr  in  Prozenten  des  ganzen  Zwischenhandels     .  69*0 

Wert  in  Millionen  Mark 1586*0 

Anteil  an  der  Gesamteinfuhr  Deutschlands  in  Prozenten  .     .  14*8 

Zuwachs  seit  dem  Jahre  1907  in  Prozenten 20*0 

Ausfuhr  in  Prozenten  des  ganzen  Zwischenhandels    .  31*0 

Wert  in  Millionen  Mark 697*6 

Anteil  an  der  Gesamtausfuhr  Deutschlands  in  Prozenten  ^     .  7*8 

Zuwachs  seit  dem  Jahre  1907  in  Prozenten 7'0 

Hilfstahelle. 

Spezialhandel  Österreich-Ungarns  mit  den  Vereinigten  Staaten 

von  Amerika 

(ohne  Gold  und  Silber). 

Ein-  und  Ausfuhr  zusammen  in  Millionen  Kronen  1913    .     .  393*5 

»       »           »               »           >          >              >        1912    .     .  412*'5 

>       »           »               »           >          .              .        1911    .     .  348*9 

»          »              ,           >         »              »       1910    .     .  319*3 

Einfuhr: 

1913,  Millionen  Kronen 323*3 

1913,  Prozent  der  Gesamteinfuhr 9*5 

1912,  Millionen  Kronen 348*6 

1912,  Prozent  der  Gesamteinfuhr 9*8 

1911,  Millionen  Kronen 290*5 

1911,  Prozent  der  Gesamteinfuhr 9*1 

1910,  Millionen  Kronen 237*9 

1910,  Prozent  der  Gesamteinfuhr 8*3 

Ausfuhr: 

1913,  Millionen  Kronen 70*2 

1913,  Prozent  der  Gesamtausfuhr 2*5 

1912,  Millionen  Kronen 63*9 

1912,  Prozent  der  Gesamtausfuhr 2*3 

1911,  Millionen  Kronen 58*4 

1911,  Prozent  der  Gesamtausfuhr . 2*4 

1910,  Millionen  Kronen 81*4 

1910,  Prozent  der  Gesamtausfuhr 3'4 
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Hüfstabelle. 

Wert  der  im  Jahre  1912  nach  Österreich-Ungarn  auf  Grund 

des    autonomen   Tarifes    aus    den  Vereinigten    Staaten    von 

Amerika  zollfrei  eingeführten  Waren 

(in  Millionen  Kronen). 

Artike  I.- 
Tabak für  Ärarialfiibriken 3"1 

Leinsaat  und  Kopra,  Palmkerne  usw \    r\  ^ 

\      O'D 

Felle,  Häute,  Bettfedern 1-1 

Holz 5*7 

Drechsler-  und  Schnitzstoffe 0*5 

Mineralien 9'6 

Baumwolle 207'7 

Wolle 0-9 

Kautschuk  und  Guttapercha 0'5 

Rohmetalle .  58'7 

Abfälle 0-4 

Zusammen 289'5 

Gesamteinfuhr  1912 348-6 

Somit  zollfrei  eingeführt  in  Prozenten 83*0 

Gesamtausfuhr 63'9 

Zollfreie  Einfuhr  in  Prozenten  der  Ausfuhr 453-0 

Tabelle  III. 

Spezialhandel    Deutschlands     und     Österreich -Ungarns,    zu- 
sammengenommen, mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 

im  Jahre  1912. 

(Ohne  Edelmetalle  und  Münzen.  —  Kronen  zum  Vollwerte  in  Mark  umgerechnet.) 

Wert  (in  Millionen  Mark)  der  Ein-  und  Ausfuhr  zusammen     2634-1 

Einfuhr: 

Wert  in  Millionen  Mark 1882-3 

Anteil  an  der  Gesamteinfuhr  der  Zentralreiche  in  Prozenten        13*7 

Ausfuhr: 

Wert  in  Millionen  Mark 751*8 

Anteil  an  der  Gesamtausfuhr  der  Zentralreiche  in  Prozenten  6'7 


T.  Battaglia,  Wirtschafiliche  Anniherang.  I. 
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Tahelle   VI. 

An  der  Gesamtausfuhr  der  Vereinigten  Staaten 

beteiligten  sieh 

in    Prozenten 
1903/04       1908/09        1911/12        1912/13 

England 37*0  31-1  25-8  24-2 

Deutsehland  und  Österreich- 
Ungarn  zusammen     .     .     16*4  15*1  15*0  14'5 

Kanada,    Neufundland    und 

Labrador 8-5  9*4  lö'l  17-0 

An  der  Gesamteinfuhr  der  Vereinigten  Staaten 

beteiligten  sieh 

in    Prozenten 
1903/04       1908/09        1911/12        1912/13 

England 16-7  15-8  16'5  16'3 

Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  zusammen    .     .     12'0  12-1  11-4  llö 

Deutschland  und  Österreich -Ungarn  sind  für  die  Vereinigten 
Staaten  ein  Milliardenabnehmer,  und  zwar  der  zweitbeste.  Die  Aus- 
fuhr der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  nach  Deutschland  ist  fast 
doppelt  so  groß  als  jene  aus  Österreich-Ungarn  nach  Deutschland,  ob- 
wohl Österreich-Ungarn  rund  40%  seiner  Ausfuhr  in  Deutschland 
absetzt.  Ferner  haben  die  Vereinigten  Staaten  im  Hinblicke  darauf, 
daß  der  Überschuß  ihrer  Ausfuhr  nach  den  Zentralmächten  über 
die  Einfuhr  aus  denselben  im  gewaltigen  Steigen  begriffen  ist  und  im 
Jahre  1913  bereits  die  unheimliche  Ziffer  von  einer  Milliarde  betrug, 
ein  unvergleichHch  größeres  absolutes  Interesse  an  den  Zentralmächten 
als  Abnehmer,  denn  umgekehrt  —  und  zwar  ein  Interesse,  welchem 
kaum  ein  zweites  im  Bereiche  der  Welthandelsbeziehungen 
dem  Werte  nach  gleichsteht.  Allerdings  wird  die  Bedeutung  des 
gewaltigen  Ausfuhrüberschusses  der  Vereinigten  Staaten  im  Handels- 
verkehr mit  den  Mittelmächten  dadurch  geschmälert,  daß  er  vorzugs- 
weise aus  industriellen  Eohstoffen  und  Nahrungsmitteln  besteht;  da- 
gegen besteht  die  beträchtlich  kleinere  Ausfuhr  der  Mittelmächte  nach 
der  Union  vorwiegend  aus  Fabrikaten.  Da  aber  aus  dem  Zoll-  und 
Wirtschaftsbündnisse  zwischen  Österreich- Ungarn  und  Deutschland  eine 
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starke  Belebung  der  gesamten  Wirtschaft  dieser  Eeiehe  zu  erwarten 
ist,  dürfte  die  Bedeutung  derselben,  als  Käufer  nicht  nur  für  die  nord- 
amerikanischen Nahrungsmittel  und  Industrierohstoffe,  sondern  auch 
für  verschiedene  Spezialerzeugnisse  der  nordamerikanischen  Industrie 
(Spezialmaschinen,  landwirtschaftliche  Maschinen  usw.)  mit  der  Zeit 
eine  weitere  beträchtliche  Steigerung  erfahren. 

Deutschland  übernahm  im  Jahre  1911/12  mehr  als  zwei  Drittel 
des  gesamten  Getreideexportes  der  Vereinigten  Staaten  (Weizen,  Mais, 
Futtergerste),  und  wie  aus  der  folgenden  Zusammenstellung  hervorgeht, 
standen  die  Vereinigten  Staaten  im  Jahre  1913  wieder  an  erster  Stelle 
unter  den  nach  Deutschland  liefernden  überseeischen  Staaten. 

Überseeischer  Weizenimport  der  Zentralreiche, 

Wert  in  Millionen  Mark 


1913 

1912 

Vereinigte  Staaten  .     .     . 

.     165') 

781) 

Argentinien    . 

. 

.       75 

93 

Britisch-Indien 

.     .     . 

.      10 

12 

Australien 

.      15 
.       52 

11 

Kanada 

46 

Summe  . 

.     317 

240 

Allerdings  geht  bei  der  großen  Steigerung  des  inneren  Konsums 
der  Vereinigten  Staaten,  welcher  im  Jahre  1894  687o  ^^  Jahre  1912 
schon  87%  der  gesamten  Weizenproduktion  ausmachte,  ihr  Weizen- 
export im  Durchschnitte  ständig  zurück.  Er  fiel  z.  B.  vom  Jahre  1907/08 
bis  zum  Jahre  1911/12  von  147  Millionen  auf  69  Millionen  Busheis. 
Ungeachtet  dessen  sind  die  Vereinigten  Staaten  vom  Übergange  zu 
einem  Getreideimportstaate  noch  weit  entfernt  und  noch  immer  für 
lange  Zeit  auf  den  Export  angewiesen.  (Insbesondere  haben  die  Ernten 
der  Jahre  1914  und  1915  wiederum  die  Notwendigkeit  eines  ge- 
steigerten Exportes  mit  sich  gebracht.) 

Der  Anteil  der  nordamerikanischen  Union  an  dem  deutschen 
Weizeuimporte  stieg  von  rund  20 Vo  im  Jahre  1912  auf  rund  407o 
im  Jahre  1913.  Sollten  sich  die  handelspoHtischen  Beziehungen 
zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  dem  mitteleuropäischen  Zoll- 
bündnisse, insbesondere  mit  Deutschland,  verschlechtem,  so  wäre  ein 

^)  Nur  nach  Deutschland.  In  Österreich-Ungarn  war  dieser  Import  minimal. 
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Ersatz  für  Weizen  aus  der  Union  auf  dem  Weltmarkte  leicht  zu  er- 
zielen, wogegen  nach  den  Gesamtaussichten  der  Weltgetreideproduktion 
die  Vereinigten  Staaten  eine  Absatzstockung  zu  befürchten  hätten. 
Die  Ausfahr  aus  Kanada,  Australien  und  Argentinien  ist  im  Steigen 
begriffen  und  es  dürfte  diese  Aufwärtsbewegung  in  der  Summe  nicht 
so  bald  aufhören;  ferner  ist  die  russische  Produktion  gleichfalls  stark 
steigerungsfähig. ') 

Mit  der  Zeit  könnte  es  den  Zentralmächten  vielleicht  gelingen, 
die  asiatische  Türkei  für  eine  größere  Getreideproduktion  zu  erschließen; 
doch  ist  dies  eine  Aussicht,  die  im  Hinblicke  auf  gewaltige  Schwierig- 
keiten nicht  überschätzt  werden  darf.  Ein  engerer  Anschluß  der  Balkan- 
länder, insbesondere  Bulgariens,  vielleicht  auch  Eumäniens,  an  die 
Zentralmächte,  könnte  bei  einer  Bevorzugung  ihrer  Einfuhr  gegen  die 
nordamerikanische  (im  Falle  eines  Zollkrieges  mit  den  Vereinigten 
Staaten)  die  Möglichkeit  des  Ersatzes  für  das  amerikanische  Getreide 
(sowohl  Weizen  als  auch  Mais)  steigern.  2) 

Es  ist  übrigens  in  einem  Artikel  der  Gruppe  »Getreide  und 
Futtermittel«,  nämlich  in  Mais,  seit  dem  Jahre  1900  ein  Ersatz  für 
die  nordamerikanischen  Herktinfte  gewonnen  worden.  Im  Jahre  1900 
betrug  die  Gesamteinfuhr  Deutschlands  an  Mais  1,384.000  t,  wovon 
aus  den  Vereinigten  Staaten  1,124.502  stammten.  Im  Jahre  der  großen 
Maismißernte  (1902)  ist  die  deutsche  Gesamteinfuhr  in  Mais  zwar 
gesunken,  jedoch  nur  auf  900.000  t,  und  die  auf  60.000  t  gesunkene 
Einfuhr  aus  der  Union  wurde  durch  Rußland  mit  333.000  t  und  Ru- 
mänien mit  232.000  t  ersetzt.  Außerdem  hat  das  Ausbleiben  der  ameri- 
kanischen Zufuhr  an  Mais  damals  eine  Steigerung  des  Importes  an 
Futtergerste  um  mehr  als  207o,  welche  in  der  Gänze  Rußland  zufiel, 
gezeitigt.  Seither  trug  in  der  Maiseinfuhr  Deutschlands  Argentinien 
den  Sieg  über  die  Vereinigten  Staaten  in  vollstem  Maße  davon.  Im 
Jahre  1912  deckte  Argentinien  beinahe  die  Hälfte  der  deutschen  Ein- 
fuhr (1,142.000  0  mit  500.000  t,  während  die  Beteiligung  der  Ver- 
einigten Staaten  bloß  124.000  t  betrug.  Im  Jahre  1913  steigt  bei  dem 
geminderten  deutschen  Bedarfe  von  918.000^  der  Anteil  Argentiniens 


^)  Vgl.  diesfalls  ßallod,  >Die  wirtsehaftsgeographisehea  Grundlagen  der 
russischen  Volkswirtschaft«  in  »Eußlands  Kultur  und  Volkswirtschaft«,  Berlin  und 
Leipzig  1913,  S.  89. 

~)  Die  Frage  der  Getreideversorgung  der  Zentralreiehe  in  der  Zukunft  wird 
an  einer  anderen  Stelle  noch  ausführlicher  behandelt  werden. 
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auf  562.000.  Allerdings  war  im  Jahre  1913  auch  der  nordamerikani- 
sche  Anteil  etwas  höher,  indem  er  171.000  t  betrug,  was  auf  Miß- 
ernten in  Eußland  und  Eumänien  zurückzuführen  ist.  Allenfalls  beträgt 
der  vor  15  Jahren  dominierende  Anteil  der  Vereinigten  Staaten  an 
der  Maisversorgung  Deutschlands  gegenwärtig  kaum  ein  Drittel  der 
Einfuhr  aus  Argentinien. 

Daß  die  Einfuhr  von  Puttergerste  aus  den  Vereinigten  Staaten 
nach  Deutschland  mit  Leichtigkeit  ersetzt  werden  könnte,  geht  daraus 
hervor,  daß  auf  die  Gesamteinfuhr  Deutschlands  von  3,087.000)5 
im  Jahre  1913  Eußland  2,761.000  und  die  Vereinigten  Staaten  bloß 
187.000  lieferten. 

Ist  nun  Deutschland  für  die  Vereinigten  Staaten  ein  ungemein 
wichtiger  Konsument  von  Getreide  und  Futtermitteln  und  kommt  für 
diesen  Absatz  der  Union  dermalen  Österreich-Ungarn  nur  gelegentlich 
in  Betracht,  so  könnte  einmal  auch  Österreich-Ungarn  ein  Abnehmer 
der  Vereinigten  Staaten  auf  diesem  Gebiete  werden,  da  das  Defizit  der 
Monarchie  durchschnittlich  im  Steigen  begrifiFen  ist.  So  betrug  in  der 
Gruppe  Getreide,  Hülsenfrüchte  und  Mahlprodukte  die  Mehreinfuhr 
im  Jahre  1911  605.000  t,  im  Jahre  1912  692.000  t,  im  Jahre  1913 
530.000  t  (wofür  Österreich-Ungarn  dem  Auslande  rund  50  Millionen 
Kronen  zu  bezahlen  hatte). 

In  manchen  überaus  wichtigen  industriellen  Eohstoffen,  in  welchen 
die  Zentralreiche  gegenwärtig  auf  eine  bedeutende  Einfuhr  aus  den 
Vereinigten  Staaten  angewiesen  sind,  ist  in  ähnlicher  Weise  nach  und 
nach,  wenn  nicht  ein  gänzlicher,  so  doch  ein  partieller  Ersatz  möglich. 
In  erster  Linie  kommt  hier  Baumwolle  in  Betracht,  bezüglich  welcher 
noch  im  Jahre  1906  der  Experte  Kuffler  in  der  vom  Mitteleuropä- 
ischen Wirtschaftsverein  veranstalteten  Enquete  \)  meinte,  daß  Öster- 
reich-Ungarn im  Hinblicke  auf  diesen  Artikel  den  Vereinigten  Staaten 
in  handelspolitischer  Beziehung  eigentlich  vollkommen  ausgeliefert  sei. 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn  beziehen  aus  den  Vereinigten 
Staaten  Baumwolle  zusammen  im  Werte  von  rund  600  Millionen 
Mark,  das  ist  ein  Viertel  der  gesamten  Ausfuhr  der  Vereinigten 
Staaten  (rund  2400  Millionen  Mark)  nach  den  Ziffern  des  Jahres 
1911/12.    Gewiß   ist    die    nordamerikanische    Baumwolle    unter    den 

^)  Vgl.  »Österreich-Ungarn  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika« 
(Publikation  des  Mitteleuropäischen  Wirtsehaftsvereines  in  Österreich),  Wien  und 
Leipzig  1907. 
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gegenwärtigen  Verhältnissen  nicht  zu  entbehren  und  nicht  so  bald  zu 
ersetzen.  Es  würde  sich  vielleicht  aber  für  die  weitere  Zukunft  emp- 
fehlen, sich  der  Zeiten  des  während  des  amerikanischen  Bürgerkrieges 
ausgebrochenen  Baumwollhungers  (Cotton  Famine)  zu  erinnern,  in 
welcher  Periode  sowohl  die  britisch-indische  als  auch  die  brasilianische 
Produktion  binnen  kurzem  ganz  gewaltig  in  die  Höhe  gebracht  wurde. 
Allerdings  sind  diese  Produktionsgebiete  dann  wieder  hinter  die  Ver- 
einigten Staaten  ganz  gewaltig  zurückgetreten,  und  zwar  Brasilien 
deswegen,  weil  im  Hinblicke  auf  die  klimatischen  Verhältnisse  ander- 
weitige Produktionszweige  sich  rentabler  gestalteten,  Indien  aber  nur 
deswegen,  weil  die  Engländer  die  Veredlung  der  Produktion  (wie  sie 
z.  B.  von  Rußland  in  Zentraläsien  seit  mehr  als  zehn  Jahren  systema- 
tisch betrieben  wird)  bis  vor  kurzem  vernachlässigten.^)  So  hat  Britisch- 
indien zweifellos  noch  immer  eine  große  Baumwollzukunft  vor  sich.*-*) 
Nach  einstimmigen  Äußerungen  von  Fachleuten  (insbesondere 
Oppenheimer)  ist  Mesopotamien  ein  Baumwolland  par  excellence,  so 
daß  die  gegenwärtig  ganz  unbedeutende  und  vollkommen  vernach- 
lässigte Baumwollproduktion  durch  mitteleuropäische  Initiative  und  Be- 
harrlichkeit mit  finanzieller  Staatshilfe  der  Zentralreiche  in  30  bis 
40  Jahren  auf  eine  Höhe  gebracht  werden  könnte,  die  zusammen  mit 
den  vom  Adanagebiet  zu  beziehenden  Mengen  den  Ersatz  für  einen 
beträchtlichen  Teil  der  nordamerikanischen  Bezüge  ermöglichen  würde.  ^) 

')  Vgl.  Ballod,  »Grundzüge  der  Statistik«,  Berlin  1913,  S.  168. 
Die    gegenwärtigen   Produktionsziflfern   (1912)    der    wichtigsten  Baumwoll- 
gebiete stellen  sieh,  wie  folgt,  dar: 

Millionen  Kilogramm 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika  .   .   .  2760 

Britiseh-Indien 1160 

Ägypten 292 

Rußland 130 

2)  Vgl.  Brück,  »Die  indische  Baumwollproduktion  und  Baurawollindustrie« 
(Weltwirtschaftliches  Archiv,  Bd.  1/1,  1914,  S.  425),  sowie  die  dort  angeführte 
Spezialliteratur.  Insbesondere  bemüht  sieh  seit  einiger  Zeit  die  »Internationale 
Federation  zur  Pflege  des  Baumwollanbaues«  um  die  Hebung  der  indischen  Baum- 
wollproduktion und  hofft,  dieselbe  auf  das  Dreifache  der  gegenwärtigen  bringen 
zu  können. 

3)  Über  die  bisherige  Tätigkeit  Deutschlands  im  Adanagebiete  sowie  über 
die  Chancen  des  Baumwollanbaues  in  Mesopotamien  vgl.  Wiedenfeld  (in 
Herkners  Sammelwerk,  II.  Teil,  S.  399  und  425).  Seit  1905  ist  der  Baumwoll- 
anbau in  der  Türkei  überhaupt  im  Steigen  begriffen  (in  der  kilikisehen  Ebene,  in 
den  Distrikten  Smyrna  und  Aleppo,  in  Armenien).  >--"""-, 
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Anderseits  ist  es  aber  nicht  anzunehmen,  daß  in  absehbarer 
Zeit  die  nordamerikanische  Baumwollindustrie  sich  derart  entwickle, 
und  verfeinere,  daß  sie  selbst  einen  großen  Teil  des  gegenwärtig  nach 
den  Zentralreichen  ausgeführten  Eohstofifes  verarbeiten  könne.  Denn 
die  Hindernisse,  die  einer  solchen  Entwicklung  entgegenstehen  und 
an  einer  anderen  Stelle  angedeutet  wurden,  lassen  sich  in  der  Regel 
in  weitem  Umfange  nicht  rasch  beheben. 

Im  HinbUcke  auf  die  verhältnismäßig  langsame  Entwicklung  der 
eigenen  Baumwollverarbeitung  in  der  Union  dürften  sich  ferner  die 
Befürchtungen  als  unbegründet  erweisen,  daß  die  Vereinigten  Staaten 
Eohbaum wolle  eventuell  mit  einem  Ausfuhrzolle  belegen  würden. 
Da  würden  die  Südstaaten,  wie  Glier  (»Die  Meistbegünstigungs- 
klausel usw.«)  richtig  bemerkt,  alles  aufbieten,  eine  derartige  Maß- 
regel im  Kongreß  zu  hintertreiben.  Denn  ein  Ausfuhrzoll  auf  Baum- 
wolle würde  der  bereits  in  die  Wege  geleiteten  europäischen  Agitation 
für  Baumwollanbauversuche  in  Afrika,  Asien  usw.  ungeheuren  Vor- 
schub leisten.  Die  Vorherrschaft  der  Südstaaten  der  Union  auf  dem 
Baum  wollmarkte  könnte  dann  mit  der  Zeit  in  Frage  gestellt  werden; 
und  dazu  hilfreiche  Hand  zu  bieten,  werden  sich  die  Vertreter  der  Süd- 
staaten hüten. 

Ein  starker  Verbündeter  gegen  einen  Ausfuhrzoll  auf  Baumwolle 
ist  die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten,  wo  es  in  Art.  I, 
Sektion  9,  §5,  heißt:  »No  tax  or  duty  shall  be  laid  on  articles 
exported  from  any  State.«  i)  Das  heißt,  die  Amerikaner  können 
laut  ihrer  Verfassung  gar  keinen  Exportzoll  auf  Baumwolle 
legen.  Sie  müßten  erst  ihre  Konstitution  ändern.  Und  daß  die  Ame- 
rikaner wegen  eines  Ausfuhrzolles  auf  Baumwolle  wirklich  zu  einer 
Verfassungsrevision  schreiten,  das  ist  von  aller  Wahrscheinlichkeit 
gewaltig  entfernt. 

So  gleichen  sich  die  Ausfuhr-  und  Einfuhrinteressen  der  Ver- 
einigten Staaten  und  der  Zentralreiche  bei  Baumwolle  in  der  Summe 
ungefähr  aus. 

An  Ölkuchen  bezieht  Deutschland  aus  den  Vereinigten  Staaten 
beinahe  ein  Viertel  der  dortigen  Ausfuhr  und  beinahe  ein  Viertel  des 
eigenen   Bedarfes.     Ein  teilweiser  Ersatz   wäre   durch   die   zweifellos 

^)  Es  heißt  nicht :  aus  dem  einen  Staat  nach  einem  anderen ;  es  ist  also  die 
Vorschrift  nicht  etwa  auf  den  Interstate  Commerce  zu  beziehen.  Vgl.  Glier 
(a.  0.  S.  343). 
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mögliche  Steigerung  der  russischen  Produktion  und  Zufuhr  zu  er- 
zielen. Im  Jahre  1913  betrug  der  Wert  der  deutschen  Einfuhr  aus 
den  Vereinigten  Staaten  32  Millionen  Mark  und  jener  aus  Eußland 
41  Millionen  Mark. 

Die  Bezugsquellen  Deutschlands  sowie  die  unter  denselben  be- 
stehenden Relationen  —  für  Leuchtöl  und  andere  Produkte  der  Petroleum- 
industrie —  im  Jahre  1913  sind  aus  der  folgenden  Zusammenstellung 
zu  ersehen. 

(Deutschland  übernimmt    ein   Sechstel    der   gesamten   Aus- 
fuhr der  Vereinigten  Staaten  in  Naphthafabrikaten.) 

Leuchtöl. 

Millionen  Mark 

Vereinigte  Staaten 53 

Österreich-Ungarn 12 

Rumänien 3 

Rußland 2 

Gasöl. 
Österreich-Ungarn 3 

Schmieröle. 

Vereinigte  Staaten 20 

Rußland 18 

Österreich-Ungarn öVa 

Rumänien IV2 

Schwerbenzin  usw. 

Österreich-Ungarn 4 

Rumänien 4 

Niederländisch-Indien  ....  7 

Rohbenzin. 

Rumänien 11 

Rußland 9V2 

Vereinigte  Staaten 9V2 

Niederländisch-Indien  ....  4 

Österreich -Ungarn IV2 

Paraffin. 

Vereinigte  Staaten 5 

Österreich-Ungarn  ....  3 
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Auf  diesem  Gebiete  liegt  die  Situation  älinlich,  wie  bei  Baum- 
wolle, vielleicht  mit  dem  Unterschiede,  daß  hier  ein  partieller  Ersatz 
der  nordamerikanischen  Provenienz  verhältnismäßig  leichter  und  früher 
möglich  ist.  Das  Ausfuhrinteresse  Nordamerikas  scheint  hier  größer 
zu  sein  als  das  Einfuhrinteresse  Deutschlands.  Ersatzabnehmer  wären 
für  so  große  Mengen  nicht  leicht  zu  finden.  Von  einigen  Spezial- 
marken  und  Spezialartikeln  abgesehen,  könnte  für  die  Versorgung  des 
deutschen  Marktes  eine  nach  fachmännischen  Ansichten  sichere  stärkere 
Entwicklung  der  galizischen,  dann  auch  der  rumänischen  Erzeugung 
in  Betracht  kommen.  Es  ist  ferner  nicht  ausgeschlossen,  daß  in 
Mesopotamien,  Armenien  und  Syrien  eine  bedeutendere  Produktion 
erschlossen  werden  könnte.  Eventuell  könnte  auch  Rußland  in  größerem 
Umfange  als  bisher  berücksichtigt  werden,  wenn  auch  die  dortige 
Produktion  seit  einiger  Zeit  stagniert. 

Allerdings  blieb  die  Entwicklung  der  W^eltproduktion  hinter  dem 
Steigen  des  Bedarfes  (in  zivilisierten  Ländern  weniger  an  Leuchtöl, 
als  an  Benzin,  Schmierölen,  Rohöl  für  Dieselmotore  u.  dgl.)  in  den 
letzten  Jahren  zurück;  es  scheint  auch  in  der  letzten  Zeit  der  nord- 
amerikanische Bedarf  stärker  gestiegen  zu  sein  als  die  Produktion,  da 
im  Jahre  1913  über  New  York  um  100  Millionen  Gallons  weniger 
ausgeführt  wurden  als  im  Vorjahre.  Doch  dürften  diese  Vorkommnisse 
einen  vorübergehenden  Charakter  tragen,  da,  wie  aus  der  folgenden 
Zusammenstellung  zu  ersehen  ist,  immer  neue  ergiebige  Gebiete  zu- 
wachsen und  die  Produktion  auch  in  einzelnen  alten  Gebieten  eine 
gewaltig  steigende  Tendenz  aufweist. 

Weltrohölproduktion. 

In  Tausenden  Tonnen 
1900  1913 

Vereinigte  Staaten   .     .  8.400  32.300 

Rußland     .....  10.400  9.300 

Rumänien 250  1.900 

Galizien 350  1.100  (1910  1.800) 

Niederländisch-Indien  .  400  1.500 

Mexiko —  3.000 

Britisch-Indien    ...  150  1.000 

Japan 100  250 

Deutschland   ....  50  130 

Andere  Länder   ...  100  350 
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Es  scheint  ferner,  daß  Mesopotamien,  Persien,  China,  Ägypten 
und  Südamerika  über  kurz  oder  lang  gleichfalls  eine  nicht  unwichtige 
EoUe  in  der  Versorgung  des  Weltbedarfes  an  Petroleum  spielen  werden,  i) 

Angesichts  etwaiger  durch  stärkere  Heranziehung  der  erwähnten 
Bezugsquellen  unterstützter  Emanzipationsbestrebungen  Deutschlands 
würden  die  einflußreichen  Standardmachthaber  ihr  möglichstes  auf- 
bieten, um  zu  periodischen  Einigungen  hinsichtlich  des  Absatzes  in 
Deutschland  zu  gelangen  und  auf  die  Weise  die  Einbürgerung  von 
Ersatzmitteln  für  Petroleumfabrikate  im  höheren  Grade,  als  dies  bereits 
im  Kriege  geschah,  zu  verhindern  und  überhaupt  dem  vollständigen 
Verluste  des  deutschen  Marktes  in  weiterer  Zukunft  vorzubeugen.  Dar- 
auf weisen  auch  die  bisherigen  Erfahrungen  hin,  insbesondere  der 
Friede,  welchen  die  Standard  Oil  Company  mit  den  deutschen  Inter- 
essenten vor  einigen  Jahren  nach  einem  Kampfe  schloß.  Von  einem 
amerikanischen  Ausfuhrzolle  auf  Naphthafabrikate  kann  wohl  nicht  die 
Bede  sein.  Allenfalls  ist  die  Abhängigkeit  der  Vereinigten  Staaten  von 
Deutschland  in  Petroleum  eine  viel  stärkere  als  umgekehrt  —  wie  es 
unter  anderem  auch  durch  die  Entwicklung  großer  Handelsorganisationen 
in  Petroleum,  die  unter  immer  stärkerem  deutschen  Einflüsse  stehen, 
in  den  letzten  Jahren  bewiesen  wurde.  2) 

In  Kupfer  übernehmen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  zu- 
sammen beinahe  die  Hälfte  der  nordamerikanisehen  Ausfuhr  und  da 
erscheint  wirklieh  ein  annähernd  gleichwertiger  Ersatz  schwieriger  als 
in  Baumwolle  und  unvergleichlich  schwieriger  als  in  Petroleum^), 
wenn  auch  der  Bedarf  (in  der  Munitionserzeugung,  für  Leitungsdrähte 
u.  dgl.)  eingeschränkt  und  die  eigene,  die  serbische  und  die  türkische 
Produktion  gesteigert  werden  könnte.  Für  eine  wesentliche  Steigerung 


^)  Über  die  großen  Chancen  Mesopotamiens  vgl.  Wiedenfeld,  a.  a.  0. 
S.  436,  ferner  Schäfer  im  »Archiv  für  Wirtsehaftsforschung  im  Orient«,  I.Heft,  1916. 

-)  Vgl.  Mendel,  »Die  internationale  Organisation  der  Petroleumgewinnung« 
im  »Weltwirtschaftlichen  Archiv«,  1913,  2.  Bd.,  S.  111. 

Der  Bedarf  an  Leuchtöl  kann  durch  die  Elektrifizierung  des  flachen  Landes 
und  durch  entsprechende  Organisation  der  Erleichterungen  in  der  Installation  und 
im  Strorabezuge  für  Kleinkaufleute,  Kleingewerbetreibende  u.  dgl.  —  wie  sie  jetzt 
in  Deutsehland  stark  in  Angriff  genommen  wurde  —  wesentlich  herabgesetzt  werden. 
Für  Schmieröle  ist  ein  teilweiser  Ersatz  durch  Verwendung  von  Graphit  bereits 
gefunden  worden. 

5)  Vgl.  Lenz,  »Der  Kupfermarkt  und  der  Einfluß  der  Syndikate  und  Trusts«, 
Berlin  1910. 
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der  Produktion  in  Australien,  Südafrika  usw.  sind  vorläufig  keine  Aus- 
sichten vorhanden.  Jedenfalls  werden  die  nordamerikanisehen  Kupfer- 
interessenten es  nicht  darauf  ankommen  lassen  wollen,  daß  sich  bei 
den  Mittelmächten  die  Verwendung  von  Ersatzmitteln  für  Kupfer  noch 
mehr  einbürgere,  als  es  ohnehin  während  des  Weltkrieges  der  Fall  war. 

Ferner  sind  tierische  Fette  aus  Nordamerika,  in  welchen  Deutsch- 
land an  der  nordamerikanischen  Ausfuhr  mit  einem  Fünftel  beteiligt 
ist,  zumindest  in  absehbarer  Zeit,  schwer  zu  ersetzen. 

Ersatzschwierigkeiten  könnten  sich  gegebenenfalls  in  der  Gruppe 
> Terpentin,  Harze  und  ätherische  Öle«  ergeben,  wenn  auch  die  Be- 
züge aus  Eußland  gesteigert  werden  können.  Viel  leichter  würde  sich 
im  Falle  eines  Zollkrieges  die  Situation  in  Häuten,  Fellen,  vielleicht 
auch  in  Pelzwerk  gestalten. 

So  wiegen  sich  in  der  Gruppe  der  Lebensmittel  und  Rohstoffe 
diejenigen  Artikel,  in  welchen  die  Zentralreiche  auf  die  Vereinigten 
Staaten  direkt  angewiesen  sind,  mit  jenen,  in  welchen  die  Union  ein 
größeres  Interesse  an  der  Erhaltung  des  Käufers  hat,  so  ziemlich  auf. 

Ungeachtet  dessen,  daß  hinsichtlich  einiger  Artikel  der  Ersatz 
für  die  Bezüge  aus  den  Vereinigten  Staaten  schwer  möglich  oder  in 
kurzer  Zeit  nicht  zu  erreichen  wäre,  stellt  im  allgemeinen  die  Auf- 
rechterhaltung des  weltwirtschaftlichen  Prinzips,  insbesondere  im  Ver- 
hältnisse zu  Deutschland  und  Österreich-Ungarn,  für  die  Union  auf 
die  Dauer  ein  Lebensinteresse  dar.  Denn  erstens  wäre  sie  mutmaßlich 
nicht  imstande,  trotz  großen  Steigens  des  eigenen  Bedarfes,  im  Falle 
des  Wegfalles  der  Zentralreiche  als  Abnehmer  für  einen  so  gewaltigen 
Konsum  in  absehbarer  Zeit,  in  den  nächsten  Jahren,  wenn  nicht  in 
Jahrzehnten,  selbst  aufzukommen  oder  anderswo  einen  Ausgleich  für 
den  Absatz  an  die  Zentralmächte  im  Falle  eines  Zollkrieges  zu  finden ; 
zweitens  ist  sie  selbst  auf  einige  wichtige  Bezüge  aus  Deutschland, 
und  zwar  auf  solche,  die  gleichfalls  den  Charakter  der  Unentbehrlich- 
keit  und  der  Unersetzlichkeit  tragen,  angewiesen.  Insbesondere  macht 
die  nunmehr  (angesichts  der  fortschreitenden  Erschöpfung  des  Bodens) 
unumgängliche  Intensivierung  der  Landwirtschaft  in  den  alten  land- 
wirtschaftlichen Gebieten  Nordamerikas,  nicht  minder  die  hochent- 
wickelte Obstzucht  in  Kalifornien,  den  Bezug  von  Kalisalzen,  in  welchen 
Deutschland  das  Weltmonopol  hat,  unentbehrlich.  Die  immense  Wich- 
tigkeit dieses  Bezuges  für  die  nordamerikanische  Landwirtschaft  ist 
gewiß  nicht  an  der  Höhe  der  betreffenden  Ziffer,  die  z.  B.  gegen  die 
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Baumwollausfuhr  aus  Nordamerika  nach  Deutschland  verschwindend 
klein  erscheinen  kann,  zu  messen.  Die  gesamte  Ausfuhr  an  Kalisalzen 
aus  Deutschland  betrug  im  Jahre  1913  64  Millionen  Mark;  daran 
waren  die  Vereinigten  Staaten  mit  23 V2  MilHonen  beteiligt.  Wenn 
Deutschland  auf  diesen  ganz  unbedeutenden  Posten  seiner  Gesamt- 
ausfuhr verzichten  oder  ihn  zur  Intensivierung  der  Landwirtschaft  in 
den  verbündeten  Staaten  Zentraleuropas  verwenden  würde,  was  durch 
die  entsprechende  Abstufung  der  Preise  (die  ohnehin  fürs  Ausland 
höher  sind  als  fürs  Inland)  zu  erreichen  wäre,  so  könnte  dadurch  der 
für  Nordamerika  so  wichtige  Prozeß  der  Intensivierung  der  Landwirt- 
schaft gewaltig  aufgehalten  und  namentlich  dife  Obstzucht  in  Kali- 
fornien arg  geschädigt  werden.  ^) 

In  demselben  Maße  ist  das  Einfuhrinteresse  der  Vereinigten 
Staaten  an  deutschen  Farbstofifen  unvergleichlich  größer* als  das  ana- 
loge Ausfuhrinteresse  Deutschlands.  Diese  Farbstoffe  sind  für  die  ame- 
rikanische Industrie  unersetzlich  und  unentbehrlich ;  die  deutsche  Pro- 
duktion auf  diesem  Gebiete  ist  unerreichbar  —  ungeachtet  des  Be-- 
standes  einer  spezialisierten  Schweizer  Industrie  sowie  der  Zweignieder- 
lassungen der  deutschen  Industrie  im  Auslande. 

Außerdem  ist  Nordamerika  auf  die  Einfuhr  von  solchen  Artikeln, 
aus  Österreich-Ungarn,  wie  gebrannter  Magnesit  und  Hopfen  (letzterer 
auch  aus  Deutschland)   angewiesen. 

Die  letzterwähnten  Artikel  sowie  zahlreiche  Gegenstände  des 
feineren  Konsums,  bei  welchen  der  Geschmack,  die  Ausführung  und 
überhaupt  die  Qualität  ausschlaggebend  sind,  können  von  Nordameri- 
kanern entweder  gar  nicht  oder  zumindest  in  absehbarer  Zeit  nicht 
erzeugt  werden  und  bilden  eine  für  die  Union  unentbehrliche  und 
unersetzliche  Spezialität  der  Zentralmächte.  Dieselben  Artikel  aber 
könnten  beim  Steigen  des  inneren  Konsums  im  Bereiche  der  Zentral- 
mächte (infolge  der  wirtschaftUchen  Hebung  derselben  mit  Hilfe  des. 
Zollbündnisses)  anstatt  nach  Nordamerika  exportiert  zu  werden,  in. 
einer  nicht  zu  langen  Zeit  mit  Leichtigkeit  im  Inlande  selbst,  insbe- 
sondere  aber   im   reicheren   und   konsumkräftigeren   Deutschland,   in, 


^)  Vgl.  Äugst  in,  »Die  Entwicklung  der  Landwirtschaft  in  den  Vereinigten 
Staaten«  (Schriften  des  Vereines  für  Sozialpolitik,  Bd.  141),  dessen  gründliche  Studien 
die  Richtigkeit  der  Voraussage  Serings  (vom  Jahre  1887)  über  die  sieh  der  weiteren 
Entwicklung  der  nordamerikanisehen  Getreideproduktion  entgegensetzenden,  immer - 
größeren  Schwierigkeiten  bestätigen. 
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solchen  Mengen  untergebracht  werden,  daß  der  etwaige  Verlust  des 
nordamerikanischen  Marktes  unschwer  verschmerzt  werden  könnte. 

Einen  Beweis  der  relativen  ünentbehrlichkeit  der  deutschen  und 
österreichisch-ungarischen  Industrieerzeugnisse  auf  dem  nordamerika- 
nischen Markte  bildet  wohl  auch  die  allgemeine  Tatsache,  daß  trotz 
der  Hochschutzzölle  die  deutsche  und  die  österreichisch-ungarische 
Ausfuhr  nach  den  Vereinigten  Staaten  (zusammengenommen)  zwar 
prozentuell  zurückgeblieben,  jedoch  absolut  im  Durchschnitte  (von 
kleinen  Schwankungen  abgesehen)  gestiegen  ist  und  sich  im  Laufe 
von  zehn  Jahren  (seit  1903)  mehr  als  verdoppelt  hat.  (Allerdings  ist 
das  Tempo  der  absoluten  Steigerung  in  der  Zeit  von  1907  bis  1913 
ein  sehr  langsames  geworden:  in  Verhältniszahlen  ausgedrückt  von 
100  auf  109  [Deutschland]  und  108  [Österreich-Ungarn].)  Insbesondere 
dürfte  sich  -^  wie  bereits  oben  an  einer  anderen  Stelle  erwähnt  wurde  — 
der  Konsum  der  vermögenden  Klassen  der  nordamerikanischen  Gesell- 
schaft weder  durch  eine  weitere  Preiserhöhung  im  Falle  einer  etwaigen 
Zolldifferentialbehandlung  der  mitteleuropäischen  Provenienzen,  noch 
durch  irgend  welche  politische  Agitation  dazu  bewegen  lassen,  auf  den 
Bezug  der  vorzüglich  eingeführten  Ganzfabrikate,  wie  Haarhüte,  Herren- 
und  Damenwäsche,  Tischwäsche,  Damaste,  Handschuhe,  Konfektion, 
Kunstblumen,  Musikinstrumente,  Gablonzer  Glaswaren,  österreichische 
und  sächsische  Porzellanwaren,  wie  überhaupt  Luxuskeramik,  Bijouterien, 
Rauchrequisiten,  Spielwaren,  wohl  auch  gebogene  Möbel  (österreichisch- 
ungarischer Fabrikation),  zahlreiche  Wiener  Artikel,  auch  Bier  und 
Mineralwässer  usw.  zu  verzichten. 

Kann  man  sich  wirklich  vorstellen,  daß  bei  einer  solchen  Ver- 
knüpfung der  wechselseitigen  Handelsinteressen  von  einem  so  ge- 
waltigen Umfenge^)  das  Zustandekommen  des  österreichisch-ungarisch- 
deutschen Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  von  den  Vereinigten  Staaten 
als  ein  willkommener  Anlaß  zu  einer  gegen  die  Zentralmächte  gerichteten, 
andauernd  feindlichen  Zollpolitik  benützt  werden  könnte? 

Viel  eher  könnte  nach  dem  Kriege  das  Gegenteil  eintreten.  Viel- 
leicht werden  die  Vereinigten  Staaten  genötigt  sein,  gerade  den  Zentral- 
mächten um  so  mehr  entgegenzukommen,  als  ihr  größter  Abnehmer, 


^)  Das  Bild  dieser  Verknüpfung  der  wechselseitigen  Handelsinteressen  wurde 
durch  die  obige  Darstellung  bei  weitem  nicht  erschöpft,  sondern  nur  in  einem 
solchen  Ausmaß  skizziert,  welches  vom  Standpunkte  des  Zieles  und  der  Rahmen 
dieser  Arbeit  genügen  dürfte. 
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England,  wahrscheinlich  gezwungen  sein  dürfte,  Maßnahmen  zu  er- 
greifen, die  dem  nordamerikanischen  Exporte  tatsächlich  Schaden  bringen 
können.  Die  Ausfuhr  der  Vereinigten  Staaten  nach  England  beträgt 
durchschnittlich  500  bis  600  Millionen  Dollars,  jene  nach  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn  zusammen  300  bis  350,  Nun  müßte  Eng- 
land, durch  seine  finanzielle  Lage  nach  dem  Kriege  vielleicht  zur  Ein- 
führung des  Schutzzollsystems  gezwungen,  seinen  eigenen  Kolonien 
gerade  solche  Vorzugszölle  zugestehen,  die  in  erster  Linie  dem  ameri- 
kanischen Exporte  nach  England  gefährlich  werden  könnten.  Gehören 
denn  Kanada  und  Australien  nicht  zu  den  größten  Weltkonkurrenten 
der  Vereinigten  Staaten  in  Getreide  und  Mehl?*)  Was  aber  im  neuen 
Zollsysteme  Englands  nicht  fehlen  dürfte,  das  wären  Getreidezölle,  in 
welchen  gewiß  eine  Bevorzugung  der  Kolonialzufuhren  zustande  kommen 
würde.  Und  Getreide  gehört  trotz  der  seit  Jahren  andauernden  Hausse 
doch  nicht  zu  jenen  Artikeln  des  Welthandels,  hinsichtlich  welcher 
eine  preisdrückende  Weltüberproduktion  nach  menschhcher  Voraussicht 
auf  die  Dauer  ausgeschlossen  erscheint. 

Eine  ähnliche  starke  Konkurrenz  besteht  zwischen  den  Ver- 
einigten Staaten  einerseits  und  Kanada,  Austrahen  und  Südafrika  ander- 
seits in  Häuten  und  Fellen.  Die  letzteren  zwei  Gebiete  sind  die  ein- 
zigen Weltkonkurrenten  der  Vereinigten  Staaten  in  Kupfer.  (Allerdings 
dürften  weder  Häute  und  Pelle,  noch  Kupfer  in  England  einer  Zoll- 
belastung unterworfen  werden.) 

In  der  Fleischeinfuhr  nach  England  steht  die  nordamerikanische 
Union  in  scharfer  Konkurrenz  mit  Australien,  obwohl  allerdings  die 
Fleisch  ausfuhr  aus  den  Vereinigten  Staaten  angesichts  des  starken 
Anwachsens  des  inneren  Bedarfes  (ähnlich  wie  in  Getreide)  zurück- 
geht. Sie  dürfte  dennoch  durch  eine  gewisse  Zeit  noch  einen  wichtigen 
Aktivposten  in  der  Handelsbilanz  der  Union  darstellen  und,  da  die 
Einführung  von  Fleischzöllen  in  England  möglich  ist,  auf  eine  diffe- 
rentielle  Behandlung  der  Bezüge  aus  Australien  stoßen.  Unangenehm 
könnte  für  die  Vereinigten  Staaten  vielleicht  (im  Falle  der  allerdings 
nicht  sehr  wahrscheinlichen,  jedoch  auch  nicht  unmöglichen  Einführung 


1)  Die  Getreideausfuhr  Kanadas  ist  vom  Jahre  1907  bis  1911  von  18  Mil- 
lionen Meterzentner  auf  23  Millionen  Meterzentner,  jene  Australiens  von  8  Millionen 
auf  15  Millionen  gestiegen;  auch  sind  die  Entwicklungsmögliehkeiten  für  den 
Getreidebau  in  diesen  zwei  Gebieten  bekanntlieh  unvergleichlich  größer  als  in  den 
Vereinigten  Staaten. 


V.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I. 
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von  Holzzöllen  in  England)  eine  Bevorzugung  Kanadas  bezüglich  der 
Holzeinfuhr  nach  England  werden,  wenn  auch  die  Folgen  dieser  Vor- 
zugsbehandlung in  Preisen  durch  die  mutmaßlich  auf  die  Dauer  ge- 
sicherte Hausse  Weltkonjunktur  behoben  werden  dürften.  (Die  Gesamt- 
ausfuhr der  Vereinigten  Staaten  in  Holz  bewertete  sich  im  Jahre  1911/12 
auf  400  Millionen,  jene  aus  Kanada  auf  200  Millionen  Kronen.) 

Noch  unangenehmer  aber  könnte  für  die  Vereinigten  Staaten 
das  Gegenstück  der  bevorzugten  Behandlung  der  von  den  englischen 
Kolonien  dem  Mutterlande  zu  liefernden  Nahrungsmittel  und  Eohstoffe 
werden;  wir  meinen  darunter  eine  Vergrößerung  der  bereits  bestehenden 
Präferenzen,  welche  die  englischen  Kolonien,  als  Gegenleistung  für  die 
obige  Bevorzugung  ihrer  Erzeugnisse,  dem  Industrieimporte  aus  dem 
Mutterlande  ganz  bestimmt  gewähren  würden.  Wie  wir  gesehen  haben, 
braucht  ja  die  Industrie  der  Vereinigten  Staaten  vielfach  in  Mittel-  und 
Südamerika  selbst  Präferenzen,  um  sich  gegen  die  englische  und  deutsche 
Konkurrenz  behaupten  zu  können.  Durch  eine  Vergrößerung  der  zu- 
gunsten der  englischen  Industrie  in  den  englischen  Kolonien  bestehenden 
Präferenzen  wären  sohin  die  Vereinigten  Staaten  in  viel  höherem  Maße 
geschädigt  als  Deutschland  —  zumal  ihr  Anteil  an  der  Gesamteinfuhr  Ka- 
nadas (1911)  63"47o  und  an  der  Gesamteinfuhr  Australiens  ll*97o  beträgt. 
Im  Gegensatze  zu  dieser  den  Vereinigten  Staaten  zweifellos 
drohenden  Verschlechterung  der  Situation  im  Verhältnisse  zu  England 
und  zu  den  englischen  Kolonien  können  aus  dem  Zoll-  und  Wirt- 
schaftsbündnisse zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  für  den 
nordamerikanischen  Export  nach  den  Zentralreichen  keine  wesentlichen 
Schäden  erwachsen.  In  Getreide  (Weizen,  Mais),  das  ist  in  jener 
Artikelgruppe,  hinsichtlich  welcher  die  Vereinigten  Staaten  im  Falle 
eines  Zollkrieges  im  Hinblicke  auf  die  Leichtigkeit  des  Ersatzes  am 
empfindlichsten  getroffen  werden  könnten,  ist  Österreich-Ungarn  schon 
lange  kein  Konkurrent  der  Union.  Dasselbe  gilt  auch  für  Futtergerste, 
wobei  die  deutsche  Einfuhr  sich  folgendermaßen  verteilt: 

Millionen  Mark 

Eußland 325 

Vereinigte  Staaten  ....       23 
Österreich- Ungarn  ....         1  ^) 

1)  Auch  V.  Tyszka  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S,  339)  gelangt 
zur  Oberzeugung,  daß  Österreich-Ungarn  für  den  Ersatz  der  Einfuhr  von  Lebens- 
mitteln aus  Amerika  nicht  in  Betracht  kommen  kann. 
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In  Ölkuchen  stellt  sieh  das  Verhältnis  für  Österreich-Ungarn 
viel  günstiger  dar,  da  die  Einfuhr  Deutschlands  aus  der  Monarchie 
7  Millionen  Mark,  jene  aus  den  Vereinigten  Staaten  32  Millionen 
Mark  beträgt.  Nun  ist  aber  diese  Einfuhr  überhaupt  zollfrei. 

Es  könnte  sich  infolge  des  Zollbündnisses  —  soweit  Konkurrenz- 
artikel in  Betracht  kommen  —  eine  Steigerung  der  österreichisch- 
ungarischen Ausfuhr  an  Äpfeln  nach  Deutschland  ergeben,  die  sich 
mit  7V2  Millionen  Mark  bewertet,  während  jene  aus  den  Vereinigten 
Staaten  4V2  Millionen  Mark  beträgt.  In  diesem  Artikel  ist  nämlich 
eine  Zollbevorzugung  der  Bezüge  aus  Österreich-Ungarn  gegen  die 
nordamerikanisehen  im  Falle  eines  Zollbündnisses  wahrscheinlich. 

Eine  Zollbevorzugung  dürfte  auch  in  Holz  eintreten.  Nun  betragen 
aber  die  amerikanischen  Einfuhren  Deutschlands  in  den  meisten  in 
Betracht  kommenden  Holzsorten  nicht  mehr  als  je  zirka  1  Million  Mark, 
und  nur  bei  Nadelholz  steigt  die  Ziffer  der  nordamerikanisehen  Einfuhr 
auf  27  V2  Millionen  —  bei  gleichzeitiger  Einfuhr  aus  Österreich- Ungarn 
im  Werte  von  54  Millionen.  Diese  Position  beträgt  jedoch  kaum  7  bis 
87o  <^er  gesamten  Holzausfuhr  der  Vereinigten  Staaten.  Der  englische 
Holzmarkt  ist  für  die  Union  viel  wichtiger.  Übrigens  kann  auch  hier 
die  Welthaussekonjunktur  ausgleichend  eingreifen.  (Vgl.  oben  bei  der 
Besprechung  des  künftigen  Verhältnisses  der  Vereinigten  Staaten  zu 
England.)  (Angesichts  der  fortschreitenden  Verwüstung  der  nord- 
amerikanischen Waldungen  und  beim  gewaltig  steigenden  inneren 
Konsum  scheint  das  Interesse  der  Union  am  Holzexporte  nach  und 
nach  zu  schwinden.  Die  schon  jetzt  gewaltige  Einfuhr  ist  unablässig 
im  Steigen  begriffen.) 

Die  für  die  Vereinigten  Staaten  gefährlichste  Konkurrenz  kann 
infolge  des  Zollbündnisses  auf  dem  Gebiete  der  Petroleumindustrie  ent- 
stehen, zu  welchem  Gegenstande  die  oben  angeführten  Ziffern  noch 
einmal  angesehen  werden  sollen. 

Auf  streng  industriellem  Gebiete  könnte  der  Einfuhr  aus  Nord- 
amerika im  Schöße  des  Zollbündnisses  eine  stärkere  Inlandskonkurrenz 
z.  B.  in  Automobilen  entstehen.  Doch  war  diese  Einfuhr  nach  den 
Zentralreichen  bisher  relativ  unbedeutend.  In  der  Erzeugung  von  ver- 
schiedenen Spezialmaschinen  müßte  Nordamerika  sowieso  mit  der  Zeit 
—  angesichts  der  Tüchtigkeit  der  deutschen  Industrie  —  der  letzteren 
einen  Anteil  an  manchen  bisher  monopolisierten  Gebieten  überlassen 
(ohne  Kücksicht  auf  das  etwaige  Zustandekommen  des  Zollbündnisses). 
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Anderseits  kann  aber  im  Zusammenhange  mit  dem  Zollbündnisse 
eine  Änderung  der  Zollpolitik  der  Zentralmäehte  auf  dem  Gebiete  der 
Futtermittel  eintreten  —  insbesondere  in  der  Form  der  Aufhebung 
des  Maiszolles,  welcher  Umstand  zwar  für  die  Ausfuhr  amerikanischen 
Maises  nach  Deutschland  nicht  wesentUch,  jedoch  auch  nicht  unan- 
genehm wäre,  da  doch  der  Mais  der  Union  seit  1906  auf  dem  deut- 
schen Markt  teilweise  durch  den  dortigen  niedrigen  Zoll  für  Futter- 
gerste Einbußen  erlitt.  Schlimmstenfalls  dürfte  sich  die  Union  mit 
dem  mitteleuropäischen  Zollbündnis  abfinden,  wenn  man  noch  einigen 
anderen  von  ihren  wichtigen  Ausfuhrwaren,  wie  Kottonöl,  verschiedene 
Obstarten,  gewisse  landwirtschaftliche  und  industrielle  Maschinen, 
Näh-  und  Haushaltsmaschinen,  verhältnismäßig  niedrige  Zollsätze  ge- 
währen würde,  möge  auch  der  wechselseitige  Handelsverkehr  der 
Mittelmächte  hierin  völlige  Zollfreiheit  genießen. 

Wenn  wir  diejenigen  Posten  zusammenrechnen,  bei  welchen  durch 
die  gegenseitige  Zollbevorzugung  Österreich-Ungarns  und  Deutschlands 
die  Situation  der  nordamerikanischen  Ausfuhr  nach  den  Zentralreichen 
verschlechtert  werden  könnte  (Petroleum  und  Nebenprodukte,  Holz,  Äpfel, 
Futtergerste  usw.),  so  kommen  wir  lange  nicht  auf  100  Millionen  Mark, 
welcher  Ziffer  der  Überschuß  der  amerikanischen  Ausfuhr  nach  Deutsch- 
land über  die  deutsche  Ausfuhr  nach  Nordamerika  im  Werte  von 
1  Milliarde  Mark  gegenüberzustellen  ist.  Dieser  Überschuß  wurde  von 
den  Vereinigten  Staaten  in  14  Jahren  (seit  1899)  erzielt,  zu  welcher 
Zeit  die  Ausfuhr  und  Einfuhr  sich  beinahe  ausglichen.  So  ist  jetzt  der 
Anteil  der  Vereinigten  Staaten,  wie  bereits  oben  erwähnt,  an  der  Ein- 
fuhr Deutschlands  beinahe  doppelt  so  groß  als  jener  Österreich-Ungarns. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  zwischen  dem  Komplex  der 
positiven  Interessen  der  Vereinigten  Staaten  an  der  Ausfuhr  nach 
Deutschland,  vermehrt  um  das  negative  Interesse  der  Vereinigten 
Staaten  an  der  drohenden  Erweiterung  des  Präferenzregimes  zwischen 
England  und  seinen  Kolonien  einerseits  —  und  dem  negativen 
Interesse,  welches  die  Vereinigten  Staaten  an  dem  Zustandekommen 
eines  Zollbündnisses  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  haben 
könnten,  anderseits  ein  Vergleich  überhaupt  nicht  mögUch  ist.^) 


1)  Noch  im  Jahre  1906  sehrieb  Glier  (a.  a.  0.  S.  344):  »Wir  stellen  demnach 
fest,  daß  der  Überschuß  der  amerikanischen  Ausfuhr  nach  Deutschland  über  die 
Einfuhr  von  dort  ein  derartig  großer  ist,  daß  die  Union  Grund  hat,  keine  Kompli- 
kationen hervorzurufen.  Sie  hat  um  so  mehr  Veranlassung   dazu,    als   in  England 
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Argentinien. 

Obwohl  in  Deutschland  auf  die  argentinische  Einfuhr  die  Meist- 
begünstigung angewendet  wird,  besteht  zwischen  Deutschland  und 
Argentinien  ein  echter  Eeziprozitätsvertrag  (vom  Jahre  1857),  dessen 
Konstruktion  mit  jener  des  nordamerikanischen  Vertrages  im  Wesen 
übereinstimmt.  1)  Zwischen  Argentinien  und  Österreich-Ungarn  besteht 
gegenwärtig  kein  Vertragsverhältnis. 

Auf  Grund  des  obigen  Vertrages  könnte  Argentinien  nur  dann 
die  Gewährung  derselben  Begünstigungen  verlangen,  welche  Deutsch- 
land an  Österreich-Ungarn  im  Zollbündnisse  gewähren  sollte,  wenn 
es  dem  Deutschen  Eeiche  entsprechende  Gegenleistungen  anbieten 
könnte  und  wollte.  Schon  mit  Eücksicht  auf  die  eminente  Bedeutung 
der  Zolleinnahmen  im  argentinischen  Staatsbudget  wäre  dies  ausge- 
schlossen, zumal  da  Argentinien  sodann  die  seinerseits  Deutschland 
gewährten  Begünstigungen  auch  verschiedenen  anderen  Staaten  auf 
Grund  der  unbedingten  oder  bedingten  Meistbegünstigung  (Reziprozität), 
wenn  auch  gegen  Entgelt,  zugestehen  müßte,  was  einen  weiteren,  sehr 
bedeutenden  Ausfall  in  den  Zolleinnahmen  bewirken  könnte. 

Das  Interesse  Argentiniens  an  dem  Zustandekommen  oder  Nicht- 
zustandekommen  des  österreichisch-ungarisch-deutschen  Zollbündnisses 
ist  aus  folgenden  Tabellen  zu  ersehen: 


die  Sehutzzollbewegung  und  die  Idee  einer  Bevorzugung  der  kolonialen  Erzeugnisse 
erwacht  ist,  ein  Plan,  der  sieh  in  allererster  Linie  gegen  Amerika  richtet.« 

Auch  Julius  Wolf  (Ein  deutsch-österreichiseh-ungarischer  Zollverband,  S.  29) 
bemerkt  zum  Gegenstande  folgendes:  »Ein  AgrarzoUsehutz  in  England  mit  der 
sieh  daraus  fast  automatisch  ergebenden  Bevorzugung  seiner  Agrarkolonien  berührt 
aber  Überseestaaten,  wie  die  Union  und  Argentinien,  ganz  anders,  als  wenn 
Österreich-Ungarn  und  Deutsehland  sieh  eine  Vorzugsbehandlung  gewähren.  Nach 
Großbritannien  führen  die  V^ereinigten  Staaten  für  nicht  weniger  als  500  bis  600 
Millionen  Dollar  aus,  nach  Deutsehland  für  200  bis  300  Millionen  Dollar,  nach 
Österreich-Ungarn  für  15  bis  20  Millionen.  Die  Union  hat  also  in  Großbritannien 
ein  Interesse  zu  wahren,  das  fast  doppelt  so  groß  wie  das  am  deutsehen  Markt  ist.« 
»Die  Abschließung  Englands,  die  Bevorzugung  der  Kolonien,  die  kommen  muß, 
wird  den  führenden  Staaten  Nord-  und  Südamerikas  ganz  anderes  Herzeleid  bereiten, 
ganz  andere  Wunden  schlagen,  als  wir  mit  der  Bevorzugung  Österreich-Ungarns.« 

1)  Vgl.  Glier,  a.  a.  0.  S.  61. 
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HilfstabeUe. 

Spezialhandel    des  Deutschen  Reiches   mit    Argentinien   im 

Jahre  1912 

(ohne  Gold  und  Silber). 

Gegenstand: 

Ein-  und  Ausfuhr  zusammen  in  Millionen  Mark 684-3 

Einfuhr  in  Prozenten  des  gesamten  Zwischenhandels  .  65'0 

Wert  in  Millionen  Mark      . 444*9 

Anteil  an  der  Gesamteinfuhr  in  Prozenten 4*2 

Zuwachs  seit  dem  Jahre  1907  in  Prozenten 1*0 

Ausfuhr  in  Prozenten  des  ganzen  Zwischenhandels      .  35*0 

Wert  in  Millionen  Mark 239-4 

Anteil  an  der  Gesamtausfuhr  in  Prozenten 2*7 

Zuwachs  seit  dem  Jahre  1907  in  Prozenten 340 


HilfstabeUe. 

Spezialhandel  Österreich-Ungarns  mit  Argentinien 

(ohne  Gold  und  Silber). 

Ein-  und  Ausfuhr  zusammen  in  Millionen  Kronen  1913     .     .  71*2 

>  »        1912     .     .  691 

»       »  »  >  »         »  >        1911     .     .  486 

>       1910     .     .  341 

Einfuhr: 

1913  in  Millionen  Kronen 48-5 

1913  in  Prozenten  der  Gesamteinfuhr 1*4 

1912  in  Millionen  Kronen 47*1 

1912  in  Prozenten  der  Gesamteinfuhr 1*3 

1911  in  Millionen  Kronen 30*8 

1911  in  Prozenten  der  Gesamteinfuhr 10 

1910  in  Millionen  Kronen 199 

1910  in  Prozenten  der  Gesamteinfuhr 0*7 

Ausfuhr: 

1913  in  Millionen  Kronen     .     .     .     • 22*7 

1913  in  Prozenten  der  Gesamtausfuhr 08 

1912  in  Millionen  Kronen 22*0 

1912  in  Prozenten  der  Gesamtausfuhr 08 

1911  in  Millionen  Kronen 17-8 

1911  in  Prozenten  der  Gesamtausfuhr 0*7 

1910  in  Millionen  Kronen 14*2 

1910  in  Prozenten  der  Gesamtausfuhr 0*6 
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Hilfstabelle. 

Wert  der  im  Jahre  1912  aus  Argentinien  nach  Österreich- 
Ungarn   auf  Grund   des  autonomen  Tarif  es  zollfrei   einge- 
führten Waren 

(in  Millionen  Kronen). 

Artikel: 

Leinsaat  und  Kopra,  Palrakerne  usw 8*6 

Felle,  Häute,  Bettfedern 2-8 

Mineralien O'l 

Wolle 14-2 

Abfälle ' 0-8 

Zusammen 26'5 

Gesamteinfuhr  1912 .  47-1 

Somit  zollfrei  eingeführt  in  Prozenten 56'0 

Gesamtausfuhr 22*0 

Zollfreie  Einfuhr  in  Prozenten  der  Ausfuhr 120*0 


Tabelle  III. 

Spezialhandel  Deutschlands  und  Österreich-Ungarns,  zusammen- 
genommen, mit  Argentinien  im  Jahre  1912 

(ohne  Edelmetalle  und  Münzen;  Kronen  zum  Voll  werte  in  Mark  umgerechnet). 

Wert  der  Ein-  und  Ausfuhr  zusammen  (in  Millionen  Mark)  .     743*0 

Einfuhr: 

Wert  in  Millionen  Mark 484-9 

Anteil  an  der  Gesamteinfuhr  der  Zentraireiche  in  Prozenten  .        3*5 

Ausfuhr: 

Wert  in  Millionen  Mark 258-1 

Anteil  an  der  Gesaratausfuhr  der  Zentralreiche  in  Prozenten  .        2*3 
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Tahelle  IV. 


Spezialhandel  Argentiniens 

(ohne  Edelmetalle  und  Münzen). 


Gegenstand 


Einfuhr 


1903 


■»Sa 


g  fc.  a 

g-o  a 

PN      H 


1911 


«MS 


Ansf nhr 


1903 


1911 


a  a  d 

■eis 

•  -  2 


Anteil  der  wichtigsten 

Länder. 
Deutschland  u.  Österreich- 
Ungarn^)     

Großbritannien  u.  Irland   . 

Italien 

Frankreich 

Vereinigte  Staaten  .   .    .   . 


624-5 


85-7 
213-2 
70-0 
60-5 
79-5 


100-0 


13-7 
34-2 
11-2 
9-7 
12-7 


1753-5 


330-6 
519-3 
140-3 
181-8 
250-3 


100-0 


18-9 
29-6 
80 
10-3 
14-3 


1052-0 


131-2 
169-5 

20-5 
163-3 

38-5 


100-0 


12-4 
16-1 

2-0 

15-5 

37 


1552-0 


217-4 
4390 
65-0 
189-7 
116-1 


1000 


13-9 
28-3 

4-2 
12-2 

7-5 


Die  wichtigsten  Artikel  des 

Spezialhandels  Argentiniens. 

£ 

in  fuhr 

Angfahr               | 

1903 

1911 

1903 

1911 

0 

d 

'S 'S 

S 

s 

'S.?,     1 

Artikel 

a 
i 

S 
i 

Ans 
tschlai 
terrei 
ngarn 

Artikel 

a 

a 

a 

c3 

Nach 
tschla 
terrei 
ngarn 

0 

^4 

ö    (3 

d 

0 

goP 

Wert  in 

Millionen  Kronen 

Wert  in  Millionen  Kronen 

Wein     .... 

18-6 

46-4 

Schlachtvieh 

40-8 

Öle 

— 

76-0 



Tierische  Fette  . 

— 

56  3 

90 

Baumwoll-  und 

Weizen  .... 

196-6 

385-6 

102-6 

Wollgewebe  . 

94-2 

157-7 

27-1 

Mais  .   .    •  .   . 

157-6 

132 

13-2 

Kohle  u.  Koks  . 

36-2 

125-5 

— 

Fleisch  .... 

75-7 

187-9 

^ 

Bauholz     ... 

29-5 

75-8 

1-1 

Häute  u.  Pelle  . 

128-5 

210-9 

74-8 

Eisen,  roh  und 

Wolle,  roh    .    . 

239-9 

241-4 

117-3 

bearbeitet  .    . 

41-4 

109-4 

|60-3 

Leinsaat    .    .    . 

— 

160-5 

61-6 

Eisenwaren  .    . 

32-4 

96-6 

Papier  u.  -waren 

— 

91-4 

5-7 

Landwirtschaft- 

liche Maschi- 

nen u.  Geräte 

58-5 

541 

] 

Fahrzeuge   und 

>27-8 

Eisenbahn- 

material    .    . 

33-3 

176-2 

^ 

^)  Bezüglich  der  Differenz  zwischen  diesen  Positionen  und  den  Tabellen  I  und  II 
vergleiche  die  oben  bei  »Brasilien«  angebrachte  Anmerkung. 
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TaheUe  V. 
An  der  Ausfuhr  Argentiniens  partizipierten 

1903  1908  1911  1913 

in    Prozenten 

England 16-1  214  28-3  24-9 

Deutschland  und  Österreich-Ungarn  12-4  9'8  13-9  14-2 

Vereinigte  Staaten 3-7  3-6  7-5  4-7 

Frankreich 15'5  79  12-2  7-8 

An  der  Einfuhr  Argentiniens  partizipierten 

1903 


England 34'2 

Deutschland  und  Österreich-Ungarn  13*7 

Vereinigte  Staaten 12'7 

Frankreich 9-7 


1908 

1911 

1913 

in   Prozenten 

34-2 

29-6 

31-1 

151 

18-9 

18-2 

13-0 

14-3 

14-7 

9-7 

10-3 

90 

Tabelle 

VI. 

Argentinien   als  Herkunftsland    in  der  Einfuhr  der  Zentral- 
mächte. 


Die  wichtigsten 

Artikel 

der  argentimschen 

Ausfahr 

in  der  Einfahr 

der 

Zentralmächte  1912 


Deutsches  Eeieh 


Hauptlieferanten  (mit  Aus- 
nahme Österreich-Ungarns) 


-iS    CO 


Wert 

in  Mil 

ionen 

Mark 

358-0 

87-6 

2-2 

_ 

162-2 

332-4 

92-9 

94-9 

78-1 

10-7 

143-2 

58-5 

31-3 

16-4 

— 

104-8 

54-6 

21-7 

— 

— 

358-7 

61-4 

98-2 

67-9 

6-6 

Österreich-Ungarn 


Hauptlieferanten  (mit  Aus- 
nahme Deutschlands) 


Wert  in  Millionen  Kronen 


Wolle  .  .  .  . 
Weizen  .  .  . 
Mais  .  .  .  . 
Leinsaat  .  .  . 
Häute  und  Pelle 


46-3 


139-0  14-2 

1-4 

0-8 

1-3 

105-4  15-7 

16-6 

0-5 

66-4 

16-9;    8-6 

1-5 

27 

13-6    2-8 

6-5 

0-8 

0-9 

10-8 


1-0 


^)  In  diesen  Positionen   ist  Großbritannien   nur   als  Durehfuhrland   zu  be- 
trachten. 
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Tahelle   VII. 


Argentinische  Ausfuhr  nach  Deutschland  zirka 4:"57(> 

der  deutschen  Gesamteinfuhr. 

Argentinische  Einfuhr  aus  Deutschland  zirka 3"07o 

der  deutschen  Gesamtausfuhr. 

Argentinische  Ausfuhr  nach  Österreich-Ungarn  zirka    .     .     .     I"o7o 
der  österreichisch-ungarischen  Gesamteinfuhr. 

Argentinische  Einfuhr  aus  Österreich-Ungarn  zirka  ....     l'OVo 
der  österreichisch-ungarischen  Gesamtausfuhr. 

Deutsche  und   österreichisch-ungarische   Einfuhr   aus  Argen- 
tinien zirka 14:'07& 

der  argentinischen  Gesamtausfuhr. 

Deutsche  und  österreichisch-ungarische  Ausfuhr  nach  Argen- 
tinien zirka 19"07o 

der  argentinischen  Gesamteinfuhr. 


In  Argentinien  können  nordamerikanische  Umtriebe  den  Handels- 
interessen der  Zentralmächte  nicht  gefährlich  werden.  Wie  bereits 
angedeutet,  ist  Argentinien  auf  seine  politische  Stellung  in  Südamerika 
eifersüchtig  und  befindet  sich  infolgedessen  zu  den  Bestrebungen 
der  Vereinigten  Staaten,  ihren  Einfluß  auf  den  ganzen  Kontinent  zu 
erstrecken,  im  Gegensatze.  Außerdem  betrug  die  argentinische  Aus- 
fuhr nach  den  Zentralreichen  das  Doppelte,  Drei-  und  Vierfache 
der  Ausfuhr  Argentiniens  nach  der  Union,  während  sich  Argen- 
tiniens Einfuhr  aus  der  Union  und  aus  den  Zentralreichen 
durch  längere  Zeit  die  Wage  hielten,  und  erst  in  den  Jahren 
1903 — 1912  der  Anteil  der  Zentralreiche  an  der  argentinischen  Ein- 
fuhr vor  jenem  der  Vereinigten  Staaten  einen  immer  größeren  Vor- 
sprung gewann. 

Dagegen  macht  sich  in  Argentinien  der  Einfluß  Englands  nicht 
bloß  als  des  größten  Abnehmers  der  argentinischen  Produkte,  sondern 
auch  als  des  größten  Bankiers  Argentiniens  in  viel  höherem  Maße 
geltend.  Die  konsolidierte  Schuld  Argentiniens  betrug  im  Jahre  1908 
106  Millionen  Pfund  Sterling,  wovon  sich  in  den  Händen  der  Engländer 
64  Millionen  befanden;  außerdem  waren  in  argentinischen  Bankunter- 
nehmungen 14  Millionen  Pfund   englisches   Geld   investiert. 


559 

Die  Ausfuhr  Deutschlands  nach  Argentinien  betrug  im  Jahre 
1890  49-2  Millionen  Mark,  1909  175-4  Millionen  Mark,  war  also 
um  257%  gestiegen,  die  Steigerung  der  englischen  Ausfuhr  in  der- 
selben Zeit  betrug  aber  423 7o,  was  sich  eben  durch  die  viel  größere 
Abhängigkeit  Argentiniens  vom  englischen  Konsum-  und  Geldmärkte 
erklärt;  ungeachtet  dessen  ist  jedoch  seit  1903  der  prozentuelle  Anteil 
Englands  an  der  argentinischen  Gesamteinfuhr  zurückgegangen,  jener 
der  Zentralmächte  dagegen  bedeutend  gestiegen,  womit  auch  eine 
sehr  beträchtliche  absolute  Steigerung  verbunden  war:  in  Verhältnis- 
zahlen ausgedrückt,  von  1907  bis  1913,  von  100  auf  148  (Deutsch- 
land) und  auf  328  (Österreich-Ungarn).  Daraus  ist  aber  die  Unent- 
behrlichkeit  der  industriellen  Einfuhr  aus  den  Zentralreichen  für  Argen- 
tinien, trotz  englischer  Einflüsse  und  englischer  Konkurrenz,  zu  ersehen. 

Anteile  Englands  und  Deutschlands  an  der  argentinischen 
Einfuhr  im  Jahre  1909: 

Gegenstand  England      Deutschland 

In    Prozenten 

Maschinen 30*0  37-1 

Eisen  in  Stäben     ....  396  10-4 

Wollstoffe 59-9  17-4 

Schienen 437  26*4 

Baumwollstoffe,  weiß  .     .     .  84*8  27 

Baumwollstoffe,  gefärbt    .     .  42-4  9'0 

Elektrische  Kabel  und  Drähte  40*2  40-1 

Glaswaren 43-1  13-1 

Eisenwaren 22-1  32*2 

Kohle  und  Eisenbahnmaterial  liefert  ausschließlich  England. 

Auf  dieser  Grundlage  nimmt  Crohn  (»Argentinien  im  deutsch- 
englischen Wirtschaftskampfe«,  Schmollers  Jahrbuch  1914,  3.  Heft) 
an,  daß  Argentinien  sich  im  Wirtschaftskampfe  zwischen  England 
und  Deutschland  auf  Seite  Englands  stellen  werde.  Er  dürfte  insofern 
im  Unrechte  bleiben,  als  das  bevorstehende  neue  englische  Zollregime 
die  argentinischen  Exportinteressen  bedroht,  wogegen  diese  Interessen 
durch  das  zwischen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  etwa  zustande- 
kommende Zollbündnis  gar  nicht  berührt  werden.  Dann  wird  Argen- 
tinien  in  Weizen   auf  dem   englischen  Markte   die  bevorzugte  Kon- 
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kurrenz  Kanadas  und  Australiens,  in  Wolle  und  Fleisch,  oder  im  Falle 
der  Belassung  der  Zollfreiheit  für  Wolle,  zumindest  in  Fleisch,  da 
Fleischzölle  wahrscheinlich  sind,  auch  jene  Australiens  und  Neusee- 
lands zu  empfinden  haben.  Das  argentinische  Fleisch  bildete  im  Jahre 
1912  80%  der  gesamten  enghschen  Fleischeinfuhr  (im  Werte  von 
5OV2  Millionen  Goldpesos).  Allerdings  liegt  die  größte  Gefahr  für 
Argentinien  auf  dem  Gebiet  der  Weizenausfuhr,  da  die  Ausfuhr  von 
gefrorenem  und  gekühltem  Eindfleisch  aus  Australien  und  Neuseeland 
von  41.000  und  15.000  t  im  Jahre  1901  nur  auf  49.000  und  29.000  t 
im  Jahre  1911,  jene  Argentiniens  aber  von  44.000  auf  342.000 1 
gestiegen,  jene  der  Vereinigten  Staaten  in  derselben  Zeit  von  160.000 
auf  19.000  t  gesunken  ist;  England  dürfte  daher  für  absehbare  Zeit 
auf  das  argentinische  Fleisch  angewiesen  bleiben,  falls  nicht  etwa  in 
Australien  eine  unerwartete  Steigerung  der  Viehzucht  vor  sich  geht. 

Der  gesamte  Export  Argentiniens  nach  England  im  Jahre  1912 
bewertete  sich  mit  rund  100  Millionen  Goldpesos,  jener  nach  Deutsch- 
land mit  rund  50  Millionen  Goldpesos. 

Aus  dem  Obigen  ist  zu  ersehen,  daß  die  Bevorzugung  der  eng- 
lischen Kolonien  durch  England  für  Argentinien  allenfalls  eine  Gefahr 
bedeute;  je  größer  diese  Verschlechterung  der  Situation  Argentiniens 
England  gegenüber  sein  wird,  desto  mehr  wird  Argentinien  genötigt 
sein,  mit  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  auf  gutem  Fuße  zu  leben. 

Im  Jahre  1912  bezog  Deutschland  aus  Argentinien  beinahe  ein 
Viertel,  im  Jahre  1913  beinahe  ein  Fünftel  des  eigenen  Bedarfes  an 
Weizen  und  im  Durchschnitte  ein  Viertel  bis  ein  Fünftel  der  gesamten 
argentinischen  Weizenausfuhr.  Selbstredend  ist  das  Interesse  Argen- 
tiniens an  der  Weizenausfuhr  für  längere  Zeit  ein  unvergleichlich 
größeres,  als  jenes  der  Vereinigten  Staaten,  wo  die  Bevölkerung  mehr 
als  zwölfmal  so  groß  ist  wie  jene  Argentiniens  und  der  eigene  Konsum 
von  687o  der  Gesamtproduktion  im  Jahre  1894  auf  87%  ina  Jahre 
1912  stieg.  In  den  Vereinigten  Staaten  werden  die  Aussichten  auf 
die  Vergrößerung  der  Getreideproduktion  immer  schwächer,  in  Argen- 
tinien sind  sie  wohl  für  lange  Zeit  als  in  Aufwärtsbewegung  begriffen 
zu  betrachten. 

Die  Maisausfuhr  aus  Argentinien  nach  den  Zentralreichen  unter- 
liegt starken  Schwankungen,  je  nach  dem  Ergebnisse  der  Mais-  und 
Gerstenwelternten.  Jedenfalls  bezog  Deutschland  aus  Argentinien  in 
den  Jahren  1912/13   rund   die  Hälfte   des   eigenen  Bedarfes  und  im 
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Laufe  der  letzten  sechs  Jahre  zwischen  einem  Achtel  und  der  Hälfte 
der  gesamten  argentinischen  Ausfuhr  an  Mais. 

In  Leinsaat  bezog  Deutschland  im  Jahre  1912  aus  Argentinien 
die  Hälfte,  im  Jahre  1913  vier  Fünftel  des  eigenen  Bedarfes,  durch- 
schnittlich mehr  als  die  Hälfte  der  argentinischen  Ausfuhr.  Die  nach 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn  eingeführten  argentinischen  Einds- 
häute  stellen  ein  Fünftel  bis  ein  Sechstel  des  Einfuhrbedarfes  der  Zentral- 
reiche  und  mehr  als  ein  Drittel  der  argentinischen  Gesamtausfuhr  dar. 

In  der  Wolleinfuhr  Deutschlands  befindet  sich  Argentinien  am 
zweiten  Platze  (hinter  Australien  mit  41 7o))  und  zwar  mit  einem  Viertel 
bis  ein  Fünftel  des  deutschen  Bedarfes  und  mit  zwei  Fünfteln  der 
eigenen  Gesamtausfuhr. 

Bis  auf  das  Quebrachoholz,  welches  nach  Deutschland  beinahe 
ausschUeßlich  aus  Argentinien  eingeführt  wird,  sind  die  meisten 
Artikel  der  Einfuhr  Deutschlands  aus  Argentinien  nicht  unersetzlich, 
und  zwar  weder  im  Hinblicke  auf  die  in  Betracht  kommenden  Mengen, 
noch  bezüglich  des  Verhältnisses  dieser  Einfuhren  zu  gleichartigen 
Einfuhren  aus  anderen  Gebieten.  Ferner  ist  aus  dem  Obigen  ersicht- 
lich, daß  Argentinien  auf  die  Zentralreiche  als  Abnehmer  viel  mehr 
angewiesen  ist,  als  die  Zentralreiche  auf  Argentinien  als  Lieferanten. 

Es  braucht  nicht  des  näheren  bewiesen  zu  werden,  daß  die  argen- 
tinische Ausfuhr  nach  Deutschland  in  Weizen,  Mais,  Hafer,  Leinsaat, 
Eindshäuten  und  Wolle  von  Österreich-Ungarn  so  gut  wie  gar  nicht 
konkurrenziert  wird  und  daß  sich  die  Situation  Argentiniens  in  dieser 
Beziehung  infolge  des  Zollbündnisses  der  Zentralreiche  in  absehbarer 
Zeit  nicht  verschlechtern  würde,  da  eine  beträchtliche  Steigerung  der 
Produktion  und  des  Exportes  aus  der  Monarchie  in  diesen  Artikeln 
nicht  zu  erwarten  ist.  In  Eindshäuten  verhält  sich  die  deutsche  Ein- 
fuhr aus  Österreich-Ungarn  zu  jener  aus  Argentinien  wie  1 : 5,  wobei 
noch  eine  ziemlich  starke  Gegenausfuhr  aus  Deutschland  nach  Öster- 
reich-Ungarn in  Betracht  kommt.  Dieser  Verkehr  ist  jedoch  ohnehin 
zollfrei.  In  Kleie  stellt  sich  dasselbe  Verhältnis  wie  1 : 5  (1912)  und 
sogar  wie  1:7  (1913)  dar,   ebenfalls  bei  Zollfreiheit  des  Verkehres. 

Im  Jahre  1913  ist  Argentinien  mit  Zollermäßigungen  auf  Pro- 
duktionshilfsmittel der  Landwirtschaft  vorgegangen. 

Obwohl  dem  Exporte  der  Zentralmächte  von  Argentinien  her 
keine  Gefahren  drohen,  würde  es  sich  jedenfalls  empfehlen,  für  die 
Zukunft  den  englischen  Einfluß   in  diesem  »Weltspeicher«  zugunsten 


V.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I. 
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des  eigenen  zu  schwächen,  wozu  die  Sicherung  der  Beteiligung  der 
Zentralreiche  an  finanziellen  Unternehmungen  des  englischen  Kapitals 
in  Argentinien,  insbesondere  an  Bahnbauten,  im  Friedensverträge 
dienen  könnte,  i) 

Überdies  dürfte  die  Beibehaltung  der  Zollfreiheit  für  Leinsaat 
und  die  Erstellung  möglichst  niedriger  Zölle  auf  Mais  und  Quebracho- 
extrakt  genügen,  um  in  Argentinien  eine  gereizte  Stimmung  gegen- 
über den  Zentralmächten  auf  handelspolitischem  Gebiete  nicht  auf- 
kommen zu  lassen. 


Wie  dürfte  sich  nun  im  Falle  des  Zustandekommens  des  Zoll- 
bündnisses das  formelle  Verhältnis  der  Zentralmächte  zu  jenen  neu- 
tralen Staaten  gestalten,  deren  Beziehungen  mit  Deutschland  und 
Österreich-Ungarn  durch  unbedingte  Meistbegünstigungsverträge 
geregelt  sind? 

Hiezu  meint  Hofrat  Jäger  in  der  »Münchener  Allgemeinen 
Rundschau«  folgendes: 

>  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  müssen  jede  Meistbegünsti- 
gung zurückziehen,  die  sie  anderen  Staaten  gewährt  haben.  Vorher 
können  sie  nicht  in  ein  Vertragsverhältnis  kommen,  das  ihnen  eine 
gegenseitige  Vorzugsbehandlung  zusichert,  mit  Ausschluß  der  übrigen 
Staaten.  Es  müßte  also  zunächst  der  Ablauf  der  Meistbegünstigungs- 
verträge, soweit  sie  nicht  der  Krieg  bereits  zerrissen  hat  oder  sie  ge- 
kündigt werden  können,  abgewartet  werden.« 

Jastrow  (a,  a.  0.)  ist  der  Ansicht,  es  müßte  die  Anerkennung 
der  sich  aus  dem  Zollbündnisse  ergebenden  Vorzugsbehandlung  durch 
die  meistbegünstigten  Staaten  erreicht  werden  und  Deutschland  wie 
Österreich-Ungarn  müßten  sieh  gegenseitig  verpflichten,  in  der  Zukunft 
nur  solche  Verträge  mit  dritten  Staaten  zu  schließen,  welche  eine  der- 
artige Anerkennung  enthalten.  2)  Damit  nicht  etwa  ein  handelspolitisches- 

^)  Vgl.  hiezu  die  im  »Weltwirtschaftlichen  Archiv«  1914,  Bd.  4,  S.  181  von 
Schmidt  besprochene  reiche  deutsche  Literatur  über  Volksvrirtschaft  Argentiniens 
(insbesondere  die  Arbeiten  von  Pilsack,  Colditz,  v.  d.  Goltz).  Nach  Pilsack 
ist  eine  gevpaltige  Steigerung  der  argentinischen  Getreideproduktion  zu  gewärtigen. 

-)  Die  in  dieser  Arbeit  vorgeschlagene  Konstruktion  des  Zollbündnisses  sehließt 
die  Möglichkeit  des  Abschlusses  von  Separatverträgen  ohne  Zustimmung  der  Ver- 
bündeten aus,  macht  folglieh  die  von  Jastrow  gewünschte  formelle  Verpflichtung 
entbehrlich. 
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KometeDJahr  heraufbeschworen  werde,  müßte  die  Kündigung  der  be- 
stehenden Meistbegünstigungsverträge  vermieden  und  die  in  Eede 
stehende  Anerkennung  im  gütlichen  Wege,  nämlich  im  Wege  einer 
Ergänzung  der  bestehenden  Verträge  erwirkt  werden. 

Im  allgemeinen  ist  der  letzteren  Anregung  Jastrows  zuzu- 
stimmen —  mit  der  einen  Einschränkung,  daß  eine  ausdrückliche 
Anerkennung  der  Vorzugsbehandlung  zwischen  den  Zentralmächten 
durch  dritte  meistbegünstigte  Staaten  nicht  unbedingt  notwendig  sein 
wird.  Würde  in  einzelnen  Fällen  diese  Anerkennung,  um  die  jeden- 
falls die  meistbegünstigten  neutralen  Staaten  seitens  der  Zentralmächte 
angegangen  werden  sollen,  (ohne  Gegenleistung)  verweigert,  so  ergibt 
sich  aus  dem  Studium  der  in  weiterer  Folge  anzugebenden  Ziffern 
über  die  Handelsbeziehungen  der  Zentralmächte  mit  den  meisten  der 
betreffenden  Staaten,  daß  die  Kündigung  der  Meistbegünstigungs- 
verträge seitens  jener  Staaten  ruhig  abgewartet  werden  kann  und 
Eetorsionsmaßregeln  keinesfalls  zu  befürchten  sind.  Die  folgende 
Detaildarstellung  dürfte  den  Eindruck  zurücklassen,  daß  die  meisten 
dieser  Staaten,  auch  wenn  sie  anfangs  versuchen  würden,  aus  dem 
Zustandekommen  des  Zollbündnisses  zwischen  den  Zentralmächten  für 
sieh  Kapital  zu  schlagen,  aus  diesem  einzigen  Grunde  ihre  Ver- 
träge mit  den  Zentralmächten  doch  nicht  kündigen  und  Gegenmaß- 
regeln nicht  ergreifen  würden,  i)  In  einer  solchen  Unterlassung  wäre 
aber  schon  eine  praktisch  wirksame  stillschweigende  Anerkennung  der 
Vorzugsbehandlung  enthalten. 

Sollten  aber  entgegen  dieser  Erwartung  Kündigungen  seitens 
einzelner  meistbegünstigter  Staaten  erfolgen,  so  dürfte  es  doch  nach 
dem  in  weiterer  Folge  zu  schildernden  Stande  der  praktischen  Inter- 
essen keine  Schwierigkeiten  bereiten,  mit  den  betreffenden  Staaten 
neue,  nicht  ungünstige,  und  zwar  solche  Handelsverträge  zu  schließen, 


1)  Vgl.  Szterenyi  (»Die  wirtschaftliche  Verständigung  mit  Deutschland«. 
Warnsdorf  1915,  S.  43):  »Oder  soll  die  Schweiz  diesbezüglich  Schwierigkeiten  be- 
reiten? Das  ist  kaum  anzunehmen,  zumal  die  wirtschaftliehen  Interessen  im  gegen- 
seitigen Interesse  unserer  zwei  Staaten  im  Verkehr  mit  Deutschland  ganz  andere 
sind,  als  jene  der  Schweiz  mit  Deutschland  und  uns,  und  jenes  enge  Gebiet,  wo 
ein  Interessengegensatz  entstehen  könnte,  leicht  überbrückt  werden  kann.  Alle 
anderen  Staaten,  mit  Ausnahme  der  Vereinigten  Staaten,  sind  mehr  oder  weniger 
untergeordneter  Natur,  bei  einem  Teil  derselben  bietet  sogar  ihre  geographische 
Lage  die  Möglichkeit  von  Handelsbeziehungen,  welche  durch  unsere  gegenseitige 
Vorzugsstellung  nicht  berührt  werden.  < 

36* 


564 

welche  die  gewünschte  Anerkennung  der  Vorzugsbehandlung  ent- 
halten würden. 

Von  den  in  Betracht  kommenden  Verträgen  laufen  einige  bis 
zu  einem  bestimmten  Datum  (Rumänien  und  die  Schweiz  bis  Ende 
1917  bezüglich  der  Verträge  mit  beiden  Zentralmächten;  Schweden 
bis  Ende  1917  im  Vertrage  mit  Deutschland,  wobei  jedoch,  falls  eine 
Kündigung  unterlassen  wird,  dieser  Vertrag  mit  1.  Jänner  1921  un- 
widerruflich erlischt;  ferner  Bolivien  bis  24.  März  1920,  Salvador  bis 
7.  August  1918,  Venezuela  bis  28.  Juli  1919  nur  in  Verträgen  mit 
Deutschland).  Alle  diese  Verträge  müssen  jedoch  ein  Jahr  vor  obigen 
Terminen  und  dann  später  eventuell  (täglich)  auf  ein  Jahr  gekündigt 
werden,  wenn  nicht  eine  automatische  Verlängerung  von  Jahr  zu  Jahr 
gewünscht  wird. 

Alle  übrigen  Meistbegünstigungsverträge  (die  oben  nicht  auf- 
gezählten), befinden  sich  bereits  jetzt  im  Stadium  einer  solchen  auto- 
matischen Verlängerung  von  Jahr  zu  Jahr. 

Wenn  das  Zollbündnis  noch  im  Jahre  1916  formell  zustande 
käme,  so  wäre  noch  im  Laufe  dieses  Jahres  die  Anerkennung  der 
Vorzugsbehandlung  bei  allen  meistbegünstigten  Staaten  anzusprechen, 
worauf  eventuell  bis  zum  Ende  dieses  Jahres  die  meisten  Kündigungen, 
die  (theoretisch)  zu  befürchten  wären,  seitens  der  unzufriedenen  dritten 
Staaten  erfolgen  würden. 

Sonst  kann  im  allgemeinen  der  nachfolgenden  Detailanalyse,  die 
sich  nur  auf  die  wichtigsten  von  den  in  Betracht  kommenden  neu- 
tralen Staaten  beschränkt,  vorausgeschickt  werden,  daß  vom  Gesichts- 
punkte der  meisten  in  Betracht  kommenden  neutralen  meistbegünstigten 
Staaten  durch  das  Zustandekommen  des  Zollbündnisses  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Deutschland  (eventuell  auch  der  Türkei  und 
Bulgarien)  die  Anziehungskraft  des  in  Rede  stehenden  Gesamtgebietes 
viel  größer  sein  dürfte,  als  heute  angenommen  wird.  Aus  dem  Zoll- 
bündnisse dürfte  sich  nämlich  mit  der  Zeit  nicht  die  Summe,  sondern 
ein  Vielfaches  der  Konsumfähigkeit  dieses  Gesamtgebietes  für  die  aus 
jenen  dritten  Staaten  eingeführten  Spezialerzeugnisse  ergeben. 

Die  Anziehungskraft  eines  großen  Konsumtions-  und 
Produktions gebietes  wird  in  handelspolitischer  Beziehung  den  Zentral- 
reichen zugute  kommen;  denn  je  größer  das  Absatzgebiet,  das  der 
dritte  durch  einen  Handelsvertrag  gewinnt,  desto  größer  seine  Bereit- 
willigkeit,  dafür  Opfer    zu   bringen.   So   werden   die  zollverbündeten 
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Zentralreiclie  viel  größere  Chancen  haben  als  bisher,  mit  den  meisten 
neutralen  meistbegünstigten  Staaten  nicht  nur  das  bisherige  Ver- 
hältnis aufrecht  zu  erhalten,  sondern  unter  Umständen  noch  gün- 
stigere Tarifverträge  zu  schließen,  beziehungsweise  auch  einzelne  dieser 
Staaten  für  den  Beitritt  zum  Zollbündnisse  zu  gewinnen,  i) 

All  dies  dürfte  um  so  eher  eintreten,  als  die  Zentralreiche 
eben  von  einem  Kranze  solcher  neutraler  meistbegünstigter  Staaten 
umgeben  sind,  deren  wirtschaftliches  Gravitationszentrum  überwiegend 
in  Mitteleuropa  liegt  (die  Schweiz,  Holland,  die  Nordstaaten,  Eumänien, 
mittelbar  auch  Griechenland).  Die  Idee  einer  mitteleuropäischen  Zoll- 
annäherung fand  in  vielen  dieser  Staaten  in  verschiedenen  Zeiten 
starken  Anklang  (vgl.  Bosc  a.  a.  0.).  Die  der  Ausbreitung  der  Idee 
hinderlich  gewesene  Befürchtung  des  Verlustes  der  politischen  Unab- 
hängigkeit dürfte  dadurch  behoben  werden,  daß  der  Kern  einer  even- 
tuellen mitteleuropäischen  Zollannäherung,  das  Zollbündnis  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Deutschland,  auf  vollkommen  paritätischer 
Grundlage  beruhen  würde,  daß  die  Aufnahme  Bulgariens  und  der 
Türkei  gleichfalls  nur  auf  solcher  Basis  erfolgen  könnte  und  das  je 
mehr  Staaten  einer  solchen  Gruppierung  beitreten  würden,  desto  ge- 
ringer die  Gefahr  wäre,  von  einem  einzigen  Eeiche,  von  dem  größten, 
absorbiert  zu  werden. 

Wie  immer  es  bezüglich  der  Erweiterung  des  zwischen  den 
Zentralreichen  zu  schafifenden  Zollbündnisses  kommen  mag,  hängt  die 
künftige  Gestaltung  der  Beziehungen  der  Zentralreiche  zu  den  neutralen 
meistbegünstigten  Staaten  viel  weniger  von  der  Aufnahme  ab,  welche 
das  Zustandekommen  des  Zollbündnisses  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  in  diesen  Staaten  finden  würde,  als  vom  Grade  der 
diesen  Staaten  gegenüber  von  den  Zentralreichen  zu  bekundenden 
Handelsvertragsfreundlichkeit. 

Das  Zollbündnis  darf  nicht  im  Zeichen  des  Hochschutzzoll- 
systems stehen,  und  zwar  nicht  nur  im  Hinblicke  auf  die  Gestaltung 
der  handelspolitischen  Beziehungen  zu  den  neutralen  Staaten,  sondern 


^)  Österreich-Ungarn  dürfte  erst  durch  ein  Zollbündnis  mit  Deutschland 
überhaupt  in  die  Läge  versetzt  werden,  mit  gewissen  Staaten,  wie  Japan,  Portugal, 
Spanien  usw.,  einen  Tarifvertrag  abzuschließen;  bisher  war  diesen  Ländern  der 
Markt  Österreich-Ungarns  höchstens  einen  Meistbegünstigungsvertrag  wert.  Ähn- 
liches galt,  wenn  auch  nicht  im  gleichen  Ausmaße,  für  das  Verhältnis  der 
Monarchie  zu  Eußland. 
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auch  aus  anderen  Gründen,  die  bereits  an  einer  anderen  Stelle  ange- 
geben wurden.  Je  größer  das  Zollgebiet  ist,  desto  geringer  sind 
allerdings  die  inneren  Schäden  des  Schutzzollsystems,  desto  gefähr- 
licher aber  kann  seine  Übertreibung  für  den  Abschluß  von  Handels- 
verträgen mit  dritten  Staaten  werden.  Gleichzeitig  ist  jedoch  die 
Herabsetzung  der  Zölle,  um  dritten  Staaten  entgegenzukommen,  in 
einem  großen  Gebiete  leichter  als  in  einem  kleinen,  weil  durch  die 
Größe  des  Gebietes  bei  einer  entsprechenden  Ausnützung  der  sich 
darbietenden  Möglichkeiten,  bei  besserer  Organisation,  Arbeitsteilung, 
Speziahsierung  u.  dgl.  die  Produktionskosten  ermäßigt  werden  können 
und  eine  gewaltige  Erstarkung  des  inneren  Konsums  erfolgt.  So 
dürfte  es  dem  Zollbündnisse  vielfach  leichter  fallen  als  jedem  einzelnen 
Zentralreiche,  dritten  Staaten  gegenüber  Handels  Vertragskonzessionen 
zu  machen. 

Persien,  i) 

Aus  der  Analyse  der  Beziehungen  der  neutralen  meistbegün- 
stigten Staaten  zu  den  Zentralmächten  ist  jedenfalls  Persien  auszu- 
scheiden. Die  Abhängigkeit  dieses  neutralen  meistbegünstigten  Staates 
von  zwei  kriegführenden  Mächten,  von  Eußland  und  England,  ist  eine 
derartige,  daß  eine  Sicherung  der  handelspolitischen  Situation  des 
künftigen  Zollbündnisses  auf  dem  persischen  Markte  im  Friedensver- 
trage der  Zentralmächte  mit  Eußland  und  England  erzwungen  werden 
müßte.  Übrigens  müßte,  worauf  noch  später  zurückzukommen  sein 
wird,  Eußland  verpflichtet  werden,  die  differenzierte  Behandlung  für 
seinen  Verkehr  mit  Persien  fallen  zu  lassen  und  den  Transit  der  Er- 
zeugnisse der  Zentralmächte  nach  Persien  in  keiner  Weise  zu  be- 
hindern. 


^)  Da  die  Methode  der  Behandlung  der  Beziehungen  der  einzelnen  Auslands- 
staaten zu  den  Zentralreiehen  durch  die  vorangehenden  Schilderungen  solcher  Be- 
ziehungen zwischen  Brasilien,  China,  den  Vereinigten  Staaten,  Argentinien  und  den 
Zentralreichen  zur  Genüge  beleuchtet  wurde,  wird  in  weiterer  Folge  das  in  Tabellen 
zusammengefaßte  Eohmaterial  nebst  den  räsonierenden  Beleuchtungen  —  im  Hin- 
blicke auf  Raum-  und  Zeitersparnis  —  in  abgekürzter  Form  gebracht  werden.  Die 
formelle  Ungleiehmäßigkeit  der  Behandlung  einzelner  Staaten  ist  aber  zumindest 
ein  »Schönheitsfehler«,  der  durch  das  Bestreben,  diese  Arbeit  vor  Friedensschluß 
erscheinen  zu  lassen,  durch  die  damit  verbundene  Hast  und  durch  den  Umfang 
des  zu  verarbeitenden  Materials  gerechtfertigt  wird. 
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Tabelle  IV. 
Die  Schweiz  partizipiert: 

An  der  deutschen  Einfuhr  mit  rund 27o 

»      »  >  Ausfuhr    »       >        67o 

>  »     österreichisch-ungarischen  Einfuhr  mit  rund    .     .     4% 

>  »  »  >  Ausfuhr    »       »       .     .     6% 
Die  Ausfuhr  dieser  beiden  Staaten  nach  der  Schweiz  stellt  rund  39 '/o 

der  gesamten  schweizerischen  Einfuhr  dar  und  die  Einfuhr  der 

Zentralmächte  aus  der  Schweiz  macht  rund 27% 

der  gesamten  schweizerischen  Ausfuhr  aus. 

Nach  den  letzteren  Zijffern  ist  die  relative  Handelsabhängigkeit  der 
Schweiz  von  den  Zentralreichen  unvergleichlich  größer  als  umgekehrt. 


Dem  an  erster  Stelle  der  schweizerischen  Ausfuhr  mit  mehr  als 
einem  Viertel  figurierenden  Anteile  der  Zentralreiche  nähern  sich 
am  meisten  England  und  die  Vereinigten  Staaten,  welche  beide  Ge- 
biete die  meisten  Hauptartikel  ihrer  Einfuhr  aus  der  Schweiz  (wie 
Käse  und  kondensierte  Milch,  Schokolade,  Stickereien,  Seiden- 
gespinste und  Seidengewebe,  Taschenuhren)  im  Hinblicke  auf  den 
wirkhchen  unersetzlichen  Bedarf  oder  auf  den  Geschmack  und  die 
Gewohnheit  wohlhabender  Konsumenten  nicht  werden  entbehren 
können  und  wollen.  Höchstens  kann  zwischen  der  Schweiz  und  Eng- 
land eine  Entfremdung  infolge  Zollbevorzugung  der  Käseeinfuhr  aus 
Kanada  und  Neuseeland  oder  infolge  Zollbelastung  von  Seidenwaren  ent- 
stehen.^) Da  ferner  Frankreich  beiläufig  nur  ein  Zehntel  der  schweizeri- 
schen Ausfuhr   aufnimmt  und   eine   unersetzliche  Einfuhr  nach   der 

^)  Ausfuhr  von  Hartkäse  aus  der  Schweiz. 

In  Tausenden  In  Millionen 

Meterzentnern  Franken 

1909              1913  1913 

Deutschland 42                61  12 

Frankreich 70                 72  14 

Österreich-Ungarn  ....  27                 34  7 

Italien 46                 37  7 

Vereinigte  Staaten  ....  54                 61  17 

Ausfuhr  von  kondensierter  Milch  aus  der  Schweiz  im  Jahre  1913. 

In  Millionen  Franken 

England 21 

Britiseh-Indien     ....    4  usw. 
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Schweiz  aus  Frankreich  in  Friedenszeiten  nicht  stattfindet,  hat  sich 
die  Schweiz  um  die  Zentralreiche  unvergleichlich  mehr  zu  kümmern 
als  um  alle  übrigen  Abnehmer  zusammengenommen.  Die  Bedeutung 
der  Zentralreiche  als  Abnehmer  für  schweizerische  Produkte  ist  nicht 
nur  absolut  groß,  sondern  auch  im  Steigen  begriffen  (vgl.  beispiels- 
weise die  obige  Zusammenstellung  betreffend  die  Käseausfuhr). 

Nun  ist  aber  die  Schweiz  im  Hinblicke  auf  ihre  geographische 
Lage,  auf  die  Transportwege,  auf  die  Fraehtsituation  (unter  anderem 
auch  dadurch,  daß  die  Entfernung  ihrer  Hauptkonsum-  und  Handels- 
zentren von  den  Wasserwegen  in  der  Bichtung  nach  Deutschland  die 
verhältnismäßig  kürzeste  ist)  auf  die  Einfuhr  verschiedener  unentbehr- 
licher Schwerprodukte  aus  den  Zentralreichen  angewiesen.  Die  theo- 
retisch gegebene  Ersetzbarkeit  für  deutsche  Kohle  und  Koks,  Eisen 
und  grobe  Eisenwaren,  österreichisches  Holz,  Malz,  Petroleum,  Spiritus^ 
österreichisch-ungarischen  und  deutschen  Zucker,  ungarische  Eier  u.  dgl. 
dürfte  sich  angesichts  der  geographischen  und  frachtlichen  Verhält- 
nisse in  der  Praxis  als  nur  in  geringem  Maße  möglich  erweisen. 

Die  Billigkeit  der  gewöhnlichen  Konsumartikel  spielt  in  der 
Schweiz  eine  besonders  große  Rolle.  In  dieser  Beziehung  sind  deutsche 
(ausnahmsweise  auch  österreichische)  Erzeugnisse, .  wie  Kleiderstoffe, 
fertige  Kleider,  sonstige  Konfektion,  Baumwollgewebe,  Hausgeräte, 
Eisen  und  Eisenwaren  zum  Teil  überhaupt  nicht,  zum  Teil  jedenfalls 
von  der  französischen  Konkurrenz  nicht  zu  besiegen.  Der  starke 
Fremdenverkehr  macht  den  Bezug  verschiedener  Spezialitäten  der 
österreichischen  Geschmacksindustrie  unentbehrlich.  Der  Stickereiver- 
edlungsverkehr (St.  Gallen — Vorarlberg)  ist  eine  tiefeingewurzelte,  für 
die  Schweiz   unentbehrlich  gewordene  Einrichtung. 

Hinsichtlich  einer  Eeihe  von  wichtigen  Exportartikeln,  welche 
eine  Spezialität  der  Schweiz  bilden,  kann  die  schweizerische  Ausfuhr 
nach  den  Zentralreichen  durch  das  Zollbündnis  gar  nicht  beeinträch- 
tigt werden;  vielmehr  wäre  eine  Steigerung  dieser  Ausfuhr  infolge 
der  allgemein  vermehrten  Kaufkraft  der  Zentralreiche  zu  gewärtigen. 
Hieher  gehören  unter  anderem  Hartkäse,  Taschenuhren,  Spitzen, 
Kalziumkarbid,  Ferrosilizium,  Aluminium,  Zuchtkühe,  zum  Teile  auch 
gewisse  Erzeugnisse  der  Seidenindustrie,  einzelne  Spezialmaschinen- 
tjpen,  wie  Webstühle.  Durch  das  Zollbündnis  könnte  der  Absatz 
schweizerischer  Schokolade,  Seidenwaren  und  Teerfarben  in  den  Zentral- 
reichen teilweise  gefährdet  werden,  welcher  Gefahr  jedoch  durch  den 


Geschmack  oder  durch  die  Spezialisierung  enge  Grenzen  gesteckt  werden 
dürften.  Gegebenenfalls  könnten  der  Schweiz  dafür  reichliche  Kompen- 
sationen in  den  ermäßigten  Zollsätzen  für  jene  andere  Artikel  gewährt 
werden,  die  ohnehin  vorwiegend  aus  der  Schweiz  eingeführt  werden 
und  deren  Absatz  in  den  Zentralreichen  dadurch  gefördert  werden  könnte. 

Aus  der  obigen  Darstellung  ist  es  zu  ersehen,  daß  das  positive 
Interesse  der  Schweiz  an  der  Pflege  guter  Handelsbeziehungen  zu 
den  Zentralmächten  ein  unvergleichlich  größeres  ist  als  jene  Schäden, 
welche  die  Schweiz  infolge  des  Zollbündnisses  der  Zentralmächte 
erleiden  könnte.  Die  Kompensierung  der  sich  etwa  hieraus  für  die 
Schweiz  ergebenden  Schäden  wäre,  wie  bereits  bemerkt,  durch  die 
stärkere  Entwicklung  des  wechselseitigen  Verkehres  möglich. 

Im  übrigen  hat  die  Schweiz  ein  großes  Interesse  daran,  einem 
mitteleuropäischen  Zollbündnisse  beizutreten.^)  Eine  Begründung  dieser 
nebenbei  geäußerten  Anschauung  würde  den  Eahmen  dieser  Arbeit  über- 
steigen, ergibt  sich  aber  zum  Teil  schon  aus  dem  hier  gebotenen  ziffer- 
mäßigen Bilde  des  schweizerischen  Außenhandels  sowie  aus  der  allgemein 
bekannten  wirtschaftlichen  Struktur  und  geographischen  Lage  der  Eid- 
genossenschaft. Dabei  werden  jedoch  die  Schwierigkeiten  eines  solchen 
Anschlusses  nicht  unterschätzt,  die  sich  ebenfalls  aus  der  geographi- 
schen Lage  und  aus  gewissen  psychologischen  Momenten  ergeben. 

Die  Niederlande  und  Niederländisch-Indien. 
Der  ziffermäßigen  Darstellung  der  einschlägigen  Verhältnisse 
ist  vorauszuschicken,  daß  das  statistische  Bild  der  wechselseitigen  Be- 
ziehungen zwischen  den  Zentralmächten  und  den  Niederlanden  sowie 
auch  Niederländisch-Indien  ein  stark  verschleiertes  ist,  weil  die  hol- 
ländische Handelsstatistik  bekanntlich  eine  der  fehlerhaftesten  ist  und 
weil  in  den  betreffenden  Ziffern  häufig  Durchfuhrposten  anderer 
Provenienzen  oder  Destinationen  als  holländische  Provenienzen  oder 
Destinationen  bezeichnet  sind. 


^)  Dieser  Ansieht  seheint  auch  Böse  (a.  a.  0.  S.  281)  zuzuneigen.  Nach 
eingeholten  Informationen  ist  die  Schweiz  vom  Projekte  eines  Wirtsehafts-  und 
Zollbündnisses  der  Mittelmächte  durchaus  nicht  entzückt,  wird  aber  hieraus  gewiß 
keinen  handelspolitischen  Casus  belli  machen.  Die  Haupthindernisse  eines  An- 
schlusses der  Schweiz  an  das  genannte  Bündnis  wären  die  bedeutende  Höhe  der 
Agrar-  und  Lebensmittelzölle  sowie  der  Rohstoflfzölle  der  Mittelmächte,  politische 
Erwägungen  (Furcht  vor  Minderung  der  Selbständigkeit)  und  Furcht  vor  der 
Rache  der  Entente  gegen  die  schweizerische  Ausfuhr. 
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Nach  entsprechender  Umarbeitung  der  phantastischen  Ziffern  der 
niederländischen  Handelsstatistik  erhält  man  folgende  prozentuelle  Anteile : 

Die  Ausfuhr  der  Niederlande  samt  Kolonien  nach  dem  Deutschen 
Keiche  macht  rund  5Vo  der  gesaraten  deutschen  Einfuhr  aus.  Bei 
Österreich-Ungarn  beträgt  der  diesbezügliche  Anteil  der  Niederlande 
samt  Kolonien  nicht  volle  27o- 

Die  Einfuhr  der  Niederlande  samt  Kolonien  aus  Deutschland, 
beziehungsweise  Österreich-Ungarn,  bildet  rund  87o  der  gesamten 
deutschen  und  über  17o  der  gesamten  österreichisch -ungarischen  Ausfuhr. 

Die  Anteile  der  Zentralmächte,  zusammengenommen,  an  dem 
Spezialhandel  der  Niederlande  samt  Kolonien  betragen  bei  der  Einfuhr 
rund  25Vor  hei  der  Ausfuhr  rund  437o  (nach  den  Angaben  der  nieder- 
ländischen Statistik)  und  nur  107o  nach  der  deutschen  und  österreichisch- 
ungarischen  Handelsstatistik.  —  Die  wichtigsten  Artikel  der  nieder- 
ländischen Ausfuhr  nach  Deutschland  stoßen  auf  dem  deutschen  Markte 
auf  russische  und  dänische  Konkurrenz.  Mit  Niederländisch-Indien  ri- 
valisieren auf  dem  deutschen  Markte  zumeist  Brasilien,  Guatemala, 
britische  Kolonien  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

Eine  Verschärfung  der  handelspolitischen  Beziehungen  zwischen 
den  Zentralmächten  und  den  Niederlanden  im  Falle  des  Zustande- 
kommens des  Zollbündnisses  der  Zentralreiche  ist  aus  folgenden  Gründen 
gar  nicht  zu  befürchten: 

1.  Die  Niederlande  halten  an  dem  freihändlerischen  Prinzipe  fest. 

2.  Ihre  relative  Abhängigkeit  von  den  Zentralreichen  ist  im  Außen- 
handel (nach  den  angeführten  Ziffern)  eine  unvergleichlich  größere  als  um- 
gekehrt und  ist  auf  natürlichem  Wege  fortwährend  im  Steigen  begriffen. 

3.  Die  Zentralreiche,  zusammengenommen,  stehen  mit  ihrem 
gewaltig  steigenden  Gesamtanteile  an  erster  Stelle  des  niederländischen 
Außenhandels. 

4.  Die  vorwiegend  auf  Handel  und  Schiffahrt  aufgebaute  Volks- 
wirtschaft der  Niederlande  lebt  großenteils  vom  deutschen  Hinterlande. 

5.  Die  Niederlande  fürchten  zumindest  in  gleichem  Maße  die 
V7eitere  Schmälerung  ihres  Kolonialbesitzes  durch  England,  wie  die 
politische  Abhängigkeit  von  Deutschland.  Infolgedessen  wollen  sie  es 
sich  mit  den  Zentralreichen  nicht  verderben. 

6.  Bei  ungefähr  gleicher  geographischer  und  frachtlicher  Lage 
gegenüber  den  Bezügen  aus  Deutschland  und  England  (Wasserweg) 
wird   in   Holland   immer   in   vielen  industriellen  Massenartikeln  (ins- 
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besondere  der  Metall-  und  der  Textilbranehe)  die  Billigkeit  zugunsten 
der  deutschen  Einfuhr  entscheiden. 

7.  In  Kalisalzen,  Teerfarbstoffen  und  vielen  anderen  aus  Deutsch- 
land bezogenen,  für  Holland  unentbehrlichen  Artikeln  ist  auch  die 
Unersetzbarkeit  festzustellen, 

8.  Die  Hauptartikel  der  niederländischen  Ausfuhr  nach  den  Zentral- 
reichen  sind  mit  Leichtigkeit  durch  andere  Provenienzen  zu  ersetzen. 

9.  Ein  Ersatz  ist  ferner  hinsichtlich  der  nach  den  Zentralreichen 
ausgeführten  Produkte  Niederländisch-Indiens  teilweise  möglich,  wenn 
auch  in  Eohtabak,  Kopra  und  Zinn  durchaus  nicht  leicht.  Doch 
könnte  Niederländisch-Indien  kaum  einen  so  kaufkräftigen  Ersatz- 
käufer für  die  in  Betracht  kommenden  Mengen  finden,  wie  es  die  In- 
dustrie der  Zentralreiche  ist. 

10.  Durch  die  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  ein- 
tretende Zollbevorzugung  wird  die  niederländische  Ausfuhr  von  Butter, 
Käse,  Fleisch  und  Fleischkonserven,  Fischen  und  Fischkonserven  nach 
Deutschland  (wenigstens  in  absehbarer  Zeit)  nicht  im  mindesten  ge- 
schädigt. In  einem  sehr  geringen  Maße  könnte  darunter  vielleicht  die 
Gemüse-  und  Obst-,  sowie  Eier-  und  Schälreis-,  schließlich  auch  Pferde- 
ausfuhr leiden.  Von  der  Ausfuhr  Niederländisch-Ostindiens  könnte  unter 
gewissen  Verhältnissen  die  Benzinausfuhr  benachteiligt  werden.  Alle  diese 
geringfügigen  Gefahren  stehen  in  keinem  Verhältnisse  zu  den  eventuellen 
Nachteilen,  mit  welchen  für  die  Niederlande  eine  Verschärfung  der 
handelspolitischen  Haltung  gegenüber  den  Zentralreichen  verbunden  wäre. 
Dagegen  wird  z.  B.  die  Butterausfuhr  aus  Holland  nach  England  durch 
die  Konkurrenz  der  englischen  Kolonien  immer  mehr  verdrängt.  Sie 
ging  von  1903  bis  1912  von  20.000  t  auf  5000  t  zurück,  während 
die  britische  Einfuhr  aus  den  Kolonien  von  24.000 1  auf  53.000 1  stieg. 


In  Holland  bestand  seinerzeit  eine  sehr  starke  Strömung  zugunsten 
einer  Zollunion  mit  Deutschland  (vgl.  Bosc,  a.  a.  0.  S.  291  ff.).  Doch 
dürften  die  Schwierigkeiten  hinsichtlich  des  Eintrittes  der  Niederlande  in 
ein  mitteleuropäisches  Zollbündnis  gegenwärtig  für  Holland  noch  größer 
sein  als  für  die  Schweiz.  Die  Gründe,  welche  Holland  abhalten  könnten, 
dem  Zollbündnis  der  Mittelmächte  beizutreten,  sind  dieselben,  wie  sie 
oben  hinsichtlich  der  Schweiz  angeführt  wurden.  Hiezu  kommt  noch 
Hollands  Besorgnis  für  sein  ßeedereigeschäft  und  für  seine  Kolonien. 
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Die  Einfuhr  aus  Dänemark  und  die  Ausfuhr  nach  Dänemark 
bilden,  dem  Werte  nach,  rund  je  27o  der  deutschen  und  je  0*37o  der 
österreichisch-ungarischen  Gesamteinfuhr  sowie  Gesamtausfuhr. 

In  der  Handelsbilanz  Dänemarks  stellt  die  Ausfuhr  nach  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn,  zusammengenommen,  ferner  die  summierte 
Einfuhr  aus  diesen  Staaten  rund  307o  der  Gesamtausfuhr  und  40% 
der  Gesamteinfuhr  Dänemarks  dar. 

Die  Ausfuhr  Dänemarks  besteht  fast  ausschließlich  aus  den 
Produkten  der  dortigen  Viehzucht. 

Ein  Konkurrenzkampf  zwischen  den  dänischen  und  österreichisch- 
ungarischen Provenienzen  auf  dem  deutschen  Markte  könnte  in  der 
Theorie  nur  bezüglich  Pferde  und  Schlachtvieh  zutage  treten.  Da 
jedoch  der  Einfuhrüberschuß  Deutschlands  in  diesen  Artikeln  fünfmal 
größer  ist  als  der  Ausfuhrüberschuß  Österreich-Ungarns  und  der  Wert 
der  dänischen  Viehausfuhr  nach  Deutschland  jenen  der  österreichisch- 
ungarischen beinahe  um  das  Doppelte  übersteigt,  könnte  wohl  von 
einer  ausschlaggebenden  Beeinflussung  der  deutschen  Pferde-  und  Vieh- 
preise durch  die  österreichisch-ungarischen  Zufuhren,  sogar  bei  einer 
Zollbevorzugung  zum  Nachteile  Dänemarks,  kaum  die  Eede  sein,  auch 
wenn  man  von  Qualitätsunterschieden  zwischen  den  dänischen  und 
österreichisch-ungarischen  Provenienzen  absehen  würde. 

Es  dürfte  auch  eine  geraume  Zeit  vergehen,  bevor  die  öster- 
reichisch-ungarische Vieh-  und  Pferdezucht  sich  nach  der  durch  den 
Krieg  verursachten  Depekoration  dermaßen  erholt  haben  wird,  um 
nicht  nur  den  steigenden  inneren  Konsum  zu  decken,  sondern  auch 
noch  Ausfuhrüberschüsse  aufzuweisen. 

So  steht  infolge  des  Zollbündnisses  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  keine  Gefährdung  der  dänischen  Ausfuhr  nach  den 
Zentralreichen  bevor;  es  wäre  vielmehr  mit  der  Zeit  eine  Steigerung 
derselben  infolge  Erstarkung  des  Konsums  der  industriellen  Bevölkerung 
im  Gesamtgebiete  des  Zollbündnisses  zu  erwarten. 

Dagegen  könnte  die  gegenwärtige  gewaltige  Abhängigkeit  der 
dänischen  Ausfuhr  vom  englischen  Markte  für  Dänemark  leicht  zu 
einer  Gefahr  werden,  wenn  z.  B.  (wahrscheinlicherweise)  im  neuen 
englischen  Zollsysteme  eine  Zollbevorzugung  der  steigenden  Butter- 
und Fleisch  einfuhr  aus  Australien  und  Neuseeland  Platz  greifen  sollte. 
Es  wird  ja  ohnehin  die  dänische  Butter,  deren  Ausfuhr  nach  England 
von  89.000  t  im  Jahre  1903  auf  80.000  t  im  Jahre  1912  gesunken 
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ist,  von  der  englischen  Kolonialbutter  stark  konkurrenziert.  Die  Einfuhr 
der  letzteren  nach  England  ist  von  24.000 1  im  Jahre  1903  auf 
53.000  t  im  Jahre  1912  gestiegen.  Für  Dänemark  ein  Grund  mehr, 
die  wirtschaftliche  Freundschaft  der  Zentralreiche  zu  pflegen. 

Die  Tatsache,  daß  England  60%  der  dänischen  Ausfuhr  über- 
nimmt und  nur  16%  der  dänischen  Einfuhr  liefert,  während  die 
Zentralreiche  einen  viel  größeren  Anteil  an  der  dänischen  Einfuhr  als 
an  der  dänischen  Ausfuhr  haben,  liefert  den  Beweis  der  teils  auf 
Billigkeit,  teils  auf  Qualität  beruhenden  Unentbehrlichkeit  und  Unersetz- 
barkeit eines  bedeutenden  Teiles  der  dänischen  Bezüge  aus  Deutsch- 
land (vorwiegend  deutscher  Industrieerzeugnisse). 

Wenn  schließlich  berücksichtigt  wird,  daß  in  Dänemark  seit 
jeher  ein  konstanter  freihändlerischer  Wind  weht  und  daß  dieses  Land 
allen  Grund  hat,  in  guten  politischen  Beziehungen  zu  Deutschland  zu 
leben,  kann  eine  gegen  die  Einfuhr  aus  den  Zentralreichen  gerichtete 
feindsehge  Aktion  Dänemarks  im  Falle  des  Zustandekommens  des  Zoll- 
bündnisses füglich  als  ausgeschlossen  angesehen  werden.^) 

Norwegen. 

Die  Ausfuhr  Norwegens  nach  den  Zentralreichen  deckt  dem 
Werte  nach  0-87o  der  gesamten  deutschen  und  0-47o  der  gesamten 
österreichisch-ungarischen  Einfuhr. 

Der  deutsche  Export  nach  Norwegen  macht  l*67o  und  der 
österreichisch-ungarische  Export  nach  Norwegen  0*2 7o  der  gesamten 
deutschen  und  der  gesamten  österreichisch-ungarischen  Ausfuhr  aus. 
In  der  norwegischen  Handelsbilanz  entfallen  auf  die  Einfuhr  aus  den 
Zentralmächten  rund  317o  und  auf  die  Ausfuhr  nach  diesen  Staaten 
rund  187o. 

Die  größte  Eolle  in  der  norwegischen  Ausfuhr  nach  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn  spielen  Fische  und  Fischtran.  Der  Über« 
schuß  Norwegens  an  Fischtran  wird  vorwiegend  in  Deutschland  und 
Österreich-Ungarn  abgesetzt. 

Zu  einem  Konflikte  der  Handelsinteressen  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Norwegen  auf  dem  deutschen  Markte  könnte  es  (in  der 
Theorie)  nur  bei  Nadelholz  kommen,  welche  Position  der  norwegischen 
Ausfuhr  nach  Deutschland  eine  verschwindend  kleine  ist  (1-5  Millionen 

1)  Derselben  Ansieht  ist  Schilder  (»Der  Wirtschaftskrieg  des  Vierverbandes 
nach  dem  Weltkrieg«,  Wien  1916). 
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Mark)  und  wobei  berücksichtigt  werden  muß,  daß  Norwegens  Holz- 
ausfuhr zurückgeht,  dagegen  Holzverarbeitung  und  Holzeinfuhr  steigt. 

Ähnlich  wie  in  Dänemark,  wird  die  Unentbehrlichkeit  und  Un- 
ersetzbarkeit der  Fabrikateneinfuhr  aus  Deutschland  nach  Norwegen 
(infolge  Einigkeit  und  zum  Teil  auch  Qualität)  dadurch  bewiesen,  daß 
Englands  prozentuelle  Anteile  an  der  norwegischen  Einfuhr  und  Aus- 
fuhr sich  die  Wage  halten,  während  die  Zentralreiche  viel  mehr  nach 
Norwegen  ausführen  als  sie  aus  Norwegen  beziehen  und  in  der  nor- 
wegischen Einfuhr  an  erster  Stelle  stehen,  in  der  Beteiligung  an  der 
Ausfuhr  Norwegens  dagegen  weit  hinter  England  zurückbleiben. 

Übrigens  ist  Norwegen  vorwiegend  freihändlerisch  gesinnt. 
Norwegens  Absatz  im  Gesamtgebiete  der  Zentralreiche  kann  durch 
die  vom  Zusammenschlüsse  derselben  zu  erhoffende  Hebung  der  Kauf- 
kraft nur  gesteigert  werden. 

Dagegen  würde  der  norwegischen  Ausfuhr  nach  England  im 
Falle  der  Bevorzugung  der  Bezüge  aus  Kanada  in  Papier,  Holzmasse 
und  Holz  —  wenigstens  theoretisch  —  eine  Gefahr  drohen.  Von  der 
norwegischen  Gesamtausfuhr  nach  England  im  Werte  von  88  Millionen 
Kronen  (1912)  entfallen  auf  Holz,  Holzmasse  und  Zellulose  38  Mil- 
lionen, auf  Papier  16  Millionen  Kronen.  (Mutmaßlich  bleiben  Holz, 
Holzmasse  und  Zellulose  in  England  zollfrei  —  in  Papier  jedoch  ist 
eine  Zollbelastung  und  gleichzeitig  eine  Zollbevorzugung  der  kanadi- 
schen Bezüge  wahrscheinlich.) 

Wenn  auch  Norwegen  im  Gegensatz  zu  Schweden  wirtschaftlich 
und  politisch  eher  nach  Großbritannien  gravitiert,  hat  es  kein  Inter- 
esse daran,  sich  mit  den  Mittelmächten  wirtschaftlich  zu  verfeinden. 

Schweden. 

Dem  Werte  nach  macht  die  Einfuhr  der  Zentralreiche  aus 
Schweden  rund  27o  der  gesamten  deutschen  Einfuhr  und  rund  17o 
der  gesamten  österreichisch-ungarischen  Einfahr  aus. 

Dem  Werte  nach  macht  die  Ausfuhr  der  Zentralreiche  nach 
Schweden  rund  2*27o  der  gesamten  deutschen  Ausfuhr  und  rund  0'47o 
der  gesamten  österreichisch-ungarischen  Ausfuhr  aus. 

Von  dem  Werte  der  gesamten  Einfuhr  Schwedens  entfallen  rund 
357o  auf  die  deutschen  und  österreichisch-ungarischen  Provenienzen 
und  rund  217o  der  schwedischen  Ausfuhr  bewegen  sich  nach  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn. 
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Zu  den  wichtigsten  Artikeln  der  schwedischen  Ausfuhr  gehören 
Eisenerze,  Granit  und  Nadelholz, 

Die  ersten  zwei  Artikel  sind  überhaupt  unentbehrlich  und  uner- 
setzbar und  gehen  sowohl  in  Deutschland  als  auch  in  Österreich- 
Ungarn  zollfrei  ein,  indem  diese  beiden  Eeiche  die  gesamte  Aus- 
fuhr Schwedens  in  diesen  Artikeln  im  Werte  von  rund  90  Millionen 
Kronen  tibernehmen.  In  Nadelholz  dagegen  trifft  Schweden  auf  dem 
deutschen  Markte  mit  mehreren  Konkurrenten  zusammen,  darunter 
auch  mit  Österreich-Ungarn.  (Die  theoretische  Konkurrenz  in  Schlacht- 
vieh und  Fleisch  kommt  praktisch  nicht  in  Betracht.  S.  oben  bei 
Dänemark.)  Die  Ausfuhr  der  Zentralreiche  nach  Schweden  umfaßt 
vorwiegend  Ganzfabrikate. 

Die  handelspolitische  Position  Schwedens  den  Zentralreichen 
gegenüber  ist  im  Hinblicke  auf  die  obigen  Umstände  stärker  und  auf 
den  ersten  Blick  unsicherer  als  jene  der  bisher  behandelten  neutralen 
Staaten  Europas.  Schwedens  handelspolitische  Stärke  beruht  auch 
darauf,  daß  ihm  Deutschland  bei  jedem  Handelsvertrag  den  Verzicht 
auf  Ausfuhrzölle  für  Eisenerze  abkaufen  muß. 

Dazu  gesellt  sich  die  Tatsache,  daß  in  Schweden  das  Schutz- 
zöllnertum  (ungeachtet  der  letzten  partiellen  Umkehr  vom  Jahre  1913) 
stärker  und  die  Industrialisierung  fortgeschrittener  und  zielbewußter 
ist  als  in  den  übrigen  Nordstaaten  (die  Niederlande  mit  einge- 
rechnet). 

Nun  ist  aber  zu  berücksichtigen,  daß  der  ständig  steigende 
deutsche  Einfuhrbedarf  in  Nadelholz  unvergleichlich  größer  ist,  als  die 
schwedische  und  österreichisch-ungarische  Ausfuhr  nach  Deutschland 
zusammengenommen;  daß  in  Schweden  selbst  Stimmen  immer  lauter 
werden,  die  die  bisherige  Forcierung  des  Holzexportes  als  übertrieben 
und  ungesund  bezeichnen;  daß  eine  beträchtliche  Steigerung  der 
österreichisch-ungarischen  Holzausfuhr  nach  Deutschland  aus  inner- 
wirtschaftlichen Eücksichten  nicht  wahrscheinlich  ist  (worauf  noch 
zurückzukommen  sein  wird) ;  daß  dann  eine  eventuelle  Zollbevorzugung 
oder  Zollfreiheit  für  österreichisch-ungarisches  Holz  der  Preissteige- 
rung in  Deutschland  nicht  hinderlich  wäre,  woran  auch  Schweden 
profitieren  würde,  ohne  von  der  Exportmenge  etwas  zu  verlieren;  daß 
zwischen  gewissen  schwedischen  und  österreichisch-ungarischen  Pro- 
venienzen zugunsten  Schwedens  Qualitätsunterschiede  bestehen,  welche 
die  Konkurrenzierung   teilweise  ausschließen;    daß  schließlich  die  Be- 


606 


I 


O 

1 

°o 

1 

Ip 

1 

OS 

e 

OQ 

OS 

1 

tH 

1 

C<1 

1 

a> 

^H 

OD 

0 

a> 

a> 

1-( 

1 

1 

CO 

1 

.2 

T-l 

1 

o 

1 

©q 

1 

© 

s 

OS 

'S 

1 

CQ 

1 

N 

1 

^" 

SS 

g 

2 

TS 

1 

«s 

r" 

! 

CO 

1 

o 

OS 

& 

OS 

T-t 

Ph 

' 

C<1 

i 

©q 

1 

-*a 

•^ 

a 

o 

M 

00 

lO 

§ 

• 

T-t 

"ijH 

CO      »o 

ö 

5Q 

-o 

OQ 

"a" 

OS 

lO 

CO       OS 

05 

O 

O 

a> 

' 

CO 

T-l 

T— 1 

7— 1 

•4» 

(5 

es 

'S 

OQ 

1-^ 

CO 

c 

CO 

m 
'S 

"O 

•^ 

-^ 

Ä 

CO 

tH 

CO 

•Xi 

S 

OS 

I> 

oc 

o 

05 

o 

g 

r2 
'S 

a 

1 

CO 

T-1 

iH 

T— 1 

1-H 

43 

-3 

o 

GQ 

T-l 

4t 

"^ 

CO 

g 

Ol 
«2 

O 

OS 

tH 

1—1 

T- 

c<> 

05 

o 

SS 

Q 

H 

M 

"«dH 

(M 

T-l 

T— 1 

T— 1 

9 

« 

CO 

a> 

c 

^ 

bo 

•O 

o 

«3 

05 

00 

_s 

^i^ 

1— ( 

eb 

"^ 

o 

ö> 

CO 

32 

© 

05 

lO 

(M 

CO 

CM 

(M 

c? 

1 

"«ii 

<N 

tH 

(M 

tH 

'S 

c^ 

M 

" 

• 

Od 

1 

^ 

.S 

c 

N 

<£> 

s 

O 

B 

S 

^ 

o 

09 

3  o 
«'S 

-r 

e 

CO 

^  1 

M 

Ol 

! 

.J3 

.^ 

^ 

*  -te 

n 

J 

iT' 

JT^ 

.§■§ 

C 

^ 

a 

d 

s  g 

a 

J 

.2 

a> 

ü  S. 

b 

C 

=3 

3 

2 

-a  o 

> 
5 

<1 

i 

■TS 

a 

S3 

1 

:8e 

c^  II 

OD 

1 

^ 

,J=^ 

«>-l 

^ 

>-■ 

a 

(= 

03 

CO 

53 

fe 

•3 

W 

^ 

1     > 

<1 

t> 

»-» 

607 


o 

CO 


00 

S 

3 

O 

n 


a> 

d 

«8 

.d 


N 
O 
Ol 
CO 

SO 

•O 

« 


d 

9 
00 

O 

o 
Q 


o 

1-H 

Tjt 

eo  o 

»n 

T-t  cg  !M  eo  00  t^  eo 

-BSunjq«^ 

o 

OS 

T-l 

J4 

lO 

tH 

CO     T-l 

kO 

eo  rH  ©a  »o  »o  th  o 

»o 

^ 

Ol 

oa  1-1 

eo 

s 

CS 

tH 

g 

00 

(ig 

lO    CS 
eb    ■rl 

00 
CO 

CO  i>  CO  eo  ■*  00  00 
CO  N  OQ   -in  ih  ^  ö 

e^'B^uq'Bj 

tH 
ÖD 

O 

■»H 

(M    iH 

•zacf) 

T-H 

T-H 

"3 

(M 

s 

eo 

00 

SO    iH 

00 

o  »o  lO  eo  lO  — •  (N 

e^njjuqBj 

U3 

1-1 
OS 

<N 

^ 

P  eo 

r- 

eo  CO  »o  ■*  -^  ©a  »-I 

OS 

w 

-qi«H 

T-l 

« 

tH 

Tjt 

OS    CD 

OS 

t»  lO  OS  OS  eo  O  c- 

I> 

OS 

!? 

00 

CO    CD 

OS 

tK    lO    C<-    lO    O    (M    tH 

ajjo^sqoa 

^ 

•     • 

qaiA 

tH 

ö 

j3 

. 

e 

CQ 

a     • 

c 

S" 

• 

^ 

• 

^ 

< 

J 

4 

-a 

3 

2 

a 

'es 

IM 

<4-l 

C 

5 

03 

<s 

c3 

S             O    "ä 
2       •   M    &: 

E:    ^     es 

OS 
tH 

<1 

C 

3 

t9 

'S 

00 

a 

s 

c3 

d 

Ol 

'ä 

■'S 

E3   ta   ä   c 

'-'  'S  ^" 
:   ®  i^   fl 

bi 

OS 

<5l 

2  .2 

HS 
es 

< 

a>     es     o    :« 

s  s  w  ti 

V     a)     b^ 

3  1-:?  H  H 

3 

o 

»n 

■<1^ 

lO    00 

I> 

T* 

(M    00    O    »r 

5     TdH     Tj<     O 

|9:H1UI 
-sSutijq'B^ 

CS 

OS 

'S 

CS 

00 

eo 

t^   o 

1-1 

CO 

•>* 

eo  CO  T-l  c 

>    O    r-(    tH 

T-l 

S 

tH 

ö 

o 

OS 

OS  >yx 

00 

I> 

00   CS  -^   o 

>    ©J    O    CS 

eijB^uq^j 

•ZUB£) 

« 

OS 

0) 

en 

•«# 

00    CO 

CO 

co 

(M    «5    1-1    1- 

H    O    (M    O 

CS 
3M 

tH 

(N 

i> 

CO 

00    I> 

o 

ifl 

O    (M    xO    I> 

.    (M    I>    OS 

e;'8:^!J[q'Bj 

CO 

OS 

CO 

._ 

OS 

CD    O 

CO 

r- 

Tj<    CO    (M    © 

1     T-l     iH     T-l 

(M 

i> 

«5 

1-1    iH 

r-t 

-qi^H 

CO 

r- 

<£> 

CO    CO 

^ 

lO 

CO    (N    I>    -^ 

H  eo  00  CO 

30 

OS 

1 

oc 

Cf5 

00    00 

t- 

^ 

lA    00    CO    © 

T-( 

J     (M     1-1     T-l 

öjgo^sqoa 

CS 

•     • 

:  ;  : 

qeiA 

« 

o 

X!   'S 

«  .2 

g     • 

•   a   c 

00       Ol 

es    ^ 

1     §2 

- 

-2    s 
""-'S 

a 

-♦- 

E 

toi 

II 

■r 

oS     t 

0 

ä 
: 

3 

1 

c. 

• 

^ 

s    « 

(M 

T-l 

OS 

<i 

W 

a 

>  i3 

1     o 

3      <9 

ß     c8 

% 

«. 
1    « 

m  und  B 
n,  Metall 
isen  und 
e   .    .    . 
iUoide,  S 
hentrahm 
sei-  und 

3 
{3 

4 

c 

2     «8 

CG   CfQ 

1 

!  05  H  <1  M  S  S  fi^ 

» 

H       CO 

^  OS 


608 


I 


o 
o 

I 


S 


9 

•^       B 

*s   s 

®  ä 

•l-l       J^ 

ä  « 

o 

CO 


o 

T-l 
05 


«5 

T-l 

05 


CO 
tH 
05 


CO 

00     F^ 

'J   Ö 

J  S 

03 

O 


M 


.S 

43 


CO 

ö 


CO 

ö 


CO 

ö 


^ 


CO 

ö 


CO 

ö 


05 


ö 


CS 


CO 


C<1 

05 


05 


CO 


05 


CO 


o 

CO 


00 

ö 


00 

•<* 

CM 


05 


(M 


00 


CO 


o 

CO 


ö 


^ 


C3 


a 


M 

^ 

s 

i::^ 

«Ch 

a> 

t» 

C3 

,5 

o 

" 

od 

t3 

t-c 

d 

Ö 

^ 

^ 

:o3 

d 

a 

;-c 

W 

W 

t> 

e3 


'S         ^ 

d  o) 

<1         t^ 


5 

OQ 

g 

TS 

a 

ja 

ea 

-|.A 

N 

M 

a 

m 

:cB 

60 

.4 

fr, 

8 

>■ 

iH 

609 


OQ 

»4 

oä 

a 

o 

•l-l 

u 

CO 

O 

l-H 

a> 
•O 

A 
eS 


Cß 

OS 
0) 
•Ö 

« 
•1-1 
t 

d 

OQ 

Q 


o 

e 

OS    tH 

"^ 

CO 

<M 

tH 

lO 

o 

lawira 

CO 

CS 
l-H 

2 

o  o 

tH 

o 

O 

o 

o 

T— ( 

-sSutijq'Bj^ 

T— ( 

•.— ( 

S 

tH     <X> 

00 

t>- 

CM 

CO 

lO 

<M 

d'i's^uqv.} 

00 

OS 

a 

T-H     O 

tH 

o 

O 

o 

o 

T— ( 

-zu^ö 

CO 

(M    lO 

CO 

»o 

CO 

CO 

-* 

o 

9:)'B^uq'Bj 

lO 

tH 

.S 

r, 

l-H    1-1 

T— 1 

o 

o 

o 

o 

•1— 1 

-qi«H 

o 

SC 
1— 1 

"^  o 

CCI 

CO 

CO 

CO 

-^ 

'jH 

CO 

OS 

l^ 

1-1  crq 

CvJ 

o 

o 

o 

o 

T— 1 

ejgoijsqojj 

o 

. 

. 

. 

a 

. 

OJ 

^ 

a 

OS 

'^ 

OS 

a 

4> 

PS 
OS 

■73 

• 

a 

''es 

CM 

1—1 
C3i 

T-< 

<1 

C3 
<1 

a 

a 

a 

a 

e3 
'o 

a 

a 

X 

a 

o 

"TS 

h-3 

CO 

a 

es 
ns 

a 
<1 

o 

T-l 

0 

rt<   T-l 

(M 

CM 

t— 1 

O 

00 

T— 1 

p^^ira 

»o 

OS 

1— 1 

i 

O    CO 

1—1 

o 

O 

o 

o 

o 

-sSanjq'Bjs[ 

o 

•I— 1 

c 

CO    TiH 

CO 

^ 

CO 

vO 

CO 

T— 1 

e^B^uqBj 

CO 

OS 

ä 
.2 

S 

.s 

o  CO 

tH 

o 

O 

o 

o 

o 

-ZUBJC) 

(M 

03 

CO    D- 

CO 

00 

lO 

CO 

rJH 

D- 

J^'B^Uq'Bjl 

tH 

OS 
tH 

«5 

O    1-H 

tH 

1^ 

o 

ö 

ö 

Ö 

o 

-qi^H 

CO 

CO    CO 

1—1 

CO 

^ 

lO 

T-( 

l> 

OS 

OS 

^ 

r-l     O 

(N 

o 

o 

o 

1—1 

o 

9jgo;siioa 

TU 

rH 

(M 

1-1 

.       . 

. 

. 

. 

- 

. 

O) 

: : 

: 

a 

: 

• 

;^ 

,   , 

, 

J2 

a 

'S 

. 

<» 

JU 
s 

(V 

.2 

a 

3 

CM 

T-l 

a 

TS 

03 

'S 

Ol 

TS 

a 

a 

a 

ja 

o 

a 
'S 

S 

05 

1-1 

u 

a 

"a 

S-i 

OS 

Oh 

'S 
ja 

O 

P3 

4«r 

a 

-a 
2 

a  ' 

V.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I. 


39 


610 


g 


00 

ä 

c 

0} 

<v 

13 

ö 

O 

^ 

S 

M 

Ti 

o 

e 

m 

p 

OJ 

Q> 

; \ 

-c 

es 

a 

es 

3 

^ 

TS 

ee 

U] 

N 

4:3 

o 

m 

^ — ' 

a>         i-t 

l-o 

o 

xp 

lO 

o 

fM 

D- 

o 

Ö 

Öi 

ö 

ib 

ib 

CO 

r-H 

(M 

(M 

1—1 

CO 

1-( 

£    -jj 

y-i 

Oi 

tH 

«Sc 

ip 

CO 

lO 

05 

i> 

o 

CO 

£3  a> 

■e  2  ö 

(7CJ 

tH 

Ö 

l>- 

ib 

ö 

Cd 

^3  2 

00 

00 

CO 

00 

>* 

lO 

CO 

ja 

^sw 

00 

1—1 

<M 

s 

*^  1^ 

Vh 



ö 

S  «-•  ö 

o 

(M 

00 

gs 

cp 

(M 

o 

cb 

CO 

sb 

do 

D- 

1 

1— 1 

T— 1 

CO 

T-i 

cc 

Ä    '^ 

o 

CS 

1-1 

t  in 
onen 
nen 

CD 

1—1 

CO 

Oi 

05 

tH 

ÖQ 

'^ 

"^ 

ö 

30 

Öd 

1 

SS  2 

00 

C5 

1— ( 

00 

T— 1 

^ 

1 

^g« 

lO 

cq 

«      *- 

1  '-'ä 

o 

^ 

CO 

00 

D- 

00 

05 

o 

lO 

CO 

CO 

«D 

(JQ 

t> 

1—1 

CO 

CM 

i-H 

Ä       H 

iH 

OS 

iH 

•t  in 
onen 
nen 

tH 

Ci 

Oi 

tH 

CO 

-H 

c- 

öo 

'^ 

CO 

C<1 

tH 

cb 

C>Q 

SS  2 

1—1 

<M 

T-( 

CO 

CO 

(M 

D- 

r3 

^1" 

05 

CO 

<M 

ö 

<» 

s 

rozent 

der 

infuhi 

o 
o 

CJO 

o 
(fci 

1—1 
CO 

CO 

co 

T— ( 

CO 

(M 

7—1 

ec 

PL,         txl 

O 
OS 

T^ 

Ö     03 

CO 

t> 

(M 

o 

05 

1—1 

^ 

-e.o  ö 

Ö5 

ö 

CO 

4h 

«ja 

CQ 

CO 

0^—2 

05 

t>- 

f> 

00 

"* 

CO 

CO 

^s^ 

CO 

(M 

tH 

!h 

a 

• 

e8 

O) 

eS 

^ 

h-5 

t>D 

'Sh 

Ö 

03 

t) 

• 

B 

1 

-< 

TS 

CG 

*S 

TS 
i=l 
CS 

a 
o 

Ca 

.äP 

s 

"d 

r- 

CO 

C 
o 

^ 
V 

■^ 

CO 

o 

Ö 
03 

a 

a 

e 
o 

Ol 

a 

(TS 

Ui 
o 
T3 

n=5 
J 

*3 

c3 

a 

03 

£ü3 

"^0 

CO 

'S 

CO 

&-4 

ca 
o 

B 

03 

a 

a 
3 

03 

[a 

'03 

CG 

a 
1— 1 

o 

03 

%^ 

:ee 

3 

o 

03 

< 

Q 

O 

Q 

P5 

:z5 

> 

611 


CO 

® 
o 


O 

OQ 
<D 
TS 

I— < 
0» 

■*» 

SU 


m 
o 


Ö 


^■?=^£ 

e 

Ol 

CO 

c- 

•^ 

CO 

CO 

00 

lO 

C- 

05 

o  10  "  a,  d 
'S  "S'O  b  ■* 

a 

CO 

eo 

00 

o 

I> 

CO 

00 

o 

(M 

tH 

^^  oj  *i  *» »— j 

t5 

CO 

"^ 

rH 

tH 

t— 1 

C5 

o 

ö 

T-* 

03 

CO 

-r-\ 

^ 

00 

CO 

I>- 

rt< 

Cvl 

CO 

ä  g 

O 

fM 

•-¥ 

on 

o 

r^ 

fM 

O 

lO 

rtl 

N  s 

:z! 

CO 

»O 

CO 

rM 

T— 1 

05 

fM 

HH 

CO 

ce 

(M 

g 

(7CI 

CO 

CO 

-* 

tH 

CO 

CO 

o 

ä  s 

^ 

CTi 

■rfH 

Ol 

00 

CO 

'TtH 

CO 

a> 

&^  a 

^ 

"rt< 

CO 

fM 

ca 

CO 

fM 

fM 

cö 

CM 

• 

• 

m 

• 

• 

• 

• 

a 

03 

• 

a 

• 

1 

a 

-2 

• 

S 

• 

03 

«-4 

«3 

S-i 

eö 

Ö 

!:3 

CS] 

'S 

a 

p 

t3 

CS 

a 

O) 
«3 

'S 

Oh 

a'~ 

Ö 

1a. 

a 

a 

a 

a 

3 

a 
a 

a 

o 

a 

S 

CQ 

02 

Ö 
a> 

Vi 

a 

03 

a 

"a 

.2 

03 

0-1 

^«•gg 

Ö 

T— 1 

O 

o 

o 

C5 

'^ 

lO 

lO 

o 

Aus 
Deuts 
Und  i 
sterre 
Unga 

c 

«o 

o 

CO 

CO 

CO 

lO 

1— 1 

CO 

00 

Ui 

tH 

CO 

1—1 

tH 

M 

1— ( 

o 

OS 

Ö 

T-l 

a> 

S=l 

CD 

Th 

lO 

o 

t> 

CO 

■I— ( 

c» 

tH 

3      S 

o 

"^ 

^ 

CO 

fM 

fM 

1— 1 

'tH 

00 

CO 

N  a 

^ 

CO 

o 

1—1 

00 

■<* 

lO 

lO 

1— 1 

'^l 

c3 

1— 1 

.2 

en 

a 

i  a 
ts3  a 

cä 

T— 1 

T— 1 

T-*, 

«* 

c^ 

05 

CO 

tH 

iH 

1—1 

tH 

Oi 

CO 

fM 

f-l 

00 

^ 

C^ 

I> 

I>- 

CO 

CO 

CO 

<M 

ö 

cJj 

• 

1 

03 

• 

• 

• 

>-i 

Ö 

a 

a 

Ph 

(-) 

• 

• 

• 

• 

• 

;h 

<D 

o 

• 

a 

Ol 

'S 

TS 

a 

• 

a 

03 

es 

03 
-(-2 

e3 

<o 

-a 

o 

W 

CO 

a 

OP 

a 

03 

O- 

J<) 

3 

-i«a 

O) 

n3 

"T-i 

Pi 

b 

ns 

o 

s 

03 
?3 

03 

o 

03 

<1 

< 

.-H 

=3 

l£ 

T3 

rr? 

a 

i/3 

<13 

'Ö 

a 

ft 

w 

ia 

a 

3 

— - 

r| 

a 

03 

'S 
'S 

03 

T3 

'-I3 
M 
Ol 

a 

o 
"So 

a 

3 

-2 
o 

a 
a 

CO 

'S 

03 

"S 
03 

_a3 

a 

03 

TS 
03 

a 

o 

H 

P 

W 

CS? 

>► 

>-i 

S 

39* 


612 

vorzugung  der  kanadischen  Provenienz  in  England  wenn  nicht  wahr- 
scheinhch,  so  doch  nicht  ausgeschlossen  ist,  in  welchem  Falle  auf 
dem  englischen  Markte  gleichartige  Qualitäten  in  viel  höherem  Maße 
aufeinander  stoßen  würden.  (Allerdings  würde  dann  vielleicht  ange- 
sichts des  kolossalen  Bedarfes  und  Defizits  Englands  in  Holz  eine 
Preissteigerung  eintreten,  an  welcher  Schweden  profitieren  könnte, 
ohne  in  der  Exportmenge  wesentliche  Einbuße  zu  leiden.) 

Auf  der  anderen  Seite  tritt  die  Unentbehrlichkeit  und  Unersetz- 
barkeit eines  Teiles  der  deutschen  Einfuhr  von  Produktionshilfsstofifen 
und  Ganzfabrikaten  in  Schweden  in  derselben  Weise  zutage  wie  in 
Dänemark  und  Norwegen. 

Im  Hinblicke  auf  alle  diese  Umstände,  ferner  auf  die  der  schwe- 
dischen Papierausfuhr  (auch  Holzmasse),  gleichwie  dem  großen  Butter- 
exporte (50  Millionen  Mark)  nach  England  drohende  Bevorzugung  der 
kanadischen,  australischen  und  neuseeländischen  Bezüge  (hinsichthch 
welcher  eine  für  Schweden,  ähnlich  wie  bei  Holz  günstige  Ge- 
staltung der  Preise  auf  die  Dauer  kaum  zu  erwarten  ist),  ist  es  doch 
nicht  anzunehmen,  daß  Schweden  gegen  die  Zentralmächte  aus  Anlaß 
des  Zustandekommens  des  ZoUbüudnisses  auf  handelspolitischem  Ge- 
biete feindhch  auftrete.  Ein  Widerstand  Schwedens  gegen  das  mittel- 
europäische Wirtschaftsbündnis  ist  aber  schon  aus  politischen  Gründen 
unwahrscheinlich,  da  es  seine  Deckung  gegen  Eußland  nur  von  den 
Mittelmächten  erwarten  kann. 

Rumänien. 

In  der  Handelsbilanz  Deutschlands:  Einfuhr  aus  Eumänien  =  17o, 
Ausfuhr  nach  Eumänien  =  l*57o; 

in  der  Handelsbilanz  Österreich-Ungarns :  Einfuhr  aus  Eumänien 
=  37o>  Ausfuhr  nach  Eumänien  =  57o; 

in  der  Handelsbilanz  Eumäniens:  Einfuhr  aus  den  Zentral- 
reichen =  567o>  Ausfuhr  nach  den  Zentralreichen  =  14:7o-0 


Übrigens  war  die  rumänische  Ausfuhr  nach 
Deutschland  allein,  wie  rumänische  Volkswirte  selbst  zugeben,  größer,  als  die 
statistischen  Ziifern  ersehen  lassen,  da  ein  Teil  der  formell  für  Belgien  und  Hol- 
land bestimmten  Sendungen  (insbesondere  Getreide  und  Holz)  tatsächlich  nach 
Deutsehland  weiterging.  Vgl.  Preda  (»Wirtsehaftszeitung  der  Zentralmäehte«, 
Nr.  10  und  11). 
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Eumänien*)  liefert  den  Zentralmächten  meistens  dasselbe,  was 
Eußland  —  nur  in  geringerem  Maßstabe;  der  Getreideübersehuß  Eu- 
mäniens  ist  jedoch  einige  Male  (nach  der  offiziellen  Statistik  fünfmal, 
tatsächhch  jedoch  vielleicht  dreimal)  so  groß  als  Eumäniens  Getreide- 
export nach  Deutschland  und  Österreich-Ungarn. 

Zwischen  den  österreichisch-ungarischen  und  den  rumänischen 
Provenienzen  besteht  auf  den  deutschen  Märkten  ein  theoretischer 
Wettbewerb  in  Gerste,  Hülsenfrüchten,  Eiern,  Eund-  und  Kantholz, 
schließlich  in  Kleie  und  Mineralölen. 

Nun  ist  zunächst  die  Aufnahmsfähigkeit  Deutschlands  in  den 
meisten  dieser  Artikel  eine  derartige,  daß  selbst  bei  einer  Bevor- 
zugung der  österreichisch-ungarischen  Provenienzen  gegenüber  der 
rumänischen  eine  Schädigung  der  rumänischen  Ausfuhr  kaum  zu 
gewärtigen  wäre.  Ferner  handelt  es  sich  bei  der  rumänischen  Ausfuhr 
nach  Deutschland  mit  Ausnahme  von  Mineralölen  um  verhältnismäßig 
(d.  h.  im  Vergleiche  zur  deutschen  Gesamteinfuhr  in  den  betreffenden 
Artikeln)  geringe  Mengen,  wenn  auch  dieselben  größer  sind,  als  die 
in  der  Handelsstatistik  angeführten  (z.  B.  bei  Holz). 

In  Mineralölen  ließe  sich  leicht  eine  Interessengemeinschaft  zur 
Abwehr  der  nordamerikanischen  Übergriffe  zwischen  Deutschland, 
Österreich-Ungarn  und  Eumänien  ins  Leben  rufen.  Ernste  Ansätze 
dafür  bestehen  schon  gegenwärtig. 

Wenn  auch  die  handelspolitische  Situation  Eumäniens  den  Zentral- 
reichen gegenüber  zweifelsohne  die  stärkste  von  jenen  aller  neutraler 
Staaten  ist,  so  können  auf  der  anderen  Seite  die  Ausfuhrinteressen 
Eumäniens  durch  das  Zustandekommen  des  Zollbündnisses  keine  wesent- 
liche Benachteiligung  erfahren.  Eumänien  muß  aber  mit  den  Zentral- 
mächten, als  einem  bedeutenden  Abnehmer,  doch  rechnen  (insbesondere 
wenn  Belgien  in  den  mitteleuropäischen  Wirtschaftsblock  einbezogen 
wird)  —  abgesehen  davon,  daß  ein  großer  Teil  der  industriellen  Einfuhr 
aus  Deutschland  und  Österreich- Ungarn  (im  Hinblicke  auf  Billigkeit  und 
Qualität)  durch  anderweitige  Provenienzen  nicht  zu  ersetzen  wäre  2), 
so  daß  etwaige  Differentialzölle,  als  Antwort  auf  das  Zollbündnis,  vielfach 
sich  kaum  als  ein  Einfuhrhindernis,  wohl  aber  als  eine  innerwirtschaft- 
lich schädliche  Belastung  des  rumänischen  Konsums  darstellen  würden. 

^)  Vgl.  Rottmann  in  Herkners  Sammelwerk,  II.  Teil,  S.  481  ff. 
2)  Dies  gilt  zweifellos  für  Metalle,  insbesondere  Eisen,  ferner  für  Maschinen, 
chemische  und  pharmazeutische  Erzeugnisse. 
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Übrigens  liegt  es  in  der  Hand  der  Zentralmächte,  mit  Eumänien 
Handelsverträge  zu  sehließen,  die  für  Eumänien  günstiger  wären  als 
die  jetzt  geltenden.  Insbesondere  bietet  die  Depekoration  der  Monarchie 
und  Deutschlands  einen  für  beide  Teile  willkommenen  Anlaß,  die 
Vieh-  und  Fleischeinfuhr  aus  Eumänien  zu  begünstigen.  Ferner  käme 
die  Auflassung  des  Maiszolles  in  den  Zentralreichen,  welche  Maßregel 
sich  vom  Standpunkte  der  Viehfütterung  gerade  nach  dem  Kriege 
empfiehlt,  als  eine  Erleichterung  der  rumänischen  Ausfuhr  in  Be- 
tracht. Schließlich  sollte  die  Aufhebung  der  Durchgangsgebühren 
beim  »Eisernen  Tore«,  behufs  Erleichterung  der  rumänischen  Getreide- 
ausfuhr nach  Deutschland,  ins  Auge  gefaßt  werden,  wie  überhaupt 
durch  den  an  einer  anderen  Stelle  bereits  behandelten  Ausbau  der 
Donauschiffahrt  den  Exportinteressen  Eumäniens  in  weitem  Ausmaß 
gedient  wäre. 

Eumänien  wäre,  im  wahrscheinlichen  Fall  der  handelspolitischen 
Angliederung  der  Türkei  an  die  Mittelmächte,  verkehrspolitisch  (Donau 
und  Dardanellen!)  von  den  Mittelmächten  völlig  abhängig.  Durch 
diese  Tatsache  wäre  sowohl  eine  etwaige  Opposition  Eumäniens  gegen 
das  mitteleuropäische  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  im  Voraus  lahm- 
gelegt, als  auch  das  durch  sonstige  Momente  begründete  große  Inter- 
esse dieses  Landes,  einem  solchen  Bündnisse  beizutreten,  wesentlich 
gestärkt,  i) 

OriecJienland. 

Griechenland  partizipiert  an  der  Ein-  und  Ausfuhr  des  Deutschen 
Eeiches  mit  je  0"27o-  -An  der  Einfuhr  Österreich-Ungarns  ist  es  mit 
0'67o  und  an  der  Ausfuhr  der  Monarchie  mit  0*97o  beteiligt. 

Die  Zentralmächte  hingegen  führen  aus  Griechenland  Waren 
ein,  deren  Wert  rund  357o  der  gesamten  griechischen  Ausfuhr  aus- 
macht. Ihre  Ausfuhr  nach  Griechenland  stellt  rund  217o  der  gesamten 
griechischen  Einfuhr  dar. 

Das  Interesse  Griechenlands  an  den  Zentralreichen,  als  Ab- 
nehmer, ist  unvergleichlich  größer  als  jenes  der  Zentralreiche  an 
der  Ausfuhr  nach  Griechenland. 


1)  Dieser  Ansicht  sind  auch  Szteränyi  (»Die  Wirtsehaftszeitung  der  Zentral-- 
raäehte«,  Nr.  1)  und  Schilder  (»Der  Wirtschaftskrieg  des  Vierverbandes  nach  dem 
Weltkriegs  Wien  1916). 
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Die  haaptsächlicilsten  Ausfuhrartikel  Griechenlands  sind  Süd- 
früchte (insbesondere  Korinthen),  Olivenöl,  Wein,  Tabak,  Eisen-  und 
Zinkerze,  Lammfelle. 

Bis  auf  den  für  die  Zentralreiche  volkswirtschaftlich  unbedeutenden 
Artikel  Korinthen  ist  für  die  aus  Griechenland  bezogenen  Mengen 
aller  anderen  Artikel  ein  Ersatz  leicht  möglich.  Dagegen  ist  ein  Teil 
der  industriellen  Einfuhr  Griechenlands  aus  den  Zentralreichen,  gleich- 
wie in  anderen  bisher  behandelten  neutralen  Staaten,  unentbehrlich 
und  unersetzlich. 

Ein  Wettbewerb  zwischen  Griechenland  und  Österreich-Ungarn 
auf  den  deutschen  Märkten  oder  zwischen  Griechenland  und  Deutsch- 
land auf  den  österreichisch-ungarischen  Märkten  ist  überhaupt  ausge- 
schlossen. In  Wein  ist  infolge  der  ausgesprochenen  Qualitätsunter- 
schiede jede  wechselseitige  Konkurrenz  undenkbar. 

Nicht  nur  ist  ein  Auftreten  Griechenlands  gegen  das  Wirtschafts- 
bündnis der  Mittelmächte  aus  wirtschaftlichen  und  auch  politischen 
Gründen  nahezu  undenkbar,  sondern  weit  eher  der  Anschluß  Griechen- 
lands an  dieses  Bündnis  möglich,  falls  ihm  auch  Bulgarien  und  die 
Türkei  beitreten.^)  Denn  Griechenland  steht  auch  in  sehr  lebhaften 
Handelsbeziehungen  zu  diesen  beiden  Staaten. 

Chile. 

Von  der  exotischen  (vorwiegend  süd-  und  mittelamerikanischen) 
Gruppe  der  neutralen  meistbegünstigten  Staaten  dürfte  es  wohl  ge- 
nügen, beispielsweise  nur  einen,  nämlich  Chile,  der  Analyse  zu 
unterziehen. 

Der  Verkehr  mit  anderen  Staaten  dieser  Gruppe  ist  verhältnis- 
mäßig zu  unbedeutend,  um  sich  hiemit  eingehend  befassen  zu  müssen. 
Übrigens  dürfte  es  (angesichts  großer  Analogien)  an  der  Hand  der 
bereits  oben  durchgeführten  Analysen  hinsichthch  Brasiliens  und 
Argentiniens  keineswegs  schwer  fallen,  ohne  besondere  Untersuchung 
zu  der  Ansicht  zu  gelangen,  daß  die  Handelsbeziehungen  der  Zentral- 
reiche zu  diesen  Staaten  infolge  des  Zustandekommens  des  Zollbünd- 
nisses keinen  Abbruch  erleiden  werden. 


1)  Dieser  Ansieht  sind  auch  Szterenyi  (»Wirtschaftszeitung  der  Zentrai- 
mäehte«,  Nr.  1)  und  Schilder  (»Der  Wirtschaftskrieg  des  Vierverbandes  nach  dem 
Weitkrieg«,  Wien  1916). 
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Tabelle  IV. 
An   der   Einfuhr   Chiles   waren    beteiligt   in   Prozenten    der 

Gesamteinfuhr: 
Deutsehland  England  Vereinigte  Staaten 

1900 26-5  331  94 

1912 27-2  31-6  138 

An   der   Ausfuhr   Chiles  waren  beteiligt   in  Prozenten   der 

Gesamtausfuhr: 

Deutschland              England  Vereinigte  Staaten 

1900 110                   71-7  3-7 

1912 201                  39-4  17-5 

Die  bisherige  Abhängigkeit  der  Zentralreiche  von  Chile  in  einem 
einzigen  Artikel,  Salpeter,  ist  notorisch. 

Im  Jahre  1912  bezog 

Deutschland  um  208*7  Millionen  Kronen 
Österreich-Ungarn    »      21*4         »  » 

zusammen  rund  230*0  Millionen  Kronen  Salpeter  aus 
Chile!   Andere  Einfuhr  ist  nicht  nennenswert. 

Nun  ist  für  Chilesalpeter  zu  Düngzwecken  in  Kalksalpeter,  einem 
Produkte  der  Luftstickstofifindustrie  ein  Ersatz  gefunden  worden,  dessen 
immer  stärkere  Anwendung  sicher  erscheint.  ^)  Dadurch  wird  die 
handelspolitische  Abhängigkeit  der  Mittelmächte  von  Chile  nach  und 
nach  aufgehoben. 

Anderseits  ist  die  Unentbehrlichkeit  und  Unersetzbarkeit  eines 
großen  Teiles  der  Pabrikateneinfuhr  Chiles  aus  Deutschland  durch  die 
Tatsache  bewiesen,  daß,  ungeachtet  der  größeren  Bedeutung  Englands 
als  Abnehmer  und  vor  allem  als  Bankier,  ferner  ungeachtet  des 
steigenden  Einflusses  der  Vereinigten  Staaten  die  deutsche  Ausfuhr 
nach  Chile  bis  zum  Weltkrieg  sehr  bedeutend  war. 

Allenfalls  ist  eine  Sicherung  der  ausgiebigen  Kapitalsbeteiligung 
der  Zentralreiche  in  Chile  in  Friedensverträgen  mit  England  erwünscht 
(ähnlich  wie  bezüghch  Argentiniens  —  s.  oben  —  sowie  bezüglich 
mancher  anderer  süd-  und  mittelamerikanischer  Staaten). 


*  * 

* 


1)  Vgl.  Perlik  a.  a.  0. 
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Die  handelspolitischen  Interessen  und  Tendenzen  der  krieg- 
führenden feindlichen  Staaten  gegenüber  dem  österreichisch- 
ungarisch-deutschen Zollbündnisse  (nach  3em  Kriege)  brauchen  nicht 
so  analysiert  zu  werden  wie  jene  der  neutralen  Staaten.  Es  ist  näm- 
lich nicht  anzunehmen,  daß  der  Ausgang  des  Weltkrieges  es  nicht 
erlaube,  eine  etwaige  wirtschaftliche  Absperrungspolitik  der  Entente, 
insbesondere  eine  gemeinsame  Anwendung  von  Differentialzöllen  gegen 
die  Provenienzen  aus  den  Zentralreichen,  oder  sonstige  feindselige 
Maßregeln  auf  handelspolitischem  Gebiete,  als  eventuelle  Antwort  der 
Entente  auf  die  zwischen  Österreich -Ungarn  und  Deutschland  ein- 
tretende Vorzugsbehandlung,  zu  verhindern.  Im  Hinblicke  darauf,  daß 
die  Ententemächte  im  Friedensvertrage  gezwungen  werden 
können  und  müssen,  das  Zollbündnis  der  Zentralreiche  an- 
zuerkennen, ohne  darauf  feindselig  zu  reagieren,  dürfte  es  für 
den  Zweck  dieser  Arbeit  vollkommen  genügen,  nur  ganz  im  allge- 
meinen zu  untersuchen,  ob  das  Interesse  der  Ententestaaten 
dahin  geht,  sich  gegen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn 
nach  Tunlichkeit  abzusperren  oder  diesen  Eeichen  gegenüber 
in  der  Zukunft  eine  verkehrsfreundliche  Politik  zu  verfolgen. 

Bevor  jedoch  an  eine  solche  allgemeine  Erörterung  der  in  Be- 
tracht kommenden  Interessen  der  Ententemächte  geschritten  werden 
wird,  müssen  der  Konstruktion  des  handelspolitischen  Teiles 
der  künftigen  Friedensverträge  einige  Zeilen  gewidmet  werden. 

Wie  es  bereits  oben  erwähnt  wurde,  bestehen  die  bisherigen 
Handelsverträge  zwischen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  einer- 
seits und  den  feindlichen  Staaten  anderseits  nicht  mehr  zu  Recht,  so 
daß  sämtliche  Meistbegünstigungsansprüehe  der  letzteren  (vor  allem 
die  »ewige«  Meistbegünstigungsklausel  aus  dem  §  11  des  Frankfurter 
Friedensvertrages)  in  Wegfall  gekommen  sind. 

Einen  der  Siegespreise  soll  eine  solche  Gestaltung  der  handels- 
politischen Lage  bilden,  die  den  berechtigten  Interessen  der  Sieger 
entspricht.  1)   Dieselbe  soll  beinhalten:  1.  die  Anerkennung  sämtlicher 


1)  Schilder  (»Weltwirtsehaftliehes  Archivs  1914,  4.  Band,  II,  S.  307)  be- 
merkt, daß  in  Friedensverhandlungen  gewöhnlieh  der  handelspolitische  Teil  oberfläch- 
lich behandelt  wird,  was  jetzt  zu  einer  Quelle  neuer  Konflikte  werden  könnte. 
Auf  dasselbe  weist  Grunzel  in  einem  Artikel  der  »Zeit<  vom  7.  November  1915 
hin.  Es  ist  jedoch  nicht  anzunehmen,  daß  bei  der  immensen  weltwirtschaftlichen 
Bedeutung  des   gegenwärtigen  Weltkrieges,   ferner   bei  dem   Umstände,   als   seine 
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gegenwärtiger  und  zukünftiger  Bevorzugungen,  welche  sich  aus  dem 
zur  Zeit  des  Abschlusses  der  Friedensverträge  bestehenden  oder  in 
der  Zukunft  zu  schaffenden  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisse  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Deutschland  ergeben,  2.  den  ausdrücklichen 
Verzicht  auf  die  Anwendung  der  Meistbegünstigung  auf  diese  Bevor- 
zugungen. 3.  Sie  soll  sich  in  demselben  Sinne  auch  auf  alle  jene 
Staaten  im  Voraus  erstrecken,  welche  in  der  Zukunft  dem  Zoll-  und 
Wirtschaftsbündnisse  der  Zentralreiche  beitreten  würden.  So  sollen  die 
Friedensverträge  der  sachlichen  und  territorialen  Erweiterung  des  ZoU- 
und  Wirtschaftsbündnisses  die  breitesten  Rahmen  freilassen.^) 

Ferner  sollen  die  feindlichen  Staaten  verpflichtet  werden,  keine 
sonstigen  Gegenmaßregeln  gegen  das  zwischen  Österreich-Ungarn  und 
Deutschland  (vielleicht  auch  noch  anderen  Staaten)  geschafiene  oder 
zu  schaffende  Bündnisverhältnis,  z,  B.  Gegenmaßregeln  zolltechnischer, 
administrativer  oder  eisenbahntarifarischer  Natur,  zu  ergreifen,  wie 
überhaupt  alles  zu  unterlassen,  was  dem  Geiste  und  Zwecke  der  Handels- 


Ursaehen  großenteils  weltwirtsehaftlieher  Natur  sind,  wie  dies  von  Schilder  an 
einer  anderen  Stelle  des  »Weltwirtschaftlichen  Archivs«  treffend  dargestellt  wurde, 
die  Zentralreiehe  es  unterlassen  würden,  aus  Anlaß  der  Friedensverhandlungen 
einen  soliden  Unterbau  unter  die  Gestaltung  der  weltwirtschaftlichen  Verhältnisse 
im  Sinne  ihrer  Lebensinteressen  zu  legen.  Im  Aprilheft  1916  des  »Weltwirtschaft- 
lichen Archivs<  (S.  399)  äußert  jedoch  schon  auch  Schilder  die  Ansieht,  daß  die 
handelspolitischen  Gegenstände  bei  den  kommenden  Friedensverhandlungen  eine 
sehr  bedeutende  Rolle  spielen  werden. 

Schumacher  (inflerkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  89flf.)  ist  der  An- 
sieht, daß  es  nicht  möglieh  ist,  mit  dem  Friedensschlüsse  selbst  den  Abschluß  eines 
Tarifvertrages  zu  verbinden.  Meiner  Ansicht  nach  hängt  auch  dies  von  der  Größe 
des  Sieges  und  vom  Willen  des  Siegers  ab.  Sollten  jedoch  diesfalls  technische 
Schwierigkeiten  entstehen,  so  können  jedenfalls  die  oben  (im  Texte)  zu  besprechenden 
Grundsätze  und  Verpflichtungen,  über  eine  gewisse  Höhe  in  den  Zollsätzen  (zumindest 
in  den  wichtigen)  nicht  hinaufzugehen,  in  den  Friedensverträgen  untergebracht 
werden,  welchen  Vorschlag  übrigens  Schumacher  selbst  macht.  Wenn  Schu- 
macher meint,  daß  die  Zeit  beim  Abschlüsse  eines  Friedensvertrages  nicht  reicht, 
um  z.  B.  einen  deutsch-französischen  Vertragstarif  aufzubauen,  so  sollten  sich  eben 
die  Friedensverhandlungen  um  die  erforderliche  Zeit  verlängern.  Es  wäre  vielleicht 
doch  besser,  um  einige  Wochen  oder  auch  Monate  später  zu  demobilisieren,  als  die 
neue  Friedensära  mit  einem  handelspolitischen  Fliekwerk  zu  beginnen,  dessen  ver- 
steckte Gefahren  unübersehbar  sein  können. 

')  Vgl.  unter  anderen  Szterenyi,  > Wirtschaftliche  Verbindung  mit  Deutseh- 
land«, Warnsdorf  1915,  S.  41.  S.  ferner  den  Beschluß  der  Wiener  Handelskammer 
vom  22.  Oktober  1915. 
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vertrage  widersprechen  und  dadurch  eine  Behinderung  oder  Erschwe- 
rung der  Einfuhr  aus  den  Zentralreichen  nach  sich  ziehen  würde.  Zu 
diesem  Zwecke  sollte  beispielsweise  Eußland  verpflichtet  werden,  eine 
Differenzierung  der  Zollsätze  bei  der  Einfuhr  auf  dem  Landwege  und 
per  raare  zu  unterlassen.  (Eine  ähnliche  Bindung  wäre  von  sämtlichen 
Ententestaaten  zu  verlangen.)  Ferner  sollte  die  Spezialisierung  (ßaffi- 
nierung)  der  Zolltarife  nach  Merkmalen,  die  mit  bestimmten  Provenienzen 
zusammenfallen,  für  solche  Artikel  untersagt  werden,  bei  welchen  dies 
für  die  Ausfuhr  der  Zentralreiche  eine  Gefahr  bedeuten  würde.  Siche- 
rungen gegen  Mißbräuche  im  Zollverfahren,  gegen  Zollschikanen,  wären 
unentbehrlich.  Gegen  Flaggenzollbegünstigungen  (Vereinigte  Staaten), 
gegen  differenzierte  Hafengebühren,  gegen  die  Bevorzugung  der  Waren- 
einfuhr, die  auf  Seeschiffen  des  Ursprungs-  oder  Bestimmungslandes 
erfolgt  (durch  Zuschläge  für  die  indirekte  Einfuhr,  wie  die  französischen 
und  kanadischen  »surtaxes  d'entrepot«),  gegen  Eisenbahntarife,  die  dem 
Zwecke  der  Zollabmachungen  zuwiderlaufen,  gegen  gewisse  Einschrän- 
kungen der  Küstenschiffahrt  unter  fremder  Flagge  (Australien  und 
Kanada),  gegen  krasse  Erschwerungen  des  ausländischen  Wettbewerbes 
bei  allen  öffentlichen  Lieferungen,  gegen  Übertreibungen  in  der  Her- 
kunftsbezeichnung, gegen  Begünstigungen  der  inländischen  Produktion 
bei  Verbrauchssteuern  (Oktroi),  gegen  die  Duldung  oder  gar  Unter- 
stützung von  organisierten  Boykottbewegungen  u.  dgl.  sollen  sich  die 
Zentralreiche  in  den  Friedensverträgen  sichern.^) 

Für  die  endgiltige  Entscheidung  aller  auf  diesem  Gebiete  zwischen 
den  Zentralmäehten  und  den  Ententestaaten  etwa  entstehender  Diffe- 
renzen wäre  ein  obligatorisches  Schiedsgericht  einzusetzen. 

^)  In  dieser  Beziehung  befinde  ich  mich  in  direktem  Gegensatze  zu  Schu- 
macher, welcher  zum  Teil  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  101 — 112)  die 
eventuelle  Anwendung  obiger  Mittel  durch  die  Zentralmäehte  empfiehlt,  um  damit 
handelspolitischen  Druck  auszuüben.  Nach  meiner  Auffassung  dürfte  nämlich  der 
Druck  des  Sieges  und  des  Zollbündnisses  genügen,  um  die  für  die  Zentralreiehe 
notwendigen  handelspolitischen  Vorteile  und  Sicherungen  in  den  Friedensverträgen 
zu  schaffen.  Anderseits  sollte  gerade  von  den  Zentralreichen  alles  aufgeboten  werden, 
um  die  Anwendung  solcher  Mittel  der  Umgehung  der  Handelsverträge  (im  Hinblicke 
auf  die  nicht  bloß  der  eigenen  Ausfuhr,  sondern  der  Weltwirtschaft  überhaupt  und 
der  Freiheit  der  Meere  drohenden  Gefahren)  allgemein  unmöglich  zu  machen. 

Über  die  verschiedenen  Mittel  der  Umgehung  (Beschränkung)  der  Meistbe- 
günstigung, gegen  welche  sieh  die  Zentralreiehe  in  den  Friedensabmachungen  zu 
sichern  hätten,  vgl.  auch  Sehüller  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  135 
bis  140). 
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Dann  wären  mit  den  feindliehen  Staaten  langfristige  Tarifverträge 
mit  Bindung  der  Sätze  zu  schließen  —  Tarifverträge,  durch  die  Meist- 
begünstigung ergänzt,  welche  nur  durch  die  eingangs  erwähnte,  auf 
das  mitteleuropäische  Zollbündnis  bezügliche  Klausel  beschränkt  wäre, 
anderweitige  Beschränkungen  aber  keineswegs  zulassen  würde.') 

Last  not  least  hätten  die  feindlichen  Staaten  sich  zu  ver- 
pflichten, zollpolitische  Zusammenschlüsse  zu  unterlassen  —  bis  auf 
solche,  die  sich  aus  der  staatsrechtlichen  Zusammengehörigkeit  einzelner 
Bestandteile  ergeben.  2)  So  sollte  z.  B.  Frankreich  mit  England  kein 
auf  gegenseitiger  ausschließlicher  Bevorzugung  beruhendes  Verhältnis 
schließen  dürfen ;  dagegen  wären  die  zwischen  England  und  den  eng- 
lischen Kolonien  etwa  auszumachenden  weiteren  gegenseitigen  Zoll- 
bevorzugungen der  obigen  Einschränkung  nicht  unterworfen. 

Formell  würde  diese  Einschränkung  so  aussehen,  daß  einerseits 
z.  B.  England  sich  verpflichten  würde,  auf  die  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland  gegenseitig  gewährten  Vorzugszölle,  ferner 
auch  auf  die  zwischen  der  Türkei  oder  einem  beliebigen  dritten  Staate 
und  den  Zentralmächten  (im  Falle  des  Beitrittes  der  Türkei  oder  dieses 
beliebigen  dritten  Staates  zum  Zollbündnisse)  ausgemachten  Bevorzu- 
gungen, keinen  Anspruch  zu  erheben  und  gegen  derlei  Bevorzugungen 
keine  autonome  Gegenmaßregeln  zu  ergreifen;  anderseits  soll  aber  das 
Meistbegünstigungsrecht  Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  England 
gegenüber  ausdrücklich  als  hinsichtlich  aller  von  England  dritten  Staaten 
gewährten  oder  zu  gewährenden  Konzessionen  wirksam  sein,  mit 
einziger  Ausnahme  der  Beziehungen  zwischen  England  und 
seinen  Kolonien. 

Wenn  man  auf  den  bekannten  Ausspruch  ßismarcks  zurückgreift, 
wornach  im  Interesse  des  zukünftigen  Friedens  nach  einem  Kriege 
die  handelspolitischen  Verhältnisse  zwischen   den   im  Kriege   gestan- 


^)  Allenfalls  wären  auch  etwaige  Behinderungen  der  ßohstoffausfuhr  nach 
den  Zentralreiehen  (Baumwolle,  Wolle,  Jute,  Metalle,  Erze  usw.)  mit  Hilfe  von 
differenzierten  Ausfuhrzöllen  u.  dgl.  im  Voraus  unmöglich  zu  machen.  Allerdings 
muß  der  vor  kurzem  von  der  >Kellys  Monthly  Trade  ßeviev«  entwickelte  Plan  der 
»Eohstoffaushungerung«  der  Zentralmäehte  nach  dem  Kriege  als  phantastisch  an- 
gesehen werden  —  ungeachtet  jener  Vorschläge  der  Pariser  Wirtschaftskonferenz 
vom  Juni  1916,  welche  differenzierte  Ausfuhrzölle  zu  diesem  Zwecke  ins  Auge  fassen, 
und  ungeachtet  der  von  England  bereits  auf  Ölsaaten  in  Westafrika  eingeführten 
hohen  Ausfuhrzölle. 

2)  Vgl.  Schumacher,  a.  a.  0.  S.  124. 
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denen  Staaten  auf  der  Grundlage  der  Gleichheit  aufgebaut  werden 
sollen,  wird  man  vielleicht  in  dem  obigen  Vorschlage  ein  gefährliches 
Element  der  Ungleichheit  und  der  Demütigung  der  Besiegten  durch 
die  Sieger  erblicken. 

Soll  denn  wirklich  Deutschland  mit  Österreich-Ungarn  ein  Zoll- 
bündnis schließen  dürfen,  sollen  denn  wirklich  diese  beide  Staaten  sich 
gegenseitig  Vorzugszölle  einräumen,  und  soll  wirklich  dasselbe  Eng- 
land und  Frankreich  verboten  sein  oder,  falls  sie  es  tun  sollten,  un- 
wirksam bleiben  (im  Falle  der  Beanspruchung  derselben  Vorzugszölle 
seitens  Deutschlands  und  Österreich-Ungarns)? 

Die  Ungleichheit  wäre  jedoch  vorliegendenfalls  nur  scheinbar. 
Durch  die  soeben  vorgeschlagene  Konstruktion  würde  nämlich  keine 
Ungleichheit  in  die  Welt  gesetzt,  sondern  es  würde  damit  eben  einer 
eventuellen  neuen  Ungleichheit,  die  auf  Seite  der  Ententemächte  zu- 
ungunsten der  Zentralmächte  entstehen  könnte,  der  Eiegel  vorge- 
schoben werden.  Eine  solche  tatsächliche  Ungleichheit  —  und  der 
Friede  nach  einem  so  blutigen  Weltkriege  ist  wahrlich  nicht  dazu  da, 
um  bloß  ein  formelles  Gleichgewicht  zu  schaffen  —  würde  sich  dann 
ergeben,  wenn  z.  B.  England  mit  Frankreich  oder  England  mit  Euß- 
land  (u.  dgl.)  ein  Zollbündnis  schließen  oder  ein  sonstiges  Vorzugs- 
verhältnis untereinander  eingehen  würden.^)  Denn  solche  Reiche,  wie 
England  und  Rußland,  selbst  einzeln  genommen,  sind  ohnehin  schon 
heute  potenziell  wirtschaftlich  stärker  als  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  zusammen. 

Als  ein  weiterer  Zweck  der  handelspolitischen  Bestimmungen 
der  Friedenverträge  muß  gelten,  nicht  nur  dem  Entstehen  von  Un- 
gleichheiten und  Hegemoniebestrebungen  unter  den  Weltwirtschafts- 
gruppen zuungunsten  der  Zentralmächte  in  der  Zukunft  vorzubeugen, 
sondern  auch  die  etwa  schon  jetzt  bestehenden  Ungleichheiten  nach 
Tunlichkeit  auszugleichen,  wie  auch  alle  möglichen  Sicherheiten  (eventuell 
unter  Anwendung  von  Druckmitteln)  zu  erreichen  gegen  etwaige  hinter- 
listige Übervorteilung  der  Zentralreiche  durch  andere  Weltwirtschafts- 
gruppen, unter  anderem  gegen  die  schon  vor  dem  Kriege  bestandene 


^)  Wenn  übrigens  Bismarek  im  Jahre  1871  fürchtete,  durch  Aufoktroyierung 
eines  Handelsvertrages  das  französische  Nationalgefühl  zu  kränken,  so  dürfte  man 
seither  in  Deutsehland  zur  Überzeugung  gelangt  sein,  daß  die  damals  von  Bismarek 
Frankreich  gegenüber  angewendete  Schonung  auf  dem  fragliehen  Gebiete  von  einer 
Milderung  des  französischen  Antagonismus  gegen  Deutsehland  nicht  begleitet  war. 
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Neigung,  die  Meistbegünstigung  zuungunsten  der  Zentralreiche  offen 
oder  versteckt  zu  verkümmern,  ^j 

So  wären  die  Ententemächte  unter  anderem  zu  verpflichten,  ihre 
Sozialgesetzgebung  jener  Deutschlands,  soweit  sie  diesbezüglich  (in 
den  Leistungen  zugunsten  der  Arbeiter)  zurückbleibt,  anzupassen.  Da 
die  Verschlechterung  der  Währung  der  Zentralreiche  durch  die  Iso- 
lierung derselben  von  einem  bedeutenden  Teile  des  Weltverkehres, 
durch  die  damit  zusammenhängende  Schwächung  ihres  Exportes  be- 
wirkt wurde,  hätten  die  Ententemächte,  unbeschadet  der  Kriegsent- 
schädigung, behufs  Besserung  der  Währung  der  Zentralreiche  und 
Ausgleichung  der  diesfalls  zum  Teile  bestehenden  Ungleichheit  große 
Partien  der  Staatspapiere  Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  zu  über- 
nehmen und  in  ihren  Gebieten  derart  zu  placieren,  daß  eine  Massen- 
rückflut  derselben  ausgeschlossen  sei.  (S.  ausführlicher  oben  —  bei 
der  Besprechung  der  Währungsverhältnisse.)  Behufs  Ausgleichung  der 
tatsächlichen  Ungleichheit  hätten  sich  ferner  die  Ententemächte  ge- 
fallen zu  lassen,  daß  die  Abzahlung  der  vor  dem  Kriege  entstandenen 
großen  Handelsschulden  nur  nach  und  nach  (nach  Maßgabe  einer 
staatlichen  Regelung  seitens  der  Zentralmächte)  erfolge,  um  keine 
weitere  Erschütterung  der  Währungen  zu  bewirken. 

Eines  der  wirksamsten  Mittel  der  Ausgleichung  der  ungünstigeren 
Lage  der  Zentralmächte  hinsichtlich  des  Rohstoffbezuges  würde 
darin  bestehen,  daß  ein  beträchtlicher  Teil  der  Kriegsentschädigung 
in  natura,  nämlich  in  überseeischen  Rohstoffen  und  Lebensmitteln 
zu  leisten  wäre  oder  aber  daß  unabhängig  von  der  Kriegsentschädi- 
gung den  Ententemächten  die  Verpflichtung  auferlegt  würde,  diese 
Rohstoffe  und  Lebensmittel  in  beträchtlichen  Mengen  gegen  Entgelt 
beizustellen.  2)  Dadurch  würde  gefährlichen  Ringbildungen  vorgebeugt 
werden.  Die  Zentralmächte  wären  der  großen  Sorge  um  den  Schiffs- 
raum enthoben.  Ihre  Industrie  wäre  rasch  instand  gesetzt,  die  nor- 
male Produktion  sowie  den  Export  aufzunehmen.  Die  Wiederherstellung 


^)  Die  Notwendigkeit,  die  durch  den  Sieg  gewonnene  Übermacht  dazu  aus- 
zunützen, um  sich  Sieherungen  auf  handelspolitischem  Gebiete  mittels  vorübergehender 
handelspolitischer  Maßnahmen  zu  verschaffen,  wird  von  Schumacher  in  Her k- 
ners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  90  und  91,  ausführlich  erörtert. 

2)  Vgl.  eine  ähnliche  Anregung  von  Herkner  in  der  Münchner  Tagung 
der  deutsch-österreichisch-ungarisehen  Wirtschaftsverbände  vom  Juni  1916  (»Wirt- 
schaftszeitung der  Zentralmächte«  vom  9.  Juni  1916), 
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der  Vollwertigkeit  der  Währungen  wäre  binnen  kurzem  vollzogen.  Es 
wäre  nur  recht  und  billig,  daß  die  Entente  auch  in  dieser  Weise  für 
die  Folgen  der  Isolierung  der  Zentralmächte  im  Weltkriege  aufkomme. 

Unter  den  erwähnten  Sicherungen  gegen  etwaige  hinterlistige 
Übervorteilungen,  worauf  noch  anläßlich  der  Besprechung  der  für  die 
zukünftigen  Handelsverträge  überhaupt  aufzustellenden  Grundsätze  zu- 
rückzukommen sein  wird,  müßte  sich  —  wenn  tunlich  —  eine  solche 
vorfinden,  die  es  unmöglich  machen  oder  zumindest  erschweren  würde, 
daß  von  Seite  der  Entente  nicht  etwa  einzelne  neutrale  Staaten  (wie 
Brasilien,  Argentinien,  Chile  u.  a.,  die  von  England  in  finanzieller 
Beziehung  stark  abhängen),  und  zwar  solche  Staaten,  die  selbst  kein 
negatives  Interesse  am  Zustandekommen  des  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündnisses zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  haben,  zum 
wirtschaftlichen  Kampfe  gegen  die  Zentralreiche  gereizt  werden.^) 

Es  könnte  jedoch  in  Friedensverträgen  noch  mehr  als  das  obige 
erreicht  werden,  und  zwar  nicht  nur  im  Interesse  der  Zentralmächte, 
sondern  auch  in  jenem  der  gegenwärtigen  Gegner,  wie  der  Weltwirt- 
schaft im  allgemeinen  —  natürlich  nur  dann,  wenn  die  Zentralmächte 
bei  den  Friedensverhandlungen  als  ein  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis 
auftreten.  2)  Dadurch,  daß  mit  Hilfe  der  letzteren  Tatsache  den  Gegnern 
die  Überzeugung  beigebracht  würde,  daß  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  auf  handelspolitischem  Gebiete  die  vollste  Einigkeit 
und  Gemeinsamkeit  besteht  und  daß  keine  Hoffnungen  auf  etwaige 
zukünftige  Spannungen  und  Spaltungen  auf  wirtschaftlichem  Hinter- 
grunde im  Schöße  des  Zweibundes  bestehen,  könnte  den  Entente- 
mächten das  eingeschlafene  Bewußtsein  der  tatsächlichen  wirtschaft- 
lichen Interessengemeinschaft,  die  zwischen  ihnen  und  dem  Zwei- 
bunde in  vielen  Beziehungen  besteht,   wieder  ins  Gedächtnis  gerufen 

9  Klein,  »Die  Kulturgemeinsehaft  der  Völker  nach  dem  Kriege«,  Leipzig 
1915,  ist  der  Ansieht,  daß  etwaige  solche  Bemühungen  der  Ententestaaten  keine 
besonderen  Aussichten  auf  Erfolg  hätten. 

-)  Vgl.  über  die  durch  den  handelspolitischen  Zusammenschluß  der  Zentral- 
mächte beim  Abschlüsse  der  Friedensverträge  zu  erzielenden  Vorteile  die  trefflichen 
Ausführungen  Kleins  (a.  a.  0.  S.  90 ff.). 

Spiethoff  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  31)  weist  richtig  darauf 
hin,  daß,  was  bei  Gelegenheit  der  Friedensverträge  (auf  handelspolitischem  Gebiete) 
nicht  wird  erreicht  werden  können,  für  sehr  lange  Zeit  ein  frommer  Wunsch  bleiben 
dürfte.  Um  daher  auf  diesem  Gebiete  in  den  Friedensverträgen  Ersprießliches  zu 
erreichen,  sei  ein  geschlossenes  Zusammengehen  der  Zentralmächte  notwendig. 

T.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annähernng.  I.  41 
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werden,  woraus  sich  die  Anbahnung  einer  organisierten  europäi- 
schen Interessengemeinschaft  oder  gar  einer  Weltinteressengemein- 
schaft ergeben  könnte,  (Darauf  wird  noch  später  zurückzukommen  sein.) 

Die  besten  Verträge  genügen  nicht,  wenn  der  Wille  nicht  vor- 
handen ist,  dieselben  gewissenhaft,  nicht  nur  der  Form  nach,  ein- 
zuhalten; gegen  Boykotte  und  Schikanen  haben  auch  Verträge  oft 
nichts  ausgerichtet.  Um  aber  diesen  Willen  bei  der  Gegenpartei  zu 
wecken  und  zu  stärken,  gehören  zwei  Dinge :  erstens  der  Bespekt,  der 
im  vorliegenden  Falle  eben  durch  die  Bildung  des  Zoll-  und  Wirt- 
schaftsbündnisses zwischen  den  Zentralmächten  eine  kräftige  Nahrung 
erhalten  würde,  und  zweitens  eine  freundschaftliche  Verständigung  für 
die  Zukunft  auf  der  Grundlage  großer  gemeinsamer  Interessen.  Eine 
Stärkung  dieser  letzteren  Gemeinsamkeit  einerseits,  eine  Sicherung 
gegen  die  oben  angedeuteten  hinterlistigen  Übervorteilungen  anderseits 
würde  sich  ferner  aus  der  Bildung  von  finanziellen  Gemeinschaften 
der  Weltreiche  zur  Bewirtschaftung  und  Exploitierung  gewisser  aus- 
wärtiger, insbesondere  überseeischer  Gebiete  ergeben,  so  daß  auch  dies 
in  den  Friedensverhandlungen  angestrebt  werden  sollte.  (Darauf  wird 
ebenfalls  noch  später  zurückzukommen  sein.) 

Allenfalls  wird  es  Sache  der  siegreichen  Zentralreiche  sein,  in 
den  Friedensverträgen  nicht  nur  die  Wiederherstellung  aller  jener  be- 
reits bestehenden  internationalen  Gemeinschaften  und  Anstalten,  die 
durch  den  Krieg  gestört  wurden,  sondern  auch  deren  weiteren  Ausbau 
zu  sichern;  dies  wäre  gerade  im  HinbHcke  auf  die  Abneigung,  die 
diesfalls  in  den  Ententestaaten  bestehen  dürfte  (s.  Klein,  a.  a.  0. 
S.  78),  notwendig.  ^)  Dasselbe  gilt  für  die  Sicherung  der  Niederlassungs- 
rechte und  überhaupt  der  Eechtsstellung  der  Angehörigen  der  Zentral- 
reiche in  den  Ententestaaten. 

Schließlich  wäre  Eußland  zu  verpflichten,  den  Export  aus  den 
abzutrennenden  Gebieten,  namentlich  aus  Polen,  durch  längere  Zeit 
zollfrei  aufzunehmen,  wie  überhaupt  verschiedene  Maßnahmen  über 
sich  ergehen  zu  lassen,  welche  die  Erleichterung  des  Überganges 
Polens  vom  osteuropäischen  zum  mitteleuropäischen  Wirtschaftssysteme 
bezwecken.  (Darüber  Näheres  im  III.  Teile  dieser  Arbeit.) 


^)  Unter  anderem  wäre  eventuell  die  Errichtung  einer  internationalen  Produk- 
tionskontrolle und  Goldverkehrsgemeinseliaft  ins  Auge  zu  fassen  —  im  Zusammen- 
hange mit  einer  internationalen  Abrechnungsstelle  und  sonstigen  gemeinschaft- 
lichen Maßregeln  zwecks  Herabsetzung  des  Hartgeldumlaufes. 
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Selbstredend  müßten  die  gegenwärtig  feindlichen  Staaten  die 
besprochenen  Verpflichtungen  nicht  bloß  für  sich  selbst,  sondern  auch 
für  ihre  Kolonien  (die  selbständigen  englischen  Kolonien  sind  ja  an 
dem  Kriege  auch  direkt  beteiligt)  sowie  für  alle  Schutzgebiete,  die  tat- 
sächlich als  solche  anzusehen  sind,  übernehmen.  Dies  gilt  insbesondere 
für  Ägypten,  Tunis  und  Marokko,  Persien  und  die  äußere  Mongolei; 
von  Korea  braucht  nicht  mehr  die  Eede  sein,  da  dieses  Land  von 
Japan  formell  annektiert  wurde.*) 


Soweit  die  Gesamtheit  der  Interessen  der  Ententemächte  in  Be- 
tracht gezogen  wird,  ist  zunächst  festzustellen  —  und  zwar  aus  den- 
selben Gründen,  welche  in  der  Analyse  der  Interessen  verschiedener 
neutraler  Staaten  angeführt  wurden  —  daß  ein  beträchtlicher  Teil  des 
deutschen  und  österreichisch-ungarischen  Exportes  nach  den  feindlichen 
Staaten  für  dieselben  unentbehrlich  und  in  absehbarer  Zeit  unersetzbar 
ist.  Dies  trifft  um  so  mehr  zu,  als  der  Volkscharakter  der  betreffenden 
Stämme  (im  Gegensatze  zu  den  mitteleuropäischen)  zugunsten  einer 
allgemeinen  Idee  auf  gewisse  herkömmliche  Arten  der  Befriedigung 
seiner  Bedürfnisse  auf  die  Dauer  kaum  verzichten  dürfte.  Dies  gilt 
insbesondere  von  den  Engländern,  wo  das  »made  in  Germany«   eine 

^)  Die  oben  angegebenen  wirtschaftlichen  Friedensbedingungen  stellen  ein 
Maximalprogramm  dar.  Sollte  der  Sieg  der  Zentralmächte  nicht  genug  durch- 
schlagend sein,  so  dürfte  sich  von  diesem  Programme  doch  vieles  verwirkliehen 
lassen :  durch  das  geschlossene  Auftreten  eines  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisses  der 
Zentralmäehte  zusammen  mit  der  Türkei  und  Bulgarien,  ferner  durch  die  Aus- 
nützung der  Verfügung  über  die  Dardanellen  sowie  jener  über  eine  den  Suezkanal 
beherrschende  Stellung  auf  der  Sinaihalbinsel.  Dieser  Ansicht  ist  Schilder 
(»Der  Wirtschaftskrieg  des  Vierverbandes  nach  dem  Weltkriege«,  Wien  1916). 
Sollte  es  nicht  möglich  sein,  das  volle  handelspolitische  Programm  bereits  an- 
läßlich des  Friedensschlusses  durchzusetzen,  so  hätten  sich  —  nach  Schilders 
Ansicht  —  die  Zentralmächte  mit  drei-  bis  fünfjährigen  Meistbegünstigungsver- 
trägen (unter  Duldung  der  wechselseitigen  Zollbegünstigungen  der  Zentralmächte  und 
ihrer  Verbündeten,  ferner  jener  im  Schöße  des  britischen  und  des  französischen 
Weltreiches,  mit  Ausnahme  von  Marokko)  zu  begnügen  und  im  Laufe  dieser  drei 
bis  fünf  Jahre  über  den  Abschluß^  endgiltiger  Handelsverträge  unter  Aus- 
nützung der  erwähnten  Trümpfe  zu  verhandeln.  Der  Vorschlag  einer  vor- 
läufigen Regelung  der  handelspolitischen  Fragen  für  drei  bis  fünf  Jahre  wurde 
zuerst  vom  Professer  Plenge  im  11.  und  12.  Heft  der  von  der  Universität 
Münster  i.  W.  veranstalteten  Kriegsvorträge  gemacht. 
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Zunahme  der  Nachfrage  nach  deutschen  Erzeugnissen  bewirkte,  ferner 
von  den  Franzosen  und  Italienern,  wohl  aber  auch  von  den  Eussen. 
Man  darf  sich  in  dieser  Beziehung  durch  chauvinistischen  Lärm  und 
durch  das  Boykottsäbelrasseln  nicht  einschüchtern  lassen.  Ähnliche 
wirtschaftlich-nationale  Boykottbewegungen  hat  es  im  Laufe  der  letzten 
Jahrzehnte  in  verschiedenen  Ländern  gegeben;  der  Erfolg  war  aber 
tiberall  ein  verhältnismäßig  winziger,  bis  auf  China,  Indien,  Persien 
und  die  Türkei,  wo  ungemein  starke  rassenpsychologische  und  zum 
Teil  religiöse  Momente,  welche  mit  pohtischen  Beweggründen  Eines 
bildeten,  Boykottideen  hinsichtlich  fremder  Waren  bestimmter  Prove- 
nienzen zum  Siege  verhalfen.  Solche  bei  asiatischen  Völkern  stark 
hervortretende  Momente  fehlen  aber  in  den  hier  in  Betracht  kommenden 
Staaten  und  dürften  im  Zusammenhange  mit  einer  etwaigen  Boykott- 
bewegung gegen  deutsche  und  österreichisch-ungarische  Erzeugnisse 
in  England,  Frankreich  und  Italien  kaum  in  Erscheinung  treten. 

Es  könnte  höchstens  der  der  russischen  Volksseele  anhaftende 
mystische  Größenwahn  (in  bezug  auf  Rußlands  religiöse  Mission)  hie 
und  da  dazu  ausgenützt  werden,  um  eine  ähnliche  Boykottbewegung 
zu  nähren;  doch  würden  sich  auf  der  anderen  Seite  einer  Ausbreitung 
derselben  in  Eußland  besondere  starke,  sowohl  volkspsychische  als  auch 
volkswirtschafthche  Hemmungen  entgegensetzen.  ^) 

In  modernen  Sozialgebilden  der  europäischen  Zivilisationsgrupperi 
lassen  sich  meistens  weder  die  reichsten  Schichten  noch  die  arbeiten- 
den Klassen  von  wirtschaftlichen  Boykottbewegungen  hinreißen  —  die 
ersteren,  weil  sie  sich  in  ihrem  Konsum  von  der  Qualität,  von  der 
Ausführung,  von  der  Ausstattung,  vom  Geschmacke  auf  Grund  einer 
sehr  stark  eingewurzelten  Gewohnheit  leiten  lassen,  die  zweiten,  weil 
für  sie  die  Billigkeit  und  praktische  Nützlichkeit  ausschlaggebend  sein 
muß,  wenn  sie  mit  ihren  knapp  konstruierten  Budgets  auskommen 
sollen.  Darüber  können  ideelle  Motive  auf  die  Dauer  in  einem  geringen 
Maße  hinweghelfen.  Ebenso  wie  der  reiche  Engländer  nach  dem  Kriege 

^)  Eine  gründliehe  Darstellung  des  wirtschaftliehen  Boykottproblems  bietet 
eine  neulieh  erschienene  Studie  von  Kybarski,  »Bojkoty  ekonomiezne  w  krajach 
obeyeh«,  Krakau  1916  (in  polnischer  Sprache),  in  welcher  auch  die  besondere 
rassenpsychologisehe  Eignung  der  asiatischen  Völker  für  wirtschaftlich-nationale 
Boykottbewegungen  dargetan  wird.  Ungeachtet  dessen  seheint  Rybarski  dauernd 
wirksame  Boykotte  dieser  Art  auch  bei  europäischen  Völkern  in  viel  höherem  Grade 
für  möglieh  zu  halten  als  ich.  Vgl.  femer  die  von  Rybarski  angeführte  Spezial- 
literatur. 
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auf  böhmisches  oder  sächsisches  Porzellan,  wenn  er  dafür  schon  früher 
Vorliebe  hatte,  nicht  verzichten  wird,  ebenso  wie  er  sich  im  Bedarfs- 
falle eine  solche  Gartenmöbelgarnitur  anschaffen  wird,  die  seinem  Ge- 
schmacke  am  besten  entspricht  (ohne  Eücksicht  darauf,  daß  sie  aus 
einer  österreichischen  Bugholzmöbelfabrik  stammt),  wird  auch  der 
französische  Arbeiter  fertige  Schuhe  deutscher  Provenienz  nach  wie  vor 
kaufen,  wären  sie  auch  ganz  mit  Etiketten  »Produit  allemand«  überklebt, 
wofern  sie  nur  biUiger  und  dauerhafter  sind  als  jene  anderer  Herkunft. 

Pistor  meint  hiezu  (in  einem  Artikel  der  »Neuen  Freien 
Presse«  vom  24.  Juni  1916)  richtig  folgendes:  >Das  ,Made  in  Ger- 
many'  sollte  den  deutschen  Waren  ein  Stigma  aufdrücken  —  und 
hat  ihnen  in  der  britischen  Welt  den  Absatz  erleichtert,  hat  sie  zur 
Markenware  deutscher  Herkunft  gemacht.  Die  französischen  Zoll- 
vorschriften der  letzten  Jahre  verfolgten  ähnliche  Absperrungs- 
absichten, indem  sie  zum  Beispiel  den  Ausländern  Aufschriften  auf 
den  Waren  beanstandeten,  welche  den  Anschein  französischer  Her- 
kunft erwecken  konnten.  Der  Absatz  Deutschlands  und  Österreichs  in 
Frankreich  ist  aber  trotzdem  gestiegen.  In  diesem  Falle  liegen  außer 
den  von  Chauvinisten  gepredigten  Tendenzen  der  Abneigung  sogar 
behördliche  Verfügungen,  also  planmäßige  Handlungen  vor,  so  wie  es 
nach  dem  Programm  für  die  Zukunft  überhaupt  gedacht  ist;  aber 
selbst  in  diesen  Fällen  ist  der  erhoffte  Erfolg  nicht  eingetreten.  Im 
Kriege,  wo  es  um  Sein  und  Nichtsein  geht,  kann  der  Staat  und  die 
Allgemeinheit  vom  einzelnen  verlangen,  gegebenenfalls  unter  den 
schwersten  Strafen  erzwingen,  daß  er  sich  bis  ins  kleinste  Detail  dem 
Kriegsprogramm  einordne.  Aber  da  weiß  jedermann,  um  welch  hohen 
Einsatz  es  sich  dreht,  er  weiß  ferner,  daß  der  erhöhte  Aufwand  oder 
die  Entbehrungen  nur  für  eine  bestimmte,  beschränkte  Zeit  vom  ein- 
zelnen wie  von  der  Allgemeinheit  verlangt  werden.  Aber  im  Frieden, 
und  auf  immer  sollten  die  780  Millionen  Einwohner  der  Entente- 
staaten und  ihre  Kolonien  an  das  gleiche  Prinzip  gebunden  werden? c 

Jene  erfahrungsgemäß  zu  ideellen  Handlungen  und  materiellen 
Opfern  aus  patriotischen  Motiven  im  alltäglichen  praktischen  Leben 
am  leichtesten  zu  bewegende  wenig  bemittelte  Intelligenz,  die  in  der 
sozialen  Schichtung  Mitteleuropas  eine  große  Eolle  spielt  und  einen 
verhältnismäßig  großen  Einfluß  auf  die  Volksstimmung  hat,  tritt  in 
England  und  Frankreich  hinter  die  dort  viel  zahlreichere  reiche  Schichte 
und  hinter  die  unzähligen  schmutzig-sparsamen  Bentiers  zurück.   So 
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fehlt  es  dort  an  dem  eigentlichen  Träger  solcher  selbstloser  Bewegungen, 
wie  es  eine  Boykottbewegung  gegen  deutsche  und  österreichisch- 
ungarische Erzeugnisse  wäreJ) 

Von  den  Artikeln  des  unmittelbaren  Konsums  abgesehen  —  so- 
wohl Luxus-,  Geschmacks-  und  Qualitätsware,  in  welcher  die  öster- 
reichische Industrie  und  Gewerbe  so  leistungsfähig  sind,  als  auch  bil- 
lige Massenartikel,  in  welchen  wieder  die  deutsche  Industrie  über  die 
gesamte  Weltkonkurrenz  (wie  wir  in  den  Analysen  gesehen  haben) 
vielfach  den  Sieg  davonträgt  —  läßt  sich  noch  eine  äußerst  wichtige 
Gruppe  von  Bezügen  durch  keinerlei  ideelle  Motive  beeinflussen.  2)  Hie- 
her gehören  sämtliche  Produktionshilfsmittel.  Nun  nimmt  aber  gerade 
auf  diesem  Gebiete  Deutschland  mit  seinen  Spezialmaschinen  (insbe- 
sondere Werkzeugmaschinen),  mit  seinen  wissenschaftlichen,  insbesondere 
optischen  Instrumenten,  mit  seinen  Farbstoffen  und  vielen  anderen 
chemischen  Produkten,  mit  seinen  Kalisalzen  u.  dgl.  eine  in  der  der- 
malen unerreichbaren  Qualität  begründete  monopolistische  Stellung  ein.  ^) 

Die  mit  deutschen  und  österreichisch-ungarischen  Waffen  und 
Munition  errungenen  Siege  werden  als  eine  glänzende  Reklame  für 
die  gesamte  Metallindustrie  der  Zentralreiche  nicht  nur  im  neutralen 
Auslande,  welches  nach  dem  Kriege  bestimmt  große  Mengen  an 
Waffen  und  Munition  zu  bestellen  haben  wird,  sondern  sogar  in  den 
gegenwärtig  feindlichen  Staaten  nachwirken.  Dasselbe  gilt  auch  für 
Eisenbahnmaterialien,  chemische  Produkte  u.  dgl.^) 

Schon  während  des  Krieges  sprach  der  englische  Munitions- 
rainister  Lloyd  George   ganz  offen  von  den  »systemlosen,   vom  Zufall 


^)  Anders  liegen  die  Verhältnisse  in  den  autonomen  Kolonien  Englands,  wo 
jener  Mittelstand  einflußreieti  und  stark  vertreten  ist.  Wenn  aber  dort  der  Boykott- 
lärm derzeit  ein  starker  ist,  dürfte  es  auf  die  Dauer  an  reellem  Interesse  fehlen, 
denselben  wirksam  werden  zu  lassen. 

^)  Nach  Friedensschluß  dürfte  man  vielfach  irrigerweise  viele  Ausfuhr- 
verminderungen auf  Boykott,  Zölle  usw.  zurückführen,  die  tatsächlich  nur  infolge 
geschwächter  Kaufkraft  entstehen  werden.  Der  Boykott  wird  da  höchstens  aus  der 
Not  eine  Tugend  machen. 

2)  Pistor,  a.a.O.  S.  135,  ist  der  Ansicht,  daß  man  auf  beiden  Seiten  eine 
Reihe  von  Waren  feindlicher  Herkunft  so  notwendig  brauche,  daß  der  Ausfall  nicht 
allzugroß  sein  dürfte. 

Während  des  Krieges  ist  der  Preis  für  Kalisalze  im  Ausland  auf  das  Acht- 
fache gestiegen,  was  ihre  Verwendung  als  Düngemittel  aussehließt. 

*)  Vgl.  Oppenheimer  (»Weltwirtschaftliches  Archive,  Bd.  VII,  S.  129). 
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geformten,  veralteten  Methoden  der  englischen  Eisenindustrie«,  die 
sie  sowohl  im  Kriege  als  auch  im  Frieden  zu  einer  beträchtlichen 
Inferiorität  im  Vergleiche  zur  deutschen  verurteilen.  Läßt  sich  denn 
eine  solche  tief  eingewurzelte  Inferiorität  rascher  als  in  Jahrzehnten 
beheben  und  wird  England  nicht  nach  wie  vor  600.000  t  Eohstahl 
und  500.000  t  Walzwerksprodukte  aus  Deutschland  beziehen  müssen, 
indem  es  auch  während  des  Krieges  versuchte,  sich  diese  Halbfabri- 
kate aus  Deutschland  durch  Vermittlung  Hollands  zu  beschaffen? 
Sa  werden  auch  alle  anderen  Ententemächte  nach  demKriege  auf 
deutsches  Eisen  angewiesen  sein,  um  so  mehr,  als  der  Bedarf  gewaltig 
steigen  dürfte. 

Die  Stellung  der  österreichischen  Skodawerke  als  einer  der  füh- 
renden Stahlgießereien  auf  dem  europäischen  Markte,  die  seit  jeher 
Stahlformguß  nach  England,  Frankreich  und  Italien  trotz  hoher  Zölle 
und  Frachten  lieferte,  wird  im  Hinblicke  auf  die  eminente  Qualität 
der  Ware  durch  den  Krieg  nicht  erschüttert  werden.^) 

An  Maschinen  bezieht  die  Entente  für  rund  eine  halbe  Milliarde 
Mark  aus  Deutschland.  England  ist  groß  in  Schiffsmaschinen,  Hebe- 
zeugen, Lokomotiven,  Lokomobilen,  landwirtschaftlichen  Maschinen, 
Berg  Werksmaschinen,  Spinnmaschinen  und  gewöhnlichen  Webstühlen. 
In  all  den  Maschinen,  wo  es  sich  um  die  Massenherstellung  be- 
währter Typen  handelt.  Aber  es  fehlt  ihm  die  ungeheure  Mannig- 
faltigkeit des  deutschen  Maschinenbaues,  der  immer  neue  Individuali- 
täten hervorbringt  und  der  infolge  der  wissenschaftlichen  Durchbildung 
seiner  Ingenieure,  in  seinem  ständigen  Handinhandarbeiten  mit  den 
ersten  Männern  der  technischen  Wissenschaft  an  den  Hochschulen 
in  so  rapidem  Fortschreiten  ist,  daß  sich  in  der  kurzen  Zeitspanne 
von  1909  bis  1913  die  Ausfuhr  von  Maschinen  aus  Deutschland 
um  300,  von  elektrotechnischen  Erzeugnissen  um  100  MilHonen  Mark 
heben  konnte. 

Auf  diesem  intensiven  Zusammenarbeiten  von  Wissenschaft  und 
Technik  beruht  auch  der  Siegeszug  der  deutschen  chemischen  Industrie. 
England  ist  bedeutend  in  der  sogenannten  chemischen  Großindustrie, 
der  Herstellung  von  Mineralsäuren,  Soda,  Ätznatron,  Seifen,  Spreng- 
stoffen,  künstlichen  Düngemitteln,   und  ist  auch   darin  sehr  export- 

^)  Vgl.  den  Artikel  des  Generaldirektors  Münzesheimer  (von  den  Gelsen- 
kirchener  Gußstahl-  und  Eisenwerken)  in  der  »Neuen  Freien  Presse«  vom  6.  Fe- 
bruar 1916. 
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kräftig;  es  ist  groß  in  allen  den  Pabrikationszweigen,  die  der  tüchtige 
Werkmeister  ohne  eigentliche  wissenschaftliche  Bildung  nach  be- 
währten Methoden  ausüben  kann.  Aber  die  Vielseitigkeit  der  deutschen 
Farben-  und  pharmazeutischen  Industrie  ist  nur  mit  wissenschaftlicher 
Durchdringung  aller  Produktionsprozesse,  mit  unaufhörlichem  wissen- 
schaftlichen Forschungstrieb  zu  erreichen. 

Der  Bedarf  Englands  an  Teerfarbstoffen  wird  auf  2V4  Millionen 
Pfund  Sterhng  geschätzt,  wovon  bisher  1,750.000  ä^  von  Deutsch- 
land, 150.000  £  von  der  Schweiz  und  200.000  £  von  England  selbst 
gedeckt  wurden.  Auf  dieser  Grundlage  wurde  in  den  ersten  Kriegs- 
monaten eine  »British  Dyes  Ltd.«  zur  Erzeugung  von  Teerfarbstoffen 
mit  Staatsunterstützung  gegründet;  sie  konnte  jedoch  einerseits  die 
Interessenten  dafür  nicht  gewinnen,  Verpflichtungen  zur  Deckung  ihres 
Bedarfes  bei  der  »British  Dyes«  zu  übernehmen  —  anderseits  wird 
seitens  der  Interessenten  über  die  Qualität  der  Produkte  bitter  geklagt. 
Die  englischen  Papierfabriken  fordern  höhere  Preise,  »weil  sich  die 
Knappheit  an  den  vorhandenen  Farben  Vorräten  nicht  beheben  lasse« 
und  teilen  ihren  Kunden  mit,  »daß  man  in  der  Zukunft  rote  und 
grüne  Färbungen  wohl  kaum  mehr  werde  liefern  können«. 

So  würde  es  für  die  Entente  eine  gefährliche  Belastung  dar- 
stellen, wenn  Deutschland  nach  dem  Kriege  Ausfuhrzölle  auf  Kali, 
Eisen  usw.  einführen  würde,  wie  es  England  nach  dem  Burenkriege 
mit  der  Kohle  tat. 

Eine  durch  Jahrzehnte  oder  gar  Jahrhunderte  der  Tradition, 
Erfahrung,  Schulung,  Geschmacksentwicklung,  Ausnützung  sämtlicher 
Chancen  und  Errungenschaften  begründete  oder  manchmal  auf  be- 
sonderer Günstigkeit  der  ßohstoffbezüge  beruhende  internationale 
Arbeitsteilung  auf  industriellem  Gebiete  läßt  sich  nicht  von  heute  auf 
morgen  über  den  Haufen  werfen.  Im  übrigen  sind  nach  den  bisherigen 
Erfahrungen  im  großen  und  ganzen  die  Engländer  zu  konservativ,  die 
Franzosen  zu  wenig  unternehmend,  die  Bussen  zu  indolent,  um  an 
die  Ausführung  eines  solchen  umwälzenden  und  ungeheueren  Pro- 
grammes  energisch  zu  schreiten. 

Ferner  dürften  nach  dem  Kriege,  mindestens  durch  längere 
Zeit,  alle  Versuche,  nationale  Industrien  in  den  bisher  nicht  vertre- 
tenen Zweigen  ins  Leben  zu  rufen,  am  Mangel  an  Kapitalien  scheitern, 
die  doch  in  noch  nie  dagewesenen  Mengen  für  den  Staatsbedarf  be- 
ansprucht werden;    nicht  minder   aber   am  Mangel   an   intelligenten 
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Arbeitskräften  (Technikern,  Werkmeistern,  Vorarbeitern  u.  dgl),  da 
die  Verluste  gerade  in  dieser  Kategorie  von  Menschen  verhältnismäßig 
die  größten  sein  dürften. 

Allerdings  wurden  v^ährend  des  Krieges  von  den  Ententestaaten 
Studien  und  Versuche  eingeleitet,  um  den  wechselseitigen  Verkehr  zu 
heben  und  einen  Ersatz  sowohl  für  die  Bezüge  aus  den  Zentralreichen 
als  auch  für  den  Export  nach  den  Zentralreichen  zu  schaffen.  Über- 
haupt wird  vielfach  die  handelspolitische  Absperrung  gegen  die  Zentral- 
reiche nach  dem  Kriege  proklamiert.  Im  letzteren  Sinne  sind  von  den 
englischen  Handelskammern  zahlreiche  Kesolutionen  gefaßt  worden, 
darunter  die  schärfste  in  der  Burg  des  Freihandels,  in  Manchester.  Was 
jedoch  über  die  Erfolge  der  erwähnten  Versuche  in  die  Öffentlichkeit 
gelangt  ist,  klingt  nicht  besonders  entmutigend  für  die  Zentralmächte. 

Von  den  theoretischen  Erörterungen  der  wirtschaftspolitischen 
Zukunftspläne  abgesehen,  worauf  noch  zurückzukommen  sein  wird, 
dürfte  bisher  nicht  viel  mehr  geschehen  sein  als  folgendes :  Es  arbeitete 
in  Genf  die  französische  Handelskammer  ein  Adreßbuch  aus,  worin 
die  in  der  Schweiz  eingeführten  deutschen  und  österreichisch-ungarischen 
Waren  besonders  angegeben  sind,  um  sie  boykottieren  zu  können;  in 
Eußland  regte  man  an,  eine  neue  westeuropäische  Zentrale  für  den 
Pelzwarenhandel  an  Stelle  Leipzigs  zu  schaffen;  im  australischen  Ee- 
präsentantenhause  bezeichnete  es  der  Generalanwalt  als  notwendig,  zu 
verhindern,  daß  Deutschland  die  Kontrolle  über  den  Metallmarkt  wieder- 
gewinne. In  Paris  fanden  Beratungen  über  den  Ausschluß  fremdange- 
höriger  Agenten  von  der  Vertretung  der  alliierten  Industrien  statt  u.  dgl.  ^) 

Die  Engländer  sollen  sich  jedoch  überzeugt  haben,  daß  sie  keine 
großen  Chancen  haben,  die  Deutschen  aus  Eußland  zu  verdrängen, 
weil  sie  zu  teuer  produzieren  und  gewöhnt  sind,  keine  langfristigen 
Kredite  zu  gewähren.  Ähnliches  soll  der  englische  Konsul  in  Genua 
hinsichtlich  einer  Möglichkeit  der  Erweiterung  des  englischen  Ab- 
satzes in  ItaUen  berichtet  haben.  In  der  Textilindustrie  versorgen  sich 
Eußland  und  Frankreich  zum  großen  Teile  selbst  und  es  wird  Euß- 
land auf  die  Bezüge  aus  Kongreßpolen  trotz  Abtrennung  dieses  Ge- 
bietes durch  lange  Zeit  nicht  verzichten  können.  In  der  chemischen 
und  elektrotechnischen  Industrie,  wo  ein  großes  Aufnahmsbedtirfnis 
Eußlands  und  Prankreichs  besteht,   ist  England  so  rückständig,  daß 

^)  Vgl.  Oberfohrens,  > Französische  Bestrebungen  zur  Verdrängung  des 
deutschen  Handels«,  Jena  1916. 
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es  selbst  auf  die  deutsehe  Einfuhr  stark  angewiesen  ist.  Der  bekannte 
russische  Handelspolitiker  und  gewesene  Minister  Timiriazew  soll 
sich  ausdrücklich  dahin  geäußert  haben,  daß  deutsche  Produkte  in 
Eußland  durch  anderweitige  leider  kaum  zu  ersetzen  sind.  Die  fran- 
zösischen Konsularberichte  aus  der  Kriegszeit  sollen  nach  wie  vor  un- 
ablässige Jammerklagen  über  die  Unfähigkeit  der  französischen  Industrie 
enthalten,  mit  dem  ausländischen  Absatz  der  Deutschen  in  erfolgreichen 
Wettbewerb  zu  treten,  i) 

Wie  die  »Wirtschaftszeitung  der  Zentralmächte«  in  der  Nummer  8 
berichtet,  war  der  Mißerfolg  der  Lyoner  und  der  Londoner  Messe 
durchschlagend  (im  Gegensatze  zur  Leipziger  Messe). 

Sollte  sich  jedoch  England,  wie  es  den  Anschein  hat,  wegen 
finanzieller  Schwierigkeiten  notgedrungen  zum  Ausbau  und  zur  Stabili- 
sierung des  während  des  Krieges  eingeführten  Schutzzollsystems  ent- 
schheßen  und  sich  infolgedessen  gegen  die  ganze  Welt  mit  Ausnahme 
seiner  Kolonien  mehr  oder  weniger  »absperren«  (im  Vergleiche  zum 
gegenwärtigen  Zustande),  so  dürften  dadurch  allein  geradezu  automatisch 
etwaige  Absperrungsideen  der  übrigen  Ententestaaten,  die  alle  durch 
eine  solche  englische  Absperrung  in  ihren  Handelsinteressen  mehr 
oder  weniger  bedroht  würden,  ins  Wanken  geraten;  daher  könnten 
sich  gerade  infolge  des  englischen  Systemwechsels  die  Beziehungen 
der  Zentralmächte  zu  den  übrigen  Ententestaaten  noch  reger  gestalten, 
als  dies  in  der  Vergangenheit  der  Fall  war.  So  könnte  anstatt  einer 
weiteren  Isolierung  der  Zentralmächte  eine  handelspolitische  Entfrem- 
dung im  Schöße  der  Entente  selbst  entstehen;  im  Zusammenhange 
damit  käme  es  zu  einer  stärkeren  wechselseitigen  Befruchtung  der 
Ententestaaten  (ohne  England)  und  der  Zentralmächte,  falls  England 
sein  handelspolitisches  System  ändert.  Dies  wäre  wohl  eine  vom  Anfang 
an  nicht  erwartete  Folgeerscheinung  des  gegenwärtigen  Weltkrieges. 

Als  zweites  entscheidendes  Moment,  welches  allgemein  dafür 
spricht,  daß  die  feindlichen  Staaten  aus  ihren  ureigensten  Lebens- 
interessen heraus  die  handelspolitische  Feindseligkeit  gegenüber  den 
Zentralmächten  nach  dem  Kriege  nicht  werden  fortsetzen  wollen,  tritt 
die  imperative  wirtschaftliche  Notwendigkeit  auf,  ihren  immensen  Ex- 
port nach  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  auf  die  Dauer  aufrecht 

1)  Über  die  unüberwindlichen  Schwierigkeiten,  denen  der  französische  Export 
begegnet,  um  sieh  in  Rußland  gegen  den  deutschen  durchzusetzen,  vgl.  Turis 
Etienne,  »La  Russie  et  ses  richesses«,  Paris  1913. 
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zu  erhalten.  Nun  handelt  es  sich  hiebei  vielfach  (jedenfalls  in  viel 
höherem  Maße  als  im  umgekehrten  Verhältnisse)  um  solche  Artikel, 
welche  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  in  anderen  Qualitäten  selbst 
erzeugen  oder  aus  anderen  Gebieten  beziehen  oder  teilweise  auch  ent- 
behren können  und  für  welche  die  Bntentestaaten  in  anderen  Gebieten 
nicht  so  leicht  Ersatzabnehmer  finden  würden.  Außerdem  ist  die  Be- 
völkerung Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  infolge  der  sozialen 
Schichtung,  welche  der  mittleren  Klasse  einen  stärkeren  Einfluß  ge- 
währt (s.  oben),  infolge  der  größeren  sozialen  Disziplin,  infolge  der 
von  der  Entente  so  oft  verhöhnten  >mintärischen  Sozialsolidarität«, 
-die  sich  auf  die  Zivilverhältnisse  überträgt,  viel  eher  als  die  Engländer, 
Franzosen,  Italiener  und  Russen  imstande,  auf  gewisse  im  täglichen 
Leben  nicht  unentbehrliche  Bezüge  aus  Prankreich  und  England, 
Ä.  B.  auf  die  vielfachen  Pariser  und  Londoner  Luxusartikel  zu  ver- 
zichten, oder  zumindest  den  Konsum  derselben  stark  einzuschränken,  i) 

Auf  den  überseeischen-  Import  gleichwie  auf  jenen  aus  Rußland 
(in  der  Summe,  wobei  verschiedene  Verschiebungen  unter  den  ein- 
zelnen Lieferanten  möglich  sind)  ist  Deutschland  und  Österreich-Ungarn 
—  im  Hinblicke  darauf,  als  diese  Importe  zum  großen  Teile  Nahrungs- 
mittel, Industrierohstoffe  und  -hilfsmittel  liefern  —  unvergleichlich  mehr 
angewiesen  als  auf  den  Import  aus  England,  Frankreich  und  Italien. 
Diese  Abhängigkeit  vom  überseeischen  und  russischen  Importe  ist 
naturgemäß  in  Deutschland  viel  größer  als  in  der  Monarchie.  Auf 
der  anderen  Seite  ist  auch  das  deutsche  Absatzgebiet  für  den  Export 
der  Ententestaaten  unvergleichlich  wichtiger  als  das  österreichisch- 
ungarische. 

Von  der  Ausfuhr  Englands  und  der  englischen  Kolonien,  Buß- 
lands und  Italiens  entfällt  das  Gros  auf  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn,  Nur  die  französische  Ausfuhr  nach  England  ist  höher  als 
jene  nach  den  Zentralreichen.  In  diesen  einfachen  Tatsachen  liegt  die 
Wahrscheinlichkeit,  daß  das  künftige  handelspolitische  Verhältnis  der 
Entente  zu  den  Zentralreichen,  trotz  eines  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  zustandegekommenen  Zollbündnisses,  auf  die  Dauer 
einer  friedlichen  Gestaltung  entgegengehen  werde. 


1)  Vgl.  Naumann  (>Mitte]europa«  S.  138):  »Wir  lernen  in  der  Weltwirt- 
schaft auf  eigenen  Füßen  stehen.  Das  lernt  weder  England  noch  Frankreich;  diese 
Schule  ist  nur  unser  Vorzug.  Wir  sind  zur  Anpassungswirtsehaft  erzogen 
worden.« 
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Insbesondere  würde  England  viel  daran  verlieren,  wenn  es  den 
Export  nach  Deutschland  gegen  jenen  nach  den  englischen  Kolonien 
direkt  eintauschen  wollte,  denn  diese  Kolonien  sind  vorwiegend  Eoh- 
produktionsländer;  dagegen  ist  Deutschland  eines  der  stärksten  Industrie- 
gebiete der  Welt.  Nun  sind  bekanntermaßen  industriell  hochstehende 
Länder  unvergleichlich  bessere  Abnehmer  für  Ganzfabrikate  (darunter 
für  hochwertige  Qualitätsware  und  Produktionshilfsmittel)  als  Eoh- 
produktionsländer.  Die  deutsche  Einfuhr  an  Fabrikaten  ist  trotz  der 
gewaltigen  Entwicklung  der  deutschen  Industrie  doppelt  so  groß  als 
die  österreichisch- ungarische  (3  Milliarden  gegen  1'6  Milliarden), 
während  das  Bevölkerungsverhältnis  ungefähr  7 : 5  beträgt. 

Es  ist  interessant,  daß  der  Anteil  der  englischen  Kolonien  an 
der  englischen  Ausfuhr,  der  in  der  Zeit  von  1865  bis  1874  25  bis 
27 7o  betrug,  in  der  ersten  Bevorzugungsperiode  (1900  bis  1904)  auf 
B7-37o  stieg,  dann  schließlich  (1905  bis  1910)  auf  337o  zurückging, 
und  zwar  infolge  der  seither  gesteigerten  Pflege,  die  England  dem 
Fremdexporte  angedeihen  ließ. 

Die  Steigerung  der  absoluten  Ziffern  der  englischen  Kolonial- 
einfuhr aus  dem  Mutterlande  macht  gleichfalls  keinen  überwältigenden 
Eindruck  —  trotz  der  Präferentialbehandlung  der  englischen  Erzeug- 
nisse in  einer  Reihe  von  Kolonien. 

Ausfuhr  Großbritanniens  mit  Irland. 


Nach 

In  Millionen  Pfund  Sterling 

1905 

1909               1912 

Australien  .     . 

.      20 

27              38 

Kanada  .     .     . 

.       14 

18              27 

Südafrika     .     . 

.       19 

16              24 

allen  Kolonien 

.     186 

150            218 

Da  hat  schon  die  deutsche  Ausfuhr  nach  Ländern,  in  welchen 
sie  keine  Präferentialbehandlung  genießt,  ganz  andere  Steigerungen 
aufzuweisen  (z.  B.  nach  Rumänien  von  1900  bis  1913  um  6227o)» 
wie  sie  überhaupt  seit  1890  nach  beinahe  jedem  europäischen  Staate 
stärker  zugenommen  hat  als  die  englische  und  in  ganz  Europa  mit 
Ausnahme  von  Frankreich,  Spanien,  Portugal,  Griechenland  und  der 
Türkei  einen  Vorsprung  vor  England  besitzt.  Sogar  in  Britisch-Indien 
ist  die  Einfuhr  aus  Deutschland  seit  1890  um  2507o»  aus  Österreich- 
Ungarn  um  2407o5  aus  England  nur  um  307o  gestiegen,  wobei  sich 


653 

allerdings  die  absolute  Einfuhrziffer  aus  England  (1913)  auf  66,  aus 
den  Zentralreichen  auf  IOV4  Millionen  Pfund  Sterling  beläuft. 

Nun  besteht  der  englische  Export  vorwiegend  aus  Ganzfabrikaten, 
wovon  ein  nicht  unbeträchtlicher  Teil  auf  hochwertige  Qualitätsware 
entfällt.  Er  wäre  der  billigen,  kommerziell  rührigen  und  in  vielen 
Artikeln  qualitativ  nicht  zurückstehenden  oder  gar  überlegenen  deutschen 
Konkurrenz  in  den  englischen  Kolonien,  sogar  bei  größeren  Zollbevor- 
zugungen, vielfach  nicht  gewachsen,  wie  er  auch  nicht  imstande  war, 
trotz  der  bisher  bestandenen  Zollbevorzugungen,  die  Steigerung  der 
deutschen  Einfuhr  in  den  englischen  Kolonien  aufzuhalten.  Die  Wirkung 
der  enghschen  Schutzzölle  würde  vielfach  durch  die  Verknöcherung 
und  Schwerfälligkeit  der  konservativen  englischen  Industrie,  durch  ihre 
veralteten  Methoden,  durch  ihre  psychische  Unfähigkeit,  sich  in  den 
Handelsformen  und  in  der  Kreditgewährung  neuen  Verhältnissen  an- 
zupassen, aufgewogen  werden,  ^) 

Übrigens  würde  ein  wirtschaftlicher  Krieg  Englands  mit  Deutsch- 
land eine  beträchtliche  Schädigung  des  englischen  Zwischenhandels, 
der  englischen  Banken,  Börsen  und  Kapital  sinteressen  mit  sich  bringen. 

Es  ist  nicht  anzunehmen,  daß,  hundert  Jahre  nach  dem  Auf- 
hören der  gewaltigen  Schädigung  Englands  durch  die  Kontinental- 
sperre Napoleons,  die  Engländer  über  sich  selbst  eine  partielle  Kon- 
tinentalsperre in  der  Form  eines  wirtschaftlichen  Krieges  mit  den 
Zentralreichen  verhängen  würden.  ^) 


^)  Vgl.  unter  anderen  Schumacher  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil, 
S.  100). 

^)  Es  ist  auch  erklärlich,  daß  nach  einer  auf  dem  Wege  über  den  Haag  ein- 
gelangten Nachricht  (Mai  1916)  manche  französischen  Grewerbezweige,  wie  die 
Textil-,  die  Kraftwagen-,  die  Luxuswarenindustrie,  ferner  der  französische  Weinbau 
einem  wirtschaftlichen  Boykott  Deutsehlands  ausgesprochen  feindlieh  gegenüber- 
stehen. Selbst  die  französische  Eisenindustrie  betont  die  nun  einmal  bestehende 
große  Abhängigkeit  von  deutsehen  Kohlen  und  Koks,  die  besonders  von  der 
französischen  Schwerindustrie  der  östlichen  Departements  verwendet  werden.  Ferner 
soll  auch  eine  Anzahl  englischer  Handelsherren,  die  von  der  englischen  ßegierung 
befragt  wurden,  ganz  entschieden  gegen  einen  wirtschaftlichen  Boykott  Deutsch- 
lands aufgetreten  sein.  Nicht  nur,  betonen  sie,  würden  England  durch  ein  Ein- 
fuhrverbot oder  eine  Einfuhrerschwerung  deutscher  Waren  nach  England  Geschäfte 
im  Umfange  von  vielen  Hunderten  von  Millionen  verlorengehen,  sondern  durch 
einen  solchen  Boykott  würde  auch  das  wirtschaftliehe  Wettbewerbsvermögen  Deutsch- 
lands in  anderen  neutralen  Ländern  Europas  sowie  in  Südamerika,  Ostasien  usw. 
eine  bedeutende  Stärkung  erfahren. 
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Ein  gewisses,  wenn  auch  unvergleichlich  geringeres  Interesse 
als  an  dem  Exporte  nach  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  haben 
die  Ententemächte  daran,  daß  die  Zentralmächte  nicht  dazu  getrieben 
werden,  einen  Vernichtungskampf  gegen  die  englische,  französische 
und  italienische  Konkurrenz  in  der  Türkei  und  in  Bulgarien  ins  Werk 
zu  setzen,  was  um  so  leichter  wäre,  als  die  Anteile  Englands  und 
Frankreichs  an  der  türkischen  Ausfuhr  von  60%  und  187o  im  Jahre 
1887  auf  35%  und  11'5%  im  Jahre  1910  sanken  und  jene  Deutsch- 
lands und  Österreich-Ungarns  in  derselben  Zeit  von  67o  und  13%  auf 
je  21%  stiegen.  Von  der  türkischen  Einfuhr  im  Werte  von  723  Mil- 
lionen Pranken  im  Jahre  1911  entfielen  186-3  auf  England,  168-8 
auf  Frankreich,  86  (nach  der  deutschen  Statistik  108)  auf  Deutsch- 
land, 86  auf  Österreich-Ungarn.  Das  Gros  (beinahe  die  Hälfte)  der 
gesamten  Einfuhr  bildeten  Textilwaren.  In  der  Türkei  und  in  Bulgarien 
lassen  sich  aber  gerade  in  Textilwaren  englische,  französische  und 
italienische  Provenienzen  im  Falle  des  Beitrittes  dieser  Staaten  zum 
deutsch-österreichisch-ungarischen  Wirtschaftskomplexe  durch  die  Ein- 
fuhr aus  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  viel  leichter  ersetzen  als 
in  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  selbst.  ^)  In  der  Türkei  werden  • 
die  religiösen  Momente,  durch  welche  die  Abneigung  gegen  die  Entente 
-mmer  genährt  werden  wird,  eine  große  Rolle  spielen,  wie  es  bereits 
schon  angedeutet  wurde;  im  allgemeinen  bringt  der  niedrigere  Stand- 
ard of  life  in  jenen  Ländern  eine  größere  Anpassungsfähigkeit  des 
Konsums  mit  sich.  2) 

Zur  Ergänzung  des  Gesamtbildes  der  hier  in  Betracht  kommenden 
Interessen  der  Ententemächte  folgen  nun  aus  vorbereitetem  reicherem 
Material  auszugsweise  zusammengestellte,  gedrängte  Detailanalysen  der 
besagten  Interessen  für  Eußland,  England,  Frankreich  und  Italien.  3) 


^)  Vgl.  Heubner  (»Wirtschaftszeitung der  Zentralmäehte«  vom  26.  Mail916). 

'^)  Vgl.  den  Artikel  Roethings  in  der  »Wirtsehaftszeitung  der  Zentral- 
mäehte« Nr.  3. 

3)  Um  die  Darstellung  der  volkswirtschaftlichen  und  handelspolitischen 
Situation  der  Ententemächte  noch  klarer  und  vollständiger  zu  gestalten,  habe  ich 
das  erforderliehe  ZiflFernmaterial  samt  Detailbeleuchtung  nach  Art  jener  Behandlung, 
die  in  dieser  Arbeit  den  Vereinigten  Staaten  zuteil  wurde,  vorbereitet  gehabt;  ich 
muß  jedoch  von  der  vollinhaltlichen  Verwertung  desselben  vorläufig  Abstand  nehmen 
—  im  Hinblicke  auf  den  ohnehin  über  die  ursprüngliche  Absicht  stark  hinaus- 
gewachsenen Rahmen  der  vorliegenden  Arbeit.  Ich  hoffe,  dieses  Material  nach  Er- 
scheinen dieser  Arbeit  in  einer  abgesonderten  Publikation  verwenden  zu  können. 
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Rußland. 

Aus  Eußland  stammten  vor  dem  Kriege  157o  der  deutschen  und 
67o  der  österreichisch-ungarischen  Einfuhr.  (In  der  deutschen  Einfuhr 
steht  Eußland  an  erster  Stelle.)  Nach  Rußland  gingen  vor  dem  Kriege 
8%  der  deutschen  und  APJq  der  österreichisch-ungarischen  Ausfuhr. 
Die  Zentralreiche  liefern  45%  der  gesamten  russischen  Einfuhr  und 
beziehen  34%  der  gesamten  russischen  Ausfuhr  —  mit  gewaltig  stei- 
genden Anteilen  —  stehen  mithin  an  erster  Stelle  des  russischen 
Außenhandels.  In  bedeutender  Entfernung  folgt  ihnen  Großbritannien 
—  mit  sinkenden  Anteilen.  Trotz  einer  bedeutenden  finanziellen  Be- 
fruchtung Eußlands  vermochte  Prankreich  in  der  russischen  Einfuhr 
von  3-9Vo  im  Jahre  1903  kaum  auf  4-57o  im  Jahre  1911  zu  steigen 
und  ging  in  der  Beteiligung  an  der  russischen  Ausfuhr  zurück.  (Ein 
schlagender  Beweis  der  durch  keine  politischen  Kombinationen  und 
durch  keinen  künstlichen  Kapitalsimport  aus  der  Welt  zu  schaflfenden 
natürlichen  wirtschafthchen  Abhängigkeit  Eußlands  von  Deutschland 
sowie  einer  tief  eingewurzelten  industriellen  Eückständigkeit  Frank- 
reichs, gleichzeitig  aber  eine  weitere  Beruhigung  hinsichtlich  der  Zu- 
kunft des  Exportes  der  Zentralreiche  nach  Eußland!)^) 

Im  russischen  Exporte  sind  die  Lebensmittel  mit  etwa  zwei 
Dritteln  vertreten;  Getreide  (Gerste,  Weizen,  Eoggen,  Mais)  natürhch 
bei  weitem  an  erster  Stelle,  dann  Fleisch,  Eier,  Geflügel  und  die 
Butter  Sibiriens,  ferner  Zucker,  der  aus  dem  russischen  Südwesten  und 
Süden  sowohl  nach  dem  Südosten  Europas  als  auch  nach  England  in 
stark  steigenden  Mengen  ausgeführt  wird.  Das  letzte  Drittel  wird  — 
bis  auf  einen  ganz  kleinen  Eest,  der  auf  Fabrikate  entfällt  —  von 
jenen  Gütern  gestellt,  die  für  die  Industrie  Westeuropas,  als  Eohstoflfe, 
wichtig  sind:  in  erster  Linie  Holz,  sodann  Flachs  und  Leinsaat,  Häute, 
Eohwolle;  auch  Eauch waren,  die  aus  dem  nördlichen  Eußland,  vor 
allem  aber  aus  Nordasien  stammen,  sind  hier  zu  nennen,  weil  sie  in 
Eußland  selbst  nur  in  ganz  verschwindend  geringem  Maße  zu  Pelz- 
werk verarbeitet  werden.  Unter  den  Fabrikaten  kommen  für  das  nicht- 
russische Europa  nur  Gumraiwaren  (besonders  Gummischuhe)  in  Betracht. 

Den  Einfuhrbedarf  Deutschlands  und  Österreich -Ungarns  an 
manchen  dieser  Artikel  (Flachs  und  Hanf,  Federvieh  usw.)  deckt 
Eußland  fast  zur  Gänze,   anderseits  findet  rund  die  Hälfte  des  russi- 

1)  In  der  Zeit  von  1900  bis  1913  übertrifft  der  Aufschwung  des  deutsehen 
Handels  mit  Eußland  jenen  des  gesamten  deutschen  Außenhandels  um  32'57o' 
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sehen  Überschusses  an  landwirtschaftlichen  Produkten  in  Deutschland 
(zum  geringen  Teile  auch  in  Österreich-Ungarn)  Absatz. 

Eine  verschärfte  Konkurrenz  zwischen  Eußland  und  Österreich- 
Ungarn  auf  dem  deutschen  Markte  im  Falle  der  Bevorzugung  der 
österreichisch-ungarischen  Einfuhr  wäre  in  nachstehenden  wichtigen 
Artikeln  möglich:  Geflügeleier,  Holz  (Nadelholz  und  Eisenbahn- 
schwellen), Mineralöle,  Gerste.  In  Geflügeleiern  (deren  Einfuhr  aus 
Eußland  im  Jahre  1913  in  Deutsehland  80,  in  Österreich -Ungarn 
76  Millionen  Mark  betrug)  würde  die  ständig  gewaltige  Steigerung 
des  deutschen  Konsums  gewiß  dafür  sorgen,  daß  die  betreffenden 
Mengen  ohne  Preisrückgang  aufgenommen  werden.^)  In  Holz  wurde 
in  den  letzten  zehn  Jahren  in  Deutschland  jedes  Angebot  flott  auf- 
genommen, welcher  Zustand  durch  die  weitere  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung Deutschlands  auf  die  Dauer  gesichert  erscheint  (s.  oben 
»Schweden«);  außerdem  ist  der  Holzexport  der  Monarchie  nicht  be- 
sonders steigerungsfähig  (worauf  noch  zurückzukommen  sein  wird). 
Anderseits  begegnet  die  Erschließung  des  Holzreichtums  Sibiriens 
großen  Schwierigkeiten,  die  von  Ballod  in  »Eußlands  Kultur  und 
Volkswirtschaft«  (herausgegeben  von  Sering,  Berlin  und  Leipzig  1913, 
S.  108)  eingehend  dargestellt  worden  sind.  In  Mineralölen  läßt  sich 
eine  Verbindung  der  österreichischen  (galizischen),  rumänischen  und 
russischen  Erzeuger  zur  gemeinsamen  Abwehr  der  nordamerikanischen 
Übermacht  bewerkstelligen  (vgl.  oben  »Vereinigte  Staaten«).  In  Gerste 
führt  Österreich-Ungarn  hauptsächlich  Brau-,  Eußland  hauptsächlich 
Futterware  aus.  An  eine  Ausfuhr  von  Futtermitteln  aus  der  Monarchie 
(gerade  die  mannigfachsten  Futtermittel  bilden  das  Gros  der  landwirt- 
schaftlichen Ausfuhr  Eußlands  nach  Deutschland)  wird  in  absehbarer 
Zeit  im  Hinblicke  auf  unsere  inneren  Viehzuchtverhältnisse  gar  nicht 
zu  denken  sein. 

Die  Abhängigkeit  Deutschlands  von  der  russischen  Einfuhr  ist 
in  erster  Linie  bei  Flachs  und  Hanf,  in  zweiter  bei  Futtermitteln  am 
größten;  sie  beruht  jedoch  auf  Gegenseitigkeit,  da  Eußland  für  diese 
Artikel  sonstwo  kaum  einen  so  kaufkräftigen  Ersatzabnehmer  finden 


^)  Nach  der  österreichiseh-ungarisehen  Statistik  betrug  die  Eierausfuhr  der 
Monarchie  nach  Deutsehland  im  Jahre  1913  124  Millionen  Kronen,  welcher  Posi- 
tion allerdings  eine  Einfuhr  aus  Rußland  nach  der  Monarchie  von  60  Mil- 
lionen Kronen  gegenübersteht.  Durch  die  letztere  Tatsache  wird  die  Konkurrenz- 
bedeutung dieser  Position  vom  russischen  Standpunkte  wesentlich  abgeschwächt. 
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könnte.  In  Brotgetreide  (insbesondere  Weizen)  würde  es  Deutschland 
nicht  schwer  fallen,  überseeische  Ersatzlieferungen  in  genügender 
Menge  zu  bekommen  (von  der  an  einer  anderen  Stelle  besprochenen 
Möglichkeit  der  Produktionssteigerung  im  mittel-  und  südosteuropäisch- 
nordwestwestasiatischen  Wirtschaftsverbande  abgesehen). 

Die  eminente  Abhängigkeit  Eußlands  vom  deutschen  Markte 
wird  in  der  volkswirtschaftlichen  Literatur  Eußlands  aus  der  letzten 
Zeit  vor  dem  Kriege  stark  betont^)  und  es  wird  von  den  betreffenden 
Autoren  daraus  die  Notwendigkeit  abgeleitet,  dem  Deutschen  Eeiche 
den  Abschluß  des  neuen  Handelsvertrages  mit  Eußland  zu  erleichtern. 

Es  ist  nach  dieser  Literatur  schon  im  Hinblicke  auf  die  geo- 
graphische Lage  ausgeschlossen,  daß  die  hier  in  Betracht  kommenden 
großen  Mengen  des  russischen  Eohstoff- Exportes  anderweitig  unter- 
gebracht werden  könnten.  Hiezu  kommt  noch  die  gewaltig  steigende 
Kaufkraft  Deutschlands  (insbesondere  in  Futtermitteln). 

Ungeachtet  dieser  Tatsachen  und  der  denselben  entsprechenden 
Erkenntnis  in  der  Wissenschaft  machte  das  offizielle  Eußland  in  der 
letzten  Zeit  vor  dem  Kriege  keine  Miene,  der  Einfuhr  aus  den  Zentral- 
reichen, insbesondere  aus  Deutschland,  in  den  nächsten  Handelsver- 
trägen entgegenzukommen.  Man  ging  nämlich  zunächst  von  der  Vor- 
aussetzung aus,  daß  angesichts  des  an  und  für  sich  großen  und  stei- 
genden Defizits  Deutschlands  an  Getreide  sogar  hohe  Getreidezölle  der 
russischen  Einfuhr  nicht  schaden 2)  könnten,  ohne  daran  zu  denken, 
daß  im  Falle  eines  Wirtschaftskrieges  Deutschland  ein  Einfuhrverbot 
gegen  russische  Provenienzen  erlassen  und  seinen  Getreidebedarf  ander- 
weitig decken  würde  (wie  es  auch  tatsächlich  im  gegenwärtigen  Kriege 
zum  immensen  Schaden  der  russischen  Volkswirtschaft  geschah).  Ferner 
legte  Eußland  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  —  in  dem  aus 
mehreren  Punkten  bestehenden  Programme  der  Besserung  seiner 
Zahlungsbilanz  und  der  Sicherung  seiner  Währung  —  verhältnismäßig 
geringeres  Gewicht  auf  die  Förderung  der  Ausfuhr  als  auf  die  Ein- 
schränkung der  Einfuhr,  wozu  sich  noch  die  angesichts  unvermeidlicher 
großer  Steuernachlässe  gesteigerte  fiskalische  Bedeutung  hoher  Ein- 
nahmen aus  Einfuhrzöllen  gesellte.  ^)  Zu  einer  solchen  Tendenzänderung 
sah  sich  Eußland  unter  anderem  dadurch  veranlaßt,  daß  seine  Finanz- 

1)  Vgl.  z.B.  Goldstein,  »Der  rus8isch-deutseheHandelsvertrag«,Moskaul912. 
-)  Vgl.  Wiedenfeld  in  »Rußlands  Kultur  und  Volkswirtschaft.,  S.  277. 
3)  Vgl.  Wiedenfeld  (a.  a.  0.). 

T.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I.  42 
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Politik  von  1901  bis  1910  eine  Verdoppelung  des  Goldschatzes  von 
737  Millionen  Eubel  auf  1414  Millionen  brachte  —  so  daß  das 
frühere  Bestreben,  den  Eubelkurs  durch  forcierte  Ausfuhr  zu  heben, 
gegenstandslos  wurde.  Gleichzeitig  stiegen  die  Absatzmöglichkeiten 
für  Getreide  im  Inlande  ganz  gewaltig.  Während  im  Jahre  1895 
637o  sämtlicher  Getreideladungen  der  russischen  Bahnen  ins  Ausland 
gingen,  fiel  dieser  Prozentsatz  im  Jahre  1908  auf  417o-  Gleichzeitig 
stieg  der  Anteil  des  inneren  Konsums  an  der  Bahnverfrachtung  von 
37^0  auf  587o-  Unter  Hinweis  darauf  glaubt  Jurowsky,  »Der  russi- 
sche Getreideexport  usw.«  (Stuttgart  und  Berlin  1910,  S.  196),  daß 
die  Notwendigkeit  des  Getreideexportes  aus  Bußland  in  der  kommenden 
Zeit  sich  zumindest  nicht  vergrößern  dürfte,  und  zwar  aus  Gründen, 
auf  die  hier  nicht  näher  eingegangen  werden  kann.^)  Sein  inter- 
essantes Raisonnement  dürfte  jedoch  durch  die  unvermeidlichen  wirt- 
schaftlichen Konsequenzen  des  Krieges  auf  absehbare  Zeit  über  den 
Haufen  geworfen  werden. 

Eußland  wird  nach  dem  Kriege  mehr,  als  es  je  der  Fall  war, 
gezwungen  sein,  die  Ausfuhr,  in  erster  Linie  die  Getreideausfuhr,  zu 
forcieren,  um  die  so  ungeheuerlieh  verschlechterte  Währung  langsam 
wieder  zu  verbessern  und  zu  einem  Gleichgewichte  in  der  Zahlungs- 
bilanz zu  gelangen 2),   welche  durch   die  im  Auslande   kontrahierten 


')  Nach  Ballod  in  >Rußlands  Kultur  und  Volkswirtseliaft«,  S.  106,  beträgt 
die  Möglichkeit  der  Steigerung  der  G-etreideanbaufläehe  in  ganz  Rußland  (vorwiegend 
in  Sibirien)  rund  80  Millionen  Hektar  (was  eine  Steigerung  der  Bevölkerung  um 
160  Millionen  zuläßt).  Die  Durchschnittserträge  sind  auch  noch  einer  großen,  wenn 
auch  langsamen  Steigerung  fähig.  Nach  den  Gesamtverhältnissen  zu  urteilen,  dürfte 
der  Wachstum  des  inneren  Konsums  im  besten  Falle  noch  durch  lange  Jahre  nur 
den  Produktionszuwachs  aufzehren,  die  für  den  Export  gegenwärtig  zur  Verfügung 
stehenden  Mengen  aber  kaum  angreifen.  So  hat  Rußland  tatsächlich  noch  für  lange 
Jahre  mit  einem  gewaltigen  Exportüberschüsse  an  Getreide  zu  rechnen. 

")  Die  russische  Währung  hat  im  Kriege  am  meisten  gelitten,  weil  Rußland 
seine  Rohstoffe  fast  nirgends  unterbringen  kann  und  auf  den  Bezug  seines  Kriegs- 
materials von  außen  am  meisten  angewiesen  ist. 

Rußland  hat  auch  ein  inneres  Goldagio,  welches  die  anderen  kriegführenden 
Großmächte  zu  verhindern  wußten. 

Wenn  die  Entente  —  wie  es  höchstwahrscheinlich  ist  —  im  gegenwärtigen 
Kriege  endgiltig  besiegt  wird,  dann  wird  die  Kreditwürdigkeit  Rußlands  im  Aus- 
lande durch  lange  Jahre  viel  schlechter  beurteilt  werden  als  bisher.  Rußland  ist 
aber  bekanntlieh  unter  den  europäischen  Großmächten  die  auf  ausländischen  Kredit 
am  meisten  angewiesene. 


659 

Kriegsschulden  von  mindestens  ly^  Milliarden  Eubel  (April  1916),  im 
Zusammenhange  mit  den  Verschiebungen  der  Handelsbilanz  (Rückgang 
der  Ausfuhr  und  Steigerung  der  Einfuhr)  um  einige  Milliarden  Rubel 
(seit  Beginn  des  Krieges  bis  Hälfte  1916),  wesentlich  verschlechtert 
wurde.  Das  in  früheren  Jahren  so  oft  angewendete  Mittel  der  Aus- 
gleichung der  Zahlungsbilanz  und  der  Förderung  des  Goldzuflusses 
durch  Kontrahierung  neuer  Auslandsschulden  wird  nach  dem  Kriege 
aus  begreiflichen  Gründen  im  bisherigen  Umfange  nicht  mehr  möglich 
sein.  So  wird  nichts  anderes  übrig  bleiben,  als  die  Ausfuhr  wieder 
gewaltig  zu  forcieren  und  dazu  wird  die  Gunst  der  Zentralreiche,  ins- 
besondere Deutschlands,  diesmal  (da  man  russisches  Getreide  zu  ent- 
behren lernte)  mit  ganz  anderen  Opfern  erkauft  werden  müssen,  als 


Die  inneren  Kriegsanleihen  (bis  April  1916  6400  Millionen  Rubel)  konnten 
zum  großen  Teile  frei  nicht  untergebracht  werden  und  wurden  zumeist  als  Zwangs- 
anleihen bei  den  Banken  eflfektuiert,  abgesehen  davon,  daß  die  sehwebende  Schuld 
bei  der  ßeiehsbank  (Sehatzscheine  im  Portefeuille)  3800  Millionen  ßubel  betrug. 
Dabei  hat  Rußland  die  größte  Steigerung  des  unbedeckten  Papiergeldumlaufes, 
folglich  die  größte  effektive  Verschlechterung  der  Währung  aufzuweisen.  Der 
Notenumlauf,  welcher  jetzt  (April  1916)  schon  6227  Millionen  Eubel  beträgt,  wird 
noch  im  Laufe  des  Jahres  1916  —  nach  dem  letzten  Barkschen  Gesetze  —  zehn 
Milliarden  Rubel  erreichen  und,  bei  der  längst  eingetretenen  Unzulänglichkeit 
der  Golddeckung,  in  absehbarer  Frist  den  völligen  Zusammenbruch  der  Gold- 
währung herbeiführen.  Diesem  Notenumlauf  steht  nämlich  ein  Goldschatz  von  rund 
1628  Millionen  Rubel  gegenüber.  Zu  Beginn  des  Krieges  waren  die  Noten  gänzlich 
mit  Gold  gedeckt.  Das  Goldguthaben  der  Reiehsbank  im  Auslande  von  1229  Mil- 
lionen Rubel  stellt  offenbar  eine  Garantie  für  Coupondienst  und  Bezahlung  von 
Armeeraaterial  dar  und  kommt  für  die  Bedeckung  des  Notenumlaufes  vorläufig 
reell  nicht  in  Betracht.  Im  Zusammenhange  damit  steht  die  für  ein  Agrarland  un- 
glaubliche Steigerung  der  Lebensmittelpreise,  die  nach  Menschikow  vom  Kriegs- 
ausbruch bis  Februar  1916  40  bis  150"/o  betrug.  Nach  den  »Birsehewija  Wiado- 
mosti«  und  der  >Torgowo-Promyschlennaja  Gazeta«  befindet  sich  die  russische  Land- 
wirtschaft in  einer  sehr  scharfen  Krise;  die  Anbaufläche  (gleichzeitig  auch  der 
Viehstand)  ist  gewaltig  zurückgegangen. 

Im  Jahre  1911  betrug  die  ausländische  Kapitalsanlage  in  russischen  Staats- 
papieren und  vom  Staate  garantierten  Werten  (Eisenbahnobiigationen)  6.563,843.000 
Eubel  =  54*4''/(,  des  Umlaufes.  Nach  einer  Berechnung  des  polnischen  Wirtschafts- 
statistikers Tennenbaum  (»Gazeta  przemysiowo-handlowa«  in  Warschau  vom 
2.  Dezember  1911)  betrug  die  Verzinsung  des  gesamten  in  Rußland  investierten 
ausländischen  Kapitals  280  Millionen  Eubel  jährlich,  d.  i.  ungefähr  so  viel,  als  der 
Exportüberschuß  im  Durchschnitte  betrug.  Nach  dem  Kriege  ist  mit  einer  Steigerung 
obiger  Ziffern  zu  rechnen,  da  die  Kriegskosten  bis  Ende  1916  rund  28  Milliarden  Eubel 
betragen  dürften  (auch  wenn  bisher  die  Beteiligung  des  Auslandes  keine  große  war). 

42* 
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dies  in  früheren  Handelsverträgen  der  Fall  war.^)  Dies  wird  um  so 
mehr  der  Fall  sein,  als  nicht  nur  der  laufende  Überschuß,  sondern 
auch  die  aus  zwei  oder  drei  Kriegsjahresernten  aufgestapelten  Über- 
schußvorräte abzustoßen  sein  werden,  wodurch  bei  der  Preiserstellung 
die  Vorteile  der  verschlechterten  Währung  aufgewogen  werden  dürften.  ^) 
Im  Hinblicke  auf  die  geschilderten  Zustände  wird  Eußland  seinen 
gegenwärtigen  Feind,  Deutschland,  bitten  müssen,  ihm  die  Hand  zu 
reichen,  die  ihm  kein  anderer  Staat  reichen  kann,  damit  es  in  die  Lage 
komme,  seinen  finanziellen  Verpflichtungen  gegenüber  den  gegenwärtigen 
Alliierten  nachzukommen!  Welche  Schicksalsironie!  2)  Angesichts  dessen 
braucht  man  es  beinahe  nicht  mehr  als  Trumpf  auszuspielen  —  und 
doch  soll  es  erwähnt  werden  —  daß  Eußlands  weitere  volkswirtschaft- 
liche, insbesondere  industrielle  Entwicklung  nur  auf  dem  Bezüge  un- 
entbehrlicher und  unersetzbarer  deutscher  und  österreichisch-ungarischer 
Spezialmaschinen,  chemischer  Produkte,  Farbstoffe,  Kalisalze,  elektro- 
technischer Artikel,  zum  Teil  auch  Garne  aufgebaut  werden  kann.  Wenn 
Eußland  die  Fabriksgebiete  Polens  endgiltig  verliert,  wird  bei  der  Un- 
zulänglichkeit der  großrussischen  Industrie  die  industrielle  Abhängigkeit 
Eußlands  von  Mitteleuropa  auf  längere  Zeit  hinaus  noch  viel  größer  sein. 
Aufdem  Petersburger  Agrarierkongresse  vom  März  1916  sprach  auch  der 
Vertreter  des  russischen  Handelsministers  Borodajewski  der  Wiederher- 
stellung der  früheren  Handelsbeziehungen  zu  Deutschland  nach  dem  Kriege 
das  Wort,  indem  er  Deutschland  als  das  für  Eußland  bedeutsamste  Absatz- 
gebiet bezeichnete  und  die  Unentbehrlichkeit  vieler  deutscher  Industrie- 
artikel betonte.  An  diesen  Verhältnissen  könnte  offenbar  auch  ein  ver- 
stärkter Kapitalsexport  der  Westmächte  nach  Eußland  nicht  viel  ändern.  ^) 

^)  Die  gewaltige  russische  Puttermittelausfuhr  nach  Deutschland  verschafft 
den  deutsehen  Äckern  auf  dem  Umweg  über  die  Viehdärme  alljährlich  eine  groß- 
artige Düngung  mit  den  wertvollsten  Stoffen  und  bewirkt  eine  beständige  Be- 
reicherung der  deutsehen  Böden,  sowie  gleichzeitig  eine  entsprechende  Verarmung 
der  russischen.  Darüber  ist  man  sich  in  Rußland  vollständig  im  klaren.  Ungeachtet 
dessen  kann  Eußland  diese  Ausfuhr  von  Futtermitteln  im  Hinblicke  auf  seine  oben 
geschilderte  allgemeine  Lage  zumindest  noch  durch  lange  Zeit  nicht  entbehren. 

^)  Vgl.  Ballod  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  274  bis  275). 

5)  Derselben  Ansieht  ist  Stolper  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil, 
S.  167),  indem  er  noe"h  insbesondere  darauf  hinweist,  daß  Rußland  im  Außen- 
handel mit  Deutschland  stark  aktiv  ist. 

*)  Gothein  (>Neue  Freie  Presse«  vom  2.  Juli  1916)  weist  mit  Recht  darauf 
hin,  daß  Rußlands  Verbündete  nicht  imstande  sind,  ihm  seine  gewaltige  Ausfuhr 
nach  Deutschland  abzunehmen. 
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Außerdem  seien  noch  folgende  Bemerkungen  von  Julius  Wolf 
(»Das  neue  Deutschland«  vom  16.  Oktober  1915)  zitiert: 

»Fürs  erste  ist  aber  das  österreichisch-ungarische  Interesse 
Deutschlands,  d.  h.  unser  Interesse  an  dem  Absatz  nach  Österreich- 
Ungarn,  doch  immer  noch  wesentlich  größer  als  das  an  dem  Absatz 
nach  dem  Zarenreich.  1912  führte  Deutschland  aus  nach  Eußland  an 
Eohstoflfen  für  128,  nach  Österreich-Ungarn  für  318  Millionen,  an 
Halbfabrikaten  nach  Eußland  für  71,  nach  Österreich-Ungarn  für 
175  Millionen  Mark,  an  Fabrikaten  nach  Eußland  für  445,  nach 
Österreich-Ungarn  für  505  Millionen  Mark.  Ich  halte  es  nicht  für 
ausgeschlossen,  vielmehr  für  wahrscheinlich,  daß  zunächst  nach  dem 
Kriege  sich  die  Verhältnisse  weiter  zuungunsten  Eußlands  ver- 
schieben werden.  Auch  für  Österreich-Ungarn  bedeutet  die  Ausfuhr 
nach  Eußland  sehr  viel  weniger  als  die  nach  Deutschland.  Ja,  hier 
ist  der  Unterschied  zugunsten  des  »bundesgenössischenc  Marktes  noch 
außerordentlich  viel  größer.  Die  Ausfuhr  Österreich-Ungarns  nach 
Eußland  betrug  im  Jahre  1913  115  Millionen  Kronen,  die  nach 
Deutschland  mehr  als  das  Zehnfache,  1360  Millionen  Kronen.  Öster- 
reich-Ungarn können  also  die  Repressalien  Eußlands  verhältnismäßig 
gleichgiltig  sein,  weit  mehr  allerdings  als  Deutschland!« 

Last  not  least  spielt  der  Trumpf  der  Dardanellendurchfahrt  in 
den  Händen  des  Vierbundes  Eußland  gegenüber  eine  gewaltige  Rolle. 

England. 

Im  Gesamtaußenhandel  Englands  und  Irlands  stehen  die  Zentral- 
reiche an  zweiter  Stelle  gleich  hinter  den  englischen  Kolonien  (mit 
127o  der  britischen  Einfuhr,  mit  10%  dei"  britischen  Ausfuhr);  denn 
die  Vereinigten  Staaten  führen  zwar  mehr  nach  England  aus  als  die 
Zentralmächte  (22%  der  britischen  Einfuhr),  sie  übernehmen  jedoch 
bloß  7%  der  britischen  Ausfuhr. 

In  der  Ausfuhr  Englands  nach  den  Zentralmächten  spielen 
Textilwaren  und  Konfektionsartikel  mit  rund  400  Millionen  Kronen 
die  größte  EoUe,  indem  sie  gleichzeitig  nur  um  etwas  weniger  be- 
tragen als  ein  Zehntel  der  gesamten  englischen  Ausfuhr  in  diesen 
Artikeln.  Die  Gegeneinfuhr  Englands  in  Textilwaren  und  Konfektions- 
artikeln aus  den  Zentralreichen  beträgt  rund  300  Millionen  Kronen 
(mehr  als  ein  Drittel  der  gesamten  britischen  Einfuhr  in  diesen 
Artikeln). 
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Im  Falle  eines  Wirtschaftskrieges  zwischen  England  und  den 
Zentralreichen  könnte  höchstens  nur  die  Einfuhr  von  feinsten  Baum- 
wollgarnen (von  Nr.  100  angefangen)  als  für  die  Zentralreiche  un- 
entbehrlich angesehen  werden.  In  allen  übrigen  Artikeln  der  Textil- 
und  Konfektionsbranche  kann  die  englische  Einfuhr  durch  die  inlän- 
dische Erzeugung  der  Zentralreiche  ersetzt  werden. 

Nicht  so  verhält  sich  die  Sache  hinsichtlich  der  Ausfuhr  von 
Textilwaren  und  Konfektionsartikeln  aus  den  Zentralreichen  nach  Eng- 
land. Zum  Teil  sind  dies  äußerst  billige  spezialisierte  Massenerzeug- 
nisse, die  von  der  englischen  Arbeiterbevölkerung  nach  wie  vor  werden 
gekauft  werden,  zum  Teil  aber  Spezialartikel  des  besseren  Konsums, 
welchen  das  zahlreiche  wohlhabende  englische  Publikum  wird  nicht 
entsagen  wollen  (wogegen  —  wie  bereits  oben  erwähnt  —  in  den 
Zentralreichen  die  minder  zahlreichen  reicheren  Schichten  viel  leichter 
dazu  zu  bringen  wären,  auf  den  Konsum  feiner  englischer  Stoffe  u.  dgl., 
die  einen  beträchtlichen  Teil  der  englischen  Textilausfuhr  nach  den 
Zentralreichen  ausmachen,  zu  verzichten).  Ebenso  wird  das  bessere 
enghsche  Publikum  —  im  Hinblicke  auf  Gewohnheit,  Geschmack, 
Qualität  —  auf  den  Bezug  österreichischer  und  deutscher  Handschuhe 
und  Ledergalanteriewaren  (die  Einfuhr  aus  den  Zentralreichen  stellt 
ein  Fünftel  der  Gesamteinfuhr  Englands  in  Lederwaren  dar),  auf 
deutsches  Kinderspielzeug,  auf  österreichische  und  deutsche  Spitzen  und 
Strickwaren,  auf  Wiener  Drechslerwaren,  auf  österreichisch-ungarische 
Bugholzmöbel,  auf  österreichisches  und  deutsches  Porzellangeschirr, 
auf  bessere  österreichische  Glaswaren  u.  dgl.  kaum  verzichten  wollen. 

Die  englische  Industrie  wird  aber  auf  deutsche  Farbstoffe  und 
sonstige  chemische  Produkte,  verschiedene  Spezialeisen-  und  Stahl- 
sorten, ferner  Eisenerzeugnisse,  die  sich  als  Hilfsmittel  der  Produktion 
darstellen,  aufwissenschafthche,  insbesondere  optische  Instrumente  u.dgl. 
nicht  verzichten  können.  ^)  Die  englische  Industrie  ist  zum  großen  Teil 
eine  auf  deutschen  Halbfabrikaten  beruhende  Verfeinerungsindustrie 
(namentlich  in  der  Eisenbranche).  Die  hohen  Löhne  sowie  der  relative 
Mangel  an  Erzen  im  Erzeugungsbereiche  (im  Gegensatze  zu  Deutsch- 
land) würden  den  Übergang  zur  Massenproduktion  von  Halbfabrikaten 


^)  Über  die  nicht  viel  versprechenden  Versuche,  die  Erzeugung  von  Teer- 
farbstofifen  in  England  zu  entwickeln,  ferner  über  die  technische  und  organisato- 
rische ßüekständigkeit  der  englischen  Eisenindustrie,  die  eine  große  Einfuhr  aus 
Deutschland  unentbehrlich  macht,  siehe  oben.  Vgl.  auch  Schumacher  (a.  a.  0.  S.99). 
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erschweren.  Ein  Ersatz  für  deutsche  Halbfabrikate  aus  Frankreich 
und  Eußland  ist  in  absehbarer  Zeit  —  im  Hinblicke  auf  die  dortigen 
Produktionsverhältnisse  nicht  denkbar. 

Daß  hinsichtlich  eines  großen  Teiles  der  Einfuhr  aus  den  Zentral- 
reichen nach  England  im  Laufe  der  Zeit  die  ünentbehrlichkeit  und 
Unersetzbarkeit  auf  der  Grundlage  der  Spezialisierung,  der  qualitativen 
Überlegenheit,  des  Geschmackes  oder  der  Billigkeit  eingetreten  ist 
(welche  Momente  für  die  englischen  Käufer  im  Hinblicke  auf  ihre 
Psychologie  auf  die  Dauer  immer  ausschlaggebend  bleiben  werden), 
wird  durch  die  Tatsache  am  besten  illustriert,  daß  von  1903  bis  1911 
der  Anteil  der  Zentralreiche  an  der  englischen  Einfuhr  von  77o  auf 
ll"7Vo)  und  zwar  auf  Kosten  Frankreichs  und  des  übrigen  Europas 
(mit  Ausnahme  Eußlands)  sowie  der  Vereinigten  Staaten,  gestiegen  ist. 

Ein  teil  weiser  Ersatz  der  Einfuhr  aus  den  Zentralreichen  in  Eng- 
land wäre  vielleicht  doch  im  Hinblicke  auf  die  Weltproduktionsver- 
hältnisse (mit  der  raschen  Entwicklung  der  englischen  Industrie  nach 
dieser  Richtung  kann  nicht  gerechnet  werden)  in  einigen  Artikel- 
gruppen, z.  B.  in  gewissen  Eisensorten,  Eisenwaren  und  Maschinen- 
bestandteilen, Papier,  Margarine  u.  dgl.,  nicht  ganz  unmöglich,  i)  Ist 


^)  Allerdings  sucht  England  jetzt  —  im  Frühjahr  1916  —  im  Auslande  alles 
aufzukaufen,  was  nur  Eisen  heißt,  und  das  Eoheisenlager  in  Middlesborough  ist 
auf  knapp  60.0CO  t  gesunken.  Ein  Anzeichen  der  geringen  Entwieklungs-  und 
Anpassungsfähigkeit  der  englischen  Industrie,  gleichzeitig  auch  der  ünentbehrlich- 
keit der  Einfuhr  aus  den  Zentralreichen!  Der  Mangel  an  Arbeitskräften  infolge 
Aufstellung  großer  Heere,  aus  gleichem  Grund  auch  verhältnismäßiger  Mangel  an 
Kohle,  ferner  Mangel  an  Erzen  wegen  Behinderung  der  Schiffahrt  bieten  keine  hin- 
reichende Erklärung  für  die  Eisennot  Englands,  da  in  den  Zentralreiehen  trotz 
Auftretens  derselben  Eindernisse  eine  solche  Not  nicht  besteht. 

Im  Jahre  1913  bezog  England  allein  aus  Deutschland  an  Halbzeug  fast 
fünf  Millionen  Meterzentner  und  an  Walzeisen  und  Eisenwaren  7 "2  Millionen  Meter- 
zentner, ferner  an  Maschinen,  elektrotechnischen  Erzeugnissen  und  Fahrzeugen 
367.000  g,  insgesamt  also  12-49  Millionen  Meterzentner  im  Werte  von  247-5  Mil- 
lionen Mark.  Dagegen  führte  es  nach  Deutsehland  aus  1,981.000  q  Eisen  und 
291.353  q  Maschinen,  Fahrzeuge  usw.  im  Werte  von  86-25  Millionen  Mark,  und 
zwar  von  Eisen  hauptsächlich  Gießereiroheisen,  Weißblech  und  Feinblech.  Eng- 
land ist  mit  seinem  Schiffbau  und  mit  dem  Material  für  seine  Feinblechindustrie 
ganz  wesentlich  auf  deutsches  Eisen  angewiesen.  Es  ist  gar  nicht  in  der  Lage, 
sich  für  seinen  Friedensbedarf  in  absehbarer  Zeit  davon  unabhängig  zu  machen. 
Diese  12^/2  Millionen  Meterzentner  Halbzeug,  Walzeisen  und  Fertigfabrikat  er- 
fordern zu  ihrer  Herstellung  mindestens  22^4  Millionen  Meterzentner  Roheisen,  also 
ungefähr  ein  Viertel  der  ganzen  englischen  Roheisenproduktion.  Und  England  wird. 
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es  jedoch  anzunehmen,  daß  England  seine  hochentwickelte  Marraeladen- 
iind  Zuckerwarenindustrie  und  den  Konsum  der  breitesten  Bevölkerungs- 
schichten durch  Einschränkung  der  Einfuhr  von  ßübenzucker  aus  den 
Zentralreichen  schädige,  die  sich  zusammen  auf  rund  350  Millionen 
Kronen  bewertet  und  die  Hälfte  der  englischen  Zuckereinfuhr  ausmacht? 
Allerdings  ist  in  den  letzten  zehn  Jahren  die  Produktion  von  Kolonial- 
zucker bedeutend  gestiegen;  englische  Kolonien  (mit  Ausnahme  von 
Mauritius)  weisen  jedoch  eine  nur  sehr  geringe  Zunahme  auf,  so  daß 
eine  Vorzugsbehandlung  ihnen  nicht  viel  nützen  würde.  So  konnte 
auch  England  aus  Anlaß  des  Austrittes  aus  der  Brüsseler  Konvention 
im  Jahre  1913  leichten  Herzens  die  Erklärung  abgeben,  Kolonialzucker 
nicht  favorisieren  zu  wollen.  Dieser  letzte  Schritt  Englands  beweist 
auch  nichts  anderes,  als  daß  sich  England  im  Hinblicke  auf  seine 
zuckerverarbeitende  Industrie  und  zuckerkonsumierende  Bevölkerung 
(die  englische  Zuckereinfuhr  ist  in  der  Zeit  von  1903  bis  1911  um 
lOQo/o  gestiegen)  auf  seinen  Standpunkt  aus  der  Zeit  vor  der  Brüsseler 
Konvention  —  jenen  der  Förderung  des  Konsums  —  zurückzog. 
Dieser  Standpunkt  dürfte  auch  nach  dem  Kriege  trotz  der  fiskalischen 
Bedeutung  hoher  Zuckerzölle  nicht  ganz  aufgegeben  werden.  Ein  derart 
rascher  Ersatz  für  Zuekerbezüge  aus  den  Zentralreichen  (infolge  Stei- 
gerung der  Weltproduktion,  insbesondere  jener  Eußlands  und  des 
Rohrzuckers)  ist  nicht  denkbar,  ohne  daß  einer  gegen  die  Zentral- 
reiche gerichteten  Vorzugsbehandlung  aller  anderen  Provenienzen  nicht 
etwa  eine  längere  Zeitperiode  einer  für  die  englische  Industrie  und  für 
den  englischen  Konsum  sehr  schädlichen  Zuckerverteuerung  nachfolge. 
Denn  selbst  wenn  es  gehngen  sollte,  mit  Hilfe  von  Zollbevorzugungen 
die  Zuckergewinnung  auf  den  westindischen  Inseln,  auf  Guayana,  in 
den  Straits  Settlements,  auf  Fidschi  usw.  zu  fördern  und  hiezu  Arbeits- 
kräfte  aus  Indien   zu   mobilisieren,    so  werden  wieder  in  den  ersten 


um  die  fürchterlichen  Lücken  auszufüllen,  die  der  Krieg  in  seine  Handels-  wie 
Kriegsflotte  gerissen  hat  und  noch  weiter  reißen  wird,  sein  Eisen  nicht  nur  selbst 
brauchen,  sondern  froh  sein,  wenn  es  das  deutsche  bekommt,  zumal  es  zwar  eine 
sehr  hohe  Produktion  von  Gießereiroheisen  aber  eine  verhältnismäßig  kleine  von 
Flußeisen  (Flußstahl)  hat,  während  es  in  Deutschland  umgekehrt  ist.  Der  Schiffbau 
aber  erfordert  Flußstahl. 

Amerikas  Haupteisendistrikte  liegen  vom  Meer  so  weit  ab,  daß  das  dortige 
Eisen  auf  dem  europäischen  Markt  nur  bei  ganz  exorbitanten  Preisen  konkurrenz- 
fähig ist;  diese  werden  durch  das  Steigen  der  Seefrachten  noch  weiter  erhöht 
werden. 
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Jahren  die  hohen  Schififsfraehtsätze  gerade  auf  den  Kolonialzucker  ver- 
teuernd wirken. 

Die  unter  normalen  Frachtverhältnissen  für  die  Zentralreiche, 
insbesondere  für  Deutschland,  notwendige  Einfuhr  englischer  Kohle 
könnte  in  einem  Wirtschaftskriege  im  Notfalle  durch  Tarifänderungen 
(wenn  auch  mit  Opfern)  entbehrlich  gemacht  werden,  so  wie  sie 
während  des  Krieges  entbehrlich  geworden  ist.  Dagegen  bleiben  die 
Zentralreiche  auf  die  Einfuhr  von  Blei-  und  Zinkerzen,  Kupfer,  Wolle, 
Jute  u.  dgl.  aus  den  englischen  Kolonien  (Australien,  Südafrika,  Britisch- 
indien) mehr  oder  minder,  je  nach  der  Lage  der  Weltproduktion  in 
den  betreffenden  Artikeln,  angewiesen.  (In  weiterer  Zukunft  wird  sich 
jedoch  die  Abhängigkeit  der  Zentralreiche  von  den  englischen  Kolonien 
im  Hinblicke  auf  die  mögliche  Steigerung  der  Produktion  der  be- 
treffenden Eohstoffe  in  der  Türkei  und  in  Bulgarien  nach  und  nach 
vermindern.)  Nun  ist  aber  das  Interesse  der  englischen  Kolonien  an 
einem  so  großen  Abnehmer,  wie  es  die  Zentralreiche  sind,  vielleicht 
ein  ebenso  großes,  wie  jenes  der  Zentralreiche  an  der  Lieferung  — 
am  wenigsten  wohl  in  Jute  (angesichts  der  riesenhaften  Entwicklung 
der  Juteindustrie  in  Britisch-Indien).  i)  Schon  für  indische  Baumwolle 
steigen  die  inneren  Verarbeitungschancen  nicht  in  dem  Maße,  daß  die 
Ausfuhr  des  Eohstoffes  nach  den  Zentralreichen  in  absehbarer  Zeit  als 
minder  nötig  angesehen  werden  könnte.  Die  Zinkhüttenindustrie  ist  in 
England  und  Australien  verhältnismäßig  so  schwach  entwickelt,  daß 
trotz  des  australischen  Reichtumes  an  Zinkerzen  die  Zinkpreise  in  Eng- 
land während  des  Krieges  mehr  als  doppelt  so  hoch  waren  als  in  den 
Zentralreichen  und  fünfmal  so  hoch  als  vor  dem  Kriegsausbruch.  Eng- 
land kann  eben  die  Zinkeinfuhr  aus  Deutschland-Belgien  nicht  ent- 
behren. Es  ist  auch  im  Hinblicke  auf  die  der  Entwicklung  der  eng- 
lischen Industrie  entgegenstehenden  (relativen)  psychischen  Schwierig- 
keiten nicht  anzunehmen,  daß  nach  dem  Kriege  eine  wesentliche  Er- 
weiterung der  Zinkproduktion  (ebenso  wenig  auch  der  Baumwoll-  und 
Eisenindustrie)  in  England  und  Australien  in  absehbarer  Zeit  erzielt 
werden  könne.  Die  englischen  und  australischen  Gesetze,  mit  welchen 
die  Lieferverträge  der  Bergwerke  in  Brocken  Hill  mit  deutschen 
Schmelzhütten  aufgehoben  wurden,  dürften  den  letzteren  Zweck  kaum 

^)  Allerdings  soll  es  nach  Angaben  des  deutsehen  Zellulosekonzerns  gelungen 
sein,  bis  Anfang  1916  ein  Drittel  der  deutsehen  Juteeinfuhr  durch  Zellulosegam 
vollwertig  zu  ersetzen. 
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erreichen  —  wenn  auch  von  einigen  dieser  Bergwerke  die  Errichtung 
von  Schmelzhütten  in  England  geplant  werden  soll.  Übrigens  läßt  sich  in 
der  Förderung  aller  Gattungen  von  Erzen  in  den  englischen  Kolonien  in 
der  Zeit  von  1889  bis  1911  nur  eine  sehr  geringe  Zunahme  feststellen. 

In  Weißblech  ist  das  frühere  englische  Monopol  gerade  während 
des  Weltkrieges  von  Deutschland  durchbrochen  worden. 

Das  Hauptmoment  der  Beruhigung  hinsichtlich  der  künftigen 
Gestaltung  der  Handelsbeziehungen  zwischen  den  Zentralreichen  und 
England  liegt  in  der  Tatsache,  daß  England  vor  einiger  Zeit  einge- 
sehen hat,  sich  mit  dem  Wachstume  des  Kapitalienexportes  nicht  be- 
gnügen zu  können,  sondern  auch  den  Warenexport  nach  einem  längeren 
relativen  Stillstand  wieder  in  die  Höhe  bringen  zu  müssen.  Der  eng- 
lische Export  ist  aber  in  noch  höherem  Maße  als  der  deutsche  ein 
Fertigfabrikatenexport.  Im  Hinblicke  darauf  kann  England  keine  handels- 
vertragsfeindliche Politik  treiben,  ohne  sich  ins  eigene  Fleisch  zu 
schneiden.  Insbesondere  nicht  im  Verhältnisse  mit  den  Zentralreichen, 
welche  den  besten  fremden  Abnehmer  Englands  abgeben.  Die  Auf- 
reehterhaltung  des  englischen  Exportes  nach  den  Zentralreichen  wird 
aber  um  so  notwendiger  sein,  als  mit  der  fortschreitenden  Verdrängung 
der  englischen  Ausfuhr  in  Kanada,  Süd-  und  Mittelamerika,  auch  Ost- 
asien durch  die  nordamerikanische  (unter  dem  neuen  Zollregime  der 
Vereinigten  Staaten)  zii  rechnen  ist;  auch  ging  der  prozentuelle  An- 
teil Englands  an  der  Einfuhr  der  meisten  wichtigeren  Absatzgebiete 
trotz  aller  Anstrengungen  vorwiegend  zugunsten  Deutschlands  zurück,  i) 

Angesichts  der  letzterwähnten  Tatsachen,  angesichts  der  an 
einer  anderen  Stelle  geschilderten  geringen  Chancen,  im  forcierten 
Exporte  nach  den  englischen  Kolonien,  ferner  auch  nach  den  Entente- 
staaten, einen  Ersatz  für  den  mitteleuropäischen  Absatzmarkt  zu  finden, 
sind  die  schutzzöllnerischen  Beschlüsse  der  englischen  Handelskammern, 
insbesondere  soweit  sie  —  wie  jener  der  Handelskammer  Manchester  — 
spezielle  Absperrungsmaßregeln  gegen  die  Einfuhr  aus  den  Zentral- 
reichen befürworten,  als  vorübergehende  Kriegsstimmungen  und  kaum 
als  ein  Ausdruck  andauernder  Strömungen  aufzufassen.  Die  in  England 
aus  dem  gegenwärtigen  Kriegszustande  in  die  nachfolgenden  Friedens- 
zeiten mutmaßlieh  zu  übernehmende  Schutzzollära  dürfte  doch  einen  milden 
Charakter  aufweisen  und  der  Pflege  guter  Handelsbeziehungen  mit  der 

^)  Es  wird  schon  jetzt  im  englischen  Parlament  über  die  Verdrängung  der 
englischen  Kohle  aus  Südamerika  durch  die  nordamerikanische  geklagt. 


6(57 

ganzen  Welt  Eechnung  tragen. ')  Die  autonomen  Überseebesitzungen 
Englands  dürften,  als  Rohstoff-  und  Lebensmittelausfuhrländer,  mehr 
Wirtschaftschauvinismus  und  Boykottlust  entwickeln,  als  Großbritannien 
selbst  —  allerdings  auch  nur  vorübergehend. 

Frankreich. 

Trotzdem  in  der  Ausfuhr  Frankreichs  England  mit  20%  an 
erster  Stelle  steht,  ist  die  tatsächliche  Abhängigkeit  des  französischen 
Exportes  von  den  Beziehungen  zu  den  Zentralmächten  (zusammen 
147o)  ^i^l  größer. 

Innerhalb  der  französischen  Ausfuhr  nach  Großbritannien  liegt 
nämlich  das  Schwergewicht  auf  den  Ganzfabrikaten,  bei  jener  nach 
Deutschland  hat  es  sieh  im  Laufe  der  Zeit  auf  Eohstoflfe,  Industrie- 
hilfsstofife  und  Halbfabrikate  verschoben.  Nun  würde  England  im  Falle 
eines  Wirtschaftskrieges  zwischen  Frankreich  und  Deutschland  als 
eventueller  Abnehmer  für  diese  Rohstofi'e,  Halbfabrikate  u.  dgl.  für 
Deutschland  nicht  einzuspringen  brauchen,  weil  es  mit  denselben 
Artikeln  in  beliebigen  Mengen  aus  verschiedenen  anderen  Quellen 
versorgt  wird.  Die  französische  Industrie  ist  aber  im  Hinblicke  auf  die 
bereits  an  einer  anderen  Stelle  geschilderten  Mängel  der  französischen 
Wirtschaftspsyche  nicht  imstande,  diese  Rohstoffe,  Halbfabrikate  u.  dgl. 
in  den  in  Betracht  kommenden  Mengen  selbst  zu  verarbeiten.  2)  Ander- 
seits sind  diese  Industriebehelfe  für  die  deutsche  Industrie  zum  großen 
Teile  nicht  unentbehrlich,  da  sie  auch  von  Deutschland  aus  anderen 
Quellen  bezogen  werden  können.  So  betrug  die  Ausfuhr  von  allerlei 
Erzen  aus  Frankreich  im  Jahre  1911  —  68'7  Millionen  Franken, 
davon  mehr  als  ein  Drittel  (27 '1  Millionen  Franken)  nach  Deutsch- 
land. Diese  Menge  bildet  jedoch  kaum  ein  Zehntel  der  deutschen  Ge- 
sarateinfuhr in  Erzen. 

Die  Einfuhr  von  Obst,  Gemüse,  Blumen  und  Wein  aus  Frank- 
reich könnte  in   den  Zentralreichen   auch   ohne  Ersatz   eingeschränkt 

^)  Der  englische  Export  hat  sieh  im  letzten  Dezennium  unter  der  Herr- 
schaft des  Preihandelssystems  wieder  stark  entwickelt  —  entgegen  den  bis 
1906  so  lärmend  propagierten  Ansichten  der  imperialistischen  SehutzzöUner. 

Im  Hinblicke  darauf  dürfte  es  kaum  richtig  sein,  daß  —  wie  Schumacher 
(in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  68)  meint  —  England  sieh  gerade  behufs 
Pflege  seines  Exportes  dem  SchutzzöUnertum  zuwenden  müßte,  um  dem  Zustande 
seiner  »handelspolitischen  Hilflosigkeit«  ein  Ende  zu  bereiten. 

2)  Vgl.  Ajam,  »Das  deutsch-französische  Wirtschaftsproblem«  (deutsch  von 
Schubert),  Berlin  1914. 
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werden.  Übrigens  könnte  in  diesen  Artikeln  Italien  gegen  Frankreich 
teilweise  ausgespielt  werden. 

Auch  die  französische  Textilindustrie  könnte  für  den  Verlust  des 
kaufkräftigen  deutsch-österreichisch-ungarischen  Marktes  bezüglich  der 
hochwertigen  Spezialitäten  (Seidenstoffe)  kaum  bald  einen  entspre- 
chenden Ersatz  finden  —  um  so  weniger,  als  z.  B.  die  englische 
Seidenindustrie  nach  Schutzzöllen  ruft. 

Eine  wechselseitige  Abhängigkeit  zwischen  Deutschland  und 
Frankreich  besteht  unter  anderem  in  Kohle  und  Koks  (bei  einer  Aus- 
fuhrziffer aus  Deutschland  nach  Prankreich  von  rund  100  Millionen 
Mark).  Nach  dem  Kriege  jedoch  wird  Prankreich  noch  stärkere  Zufuhren 
deutscher  Kohle  um  so  weniger  entbehren  können,  als  seine  eigene 
Produktion,  ferner  die  Möglichkeit  eines  Ersatzes  aus  England  und 
Belgien  viel  geringer  sein  wird. 

Allerdings  ist  Frankreich  für  die  Zentralmächte  ein  wichtiger 
Abnehmer  (für  Deutschland  mit  7'57o5  für  Österreich-Ungarn  mit 
3%  der  Gesamtausfuhr).  In  der  französischen  Einfuhr  jedoch  stehen 
die  beiden  Zentralmächte  zusammen  mit  137o  an  erster  Stelle.  Darin 
äußert  sich  wohl  mittelbar  auch  die  Unentbehrlichkeit  und  Unersetz- 
lichkeit einer  Reihe  von  Artikeln  mitteleuropäischer,  insbesondere 
deutscher  Provenienz,  namentlich  von  verschiedenen  Hilfsmitteln  der 
industriellen  Produktion  Frankreichs.  Die  in  der  Zeit  von  1910  bis 
1913  von  534  auf  790  Millionen  Mark  gestiegene  deutsche  Ausfuhr 
nach  Frankreich  sowie  die  seit  1907  wieder  eingetretene  Passivität 
der  französisch-deutschen  Handelsbilanz  zuungunsten  Frankreichs  — 
dies  alles  trotz  der  Vexationen  der  französischen  Zollbehörden  und 
trotz  der  im  Jahre  1910  erfolgten,  tendenziös  gegen  die  Einfuhr  aus 
den  Zentralreichen  gerichteten  Verschärfung  des  französischen  Hoch- 
schutzzollsystems —  sind  weitere  Anzeichen  einerseits  der  großen 
Überlegenheit  der  deutschen  Industrie,  anderseits  der  Unentbehrlich- 
keit der  deutschen  Produkte,  insbesondere  von  Maschinen,  Eisenbahn- 
material, chemischen  Produkten,  pharmazeutischen  Erzeugnissen  u.  dgl., 
in  Frankreich,  worüber  Bruneau  und  andere  französische  Schriftsteller 
vor  dem  Kriege  hilflose  Klagen  führten. 

Frankreichs  wichtigste  Eisenproduktionsstätten  liegen  im  Kriegs- 
gebiet, sind  durch  den  Krieg  größtenteils  zerstört;  zu  ihrem  Wieder- 
aufbau werden  gewaltige  Mengen  Eisen  nötig  sein.  1913  bezog  es 
2*285  Millionen  Meterzentner  Eisen   und   Eisenwaren    im  Werte  von 
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58-7  Millionen  Mark  und  683.600  q  Maschinen,  Fahrzeuge  und  elektro- 
technische Erzeugnisse  im  Werte  von  94*2  Millionen  Mark  aus  Deutsch- 
land. Nach  dem  Krieg  wird  es  sich  glücklich  schätzen  können,  wenn 
es  von  Deutschland  Eisen  bekommt,  das  es  selbst  nicht  herstellen  kann 
und  ihm  weder  England  noch  Belgien  liefern  können. 

Denn  auch  Belgiens  Eisenindustrie  wird  Jahre  brauchen,  ehe 
sie  wieder  die  alte  Leistungsfähigkeit  erlangt.  Nun  war  es  auch  auf 
das  deutsche  Eisen  angewiesen;  bezog  doch  Belgien  1913  an  Eisen 
und  Eisenwaren  von  Deutschland  6"55  Millionen  Meterzentner  und  an 
Maschinen  usw.  471.400$',  zusammen  im  Werte  von  151*5  Millionen 
Mark  gegen  nur  1'73  Millionen  Meterzentner  im  Werte  von  54*4  Mil- 
lionen Mark,  die  es  nach  Deutschland  ausführte. 

Daß  es  im  Hinblicke  auf  die  steigende  und  nicht  aus  der  Welt 
zu  schafifende  wirtschaftliche  Abhängigkeit  Frankreichs  von  Deutsch- 
land gerade  in  den  letzten  Zeiten  vor  dem  Kriege  in  Frankreich  an 
ernsten  Stimmen  nicht  fehlte,  die  eine  wirtschaftliche  Annäherung 
an  Deutschland  für  erwünscht  hielten,  beweist  eben  die  bereits  oben 
zitierte,  im  Jahre  1914  erschienene  Schrift  des  Präsidenten  des  >Comite 
du  Commerce  fran^ais«  Maurice  Ajam. 

Prankreich  fing  kurz  vor  dem  Kriegsausbruche  an,  sich  dessen 
bewußt  zu  werden,  mit  welchen  Gefahren  es  durch  die  Einseitigkeit 
der  bisherigen  Entwicklung,  die  vorwiegend  auf  dem  Geldexporte  be- 
ruhte, und  durch  die  Vernachlässigung  der  Industrialisierung  bedroht 
war.  Damit  stieg  auch  dort  das  Bewußtsein  der  Notwendigkeit,  den 
Fabrikatenexport  zu  pflegen.  Dieses  Bewußtsein  sowie  jenes  der  damit 
zusammenhängenden  Notwendigkeit  der  Pflege  guter  Handelsbeziehungen 
zu  Mitteleuropa  dürften  sich  nach  dem  Kriege  den  gefühlsmäßigen 
Boykottbestrebungen  in  Frankreich  um  so  wirksamer  entgegensetzen, 
als  die  Leistungsfähigkeit  gerade  der  französischen  Industrie  durch 
den  Krieg  sehr  erhebhch  beeinträchtigt  wurde,  als  der  Ersatz  für  die 
verlorenen  Menschenkräfte  (aus  den  Kreisen  der  Intelligenz)  gerade  in 
Frankreich  bei  der  Langsamkeit  seiner  Yolksvermehrung  schwierig 
sein  wird,  als  sein  Kapitalsreichtum  nicht  nur  durch  den  Krieg  selbst, 
sondern  auch  durch  die  Verschlechterung  der  russischen  Finanzen 
stark  erschüttert  sein  dürfte. 

Es  wäre  schließlich  zu  bemerken,  daß  die  französischen  Kolonien 
als  Ersatzgebiete  für  die  Ausfuhr  Frankreichs  nach  den  Zentralreichen 
kaum  in  Betracht  kommen,  da  französische  Erzeugnisse  in  die  meisten 
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französischen  Kolonien  ohnehin  zollfrei  importiert  werden.  So  könnte 
ein  Kampf  um  den  Absatz  höchstens  nur  in  Marokko  und  etwa  noch 
Tunis  entbrennen.  England  denkt  an  einen  wenn  auch  mäßigen  Schutz 
seiner  eigenen  Fertigindustrie.  In  Rußland  vermochte  Frankreich  — 
durch  so  viele  Jahre  trotz  des  Kapitalsexportes  und  trotz  politischer 
Freundschaft  —  nichts  auszurichten.  Italien  ist  großenteils  ein  Kon- 
kurrenzland (selbst  auf  industriellem  Gebiete,  z.  B.  Seidenstoffe  u.  dgl.) 
und  hat  eine  beschränkte  Aufnahmsfähigkeit  (insbesondere  nach  dem 
Kriege  —  durch  lange  Zeit). 

So  bleibt  Frankreich  in  seiner  normalen  wirtschaftUchen  Ent- 
wicklung auf  Deutschland  angewiesen. 

Italien. 

Wo  könnte  Italien  für  die  227o  seiner  Gesamtausfuhr,  die  nach 
Deutsehland  und  Österreich -Ungarn  gehen  (jedoch  kaum  37o  der 
deutschen  und  5%  der  österreichisch-ungarischen  Einfuhr  ausmachen), 
einen  Ersatzabnehmer  finden?  (An  zweiter  Stelle  stehen  die  Ver- 
einigten Staaten  mit  llVo)  ^st  denn  ein  viel  stärkerer  Konsum  an 
Orangen,  Blumen,  jungen  Gemüsen,  Wein,  Seide  und  Seidegespinsten 
u.  dgl.  in  England  möglich  und  ist  nicht  Frankreich  mit  seinen  Ko- 
lonien selbst  ein  Konkurrent  der  italienischen  Ausfuhr  in  verschiedenen 
Hauptartikeln?  Übrigens  droht  England,  die  Einfuhr  italienischer  Seiden- 
erzeugnisse und  italienischer  Weine  durch  Schutzzölle  einzuschränken. 

Deutschland  und  Österreich-Ungarn  hingegen  können  verhältnis- 
mäßig leicht  auf  eine  vergrößerte  Einfuhr  an  Südfrüchten  und  Wein  aus 
Griechenland,  an  Käse  aus  der  Schweiz  zuungunsten  Italiens  übergehen, 
einen  Teil  des  Importes  an  Blumen  aber  überhaupt  entbehren.  In  Gemüse, 
Obst,  Seide  kann  zum  Teil  auch  Bulgarien  als  Lieferant  einspringen.^) 
(Nicht  so  stellt  sich  die  Situation  hinsichtlich  der  italienischen  Bezüge 
von  Maschinen  und  anderen  Produktionshilfsmitteln  aus  Deutschland, 
von  Holz  —  insbesondere  Sägewaren  für  70  Millionen  Kronen  —  aus 
Österreich-Ungarn,  von  Eisen  aus  beiden  Zentralreichen  dar;  diese 
Artikel  sind  für  Italien  unentbehrlich  und  in  bezug  auf  Qualität,  Menge 
oder  Preis,  zum  Teil  auch  auf  Frachtlage  vielfach  unersetzbar.)  Eine 
bedeutsame  wechselseitige  Abhängigkeit,  bei  welcher  Italien  den 
Zentralmächten  gegenüber  sich  vielleicht  in  einer  stärkeren  Position 


^)  Vgl.  Dix,  »Bulgariens  wirtschaftliche  Zukunft«,  Leipzig  1916. 
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befindet,  besteht  eigentlich  nur  in  Rohseide.  Doch  ist  diese  einzige 
stäriiere  Position  Italiens  bei  weitem  nicht  bedeutend  genug,  um  die 
gewaltige  Abhängigkeit  Italiens  von  den  Zentralreichen  im  sonstigen 
Exporte  zu  neutralisieren.  An  der  letzteren  Tatsache  werden  auch  die 
frischen  Gründungen  und  Kapitalsanlagen  Englands  und  Prankreichs 
in  Italien  nichts  ändern. 

Diese  Abhängigkeit  wird  aber  nach  dem  Kriege  in  um  so 
stärkerem  Maße  in  Erscheinung  treten,  als  außer  Eußland  keine  andere 
der  kriegführenden  Großmächte  von  einer  so  verheerenden  Wirtschafts- 
krise infolge  des  Krieges  heimgesucht  wurde,  wie  Italien,  woran  sich 
eine  vernichtende  Verschlechterung  der  Handels-  und  Zahlungsbilanz 
knüpft  (Frachtsteigerung,  Fremdenverkehr,  Auswanderergelder).  ^)  Der 
italienische  Wechselkurs  in  London  wies  bereits  am  5.  Februar  1916 
ein  Disagio  von  28'57o  auf. 

Angesichts  der  durch  Englands  Wirtschaftspolitik  im  Kriege 
bewirkten  Kohlennot,  die  mit  einer  Teuerung  im  Detailverkaufe  um 
rund  6007o  verbunden  war,  dürfte  Italien  in  der  Zukunft  auch  darauf 
Bedacht  nehmen,  sich  für  alle  Fälle  die  im  Jahre  1913  1*23  Millionen 
Tonnen  betragende  Kohlenzufuhr  aus  Deutschland  zu  sichern,  was  ein 
neues  wirtschaftliches  Abhängigkeitsmoment  im  Verhältnisse  Italiens 
zu  den  Zentralreichen  darstellt. 

Die  handelspolitische  Geschichte  der  letzten  Jahrzehnte  (der 
französisch-italienische  Zollkrieg  von  1888  bis  1899,  die  Dezember- 
verträge von  1891,  die  Erneuerung  des  mitteleuropäischen  Vertrags- 
systems in  den  Jahren  1904  bis  1906)  liefert  genug  Anhaltspunkte, 
um  es  als  beinahe  sicher  anzusehen,  daß  Italien  handelspolitisch  auch 
nach  dem  Kriege  nach  den  Zentralreichen  gravitieren  wird.  2) 


Aus  all  dem  geht  es  klar  hervor,  daß  nicht  bloß  in  den  Zentral- 
reichen, sondern  auch  in  sämtlichen  Staaten  der  Entente  eine  reelle 
und  tief  fußende  Notwendigkeit  einer  allgemein  handelsvertragsfreund  - 
liehen  Pohtik  nach  dem  Kriege  in  vollem  Maße  besteht,    welche  die 

^)  Die  Roheinnahinen  des  Fremdenverkehres  allein  betrugen  1910  nach 
Stringher  500  Millionen  Lire,  nach  Luzatti  bedeutend  mehr. 

'^)  Vgl.  den  Artikel  des  Freiherrn  v.  Kalehberg  in  der  »Neuen  Freien 
Presse«  vom  1.  Dezember  1915,  ferner  Schilder,  »Der  Wirtschaftskrieg  des  Vier- 
verbandes nach  dem  Weltkrieg«,  Wien  1916,  S.  21  bis  22. 
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Fortsetzung  des  Weltkrieges  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  nach  dem 
Friedensschlüsse  vernunftmäßig  ausschließt.  Im  Gegensatze  zur  Be- 
deutung der  angeführten,  dafür  sprechenden  reellen  Tatsachen  stehen 
nicht  nur  die  täglichen  Hetzereien  in  der  englischen  und  französischen 
Presse  (häufig  in  ständigen  Eubriken  >Der  wirtschaftliche  Krieg«), 
sondern  auch  die  Stimmen  verschiedener  Pessimisten  in  Deutschland 
und  Österreich-Ungarn.  Vollständigkeitshalber  sollen  hier  einige  dieser 
Stimmen  angeführt  werden.  So  wird  von  Exzellenz  v.  Eechenberg 
im  Jubiläumshefte  des  >Nord  und  Süd«  ein  Weltzollkrieg  im  Falle 
des  Zustandekommens  einer  bevorzugten  Behandlung  zwischen  Öster- 
reich-Ungarn und  Deutschland  für  unvermeidlich  gehalten.  Seiner 
Ansicht  zufolge  hatten  Zollbevorzugungen  bisher  nur  deswegen  keinen 
Zollkrieg  zur  Folge,  weil  der  Umfang  derselben  ein  geringer  war 
und  auch  die  dadurch  berührten  Interessen  nicht  in  die  Wagschale 
fielen.  Ein  Pessimist  ist  ferner  Professor  Jaffe,  der  in  seinem  be- 
merkenswerten Vortrage  über  > Volkswirtschaft  und  Krieg«  sich  von 
der  Befürchtung  leiten  läßt,  »das  feindliche  Ausland  werde  sich  nach 
dem  Kriege  vor  Deutschland  absperren  und  es  seien  auch  die  deut- 
schen Kapitalien,  welche  im  Auslande  untergebracht  sind  oder  in  der 
Zukunft  placiert  werden  sollten,  viel  zu  großen  Eisken  ausgesetzt«. 
Prof.  Freih.  v.  Stengel  (»Zur  Frage  der  wirtschaftlichen  Einigung 
zwischen  Deutschland  und  Österreich- Ungarn«,  München  1915)  glaubt, 
daß  nach  dem  Kriege  die  wirtschaftlichen  Gegensätze  unter  der  En- 
tente und  den  Zentralreichen  in  scharfer  Form  auftreten  müssen,  so- 
wie daß  die  aus  Anlaß  des  Friedensschlusses  zu  schließenden  Handels- 
verträge in  viel  höherem  Maße,  als  es  bisher  der  Fall  war,  durch 
Illoyalität  in  der  Anwendung,  unlauteren  Wettbewerb  und  Boykott- 
bewegungen werden  paralysiert  werden.  Als  eine  Warnung  in  dieser 
Beziehung  sieht  er  die  unablässigen,  im  Laufe  von  mehr  als  20  Jahren 
konsequent  unternommenen  Versuche  Frankreichs  an,  die  ewige  Meist- 
begünstigungsklausel des  Frankfurter  Friedensvertrages  zuungunsten 
Deutschlands  tunlichst  zu  paralysieren. 

Auch  Professor  Hoetzsch  schreibt  in  der  »Kreuzzeitung«  vom 
10.  August  1915:  »Ist  doch  neben  allen  anderen  Gründen  keineswegs 
ausgeschlossen,  daß  unsere  Gegner,  vor  allem  England,  unserem 
wiedererwachenden  Handel  mit  einer  ausgesprochenen  Schutzzoll-  und 
Absperrungspolitik  große  Schwierigkeiten  bereiten  werden.  ^) 

^)  Vgl.  auch  Irresberger  (a.  a.  0.  S.  15). 
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Spiethoff  (Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  55)  weist  auf 
die  Gefährdung  der  deutschen  Ausfuhr  hin,  bemerkt  jedoch  hiebei, 
daß  dies  nicht  etwa  in  einer  deutsch-österreichisch-ungarischen  An- 
näherung, sondern  in  der  Weltlage  begründet  ist. 

Schumacher  (ebendort  S.  72)  glaubt  an  die  Fortsetzung  des 
Krieges  nach  dem  Friedensschlüsse  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  und 
will  den  darauf  abzielenden  feindlichen  Bestrebungen  durch  handels- 
politische Sicherungsmaßregeln  begegnen. 

Wolf-Zittelmann,  Generaldirektor  der  Berliner  Braunkohlen- 
gesellschaft (»Neue  Freie  Presse«  vom  11.  Juni  1916),  glaubt  nicht 
an  baldige  Wiederaufnahme  von  regen  Beziehungen  zu  Frankreich, 
England  und  den  englischen  Kolonien. 

Sonst  aber  herrscht  in  der  Literatur  —  hinsichtlich  der  Beur- 
teilung der  Zukunftschancen,  der  Unentbehrlichkeit  und  Unersetzbar- 
keit der  deutschen  und  österreichisch-ungarischen  Exportartikel  in  den 
Gebieten  der  feindlichen  Staaten  —  zumeist  Optimismus  vor.  Unter 
vielen  anderen  sind  diesfalls  anzuführen:  Sartorius  v.  Walters- 
hausen, > Weltwirtschaft  und  Weltkrieg«  im  »Weltwirtschaftlichen 
Archiv«,  1915,  auch  im  »§  11  des  Frankfurter  Friedensvertrages* 
(S.  43),  Stresemann  in  der  Wiener  Junisitzung  des  deutsch-öster- 
reichisch-ungarischen Wirtschaftsverbandes,  sowie  in  dem  mehrzitierten 
Jubiläumshefte  des  »Nord  und  Süd«,  die  bemerkenswerten  Artikel  der 
»Frankfurter  Zeitung«  vom  Mai  1915  über  die  deutsch-österreichisch- 
ungarische Zollannäherung,  Friedrichs,  Vorsitzender  des  Bundes  der 
deutschen  Industriellen  (in  der  »Wirtschaftszeitung  der  Zentralmächte« 
Nr.  1),  Loehr,  Direktor  der  Bayerischen  Handelsbank  (in  der  »Neuen 
Freien  Presse«  vom  23.  April)  und  viele  andere. 

In  der  »Kulturgemeinschaft  der  Völker  nach  dem  Kriege«  spricht 
Exzellenz  Klein  ebenfalls  nur  von  wirtsehafthchen  Nachhutgefechten. 

In  einem  Weihnachtsartikel  der  »Neuen  Freien  Presse«  (24.  De- 
zember 1915)  läßt  der  Direktor  der  Deutschen  Bank,  v.  Gwinner, 
folgende  Bemerkung  fallen: 

»Es  ist  mir  nicht  bange  davor,  daß  uns  auch  das  feindliche  wie 
das  unfreundliche  Ausland  nach  dem  Kriege  seine  Waren  gern  ver- 
kaufen und  auch  die  unsrigen  beziehen  wird,  wenn  sie  besser  und 
billiger  bei  uns  als  anderswo  zu  haben  sind.« 

In  einer  und  derselben  Nummer  des  »Nord  und  Süd«  (No- 
vemberheft 1915)  begegnen  wir  einer  pessimistischen  und  einer  opti- 

V.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Aunähernng.  I.  43 
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mistischen  Beurteilung  der  in  Betracht  kommenden  Zukunftschaneen. 
Abgeordneter  Bassermann  meint  nämlich  unter  anderem  folgendes: 

»Wer  mit  offenen  Augen  und  realpolitisehem  Denken  die  Ent- 
wicklung verfolgt,  wird  nicht  glauben  können,  daß  mit  dem  Friedens- 
schluß auch  eine  Zeit  der  Versöhnung  eintritt,  welche  die  Wiederauf- 
nahme der  alten  Handelsbeziehungen  in  auch  nur  annähernd  früherem 
umfang  zwischen  den  Feinden  ermöglicht.  Gewiß,  es  gibt  Notwendig- 
keiten für  die  Produktion,  sich  Rohstoffe  in  jetzt  feindlichen  Ländern 
wieder  zu  verschaffen,  es  gibt  Notwendigkeiten  für  den  Konsum,  auf 
Fabrikate  feindlicher  Länder  nach  Friedensschluß  wiederum  zu  greifen, 
aber  daneben  bleibt  das  große  Gebiet,  auf  welchem  der  Vierverband 
suchen  wird,  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  als  Lieferanten  und 
Verkäufer  auszuschalten  und  die  dadurch  freigewordenen  Länder  für 
die  eigene  Produktion  und  den  eigenen  Handel  zu  gewinnen.« 

Damit  sind  jedoch  folgende  Bemerkungen  des  Professors  Reisch 
zu  vergleichen: 

»Es  soll  England  z.  B.  italienische  Produkte  günstiger  behan- 
deln als  deutsche  und  dadurch  Italien  einen  Ersatz  für  den  Verlust 
des  deutschen  Marktes  schaffen.  Zu  diesem  Zwecke  müßte  vor  allem 
England  den  Freihandel  aufgeben  und  zu  Schutzzöllen  übergehen,  und 
diese  dann  für  deutsche  Waren  höher  feststellen  als  für  ita- 
lienische. Nun  konkurriert  aber  Deutschland  mit  Italien  auf  dem 
englischen  Markt  in  fast  keinem  Artikel.  Die  Ausfuhrartikel  Italiens, 
Südfrüchte,  Frühgemüse,  Reis,  Öl,  Wein,  sind  keine  deut- 
schen Ausfuhrartikel,  ebensowenig  österreichische  oder 
ungarische;  wenn  England  die  italienische  Einfuhr  begünstigen 
würde,  wäre  dadurch  nicht  Deutschland  oder  Österreich-Ungarn,  son- 
dern Spanien,  Portugal,  Griechenland,  und  vor  allem  wären  die 
englischen  Kolonien  betroffen.  Gerade  diese  sollen  aber  in  Eng- 
land bevorzugt  werden.  Der  wichtigste  Grund  für  die  Einführung  der 
Schutzzölle  wäre  ja  die  Bevorzugung  der  Kolonien  als  Entgelt  für  die 
besonderen  Begünstigungen,  welche  die  englischen  Waren  in  den 
Kolonien  genießen!  —  Oder  ein  anderer  Fall:  Rußland  soll  den 
französischen  Waren  Begünstigungen  gewähren,  von  denen  die  der 
Zentralmächte  ausgeschlossen  sind.  Soll  auch  England  in  Rußl  and 
ungünstiger  behandelt  werden  als  Frankreich?  Wenn  aber  England 
die  gleichen  Begünstigungen  genießt,  können  die  Waren  jedes  anderen 
Staates   zollfrei  nach  England   gebracht  und  von  dort  nach  Rußland 
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ausgeführt  werden.  England  müßte  also  vorher  zum  Schutzzoll  über- 
gehen. Dies  wäre  auch  die  Voraussetzung  dafür,  daß  es  den  russischen 
Waren  Bevorzugungen  gegen  die  Zentralraächte  einräumen  kann. 
Diese  konkurrieren  mit  Eußland  auf  dem  englischen  Markte 
nur  in  einem  wichtigen  Artikel:  Zucker.  Gerade  in  diesem 
Artikel  aber  wollen  die  englischen  Kolonien  eine  Vorzugs- 
behandlung erreichen,  die  deshalb  nicht  an  Eußland  und 
Frankreich  gegeben  werden  kann. 

Der  wirtschaftliche  Zusammenschluß  zwischen  Staaten  ist  eben 
nur  dort  möglich,  wo  die  natürlichen  Voraussetzungen  dafür  gegeben 
sind.  Der  gemeinsame  Haß  gegen  einen  Dritten  kann  diese  Voraus- 
setzungen nicht  ersetzen. 

Deshalb  soll  durchaus  nicht  geleugnet  werden,  daß  eine  feind- 
selige Handels-  und  Wirtschaftspolitik  der  Ententemächte  möglich  und 
in  höherem  oder  geringerem  Maße  sogar  zu  erwarten  ist.  Es  sind 
aber  auch  zwei  schwere  Gegengewichte  vorhanden:  Das  wirtschaft- 
liche Interesse  der  Ententemächte  an  dem  deutschen  und  an  dem 
österreichisch-ungarischen  Markte  und  —  der  Sieg.« 

Szterenyi  (»Wirtschaftliche  Verbindung  mit  Deutschland«, 
Warnsdorf  1915,  S.  9)  meint  zum  Gegenstande  folgendes: 

> Vergebens  versucht  England  durch  staatliche  Unterstützung 
eine  Teerfarbenindustrie  sich  selbst  zu  schaffen;  so  lange  kann  der 
Krieg  nicht  andauern,  bis  diese  so  erstarke,  um  den  Import  solcher 
Farbwaren  aus  Deutschland  —  im  durchschnittlichen  Werte  von  etwa 
30  Millionen  Kronen  — verdrängen  zu  können;  die  englischen,  fran- 
zösischen und  rassischen  Mütter  werden  ihren  Kindern  deutsche  Spiel- 
waren reichen  müssen,  denn  die  Kinder  müssen  spielen  und  die 
deutsche  Spielwarenindustrie  ist  eben  unübertreffbar.  Die  deutschen 
Kalisalze  wird  kein  feindlicher  Staat  entbehren  können,  denn  das 
eigene  Interesse  wird  doch  immer  stärker  sein,  wie  der  Haß  gegen 
Deutschland.  Die  prädominierende  Stellung  der  deutschen  chemischen 
Industrie  —  mit  einem  Export  von  fast  500  Millionen  Kronen  —  der 
deutschen  Spielwarenindustrie  —  mit  einem  Gesamtexport  von  rund 
130  Millionen  —  am  ganzen  Weltmarkt  ist  so  ausschlaggebend,  daß 
wohl  jede  Besorgnis  um  deren  Absatz  unbegründet  wäre.  Und  ist  die 
deutsche  Maschinenindustrie  mit  ihrer  weitgehenden  Spezifikation 
nicht  in  der  Lage,  jeder  wie  immer  gearteten  Konkurrenz  die  Stirne 
zu  bieten,   insbesondere  bei   gleicher  handelspolitischer   Behandlung, 

43* 
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wie  sie  doch  nach  der  heutigen  Kriegslage  auch  seitens  der  feind- 
hehen  Staaten  als  gesichert  betrachtet  werden  muß?  Nun  deckt  aber 
die  deutsche  Maschinen-  und  elektrische  Industrie  allein  fast  einen 
vierten  Teil  —  rund  eine  Milliarde  —  des  fraglichen  deutschen  Ex- 
portes. Auch  bis  vor  dem  Kriege  war  es  nicht  Sympathie  für  Deutsch- 
land und  seine  Industrie,  der  zufolge  England  1913  um  fast  1-5  Mil- 
liarden Mark,  Eußland  (mit  Finnland)  um  fast  1  Milliarde  und  Frank- 
reich um  rund  800  Millionen  aus  Deutschland  Waren  importierten. 
Nein,  nur  die  absolute  Überlegenheit  der  deutschen  Industrie  ver- 
mochte sich  dies  zu  erzwingen.  Aus  Sympathie  für  England  wird  der 
russische  Konsument  seinen  Bedarf  nicht  lange  viel  teuerer  bezahlen, 
selbst  der  einheimische  Engländer  nicht.  Deutschland  und  seine  In- 
dustrie haben  es  im  Kriege  bewiesen,  daß  sie  eine  Anpassungsfähig- 
keit besitzen,  wie  kein  anderer  Staat  desgleichen.  Nun,  auch  Deutsch- 
land hatte  aus  den  feindlichen  Ländern  einen  Import  von  über  900 
Millionen;  der  deutschen  Industrie  wird  es  viel  leichter  sein,  sich 
diesen  anzueignen  und  durch  eigene  Produktion  zu  decken.  Belgien 
mit  seinem  großen  industriellen  Konsum  muß  bei  Behandlung  dieser 
Frage  auch  in  Betracht  kommen.* 

V.  ühlmann,  Generaldirektor  der  Ungarischen  Allgemeinen 
Kreditbank,  glaubt  (in  der  »Neuen  Freien  Pressec  vom  11.  Juni  1916), 
daß  England  und  Frankreich  durch  ihre  Exportinteressen,  Italien 
durch  Eücksichten  auf  den  Fremdenverkehr  gehindert  werden  dürften, 
ihre  wirtschaftskriegerischen  Absichten  nach  dem  Weltkriege  zu  ver- 
wirklichen. 

Auch  Gothein  weist  (in  der  »Neuen  Freien  Presse«  vom 
2.  Juni  1916)  nach,  daß  die  Abhängigkeit  der  Ententemächte  von 
deutschem  Eisen,  deutscher  Kohle,  deutschen  Maschinen  und  Chemi- 
kalien künstlich  nicht  zu  beseitigen  ist  und  mit  den  Exportinteressen 
der  Ententemächte  gepaart,  einen  Wirtschaftskrieg  gegen  die  Zentral- 
mächte auf  die  Dauer  unmöglich  macht. 

In  der  »Wirtschaftszeitung  der  Zentralmächte«  spricht  Herzog 
Ernst  Günther  zu  Schleswig-Holstein,  der  langjährige  Vor- 
sitzende des  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereines,  die  Überzeugung 
aus,  daß  sich  die  Verhältnisse  stärker  erweisen  werden  als  die  kurz- 
sichtigen Pläne  der  Menschen.  »England  und  seine  Freunde  haben 
früher  die  vielen  Milliarden,  die  sie  jährlich  in  Waren  an  uns  ge- 
liefert und  von  uns  bezogen  haben,  nicht  mit  uns  umgesetzt,  um  uns 
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gefällig  zu  sein,  sondern  weil  sie  dadurch  große  materielle  Vorteile 
hatten,  und  diese  Vorteile  werden  auch  in  der  Zukunft  ausschlag- 
gebend sein.  Deutschland  besitzt  eine  so  hochstehende  Industrie,  eine 
so  vollendete  Technik  und  Organisation,  eine  so  arbeitsame  und  intelli- 
gente Bevölkerung,  daß  mit  ihm  Handel  zu  treiben  für  das  Aus- 
land mindestens  so  wertvoll  ist  wie  für  Deutschland  selbst. 
Es  ist  in  den  Staatenfamilien  ähnlich  wie  im  Parlament:  man  schließt 
eine  große  Partei  nicht  ungestraft  von  der  Mitarbeit  aus.« 

Pistor  (a.  a.  0.  S.  135)  glaubt,  daß  der  Ausfall  im  gegen- 
seitigen Verkehre  der  Zentralreiche  und  der  Entente  kein  allzu  großer 
werden  dürfte,  und  weist  darauf  hin,  daß  nach  dem  Kriege  von  1870 
bis  1871  fast  unmittelbar  nach  dem  Friedensschlüsse  ein  lebhafter 
Handelsverkehr  zwischen  Deutschland  und  Frankreich  einsetzte. 

Es  sei  hier  noch  die  Stimme  eines  praktischen  Kenners  der  Welt- 
wirtschaftsverhältnisse, Alois  Schweiger  (»Neue  Freie  Presse«  vom 
10.  Dezember  1915),  angeführt: 

>Die  Absperrung,  die  angeblich  unserem  und  Deutschlands 
Handel  nach  dem  Kriege  von  selten  des  Vierverbandes  drohen  soll, 
ist  lediglich  ein  Schreckgespenst,  insoweit  es  sich  um  England  und 
seine  Kolonien  handelt.  Englands  Existenzberechtigung  liegt  in  seiner 
Vermittlerrolle,  gepaart  mit  dem  Freihandel.« 

»Die  Bewohner  der  englischen  und  französischen  Kolo- 
nien sind  niemals  unsere  Feinde  gewesen,  auch  nicht  die  Bewohner 
beider  Amerika.  Die  letztgenannten  können  die  stürmische  Nachfrage 
Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  nach  ihren  Produkten  auf  Befehl 
Englands  nicht  befriedigen,  während  ihre  Waren  in  den  Magazinen 
an  Ort  und  Stelle  unverkäuflich  sind  oder  verderben.  Aber  auch  unsere 
eigenen  Waren  wurden  in  Nord-  und  Südamerika  nur  darum  gekauft, 
well  sie  von  keinem  anderen  Lande  her  zu  günstigeren  Bedingungen 
erhältlich  waren.  Die  geschäftliche  Absperrung  nach  dem  Frieden 
wäre  eine  Waffe,  die  sich  gegen  unsere  sie  handhabenden  Feinde 
selbst  kehren  würde.« 


In  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  ist  die  Überzeugung  von 
der  Notwendigkeit  einer  handelsvertragsfreundlichen  Politik  dem  Aus- 
lande, insbesondere  aber  den  Ententestaaten  gegenüber  —  nach  dem 
Kriege  —  vorherrschend.  Zeitweise  lassen  sich  aber  auch  hier  kriege- 
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rische  Stimmungen  beobachten,  die  hauptsächlich  den  egoistischen 
Interessen  einiger  großer  Gruppen,  insbesondere  einiger  monopolisti- 
scher Halbfabrikatsindustrien,  entspringen.  Ein  diesbezügliches  Illu- 
strationsdokument bildet  ein  von  Gerlach  in  der  »Welt  am  Montag« 
vom  6.  September  1915  veröffentlichtes  Zirkular  des  Kriegsausschusses 
der  deutschen  Industrie  »an  die  angeschlossenen  Vereine«  vom 
10.  August  1915,  laut  welchem  dieser  Kriegsausschuß  die  Anträge 
des  »Sechserverbandes«  auf  Erhöhung  landwirtschaftlicher  Zölle,  auf 
Einschränkung  der  Meistbegtinstigungsklausel  und  auf  Erhöhung  der 
meisten  Industriezölle  dem  Auslande  gegenüber,  wobei  die  gegen- 
wärtig zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  geltenden  Ver- 
tragszölle als  Vorzugszölle  für  die  Zukunft  zu  bleiben  hätten,  ge- 
nehmigt habe.  (Dieses  Zirkular  fand  sofort  scharfe  Entgegnungen 
unter  anderem  in  der  »Frankfurter  Zeitung«  vom  10.  September  1915 
und  wurde  dann  —  allerdings  in  einer  etwas  unklaren  Form  —  in 
der  > Sächsischen  Industrie«  vom  September  1915  dementiert.) 

Von  der  überwiegenden  Majorität  der  deutschen  Industrie  jedoch 
können  derartige  Vorschläge  höchstens  als  ein  taktisches  Mittel  an- 
gesehen werden,  um  das  Ausland  zu  größeren  Konzessionen  zu  be- 
wegen. (Dann  ist  es  aber  eine  falsche  Taktik!)  Die  wirkliche  Über- 
zeugung dieser  tiberwiegenden  Majorität  der  deutschen  Industrie  geht 
tatsächlich  dahin,  daß  Deutschland  behufs  Aufrechterhaltung  seines 
Exportes  günstige  Handelsverträge  braucht  und  daß  es  solche  nur 
dann  erzielen  kann,  wenn  es  einem  übertriebenen  Schutzzöllnertum 
nicht  in  die  Arme  fällt.  Als  ein  weiterer,  wenn  auch  viel  milderer 
Ausdruck  solcher  sporadisch  auftretender  kriegerischer  Stimmungen 
wäre  noch  die  Stimme  des  Österreichers  Dub  (»Nochmals  zur  Frage 
der  Zollunion«,  Schmollers  Jahrbuch  1915,  3.  Heft,  S.  286)  zu  zitieren: 
»Im  allgemeinen  wird  daran  festzuhalten  sein,  daß  die  Zölle  nach 
außen,  gegen  das  jetzt  feindliche  Ausland  und  die  Neutralen,  jeden- 
falls die  gegenwärtige  Höhe  festhalten,  in  manchen  Artikeln, 
namentlich  dort,  wo  es  sich  um  die  Abwehr  der  englischen  oder  der 
amerikanischen  Konkurrenz  in  solchen  Fabrikaten,  die  gleichfalls  im 
Inlande  hergestellt  werden  könnten,  handelt,  erhöht  werden  sollen.« 

Aus  diesem  Anlasse  ist  zu  bemerken,  daß  wenn  auch  im  Wirt- 
schaftsleben Deutschlands  der  Export  eine  unvergleichhch  größere  Rolle 
spielt  als  in  Österreich-Ungarn,  das  letztere  Eeich  ihn  wieder  insofern 
dringend  braucht,  als  es  keine  Kapitalienplacements  im  Auslande  hat; 


679 

auch  benötigt  es  zur  Minderung  und  Beseitigung  der  Passivität  der 
Zahlungsbilanz  nicht  bloß  die  Aufrechterhaltung,  sondern  auch  die 
weitere  Entwicklung  des  Esportes  über  das  bisherige  Niveau,  hat  aber 
im  Hinblicke  auf  den  kürzlich  dargestellten  Komplex  der  Weltwirt- 
schaftsinteressen viel  geringere  Chancen  als  Deutschland,  allein  (d.  h. 
ohne  Zollbündnis)  günstige  Handelsverträge  zu  erzielen.  Jedenfalls  ist 
eine  hochschutzzöllnerische  Plattform  gegenwärtig  nicht  die  richtige, 
um  sich  den  Abschluß  günstiger  Handelsverträge  und  hiemit  auch 
die  Entwicklung  des  Exportes  für  die  Zukunft  zu  sichern. 

Wenn  Losch  (»Der  mitteleuropäische  Wirtschaftsblock  und  das 
Schicksal  Belgiens«,  Berlin  1915)  meint,  es  müsse  die  wirtschaft- 
liche Grundlage  für  den  Außenkampf  erweitert  werden  (und 
zwar  durch  Ermöghchung  einer  einheitlichen  Wirtschaftspolitik  der 
Zentralmächte  nach  außen),  so  hat  er  nur  insofern  recht,  als  ein 
Zusammenschluß  der  Zentralmächte  auf  zollpolitischem  Gebiete  eine 
Vorsichtsmaßregel  bilden  würde  —  eine  präventive  Vorbereitung  zu 
ein  em  allen  wirklichen  Interessen  und  der  Vernunft  zum  Trotze  ihnen 
etwa  von  draußen  aufgezwungenen  Defensivkampfe.  Für  den  wenig 
wahrscheinlichen,  aber  doch  nicht  unmöglichen  Fall,  daß  in  den 
Ententestaaten  der  blinde  Haß  und  Neid  über  das  Bewußtsein  der 
Interessengemeinschaft  den  Sieg  davontragen  würde,  müssen  die  Zentral- 
mächte gerüstet  sein;  es  dürfen  aber  dem  Charakter  des  Zollbündnisses 
im  Voraus  keine  agressiven  Momente  anhaften,  weil  dadurch  nur  eine 
Verschärfung  der  Gegensätze  bewirkt  würde  und  vielleicht  wirklich 
Geister  beschworen  werden  könnten,  deren  man  später  kaum  leicht 
und  kaum  ohne  große  Opfer  loswerden  könnte,  i)  Auch  Lujo  Brentano 
warnt  in  einem  Artikel  der  »Neuen  Freien  Presse«  vom  11.  Juni  1916 
davor,  daß  dem  Zusammenschlüsse  der  Zentralreiche  der  Charakter 
der  Handelsfeindseligkeit  gegenüber  ihren  heutigen  Feinden  aufgeprägt 
werde.  Der  Defensivcharakter  des  beabsichtigten  Zusammenschlusses 
wurde  übrigens  in  der  Münchener  Wirtschaftskonferenz  der  Zentral- 
mäehte  vom  Jahre  1916  von  den  Präsidenten  der  einschlägigen  Ver- 
bände, Geheimrat  Paasche  und  Abgeordneten  Friedmann,  mit 
größtem  Nachdruck  betont. 


^)  Nach  Wolfs  seinerzeitigem  Programm  für  die  Gründung  der  mitteleuro- 
päischen Wirtschaftsvereine  müßte  die  Vereinigung  auf  eine  defensive  und  nicht 
auf  eine  offensive  Grundlage  gestellt  vrerden,  um  nicht  etwa  die  Gefahr  zollpolitiseher 
Eepressalien  von  selten  der  fremden  Länder  heraufzubeschwören. 
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Ebenso  wäre  die  vom  Sektionschef  Eiedl  in  der  Februarver- 
sammlung des  Klubs  der  Industriellen  in  Wien  (vgl.  auch  die  Eede 
des  ungarischen  Finanzministers  Dr.  Teleszky  in  der  Sitzung  des 
Abgeordnetenhauses  vom  27.  Februar  1916)  besprochene  Idee  der  Ein- 
fuhrverbote (insbesondere  für  Luxusartikel)  nach  dem  Friedensschlüsse 
nur  mit  größter  Vorsicht  zu  vervs^irklichen  —  wenn  auch  das  Ziel 
einer  solchen  Aktion  allein  (die  Besserung  der  Währung,  die  Er- 
leichterung der  Eohstoffbezüge  und  die  Verhinderung  der  ausschließ- 
lichen Ausnützung  der  Konjunktur  durch  England  und  Amerika)  ge- 
billigt werden  muß.  Da  in  der  österreichischen  Ausfuhr  nach  den 
Ententestaaten  gerade  Luxusartikel  eine  nicht  unbeträchtliche  Eolle 
spielen,  sollte  es  nach  Tunlichkeit  vermieden  werden,  durch  Schaffung 
eines  Präzedenzfalles  die  Aussperrung  dieser  Exportartikel  der  Monarchie 
aus  den  wichtigsten  Absatzgebieten  herbeizubeschwören  i)  —  um  so 
mehr,  als  ohnehin  die  allgemeine  wirtschaftliche  Erschöpfung  nach  dem 
Kriege  dem  Absätze  von  Luxuswaren  im  Auslande  hinderlich  sein  dürfte. 


Ferner  wird  hie  und  da  in  Österreich-Ungarn  und  Deutschland 
mit  der  Idee  »des  Ersatzes  der  Bezüge  der  Zentralreiche  aus  den 
Ententestaaten  durch  die  wechselseitigen  Bezüge  aus  den  Zentral- 
reichen« eine  gefährliche  Übertreibung  geübt.  Einen  Ausdruck  der 
letzteren  Tendenz  finden  wir  auch  in  der  soeben  zitierten  Abhandlung 
des  Dub:  »Das  Ziel  muß  ja  darauf  gerichtet  sein,  daß  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland  auf  Importe  nur  dort  angewiesen  sind,  wo 
der  eigene  Boden  die  Kolonialprodukte  Baumwolle,  Schafwolle,  Jute, 
Eohgummi,  Schellak  usw.  nicht  erzeugt  oder  wo  besondere  Präzision 
und  technische  Vollendung  bis  auf  weiteres  noch  den  Bezug  aus  dem 
Auslande  als  rätlich  erscheinen  läßt.«  Nun  wäre  eine  konsequente 
Aktion  nach  dieser  Eichtung  hin  praktisch  mit  der  reinsten  und  ge- 
fährlichsten Absperrung  identisch,  wodurch  die  Ententestaaten  (wohl 
aber  auch  die  Neutralen)  erst  recht  zu  einer  ähnlichen  Absperrung 
genötigt  würden.  Dasjenige,  was  sich  im  Kriege  bewährt  hat  und  für 
einen  eventuellen  neuen  Krieg  vorbereitet  werden  soll  —  jedoch  nur 

1)  In  der  Sitzung  vom  10.  Februar  1916  mahnte  die  Wiener  Handels-  und 
Gewerbekammer  gleichfalls  zu  einem  sehr  vorsichtigen  und  individualisierenden 
Vorgehen  bei  der  Verhinderung  oder  Einschränkung  der  Einfuhr  von  Luxus- 
artikeln. Siehe  übrigens  oben  »Währungsverhältnisse«. 
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in  dem  durch  die  Kriegsbedürfnisse  begrenzten  Umfange  — ,  die 
mögliehst  weitgehende  Sicherung  der  Selbsterzeugung  von  Lebens- 
mitteln, Waffen,  Munition  und  Eüstungsgegenständen,  darf  nicht  als 
eine  Regel  für  den  gesamten  Weltverkehr  in  Friedenszeiten  aufge- 
stellt werden  (um  so  weniger,  als  es  in  einem  größeren  Umfange  un- 
durchführbar ist).')  Selbst  eine  weitergehende  Zollannäherung,  als  es 
ein  Zollbündnis  wäre,  selbst  eine  Zollunion,  müßte  und  könnte  nicht 
zu  einer  partiellen  Negation  der  Weltwirtschaft  werden,  da  doch  heut- 
zutage die  wirtschaftliche  Existenz  großer  Gebiete  trotz  der  Berechti- 
gung und  Notwendigkeit  gewisser  gemäßigter  autarkischer  Bestre- 
bungen von  der  Basis  der  Weltwirtschaft  nicht  zu  trennen  ist. 

Insbesondere  ist  die  größte  Vorsicht  hinsichtlich  der  Entwicklung 
autarkischer  Programme  solchen  Gebieten  zu  empfehlen,  welche,  wie 
die  Zentralreiche  (selbst  nach  EeaHsierung  eines  großen  Zoll-  und  Wirt- 
schaftsbündnisses unter  Einbeziehung  des  Balkans  und  der  asiatischen 
Türkei)  auf  absehbare  Zeit  sehr  starke  Zufuhren  von  Lebensmitteln 
und  Industrierohstoffen  aus  dritten  Ländern  nicht  entbehren  können. 
Viel  leichter  wäre  das  autarkische  Programm  in  den  Weltwirtschafts- 
gruppen Eußland,  England,  Vereinigte  Staaten  und  sogar  Frankreich 
(in  erster  Linie  Rußland)  zu  reahsieren,  worauf  unter  anderen 
Sehwiedland  in  der  »Revue  d'economie  politique«  (XXVII,  1913, 
S.  273  bis  289)  aufmerksam  macht.  Er  übersieht  aber  dabei,  daß 
auch  diese  Weltwirtschaftsgruppen  der  Isolierung  nicht  zustreben 
können,  weil  sie  aus  verschiedenen  Gründen  gezwungen  sind,  ihren 
Export  zu  forcieren,  was  ohne  Verzichtleistung  auf  einen  beträchtlichen 
Teil  der  autarkischen  Ideale  nicht  möghch  wäre.  2) 

Im  Hinblicke  auf  das  letztere  Moment  ist  auch  der  sich  nach 
Ansicht  Schwiedlands  zuspitzende  Kampf  der  Weltwirtschaftsmächte 
um  die  »Weltspeicher«,  in  welchem  er  die  Überlegenheit  der  ge- 
nannten Gruppen  im  Vergleiche  zu  den  Zentralreichen  konstatiert, 
nicht  allzu  tragisch  aufzufassen  —  womit  allerdings  nicht  gesagt 
werden  will,  daß  die  Zentralreiche  kein  Interesse  daran  hätten,  ihre 
eigene  Lebensmittel-  und  Rohstoffproduktion  tunlichst  in  die  Höhe  zu 
bringen,   ihren  Wirtschaftsbereich   durch  solche  Gebiete  zu  ergänzen, 


^)  Derselben  Ansicht  ist  unter  anderen  Grrunzel  (>Die  Zeit«  vom  7.  No- 
vember 1915). 

2)  Schon  Quesnay  wies  darauf  hin,  daß,  >wer  verkaufen  will,  auch 
kaufen  muß«. 
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welche  eventuell  in  weiterer  Zukunft  gewissermaßen  als  »Weltspeicher« 
auftreten  können,  schließlich  zu  den  meisten  übrigen  Staaten  und  Welt- 
wirtschaftsgruppen in  dauernd  freundschaftlichen  Handelsbeziehungen 
zu  stehen. 

Übrigens  soll  nicht  etwa  an  und  für  sich  die  Tendenz  eines 
Ersatzes  der  auswärtigen  Bezüge  der  Zentralreiche  durch  jene  aus 
dem  Bündnisgebiete  bekämpft  werden.  Insoweit  sich  ein  solcher  Ersatz, 
als  eine  natürliche  Konsequenz  der  zollpolitischen  und  wirtschaftlichen 
Umgestaltung  ohne  eine  besondere  darauf  gerichtete  Aktion,  von  selbst 
ergibt,  ist  er  berechtigt,  erwünscht  und  im  großen  und  ganzen  handels- 
politisch ungefährlich.  1)  Er  darf  nur  keine  feindliche  Spitze  gegen 
das  Ausland  haben  und  keinen  besonderen  Programmpunkt  bilden,  der 
mit  Hilfe  einer  besonderen  Aktion  rücksichtslos  durchgeführt  werden 
sollte.  Die  Aktion  der  Zentralmächte  unter  dem  neuen  Eegime  nach 
dem  Kriege  soll  sich  eben  nicht  unmittelbar  auf  den  Ersatz  der  aus- 
wärtigen Bezüge,  sondern  auf  die  Verbilligung  und  Vergrößerung  der 
Produktion,  Stärkung  des  inneren  Konsums  und  Erweiterung  des  Welt- 
exportes konzentrieren. 

Es  ist  auch  zu  berücksichtigen,  daß  der  in  Eede  stehende  Er- 
satz aus  natürlichen  Gründen  nur  in  einem  beschränkten  Maße  mög- 
lich ist  —  wenn  es  auch  nicht  geleugnet  werden  soll,  daß  die  Ab- 
sperrung der  Zentralreiche  die  Produktion  derselben  auf  neue  Wege 
verwies,  welche  die  Möglichkeit  des  Ersatzes  nicht  unwesentlich  ver- 


'•)  So  wird  sich  z.  B.  ein  partieller  Ersatz  im  Zwischen  verkehre  der  Zentral- 
mäehte  für  die  Bezüge  von  Textilwaren  und  Textilmaschinen  aus  England,  von 
landwirtschaftlichen  und  industriellen  Spezialmasehinen  aus  Nordamerika,  von  Seiden- 
geweben aus  Prankreich  und  Italien,  von  Modewaren  aus  England  und  Frank- 
reich, von  Automobilen  aus  Frankreich  mit  der  Zeit  von  selbst  —  infolge  der  zu 
erwartenden  natürlichen  Ausgleichung  der  Qualitäten  und  Preise  sowie  einer  unter 
dem  Regime  des  Zollbündnisses  vervollkommneten  Spezialisierung  —  ergeben. 

(Allerdings  nimmt  England  in  einzelnen  Sorten,  z.  B.  in  feinen  Baumwoll- 
garnen, i  nfolge  seiner  niedrigen  Anlagekosten  und  seiner  qualifizierten  Arbeitskraft 
förmlich  eine  monopolistische  Stellung  auf  dem  Weltmarkte  ein,  die  kaum  verloren 
gehen  könnte.) 

Als  weiteres  Beispiel  eines  natürlichen  Ersatzes  wäre  Kaolin  anzuführen, 
welches  im  Werte  von  vier  bis  fünf  Millionen  Mark  aus  England  nach  Deutseh- 
land eingeführt  wird  (mit  einer  Gegenausfuhr  von  einundeinhalb  Millionen  Mark). 
Nun  könnte  nach  fachmännischer  Ansicht  diese  englische  Einfuhr  durch  weitere 
Entwicklung  der  Produktion  in  Sachsen  und  Böhmen  bei  gleichzeitiger  Änderung 
der  Zubereitung  entbehrlich  gemacht  werden. 
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größer!  haben  (Kunstwolle  und  Halbwolle,  Nesselfasernverarbeitung, 
Textilose  anstatt  Jute,  Luftstickstoffprodukte  und  Toluol  anstatt  Chile- 
salpeter, Teeröl  anstatt  amerikanisches  Schmieröl,  Verwendung  von 
Zink  und  Eisen  anstatt  Kupfer  bei  Erzeugung  der  Leitungsdrähte 
und  einzelner  Munitionssorten,  künstlicher  Schwefel,  Kampfer  und 
Kautschuk,  einheimische  Gerbstoffe  anstatt  Quebracho  u.  dgl.).  Nach 
Eintritt  normaler  Verhältnisse  wird  es  sich  jedoch  in  vielen  Fällen 
herausstellen,  daß  der  obige  Ersatz  teuerer  oder  überhaupt  ungünstiger 
ist,  als  der  Bezug  aus  den  früheren  Quellen.  (So  hängt  z.  B.  die  gegen- 
wärtige Entbehrlichkeit  der  überseeischen  Bezüge  von  Häuten  zur 
Ledererzeugung  mit  den  infolge  des  Krieges  unnatürlich  vermehrten 
Schlachtungen  und  mit  der  rasch  fortschreitenden  Depekoration  zu- 
sammen; dieser  vorübergehenden  Erscheinung  muß  nach  dem  Kriege 
ein  um  so  stärkerer  Bedarf  nach  ausländischen  Häutezufuhren  folgen.) 

Leichter  und  auch  ausgiebiger  als  ein  solcher  Ersatz  wäre  unter 
Umständen  die  Einschränkung  gewisser  Konsumbedürfnisse 
der  Bevölkerung,  wie  sie  sich  im  Laufe  des  Krieges  (insbesondere 
auf  dem  Ernährungsgebiete)  in  den  Zentralreichen  ergeben  hat.  Doch 
ist  dabei  ebenfalls  zu  berücksichtigen,  daß  allmählich  der  durch  den 
Krieg  notwendig  gewordene  Unterkonsum  aus  volkswirtschaftlichen 
und  sozialen  Gründen  zu  beheben  sein  wird^)  und  daß  die  durch  den 
Krieg  zu  einer  Gewohnheit  gewordene  größere  Sparsamkeit  sich  dann 
höchstens  auf  Gegenstände  des  Luxusverbrauches  beschränken  sollte, 
um  auch  auf  diesem  Gebiete  mit  dem  Wachstume  des  Wohlstandes 
nach  und  nach  zu  schwinden. 

Autarkischen  Illusionen  geben  sich  manchmal  auch  so  gedie- 
gene Kenner  der  weltwirtschaftlichen  Verhältnisse  hin,  wie  Freiherr 
V.  Haupt,  Präsident  der  Brünner  Handelskammer,  welcher  anläßlich 
der  Erörterung  der  Chancen  eines  mittel-  und  südosteuropäisch-nord- 
westwestasiatischen  Wirtschaftsverbandes  hierüber  folgendes  meint 
(»Neue  Freie  Presse«  vom  23.  November  1915): 

»Dieses  Gebiet  ergänzt  sich  so  wunderbar  in  seinen  Produk- 
tionsmöglichkeiten,  daß   selbst   für   den  Fall  einer  Abschließung  des 


^)  Nach  Schumacher  (Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  80)  sollte  der 
Kampf  gegen  den  »Luxusverbrauch«  von  Weizen  nach  dem  Kriege  fortgesetzt  weiden. 
Ein  Ersatz  des  Weizenkonsums  durch  ßoggenkonsum  ist  jedoch  auf  die  Dauer  im 
Hinblicke  auf  den  Nährwert  nicht  erwünscht. 
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englischen  und  russischen  Herrschaftsgebietes  gegen  unsere  Produkte 
deren  Absatzfähigkeit   nicht  mehr  ernstlich  gefährdet  werden  kann.« 

»Die  Autarkie,  das  Sichselbstgenügen  des  geschlossenen  Wirt- 
schaftsgebietes, das  aber  Staaten  wie  Österreich-Ungarn  nicht  ver- 
wirkhchen  können,  erscheint  in  dieser  Mächtegruppe  beinahe  restlos 
erfüllt. « 

Dagegen  hält  Sartorius  v.  Waltershausen  in  »Weltwirt- 
schaft und  Weltkrieg«  (im  »WeltwirtschaftHchen  Archiv«  1915)  die 
Autarkie  für  nur  in  beschränktem  Maße  möglich,  indem  er  der 
Änderung  der  Verbrauchsrichtung  beinahe  eine  größere  Bedeutung 
beimißt  als  der  Vergrößerung  des  Wirtschaftsgebietes.  Ferner  bemerkt 
Julius  Wolf  (»Die  wirtschaftspolitische  Verankerung  des  Bündnisses« 
in  »Nord  und  Süd«,  Jubiläumsheft,  S.  89):  »Deutschland  mag  nach 
dem  Kriege  in  der  Lage  sein,  einen  Teil  der  Importe,  die  Österreich- 
Ungarn  bisher  aus  England  und  Frankreich  bezog,  zu  übernehmen. 
Fällt  ihm  ein  Drittel  bis  zur  Hälfte  derselben  zu,  so  ist  das  bereits 
eine  sehr  hohe  und  ganz  unwahrscheinliche  Zififer.  Aber  auch  das 
wären  für  den  Bereich  der  genannten  Länder  keine  175  Miüionen 
Mark  gegenüber  einer  Gesamtausfuhr  Deutschlands  von  10.000  Mil- 
lionen, also  keine  27o-  Österreich-Ungarn  mag  durch  Vorzugsbehand- 
lung in  die  Lage  kommen,  von  den  Einfuhren,  die  bisher  Eußland 
nach  Deutschland  tätigte,  einiges  zu  tibernehmen,  genügende  Produk- 
tion vorausgesetzt.« 

Nun  beschränken  sich  aber  (um  bei  dem  von  Wolf  ange- 
führten Beispiele  zu  verbleiben)  die  Hauptmassenartikel,  in  welchen 
Österreich-Ungarn  im  Falle  eines  Zollbündnisses  mit  Deutschland  für 
die  auswärtigen  Bezüge,  insbesondere  für  die  aus  Eußland,  einen  teil- 
weisen Ersatz  bieten  könnte,  auf  Gerste  (deutsche  Einfuhr  von  Gerste 
und  Malz  zusammen  444  MilHonen  Mark,  hauptsächlich  aus  Eußland 
und  Österreich- Ungarn;  österreichisch-ungarische  Ausfuhr  von  Gerste 
und  Malz  100  Millionen  Mark),  Nutzholz  (deutsche  Einfuhr  350  Mil- 
lionen Mark,  hauptsächlich  aus  Eußland,  Schweden,  Nordamerika  und 
Österreich- Ungarn;  österreichisch-ungarische  Ausfuhr  219  Millionen 
Mark),  Eier  (deutsche  Einfuhr  193  Millionen  Mark,  hauptsächlich 
aus  Eußland  und  Österreich-Ungarn ;  österreichisch-ungarische  Ausfuhr 
123  Millionen  Mark).i) 

^)  Nach  der  österreichiseh-angarisehen  Statistik  für  1913  ging  von  der  Ge- 
samtausfuhr an  Eiern  per  142-7  Millionen  Kronen  Ware  um  124  Millionen  Kronen 
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Wie  bereits  an  einer  anderen  Stelle  bemerkt  wurde,  wird  aus 
Österreich -Ungarn  vorwiegend  Braugerste,  aus  Eußland  Futtergerste 
nach  Deutschland  ausgeführt.  Eine  Steigerung  der  Produktion  an 
Futtergerste  in  der  Monarchie,  deren  Möglichkeit  eng  begrenzt  ist, 
würde  vor  allem  der  Behebung  des  Defizits  an  Futtermitteln  in  der 
Monarchie  selbst  (insbesondere  angesichts  der  durch  den  Krieg  be- 
wirkten Depekoration)  dienen.  An  eine  wesentliche  Steigerung  der 
Holzexploitierung  und  der  Nutzholzausfuhr  aus  der  Monarchie  ist  nicht 
zu  denken  (worauf  noch  zurückzukommen  sein  wird).  Außerdem  ist 
zu  berücksichtigen,  daß  Deutschland  selbst  nach  Zustandekommen 
eines  Zollbündnisses  die  in  Betracht  kommenden  Artikel  in  bedeuten- 
den Mengen  aus  verschiedenen  anderen  Ausfuhrstaaten  nach  wie  vor 
wird  beziehen  müssen,  um  das  eigene  über  die  österreichisch-ungarische 
Ausfuhrmöglichkeit  weit  hinausgehende  Defizit  zu  decken  und  sich 
die  Exportchancen  für  die  eigenen  Fabrikate  nicht  zu  verderben. 
Wenn  unter  diesen  Umständen  die  Möglichkeit  der  Steigerung  der 
österreichisch-ungarischen  Ausfuhr  nach  Deutschland  in  den  besagten 
Artikeln  (zusammen  mit  einigen  anderen  minder  wichtigen  Eohstofien 
und  Nahrungsmitteln,  die  einen  partiellen  Ersatz  für  die  bisherige 
Einfuhr  aus  dem  Drittauslande  nach  Deutschland  bieten  könnten)  in 
absehbarer  Zeit  auf  150  bis  200  Millionen  Mark  geschätzt  wird,  so 
ist  das  eine  eher  zu  hoch  als  zu  niedrig  veranschlagte  Ziffer.  Nun 
stellt  aber  diese  Ziffer  einen  verhältnismäßig  winzigen  Teil  sowohl 
der  gegenwärtigen  wechselseitigen  Umsätze  der  Zentralmächte  als 
auch  ihres  Handels  mit  den  Ententestaaten  dar. 

Ferner  ist  z.  B.  an  eine  solche  Steigerung  der  Weizenproduktion 
der  Monarchie,  daß  dieselbe  in  absehbarer  Zeit  einen  nennenswerten 
Ersatz  für  die  russische  Ausfuhr  nach  Deutschland  bieten  könnte,  im 
Ernst  nicht  zu  denken  (was  den  Gegenstand  einer  besonderen  Be- 
weisführung im  IL  Teile  bilden  soll).  Die  Steigerungsfähigkeit  des 
Getreidebaues  in  Österreich-Ungarn  ist  gewiß  gegeben,  jedoch  durch 
klimatische  und  geographische  Verhältnisse  stark  begrenzt.  Die  Ver- 
mehrung der  Produktion  —  auch  wenn  sie  ein  lebhaftes  Tempo  ein- 
schlagen  würde  —  dürfte   kaum   namhafte  Überschüsse   über  jenen 


nach  Deutsehland;  es  wurden  jedoch  in  Österreich-Ungarn  auch  Eier  aus  Rußland 
im  Werte  von  60*6  Millionen  Kronen  importiert.  (Um  so  viel  ermäßigt  sich  die 
Konkurrenzbedeutung  dieser  Position  für  Rußland,  sov?eit  der  deutsche  Markt  in 
Betracht  kommt.) 
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vermehrten  inneren  Bedarf  liefern,  welcher  als  eine  Folge  nicht  nur 
der  Vermehrung  der  Bevölkerung,  sondern  auch  der  zu  erwartenden 
stärkeren  Industrialisierung   auftreten  muß.  ^) 

Keller  (»Ein  deutsch -österreichisch -ungarischer  Zollverein«, 
Schmollers  Jahrbuch  1914)  meint  richtig,  daß  durch  die  Zollvereini- 
gung Österreich-Ungarns  mit  Deutschland  eine  Autarkie  bei  weitem 
nicht  gesichert  werden  kann.  Man  würde  sich  der  Verwirklichung  dieses 
Ideals  erst  durch  die  Angliederung  der  Türkei  nähern.  Eine  eventuelle 
Steigerung  der  österreichisch -ungarischen  Produktion  an  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen  wie  an  Nahrungsmitteln  überhaupt  würde, 
durch  eine  gleichzeitige  Steigerung  des  inneren  Konsums  infolge  fort- 
schreitender Industrialisierung  der  Monarchie  aufgezehrt  werden.  In 
der  Türkei  aber  könnte  nach  Keller  die  bisher  arg  vernachlässigte 
Produktion  von  Weizen,  Eindvieh,  Schafen,  Wolle,  Baumwolle,  Petro- 
leum (auch  von  Asphalt,  Eisen,  Kupfer,  Blei,  Zink,  Silber,  Agave- 
fasern [anstatt  Jute],  Seide,  Ölsaaten)  entwickelt  werden.  Wie  einer- 
seits Keller  in  der  pessimistischen  Beurteilung  des  Ausmaßes  der 
Steigerungsfähigkeit  der  österreichisch-ungarischen  Rohstofifproduktion 
Eecht  behalten  dürfte,  so  wäre  anderseits  aber  auch  vor  der  Über- 
schätzung der  Entwieklungsmöglichkeiten  der  türkischen  Produktion 
zu  warnen.  Die  seit  Jahrhunderten  eingewurzelte  Verwahrlosung  des 
Bodens   und   der  Kommunikationen,  vor  allem  die  physikalische  Ent- 


^)  Naumann  (»Mitteleuropa«,  S.  123)  ist  diesfalls  unbegründeterweise  ein 
Optimist,  indem  er  mit  der  Hoffnung  auf  Hebung  der  ungarischen  Produktion 
um  ein  Drittel  die  Deckung  des  mitteleuropäischen  Getreidedefizits  verknüpft  und 
bereits  ein  österreichisches  wie  deutsches  Reichsgetreidelager  in  Budapest  sieht. 
(An  einer  anderen  Stelle  [S.  181]  gibt  er  allerdings  zu,  daß  das  deutseh- 
österreichiseh-ungarische  Wirtschaftsgebiet  von  der  Autarkie   weit  entfernt  wäre.) 

Demgegenüber  stellt  Eßlen  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  193 
bis  234)  auf  Grund  einer  detaillierten  Untersuchung  fest,  daß  in  Getreide,  Vieh, 
Obst,  Gemüse  und  Wein  selbst  bei  voller  Zollfreiheit  eine  Steigerung  der  Einfuhr 
aus  Österreich-Ungarn  nach  Deutsehland  in  absehbarer  Zeit  nicht  zu  erwarten  ist. 
Ferner  stellt  v.  Tyszka  (dortselbst  S.  346)  fest,  daß  »die  Selbstgenügsamkeit  des 
österreichiseh-ungarisch-deutsehen  Wirtschaftsgebietes  auf  sehr  schwachen  Füßen 
steht«  und  daß  »im  Hinblicke  darauf  eine  Absperrung  vom  Weltmarkt  durch  hohe 
Zollsätze  (sogar  bei  einer  Zollunion  mit  Österreich-Ungarn)  eine  schwere  Gefahr  für 
den  deutschen  Konsumenten  bedeuten  würde«.  Hoffmeister  (»Wirtschaftszeitung 
der  Zentralmächte«  vom  9.  Juni  1916)  hält  es  für  unmöglich,  daß  Österreich- 
Ungarn  den  Hektarertrag  Deutschlands  je  auch  nur  annähernd  erreiche  und  das 
deutsche  Produktionsdefizit  auch  nur  annähernd  decke. 
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fruchtung  des  Bodens,  schließlich  der  quantitative  und  qualitative 
Mangel  an  Arbeitskräften  können  nur  langsam,  nur  unter  Anwendung 
großer  Investitionen  und  Opfer  besiegt  vrerden.  Die  besten  Aussichten 
einer  raschen  und  großen  Steigerung  dürfte  die  türkische  Schaffwoll- 
produktion besitzen.  ^) 

Serbien  und  Bulgarien  können  in  Getreide,  insbesondere  in 
Weizen,  die  Notwendigkeit  der  Einfuhr  aus  Eußland  nach  Mittel- 
europa, namentlich  nach  Deutschland,  wohl  vermindern,  jedoch  nur 
in  einem  verhältnismäßig  unbedeutenden  Maße.  Das  Weizendefizit  der 
Monarchie  beträgt  im  Durchschnitte  der  letzten  zehn  Jahre  IV2  M^il- 
llonen  Meterzentner,  d.  h.  mehr  als  Serbien  liefern  könnte.  Durch  den 
eventuellen  Anschluß  Belgiens  an  den  mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
block würde  das  Defizit  an  Rohstoffen  und  Nahrungsmitteln  gewaltig 
vergrößert  (in  Weizen  allein  um  13  Millionen  Meterzentner)  —  durch 
die  Anghederung  des  industriell  hochstehenden  Polens  (mit  einem 
Weizendefizit  von  1"6  Millionen  Meterzentner)  auch  nicht  vermindert 
werden.  Sogar  die  Angliederung  Eumäniens  mit  seinem  Weizenüber- 
schuß von  12  Millionen  Meterzentner   an  das  mitteleuropäische   Wirt- 


^)  Vgl.Trietseh  (in  der»Wirtsehaftszeitung  der  Zentralmäehte«  vom  26.  Mai 
1916).  —  Vgl.  ferner  über  die  Entwicklungsfähigkeit  der  türkischen  Volkswirtschaft 
unter  anderem  >Bulletin  de  la  Chambre  de  commerce  n^erlandaise«,  Smyrne  1914, 
flerlt,  >Die  Türkei  in  der  Weltwirtschaft«  (»Weltwirtschaftliches  Archiv«,  4.  Bd., 
1914,  I,  S.  96  ff.),  Hoberg,  »Die  heutigen  Anbaumöglichkeiten  in  den  Mittel- 
meerländern, insbesondere  im  Bagdadbahngebiet«  (November heft  des  »Nord  und 
Süd*  1915)  —  nebst  der  dort  von  ihm  angeführten  Fachliteratur  —  schließlich 
die  ausgezeichnete  Abhandlung  von  Wiedenfeld  (in  Herkners  Sammelwerk, 
II.  Teil,  S.  373  ff.).  Hoberg  weist  einerseits  auf  die  großen  physikalischen  Schwierig- 
keiten der  Wiedergewinnung  asiatisch-türkischer  Ländereien  für  eine  umfangreiche 
Bodenkultur  hin,  gelangt  aber  anderseits  zur  Überzeugung,  daß  diese  Schwierig- 
keiten langsam  behoben  werden  können.  Wiedenfeld  warnt  in  überzeugender 
Weise  vor  Enttäuschungen  hinsichtlich  der  raschen  Steigerung  der  türkischen  Roh- 
stoff- und  Lebensmittelproduktion,  gleichwie  hinsichtlich  der  Entwicklung  des 
Exportes  der  Zentralreiehe  nach  dem  ottomanisohen  Reiche.  Nach  seiner  gründ- 
liehen Darstellung  ist  dasselbe  in  beiden  Beziehungen  ein  Land  der  Zukunft  — 
doch  muß  diese  Zukunft  noch  lange  auf  sieh  warten  lassen.  —  Vgl.  schließlich 
Artikel  von  Roething,  Trietsch,  Rohrbaeh,  Freiherr  v.  Maekay  und  anderer 
in  der  »Wirtschaftszeitung  der  Zentralmächte«  Nr.  3,  8  ff. 

Über  die  (meiner  Ansieht  nach  bsschränkten)  Ersatzmöglichkeiten  im  Ver- 
hältnisse zu  Bulgarien  vgl.  die  »Denkschrift  der  bulgarischen  Regierung«  in 
Herkners  Sammelwerk  (II.  Teil,  S.  452  ff.),  ferner  Dix  a.a.O.  und  in  der  »Wirt- 
schaftszeitung der  Zentralmächte«  Nr.  8. 
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schaftssystem  würde  für  das  belgische  Defizit  von  13  Millionen  Meter- 
zentner kein  volles  Äquivalent  bieten,  wobei  noch  immer  das  deutsche 
Defizit  von  18*6  Millionen  Meterzentner  (im  gegenwärtigen  Kriege 
bloß  zirka  11  Millionen  Meterzentner)  ungedeckt  bliebe,  ^j 

Ohne  sich  hier  in  eine  noch  mehr  detaillierte  Begründung  der 
These  einzulassen,  daß  der  wechselseitige  Ersatz  der  unentbehrlichen 
Einfuhr  aus  dem  Drittauslande  unter  den  Zentralmächten  nur  in  ge- 
ringem Umfang  möglich  ist  (wofür  im  IL  Teile  nähere  Anhaltspunkte 
geliefert  werden  sollen),  wäre  nur  noch  auf  die  Tatsache  hinzuweisen, 
daß  der  Anteil  Ööterreich-Ungarns  an  der  deutschen  Gesamteinfuhr 
bloß  7'77o  beträgt,  welcher  Tatsache  der  überaus  hohe  Anteil  dieser 
Ausfuhr  an  der  österreichisch-ungarischen  Gesamtausfuhr  (von  40'87o) 
gegenübersteht.  Ferner  beträgt  die  Ausfuhr  Deutschlands  nach  Öster- 
reich-Ungarn kaum  10"97o  der  deutschen  Gesamtausfuhr,  wohl  aber 
rund  39'57o  der  österreichisch-ungarischen  Gesamteinfuhr.  Schon 
beim  Ansehen  dieser  Zifiernzusammenstellung  gewinnt  man  den  allge- 
meinen Eindruck,  daß  das  Gros  der  wechselseitigen  natürlichen  Ab- 
satzchancen der  zwei  benachbarten  engverbündeten  Eeiche  insbesondere 
in  Massengütern  bereits  ausgenützt  wurde  und  daß  das  Zollbündnis 
höchstens  nur  eine  gegenüber  der  natürlichen  Steigerung  einigermaßen 
beschleunigte,  jedoch  im  Vergleiche  mit  der  Einfuhr  aus  dem  Dritt- 
auslande unbedeutende  Vermehrung  der  wechselseitigen  Versorgung 
bringen  kann.  Von  gewaltigen  Umwälzungen  kann  da  angesichts 
obiger  Verhältnisse  nicht  die  Eede  sein  —  auch  dann  nicht,  wenn 
die  Türkei  und  Bulgarien  mitgerechnet  werden,  da  wir  schon  oben 
gesehen  haben,  wie  geringfügig  im  Vergleiche  zum  übrigen  Außen- 
verkehre der  bisherige  Verkehr  der  Zentralmächte  mit  diesen  Staaten 
war.  So  kleine  Zifiern  lassen  sich  nicht  in  einigen  Jahren  und  nicht 
in  Jahrzehnten  in  Eiesenmengen  umwandeln.  2) 

^)  SpiethoffOn  Herkners  Sammelwerk,  I.Teil,  S.  25)  ist  gleichfalls  der 
Ansieht,  daß  der  deutsehe  Einfuhrbedarf  an  landwirtschaftlichen  Produkten  vom 
Zollverbande  auch  nicht  entfernt  gedeckt  werden  könnte  (im  Hinblicke  auf  den 
wachsenden  Inlandskonsum),  und  zwar  selbst  nach  Vergrößerung  des  Zollverbandes 
um  Balkan-  und  kleinasiatisehe  Gebiete. 

*)  Während  Spiethoff  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.Teil,  S.  27)  die 
Möglichkeit  eines  umfangreichen  Ersatzes  der  österreichisch-ungarischen  Einfuhr  an 
Industrieartikeln  aus  dem  Drittauslande  durch  deutsche  Provenienzen  hervorhebt 
(ohne  in  die  Prüfung  der  Einzelverhältnisse  einzugehen),  bemerkt  Schumacher 
(dortselbst  S.  83)  richtig,  daß  gerade   in  den   meisten  der  in  Betracht  kommenden 
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Sollte  sich  aber  entgegen  aller  Wahrscheinlichkeit  doch  ein 
umfangreicher  Ersatz  für  die  nicht  nur  aus  Eußland,  sondern  über- 
haupt aus  dem  Auslande  bisher  von  den  Zentralreichen  bezogenen 
Lebensmittel  (beziehungsweise  auch  für  einige  industrielle  Rohstoffe, 
wie  Holz)  aus  dem  vergrößerten  mittel-  und  südosteuropäisch-nordwest- 
westasiatischen  Wirtschaftsbecken  als  möglich   erweisen,   so  wäre  die 

Industrieartikel  Deutsehland  ohnehin  schon  derzeit  in  der  Monarchie  einen  unbe- 
streitbaren Vorrang  besitzt,  ferner  daß  der  »Ersatz«  auf  fraglichem  Gebiete  hoch-, 
stens  150  Millionen  Mark  ausmachen  könnte,  was  kaum  l'/2%  der  gesamten 
deutsehen  Ausfuhr  darstellt,  schließlich  daß  die  wirtschaftliche  Entwicklung  des 
Morgenlandes  nur  sehr  langsam  vor  sich  gehen  kann. 

Ferner  wurde  von  Eulenburg  (Herkners  Sammelwerk,  II.  Teil,  S.  77  flf.) 
durch  eine  detaillierte  Untersuchung  aller  in  Betracht  kommenden  Industriebranchen 
in  hohem  Grade  wahrscheinlich  gemacht,  daß  die  bisherige  Fabrikateneinfuhr  Öster- 
reich-Ungarns aus  dem  Drittauslande  aus  Qualitätsgründen  durch  die  Einfuhr 
aus  Deutschland  nur  in  geringem  Maße  ersetzt  werden  könnte.  Überhaupt  können 
nach  Eulen  bürg  (a.  a.  0.  S.  119)  Österreich-Ungarn  mit  dem  Balkan  und  dem 
Oriente  zusammen  weder  an  Kaufkraft  noch  an  Bevölkerungszahl  für  den  übrigen 
deutsehen  Export  auch  nur  annähernd  einen  Ersatz  darstellen. 

An  einer  weiteren  Stelle  (S.  113)  meint  Eulenburg  mit  Eeeht,  daß  Öster- 
reich-Ungarn als  Land  der  Eohstoflflieferung  für  Deutsehland  nicht  in  Betracht 
kommen  kann,  daß  es  sogar  in  Holz  und  Petroleum  nur  eine  Ergänzung  zu  geben 
vermag  und  daß  für  die  Zukunft  eher  eine  Abnahme  der  Eohstofifabgabe  aus  der 
Monarchie  an  Deutschland  zu  erwarten  sei,  und  zwar  infolge  der  mutmaßlichen 
Steigerung  des  eigenen  Konsums  Österreich-Ungarns,  welcher  Steigerung  die 
Produktionsvermehrung  kaum  nachkommen  dürfte. 

Vgl,  schließlich  folgende  Kritik  der  autarkischen  Übertreibungen  aus  der 
Feder  Lujo  Brentanos  (»Neue  Freie  Presse«  vom  11.  Juni  1916): 

»Man  wird  sagen,  der  gegenwärtige  Krieg  habe  aufs  schlagendste  denen 
recht  gegeben,  die  immer  darauf  verwiesen,  wie  gefährlich  für  die  Unabhängigkeit 
der  Staaten  die  Verflechtung  ihrer  Volkswirtschaft  in  die  Weltwirtschaft  sei.  Ich 
möchte  umgekehrt  behaupten,  daß  er  das  Gegenteil  erwiesen  hat.  Er  hat  von  den 
Höchststehenden  angefangen  bis  hinab  in  die  untersten  Volksschichten  einem  jeden 
nahegebracht,  was  es  mit  einer  sich  selbst  genügenden  Volkswirtschaft  für  eine 
Bewandtnis  hat.  Gewiß,  es  geht;  aber  es  geht  doch  nur,  weil  wir  uns  in  allem 
beschränkt  haben,  und  es  scheint  ausgeschlossen,  daß  wir  auch  nach  Wiederkehr 
des  Friedens  so  fortleben  wollen,  wie  wir  jetzt  leben;  vor  allem  aber:  wie  die 
Geschichte  uns  zeigt,  daß  das  Streben  einer  Volkswirtschaft,  sieh  selbst  zu  ge- 
nügen, allzeit  zu  Kriegen  geführt  hat,  und  wie  es  seinem  innersten  Wesen  nach 
dazu  führen  muß,  so  hat  es  auch  diesmal  zum  Kampfe  nahezu  aller  Länder  Europas 
gegeneinander  geführt.« 

Auch  Herkner  bezeichnete  in  der  Münchner  Tagung  der  deutseh-öster- 
reichisch-ungarischen  Wirtschaftskonferenz  vom  Juni  1916  die  wirtschaftliche  Selbst- 
genügsamkeit als  für  die  Zentralreiehe  unmöglich. 

T.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I.  44 
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Aufstellung  eines  solchen  Ersatzprinzipes  und  die  gewaltsame  Forcierung 
eines  darauf  abzielenden  Programmes  noch  immer  gefährlich,  da  der 
in  Kede  stehende  Einfuhrersatz  zusammen  mit  dem  gesteigerten 
Fabrikaten exporte  der  Zentralreiche  nach  den  schütter  bevölkerten  und 
konsumschwachen  Gebieten  Südosteuropas  und  Nordwest -Westasiens  auf 
den  ersten  Blick  in  Mengen  und  Werten  auch  nicht  annähernd 
ein  Äquivalent  für  den  dann  unvermeidlichen  Eückgang  des  Welt- 
exportes der  Zentralmächte  bieten  würde.  Um  so  weniger,  als  doch 
auch  mit  einem  Zuwachse  der  industriellen  Exportnotwendigkeit  der 
Zentralreiche  infolge  Angliederung  Belgiens  und  Polens  zu  rechnen  wäre.  ^) 

Entgegen  einer  stark  verbreiteten  Meinung  bildet  die  Möglich- 
keit des  Ersatzes  der  Auslandsbezüge  durch  wechselseitige  Bezüge  der 
Zentralreiche  einen  der  unbedeutendsten  von  allen  jenen  Vorteilen, 
welche  vom  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisse  zu  erwarten  sind.  Das 
Hauptgewicht  liegt  in  der  Möglichkeit  der  Brzielung  günstiger  Handels- 
verträge durch  größere  Kraftentfaltung,  in  der  Entwicklung  des  Welt- 
exportes, in  der  Hebung  des  inneren  Konsums,  in  der  Verbilligung 
und  Vergrößerung  der  Produktion  (im  zollverbündeten  Gesamtgebiete) 
vor  allem  bezüglich  jener  Branchen,  in  welchen  die  Erzeugung  der 
Zentralreiche  der  ausländischen  Einfuhr  (eventuell  mit  Hilfe  mäßiger 
Außenschutzzölle)  überlegen  wäre  und  in  welchen  auch  schon  jetzt 
zumeist  die  wechselseitige  Versorgung  Platz  greift. 

Die  land-  und  forstwirtschaftliche  Produktion  der  Monarchie  kann 
auf  eine  wesentliche  Steigerung  ihres  Exportes  infolge  des  Zollbündnisses 
nicht  rechnen.  Duri'h  das  letztere  können  vor  allem  die  Industriali- 
sierung, der  industrielle  Konsum  und  der  industrielle  Weltexport  der 
Monarchie  gefördert  werden.  Dann  aber  erwachsen  der  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen Produktion  allerdings  neue  Chancen  der  Kostenherab- 
setzung und  der  Stärkung  des  inneren  Konsums  in  der  Monarchie 
selbst,  welches  Gebiet  die  von  der  Land-  und  Forstwirtschaft  zu  er- 
zielenden Überschüsse  dann  auch  zum  großen  Teile  selbst  aufzehren  dürfte. 

Deutschland  importiert  zweimal  so  viel  Fertigfabrikate  als  Öster- 
reich-Ungarn. Die  österreichisch-ungarische  Einfuhr   von  Fertigfabri- 


1)  Selbstredend  müßten  jedoch  im  Falle  der  Fortsetzung  des  Wirtschafts- 
krieges gegen  die  Zentralmächte  nach  dem  Weltkriege  auf  die  hier  besprochenen 
Ersatzmögliehkeiten  ein  viel  größeres  Gewicht  gelegt  werden  und  dann  wäre  ein 
auf  einen  solchen  Ersatz  abzielendes  besonderes  und  umfangreiches  Programm  von 
handeis-  und  produktionspolitischen  Mitteln  am  Platze. 
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katen  aus  Deutschland  ist  dreimal  so  groß  als  die  Ausfuhr  von  Fertig- 
fabrikaten aus  der  Monarchie  nach  Deutschland.  Durch  die  vom  Zoll- 
bündnisse zu  erwartende  Stärkung,  insbesondere  Verbilligung  der 
österreichisch-ungarischen  Industrieproduktion  einerseits,  durch  die 
Steigerung  der  Konsumkraft  der  beiden  Eeiche  anderseits  würde 
wahrscheinlich  viel  weniger  der  Ersatz  fremder  Einfuhr,  als  eine 
auf  dem  beschleunigten  Zuwachse  des  Konsums  beruhende 
Steigerung  der  wechselseitigen  Umsätze  in  solchen  Industrie- 
artikeln bewirkt  werden,  die  auch  jetzt  in  größeren  Mengen  umgesetzt 
werden;  dann  käme  es  insbesondere  auch  zu  einer  Zunahme  der  in- 
dustriellen Ausfuhr  Österreich-Ungarns  nach  dem  kaufkräftigeren,  dem 
Qualitäts-  und  Luxuskonsum  zugänglicheren  Deutschland. 

Wie  bereits  oben  erwähnt,  würde  eine  forcierte  Propaganda  zu- 
gunsten der  obigen  Ersatzidee  das  gegenwärtig  feindliche  Ausland 
erst  recht  in  die  Arme  jener  oberflächUchen  Agitatoren  treiben,  die 
eine  Absperrung  gegen  die  Zentralmächte  für  die  Zeit  nach  dem 
Kriege  propagieren.  Sie  würde  als  ein  provokatorisches  und  wirksames 
Agitationsmittel  gegen  die  bessere  Einsicht  wirken,  daß  die  allseitige 
weltwirtschaftliche  Expansion,  folglich  eine  friedliche  Gestaltung  der 
handelspolitischen  Verhältnisse,  auf  die  Dauer  als  eine  nicht  mehr  aus 
der  Welt  zu  schaffende  unbedingte  Notwendigkeit  des  modernen  Wirt- 
schaftslebens anzusehen  sei.  ^) 


Gewaltige  Reformen  und  sogar  Umsturzbewegungen  sind  im 
modernen  Leben  der  Menschheit  ebenso  eine  Notwendigkeit,  wie  sie 
es  in  der  ganzen  Entwicklung  derselben  waren.  Sollen  sie  jedoch  nicht 
von  Katastrophen  begleitet  sein,  dürfen  sie  nicht  gegen  die  sachliche 
Entwicklung  ankämpfen,  sondern  müssen  im  großen  und  ganzen, 
im  Durchschnitte,  in  der  Resultierenden  den  Eichtungslinien  der  natür- 
lichen Evolution  folgen.  Fruchtbringende  Revolutionen  waren  nichts 
anderes   als   gewaltsame    > Ausbrüche«    der   Evolution.     Nun   ist  die 

')  Vgl.  Luzensky  (»Einführung  in  die  deutsche  Zoll-  und  Handelspolitik«, 
Hannover  1913,  S.  105).  »Würde  es  Deutschland  gelingen,  die  Einfuhr  ausländi- 
scher Fabrikate  ganz  zu  unterbinden,  so  würde  die  Eegelung  unserer  handels- 
politischen Beziehungen  zum  Auslande,  die  schon  gegenwärtig  auf  starke  Wider- 
stände stößt,  welche  ihren  letzten  Grund  in  der  Besorgnis  vor  der  Überlegenheit 
der  deutsehen  Industrie  haben,  noch  weiter  erschwert  werden.« 

44* 
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Autarkie  an  und  für  sich  nicht  nur  ein  schönes  Losungswort,  sondern 
sogar  ein  in  beschränktem  Maße  anzustrebendes  Ziel,  das  heißt  soweit 
es  eben  mit  der  natürlichen  Entwicklung  nicht  im  Widerspruche 
steht.  Im  großen  und  ganzen  jedoch  sind  autarkische  Programme 
durch  diese  natürliche  Entwicklung,  die  sich  nicht  mehr  rückgängig 
machen  läßt,  durch  eine  nicht  umzustürzende  Weltarbeitsteilung,  durch 
die  ungemein  rasch  fortschreitende  Verknüpfung  verschiedenartiger, 
wechselseitiger  Interessen  stark  überholt  worden. 

So  sollten  vernunftmäßig  nicht  nur  vom  Gesichtspunkte  der 
skizzierten  Einfuhr-  und  Ausfuhrinteressen,  sondern  auch  im  Hinblicke 
auf  das  letztere  allgemeine  Entwicklungsgesetz  die  etwaigen  wirt- 
schaftlichen Interessengegensätze  zwischen  den  zwei  gegenwärtig  auf 
dem  Schlachtfelde  kämpfenden  feindhchen  Lagern  sich  schlimmsten- 
falls in  einigen  Nachhutgefechten,  in  einigen  >Made  in  Germany« 
erschöpfen  (welches  Schlagwort  auf  die  Dauer  ebenso  wirkungslos 
bleiben  dürfte,  wie  es  bisher  der  Fall  war),  dann  aber  dem  vollen 
Bewußtsein  der  bei  weitem  überwiegenden  Interessengemeinschaft 
weichen.  Dies  alles  unter  der  Voraussetzung,  daß  beim  Friedensschlüsse 
die  Einsicht  der  wirklichen  Bedürfnisse  und  Interessen,  die  praktische 
Vernunft  über  die  negativen  Gefühle  des  Hasses  und  des  Neides  den 
Sieg  davonträgt  oder  daß  diese  Einsicht  den  Besiegten  von  den  Siegern 
aufgezwungen  wird. 

Denn  in  der  Wirklichkeit  ist  die  Gemeinsamkeit  der  wirtschaft- 
lichen Interessen  Europas  bisher  nie  in  dem  Maße  und  nie  so  klar 
zutage  getreten,  als  dies  in  den  dem  Kriege  unmittelbar  folgenden 
Zeiten  der  Fall  sein  wird. 

Insbesondere  läßt  sich  in  allen  kriegführenden  Staaten  eine 
spezifische  Identität  der  Interessengestaltung  für  die  Zeit  nach  dem 
Kriege  voraussagen.  In  den  Vordergrund  treten  hier  die  immensen 
Finanzlasten,  deren  Deckung  einen  so  beträchtlichen  neuen  Teil  des 
Nationaleinkommens  in  Anspruch  nehmen  muß,  daß  sich  daraus  un- 
vermeidlich eine  Schwächung  der  Kaufkraft  der  Bevölkerung  in 
allen  kriegführenden  Staaten  ergeben  wird  —  um  so  mehr,  als  gleich- 
zeitig die  Quelle  der  Kriegsgewinne  versiegen  wird.^)  Diese  Schwä- 
chung der  Kaufkraft  wird  bestenfalls  nur  vorübergehend  durch  die 
Notwendigkeit  aufgewogen  werden,  die  sowohl  in  der  öffentlichen  Ver- 
waltung als  auch  in  der  privaten  Versorgung  und  im  Handel  im  Laufe 

^)  Vgl.  Schumacher  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  71). 
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des  Krieges  entstandenen  großen  Lücken  an  Bauten,  Einrichtungen, 
Bedarfsgegenständen,  Warenvorräten  aufzufüllen.  Die  Nachschaflfungen 
von  Kleidungsstücken  für  heimkehrende  Soldaten,  die  gesteigerte  Nach- 
frage nach  Wohnungseinrichtungen  infolge  Ausgleichung  der  Heiraten- 
unterhilanz  werden  rasch  abflauen.  Sehr  viele  Industrien  sind  gegen- 
wärtig nur  auf  die  Deckung  des  Kriegsbedarfes  eingerichtet.  Die  Er- 
gänzung des  Kriegsmaterials  wird  aber  in  großem  Umfange  nicht 
lange  andauern.  Die  normale  Produktion  dagegen  wird  rasch  auf 
das  Niveau  gebracht  werden  müssen,  auf  welchem  sie  sich  vor  dem 
Kriege  befand,  um  die  rückkehrenden  Soldaten  sowie  neue  Arbeits- 
kräfte aus  jenen  Familien  zu  beschäftigen,  deren  Erhalter  im  Kriege 
gefallen  oder  verunglückt  sind.  Die  Annahme,  die  sich  hie  und  da 
hören  läßt  (unter  anderen  Kobatsch  in  Herkners  Sammelwerk, 
IL  Teil,  S.  133,  ferner  Generaldirektor  Benkenberg  in  der  »Neuen 
Freien  Presse«  vom  23.  April  1916),  daß  die  durch  den  Krieg  be- 
wirkten Menschenverluste  ein  Mißverhältnis  des  Angebotes  zur  Nach- 
frage auf  dem  Arbeitsmarkte  bewirken  werden,  dürfte  sich  zumindest 
hinsichtlich  der  nichtqualifizierten  Kräfte  als  unrichtig  erweisen.  Was 
an  Männerarbeit  weniger  angeboten  werden  wird,  dürfte  durch  ein 
verstärktes  Angebot  der  Frauen-  und  Kinderarbeit  mit  einem  bedeutenden 
Überschusse  aufgewogen  werden ;  dies  dürfte  schon  durch  die  im  Ver- 
gleiche zur  früheren  Priedenszeit  erschwerten  Lebensbedingungen  her- 
beigeführt werden,  da  ungeachtet  der  zweifellos  eintretenden  Verbilligung 
von  Lebensmitteln  und  anderen  Bedarfsartikeln  (gegenüber  den  Kriegs- 
preisen) das  allgemeine  Preisniveau  infolge  hoher  Steuern  und  ent- 
werteten Geldes  sich  nur  langsam  ermäßigen  und  kaum  je  dem  früheren 
vor  Beginn  des  Weltkrieges  gleichkommen  dürfte.  Die  vielen  während 
des  Krieges  sogar  in  den  metallurgischen  Industrien  angestellten  weib- 
lichen und  jugendlichen  Arbeitskräfte  werden  nach  Friedensschluß  kaum 
vom  Platz  weichen.  (Auch  Naumann  fürchtet  in  »Mitteleuropa«,  S.  152, 
die  Kalamität  der  Arbeitslosigkeit  nach  dem  Kriege.)^) 

1)  Kautsky  (»Die  Vereinigten  Staaten  Mitteleuropas«,  Stuttgart  1916,  S.  23) 
sieht  nielit  nur  die  Zerrüttung  des  Produktionsprozesses,  den  Kapitalsmangel,  die 
enorme  Steuerlast,  die  Teuerung  voraus,  sondern  auch  die  Vergrößerung  der  Arbeits- 
losigkeit und  die  Vermehrung  des  Proletariats  durch  die  Vernichtung  zahl- 
loser Kleinbetriebe  in  Handel  und  Industrie.  In  einem  Artikel  der 
»Neuen  Freien  Presse«  vom  16.  April  1916  sieht  Gustav  Sehmoller  ebenfalls 
eine  erhebliche  Depression  voraus,  die  sieh  auch  auf  die  neutralen  Staaten  er- 
strecken vFird. 
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Zur  Notwendigkeit  der  Beschäftigung  von  großen,  nicht  qualifi- 
zierten Massen  wird  allerdings  der  zweifellos  infolge  Menschenverluste 
im  Kriege  eintretende  Mangel  an  gelernten  Arbeitern  sowie  an 
leitenden  Kräften  aus  der  Intelligenz  ein  peinliches  Pendant  bilden, 
woraus  sich  unter  anderem  eine  weitere  Erschwerung  und  Verteuerung 
der  Produktion  ergeben  wird. 

Nun  wird  aber  auch  der  Absatz  auf  besondere  Schwierigkeiten  stoßen. 

In  einem  großen  Teile  der  Industrien  sämtUcher  kriegführender 
Staaten  wurde  die  Friedensarbeit  auf  das  geringste  Maß  eingeschränkt. 
Nach  der  Kückführung  zur  normalen  Friedenstätigkeit  wird  die  Industrie 
zwar  viel  Arbeit  im  Wiederaufbau  des  Zerstörten  vorfinden;  ob  sie 
aber  den  vollen  Ersatz  für  die  dann  allmähUch  aufhörenden  oder  in 
wesentlich  langsamerem  Tempo  sich  vollziehenden  Bestellungen  für 
das  Heer  finden  wird,  ist  sehr  die  Frage.  Am  besten  werden  jene 
Industriegruppen  daran  sein,  die  schon  früher  den  Export  gepflegt 
haben  und  abgerissene  Verbindungen  nach  dem  Frieden  werden  rasch 
anknüpfen  können.  Dies  wird  um  so  eher  der  Fall  sein,  wenn  es  ihnen 
gelingt,  die  ersten  Schwierigkeiten  beim  Eohstofi"bezuge  zu  überwinden 
und  wenn  sie  über  genügende  Betriebsmittel  verfügen  werden,  um 
ihre  durch  den  Krieg  zerstörte  Handelsorganisation  im  Auslande  wieder- 
aufzurichten. 

Allenfalls  wird  die  Industrie  nach  der  ersten  Zeit  großer  Nach- 
frage, welcher  jedoch  beträchtliche  Schwierigkeiten  in  der  EohstoflF- 
und  Kreditbeschaffung  entgegenstehen  werden,  auf  eine  längere  Periode 
der  Konsumeinschränkung,  der  verminderten  Kaufkraft  im  Inlande  wie 
im  Auslande  stoßen;  denn  das  Volkseinkommen  der  kriegführenden 
ebenso  wie  vieler  neutralen  Staaten  (mit  Ausnahme  der  nordameri- 
kanisehen  Union,  der  Niederlande  und  vielleicht  noch  des  einen  oder 
des  anderen  Staates)  ist  im  Kriege  um  20  bis  507o  gesunken  und 
dürfte  in  den  meisten  dieser  Staaten  eine  längere  Zeit  brauchen,  um 
auf  das  frühere  Niveau  zurückzugelangen.  Inzwischen  sind  aber  die 
Preise  um  eben  so  viel  oder  gar  um  mehr  gestiegen  und  das  Geld 
um  viele  Prozente  entwertet  worden. 

Es  wird  aber  gerade  diese  Minderung  des  Volkseinkommens, 
die  viel  größer  sein  dürfte  als  die  Minderung  der  Zahl  der  damit  zu 
Beteiligenden  (infolge  von  Kriegsverlusten  an  Menschenleben),  ferner 
die  Vernichtung  des  Volksvermögens,  welche  bei  den  krieg- 
führenden Großmächten  10  bis  207o  ausmachen  und  dem  Sieger  mit 
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Kriegsentschädigungen  nur  zum  Teil  wettgemacht  werden  dürfte,  bei 
dem  Besiegten  jedoch  sich  gerade  um  die  Summe  der  Kriegs- 
entschädigung vergrößern  müßte,  eine  viel  intensivere  Produk- 
tion und  einen  leichteren  Absatz  für  dieselbe  durch  längere  Zeit 
gebieterisch  verlangen,  bis  diese  Wunden  geheilt  sein  werden. 
Von  der  Aufrechterhaltung  und  Entwicklung  der  Produktion  in 
möglichst  weitem  Umfange  hängt  übrigens  auch  die  Erhaltung 
und  Steigerung  der  Steuerkraft  ab,  welche  von  den  kriegführenden 
Staaten  nach  dem  Kriege  in  einem  vervielfachten  Ausmaße  dringend 
benötigt  werden  wird.-) 

^)  Die  Gesamtkriegskosten  für  die  ersten  siebzehn  Kriegsmonate  wurden  in 
der  >Neuen  Freien  Presse«  vom  1.  Jänner  1916  mit  160  Milliarden  Kronen  be- 
ziffert, wälirend  die  Gesamtversehuldung  der  kriegführenden  europäischen  Groß- 
mächte vor  dem  Kriegsausbruche  170  Milliarden  Kronen  betrug. 

Nach  »L' Oeuvre«  von  März  1916  betrugen  aber  die  Kosten  der  Entente 
allein  bis  dahin  215  Milliarden  Franken  und  bis  Sommer  1916  wird  deren 
Steigerung  auf  300  Milliarden  vorausgesehen.  Nach  der  Kopenhagener  Gesellschaft 
für  Studien  der  sozialen  Folgen  des  Krieges  belaufen  sich  die  gesamten  Kriegs- 
kosten für  die  ersten  zwei  Kriegsjahre  auf  rund  250  Milliarden  Franken,  wovon 
rund  170  Milliarden  durch  fundierte,  der  Rest  größtenteils  durch  sehwebende 
Kredite  und  nur  ein  kleiner  Bruchteil  durch  laufende  Budgeteinnahmen  gedeckt 
wurde.  Nach  meiner  Berechnung  betragen  die  Kriegskosten  bis  April  1916  zu- 
sammen rund  280  Milliarden  Franken,  wovon  auf  die  Entente  (nebst  Serbien, 
Montenegro,  Belgien,  Japan)  190,  auf  die  Zentralreiche  mit  der  Türkei  und  Bul- 
garien 90  Milliarden,  auf  die  Kriegsanleihen  der  Neutralen  rund  zwei  Milliarden 
Franken  entfielen. 

In  seiner  am  10.  Dezember  1915  im  ungarischen  Abgeordnetenhause  ge- 
haltenen Rede  berechnete  Szterenyi,  daß  das  ungarische  Budget,  vorausgesetzt, 
daß  der  Krieg  nicht  länger  als  zwei  Jahre  dauert,  jährlieh  um  800  bis  850  Mil- 
lionen Kronen  mehr  belastet  sein  werde.  Die  Mehrbelastung  Österreichs  berechnete 
er  mit  anderthalb  bis  zwei  Milliarden,  die  Mehrbelastung  Deutschlands  mit  drei 
Milliarden  im  Jahre. 

Die  Kriegskredite,  welche  der  deutsche  Reichstag  bisher  votiert  hat,  erreichen 
die  Höhe  von  40  Milliarden  Mark.  Im  August  1915,  als  Helfferieh  den  dritten 
Kriegskredit  begründete,  bezifferte  er  die  monatliehen  Kriegslasten  Deutschlands 
auf  zwei  Milliarden  Mark.  Allerdings  ist  Deutschland  unter  den  kriegführenden 
Staaten,  was  die  Höhe  der  Kosten  anbelangt,  nicht  an  erster  Stelle.  Die  Gesamt- 
kosten aller  Länder,  die  in  den  Krieg  verwickelt  sind,  berechnet  Helfferieh  mit 
320  bis  330  Millionen  Mark  im  Tage.  Davon  treffen  etwas  weniger  als  zwei  Drittel 
die  Entente  und  England  allein  hat  an  jedem  Tage  für  den  Krieg  über  100  Mil- 
lionen Mark  aufzubringen. 

Einer  Londoner  Meldung  zufolge  soll  es  der  Schatzkanzler  Mac  Kenna  für 
wahrscheinlich  bezeichnet  haben,   daß  die  englische  Bevölkerung   257o   ^^^  ^^^^ 
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Da  die  geschilderten  Verhältnisse  in  allen  kriegführenden  Staaten 
(wenn  auch  in  verschiedenem  Umfange)  auftreten  dürften  und  infolge- 


nötig, selbst  die  Hälfte  ihres  Einkommens  dem  Staate  werde  zur  Verfügung  stellen 
müssen.  Wenn  sich  diese  Ankündigung  ohne  Berücksichtigung  der  im  letzten 
Budget  schon  wesentlich  erhöhten  indirekten  Steuern  nur  auf  die  Einkommen- 
steuer bezieht,  so  hätte  England  für  das  nächste  Fiskaljahr  mit  einer  mehr  als 
verdoppelten  direkten  Besteuerung  des  Einkommens  zu  rechnen.  In  den  letzten 
Friedensjahren  bewegte  sich  die  englische  Einkommensteuer  mit  Sätzen  zwischen 
9  und  14  d.  für  das  Pfund  Sterling  Einkommen  aus  Arbeit,  Renten  und  Vermögen; 
zuzüglich  der  »Super  tax«  von  6  d.  auf  3000  £  übersteigende  Einkünfte  betrug 
die  Steuer  zwischen  3-7  und  5-86''/o.  Gegenwärtig  beträgt  der  Steuersatz  bereits 
2  sh.  1  d.  oder  107o  für  Arbeitseinkommen  und  3  sh.  6  d.  vom  Pfund  Sterling 
oder  177o  vom  Einkommen  aus  Vermögen,  Zinsen  oder  Eenten.  Von  5000  Pfund 
angefangen  steigt  die  Steuer  bis  zu  einem  Drittel  des  Einkommens.  Eine  Verdopp- 
lung der  englischen  Einkommensteuer  von  7  auf  14  d.  hat  im  Jahre  1854  der 
Krimkrieg  für  England  im  Gefolge  gehabt  und  auch  der  Burenkrieg  hat  eine 
Steigerung  der  englischen  Einkommensteuer  von  8  auf  15  d.  nach  sieh  gezogen. 
Da  die  gegenwärtigen  Kriegskosten  Englands  mit  fünf  Millionen  Pfund  Sterling 
im  Tage  dem  englischen  Staate  in  jedem  Monate  eine  ebenso  große  Last  auf- 
bürden, wie  sie  der  ganze  Burenkrieg  verursachte,  seheint  tatsächlich  eine  weitere 
Erhöhung  der  englischen  Einkommensteuer  bis  auf  5  sh.  vom  Pfund  Sterling 
Einkommen  aus  Vermögen  nicht  außer  dem  Bereich  der  Möglichkeit  gelegen.  Von 
der  Erhöhung  des  Steuersatzes  abgesehen,  wurde  in  England  überdies  die  Grenze 
des  steuerfreien  Einkommens  von  bisher  160  £  auf  130  £  im  Jahre  herab- 
gedrückt. Es  fallen  jetzt  zahlreiche  Arbeitseinkommen  aus  Woehenlöhnen  unter  die 
englische  Einkommensteuer.  Mit  Verbrauchssteuern  oder  Einfuhrzöllen  sind  bereits 
außer  Bier,  Tee  und  anderem  auch  Tabak,  Zucker,  Kaffee,  Zichorie,  Kakao, 
Streichhölzer,  Mineralwässer  usw.  belastet.  Diese  gewaltige  Belastung  der  engli- 
schen Volkswirtschaft  wird  aber  nach  dem  Kriege  nicht  ganz  sehwinden  können 
—  trotzdem  sie  zur  Deckung  eines  nicht  unbeträchtlichen  Teiles  der  laufenden 
Kriegskosten  dient  —  im  Hinblicke  auf  die  finanziellen  Naehwehen  dieses  für 
England  so  ungemein  kostspieligen  Krieges.  Ungeachtet  des  großen  Steuereinganges 
werden  von  England  Kriegsanleihen  kontrahiert  (bis  Mai  1916  2150  Millionen 
Pfund  mit  einem  Disagio  bis  77o)  —  zuni  Teil  auch  in  Nordamerika  mit  geringem 
Erfolge  und  unter  ungünstigen  Bedingungen.  Nach  dem  Budget  pro  1916/17 
sollen  vom  Gesamterfordernisse  von  1825  Millionen  Pfund  nur  502  Millionen  mit 
Steuereingängen,  die  das  Dreifache  der  Friedensnorm  betragen,  der  Rest  — 
1323  Millionen  —  mit  Anleihen  gedeckt  werden.  Eine  charakteristische  Über- 
raschung ist  das  Disagio  der  englischen  Währung  in  New  York  von  270.  Die 
Zahlungsbilanz  Englands,  welche  vor  dem  Kriege  mit  200  Millionen  Pfund  Ster- 
ling jährlich  aktiv  gewesen  war,  ist  im  Jahre  1915  mit  500  bis  600  Millionen 
Pfund  Sterling  passiv  geworden  (allerdings  auch  durch  Anleihen,  die  an  Bundes- 
genossen gewährt  wurden),  und  sie  wird  bei  der  enorm  gestiegenen  Passivität  der 
Handelsbilanz   durch  Verkauf  und  Verpfändung   ausländischer  (namentlich  ameri- 
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dessen    ein    wesentlich    verschärfter    Konkurrenzkampf  im    Welt- 

kaniseher)  Werte  nur  mit  Mühe  aufrecht  erhalten,  ungeachtet  der  gewaltig  gestie- 
genen Einnahmen  aus  dem  Betrieb  der  Schiffahrt.  Die  englischen  Depositenbanken 
haben  an  ihren  Effektenbeständen  schwere  Verluste  erlitten  und  die  Lage  der 
Finanz-  und  Trustkompagnien  ist  sehr  ungünstig  geworden. 

Frankreich  kommt  aber  verhältnismäßig  am  schlechtesten  davon,  was  da- 
durch illustriert  wird,  daß  Ende  Jänner  1916  die  37oige  französische  Rente  nur 
um  lo/o  von  dem  Tiefstand  von  60%  (nach  der  Schlacht  von  Sedan)  entfernt  war 
und  daß  sie  seit  Kriegsbeginn  die  größte  Einbuße  (16  bis  177o)  zu  verzeichnen  hat. 
(Mittlerweile  ist  z.  B.  die  ungarische  Kronenrente  vom  Tiefpunkte  64-o7o  zur 
Zeit  der  Kriegserklärung  auf  75-47o  gestiegen.)  Die  Lage  der  französischen  Finanzen 
war  schon  im  Zeitpunkte  des  Kriegsausbruches  sehr  kritisch.  Die  Staatsschuld 
betrug  damals  31  Milliarden  Franken,  die  großenteils  keine  fruchtbringende  An- 
lage darstellten  (während  den  deutsehen  Reichs-  und  Staatsanleihen  Investitionen 
in  Bahnen,  Salinen,  Forsten,  Bergwerkbetrieben  gegenüberstehen,  deren  jährlicher 
Ertrag  sich  auf  1100  Millionen  Mark  beläuft),  und  der  Zinsendienst  erforderte 
schon  damals  jährlich  eine  Milliarde  Franken.  (Vgl.  Landry  et  Nogaro,  »La 
erise  des  finances  publiques  en  France,  en  Angleterre,  en  Allemagne«,  Paris  1914.) 
Nun  hat  Frankreich  bis  Ende  März  1916  an  unmittelbaren  und  mittelbaren  Kriegs- 
kosten rund  36  Milliarden  Franken  aufzubringen,  von  denen  bisher  nicht  mehr 
als  27-5  Milliarden  Franken  gedeckt  sind.  (Bis  Oktober  1916  wird  sich  diese 
Ziffer  nach  den  angesprochenen  Krediten  auf  54-5  Milliarden  erhöhen.)  So  drohen 
der  französischen  Finanzwirtschaft  nach  dem  Kriege  besondere  Schwierigkeiten,  die 
sich  nur  mit  jenen  Rußlands  vergleichen  lassen  und  eine  gewaltige  Erhöhung  der 
Steuerlast  nach  sieh  ziehen  müssen.  Schon  im  Frühjahr  1916  wurde  die  Erhöhung 
von  indirekten  Abgaben  auf  geistige  Getränke,  Wein,  Bier,  Apfelwein,  Zucker 
und  Tabak,  sowie  die  Erhöhung  der  Einkommensteuer  (von  2  auf  ö'/g),  der 
Grundsteuer,  der  Coupon-  und  Tantiemensteuer,  schließlich  verschiedener  Luxus- 
steuern mit  einem  Gesamtertrage  von  900  Millionen  Franken  von  der  Regierung 
ins  Auge  gefaßt. 

Die  Schweizer  Kreditanstalt'  schätzt  in  einer  Studie  die  durch  den  Krieg 
bedingte  Schuldenlast  der  kriegführenden  Länder,  soweit  sich  die  Kriegskredite 
feststellen  ließen,  per  Kopf  der  Bevölkerung  folgendermaßen :  Schweiz  106  Franken, 
Ungarn  217  Franken,  Österreich  324  Franken,  Deutschland  473  Franken,  Frank- 
reich 708  Franken,  England  786  Franken.  (Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfallen 
an  Kriegsausgaben  pro  Monat  in  Deutsehland  32  M.,  in  Frankreich  66  Franken.) 

Das  französische  Kapital  hat  bei  den  Kriegsanleihen  verhältnismäßig  ver- 
sagt, was  in  der  verfehlten  französischen  Finanzpolitik  der  letzten  Jahrzehnte 
begründet  ist.  Der  Finanzstatistiker  Neymark  schätzte  das  im  Ausland  investierte 
französische  Kapital  auf  rund  50  Milliarden  Franken,  wovon  nicht  weniger  als  25 
auf  russische  und  etwa  10  Milliarden  auf  südamerikanische  Werte  entfallen.  In 
Rußland  wie  in  Südamerika  erleidet  das  französische  Kapital  jetzt  ungeheure 
Verluste;  zum  großen  Teil  sind  diese  Werte  überhaupt  unverkäuflich,  und  die  Porte- 
feuilles der  Pariser  Banken  sind  mit  entwerteten  Effekten  vollgepfropft.  Ein  erheb- 
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exporte  droht  *),  da  aber  gleichzeitig  die  Kaufliraft  der  gesamten 
Welt  infolge  der  gewaltigen  Wirtschaftsstockung,  die  der  gegenwärtige 
Krieg  in  vielen  Ländern  aller  Weltteile  bewirkt  hat,  in  der  Summe 
geschwächt  sein  dürfte,  drohen  die  Gesamtverhältnisse   der  Weltwirt- 


lieher  Teil  des  französischen  Nationalreiehtums  ist  im  Ausland  festgerannt,  ein 
anderer  Teil  im  Inland  infolge  des  noch  immer  nicht  abgebauten  Moratoriums  im- 
mobilisiert. Die  Folge  ist  die  stete  Verringerung  der  Spareinlagen  bei  den  franzö- 
sischen Geldinstituten,  wo  die  Abhebungen  unausgesetzt  die  Einzahlungen  über- 
treffen (im  krassen  Gegensatze  zu  Deutsehland  und  Österreich-Ungarn).  (Die  Ein- 
lagen des  »Credit  Lyonnais«  sind  seit  zwei  Jahren  um  221,  die  der  »Soeiete  Generale« 
um  800  Millionen  Franken  zurückgegangen.  Bei  allen  französischen  Banken  und 
Sparkassen  beträgt  der  Rückgang  drei  Milliarden  Franken.)  Das  Disagio  der  fran- 
zösischen Währung  beträgt  auf  New  York  147o.  auf  London  12%.  Der  Notenumlauf 
ist  von  6-6  auf  15  Milliarden  Franken  gestiegen  und  dürfte  das  neue  Maximum 
von  18  Milliarden  bald  erreichen,  da  infolge  des  unbefriedigenden  Ergebnisses  der 
Kriegsanleihen  auch  die  weiteren  Kriegskosten  großenteils  von  der  Zentralstelle  aus 
gedeckt  werden  müssen.  Bisher  sind  sie  nur  in  der  Höhe  von  20%  durch  Barein- 
zahlungen auf  die  Kriegsanleihen,  sonst  zumeist  durch  schwebende  Schulden,  ins- 
besondere durch  Vorschüsse  der  Bank  von  Frankreich  in  der  Höhe  von  7'1  Milliarden, 
gedeckt  worden.  (In  England  sind  40'/o,  in  Deutsehland  90^/0  der  Kriegskredite 
jetzt  —  Frühjahr  1916  —  konsolidiert.) 

Die  französische  Industrie  befindet  sich  großenteils  in  dem  von  den  Deutsehen 
besetzten  Gebiet,  der  Fremdenverkehr  stagniert,  die  Luxusindustrie  liegt  brach,  der 
vierte  Teil  des  Ackerbodens  ist  unangebaut,  die  in  ausländischen  Unternehmungen 
placierten  Kapitalien  bringen  keine  Zinsen,  das  Passivum  des  auswärtigen  Handels 
ist  auf  fünf  Milliarden  Franken  emporgestiegen,  die  immer  aktive  Zahlungsbilanz 
ist  stark  passiv  geworden.  Die  französischen  Versicherungsgesellschaften  können 
ihren  Verpflichtungen  in  bezug  auf  Rückversicherungen  im  Auslande  nicht  voll 
nachkommen.  Die  Sicherheit  der  Einlösung  der  russischen  Coupons  (von  einem  Kapital 
von  19  Milliarden  Franken!)  —  wofür  jetzt  schon  die  Bank  von  Frankreich  dem 
russischen  Staatsschatze  Vorschüsse  erteilt  —  wird  nach  dem  Kriege  eine  geminderte 
sein,  was  ebenfalls  nicht  ohne  nachteiligen  Einfluß  auf  die  Kaufkraft  der  französischen 
Rentierbevölkerung  bleiben  dürfte.  Kann  sieh  Frankreich  unter  solchen  Verhältnissen 
wirklieh  den  Luxus  von  Handelskriegen  nach  dem  Friedensschlüsse  erlauben? 

Von  der  besonders  kritischen  wirtschaftlichen  und  finanziellen  Lage  Ruß- 
lands und  Italiens  und  der  besonderen  Notwendigkeit,  die  für  diese  zwei  Staaten 
besteht,  ihren  Export  zu  pflegen  und  günstige  Handelsverträge  mit  den  Zentral- 
reichen zu  erzielen,  war  bereits  an  einer  anderen  Stelle  die  Rede. 

Sartorius  v.  Waltershausen  (»Paragraph  elf  des  Frankfurter  Friedens- 
vertrages«, S,  43)  glaubt  ebenfalls  nicht  an  einen  fortgesetzten  Wirtschaftskrieg, 
eben  im  Hinblicke  auf  die  notwendige  »Heilung  der  Kriegsschäden  und  Neuord- 
nung der  Finanzen«. 

^)  Vgl.  auch  Toerpe,  »Bedeutet  das  Ende  des  Krieges  den  Anfang  einer 
Hochkonjunktur?«,  Magdeburg  1915. 


699 

Schaft  in  einen  krisenhaften  Zustand  zu  übergehen,  welcher  im  Zeichen 
einer  allgemeinen  Überproduktion  stehen  dürfte.*)  Um  so  größer 
wird  dann  für  alle  das  Bedürfnis  werden,  den  Export  zu 
forcieren  und  sich  eine  möglichst  weitgehende  Erleichte- 
rung seiner  Bedingungen  im  Voraus  insbesondere  durch 
günstige  Handelsverträge  zu  sichern.^) 

Die  Situation  der  Zentralreiche  in  dieser  Beziehung  dürfte  inso- 
fern eine  leichtere  sein,  als  der  Krieg  und  die  Isolierung  —  nach  den 
publizierten  Rechnungsabschlüssen  von  Industrie-Aktiengesellschaften 
und  Großbanken  zu  urteilen 3)  —  eine  beträchtliche  produktions- 
technische und  finanzielle  Erstarkung  sowie  gesteigerte  An- 
passungsfähigkeit der  Produktion  (auch  sehr  zahlreiche  Ver- 
mehrungen des  Aktienkapitals)  in  einer  langen  Reihe  von  Industrie- 
branchen und  Unternehmungen  mit  sich  brachte.  Dagegen  war  in 
den  Ententestaaten  das  Verhältnis  der  einheimischen  Lieferungen  von 
Kriegsmaterial  zu  den  ausländischen  für  die  einheimische  Produktion 
unvergleichlich  ungünstiger  und  die  Verbesserung  der  Arbeitsorgani- 
sation erfolgte  in  ihrer  Industrie  (nach  offiziellen  englischen  Klagen) 
bei  weitem  nicht  in  dem  Maße  wie  in  den  Zentralreichen.  Dernburg 
(»Berliner  Tagblatt«  vom  9.  März  1916)  dürfte  darin  Recht  behalten, 
»es  sei  unwahrscheinlich,  daß  nach  dem  Kriege  England  Deutschland 
gegenüber  ein  wirtschaftliches  Übergewicht  behalten  oder  geltend 
machen  könnte.  Es  sei  nämlich  selbst  dem  reichsten  Lande  der  Welt 
unmöglich,  gleichzeitig  Handel,  Industrie  und  Schiffahrt  aufrecht- 
zuerhalten, große  Summen  in  Bargeld  und  Munition  an  die  Alliierten 
zu  bezahlen,  die  größte  Seemacht  und  eine  gewaltige  Landmacht 
zu  erhalten«.  Selbst  der  engere  wirtschaftliche  Anschluß  der  auto- 
nomen Kolonien  an  das  Mutterland  dürfte  —  nach  der  Gesamtheit 
der  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  zu  urteilen  —  in  dieser  un- 
günstigen Lage  Englands  nach  dem  Kriege  keine  wesentliche  Ände- 

^)  Derselben  Ansieht  ist  Schumacher  (in  Herkners  Sammelwerk, 
I.  Teil,  S.  71). 

^)  Vgl.  unter  anderem  bezüglich  Englands  die  mit  der  obigen  überein- 
stimmende Ansieht  Kautskys,  a.  a.  0.  S.  23. 

3)  Vgl.  detaillierte  Berichte  und  Zusammenstellungen  in  allen  Nummern  der 
»Wirtschaftszeitung  der  Zentralmäehte«,  aus  welchen  sowohl  die  beträchtliche 
Steigerung  der  Reingewinne  als  auch  die  Vermehrung  von  Aktienkapitalien  zahl- 
reicher Betriebe  (insbesondere  in  der  Metallbranehe)  wie  auch  mancher  Großbanken 
zu  entnehmen  ist. 
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rung  bewirken  —  ebensowenig  als  die  durch  den  Krieg  bewirkte 
Schädigung  der  französischen  Volkswirtschaft  durch  die  Vorteile  des 
Kolonialbesitzes  unmittelbar  kaum  gemildert  werden  könnte. 

Dasselbe  Bedürfnis  der  Exportptlege  wird  sich  aber  auch  aus 
der  stärkeren  Verschuldung  der  kriegführenden  Staaten  dem  neutralen 
Auslande  gegenüber  und  aus  der  Tatsache  der  zerrütteten  Währungen 
ergeben. 

Hiebei  ist  zu  berücksichtigen,  daß  sämtliche  Ententestaaten 
(sogar  England  und  Prankreich)  hinsichtlich  ihrer  Auslandsverschul- 
dung und  der  Verschlechterung  ihrer  Zahlungsbilanz  verhältnismäßig 
ärger  daran  sind  als  die  Zentralreiche,  welche  gezwungen  waren, 
das  Gros  ihres  Warenbedarfes  und  beinahe  ihren  ganzen  Geldbedarf 
in  den  eigenen  Gebieten  zu  decken,  während  die  wirtschaftliche  und 
finanzielle  Stärkung  des  neutralen  Auslandes  hauptsächlich  durch  die 
forcierten  Bezüge  der  Ententestaaten  bewirkt  wurde.  Um  die  frühere 
Stellung  wiederzugewinnen,  werden  die  Ententestaaten  vielleicht  in 
noch  höherem  Maße  den  Warenexport  pflegen  müssen  als  die  Zentral- 
reiche. 

Die  Verschlechterung  der  Zahlungsbilanz  wird  in  England  und 
Frankreich  vor  allem  im  Verhältnisse  zu  den  Vereinigten  Staaten  ein- 
treten, während  die  Zentralreiche  (infolge  Isolierung)  von  jener  Ab- 
hängigkeit im  Verhältnisse  zu  den  Vereinigten  Staaten  bewahrt 
blieben. 

(Allerdings  ist  zum  Nachteile  der  künftigen  Zahlungsbilanzen 
der  Zentralreiche  ihre  ungünstigere  Situation  hinsichtlich  der  über- 
seeischen Eohstoffbezüge  unmittelbar  nach  dem  Kriege  zu  erwähnen.) 

Wenn  hie  und  da  darauf  hingewiesen  wird,  daß  nach  allen 
Kataklismen  der  modernen  Zeit  die  von  denselben  getroffenen  Wirt- 
schaften sich  verhältnismäßig  sehr  rasch  erholten,  so  ist  einerseits 
weder  der  Umfang  der  damaligen  Schäden  noch  die  Intensität  der 
damaligen  Wirtschaft  mit  den  jetzigen  zu  vergleichen,  anderseits  aber 
zu  bemerken,  daß  an  der  in  Eede  stehenden  Erholung  die  Wieder- 
herstellung oder  auch  Erleichterung  friedlicher  Welthandelsbeziehungen 
in  hohem  Grade  mitwirkte.  So  war  die  Aufhebung  der  Kontinental- 
sperre nach  den  napoleonischen  Kriegen  für  England,  die  Meist- 
begünstigungsklausel des  Frankfurter  Friedens  nach  1870/71  für 
Frankreich  ein  Mittel,  die  angegriffene  Volkswirtschaft  rasch  wieder- 
zubeleben. 


701 

Last  not  least  —  wird  der  Zwang  einer  besonderen  Pflege 
des  Exportes  (namentlich  von  Fertigfabrikaten),  was  bei  der  Fort- 
setzung des  Handelskrieges  in  erforderlichem  Maße  unmöglich  wäre, 
in  dem  unvermeidlich  hohen  Niveau  der  Arbeitslöhne  liegen J) 

Angesichts  der  letzteren  Tatsache,  die  in  der  durch  den  Krieg 
hervorgebrachten,  in  ihrem  ganzen  Umfange  nicht  aus  der  Welt  zu 
schaffenden  Teuerung  ihre  Begründung  und  in  der  ebenfalls  durch 
den  Krieg  bewirkten  stärkeren  »Demokratisierung«  der  Sozialgebilde 
ihre  Stütze  finden  wird,  angesichts  des  Kapitalmangels  und  des  hohen 
Zinsfußes,  schließlich  im  Hinblicke  auf  die  verschärfte  Weltkonkurrenz 
wird  an  der  Eegie  (auf  Einzelmengen  der  Erzeugnisse  zugeschlagen) 
gespart  werden  müssen,  welcher  Zweck  vor  allem  durch  die  Er- 
weiterung des  Absatzes,  vorliegendenfalls  des  Exportes,  erreicht  wer- 
den kann. 

Es  könnte  hier  eingewendet  werden,  daß  bisher  die  meisten 
Oroßstaaten  den  Überproduktionskrisen  auf  die  Weise  zu  begegnen 
trachteten,  daß  sie  allerdings  den  Export  forcierten,  gleichzeitig  aber 
sich  den  inneren  Markt  durch  Hochschutzzölle  sicherten  und  gerade 
in  der  letzten  handelspolitischen  Periode  ihre  Exportbestrebungen 
weniger  auf  günstige  Handelsverträge,  als  auf  ein  mehr  oder  minder 
ausgebildetes  »Dumpingsystem«  zu  stützen  suchten.  An  einer  anderen 
Stelle  ist  bereits  ausführlich  dargelegt  worden,  daß  insbesondere 
angesichts  des  von  den  Vereinigten  Staaten  im  Jahre  1913  vor- 
genommenen zollpolitischen  > Durchbruches«  die  weitere  Pflege  des 
Weltexportes  auf  obigem  Wege  sich  auf  die  Dauer  kaum  als  möglich 
erweisen  dürfte  (auch  ohne  Bücksicht  auf  besondere  Konsequenzen  des 
Weltkrieges).  Die  forcierte  Sicherung  des  inneren  Marktes  durch  hohe 
Zölle  dürfte  nach  dem  Kriege  in  der  verminderten  Kaufkraft  der  Be- 
völkerung und  des  Geldes  auf  neue  Schwierigkeiten  stoßen.  Angesichts 
dessen  dürfte  in  der  Pflege  des  Exportes  die  Erlangung  günstiger 
Handelsvertragsbedingungen,  die  bekanntlich  ohne  gegenseitige  Kon- 
zessionen nicht  möglich  ist,  wieder  in  den  Vordergrund  treten. 


^)  Durch  das  vermehrte  Angebot  an  Arbeitskräften  nach  Friedensschluß 
(s.  oben)  wird  das  Kriegslohnniveau  wohl  etwas  heruntergedrückt  werden,  jedoch 
nur  in  beschränktem  Ausmaß,  da  eine  stärkere  Senkung  infolge  der  (trotz  der  zu 
erhoffenden  Verbilligung  der  Lebensmittel)  noch  immer  für  längere  Zeit  arg  ver- 
teuerten Lebenshaltung  unmöglich  sein  wird. 
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Keinesfalls  läßt  sich  eine  so  gewaltige  Entwicklung,  wie  sie 
der  Welthandel  der  neuesten  Zeit,  insbesondere  aber  im  letzten  Jahr- 
zehnte vor  dem  Kriege  genommen  hat,  auf  die  Dauer  unterbrechen 
oder  wesentlich  stören,  ohne  große  Gefahren  für  die  gesamte  Weltwirt- 
schaft heraufzubeschwören. 

Der  Abschluß  der  Handelsverträge  in  den  Jahren  1904  bis  1906 
stellte  den  Gipfelpunkt  aller  je  vorgekommenen  handelspolitischen 
Schwierigkeiten  dar.  Die  Getreideausfuhrländer  waren  durch  die  Ge- 
treideminimaltarife Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  gereizt.  An- 
gesichts des  auf  das  industrielle  Gebiet  übersprungenen  Hochschutz- 
zöllnertums  waren  in  den  Tarifverträgen  für  die  Bxportindustrien 
aller  Exportstaaten  nur  verhältnismäßig  geringfügige  Konzessionen 
zu  erzielen.  Ungeachtet  dessen  hat  der  Welthandel  in  dieser  Periode 
eine  ungeahnte  Entwicklung  genommen  und  eine  solche  elementare 
Kraft  bekundet,  daß  ein  gewaltsames  Eingreifen  in  seine  Entwick- 
lung einerseits  als  äußerst  bedenklich,  anderseits  aber  auch  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  als  unwirksam  zu  betrachten  ist. 

Die  gewaltige  Progression  der  Steigerung  des  Weltaußenhandels 
im  XX.  Jahrhunderte  (im  Vergleiche  zu  den  vergangenen  Perioden) 
ist  aus  folgenden  Zusammenstellungen  zu  ersehen: 

Weltaußenhandel 
in  den  in 

Jahren  Milliarden  Mark 

1750 1 

1800 6 

1850 .  17 

1899 76 

1912 160 

Weltaußenhandel 
in  den  in  Millionen  Pfund 

Jahren  Sterling 

1870 2191 

1880 3033 

1890 8450 

1900 4420 

1910 7500 

Ein  allgemeines  Gesetz  lautet,  daß  je  größer  die  in  Bewegung 
befindlichen  Massen  sind,   desto   gefährlicher  jeder  Versuch  sei,    die 
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Richtung  ihrer  zum  großen  Teil  schon  auf  dem  Trägheitsprinzipe  be- 
ruhenden Bewegung  plötzUch  zu  ändern.  Eine  unvermittelte  Änderung 
der  Richtungen  des  Welthandels  allein  könnte  demnach  eine  Katastrophe 
hervorrufen,  abgesehen  davon,  daß  sich  bei  solchen  Massen,  wie  die 
hier  in  Betracht  kommenden,  weder  die  natürliche,  noch  auch  (in 
emem  weitgehenden  Maße)  die  künstliche  Arbeitsteilung  in  der 
Weltwirtschaft  straflos  über  den  Haufen  werfen  läßt.  *) 


Von  einzelnen  Pessimisten  wird  zwar  zugegeben,  daß  sowohl 
die  ständigen  Handelsinteressen  der  Ententemächte  als  auch  die  be- 
sondere Lage  ihrer  Volkswirtschaft  nach  dem  Kriege  sie  davon  ab- 
halten werden,  mit  den  Zentralmächten  in  eine  andauernde  wirtschaft- 
liche Fehde  zu  treten.  So  dürften  nach  Ansicht  dieser  >milden« 
Pessimisten  in  den  Friedensverhandlungen  nicht  ungünstige  Handels- 
verträge geschlossen  werden  können,  d.  h.  Verträge,  welche  die  An- 
erkennung der  gegenseitigen  Vorzugsbehandlung  der  Zentralreiche 
enthalten;  dagegen  dürften  aber  durch  den  Zusammenschluß  der 
Zentralreiche  ähnliche  Zusammenschlüsse  ebenfalls  mit  gegenseitiger 
Bevorzugung  im  Schöße  der  Entente  angeregt  werden,  woraus  sich 
doch  im  gesamten  Ententegebiete  ein  teilweiser  Ersatz  für  die  deutsche 
und  österreichisch-ungarische  Einfuhr  ergeben  dürfte,  was  aber  für 
den  Export  der  Zentralmächte  mit  einem  Verluste  verbunden  wäre. 

Davon  abgesehen,  daß  solche  Zusammenschlüsse  im  feindlichen 
Lager  in  den  Friedensverträgen  verhindert  werden  können,  wie  dies 
bereits  dargestellt  wurde,  dürfte  die  Zollannäherungsbewegung  in  den 
Ententestaaten  auf  viel  schwächeren  Füßen  stehen  als  in  Deutschland 
und  Österreich-Ungarn  und  als  es  nach  den  kriegerischen  Zeitungs- 
artikeln der  Entente,  nach  den  bei  der  Eröffnung  der  Londoner  Messe 
gehaltenen  Ansprachen,  nach  dem  »statistischen«  Kriegslärm  des  Sir 
Leo  Chiozza  Money,  nach  der  Agitation  der  »Antigerman-league«^) 
und  der  >Assoeiation  nationale  d'expansion  economique<  u.  dgl.  den 
Anschein  hat.  Es  liegt  schon  in  der  ganzen  psychologischen  Situation, 

^)  Vgl.  Naumann  (a.  a.  0.  S.  135):  »Der  allgemeine  Zug  zur  Austausch- 
wirtsehaft  wird  auch  nach  dem  Kriege  nicht  aufhören  und  wird  trotz  aller  Gegen- 
versuehe  mit  dem  Zeitalter  des  Verkehres  noch  weiter  wachsen.«  —  Vgl.  ferner 
Tschierschky  (in  der  >Wirtsehaftszeitung  der  Zentralmäehte«  vom26,Mail916). 

^)  Vgl.  über  das  Treiben  derselben  Schumacher,  a.  a.  0.  S.  115. 
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daß  je  weniger  ernst  die  in  der  Entente  entstehenden  Zusamraen- 
sehlußideen  sind,  desto  mehr  offensiven  Kampfcharakter  sie  dort  zur 
Schau  tragen,  während  bei  den  in  den  Zentralreichen  erörterten  viel 
ernsteren  Projekten  der  defensive  Gedanke  bei  weitem  überwiegt.^) 

Die  Idee  der  wirtschaftlichen  Annäherung  unter  den  Entente- 
mächten wird  zumeist  nur  journalistisch  behandelt,  vorwiegend  nur 
in  allgemeiner  phrasenhafter  Form.  Es  liegt  auch  ein  Zollallianzprojekt 
von  Thery  (»La  guerre  economique  mondiale«  im  »Matin«  vom  Ende 
Juli  1915)  vor.  Darin  schlägt  er  einen  dreifachen  Zollsatz  vor:  einen 
Verteidigungstarif  (Maximaltarif)  gegen  die  wirtschaftlich  zu  bekämp- 
fenden Staaten,  einen  Freundschaftstarif  (Meistbegünstigung)  und 
einen  Bündnistarif  (mit  Vorzugszöllen).  Der  Freundschaftstarif  würde 
nur  jenen  neutralen  Staaten  zugestanden  werden,  welche  sich  ver- 
pflichten würden,  die  Erzeugnisse  der  Entente  besser  zu  behandeln 
als  jene  der  Zentralreiche. 

Der  Handelsausschuß  des  französischen  Parlaments  hat  (wie  die 
Zeitschrift  »Seide«,  Krefeld,  vom  28.  September  1915  mitteilt)  in  Verbin- 
dung mit  den  zuständigen  Ministerien  an  sämtliche  Berufsvereinigungen 
unter  anderem  folgende  Frage  gerichtet: 

»Welches  Zollsystem  soll  zwischen  Frankreich  und  seinen  Ver- 
bündeten, insbesondere  England,  Belgien  und  Eußland,  Platz  greifen, 
um  den  Warenaustausch  zwischen  diesen  Ländern  im  wechselseitigen 
Interesse  zu  begünstigen?« 

Es  ist  nicht  uninteressant,  daß  in  dieser  Zusammenstellung 
Italien  fehlt.  Es  ist  auch  begreiflich,  daß  Frankreich  keine  Lust  hat, 
ein  Zollbündnis  mit  Italien  einzugehen  (s.  oben).  Ungeachtet  dessen 
war  eine  Zeitlang  der  öffentliche  Lärm  zugunsten  einer  Zollannäherung 
im  Schöße  der  Entente  gerade  in  Italien  (natürlich)  am  stärksten. 

•  Im  August  1915  legte  Ferrari   in   der  »Stampa«  und  in  der 
>Nuova  Antologia«    die   Notwendigkeit   eines   wirtschaftlichen  Bünd- 

^)  Wenn  die  Entente  »den  Schutz  gegen  deutsche  Drohungen  mit  einem 
unerbittlichen  Wirtschaftskrieg«  als  das  Ziel  der  geharnischten  und  provokatori- 
schen Beschlüsse  der  Pariser  Wirtsehaftskonferenz  vom  Juni  1916  bezeichnet,  so 
ist  das  eine  offenkundige  Verdrehung  der  Sachlage.  Es  ist  bisher  den  Zentral- 
mächten nie  eingefallen,  solche  Maßregeln  ins  Auge  zu  fassen,  als  die,  mit  welchen 
die  Pariser  Wirtschaftskonferenz  droht.  Professor  Pribram  ist  im  Irrtum,  wenn 
er  eine  Übereinstimmung  in  den  leitenden  Gedanken  hinsichtlich  der  handels- 
politischen Zukunft  in  Mitteleuropa  und  in  der  Entente  sieht  (»Neue  Freie  Presse« 
vom  15,  Juni  1916). 
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nisses  der  Staaten  des  Vierverbandes  dar  und  ging  über  das  bloße 
zoll-  und  handelspolitische  Bündnis  weit  hinaus.  Sein  Programm  er- 
streckte sieh  auch  auf  eine  gemeinschaftliche  Staatsschuldenverwaltung 
der  Verbündeten,  auf  eine  Vereinigung  ihrer  Emissionsbanken  sowie 
auf  einen  Zusammenschluß  ihrer  großen  Kreditinstitute. 

Mario  Alberti  bezeichnete  in  der  >Idea  Nazionale«  diese  Vor- 
schläge als  durchaus  utopisch. 

Mitte  September  1915  fand  in  Cernobbio  eine  Zusammenkunft 
italienischer  und  französischer  Politiker  und  Staatsmänner  statt,  dar- 
unter Luzzatti,  Salmoiraghi,  Rubini,  Raineri,  Ratoni,  Barthou, 
Hanotaux,  Pichon  u.  a.,  um  über  die  Durchführung  engerer  wirt- 
schaftlicher Beziehungen  zwischen  Frankreich,  Italien  und  England  zu 
sprechen.  Im  besonderen  sollte  auch  eine  italienisch-französische  Zoll- 
liga angebahnt  werden.  Ferrari  glaubte,  daß  es  an  der  Bereitwillig- 
keit Englands  und  Rußlands  nicht  fehle,  sich  dem  geplanten  Zoll- 
verbande anzuschließen.  Herriot  verwies  interessanterweise  auf  die  »un- 
garischen« Schwierigkeiten,  welche  einem  deutsch-österreichisch-unga- 
rischen Wirtschaftsverbande  entgegenstehen;  Luzzatti  erklärte  jedoch, 
diese  Schwierigkeiten  seien  >nur  für  die  Galerle«  bestimmt,  Deutsch- 
land und  Österreich-ÜDgarn  würden  sich  sicherlich  einigen  und  dem 
mitteleuropäischen  Bunde  müsse  das  übrige  Europa  entgegentreten. 
Auch  die  Einbeziehung  Belgiens  in  den  lateinischen  Bund  wurde  be- 
schlossen. Ebenso  sollten  die  noch  >unerlösten«  Länder  angegliedert 
werden.  Es  wurden  sieben  Kommissionen  gebildet,  welche  detaillierte 
Vorschläge  in  allen  hier  in  Betracht  kommenden  Fragen  vorbereiten 
sollten.    Die  Arbeit  dieser  Kommissionen  ist  jedoch  sanft  entschlafen. 

Seit  Cernobbio  ist  auf  bekanntem  kriegswirtschafthchem 
Hintergrunde  in  Italien  eine  starke  Verstimmung  gegen  die  West- 
mächte, insbesondere  gegen  England  eingetreten,  und  es  werden  in 
der  italienischen  Presse  die  in  der  letzten  Zeit  gerade  von  englischer 
Seite  stark  propagierten  Annäherungsideen  und  sonstige  Vorschläge, 
die  auf  die  Portsetzung  des  Wirtschaftskrieges  gegen  die  Zentralreiche 
nach  dem  Friedensschlüsse  abzielen,  äußerst  kühl  behandelt. 

Italienische  Handelskammern  haben  die  Regierung  ersucht,  sich 
in  der  Pariser  Konferenz  nicht  zu  binden,  worauf  auch  der  »Secolo« 
vor  dem  Abschlüsse  » gefährlicher  <  Wirtschaftsbündnisse  eindringlichst 
warnte.  Den  ablehnenden  italienischen  Standpunkt  hat  auch  der 
»Economista  d'Italia«  vertreten,   und   zwar  einigermaßen  einleuchtend 
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flir  italienische  Verhältnisse.  Das  angesehene  Fachblatt  führt  unter  an- 
derem aus:  »Im  übrigen  würden  die  Völker  nach  Friedensschluß  nicht 
geneigt  sein,  die  Schäden  und  Belästigungen  eines  Wirtschaftskrieges 
zu  ertragen.  Daher  wird  der  Plan  der  Entente,  daß  ihre  Bestandteile 
die  Produkte  und  das  Rohmaterial,  die  sie  früher  von  Deutschland, 
Österreich-Ungarn  und  der  Türkei  bezogen  haben,  unter  sieh  aus- 
tauschen und  versuchen,  ihren  Handelsverkehr  mit  den  neutralen  Län- 
dern zu  erweitern,  praktisch  auf  Schwierigkeiten  stoßen  und  die  Ab- 
neigung der  Neutralen  vorfinden.  So  verschieden  die  Produktion  und 
der  finanzielle  Reichtum  in  den  Ländern  der  Entente  sei,  ebenso  un- 
gleich wären  auch  die  Wirkungen  des  Handelskrieges  und  sicherlich 
nicht  zum  Vorteil  der  Länder  von  geringerer  wirtschaftlicher  Kraft. 
Zum  Beispiel  sei  es  wenig  wahrscheinlich,  daß  die  anderen  Länder 
der  Entente  620  Millionen  von  Produkten,  die  Italien  nach  den  Zentral- 
staaten und  der  Türkei  ausführte,  aufbrauchten.  Den  Ländern  der 
Entente  würde  es  ein  leichtes  (?)  sein,  ihre  Produkte,  statt  in  den 
Zentralstaaten,  in  den  neutralen  Ländern  abzusetzen;  Italien  könnte 
dies  mit  den  seinen  nicht.« 

Der  die  wirtschaftliche  Annäherung  der  Ententemächte  be- 
treffende Passus  in  der  Rede  Tittonis  in  Nizza  war  flau  und  nichts- 
sagend. In  der  Sitzung  der  italienischen  Kammer  vom  15.  April  1916 
drückte  der  Deputierte  Bonomi  die  Hoffnung  aus,  es  werde  nach  dem 
Friedensschlüsse  zwischen  den  jetzt  kämpfenden  Völkergnippen  kein 
Handelskrieg  entbrennen,  der  für  die  Verbraucher  und  für  die  Er- 
zeuger in  gleicher  Weise  verhängnisvoll  wäre.  (Redner  wurde  unge- 
achtet dessen  von  Salandra,  Sonnino  u.  a.  beglückwünscht!)  Auch 
Deviti-Demarco  erklärte  aus  diesem  Anlasse  den  Handelskrieg  gegen 
Deutschland  für  verwerflich.  »Durch  die  Pariser  Wirtschaftskonferenzen 
dürfen  die  natürlichen  Handelsströmungen  Italiens  nicht  gestört 
werden.«  (!)  Es  scheint,  daß  in  Italien  das  Bewußtsein,  auf  die  Zentral- 
reiche wirtschaftlich  angewiesen  zu  sein,  neuerdings  stark  vorherrscht 
und  ein  wesentliches  Hindernis  für  die  Zollannäherungspläne  im  Schöße 
der  Entente  bildet. 

Die  Anhänger  einer  solchen  Zollannäherung  dürften  auch  mit 
der  Stellung  Rußlands  nicht  ganz  zufrieden  sein.  Die  diesfälligen 
Äußerungen  des  früheren  Handelsministers  Timirjaziew  in  der 
»Birschewija  Wiedmosti«  lauten  gewiß  recht  zweideutig.  Einerseits  gibt 
er.  zu,  daß  eines  der  Ziele  der  Entente  die  wirtschaftliche  Schwächung 
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Deutschlands  bilden  muß,  und  plaidiert  für  ein  gemeinsames  Vor- 
gehen der  Ententemächte  hinsichtlich  der  handelspolitischen  Ab- 
machungen in  den  Friedensverträgen;  anderseits  scheint  er  (zwischen 
den  Zeilen)  von  der  ünentbehrlichkeit  der  guten  handelspolitischen 
Beziehungen  mit  Deutschland  tiberzeugt  zu  sein  und  für  Rußland  jed- 
wede zollpolitische  Bindung  im  Verhältnisse  zu  den  Ententemächten 
zu  perhorreszieren,  um  sich  eben  zum  Abschlüsse  eines  Meistbegün- 
stigungsvertrages mit  Deutschland  freie  Hand  zu  wahren.  »Rjetch«  soll 
Timirjaziews  verworrene  Äußerungen  direkt  als  eine  Stellungnahme 
zugunsten  eines  separaten  Handelsvertrages  mit  Deutschland  aufgefaßt 
haben.  (Einige  Monate  früher  soll  Timirjaziew  im  »Standard«  aus- 
drücklich zugegeben  haben,  daß  Rußland  auf  deutschen  Absatz  und 
deutsche  Kapitalien  nach  dem  Kriege  noch  mehr  angewiesen  sein 
werde  als  vorher  —  da  das  französische  Kapital  versagen  dürfte  — 
und  daß  es  infolgedessen  nicht  imstande  sein  werde,  dem  Deutschen 
Reiche  dieselbe  Zollbehandlung  zu  verweigern,  die  es  allen  anderen 
Staaten  gewährt.)  Ebenfalls  in  der  »Birschewija  Wiedmosti«  gibt 
Professor  Fried  mann  die  große  Abhängigkeit  Rußlands  von  Deutsch- 
land im  Außenhandel  zu  und  beschränkt  sich  nur  auf  den  Vor- 
schlag, eine  etwaige  Zollannäherung  zwischen  den  Zentralreichen  mit 
dem  Aufgeben  der  Meistbegünstigung  und  mit  der  Anwendung  des 
Eeziprozitätssystems  zu  beantworten.  Von  der  mit  den  Äußerungen 
Timirjaziews  im  Wesen  übereinstimmenden  Stellungnahme  des 
Vertreters  des  russischen  Handelsministers  Borodajewskij  auf  dem 
Petersburger  Agrarierkongresse  war  bereits  an  einer  anderen  Stelle 
die  Rede.  Derselbe  bezeichnete  es  als  äußerste  Konzession  zugunsten 
der  Alliierten,  daß  diese  nicht  ungünstiger  behandelt  werden  sollen 
als  Deutschland  (!).  »Die  englische  und  französische  Industrie  könnte 
die  viel  billigeren  deutschen  Erzeugnisse  nicht  ersetzen.  Die  handels- 
politische Isolierung  Deutschlands  nach  dem  Kriege  wäre  fü.r  die 
russische  Volkswirtschaft  mit  allzu  schweren  Opfern  verbunden.« 
Diesen  Anschauungen  schloß  sich  vollinhaltlich  der  bekannte  russische 
Nationalökonom  Professor  Tugan-Baranowskij  an,  indem  er  die  Ab- 
sperrung Deutschlands  als  den  Ruin  der  russischen  Landwirtschaft 
bezeichnete  (ebenso  verlangt  auch  Borodajewskij  für  Rußland  die 
Meistbegünstigung  auf  dem  deutschen  Markte).  Ferner  sollen  im 
russischen  Reichsrate  von  Christownikow  unter  Beifall  einer  über- 
wältigenden   Mehrheit    Englands    Pläne,     eine    wirtschaftspolitische 
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Koalition  zustandezubringen,  als  für  Eußland  äußerst  gefährlich  erklärt 
worden  sein.  »Rußland  habe  das  lebhafteste  Interesse  an  der  deutsch- 
englischen  Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkte.« 

In  der  Ende  April  1916  in  Paris  abgehaltenen  interparlamen- 
tarischen Wirtschaftskonferenz  der  Entente,  von  welcher  die  Vertreter 
der  Reichsduma  fern  blieben,  wurde  die  Erörterung  »der  Schutzmaß- 
nahmen gegen  Überschwemmung  mit  feindlichen  Produkten  nach  dem 
Kriege«  in  einem  Ausschusse  begraben.  Außerdem  sind  in  der  Kon- 
ferenz viele  aktuelle  und  scharfe  Interessengegensätze  (insbesondere  in 
der  Seefrachten-  und  in  der  Kreditfrage,  ferner  bezüglich  der  engli- 
schen Einfuhrverbote,  die  sich  hauptsächlich  gegen  italienische  Seiden- 
waren, Stroh geflechte  und  Weine  richten,  deutlich  zum  Vorschein  ge- 
kommen.^) Die  Zollvorzugsbehandlung  stand  nicht  einmal  auf  dem 
Programme.  Von  den  Regierungen  der  Ententestaaten  schien  die 
größte  Sorgfalt  darauf  verwendet  worden  zu  sein,  in  der  Öffentlichkeit 
den  Eindruck  hervorzurufen,  daß  die  in  Eede  stehende  Konferenz 
keinen  offiziellen  Charakter  habe  und  daß  keine  dieser  Regierungen 
sich  hinsichtlich  ihrer  zukünftigen  Handelspolitik  irgendwie  binden  wolle. 

Ungeachtet  dessen  ist  es  im  Juni  1916  zu  einer  Wirtschafts- 
konferenz der  Regierungsvertreter  der  Entente  in  Paris  gekommen. 
Über  die  Beratungen  und  Beschlüsse  derselben  liegt  ein  Schleier,  der 
in  einem  offiziellen  Communique  nur  teilweise  gelüftet  wurde,  wodurch 
zwar  eine  Eeihe  von  krassen  Vorschlägen,  welche  die  Schädigung  der 
Wirtschaft  der  Zentralmächte  während  des  Krieges  und  nach  dem- 
selben bezwecken,  enthüllt,  jedoch  über  die  einzuschlagende  handels- 
politische Richtung  keine  Klarheit  geschaffen  wurde.  Nur  ganz  all- 
gemein soll  es  auf  diesem  Gebiete  geheißen  haben,  man  müsse  den 
Zentral  mächten  die  Meistbegünstigung  verweigern  und  den  Verkehr 
unter  den  Ententemächten  durch  Vorzugstarife  sowie  durch  verkehrs- 
politische Maßregeln  fördern.  Die  in  Rede  stehenden  Vorschläge  sollen 

^)  Schon  nach  dieser  Konferenz  hat  England,  welches  nichts  unternimmt, 
um  die  schwere  Seefraehtenlage  seiner  Verbündeten  zu  lindem  und  selbst  große 
Gewinne  aus  dieser  Quelle  einheimst,  an  Rußland  und  Italien  neue  Kredite  ge- 
währt —  nur  gegen  Deckung  von  257o  in  Gold  —  wodurch  natürlich  die  Ver- 
besserung der  Währungen  der  englischen  Bundesgenossen,  die  sich  aus  obigen  An- 
leihen ergeben  könnte,  gehemmt  wird.  Die  Erbitterung  über  diese  englische 
Finanz-  und  Wirtschaftspolitik  wird  in  Rußland,  Italien  und  Frankreich  immer 
größer  und  im  Zusammenhange  damit  werden  die  Pläne  einer  wirtschaftlichen 
Koalition  der  Ententestaaten  immer  weniger  reell. 
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der  amtsmäßigen  und  dann  der  parlamentarischen  Behandlung  zuge- 
führt werden.  Wenn  berücksichtigt  wird,  daß  es  zur  Durchführung  der 
besagten  Vorschläge,  soweit  sie  nicht  nur  eine  Erleichterung  des  Ver- 
kehres unter  den  Ententemächten  oder  die  erlaubte  Förderung  der 
eigenen  Wirtschaft  (selbst  mit  Subventionen)  betreffen  —  wie  z.  B. 
der  speziell  gegen  die  Ausfuhren  nach  den  Zentralmächten  gerichteten 
Ausfuhrzölle  auf  koloniale  Eohstoffe  oder  der  Benachteiligung  der 
Schiffahrt  der  Zentralmächte  mit  Hilfe  der  differenzierten  Hafen- 
gebühren —  eines  niederschmetternden  Sieges  der  Entente  bedürfen 
würde,  auf  den  sie  doch  nicht  mehr  rechnen  kann,  gelangt  man  un- 
willkürlich zur  Überzeugung,  daß  alle  Beschlüsse  der  Pariser  Wirt- 
schaftskonferenz, soweit  sie  die  Zukunft  nach  dem  Kriege  betreffen, 
nicht  ernst  zu  nehmen  sind,  einen  Bluff  darstellen  und  höchstens  eine 
taktische  Plattform  schaffen  sollen,  von  welcher  aus  bei  den  Friedens- 
verhandlungen über  die  künftigen  Handelsverträge  verhandelt  werden 
soll. ')  Diese  Beschlüsse  sollen  auch  allenfalls  verhindern,  daß  in  den 


^)  Es  ist  nicht  uninteressant,  daß  nicht  nur  ein  Teil  der  neutralen  Presse, 
sondern  selbst  englische  Blätter,  wie  »Daily  Ohroniele«,  den  unbestimmten  und  zag- 
haften Charakter  der  Pariser  Wirtschaftskonferenz  betonen  und  darauf  hinweisen, 
daß  die  Folgen  vieler  von  den  vorgeschlagenen  Maßregeln  einige  Ententeländer 
schwerer  treffen  würden  als  andere.  »Daily  News«  warnen  vor  der  übereilten  Durch- 
führung der  besagten  Beschlüsse,  wie  auch  vor  einer  Tarifreform,  die  für  England 
von  unseligen  Folgen  begleitet  wäre.  Auch  »Manchester  Guardian«  wendet  sieh 
dagegen,  daß  die  Feindseligkeiten  über  die  Kriegszeit  hinaus  fortgesetzt  werden. 
Die  Beschlüsse  der  Konferenz  würden  zu  einer  Verarmung  beider  Parteien  führen 
und  einige  derselben  würden  für  England  besonders  schädlich  sein. 

Eine  scharfe  Kritik  der  Pariser  Beschlüsse  brachte  eine  Reihe  der  amerikani- 
schen Blätter,  wie  »Journal  ofCommeree<,  »Sun<,  »Globe«,  »Newyork  Times«,  »New- 
york  World«,  »Brooklyn  Eagle«  und  »Eveningpost«.  Insbesondere  glaubt  »Journal 
of  Commerce«  auch  über  scharfe  Meinungsverschiedenheiten  unter  den  Alliierten 
selbst  hinsichtlich  des  Wirtschaftskrieges  nach  dem  Weltkriege  informiert  zu  sein. 

Vgl.  ferner  den  kürzlich  zitierten  Artikel  des  Generaldirektors  des  Österreichi- 
schen Lloyd  Hofrat  Frankfurter,  welcher  darauf  hinweist,  daß  die  Pariser  Be- 
schlüsse eine  sehr  schwächliche,  unbestimmte  Grundlage  für  einen  handel^^politischen 
Zusammenschluß  der  Entente  bilden  und  bei  der  Verschiedenheit  der  wirtschaft- 
liehen Tendenzen  der  Ententemächte  kaum  zur  Durchführung  gelangen  dürften. 

Indem  Pistor  in  dem  kürzlich  zitierten  Artikel  daran  zweifelt,  daß  Englands 
Bundesgenossen  nach  Friedensschluß  sich  vor  Englands  gesteigerter  Suprematie 
beugen  und  mit  England  durch  dick  und  dünn  gehen  aus  dem  einzigen  Grunde, 
damit  nur  ja  nicht  eines  Tages  Deutsehland  die  Stellung  Englands  einnehme,  be- 
merkt er  ferner  ganz  richtig: 
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Friedensverhandlungen  ein  auch  handelspolitisch  geeinigtes  Mittel- 
europa als  ein  starker  Paktor  auftrete.  Unserer  Ansieht  nach  sind  sie 
aber  gerade  eine  ungewollte  Einladung  zur  Beschleunigung  des  ZoU- 
und  Wirtschaftsbündnisses  der  Zentralmächte  und  zur  Einbeziehung 
zumindest  noch  der  Türkei  und  Bulgariens  in  dasselbe.^) 

Sollte  es  aber  entgegen  aller  Wahrscheinlichkeit  doch  zu  einer 
wechselseitigen  Bindung  unter  den  Ententemächten  hinsichtlich  des 
Abschlusses  von  Handelsverträgen  mit  den  gegenwärtigen  Feinden 
kommen,  so  wird  dann  die  Frage  entstehen,  ob  zur  Zeit  des  Friedens- 
schlusses die  politischen  Beziehungen  im  Schöße  der  Entente  solche 
sein  werden,  daß  die  obige  Verpflichtung  auch  eingehalten  wird.  Für 
den  Fall  einer  Niederlage  der  Entente  ist  die  verneinende  Antwort 
als  sicher  anzunehmen. 

An  dai5  Projekt  Therys  sowie  im  allgemeinen  an  das  »Tripartite- 
system«  lehnt  sich  folgender  von  der  britischen  Handelskammer  in 
Paris  kürzlich  veröffentlichter  Vorschlag  an: 

1.  Tarif  für  die  alliierten  Mächte.  Dieser  ist  als  ein  Maximaltarif  in 
dem  Sinne  gedacht,  daf5  dessen  Sätze  nicht  überschritten,  aber  im  Wege 
der  Verhandlung  herabgesetzt  oder  auch  gänzlich  aufgehoben  werden 
können.  Die  Tarifskala  würde  im  wesentlichen  jene  des  Durchschnittes 
des  dermaligen  Meistbegünstigungstarifs  der  alliierten  Mächte  sein. 

2.  Ein  Generaltarif,  der  wesentlich  höher  wäre  und  gegenüber 
den  neutralen  und  feindlichen  Staaten  zur  Anwendung  käme.  Dies- 
bezüglich tritt  insofern  eine  Differenzierung  ein,  als  gegenüber  neu- 
tralen Staaten  eine  unumschränkte  Herabsetzung  und  selbst  die  Ge- 
währung der  Zollfreiheit  im  Verhandlungswege  zulässig  ist.  Feind- 
lichen Mächten  gegenüber  kann  eine  Eeduktion  nur  in  dem  Ausmaße 
stattfinden,  daß  der  betreffende  Tarifposten  mindestens  1507o  des 
gleichen  Postens  des  »Tarifs  für  die  alliierten  Mächte«  ausmache. 
Hiedurch  würde,  wie  der  Bericht  in  prägnanter  Weise  beifügt,  »einem 
Massenabsatz  (dumping)  deutscher  und  österreichischer  Waren  auf 
alliierten  Märkten  wirksam  vorgebeugt  werden«. 

»Daß  aber  die  Australier  ihre  Wolle  nur  an  England  zu  normalen  Preisen 
und  an  Deutsehland  und  Österreich-Ungarn  zu  teureren  Preisen,  wenn  überhaupt, 
abgeben  und  ruhig  zusehen  würden,  wie  —  trotz  gewisser  Qualitätsversehiedenheit 
—  die  südamerikanischen  Staaten  dieses  Geschäft  übernehmen,  und  zwar  nur  aus 
alter  Kriegspolitik  im  Frieden  —  auch  das  ist  Bluff.« 

^)  Derselben  Ansieht  sind  der  Generaldirektor  des  Österreichischen  Lloyd, 
flofrat  Frankfurter,  und  Pistor  (»Neue  Freie  Presse«  vom  22.  und  24.  Juni  1916). 
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3.  Tarif  für  das  britische  Beich.  Auch  dieser  ist  nur  als  eine 
nicht  zu  überschreitende  Maximalgrenze  gedacht,  die  überhaupt  nicht 
notwendigerweise  zur  Anwendung  gebracht  werden  muß,  da  es  den 
einzelnen  Teilen  des  Reiches  überlassen  bleibt,  sich  gegenseitig  die 
Zollfreiheit  zuzugestehen. 

Das  britische  Handelsamt,  dessen  Unterausschuß  das  Problem 
zur  Behandlung  anvertraut  war,  wie  gewisse  Industriezweige  für  Eng- 
land nach  dem  Kriege  zu  sichern  seien,  forderte  in  seinem  Bericht, 
daß  England  sich  unabhängig  machen  müsse  von  der  deutschen  Ein- 
fuhr von  Papier-,  Druck-,  Farbdruck-,  Gold-  und  Silberwaren,  Kurz- 
waren, Lederwaren,  Glas,  Porzellan,  Steingut,  Artikel  der  Elektrizitäts- 
branche usw.  Zu  diesem  Zwecke  sollten  ganz  grobe  Boykottmaß- 
nahmen, Verschärfung  der  Herkunftsbezeichnungen,  staatliche  Unter- 
stützungen, finanzielle  Durchdringung  der  neutralen  Staaten,  protektio- 
nistische  Wandlungen  unmittelbar  im  Anschluß  an  den  Krieg  erfolgen. 

Von  den  im  Februar  1916  gefaßten  70  Resolutionen  der  briti- 
schen Handelskammern  äußern  sich  15  zugunsten  einer  besonderen 
Zollannäherung  zwischen  England  mit  seinen  Kolonien  und  den 
Alliierten. 

Schließlich  nahm  am  29.  Februar  1916  die  Konferenz  der  eng- 
lischen Handelskammern  eine  Resolution  an,  in  der  die  Regierung 
aufgefordert  wird,  unter  anderem  Maßregeln  zu  ergreifen  zur  gegen- 
seitigen Bevorzugung  des  britischen  Reiches  und  der  Ver- 
bündeten, ferner  Maßregeln  zur  günstigeren  Behandlung  der  Neutralen 
und  zur  Einschränkung  des  Handels  mit  den  feindlichen 
Ländern  durch  Einführung  von  Zöllen,  die  verhindern  sollen,  daß 
der  Markt  von  jenen  überflutet  werde,  schließlich  Maßregeln  zur  För- 
derung der  einheimischen  Industrie.  Die  aus  diesem  Anlasse  vom  Stapel 
gelassene  Rede  des  Schatzkanzlers  Mac  Kenna  war  dem  Tone  nach 
kriegerisch,  sachlich  jedoch  nicht  sehr  vielsagend.  Kriegerisch  gestimmt 
sind  unter  anderem  die  schutzzöllnerischen  Australier,  die  kein  großes 
Interesse  an  Deutschland  haben,  was  den  austrahschen  Parlaments- 
debatten und  einer  Festrede  des  Premiers  Hughes  zu  entnehmen  ist. 

Es  ist  nicht  uninteressant,  daß  die  »Morning  Post«  bedauert 
hat,  daß  der  bei  der  erwähnten  Handelskammerkonferenz  anwesende 
Schatzkanzler  die  Abhängigkeit  von  Deutschland  bei  dem  Be- 
züge einiger  Artikel  zwar  zugegeben  hat,  aber  für  einen  Zoll- 
schutz zugunsten  der  heimischen  Industrie  offen  nicht  eingetreten  ist. 
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Nach  Mac  Kenna  sind  Handel  und  Sieg  f(ir  England  zwei 
voneinander  abhängige  Dinge.  Daraus  ergibt  es  sieh  mittelbar,  daß, 
wenn  England  nicht  Sieger  bleibt,  es  gezwungen  sein  wird,  alles 
aufzubieten,  um  die  Entwicklung  seines  Handels  auf  friedlichem  Wege 
zu  sichern,  was  in  einem  Wirtschaftskriege  mit  Deutschland  nicht 
möglich  wäre.  Die  Unmöglichkeit  eines  Wirtschaftsverbandes  der 
Ententemächte  wurde  übrigens  vom  Minister  Runciman  —  ungeachtet 
seines  sonstigen  handelspolitischen  Säbelrasselns  —  aus  einem  anderen 
Anlasse  zugegeben.  In  Unterhaus-  und  Oberhausdebatten,  in  welchen 
die  Pariser  Wirtschaftskonferenz  gestreift  wurde,  kam  es  zu  einer 
scharfen  Kritik  der  sehutzzöUnerischen  Bestrebungen  sowie  der  An- 
drohungen eines  Handelskrieges  gegen  Deutschland  nach  dem  Friedens- 
schlüsse seitens  der  liberalen  Abgeordneten  und  Peers  Eobertson, 
Holt,  Lord  Courtney,  Lord  Loreburne  und  anderen.  Asquith  und 
Lloyd  George  antworteten  darauf  in  ausweichender,  unklarer  Weise, 
ohne  jedoch  zu  verhüllen,  daß  ihnen  sowohl  jede  Bindung  als  auch 
jede  Übertreibung  der  Hetze  gegen  Deutschland  auf  dem  Handels- 
gebiete nicht  besonders  sympathisch  seien.  Nach  Lloyd  George 
»darf  der  gegenwärtige  Krieg  den  Charakter  eines  Handelskrieges 
nicht  haben. «(!)  Bonar  Law  wies  auf  die  Verschiedenartigkeit  der 
Interessen  der  britischen  Inseln,  Kolonien  und  Dominien  und  auf  die 
Verschiedenheit  der  wirtschaftlichen  Theorien  hin,  die  in  England 
miteinander  ringen.  In  einer  sehr  zahlreichen  und  vornehmen  Prei- 
händlerversammlung  im  Claridge  Hotel  bezeichnete  der  ehemalige 
Minister  des  Innern  Sir  John  Simon  sowohl  einen  englischen 
EeichszoUverein  als  auch  ein  Ententezollbündnis  als  unmöglich  und 
trat  für  die  Beibehaltung  des  Freihandels  ein.  Es  stimmten  ihm  Lord 
Beauchamp,  der  Eisengroßindustrielle  Sir  Hugh  Bell  und  viele 
andere  zu.  Das  Exekutivkomitee  der  »Union  of  Democratic«,  dem 
Männer,  wie  Trevelyan,  ßarasay,  Macdonald  und  Ponsonby 
angehören,  erklärte  ganz  oflfen  die  propagierte  antideutsche  Eichtung 
der  Wirtschaftspolitik  für  schädlich. 

Außerdem  wurde  die  an  einer  anderen  Stelle  zitierte  kriegerische 
Resolution  der  Handelskammer  in  Manchester  von  einer  sehr  starken 
Minorität  in  der  Kammer  selbst  bekämpft.  Von  radikalen  Blättern 
wird  die  in  Eede  stehende  Kampagne  skeptisch  behandelt.  Das  ange- 
sehenste Fachblatt,  »The  Economist«,  trat  gegen  dieselbe  mit  offenem 
Visier  auf  und  hielt  sich  vor  Augen,  welch  gute  Abnehmer  Deutsch- 
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land,  Österreich-Ungarn  und  der  Orient  in  Friedenszeiten 
für  englische  Waren  gewesen  sind  und  in  der  Zukunft  wieder  sein 
könnten.  »Durch  eine  Bevorzugung  der  Verbündeten  würden  einerseits 
die  Kolonien,  anderseits  die  Neutralen  in  einer  für  den  englischen 
Export  gefährlichen  Weise  vor  den  Kopf  gestoßen  werden.«  Eine  ähn- 
liche Stellung  nahm  die  Monatsschrift  »War  and  Peace«  ein,  für  welche 
die  Schädigung  des  deutschen  Handels  mit  der  Schädigung  des  eng- 
lischen identisch  ist. 

Es  könnten  ferner  in  diesem  Zusammenhange  die  bereits  er- 
wähnten Studien  und  Versuche,  die  englischer-  und  französischerseits 
unternommen  wurden,  angeführt  werden  —  Studien  und  Versuche, 
die  dahin  gingen,  die  Mögüchkeit  eines  Ersatzes  für  deutsche  Er- 
zeugnisse in  Rußland  und  ItaUen  durch  englische  und  französische 
Produkte  zu  konstatieren  und  die  mit  einem  Fiasko  endeten. 

Die  geographische  Lage  allein  (im  Zusammenhange  mit  sonstigen 
natürlichen  Produktionsbedingungen)  bringt  es  mit  sich,  daß  eine  so 
weitgehende  wirkliche  Interessengemeinschaft,  wie  sie  zwischen  Öster- 
reich-Ungarn und  Deutschland  besteht  oder  ausgebildet  werden  kann, 
im  Komplexe  der  Ententemächte  nicht  zu  entdecken  ist.  ^) 

Ein  Wirtschaftsbund  Außeneuropas,  der  Mitteleuropa  meiden 
müßte,  wäre  in  transportteehnischer  Beziehung  widersinnig.  In  Euß- 
lands  und  Itahens  Außenhandel  spielen  die  Zentralreiche  die  erste  und 
eine  viel  wichtigere  Rolle  als  die  übrigen  Ententestaaten. 

Im  Gegensatze  zu  den  im  geschichthchen  Teile  geschilderten, 
immer  wieder  aufgenommenen  Bestrebungen,  Österreich-Ungarn  und 
Deutsehland  wirtschaftlich  und  zollpolitisch  einander  näherzubringen, 
war  von  einer  solchen  Annäherung  unter  den  Ententemächten  in 
normalen  Zeiten  nie  ernstlich  die  Rede  —  bis  auf  eine  rasch  ver- 
klungene  Idee  von  Leroy-Beaulieu,  der  vor  mehr  als  30  Jahren 
vorschlug,  eine  westeuropäische  Zollunion  zu  gründen.  Aus  den  Pro- 
duktionsbedingungen und  Produktionsrichtungen  der  westeuropäischen 

^)  Auch  nach  Grunzel  (»Die  Zeit«  vom  7.  November  1915)  bildet  der  Vier- 
verband kein  irgendwie  zusammenhängendes  Wirtschaftsgebiet.  Eußland  sei  von 
Deutsehland  abhängig.  Italien  würde  die  Materialnot  vermehren  und  in  Seide,  Wein 
und  Südfrüchten  mit  Frankreich  konkurrieren.  Vgl.  ferner  den  Artikel  von  Heil- 
auer in  der  »Wirtschaftszeitung  der  Zentralmäehte«  Nr.  2  von  1916. 

Die  ünnatürlichkeit  eines  engeren  wirtschaftlichen  Zusammenschlusses  im 
Schöße  der  Entente  ist  übrigens  auch  aus  der  Analyse  der  Einzelinteressen  der  in 
Betracht  kommenden  Staaten  (siehe  oben)  deutlieh  zu  erkennen. 
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Staaten  England  und  Frankreich  ergibt  sich  zunächst  keine  Ergänzungs- 
geraeinschaft  —  nicht  einmal  in  dem  verhältnismäßig  unbedeutenden 
Ausmaße,  wie  sie  unter  den  Zentralm  ächten  vorhanden  ist.  Es  besteht 
ferner  dort  —  im  Gegensatze  zu  den  Zentralmächten  —  keine  Möglich- 
keit, die  gegenseitige  Aufnahmslahigkeit  für  jene  Industrieerzeugnisse 
wesentlich  zu  steigern,  die  schon  gegenwärtig  ausgetauscht  werden. 
Dagegen  ist  z.  B.  Prankreich  ein  gefährlicher  Konkurrent  Italiens  in 
den  Haupterzeugnissen  seines  Bodens,  in  den  Hauptartikeln  seines 
Exportes,  die  zumeist  nicht  in  so  gewaltigem  Umfange  auf  dem  Welt- 
markte benötigt  werden,  um  einen  Konkurrenzkampf  auszuschließen 
(Obst,  Blumen,  Wein,  Seide,  Olivenöl)  und  um  die  Aufnahme  der  ge- 
samten angebotenen  Mengen  zu  dem  auf  höchsten  Erzeugungskosten 
beruhenden  Preise  im  Voraus  als  sicher  erscheinen  zu  lassen.  Ferner 
bestehen  unüberbrückbare  wirtschaftliche  Gegensätze  zwischen  den  eng- 
lischen Kolonien  und  Rußland.  Welche  Miene  würden  die  englischen 
Kolonien  (gleichzeitig  aber  auch  die  Vereinigten  Staaten  und  Argen- 
tinien) machen,  wenn  England  nach  Stabilisierung  des  Schutzzoll- 
systems dem  russischen  Imperium  die  für  dasselbe  wertvollste  Kon- 
zession, einen  Vorzugszoll  für  russischen  Weizen,  anbieten  würde?  ^) 
Da  sind  ganz  andere,  unvergleichlich  größere  Warenmengen  im  Spiele, 
als  jene,  hinsichtlich  welcher  bei  der  gegenseitigen  Bevorzugung 
zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  zuungunsten  des  Dritt- 
auslandes Verschiebungen  eintreten  können.  Hiebei  handelt  es  sich 
auch  nicht  um  einen  Artikel,  für  welchen  ein  hohes  Weltpreisniveau 
für  immer  gesichert  wäre. 

Julius  Wolf  (»Ein  deutsch-österreichisch-ungarischer  Zoilver- 
band«,  S.  5)  meint  zwar:  »Prankreich  und  Italien  werden  der  engli- 
schen Ware  eine  bevorzugte  Stellung  einräumen  müssen,  in  dieser 
oder  jener  Weise.«  Er  warnt  ferner:  >Rußland  kann  in  der  Verzol- 
lung der  zu  Wasser  oder  zu  Lande  eingeführten  Güter  differenzieren 
und  so  zum  Danke  für  die  Anleihen  in  der  Londoner  City  die  Ein- 
fuhr aus  England  fördern.«  Wolf  könnte  hierin  vielleicht  Eecht  be- 
halten, wenn  nach  dem  Kriege  unter  den  Ententemächten  keine  Ver- 
stimmung auftreten  würde.  Er  rechnet  aber  mit  der  höchstwahr- 
scheinlichen Tatsache  nicht,  daß  eines  der  Eesultate  des  verlorenen 
Krieges  der  Zerfall  der  Entente,  die  größte  Verstimmung  unter  den 
gewesenen  Alliierten,  insbesondere  aber  ihre  allgemeine  Verstimmung 

1)  Vgl.  Stolper  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  167). 
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gegen  England  sein  dürfte,  deren  Anzeichen  schon  jetzt  deutlich  her- 
Yortreten  (offener  in  Italien  und  Rußland,  tatsächlich  aber  nicht  minder 
stark  in  Frankreich),  und  daß  diese  Entfremdung  sogar  gewissermaßen 
zu  einem  Wettbewerbe  um  die  Gunst  der  Sieger  führen  könnte.  Darin 
liegt  —  nach  der  heutigen  Lage  der  Dinge  auf  den  Schlachtfeldern  — 
vielleicht  die  größte  Beruhigung,  daß  wirtschaftliche  Zusammenschlüsse 
unter  den  Ententemächten  nach  dem  Kriege  nicht  Zustandekommen  werden. 

Auch  Böttger  (in  der  »Wirtschaftszeitung  der  Zentralmächte« 
vom  2.  Juni  1916)  zweifelt  daran,  ob  die  Ententemächte  nach  dem 
verfehlten  Kriegsexperiment  noch  zur  Fortsetzung  engster  wirtschaft- 
licher Verbindungen  neigen  und  nicht  etwa  ihre  Freiheit  zurüek- 
begehren  werden.  Daran  knüpft  er  folgende  interessante  Ausführungen: 

>  Rußland  lieferte  uns  hauptsächlich  Getreide  (für  zirka  490  Mil- 
lionen Mark),  Holz,  Eier,  Butter,  Kleie,  Flachs,  Vieh.  Von  Groß- 
britannien erhielten  wir  Steinkohlen,  Garne  und  andere  Textilwaren, 
von  Frankreich  Felle  und  Häute,  Eisenerze  und  andere  Erze,  Roh- 
seide, Weine,  Kleesaat,  Pferde  und  von  Italien  Rohseide  (für  112  Mil- 
lionen Mark),  Hanf,  Obst,  Eier,  Schwefel  usw.  Das  alles  läßt  sich 
doch  nicht  ohne  weiteres  irgendwo  anders  hin  exportieren;  England 
und  Frankreich  rechnen  in  erster  Linie  mit  der  Aufnahmefähigkeit  Ruß- 
lands, aber  sie  ist  ebenso  begrenzt,  wie  seine  Zahlungsfähigkeit.  Deutsch- 
land liefert  durchweg  ganz  andere  Waren  nach  Rußland  als  Frankreich 
und  England,  und  ist  von  der  Entente  wohl  kaum  zu  verdrängen.  Ruß- 
land müßte  also  seine  Konsumkraft  in  ungeahnter  Weise  erhöhen. 

»Man  muß  sich  klar  machen,  was  die  Entente  von  uns  bezogen  hat: 

Großbritannien  für  1438  Millionen  Mark  (hauptsächlich  Zucker, 

Gewebe,  Chemikalien, 
Spielwaren), 

Rußland  »     880         »  »      (hauptsächlich     Stein- 

kohlen, Leder,  Ma- 
schinen, Chemikalien), 

Frankreich         »     789         »  »      (hauptsächlich     Stein- 

kohlen, Koks.  Ma- 
schinen, Chemikalien), 

Italien  >  393  »  »  (hauptsächlich  Stein- 
kohlen, Gewebe,  Farb- 
Stoffe,  Maschinen), 

die  Entente  zusammen  für  3500  Millionen  Mark. 
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Die  Einfuhr  aus  jenen  vier  Ländern  nach  Deutschland  setzte  sieb 
im  wesentlichen  zusammen  aus 

Eohstoffen  und  Halbfabrikaten  im  Werte  von  etv^a  1250  Millionen  Mark 
Nahrungs-  und  Futtermitteln   »       >         »        »      800        »  > 

In  unserer  Ausfuhr  nach  Großbritannien,  Eußland,  Frankreich 

und  Italien  spielen  dagegen  die  Hauptrolle: 

Steinkohlen  und  Koks  im  Werte  von  175  Millionen  Mark 

Maschinen  usw.             »  »         »     150  »            » 

Chemikalien                   »  >        »     125  >            > 

Zucker                           >  »        >     195  »            , 

Textilwaren                    »  »        »     270  >            » 

Spielwaren                      »  »        »       40  »            » 

Wir  sind  also  Empfänger  von  Rohstoffen,  Halbfabrikaten  und 
Nahrungsmitteln,  und  Lieferanten  von  Fabrikaten  (abgesehen  von  der 
Steinkohle,  die  wir  auch  im  Lande  behalten  können).« 

»Theoretisch  läßt  sich  nun  die  Einkreisung  Deutschlands  auf  die 
Art  bewerkstelUgen,  daß  die  Rohstofflieferanten  ihre  Überschuß- 
produkte unter  sich  austauschen,  Rußland  sein  Getreide,  Holz,  Vieh 
und  sonstige  Agrarerzeugnisse  nach  England  absetzt,  Italien  und 
Frankreich  ihre  Rohseide  eben  dorthin,  denn  Rußland  wird  diese 
Quanten  nicht  abnehmen.  Weiter  müßte  England  auch  die  französischen 
Erze  abnehmen.  Anderseits  müßten  überall,  wo  wir  als  Lieferanten 
von  Fabrikaten  auftraten,  England  und  Frankreich  sich  an  unsere 
Stelle  setzen.  Das  wird  sicherlich  mit  allen  Mitteln  versucht  werden, 
aber  die  französische  und  russische  Zuckerproduktion  würde  viele  Jahre 
brauchen,  um  England  und  seine  Kolonien  ausreichend  versorgen  zu 
können.  Englands  Kolonien  werden  überhaupt  derart  schlecht  bei  dem 
Plane  fahren,  daß  sie  keineswegs  damit  einverstanden  sein  werden. 
Sie  wollen  wie  bisher  die  Lieferanten  der  Rohstoffe  und  Nahrungs- 
mittel für  Großbritannien  bleiben.  Unsere  Chemikalien,  Textil-  und 
Spielwaren  und  Maschinen  sind,  das  ist  das  Wesentliche  in  abseh- 
barer Zeit,  nicht  durch  die  Konkurrenz  zu  verdrängen.  Qualität,  An- 
passung an  die  Bedürfnisse  der  Auslandsmärkte  und  Preis- 
würdigkeit waren  die  Vehikel,  auf  denen  unsere  Waren  ins  Aus- 
land gelangt  sind.  Solange  wir  diese  Faktoren  unseres  Ausfuhr- 
geschäftes weiterwirken  lassen  können,  werden  wir  kaum  zu  schlagen 
sein.  Wenn  von  der  Entente  namentlich  auf  den  russischen  Markt 
spekuliert  wird,  so  darf  sie  ferner  nicht  übersehen,  daß  Rußland  uns 
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gegenüber  viel  mehr  Lieferant  als  Abnehmer  gewesen  ist,  was  es  von 
uns  bezogen  hat,  wird  es  auch  in  Zukunft  kaum  entbehren  und  von 
anderswo,  etwa  von  England,  Prankreich,  Amerika  und  Umwegen 
beziehen  können.  Darüber  scheint  die  russische  Regierung,  nach  ihrem 
bisherigen  Verhalten  zu  schließen,  auch  gar  nicht  im  Zweifel  zu 
sein.  Italien  spielt  bei  dem  ganzen  Plan  der  Entente  eine  keineswegs 
beneidenswerte  Bolle.  Es  wird  schon  jetzt  von  England  sehr  hoch 
genommen  und  würde  in  Zukunft  ein  Vasallenstaat  Englands  sein, 
jenes  Englands,  das  überhaupt  die  souveräne  Vorraachtsstellung  bei  dem 
Einkreisungsplan  lebhaft  beansprucht  und  auch  wohl  erobern  würde.« 

Nichtsdestoweniger  ist  es  nur  klug,  sich  gegen  solche  Zusammen- 
schlüsse im  Voraus  zu  sichern  und  nicht  genug  zu  loben  ist  die  Vor- 
sicht, die  aus  folgender,  vom  Großindustriellen  Wolfrum  in  der  am 
22.  April  1915  veranstalteten  Versammlung  der  Sektion  Aussig  des 
Bundes  der  Industriellen  Österreichs  beantragter  Resolution  spricht: 
»Der  Weltkrieg  hat  uns  gezeigt,  in  welcher  Gefahr  die  wirtschaft- 
liche Entwicklung  der  Zentralmächte  sowie  ganz  Mitteleuropas  sich 
befindet,  wenn  England  mit  seinen  Kolonien,  Amerika  und  Ostasien 
als  abgeschlossene  Wirtschaftsgebiete  uns  entgegentreten.  Der  uns 
gebührende  Anteil  am  Weltverkehre  kann  nur  gesichert  werden  durch 
engen  Anschluß  aller  dabei  gefährdeten  Staaten  einschließlich  des 
Orients.  Wir  fürchten  nicht,  daß  die  österreichische  Industrie  dadurch 
andauernd  geschädigt  wird,  glauben  vielmehr,  d&ß  die  Opfer,  die  vor- 
übergehend dafür  aufgebracht  werden  müßten,  reichlich  aufgewogen 
werden  durch  die  nachfolgende  bedeutende  Entwicklung.« 

Eine  solche  Sicherung  gegen  die  wirtschaftlichen  Zusammen- 
schlüsse unter  den  Ententemächten  müßte  in  der  bereits  angegebenen 
Form  in  den  Friedensverträgen  erfolgen.  Um  aus  diesem  Anlasse  die 
Ententemächte  dazu  zu  bringen,  daß  sie  einen  Verzicht  auf  derlei  Zu- 
sammenschlüsse leisten  oder  die  etwa  untereinander  auszumachenden 
Bevorzugungen  auch  den  Zentralmächten  gewähren,  gleichzeitig  aber 
die  wechselseitige  Bevorzugung  unter  den  Zentralmächten  anerkennen, 
ohne  daraus  Ansprüche  auf  gleiche  Behandlung  für  sich  abzuleiten, 
ist  gerade  das  Zustandekommen  eines  formellen  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündnisses zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  als  Ergänzung 
des  Waflfensieges  notwendig.  *) 

0  Noch  im  Jahre  1900  meinte  v.  Dreyse,  als  Eeferent  für  die  mittel- 
europäischen Zollunionspläne,  in  der  Q-eneralversammlung  des  Bundes  der  deutschen 
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Eine  solche  Aktion  der  Zentralmächte  bei  den  Friedensverhand- 
lungen würde  sich  nicht  gegen  das  Konzentrationsprinzip  an 
und  für  sich  wenden,  welches  in  der  Weltwirtschaft  immer  mehr  zur 
Geltung  gelangen  muß.  Dieselbe  wäre  bloß  gegen  unnatürliche  und 
gefährliche  Konzentrierungen  gerichtet.  Eine  wirtschafthche,  namentlich 
eine  handelspolitische  Konzentrierung,  welche  England,  Prankreich, 
Eußland  und  Italien  oder  auch  nur  einzelne  Partien  dieses  Gesamt- 
komplexes umfassen  würde,  wäre  zunächst  unnatürlich,  weil,  wie  wir 
bereits  gesehen  haben,  die  natürlichen  Voraussetzungen  hiezu  großen- 
teils fehlen.  Außerdem  wäre  eine  solche  Konzentrierung  vom  Stand- 
punkte der  Welthandelspolitik  gefährhch,  weil  sie  so  groß  wäre,  daß 
hiedurch  das  Gleichgewicht  gestört  würde.  Dagegen  würde  das  Gleich- 
gewicht durch  das  österreichiseh-ungarisch-deutsche  Zollbündnis  (auch 
nach  Anghederung  verschiedener  anderer  mittel-  und  südosteuropäischer 
Staaten)  nicht  im  mindesten  erschüttert  werden,  weil  das  Gesamtgebiet 
sowie  die  Summe  der  potenziellen  wirtschaftlichen  Kräfte,  der  Zukunfts- 
aussichten sich  noch  immer  tief  unter  dem  Niveau  des  Kolonialreiches 
Englands  oder  des  russischen  Imperiums  befinden  würden.  Das  öster- 
reichisch-ungarisch-deutsche Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  wäre  auch  in 
erweiterter  Form  gerade  nur  eine  notwendige  Sicherung  gegen  solche 
Störungen  des  Gleichgewichtes,  die  sich  aus  unnatürlichen  und  riesen- 
haften Zusammenschlüssen  unter  den  Ententemächten  ergeben  könnten. 
Dieses  Bündnis  wäre  schließlich  nur  ein  Surrogat  für  den  in  der  neuzeit- 
Hchen  wirtschaftlichen  Entwicklung  industrialisierter  Staatsgebilde  unent- 
behrlichen Kolonialbesitz,  über  welchen  Österreich-Ungarn  gar  nicht, 
Deutschland  in  ungenügendem  Maße,  die  meisten  Ententemächte  aber  in 

weitem  Umfange  verfügen. 

*  * 

* 

Die  Entwicklung  der  modernen  Wirtschaft  geht  unaufhaltsam 
der  Konzentrierung  entgegen.  ^)  In  der  Geschichte  des  Zollwesens  sind 

Industriellen,  Deutsehland  wäre  im  Falle  des  Zustandekommens  einer  mitteleuropä- 
ischen Zollannäherung  imstande,  mit  England  und  den  Vereinigten  Staaten  vor- 
teilhafte Verträge  zu  sehließen. 

^)  Vgl.  Schilder,  »Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft«,  Bd.  I, 
VI.  Kapitel,  insbesondere  S.  215—218,  Spiethoff  (in  Herkners  Sammelwerk, 
I.  Teil,  S.  3)  und  Naumann,  a.  a.  0.  S.  6,  165—167,  173—174:  »Die  Periode 
der  Mensohheitsgruppen  ist  noch  nicht  da,  aber  sie  steht  vor  der  Tür.«  »Vor 
der  Weltwirtschaft  lagern  so  die  Wirtsehaftsstaaten,  die  im  Weltaustausch  als  große 
öesamtgeschäfte  miteinander  verkehren.« 
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zunächst  Lokalzölle,  dann  Provinzialbinnenzölle  gefallen.  Nach  und 
nach  werden  Staatszölle  zugunsten  von  Verbandszöllen  in  Wegfall 
kommen.  Wenn  dies  auch  Zukunftsmusik  ist,  mit  der  man  sich  vor- 
läufig nicht  näher  zu  befassen  braucht,  so  richtet  zvreifellos  der  ge- 
schichtliche Wegweiser  seinen  Zeigefinger  dorthin.  Es  kristallisieren 
sich  immer  deutlicher  große  Weltwirtschaftsgruppen  heraus,  von  denen 
einige  bereits  den  Charakter  von  Wirtschaftsverbänden  angenommen 
haben,  andere  einen  solchen  bald  werden  annehmen  müssen.^) 

Diese  Gruppen,  die  sich  in  verschiedenen  Stadien  der  Konzen- 
trierung befinden,  sind:  Frankreich  mit  seinen  Kolonien  und  Sehutz- 
staaten,  England  mit  seinen  Kolonien,  Rußland  mit  Finnland,  Persien 
und  der  Mongolei,  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  (eventuell  mit 
dem  Zuwachs  von  Belgien,  Polen,  Serbien,  Albanien  und  mit  den 
verbündeten  Staaten  Bulgarien  und  der  Türkei),  schließlich  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika.  Es  zeigen  sich  auch  Ansätze  einer 
ostasiatischen  Wirtschaftsgruppe.  ^) 

Nicht  jeder  Fortschritt  der  Konzentrierung  im  Schöße  jeder  von 
diesen  Gruppen  ist  vom  allgemeinen  Gesichtspunkte  der  Weltswirt- 
schaft gesund  und  erwünscht  —  wenn  auch  im  allgemeinen  eine 
solche  Konzentrierung  der  Befestigung  der  Weltwirtschaftsgemeinschaft 
dient.  Eine  Verständigung  unter  wenigen  großen  Faktoren  (eventuell 
nach  erbitterten  Kämpfen)  ist  nämlich  im  Wirtschaftsleben  in  der 
Regel  leichter  und  dauerhafter  als  unter  vielen  kleinen,  welche  Er- 
scheinung durch  die  dabei  vorkommende  Koramassierung  großer  Inter- 
essen bewirkt  und  zu  einer  Gesetzmäßigkeit  ausgestaltet  wird.  Wie 
wenige  Großunternehmungen  unendlich  leichter  unter  einen  Hut  zu 
bringen  sind,  als  eine  unzählbare  Menge  von  Kleinbetrieben,  so  ge- 
lingt der  internationale  Interessenausgleich  zwischen  wenigen  Welt- 
wirtschaftsgruppen —  wenn  auch  nach  scharfen  Kämpfen  —  im  End- 
ergebnis leichter  als  zwischen  zahllosen  >Weltsphttern«. 

Angesichts  dieser  Entwicklung  muß  aber  jeder  Starke  insofern 
ein  Egoist  sein,  als  er  selbst  nicht  klein  bleiben  darf,  wenn  alle  an- 
deren groß  werden;  er  muß  sich  vielmehr  zu  diesem  Zwecke  mit  seinen 
Nachbarn  verbünden.  Dies  gilt  jetzt  angesichts  der  dargestellten 
Gruppierung  augenscheinlich  in  erster  Linie  für  Deutschland  und  Öster- 


1)  Vgl.  Gerloff,  >Der  wirtsehaftliehe  Imperialismus«,  Berlin  1915. 

2)  Vgl.  Pistor,  a.  a.  0.  S.  131  ff. 
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reich-Ungarn.*)  Ferner  müssen  solche  besondere  Konzentrierungs- 
prozesse verhindert  werden,  welche  das  Gleichgewicht  zu 
stören  geeignet  sind  und  mit  einem  weltwirtschaftlichen 
imperialistischen  Monopol  drohen.  Nach  dem  bisherigen  offen- 
siven Charakter  der  Ententepolitik  (im  Gegensatze  zu  dem  nur  defen- 
siven Zwecke  des  Zweibundes)  würde  aber  auch  jede  wirtschaftliehe  Kon- 
zentrierung unter  den  Ententemächten  solche  Gefahren  in  sich  bergen, 
worauf  unter  anderen  Klein  (»Die  Kulturgemeinschaft  der  Völker  nach 
dem  Kriege«,  Leipzig  1915,   S.  104)  mit  ßecht  aufmerksam  macht. 

Wie  dürften  sich  nun  nach  der  Ausschaltung  der  Möglichkeit 
einer  besonderen  Zollannäherung  unter  den  Ententemächten  im  Schöße 
der  einzelnen  Weltwirtschaftsgruppen  (mit  Ausnahme  der  mittel-  und 
südosteuropäisch-nordwest westasiatischen)  die  weiteren  Verhältnisse  ge- 
stalten? 

Im  französischen  Eeichszollvereine,  der  ohnehin  in  weitem  Maße 
festgefügt  ist  und  mit  dem  Gesetze  vom  5.  August  1913  hinsichtlich 
der  zum  engeren  Bereiche  gehörenden  Kolonien  durch  Aufhebung  der 
Zölle  auf  ihre  Produkte  zu  einer  beinahe  vollständigen  Zolleinigung 
ausgestaltet  wurde,  wird  bestimmt  in  nicht  allzu  langer  Zeit  eine  noch 
weitergehende  Annäherung  unter  den  einzelnen  Bestandteilen  Zustande- 
kommen; dies  gilt  insbesondere  bezüglich  Tunis,  da  diesem  Gebiet 
bereits  im  Jahre  1914  weitere  Begünstigungen  bei  der  Einfuhr  nach 
Frankreich  gewährt  wurden. 

Gegen  diese  Entwicklung  könnte  nichts  unternommen  werden 
(schon  aus  dem  Grunde  nicht,  weil  der  Hintergrund  ein  staatsrecht- 
licher ist),  und  ein  solcher  engerer  Zusammenschluß  der  französischen 
Weltwirtschaftsgruppe  hätte  auch  im  großen  und  ganzen  keine  nach- 


^)  Vgl.  unter  anderen  Naumann,  a.  a.  0.  S.  176  bis  177,  ferner  S.  194: 
»Wenn  wir  noch  ein  Mensehenalter  warten,  so  werden  die  für  uns  etwa  jetzt  noch 
erreichbaren  Nachbarvölker  und  Kolonien  verloren  sein,  denn  die  Großmächte 
arbeiten  weiter  und  folgen  dem  Gesetz  ihrer  Schwere.«  Auch  nach  dem  Franzosen 
ßosc  erseheinen  die  »uneinigen  Staaten  Europas,  insbesondere  Mitteleuropas,  gegen- 
über den  um  den  Weltmarkt  rivalisierenden  Riesenreiehen  ernstlich  bedroht.«  Die 
Notwendigkeit  der  Bildung  einer  mitteleuropäischen  Weltwirtschaftsgruppe  —  um 
ein  Gleichgewicht  gegen  die  Riesenreiehe  England,  Amerika  und 
Rußland  zu  schaffen  —  wurde  übrigens  bereits  im  Jahre  1900  von  v.  Peez 
in  der  Enquete  der  Gesellschaft  der  österreichischen  Volkswirte  scharfsinnig  er- 
kannt und  als  ein  Hauptargument  für  die  zollpolitische  Annäherung  der  Monarchie 
an  Deutsehland  benützt. 
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teilige  praktische  Bedeutung   vom   Gesichtspunkte   der  Interessen  der 
Zentralmächte. 

Das  Verhältnis  Englands  zu  seinen  selbständigen  Kolonien  dürfte 
sich  nach  dem  Kriege  viel  inniger  gestalten,  da  England,  wie  bereits 
öfter  bemerkt  wurde,  gezwungen  sein  wird,  einerseits  die  Kolonien 
für  die  im  Kriege  geleistete  Hilfe  zu  entlohnen,  anderseits  aus  finan- 
ziellen Rücksichten  verschiedene  Kriegszölle  beizubehalten,  sowie  neue 
einzuführen  und  dabei  die  Kolonien  wesentlich  zu  bevorzugen,  was 
eine  erweiterte  Bevorzugung  der  englischen  Erzeugnisse  in  den  Kolo- 
nien zur  Folge  haben  dürfte  (wenn  es  auch  ausgeschlossen  erscheint, 
daß  die  englischen  Schutzzollbäume  in  den  Himmel  wachsen). 

Hiezu  meint  Wolf  (»Ein  deutsch-österreichisch- ungarischer  Zoll- 
verband«, S.  29)  folgendes:  »Die  Zeit  der  Verwirklichung  des  Ohamber- 
lainschen  Programms  ist  gekommen,  schon  angesichts  der  finanziellen 
Notwendigkeiten  dieses  Krieges.  England  wird  sich  mit  einer  Zoll- 
mauer umgeben  müssen,  ob  es  will  oder  nicht;  denn  die  direkten 
Steuern  sind  von  Lloyd  George  bereits  in  einer  Weise  nutzbar  ge- 
macht, daß  ihm  kaum  noch  etwas  zu  tun  übrig  bleibt.  Das  habe  ich 
schon  vor  dem  Kriege  in  einem  Schriftchen  über  die  Steuerreserven 
in  England  und  Deutschland  nachgewiesen.^)  Also  ist  England  auf 
indirekte  Steuern  und  Zölle  angewiesen.  Ein  Agrarzollschutz  in  Eng- 
land und  die  sich  daraus  fast  automatisch  ergebende  Bevorzugung 
seiner  Agrarkolonien  berührt  aber  Überseestaaten,  wie  die  Union  und 
Argentinien,  ganz  anders,  als  wenn  Österreich-Ungarn  und  Deutsch- 
land sich  eine  Vorzugsbehandlung  gewähren.  Nach  Großbritannien 
führen  die  Vereinigten  Staaten  für  nicht  weniger  als  500  bis  600  Mil- 
lionen Dollars  aus,  nach  Deutschland  für  200  bis  300  Millionen 
Dollar,  nach  Österreich-Ungarn  für  15  bis  20  Millionen.  Die  Union 
hat  also  in  Großbritannien  ein  Interesse  zu  wahren,  das  fast  doppelt 
so  groß  wie  das  am  deutschen  Markte  ist.  Argentinien  führt  nach 
Großbritannien  für  nahezu  100  Millionen  Goldpesos  aus,  nach  Deutsch- 
land für  kaum  50  Millionen;  seine  Ausfuhr  nach  Österreich-Ungarn 
zählt  überhaupt  nicht.  Die  Abschließung  Englands,  die  Bevorzugung 
der  Kolonien,  die  kommen  muß,  wird  den  führenden  Staaten  Nord- 
und  Südamerikas  ganz  anderes  Herzeleid  bereiten,  ganz  andere 
Wunden  schlagen,  als  wir  mit  der  Bevorzugung  Österreich-Ungarns.« 

1)  Julius  Wolf,  »Die  Steuerreserven  in  Deutschland  und  England«,  Finanz- 
wirtschaftliche  Fragen,  herausgegeben  von  Georg  v.  Schanz  und  Julius  Wolf,  1914. 

V.  Battaglia,  Wirtschaftliehe  Annäherung.  I.  46 
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Wie  es  aus  diesen  zutreflfenden  Bemerkungen  zu  entnehmen  ist, 
ferner  auch  in  der  Analyse  der  Handelsbeziehungen  der  neutralen 
Staaten  vielfach  konstatiert  wurde,  wird  das  neue  handelspolitische 
System  Englands  in  erster  Linie  gegen  Rußland,  gegen  die  nord- 
amerikanisehe  Union  und  gegen  Argentinien  gerichtet  sein.  In  der 
nordamerikanischen  Industrie  herrscht  schon  eine  Verstimmung  unter 
anderem  wegen  des  in  England  immer  lauter  ertönenden  Rufes  nach 
Beibehaltung  von  Personenautomobilzöllen,  die  vorläufig  nur  bis  1.  Juli 
1916  eingeführt  wurden,  sowie  nach  deren  Ausdehnung  auf  Nutz- 
wagen und  Bestandteile,  schließlich  nach  Umwandlung  des  Wert- 
zolles in  einen  Gewichtszoll  (72  K  pro  50  kg).  Eine  ähnliche  Ver- 
stimmung haben  in  Nordamerika  die  englischen  Zölle  auf  Maschinen, 
Kinofilme  usw.  hervorgerufen.  Vielfach  werden  aber  auch  die  Inter- 
essen Frankreichs  und  Italiens  dadurch  empfindlich  berührt.  Die  am 
10.  August  1915  von  der  Silk  Association  in  Manchester  beschlossene 
Resolution,  die  einen  10%  igen  Wertzoll  auf  Seiden  waren  verlangt, 
hat  in  den  Lyoner  Kreisen,  gleichwie  in  Italien,  eine  Beunruhigung 
hervorgerufen,  die  dann  noch  durch  Weinzölle  gesteigert  wurde. 

Nach  Bosc  (a.  a.  0.  S.  225)  hat  man  sich  übrigens  in  Frank- 
reich mehr  als  in  allen  anderen  Ländern  schon  vor  mehr  als  zehn 
Jahren  über  die  Bewegung  zugunsten  einer  panbritischen  Zollvereini- 
gung aufgeregt;  nach  den  damaligen  Auffassungen  würde  die  letztere 
eine  ernsthafte  Gefahr  für  die  französische  Exporttätigkeit  bedeuten. 
Seither  ist  die  Abhängigkeit  Frankreichs  und  seiner  Kolonien  vom  briti- 
schen Markte,  demnach  auch  die  besagte  Gefahr,  noch  größer  geworden. 

An  einer  anderen  Stelle  war  davon  die  Rede,  daß  die  erweiterte  Be- 
vorzugung der  englischen  Fabrikatenausfuhr  in  den  englischen  Kolonien 
dem  deutschen  Exporte  dorthin  nicht  besonders  gefährlich  werden  kann. 

Wie  immer  die  Interessen  der  Zentralmächte  dadurch  beein- 
trächtigt werden  sollten,  muß  man  sich  jedoch  mit  einem  engeren 
Zusammenschluß  zwischen  England  und  seinen  Kolonien  in  der  Zu- 
kunft ebenso  abfinden,  wie  man  sich  mit  den  bisherigen  Ansätzen 
dieses  auf  staatsrechtlichem  Hintergrunde  entstandenen  Systems  ab- 
gefunden hat.^)    (Der  Weltfriede  kann   nämlich   auf  die  Dauer   nur 


^)  Der  einzige  diesbezügliche  Vorbehalt,  der  seitens  der  Zentralmäehte  in 
den  Friedensverhandlungen  zu  machen  wäre,  sollte  sich  auf  die  Aufrechterhaltung 
der  in  der  Deklaration  vom  Mai  1913  von  England  übernommenen  Verpflichtung 
beziehen,  die  Einfuhr  von  Kolonialzucker  nicht  zu  begünstigen. 
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durch  eine  Syndizierung  der  Weltwirtschaftsreiche  Deutschland  (im 
Bündnisse  mit  Österreich-Ungarn),  England  und  Vereinigte  Staaten 
sowie  durch  eine  damit  verbundene  »Rayonierung«  der  wirtschaft- 
lichen Welthegemonie  unter  diesen  Mächten  gesichert  werden,  i) 

Ein  ewiger  wirtschaftlicher  Kampf  unter  diesen  Mächten  müßte 
zu  einem  Buin  der  neuzeitlichen  Zivilisation  führen  und  ist  des- 
halb unmöglich.  Nun  müßte  aber  naturgemäß  eine  der  Hauptbe- 
dingungen des  wirtschaftlichen  Friedens  zwischen  England  und 
Deutschland  Inder  Anerkennung  der  Entwicklungsfreiheit  im 
Schöße  der  mit  diesen  zwei  Mächten  zusammenhängenden 
Weltwirtschaftsgruppen  bestehen. 

Im  Schöße  des  englischen  Imperiums  bestehen  drei  Arten  von 
Vorzugsbehandlungen:  die  einen  im  Verhältnisse  der  handelspolitisch 
selbständigen  Kolonien  untereinander  (Kanada- Australien  —  Südafrika- 
Neuseeland);  die  zweiten,  die  von  den  selbständigen  Kolonien  den 
unselbständigen  gewährt  werden,  und  zwar  auch  für  Gegenkonzessionen, 
(wie  Kanada -Westindien  —  mit  20%  Zollnachlaß),  und  sonstige 
Benifizien  (Kanada — Indien-Ceylon- Strait  Setlements);  die  dritten,  die 
von  den  selbständigen  Kolonien  dem  Mutterlande  gewährt  werden. 
Mit  dem  Gesetze  vom  16.  Mai  1913  wurde  die  kanadische  Regierung 
ermächtigt,  die  am  9.  April  1912  Westindien  gewährten  Begünsti- 
gungen auf  alle  anderen  britischen  Besitzungen  zu  erweitern  (nach 
Bedarf).  Die  drittgenannte  Gruppe  von  Begünstigungen  besteht  seit 
1897,  in  welchem  Jahre  Kanada  den  Anfang  gemacht  hat  —  wenn 
von  der  praktisch  wenig  bedeutenden  207oigen  Bevorzugung  der  Pro- 
dukte des  gesamten  britischen  Imperiums  durch  Neuseeland  aus  den 
vierziger  Jahren   abgesehen  wird.     Kanada  hat  seine  Zölle  zugunsten 


^)  Schmoller  (»Neue  Freie  Pressec  vom  16.  April  1916)  glaubt,  daß  die 
Engländer  bald  die  Nützlichkeit  eines  Bundes  mit  Deutschland,  dessen  Hilfe  sie 
bald  bedürfen  werden,  einsehen  dürften.  —  Naumann  (a.  a.  0.  S.  175  bis  176) 
weist  eine  dauernde  Verständigung  mit  Rußland  vom  deutschen  Standpunkte  mit 
Entschiedenheit  von  der  Hand,  da  er  für  Deutsehland  eine  Abhängigkeit  von  einem 
mit  deutscher  Arbeit  und  deutschem  Kapital  gestärkten  russischen  Imperium  am 
meisten  befürchtet.  »Lieber  klein  und  allein,  als  russisch!«  Dagegen  hält  auch 
er  eine  dauernde  Verständigung  mit  dem  britischen  Weltreiche  für  möglich,  wenn 
es  ihm  auch  mit  Recht  als  unerläßlich  erscheint,  zur  Vermeidung  einer  Ab- 
hängigkeit Deutschlands  im  Verhältnisse  zu  England,  zur  Sicherung  der  selb- 
ständigen weltführenden  Rolle  Mitteleuropas  diese  Verständigung  erst  nach  Grün- 
dung  einer  mitteleuropäischen  Weltwirtschaftsgruppe  anzubahnen. 

46* 
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Englands  um  257o5  später  um  SSVaVo^))  Australien  und  Südafrika 
(einige  Jahre  später)  um  meistens  257o  ermäßigt.  Ursprünglich 
riefen  alle  diese  Eeforraen  Proteste  der  meistbegünstigten  Staaten 
hervor,  die  dieselbe  Behandlung  für  sich  in  Anspruch  nehmen  wollten. 
Sie  sahen  sich  jedoch  genötigt,  mit  der  Zeit  darauf  zu  verzichten,  so 
daß  die  englischen  Kolonien  aus  der  von  England  gewährten  Meist- 
begünstigung tatsächlich  ausgeschaltet  wurden,  zumeist  noch  bevor 
diese  Meistbegünstigung  in  neuen  Handelsverträgen  Englands  oder 
auch  in  solchen  der  selbständigen  englischen  Kolonien  in  der  frag- 
lichen Beziehung  ausdrücklich  eingeschränkt  wurde.  (Allerdings 
ist  seither  England  bestrebt  —  s.  im  geschichtlichen  Teile  —  die 
bestehenden  Handelsverträge  durch  die  Einschaltung  dieser  Einschrän- 
kung nach  und  nach  zu  ergänzen  und  auf  die  Weise  den  formellen 
Zustand  mit  dem  tatsächhchen  in  Einklang  zu  bringen.)  Charakte- 
ristisch in  dieser  Beziehung  ist  der  Werdegang  des  gegenwärtigen 
handelspolitischen  Verhältnisses  Deutschlands  zu  Kanada,  über  welchen 
Luzensky  (»Einführung  in  die  deutsche  Zoll-  und  Handelspolitik«, 
Hannover  1913,  S.  79)  folgendes  mitteilt:  »Auf  Kanada  wurde  wegen 
der  dem  Mutterlande  eingeräumten  Vorzugsbehandlung  der  autonome 
deutsche  Zolltarif  angewendet.  Kanada  nahm  dies  anfänglich  ohne 
Gegenmaßregeln  hin,  ging  aber  nach  einigen  Jahren  dazu  über,  die 
deutsche  Einfuhr  mit  Zollzuschlägen  zu  belegen,  so  daß  sich  ein 
regelrechter  Zollkrieg  entwickelte.  Dabei  gestaltete  sich  die  Stellung 
Deutschlands  dadurch  noch  ungünstiger,  daß  auch  Australien  und  die 
südafrikanischen  Kolonien  Großbritanniens  dazu  übergingen,  dem 
Mutterlande  Vorzugszölle  zu  gewähren,  die  indessen  dem 
Handel  Deutschlands  keinen  wesentlichen  Abbruch  taten. 
Unter  diesen  Umständen  erschien  es  rätlich,  dem  Beispiel  der  an- 
deren Nationen  folgend,  sich  mit  der  Vorzugsbehandlung  Groß- 
britanniens durch  seine  Kolonien  abzufinden.  Australien  und  Süd- 
afrika wurde  trotz  der  Vorzugsbehandlung  Großbritanniens  die  Meist- 
begünstigung weiter  gewährt  und  mit  Kanada  gelangte  man  zu  einem 
für  Deutschland  freilich  keineswegs  befriedigenden  Modus  vivendi.  Durch 
Vereinbarung  vom  5.  Februar  1910  räumte  Deutschland  Kanada  für 
eine  bestimmte  Zahl  von  Waren  die  ermäßigten  Zollsätze  seines  Ver- 
tragstarifes  ein.     Kanada  hingegen   sah   von  Zuschlagszöllen  ab  und 

^)  Diese    Vorzugsbehandlung   wurde   dann   allerdings   für   gewisse   Artikel 
wieder  herabgesetzt. 
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wendete  auf  die  deutsehe  Einfuhr  seinen  Generaltarif  an,  so  daß 
Deutschland  nicht  nur  nicht  der  Großbritannien  gewährten  Vorzugs- 
zölle teilhaftig  ist,  sondern  nicht  einmal  der  zwischen  dem  Vorzugs- 
tarife und  dem  Generaltarife  Hegenden  vertragsmäßigen  Zollsätze,  die 
Kanada  den  meistbegünstigten  Staaten  gewährt.  Es  ist  zu  hoffen,  daß 
sich  unser  Handelsverkehr  mit  Kanada  im  Laufe  der  Zeit  auf  eine 
der  Billigkeit  mehr  entsprechenden  Grundlage  wird  stellen  lassen.« 
Kurz  und  gut  werden  in  der  Zukunft  die  sich  im  Schöße  der 
Weltwirtsehaftsgruppen  Frankreich  und  England  weiter  vollziehenden 
Annäherungen  anerkannt  werden  müssen.  Nicht  so  verhält  sich  die 
Sache  hinsichtlich  einer  Erweiterung  der  Weltwirtschaftsgruppe  Euß- 
land.  Die  Erweiterungstendenzen  derselben  erstrecken  sich  natur- 
gemäß vor  allem  auf  Zentral-  und  zum  Teile  auch  auf  Ostasien.  Nun 
besteht  aber  zwischen  Mittel-  und  Westeuropa  einerseits  und  Eußland 
anderseits  keine  so  weitgehende  Solidarität  der  europäischen  Zivili- 
sation, wie  sie  unter  den  Staaten  West-  und  Mitteleuropas  trotz  ihrer 
Gegensätze  und  Kämpfe  gegeben  ist.  Es  kann  von  Europa  dem  rus- 
sischen Imperium  die  Fähigkeit  nicht  zuerkannt  werden,  die  von 
ihm  erschlossenen  Gebiete  der  europäischen  Zivilisation  in  genügendem 
Maße  zugänglich  zu  machen.  Aus  diesem  Grunde  kann  dem  russischen 
Eeiche  die  Beherrschung  Mittel-  und  Ostasiens  auch  in  wirtschaft- 
licher Beziehung  nicht  ohne  weiteres  überlassen  werden.  Ein  aus- 
schließlich wirtschaftliches  Kondominium  Eußlands  und  Englands  in 
jenen  Gebieten,  wie  es  sich  hinsichtlich  Persiens  in  einem  stark  vor- 
geschrittenen Stadium  der  Bildung  befindet,  ist  wieder  vom  Stand- 
punkte des  Weltgleichgewichtes,  für  welches  die  Zentralmächte  zu 
sorgen  haben,  unzulässig  (gleichwie  übrigens  auch  die  englische  Ex- 
pansion in  Yemen  und  Oman).  So  wird  Eußland  im  Friedensvertrage, 
wie  bereits  an  einer  anderen  Stelle  bemerkt  wurde,  daran  gehindert 
werden  sollen,  den  Transithandel  aus  Mittel-  und  Westeuropa  nach 
Mittel-  und  Ostasien  nach  dem  bisherigen  Vorbilde  abzusperren.  Solche 
bisherige  Vorschriften,  laut  welchen  z.  B.  die  transsibirischen  Bahnen 
Transporte  nichtrussischer  Provenienz  überhaupt  nicht  annahmen  oder 
die  nach  Nordpersien  über  Eußland  per  Bahn  eingeführten  Waren 
den  russischen  Zoll  zu  entrichten  hatten,  werden  in  Wegfall  kommen 
sollen.  Eußland  soll  auch  nie  mehr  den  mit  1.  Februar  1914  unter- 
nommenen und  dann  auf  energische  Proteste  der  Zentralmächte  hin 
fallengelassenen  Versuch  wiederholen,   den  zollfreien  Postpaketverkehr 
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nach  Persien  einzustellen.  Persien  soll  nicht  mehr  von  Rußland  ver- 
pflichtet werden  (wie  im  Vertrage  von  1889,  der  zwar  im  Jahre  1910 
formell  ablaufen  sollte,  jedoch  in  dem  englisch-russischen  Abkommen 
vom  Jahre  1907  aufrecht  erhalten  wurde),  nur  durch  russische  Unter- 
nehmer in  seinen  nördlichen  Provinzen  Straßen  und  Eisenbahnen 
bauen  zu  lassen  und  nur  von  Rußland  Anleihen  aufzunehmen.  Eine 
Anerkennung  einiger  obiger  Absperrungsbestimmungen,  wie  sie  im 
österreichisch-ungarisch-russischen  Handelsvertrage  vom  Jahre  1906 
enthalten  ist,  soll  sich  auch  nicht  mehr  wiederholen.  Eine  etwaige 
(gegenwärtig  noch  nicht  bestehende)  Vorzugsbehandlung  der  russi- 
schen Einfuhr  in  Persien,  als  Gegenleistung  für  die  russischerseits 
bereits  den  persischen  Produkten  (Rohbaumwolle,  Südfrüchte)  einge- 
räumten Vorzugszölle,  wäre  im  Voraus  als  unzulässig  zu  erklären,  des- 
gleichen die  bereits  ins  Leben  getretene  Vorzugsbehandlung  der  rus- 
sischen Einfuhr  in  der  äußeren  Mongolei. 


So  sind  wir  in  unserer  Erörterung  der  zulässigen  Entwick- 
lungsmögHchkeiten  im  Schöße  jeder  einzelnen  Weltwirtschaftsgruppe 
an  einem  Punkte  angelangt,  an  welchem  die  unter  den  kriegführen- 
den Mächten  diesfalls  bestehenden  Gegensätze,  gleichwie  die  Art  der 
Ausgleichung  derselben,  erschöpft  sind.  Bisher  wurde  nur  die  Not- 
wendigkeit und  die  Art  der  Sicherung  gegen  solche  Gleichgewichts- 
störungen besprochen,  welche  sich  aus  Auswüchsen  des  Konzen- 
trierungsprozesses im  Hauptententelager,  in  Europa  zusammen  mit 
seinen  Kolonien,  ergeben  könnten.  Es  wurde  auch  die  Identität  ver- 
schiedener großer  Interessen  sämtlicher  europäischer  Staatsgebilde,  ins- 
besondere aber  aller  Kriegführenden,  festgenagelt. 

Nun  treten  wir  an  ein  Gebiet  heran,  auf  welchem  ein  weiterer 
Ausbau  der  auf  diese  Weise  ideologisch  vorbereiteten  Annäherung  unter 
den  europäischen  Weltwirtschaftsgruppen  auf  Grund  nicht  nur  einer 
Identität,  sondern  auch  einer  Gemeinschaft  der  Interessen  erfolgen 
sollte.  Die  Möglichkeit  einer  weiteren  Ausgestaltung  der  außereuropä- 
ischen Weltwirtbchaftsgruppen  —  der  nordamerikanischen  und  der  ost- 
asiatischen —  bildet  eine  Plattform,  auf  welcher  sich  schon  im  Laufe 
der  Friedensverhandlungen  eine  europäische  Wirtschaftsgemeinschaft, 
ein  europäisches  Zollsyndikat  auf  Initiative  der  Sieger,   auf  laitiative 
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der  als  ein  starkes  Zoll-  und  Wirtscbaftsbündnis,  als  eine  neue  organi- 
sierte Weltwirtschaftsgruppe  auftretenden  Zentralmächte,  herausbilden 
könnte  und  sollte.  *) 

Bevor  an  die  nähere  Erörterung  der  Idee  einer  europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft,  als  einer  Folgeerscheinung  des  gegenwärtigen 
Krieges,  geschritten  werden  wird,  müssen  der  Entwicklung  der  er- 
wähnten zwei  außereuropäischen  Weltwirtschaftsgruppen  einige  Zeilen 
gewidmet  werden. 

Der  wirtschaftliche  Panamerikanismus  der  Vereinigten  Staaten 
Nordamerikas  geht  aus  der  Monroe-Doktrin  hervor  und  strebt  eine 
Verdrängung  Europas  durch  eine  gewaltige  industrielle  Expansion  der 
Vereinigten  Staaten  auf  dem  ganzen  amerikanischen  Kontinente  an, 
woran  sich  nach  und  nach  weitere  Expansionstendenzen  im  Stillen 
Ozean  und  in  Ostasien  anschließen. 

Eines  der  Mittel,  welche  mittelbar  auch  diesem  Ziele  dienen 
sollten,  das  Hochschutzzollsystem  und  die  Handelsvertragsfeindlichkeit, 
wurde,  als  nicht  mehr  genug  wirksam,  fallen  gelassen.  Ein  zweites, 
die  Werbung  um  Zollbevorzugung  zugunsten  der  Union  auf  dem  ameri- 
kanischen Kontinente,  wird  mutmaßlich  weiter  konsequent  angewendet 
werden.  2)  Bisher  ist  die  bevorzugte  Behandlung  der  nordamerikani- 
schen Einfuhr  in  Kuba,  Brasilien  und  Ekuador  3)  erreicht  worden 
(und  zwar  in  Kuba  mit  AusschließUchkeit).  Vor  fünf  Jahren  ist  von 
der  Union  der  Versuch  unternommen  worden,  in  eine  gegenseitige 
Vorzugsbehandiung  mit  Kanada  zu  treten,  welcher  Versuch  jedoch  an 


^)  Durch  die  Tatsache,  daß  Japan  der  Entente  angehört  und  die  nord- 
amerikanisehe  Union  ein  »stiller  Teilhaber«  derselben  zu  sein  seheint,  werden  die 
tief  wurzelnden  Gegensätze  zwischen  diesen  Reichen  und  den  Ententestaaten  für 
die  weitere  Zukunft  nicht  aus  der  Welt  geschaffen. 

2j  Über  die  seit  30  Jahren  von  der  Union  konsequent,  wenn  auch  mit  geringem 
Erfolge,  angestrebte  Verdrängung  des  europäischen  Exportes  und  Einflusses  aus 
Mittel-  und  Südamerika  vgl.  Böse,  a.  a.  0.  S.  17off.  Vgl.  auch  Pistor,  a.  a.  0.  S.  137. 

3)  Brasilien  räumt  den  Vereinigten  Staaten  (zuletzt  auf  Grund  des  Budget- 
gesetzes vom  31.  Dezember  1913)  einen  20'^/oigen  ZoUnaehlaß  auf  kondensierte 
Milch,  Farben,  Lacke,  Uhren,  Tinte  usw.  und  einen  307oigen  auf  Weizenmehl  ein, 
Ekuador  einen  ermäßigten  Zoll  von  1  Cent  auf  Metallfabrikate.  Die  Vorzugs- 
behandlung in  Kuba  ist  allgemein  und  prozentuell  (20,  25,  30  und  40''/o);  die 
Vereinigten  Staaten  gewähren  der  kubanischen  Einfuhr  einen  20''/oigen  Nachlaß  von 
sämtlichen  gegenwärtigen  wie  künftigen  Zöllen.  Kubanischer  Zucker  darf  überdies 
bei  der  Einfuhr  in  der  Union  nie  mit  einem  höheren  Zolle  belastet  sein  als  mit 
jenem,  der  am  24.  Juli  1897  in  Geltung  trat  —  gekürzt  um  20'7o. 
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politischen  Befürchtungen  Kanadas  scheiterte  und  mit  der  Zuerkennung 
geringfügiger  einseitiger  Konzessionen  seitens  der  Union  endete. 
Hieran  schließt  sich  das  gegenwärtig  proklamierte  Protektorat  über 
Haiti,  welchem  eine  ausschließlich  bevorzugte  Behandlung  des  gegen- 
seitigen Handels,  ähnlich  wie  'im  Verhältnisse  zu  Kuba,  ganz  be- 
stimmt folgen  wird.  (Ähnliches  ist  auch  im  Verhältnisse  der  Union 
zu  Panama  zu  erwarten  —  um  so  mehr,  als  mit  dem  Vertrage  vom 
Jahre  1914  die  Streitigkeiten  zwischen  der  Union  und  Oolumbien 
über  Panama  endgiltig  geschlichtet  wurden.)  Auf  die  imperalisti- 
schen  Tendenzen  der  Union  im  Hay-Pauncefote- Vertrage  wurde  im 
geschichtlichen  Teile  aufmerksam  gemacht.  Das  letzte  nordamerika- 
nische Panamalkanalgesetz  vom  24.  August  1912  enthält  wiederum 
Begünstigungen  für  die  Flagge  der  Vereinigten  Staaten  in  der  »Küsten- 
schiffahrt« durch  den  Kanal  (etwa  für  Fahrten  von  New  York  nach 
San  Francisco)  gegenüber  fremden  Flaggen. 

Ein  im  Underwoodtarif  vorgesehener  öVo^ger  Flaggenzollnachlaß 
wurde  nur  infolge  eines  energischen  Protestes  seitens  Deutschlands 
nicht  ins  Leben  gesetzt. 

Daß  eine  Eückkehr  der  Prohibitivtendenz  in  der  Zollpolitik  der 
Vereinigten  Staaten  nicht  wahrscheinlich  ist,  wurde  an  einer  anderen 
Stelle  dargelegt.  Dagegen  dürften  die  Bestrebungen  der  Union,  sich 
weitere  Bevorzugungen  in  verschiedenen  amerikanischen  Staaten  zu 
sichern,  nicht  aufhören,  sondern  mit  doppelter  Energie  wieder  aufge- 
nommen werden.  Die  Schwierigkeiten  eines  solchen  Beginnens  wurden 
ebenfalls  bereits  an  einer  anderen  Stelle  dargestellt;  allenfalls  ist  mit 
einer  solchen  Bewegung  zu  rechnen,  und  es  wären  seitens  Europas  im 
Voraus  die  notwendigen  Sicherungen  dagegen  zu  treffen.  ^) 

In  Südamerika  wurde  die  nordamerikanische  Expansion  bisher 
unter  anderem  vermöge  der  bedeutenden  finanziellen  Bevormundung 
der  dortigen  Volkswirtschaft  durch  England  behindert,  wenn  auch  die 
Nordamerikaner   mit  in   London   aufgenommenem   Gelde   versuchten, 

^)  Hiebei  ist  folgendes  zu  berücksichtigen:  Da  die  Vereinigten  Staaten 
den  europäischen  Staaten  gegenüber  auf  dem  Standpunkte  der  Reziprozität  stehen, 
ergab  sieh  für  die  letzteren  im  Falle  Kuba  die  Unmöglichkeit,  jene  Zugeständnisse 
für  sieh  in  Anspruch  zu  nehmen,  welche  die  Vereinigten  Staaten  der  kubanischen 
Republik  gegen  sehr  erhebliehe  Gegenleistungen  bewilligt  hatten;  denn  Europa  wäre 
nicht  imstande  gewesen,  den  Vereinigten  Staaten  gleichwertige  Gegenleistungen 
anzubieten.  Analoge  Fälle  könnten  auch  in  der  Zukunft  vorkommen  und  sollten 
nach  Tunliehkeit  im  Voraus  unmöglich  gemacht  werden. 
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sich  auch  in  dieser  Beziehung  in  Südamerika  festzusetzen.  Nach  dem 
Kriege  wird  sich  die  Schwächung  des  englischen  KapitaUsmus  und 
die  gewaltige  Stärkung  des  nordamerikanischen  wohl  in  einer  Zu- 
nahme der  finanziellen  Expansion  der  Vereinigten  Staaten  sowohl  in 
Südamerika^)  als  auch  in  Ostasien  äußern,  woraus  sich  eine  weitere 
Steigerung  des  nordamerikanischen  Exportes  nach  diesen  Gebieten 
ergeben  dürfte.  Die  Vereinigten  Staaten  bereiten  sich  offensichtlich 
vor,  nach  dem  Kriege  die  handelspolitische  und  nach  und  nach  auch 
die  finanzielle  Führung  der  Weltwirtschaft  an  sich  zu  reißen.  2) 

Vom  nordamerikanischen  imperialistischen  Panamerikanismus  ist 
der  zollpolitische  Mittelamerikanismus  und  Südamerikanismus  zu  unter- 
scheiden. Unter  den  mittelamerikanischen  Staaten  einerseits^),  unter 
verschiedenen  südamerikanischen  anderseits,  bestehen,  sei  es  auf  ge- 
wisse Artikel  beschränkte  gegenseitige  Vorzugsbehandlungen  (Peru 
und  Bolivien,  Peru  und  Ekuador,  Kolumbien  und  Venezuela),  sei  es 
diesbezügliche  pacta  de  contrahendo  oder  einseitige  Versprechungen 
(Uruguay,  Brasilien,  Argentinien,  Chile,  Paraguay^),  deren  Inanspruch- 
nahme durch  die  europäischen  Staaten  mittels  entsprechender  Klauseln 
in  den  betreffenden  Handelsverträgen  im  Voraus  ausgeschlossen  wurde. 
(Siehe  oben  über  den  Vertrag  zwischen  Uruguay   und    Deutschland.) 

Weder  der  Mittelamerikanismus,  noch  der  Südamerikanismus 
sind  den  europäischen  Interessen  gefährlich,  weil  bei  diesen  Bevor- 
zugungen vorwiegend  nur  der  gegenseitige  Austausch  von  Rohpro- 
dukten in  Betracht  kommt.     Bekanntlich  besitzen  die   Staaten  Mittel- 


1)  Derselben  Ansieht  ist  Schumacher  (in  Herkners  Sammelwerk, 
I.  Teil,  S.  72). 

'')  Vgl.  Apt  in  der  »Deutsehen  Wirtschafts- Zeitung«  (Leipzig): 

»Und  nicht  zuletzt:  Amerika  ist  durch  diesen  Weltkrieg  wirtschaftlich  außer- 
ordentlich erstarkt,  und  wenn  die  Bestrebungen  zu  wirtschaftlichem  Zusammen- 
schlüsse von  den  Verhältnissen  Amerikas  ihren  Ausgang  genommen  haben,  so 
zeigt  gerade  der  Weltkrieg,  wie  richtig  dieser  Gesichtspunkt  war.  Um  aber  Amerika 
gegenüber  handelspolitisch  auftreten  zu  können,  brauchen  wir  ein  ungleich  größeres 
einheitliches  Wirtschaftsgebiet,  als  wir  es  zurzeit  besitzen.  So  drängt  alles  dazu, 
die  Schaffung  der  mitteleuropäischen  Wirtschaftsgemeinschaft  nicht  auf  die  lange 
Bank  zu  schieben.« 

3)  Noch  im  Jahre  1913  wurde  z.  B.  in  Salvador  Sohlenleder  mittelamerika- 
nischen Ursprunges  auf  die  Freiliste  gesetzt. 

*)  Unter  anderem  wurde  z.  ß.  die  argentinische  Regierung  durch  das  Gesetz 
vom  Jahre  1912  ermächtigt,  Kaffee-,  Herva  mate-  und  Tabakzölle  im  Verkehre  mit 
Brasilien  und  Paraguay  auf  Grund  der  Gegenseitigkeit  zu  ermäßigen. 
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und  Südamerikas  keine  hochentwickelte  Industrie,  und  es  sind  die 
Aussichten  auf  eine  diesbezügliche  Entwicklung  in  absehbarer  Zeit, 
mit  Kücksicht  auf  die  Bevölkerungsverhältnisse  sowie  auf  das  Klima, 
kaum  vorhanden.  Falls  eine  mittelamerikanische  oder  eine  süd- 
amerikanische Weitwirtschaftsgruppe  entstehen  würde,  würde  sie  zu 
den  natürlichen  Konzentrierungen  zählen.  Solche  Gruppen  wären 
auch  ein  erwünschtes  Gegengift  gegen  den  nordamerikanischen 
imperialistischen  Panamerikanismus. 

In  einem  späteren  Stadium  könnte  den  gesamteuropäischen 
Interessen  auch  der  Panostasiatismus  gefährlich  werden,  insbesondere 
wenn  China  durch  Japan  zu  einer  großzügigen  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung geweckt  werden  würde,  zu  welcher  es  durch  seine  Natur- 
schätze und  durch  seine  Population  grundsätzlich  fähig  zu  sein  scheint. 
In  dieser  weiteren  Zukunft  könnte  schon  in  Japan  allein  der  euro- 
päischen Industrieproduktion  ein  gefährlicher  Konkurrent  entstehen; 
durch  die  reichlichen  Wasserkräfte,  ferner  durch  die  Genügsamkeit, 
Arbeitsamkeit  und  Intelligenz  der  Bevölkerung  wird  die  billige  Er- 
zeugung an  und  für  sich  ermöglicht,  i)  Eine  durch  die  bisherigen 
Erfahrungen  nur  ungenügend  beantwortete  Vorfrage  betrifft  die  psy- 
chische Anpassungsfähigkeit  der  Ostasiaten  an  die  Gesamtbedin- 
gungen, Arbeitsmethoden  u.  dgl.  des  hochindustriellen  modernen 
Lebens.  Nach  Ansicht  des  hervorragenden  japanischen  National- 
ökonomen Prof.  Masao  Kombe  ist  die  streng  nationale  (traditionelle) 
Lebensweise  des  japanischen  Volkes  ein  gewaltiges  Hindernis  der 
Industrialisierung  Japans.  Allerdings  ist  aber  der  Außenhandel  Japans 
von  2V2  Millionen  Pfund  Sterling  im  Jahre  1868  auf  27  im  Jahre 
1882,  auf  30  im  Jahre  1899,  auf  80  im  Jahre  1909,  auf  95  im  Jahre 
1911  und  auf  133  im  Jahre  1913  gestiegen;  vorläufig  muß  jeden- 
falls gerechnet  werden  mit  der  Forcierung  des  japanischen  Industrie- 
exportes nach  China,  mit  einer  gewaltigen  Entwicklung  der  japanischen 
Seeschiffahrt,  mit  der  künstlichen  Industriezüchtung  Japans  mit  Hilfe 


^)  Japan  hat  139  Mensehen  pro  Quadratkilometer  (England  144,  Deutseh- 
land 124)  und  nach  Rußland  den  größten  Geburtenüberschuß,  allerdings  aber  auch 
eine  unerträgliche  Steuerbelastung,  welche  nach  Masao  Kombe,  >Die  Entwick- 
lung der  japanischen  Volkswirtschaft  in  der  Gegenwartt  (Leipzig  1914),  199  bis 
233''/o5  des  Volkseinkommens  beträgt.  Allerdings  wird  diese  Steuerbelastung  nach 
dem  Weltkriege  im  Vergleiche  zu  jener  der  kriegführenden  Staaten  Europas  nicht 
mehr  so  unerträglich  erscheinen. 
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des  im  Jahre  1911  in  Kraft  getretenen  Hoehschutzzollsystems,  dessen 
Nachteile  jedoch  schon  unmittelbar  vor  Beginn  des  Weltkrieges  stark 
empfunden  wurden. 

Während  die  russische  Expansion  in  Asien  vor  allem  gegen  die 
Interessen  Englands  (wohl  auch  in  geringerem  Maße  gegen  jene  der 
Zentralmächte)  gerichtet  ist,  ist  der  nordamerikanische  Panamerikanismus 
in  der  Gegenwart,  ferner  der  japanische  Ostasiatismus  in  einer  ent- 
fernteren Zukunft  eine  Gefahr  für  das  gesamte  industrielle  Europa, 
die  größte  jedoch  wiederum  für  England.  ^) 


Die  Notwendigkeit  eines  Zusammenschlusses  Europas  gegen  Nord- 
amerika wurde  seit  dem  Ende  der  siebziger  Jahre  bis  in  die  Hälfte 
des  ersten  Jahrzehntes  des  XX.  Jahrhunderts  in  Frankreich,  England, 
Deutschland  und  Österreich- Ungarn  stark  gepredigt.  Die  Plattform 
war  in  der  ersten  Zeit  vorwiegend  landwirtschaftlich,  später  industriell. 
Diese  Bewegung  erreichte  ihren  Gipfelpunkt  in  den  Jahren  1899  bis 
1906  und  wurde  zu  dem  Zwecke  inszeniert  und  genährt,  um  die  Ver- 
einigten Staaten  zu  zwingen,  das  Prohibitivsystem  sowohl  in  den  Zoll- 
sätzen als  auch  im  Zollverfahren  aufzugeben,  ihren  durch  hohe  In- 
landspreise favorisierten  und  durch  die  Trusts  forcierten  Export  nach 
Europa  einzudämmen,  ihre  industrielle  Expansion  in  anderen  Welt- 
teilen zu  verlangsamen.  2)  Schon  damals  war  davon  die  Eede,  durch 
eine  gemeinsame  diplomatische  Aktion  die  südamerikanischen  Eepu- 
bliken  davon  abzuhalten,  den  Vereinigten  Staaten  Vorzugszölle  zu 
konzedieren,  die  von  der  Union  deshalb  in  erhöhtem  Maße  benötigt 
werden,  weil  sich  ihre  industrielle  Konkurrenzfähigkeit  auf  die  Dauer 
nicht  so  überwältigend  erwies,  als  man  um  die  Jahrhundertwende 
annehmen  konnte.  (Vgl.  Schilder  zu  Bosc,  a.a.O.  S.  315.) 

^)  In  den  ostasiatischen  Häfen  wird  jetzt  nicht  mehr  englische,  sondern  fast 
nur  japanische  Kohle  verwendet,  die  zwar  minderwertig,  aber  vielfach  billiger 
ist.  Infolge  der  englischen  Sehiffahrtsschwierigkeiten  wurde  seit  Ende  1915  sogar 
Port  Said  zum  Teil  mit  japanischer  Kohle  versorgt.  (Bekanntlich  ist  der  inter- 
nationale Seekohlenverkehr  für  die  Entwicklung  der  Schiffahrt  und  für  den  übrigen 
Handelsverkehr  häufig  bahnbrechend.)  Auch  die  Chinesen  haben  ihre  Kohlenberg- 
werke im  Kriege  wesentlich  erweitert ;  in  chinesischen  Häfen  wird  neben  der  japani- 
schen auch  die  heimische  Kohle  stark  verwendet  und  beide  sind  namhaft  billiger 
als  die  englische. 

2)  Vgl.  über  diese  Bewegung  ausführlich  Bosc,  a.  a.  0,  S.  313  ff. 
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Nie  war  bisher  so  eine  Gelegenheit  gegeben  —  man  kann  es 
nicht  genug  oft  betonen  —  wie  in  den  kommenden  Friedensverhand- 
lungen, aus  Anlaß  der  politischen  Umgestaltung  Europas,  aus  Anlaß 
der  Schaffung  eines  dauernden  europäischen  Gleichgewichtes  in  der 
Handelspohtik,  eine  Defensivallianz  Europas,  in  welcher  wirtschaft- 
liche Gegensätze  durch  die  Gemeinsamkeit  der  Interessen  aufgehoben 
oder  zumindest  gemildert  würden,  gegen  die  nordamerikanische  Union 
zu  bilden,  nicht  etwa  um  gegen  dieselbe  aggressiv  aufzutreten,  sondern 
um  eine  Sicherung  gegen  ihre  Aggression  zu  schaffen  und  um  sodann  auf 
dieser  Grundlage  nicht  etwa  zu  der  als  eine  Utopie  zu  behandelnden 
europäischen  Zollunion  oder  gar  zu  einer  Weltzollunion,  wohl  aber  zu 
einer  Weltwirtschaftsinteressengemeinschaft,  zu  einem  i- Weltzollkontroll- 
syndikate« zu  gelangen.^)  Das  letztere  sollte  aber  wirklich  das  End- 
ziel der  handelspolitischen  Verhandlungen  aus  Anlaß  des  Friedens- 
schlusses bilden. 

Dabei  müssen  aber  die  Zentralmächte  das  Prävenire  spielen, 
sich  selbst  zu  einem  handelspolitischen  Bündnisse  organisieren,  nicht 
nur,  um  mit  der  diesbezüglichen  Initiative  den  vollen  Erfolg  zu  er- 
zielen, sondern  auch,  um  an  die  Spitze  der  »Welt Wirtschaftsverwal- 
tung« zu  gelangen.  Nun  würde  eben  der  militärische  und  macht- 
politische Sieg  der  Zentralmächte  über  die  meisten  von  den  großen 
Weltwirtschaftsgruppen  eine,  wie  gesagt,  noch  nie  dagewesene  Ge- 
legenheit bieten,  diese  Gruppen  zur  Abwehr  gegen  wirtschaftsimpe- 
rialistische Tendenzen,  von  welcher  Seite  immer  sie  kommen 
möchten,  und  zur  Verhütung  gegenseitiger  Übergriffe  zu  organisieren.  2) 

Die  Notwendigkeit,  eine  solche  Organisation  zu  solchen  Zwecken 
zu  schaffen,  besteht  in  der  Wirklichkeit  für  alle  europäischen  Industrie- 
staaten, wenn  auch  in   verschiedenem  Maße.     Für   Deutschland   und 


^)  So  könnten  die  von  Franeke,  Wolf  und  Böse  seit  mehr  als  zehn 
Jahren  propagierten  gemäßigten  und  praktischen  Gedanken  einer  nicht  allzu 
strammen,  nicht  allzu  gebundenen  handelspolitischen  Organisation  Europas  mit 
Hilfe  des  Sieges  der  Zentralmäehte  sowie  mit  Hilfe  eines  Zoll-  und  Wirtschafts- 
bündnisses unter  denselben  vielleicht  verwirklicht  werden.  Vgl.  Bosc,  a.  a.  0.  S.  345. 

2)  Die  Identität  dieser  Zwecke  mit  jenen,  welche  Bosc,  a.  a.  0.  S.  41,  den 
von  ihm  empfohlenen  »Zollvereinen  zu  Verteidigungszweeken«  (im  Gegensatze  zu 
den  »freihändlerisehen«  und  den  »offensiven«)  vorsetzt,  ist  offensichtlich.  Schmoller 
(>Neue  Freie  Presse«  vom  16.  April  1916)  ist  der  Ansieht,  daß  die  Zentralreiche 
das  wichtigste  über  die  neue  Zoll-  und  Handelsverfassung  mit  den  Feinden 
in  den  Friedensverträgen  zu  regeln  hätten. 
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Österreich-Ungarn  ist  diese  Notwendigkeit  um  so  größer,  als  beide 
Eeiehe  hinsichtlich  des  Bezuges  von  Eohstoffen  und  Nahrungsmitteln 
vom  Auslande  in  hohem  Grade  abhängig  sind  und  ihre  Verkehrslage, 
insbesondere  der  Zutritt  zum  Weltmeere,  keine  besonders  günstige  ist, 
als  ferner  (wie  Schumacher  in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  70, 
richtig  bemerkt)  die  Vielseitigkeit  ihrer  industriellen  Produktion  zu- 
sammen mit  der  Abhängigkeit  hinsichtlich  des  ßohstoffbezuges  eine 
handelspolitische  Schwäche  bedeutet.  Unter  normalen  Verhältnissen 
könnten  etwaige  Schikanen  des  Industrieexportes  aus  den  Zentralreichen 
in  Nordamerika  oder  in  englischen  Kolonien  kaum  beantwortet  werden 
mit  Differentialzöllen  auf  Baumwolle,  Kupfer  u.  dgl.  —  im  Hinblicke 
auf  das  Bezugsinteresse  der  Zentralreiche.  Gerade  um  einer,  wenn 
auch  wenig  wahrscheinlichen,  so  doch  nicht  unmöglichen  Abwendung 
des  Rohstofifetromes  von  dem  mitteleuropäischen  Absatz-  und  Ver- 
arbeitungsmarkte, einer  Aushungerung  der  mitteleuropäischen  Industrie 
vorzubeugen  und  gleichzeitig  den  Export  von  Fabrikaten  aufrechter- 
halten und  entwickeln  zu  können,  ist  eine  gegen  derartige  Störungen 
der  Weltwirtschaft  gerichtete  und  gerüstete  Organisation  Europas  oder 
gar  der  ganzen  Kulturwelt  unter  der  Führung  eines  festgefügten  mittel- 
europäischen Zollbündnisses  unerläßlich;  eine  solche  Organisation  ist 
die  einzige  Garantie  einer  in  dieser  Beziehung  sicheren  Zukunft. 

Das  im  gegenwärtig  feindlichen  Auslande  eingeschlafene  Bewußt- 
sein zu  wecken,  wohl  aber  auch  im  eigenen  Schöße  zu  pflegen,  daß  bei 
der  Eegelung  der  künftigen  weltwirtschaftlichen  Verhältnisse  die  Ver- 
nunft, die  Interessenidentität  und  die  Interessengemeinschaft  über  den 
Haß  und  Neid  den  Sieg  davonzutragen  haben  —  es  so  weit  zu  bringen, 
daß  aus  dem  Anlasse  des  Friedensschlusses  ein  Ausgleich  zwischen 
der  europäischen  Exportinteressengemeinschaft  einerseits  und  der  Not- 
wendigkeit des  Schutzes  der  eigenen  Produktion  im  Inlande,  sowie 
der  Erhöhung  der  Zolleinnahmen  anderseits  stattfinde  —  die  Solidarität 
der  Großwirtschaftsgruppen  auf  einem  bestimmten  Gebiete  auszulösen 
und  in  feste  Formen  zu  kleiden  i)  —  den  Verzweiflungskampf  um 
Absatzgebiete  und  um  Abwehr  der  Überproduktionskrisen  einzudämmen, 
all  dies  ist  Aufgabe  der  Sieger  nicht  nur  in  ihrem  eigenen  Inter- 
esse, sondern  auch  in  jenem  der  Besiegten,  wie  überhaupt  der  ganzen 
Welt.  Ein  solches  Ziel  dürfte  in  den  bevorstehenden  Friedensverhand- 


^)  Vgl.  Gide  in  der    »Revue  internationale  de  sociologie«    vom   September 
1893,  S.  394. 


734 

lungen,  beim  Abschlüsse  von  Friedenshandelsverträgen,  leichter  er- 
reicht werden  können  als  bei  allen  bisherigen  Handelsvertragsver- 
handlungen, insbesondere  als  bei  den  letzten  aus  den  Jahren  1904 
bis  1906,  V70  das  Unterbewußtsein,  der  Weltkrieg  müsse  erst  ausge- 
fochten  werden,  die  Verhandlungen  ungünstig  beeinflußte  und  wo  die 
Möglichkeit  nicht  vorhanden  war,  einen  Druck  auszuüben,  um  die 
Interessengemeinsamkeit  zum  Worte  gelangen  zu  lassen. 

Die  obige  Aufgabe  fällt  auch  deswegen  dem  Sieger,  somit,  aller 
Hoffnung  nach,  den  Zentralmächten  zu,  weil  die  letzteren  bisher  im 
allgemeinen  aus  verschiedensten  Anlässen  ein  viel  größeres  Verständnis 
für  wirtschaftliche  Interessengemeinschaften  und  wirtschaftliche  Ein- 
flußteilungen, als  alle  anderen  Großmächte  an  den  Tag  legten  und 
auch  sonst  im  Hinblicke  auf  ihr  Naturell  eher  imstande  sind,  die  zu- 
künftigen Situationen  und  Entwicklungen  mit  kühler  Vernunft  zu  be- 
urteilen. Ferner  würde  dem  Sieger  die  »moralische  Last«  des  Sieges 
dadurch  wesentlich  erleichtert  werden,  wenn  er  den  Besiegten  für 
ihre  Macht-  und  Gebietsverluste  ein  Äquivalent  in  der  Form  einer 
dauernd  günstigen  Gestaltung  und  Organisation  der  weltwirtschafts- 
politischen Verhältnisse  bringen  könnte. 

So  wie  die  psychologische  Situation  jedoch  schon  liegt,  wird 
wohl  das  Bewußtsein  der  Interessengemeinschaft  im  ersten  Momente 
durch  den  Sieger  den  Besiegten  aufgezwungen  werden  müssen,  damit 
der  Groll  ob  des  Besiegtwerdens  durch  die  Stimme  der  Vernunft  wirk- 
sam übertönt  werde.  Zu  diesem  Zwecke  muß  die  Überzeugungskraft 
der  Argumente  des  Siegers  durch  eine  große  Machtentfaltung  auf 
seiner  Seite,  insbesondere  durch  das  Entstehen  einer  neuen  handels- 
politischen Koalition,  einer  neuen  organisierten  Weltwirtschaftsgruppe, 
unterstützt  werden,  die  sich  nicht  mehr  in  dem  Maße  um  England, 
Frankreich,  Rußland  und  Italien  zu  kümmern  braucht,  als  es  bisher 
der  Fall  war. 

Den  Kern  einer  solchen  neu  organisierten  Wirtschaftsgruppe  — 
die,  damit  sie  ihren  Zweck  erreiche,  so  ausgebaut  sein  müßte,  daß 
ihre  Beständigkeit  für  die  Zukunft  den  bisherigen  Gegnern  als  ge- 
sichert erscheinen  könnte  —  kann  nur  ein  deutsch-österreichisch- 
ungarisches Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  bilden.  Auf  die  Weise  liefern 
die  höchsten  Interessen  der  Zivilisation,  insbesondere  die  Notwendig- 
keit, einen  dauernden  Weltfrieden  zu  siehern,  ein  Argument  für  das 
Zustandekommen  dieses  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses.    Umgekehrt 
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war  aber  die  Bildung  dieses  Zoll-  und  Wirtsehaftsbündnisses  so  lange 
mit  viel  größeren  Schwierigkeiten  verbunden,  als  keine  Aussicht  vor- 
handen war,  den  Weltunterbau  desselben  durch  Schaffung  eines 
großen  weltwirtschaftspolitischen  Systems  zu  befestigen.  Eine  solche 
Aussicht  kann  eben  nur  ein  Weltkrieg  oder  vielmehr  ein  an  den  Sieg 
der  Zentralmächte  im  Weltkriege  sich  anschließender  Frieden  bieten. 

Ferner  bildet  die  Notwendigkeit  einer  großen  Machtentfaltung 
Mitteleuropas,  um  eben  den  wirtschaftlichen  Zusammenschluß  Europas 
zu  bewirken,  ein  Argument  für  die  Erweiterung  des  durch  das 
österreichisch-ungarisch-deutsche  Zollbündnis  geschaffenen  Kernes  der 
mittel-  ,  und  südosteuropäisch -nordwestwestasiatischen  Wirtschafts- 
gemeinschaft. Diese  würde  sogar  nach  Angliederung  der  Balkan- 
staaten, der  Türkei,  der  Nordstaaten,  der  Niederlande  und  der  Schweiz 
noch  lange  keine  Störung  des  Gleichgewichtes  unter  den  Weltwirt- 
schaftsgruppen, im  Vergleiche  zum  englischen  Kolonialreiche  und  zu 
den  Vereinigten  Staaten,  bedeuten.  Die  bloße  Aufzählung  der  in  Be- 
tracht kommenden  Staaten  zeigt,  daß  ihre  Abhängigkeit  vom  Aus- 
lande in  wirtschaftlicher  Beziehung  gerade  im  Verkehre  mit  Deutsch- 
land und  Österreich- Ungarn  durchschnittlich  die  größte  ist.  Mehr  als 
die  Hälfte  der  Ausfuhr  und  Einfuhr  der  Niederlande  wickelte  sich 
im  Verkehre  mit  den  Zentralmächten  ab,  ebenso  mehr  als  ein  Drittel 
des  Außenhandels  Bulgariens,  Eumäniens,  Dänemarks  und  der  Schweiz. 

Einige  gehen  noch  weiter.  Fleischel  möchte  auch  noch  Italien 
dem  mitteleuropäischen  Wirtschaftsblocke  angegliedert  sehen.  Losch 
sieht  die  Möglichkeit  des  freiwilligen  Eintrittes  Frankreichs  voraus. 
In  derselben  Richtung  bewegt  sich  der  Gedankengang  v.  Liszts.  In 
der  Praxis  dürfte  das  eine  wie  das  andere  im  Hinblicke  auf  die  in 
Frankreich  und  Italien  herrschenden  politischen  Stimmungen  vor- 
läufig kaum  möglich  sein.  Übrigens  würde  eine  solche  Erweiterung 
des  Rahmens  höchstwahrscheinlich  den  schärfsten,  und  zwar  nicht 
ganz  unbegründeten  Widerspruch  Englands  wegen  Störung  desjenigen 
Gleichgewichtes  hervorrufen,  welches  eben  durch  die  neue  Organi- 
sierung der  deutsch-österreichisch-ungarischen  oder  vielmehr  der  mittel- 
und  südosteuropäisch -nordwestwestasiatischen  Wirtschaftsgruppe  er- 
reicht werden  soll.  Den  Völkern  Mitteleuropas  dürfte  es  in  absehbarer 
Zeit  gelingen,  noch  nie  dagewesene  Aufgaben  im  Interesse  des  poli- 
tischen Gleichgewichtes,  folglich  auch  eines  andauernden  Friedens, 
daher  im  Interesse   der  gesamten  Zivilisation,   mit  dem  Schwerte  in 
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der  Haüd  großartig  zu  lösen;  aber  sofort  nach  dem  Waffenstillstände 
erwächst  ihnen  eine  gleich  große  Aufgabe  auf  welthandelspolitischem 
und  überhaupt  auf  weltwirtschaftlichem  Gebiete.  Zur  günstigen  Lösung 
derselben  gehört  eine  handelspolitische  Strategie  größten  Stils,  die  sich 
hoffentlieh  ebenso  bewähren  wird,  wie  jene  auf  den  Schlachtfeldern.  Es 
gehören  hiezu  echte  handelspolitische  Feldherren,  nicht  nur  Diplomaten; 
die  Völker  Mitteleuropas  müssen  sich  sagen  —  genau  so  wie  im 
August  1914  —  daß  dieser  neue  unblutige  Feldzug  ebenso  gewonnen 
werden  muß  wie  der  andere,  der  blutige,  gewonnen  werden  wird.  ^) 


So  kann  bei  gutem  Willen  des  Siegers  aus  den  Friedensver- 
handlungen eine  wirtschaftliche  Deffensivallianz  Europas  gegen  Nord- 
amerika und  Ostasien  sowie  gegen  alle  jene  Mächte  entstehen,  die  der 
normalen  und  friedlichen  Entwicklung  der  Weltwirtschaft  egoistische 
Hindernisse  in  den  Weg  legen  würden.  Das  Programm  einer  solchen 
Allianz  könnte  vielleicht  zunächst  in  der  Festsetzung  gewisser  gegen 
alle  gerichteter  Zollmaxima  bestehen.  Im  Falle  der  Überschreitung 
dieser  Maxima  müßten  die  alliierten  Staaten  gewisse  im  Voraus  zu 
bestimmende  Eepressalien  (Ausgleichszölle)  gemeinsam  ergreifen.  2) 

1)  Sollte  der  endgiltige  Sieg  der  Zentralmäehte  nicht  in  dem  Maße  durch- 
schlagend sein,  daß  er  die  Erreichung  obiger  Ziele  eventuell  durch  Anwendung 
von  Zwang  ermögliche,  so  bleibt  noch  immer  eine  gewisse  Chance,  durch  ge- 
schickte Verhandlungen  das  Bewußtsein  der  Interessengemeinsamkeit  Europas  bei 
den  Ententestaaten  auszulösen  und  darauf  ein  dem  obigen  ähnliches,  wenn  auch 
vielleicht  eingeschränktes  handelspolitisches  Programm  durchzusetzen.  Jedenfalls 
sollte  dies  nicht  unversucht  gelassen  werden.  Vielleicht  würde  dieser  Plan  gerade 
dadurch  gefördert  werden,  daß  Nordamerika  und  Japan,  durch  den  Weltkrieg  ge- 
stärkt, schon  anläßlich  der  Friedensverhandlungen  bestrebt  sein  werden,  ihren 
Einfluß  allen  anderen  gegenüber  zu  befestigen.  Es  ist  nicht  zu  verwundern  — 
nach  dem  äußerst  gehässigen  Charakter,  den  der  gegenwärtige  Völkerkrieg  auf 
Seite  der  Entente  angenommen  hat  —  daß  manche  Schriftsteller  (insbesondere 
Klein  in  der  »Kulturgemeinsehaft  der  Völker  nach  dem  Kriege«)  allen  Ideen, 
welche  den  Ausbau  von  Völkergemeinschaften  nach  dem  Kriege  zum  Gegenstande 
haben,  großen  Skeptizismus  entgegenbringen.  Durch  solche  wenn  auch  berechtigte 
Zweifel  darf  meiner  Ansicht  nach  —  aus  grundsätzlich  optimistischer  Welt- 
anschauung heraus  —  das  Streben  nach  dem  Ausbau  von  Gemeinschaften  im  all- 
gemeinen Völkerverkehre  nie  paralysiert  werden. 

^)  Hiezu  ist  folgende  Äußerung  des  Mitteleuropäischen  Wirtschafts  verein  es 
anzuführen:  »Die  Meistbegünstigung  als  solche  will  der  Mitteleuropäische  Wirt- 
schaftsverein  nicht   in  Frage   stellen,    aber  ernsthaft  prüfen,    ob  ihre  Gewährung 
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Es  wäre  dies  eine  allgemeine  Eüstung  gegen  das  Duraping- 
system,  gegen  das  Überwuchern  der  versteckten  Ausfuhrprämien  auf 
Kosten  der  Staatsfinanzen,  der  Volkswirtschaft  und  der  Weltwirtschaft.  ^) 
In  Fällen,  in  welchen  die  Produktion  so  erstarkt  ist,  daß  sie  gefahrlos 
auf  einen  mäßigen  Zollschutz,  auf  die  Vorteile  einer  perfektionierten 
Organisation,  auf  die  technische  und  kommerzielle  Vervollkommnung 
zurückgedrängt  werden  kann,  wäre  dies  nichts  anderes,  als  eine  volks- 
wirtschaftlich gesunde  Ausdehnung  der  Anwendung  der  Prinzipien 
der  Brüsseler  Zuckerkonvention;  diese  brachte  eine  Schädigung  der 
Zuckerindustrie  durchaus  nicht  mit  sich,  bewirkte  vielmehr  eine  natür- 
liche Erstarkung  dieser  Industrie  und  beseitigte  überdies  das  frühere 
ungesunde  Verhältnis  der  Zuckerindustrie  zu  den  betreffenden  Staats- 
finanzen, zur  Volks-  und  Weltwirtschaft.  Nach  dem  Austritte  Englands 
und  Italiens  aus  der  Brüsseler  Konvention  (1913)  wurde  von  den  in 
derselben  gebliebenen  Staaten  ein  Ausgleichzoll  von  neun  Franken  auf 
italienischen  Zucker  wegen  versteckter  Ausfuhrprämien  der  Privat- 
syndikate beschlossen.  Warum  könnte  nicht  ein  ganz  gleicher  Vor- 
gang von  der  europäischen  Wirtschaftsallianz  oder  von  der  Weltwirt- 
schaftsgemeinschaft hinsichtlich  verschiedener  anderer  Artikel  gemein- 
sam angewendet  werden?  2) 

nicht  an  die  Forderung  zu  knüpfen  sei,  daß  gewisse  ZoUmaxima  auch  vom  Aus- 
land nicht  übersehritten  werden;  eine  Forderung,  die  Aussieht  auf  Annahme  nur 
dann  hat,  wenn  eine  Anzahl  Staaten  in  ihr  zusammenstehen.« 

Übrigens  schließt  sieh  der  obige  Vorsehlag  an  jenen  bekannten  Sartorius 
V.  Waltershausens  (»Deutsehland  und  die  Handelspolitik  der  Vereinigten 
Staaten«,  Berlin  1898)  an.  Doch  könnten  und  sollten  überseeische  Kohstoffe  mit 
Vergeltungszöllen  auf  keinen  Fall  belegt  werden,  weil  sich  Europa  hiedureh  ins 
eigene  Fleisch  sehneiden  würde.  Gegebenenfalls  dürften  Eepressalien  gegen  die  nord- 
amerikanischen Industrieartikel  genügen,  um  einen  Erfolg  im  Zollkrieg  zu  erzielen. 

1)  Vgl.  Lief  mann,  »Kartelle  und  Trusts«,  2.  Auflage,  1909. 

^)  Dieselbe  Ansieht  wird  von  Bosc,  a.  a.  0.  S.  346  flf.,  vertreten  und  aus- 
führlich begründet.  Bosc  beruft  sich  hiebei  auf  die  Ideen  Schmollers  aus  dem 
Jahre  1896.  Derselben  schließt  sich  sein  Übersetzer  Schilder  in  der  Fußnote  auf 
S.  355  an.  Der  letztere  stellt  weiter  (S.  362)  mit  Bedauern  fest,  ein  Anstoß  zu 
einer  solchen  Ausdehnung  der  Prinzipien  der  Brüsseler  Zuekerkonvention  sei  in 
absehbarer  Zeit  weder  von  Mitteleuropa  noch  von  England  (nach  dem  Siege  des 
Konsumstandpunktes  in  den  Wahlen  des  Jahres  1906)  zu  erwarten.  Wenn  nun  in- 
folge des  gegenwärtigen  Weltkrieges  Mitteleuropa  sich  organisiert  und  die  handels- 
politische Führung  in  der  zu  schaffenden  Weltwirtschaftssolidarität  übernommen 
haben  wird,  so  wird  es  auch  die  in  Rede  stehende,  im  Interesse  aller  liegende 
Neuerung  allen  anderen  aufzwingen  können. 

V.  Bat  tag  lia,  Wirtschaftliehe  Annäherung.  I.  «• 
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Ähnliche  Eepressalien,  wie  gegen  die  etwaige  Überschreitung 
der  Zollmaxi ma,  wären  gegen  die  Illoyalität  in  der  Auslegung  und 
Anwendung  von  Handelsverträgen,  gegen  alle  Umgehungen  der  Meist- 
begünstigung, insbesondere  auch  gegen  gewisse  Übergriffe  im  Zoll- 
verfahren, wie  sie  in  den  Vereinigten  Staaten^)  und  in  Frankreich 
(Tarabehandlung,  Passiergewicht,  Zwang  der  tarifmäßigen  Deklaration, 
Art  der  Vornahme  von  Expertisen  usw.)  gang  und  gäbe  sind,  schließ- 
lich gegen  alle  Versuche  des  gegen  einzelne  europäische 
Staaten  etwa  gerichteten  Eohstoffzufuhrboykottes,  gegen 
differenzierte  oder  überhaupt  unmäßige  Ausfuhrzölle  auf 
Rohstoffe  sowie  auch  gegen  künstliche  Verteuerung  dieser 
Zufuhr  mit  Hilfe  von  Ringbildungen,  wie  sie  z.  B.  schon  jetzt 
in  Nordamerika  für  die  Zeit  nach  dem  Kriege  vorbereitet  werden,  im 
Voraus  zu  stipulieren. 

Von  Seite  solcher  Nationalökonomen  und  Wirtschaftspolitiker, 
welche  an  dem  Zustandekommen  einer  offenen  und  doch  den  Meist- 
begünstigungsansprüchen anderer  Staaten  entrückten  Zollbevorzugung 
zwischen  den  Zentralreichen  nicht  glauben  oder  eine  solche  Zollbevor- 
zugung aus  anderen  Gründen  bekämpfen,  wird  häufig  empfohlen,  die 
Zollannäherung  der  Zentralreiche  durch  den  Ausbau  des  Systems  solcher 
Einschränkungen  des  Inhaltes  der  Meistbegünstigung  zu  bewirken, 
welche  ohnehin  schon  jetzt  vielfach  in  Anwendung  stehen,  ohne  als 
ein  Bruch  der  Meistbegünstigung  angesehen  zu  werden.  Auf  diesen 
Weg  begibt  sich  vor  allen  Schumacher  (in  Herkners  Sammelwerk, 
I.  Teil).  Auch  Szter^nyi  sieht  eine  solche  Eventualität  (im  Rahmen 
eines  einfachen,  wenn  auch  verbesserten  Handelsvertrages)  für  den 
Fall  voraus,  daß  eine  offene  Präferenzzollbehandlung  nicht  zustande 
kommen  würde. 


^)  Vgl.  Grlier  (»Die  Meistbegünstigungsklausel«,  Berlin  1905,  S.  339):  »Die 
Verzollungspraxis  in  der  Union  würde  den  größten  Teil  der  Zugeständnisse 
illusorisch  machen.  Die  Appraisers  würden  Marktwerte  nach  oben  hin  konstruieren 
mit  einer  Willküriiehkeit,  die  im  Verhältnis  zu  den  Zollminderungen  stünde. 
Gegenüber  einem  Staate  mit  mangelhafter,  schikanöser  Verwaltung  nützen  oft  die 
besten  vertragsmäßigen  Tarifbestimmungen  wenig,  da  dieselben  im  Einzelfalle  durch 
administrative  Willkür  leicht  umgangen  werden.  Man  erinnere  sieh  doch  jenes 
amerikanischen  Zollbeamten,  der  ganz  ungeniert  erklärte,  er  setze  die  Deklarationen 
auf  deutsche  Waren  hinauf,  wie  es  ihm  gut  dünke;  die  Deklarationen  seien  ihm  nichts 
mehr,  als  eine  unangenehme  Lektüre.  Was  dieser  Mann  in  seinem  undiplomatischen 
Ehrlichkeitsdrang  sagte,  das  ist  der  Geist  der  amerikanischen  Zollpraxis.« 
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Ein  solcher  Weg-  könnte  jedoch  meiner  Ansicht  nach  höchstens 
für  den  unwahrscheinlichen  Fall  ins  Auge  gefaßt  werden,  wenn  die 
militärisch-politische  Lage  zur  Zeit  der  Friedensverhandlungen  es  nicht 
gestatten  würde,  die  Anerkennung  der  ausschließlich  bevorzugten  Be- 
handlung im  gegenseitigen  Verkehre  der  Zentralreiche  seitens  der 
Entente  zu  erzwingen.  Aber  auch  dann  wäre  es  wohl  zu  erwägen,  ob 
es  nicht  vernünftiger  wäre,  die  gegenseitigen  Beziehungen  unter  den 
Zentralreichen  beim  alten  zu  belassen,  anstatt  durch  den  Ausbau  der 
Einschränkungen  des  Meistbegünstigungsinhaltes  im  gegenseitigen  Ver- 
kehre allen  anderen  den  Weg  zur  immer  öfteren  und  wirksameren 
Umgehung  der  Handelsverträge,  zur  wirtschaftlichen  Einkreisung  der 
Zentralreiche  zu  weisen.  Auf  diesem  Boden  könnten  solche  Um- 
gehungen ins  Uferlose  gehen,  Sie  wären  auch  für  die  Zentralreiche 
viel  gefährlicher  als  für  alle  anderen  Großmächte  —  im  Hinblicke  auf 
die  schon  an  einer  anderen  Stelle  angedeutete,  in  der  Vielseitigkeit 
der  Produktion  begründete  besondere  Schwierigkeit  ihrer  handels- 
politischen Situation,  im  Hinblicke  auf  ihre  der  Ellbogenfreiheit  ent- 
behrende Verkehrslage,  schließlich  mit  Eücksicht  auf  die  relative 
Inferiorität  ihrer  Seeschiffahrt. 

Nach  Schüller  (Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  150)  »kann 
jede  Begünstigung  eines  Staates,  die  anderen  vorenthalten  wird,  Eei- 
bungen  hervorrufen;  doch  sind  diese  bei  Einschränkungen  des  In- 
haltes der  Meistbegünstigung  gefährlicher  als  bei  prinzipieller 
Vorzugsbehandlung« . 

Die  in  Rede  stehenden  Umgehungen  der  Meistbegünstigung  und 
der  Handelsverträge  sind  ihrer  Natur  nach  eine  Waffe  des  Schwächeren. 
Der  Starke  muß  das  Bestreben  haben,  derlei  Umgehungen  allgemein 
unmöglich  zu  machen  und  eine  »Handelsvertragsmoral«  zu  schaffen, 
die  allen,  in  erster  Linie  aber  ihm  selbst  nützt. 

Die  völkerrechtliche  Anerkennung  der  Einschränkungen  des  In- 
haltes, wie  auch  des  Umfanges  der  Meistbegünstigung  ist  keine  Prin- 
zipien-, sondern  eine  Opportunitäts-  und  Machtfrage. 

So  sollen  in  der  unter  der  Führung  der  Zentralreiche  zu 
schaffenden  Weltwirtschaftsgemeinschaft  nach  dem  Kriege  verschie- 
dene bis  dahin  geübte  oder  in  Vorschlag  gebrachte  Mittel  der  Um- 
gehung der  Meistbegünstigung  verboten  und  mit  Repressalien  (Aus- 
gleichzöllen u.  dgl.)  bedroht  werden. 

4  7* 
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Als  eine  solche  Umgehung  ist  die  Tarifspezialisierung  nicht  zu 
betrachten,  da  sie  sachlichen  Bedürfnissen  entspringt,  eine  »gerechte« 
Tarifierung  ermöglicht  und  den  Abschluß  von  Tarifverträgen,  deren 
Verallgemeinerung  anzustreben  ist,  erleichtert. ') 

Dagegen  wären  zu  verbieten  und  mit  Eepressalien  anzudrohen: 

1.  FlaggenzoUnachlässe. 

2.  Die  Differenzierung  der  Land-  und  Seezölle.  2) 

3.  Die  Erstellung  von  Doppeltarifen  in  dem  Sinne,  daß  der  eine 
die  meistbegünstigten  Waren,  der  andere  die  von  der  Meistbegünsti- . 
gung  ausgeschlossenen  Waren  enthalten  würde.  ^) 

4.  Eine  knappbemessene  zeitliche  Begrenzung  der  Meistbe- 
günstigung —  allgemein  oder  für  einzelne  Warenkategorien  (in  un- 
gleichem Maße).*) 

5.  Die  Ausschaltung  des  Veredlungsverkehres  aus  der  Meist- 
begünstigung. 

^)  Vgl.  Schilder,  »Entwicklungstendenzen«,  Bd.  I,  III.  Kapitel,  XIII.  Ab- 
teilung, ferner  Schumacher,  a.  a.  0.  S.  99,  welcher  auch  richtig  darauf  hinweist, 
daß  durch  die  große  Anpassungsfähigkeit  der  deutsehen  (auch  der  österreichischen) 
Industrie,  ferner  durch  die  Vielseitigkeit  der  Produktion  die  Gefahren  der  Tarif- 
spezialisierung in  dritten  Staaten  für  Deutsehland  (auch  Österreich-Ungarn)  im  Ver- 
gleiche zu  jenen,  die  z.  B.  England  aus  einem  ähnlichen  Anlasse  drohen  würden, 
wesentlich  herabgemindert  werden. 

*)  Schumacher,  a.a.O.  S.  102,  behandelt  ausführlieh  di«  Möglichkeit  und 
Zweckmäßigkeit  einer  gegen  England  zu  richtenden  Differenzierung  der  deutschen 
See-  und  Landzölle,  ohne  sich  jedoch  Bedenken  zu  versehließen,  die  vom  Stand- 
punkte der  deutschen  Handels-  und  Sehiffahrtsinteressen  dagegen  sprechen.  Nach 
meiner  Ansicht  sollte  im  tJegenteil  die  von  Eußland  teilweise  geübte  Bevorzugung 
der  See-Einfuhr  für  die  Zukunft  unmöglich  gemacht  werden  —  selbst  auf  die  Gefahr 
hin,  die  der  Entwicklung  der  österreichisch-ungarischen  Häfen  und  Seeschiffahrt 
dienenden  Seezollnaehlässe  fallen  lassen  zu  müssen.  Allerdings  könnte  —  im  Hin- 
blicke darauf,  daß  diese  letzteren  Seezollnachlässe  keine  feindliche  Spitze  gegen 
wen  immer  haben  und  auch  bisher  von  keiner  Seite  beanstandet  wurden  —  für 
diesen  beschränkten  Verkehr  in  den  Priedenshandelsverträgen  eine  Ausnahme 
statuiert  werden. 

^)  Schumacher  selbst,  a.  a.  0.  S.  121,  warnt  vor  der  Anwendung  dieses 
Mittels,  welches  er  mit  Recht  als  für  Deutsehland  gefährlich  erachtet. 

*)  Dieses  Mittel  wird  von  Schumacher,  a.  a.  0.  S.  122,  zu  dem  Zwecke 
empfohlen,  um  andere  Staaten,  insbesondere  die  nordamerikanische  Union,  zum 
handelspolitischen  Entgegenkommen  zu  bewegen.  (Diesem  Zwecke  würde  meiner 
Ansicht  nach  der  geschilderte  Ausbau  der  handelspolitischen  Teile  der  Friedens- 
verträge und  in  weiterer  Folge  der  Ausbau  der  Weltwirtschaf tsgemeinsehaft  unver- 
gleichlich besser  entsprechen.) 
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6.  Die  Gewährung  von  zollbegünstigten  Kontingenten  (mit  Aus- 
nahme von  so  geringen  Mengen,  wie  sie  z.  B.  für  die  rumänische 
Eohölausfuhr  nach  den  ungarischen  Grrenzr affin erien  in  Betracht 
kommen). 

7.  Die  Diflferenzierung  der  Zollsätze  nach  Mustern  und  nach  Art 
der  Emballage.  1) 

8.  Die  Differenzierung  der  Konsumsteuern  (Oktroi)  je  nach  den 
Provenienzen. 

9.  Die  Vorschreibung  der  Ursprungsangaben  auf  Waren  (>Made 
in  Germanyc,  »Made  abroad«  u.  dgl.). 

10.  Die  Aufhebung  der  "Wirkung  der  Meistbegünstigung  mit 
Hilfe  differenzierter  Bahntarife.  2) 

Im  Zusammenhange  mit  dem  Verbote  der  obigen  Umgehungen 
und  inhaltlichen  Einschränkungen  der  Meistbegünstigung  sollten  dem 
künftigen  handelspolitischen  »Strafkodex«  als  unzulässig  alle  jene  Mittel 
einverleibt  werden,  welche  die  »Freiheit  der  Meere«  handelspolitisch 
beeinträchtigen,  insbesondere: 

11.  Die  Erhebung  von  differenzierten  Hafengebühren. 

12.  Die  Zollbevorzugung  der  Wareneinfuhr  auf  Schiffen  des  Ur- 
sprungs- oder  des  Bestimmungsstaates  (der  direkten  Einfuhr)  mit  Hilfe 
der  sogenannten  »surtaxes  d'entrepot«  (Prankreich-Kanada). 

13.  Die  bisher  allgemein  geübte  Einschränkung  der  Küsten- 
schiffahrt auf  nationale  Schiffe  oder  zumindest  eine  solche  Ausdehnung 
des  Begriffes  der  Küstenschiffahrt,  wie  sie  z.  B.  von  Rußland  für  den 
Verkehr  zwischen  den  Ostseehäfen  und  Wladiwostok,  oder  von  den 
Vereinigten  Staaten  für  den  Verkehr  zwischen  New  York  und  San 
Francisco  konstruiert  wird. 


1)  Vgl.  zu  Punkt  5,  6  und  7  Sehüller,  a.  a.  0.  S.  136  bis  140. 

*)  Die  Aufstellung  allgemeiner  Regeln,  welche  die  Umgehung  der  Meist- 
begünstigung auf  diesem  Gebiete  unmöglich  machen  würden,  ist  kaum  möglieh, 
abgesehen  von  der  bereits  vielfach  in  Handelsverträgen  angewendeten,  praktisch 
vollauf  ungenügenden  Paritätsklausel,  wornaeh  auf  gleichen  Strecken  in  gleichen 
Eichtungen  verschiedene  Provenienzen  nicht  ungleich  behandelt  werden  dürfen. 
Das  einzige  wirksame  Mittel  wäre  die  Bindung  der  absoluten  Höhe  gewisser  wich- 
tiger Frachtsätze  oder  auch  des  prozentuellen  Verhältnisses  derselben  zu  anderen 
konkurrierenden  Frachtsätzen.  Auch  dieses  ließe  sieh  nicht  im  Voraus  und  nicht 
allgemein  regeln,  sondern  würde  die  Einsetzung  einer  zwischenstaatlichen  Tarif- 
kontrollsteüe,  mit  einem  Schiedsgerichte  verbunden,  erfordern. 
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14.  Die  Begünstigung  der  nationalen  Schiffahrt  durch  billigere 
Bahntarife  für  Waren,  die  auf  nationalen  Schiffen  ein-  oder  ausgeführt 
werden.  *) 

Ein  weiterer  Zweck  einer  Wirtschaftsallianz  der  europäischen 
Staaten  würde  darin  bestehen,  daß  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, ferner  auch  einige  andere  amerikanische  Staaten  an  den 
Abschluß  von  individualisierten,  den  tatsächlichen  Verhältnissen  ange- 
paßten Tarifverträgen  (eventuell  mit  ergänzender  Meistbegünstigungs- 
klausel) gewöhnt  und  zum  Aufgeben  ihrer  bisherigen  Handelsvertrags- 
manier gebracht  werden  2)  —  falls  dies  nicht  etwa  von  selbst  als  eine 
natürliche  Folge  der  handelspolitischen  Umwälzung  des  Jahres  1913 
eintreten  sollte. 

^)  Deutsehland  und  Österreich-Ungarn  haben  per  Saldo  ein  viel  größeres 
Interesse  an  der  weitgehendsten  Freiheit  der  Meere,  an  der  tätigen,  extensiven  Ent- 
wicklung der  eigenen  Seesehiflfahrt,  insbesondere  der  Transitschiflfahrt  in  fremden 
Gebieten,  als  an  der  Abwehr  der  fremden  Transitschiffahrt.  Die  »handelspolitische 
Freiheit  der  Meere«  ist  für  junge  Marinestaaten,  wie  es  die  Zentralreiehe  im  Ver- 
gleiche zu  England  sind,  eines  der  wirksamsten  Mittel,  nicht  nur  die  eigene 
Schiffahrt  in  die  Höhe  zu  bringen,  sich  bei  der  Rohstoff-  und  Lebensmittelbeschaffung 
unabhängig  zu  machen,  die  Zahlungsbilanz  durch  Schiffahrtsgewinne  aus  der 
Transitsehiffahrt  zu  verbessern,  sondern  auch  den  eigenen  Export  zu  fördern  und 
die  »Penetration  pacifique«  von  Neuländern  vorzubereiten.  Aus  diesem  Grunde  kann 
der  Anschauung  Schumachers,  a.  a.  0.  S.  108,  das  System  der  »surtaxes 
d'entrepöt«  sollte  von  Deutsehland  gegebenenfalls  (gegen  England)  angewendet 
werden,  nicht  beigepflichtet  werden.  Übrigens  setzt  sich  Schumacher  selbst  über 
die  gegen  die  Anwendung  dieses  Systems  sprechenden  Bedenken  nicht  hinweg. 
(Im  unwahrscheinlichen  Falle  eines  fortgesetzten  Wirtschaftskrieges  mit  England 
müßte  man  jedoch  natürlich  zu  ähnliehen  sonst  gefährlichen  und  zweischneidigen 
Mitteln  greifen.)  Das  Postulat  der  »handelspolitischen  Freiheit  der  Meere«  ist  nur 
eine  natürliche  Ergänzung  jenes  der  »Freiheit  der  Meere«  überhaupt,  insbesondere 
der  Unverletzliehkeit  des  Privateigentums  im  Seekriege,  welches  Postulat  bisher 
immer  von  England  abgelehnt  wurde  und  aus  Anlaß  der  Friedensverhandlungen 
doch  durchgesetzt  werden  sollte.  Lujo  Brentano  weist  in  einem  Artikel  der 
»Neuen  Freien  Presse«  vom  II.  Juni  1916  mit  Recht  darauf  hin,  daß  England 
seinen  bisherigen  Widerstand  nur  unter  größtem  Drucke  aufgeben  würde. 

2)  Über  diese  Manier  vgl.  Glier  (a.a.O.  S.  202):  »Das  Abhandeln  an  den 
einzelnen  Positionen  des  Generaltarifs,  Minderung  der  Zölle  nach  Maßgabe  der  Be- 
deutung der  einzelnen  Artikel  für  Ein-  und  Ausfuhr  usw.  ist  den  Amerikanern 
selbst  heute  noch  fast  unbekannt.  Wenn  schon  einmal  eine  Herabsetzung  der  Zölle 
stattfindet,  dann  greift  man  zur  pauschalen  Minderung,  Sätze  des  Generaltarifs 
weniger  so  und  so  viel  Prozent.  In  den  Konzessionen  zu  individualisieren,  wie 
solches  in  den  deutsehen,  österreichischen,  italienischen  usw.  Tarifverträgen  ge- 
schieht, dazu  haben  sich  die  Amerikaner  bisher  nicht  verstanden.« 
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In  der  europäischen  Wirtsehaftsallianz  sollten  ferner  folgende 
Grundsätze  für  den  Abschluß  von  Handelsverträgen  untereinander  so- 
wie mit  überseeischen  Staaten  aufgestellt  werden: 

1.  Jede  ausschließliche  Vorzugsbehandlung  ist  unter  Androhung 
Von  gemeinsamen,  seitens  der  Allianz  anzuwendenden  Eepressalien  ver- 
boten —  a)  bis  auf  die  Sonderkonzessionen,  die  zwischen  den  Zentral- 
raächten  oder  auch  zwischen  diesen  und  den  sonst  ihrem  Zollbünd- 
nisse sich  anschließenden  Staaten  vereinbart  wurden  oder  künftighin 
vereinbart  werden  sollen,  h)  bis  auf  die  im  Schöße  der  Kolonialreiche, 
wie  auch  aller  Einheits-  und  Bundesstaaten  oder  Staatenbünde  unter 
einzelnen  Bestandteilen  derselben  bestehenden  oder  einzuführenden 
Vorzugsbehandlungen,  c)  Weitere  Ausnahmen  wären  nur  für  die 
mittelamerikanischen  sowie  für  die  südamerikanischen  Staaten  (unter- 
einander), eventuell  auch  für  Spanien  und  Portugal  (untereinander), 
sowie  für  die  skandinavischen  Staaten  (untereinander)  zuzulassen. 

d)  Aus  diesem  Anlasse  wäre  der  Begriff  der  Grenzverkehrs- 
begünstigungen,  die  nach  wie  vor  von  der  Meistbegünstigung  ausge- 
nommen bleiben  sollen,  zu  präzisieren  und  stark  einzuschränken  — 
etwa  in  der  Weise,  daß  unter  diesen  Begriff  bloß  Provenienzen  aus 
dem  15 — 30  km  tiefen  Grenzgebiete  fallen,  wenn  sie  in  den  nach- 
barlichen Grenzbezirk  von  gleicher  Tiefe  ausgeführt  werden  (wobei 
die  Umgehung  u.  a.  durch  bahntarifarische  Maßregeln  im  Voraus  aus- 
geschlossen sein  sollte). 

2.  Im  allgemeinen  sind  möglichst  differenzierte  Tarifverträge 
mit  gebundenen  Sätzen  und  mit  der  ergänzenden  unbedingten  Meist- 
begünstigungsklausel, die  nur  im  Sinne  des  Punktes  1  beschränkungs- 
fähig ist,  zu  vereinbaren,  und  zwar  unter  solchen  Staaten,  deren  Ver- 
kehr ein  umfangreicher  und  verzweigter  ist  sowie  vorwiegend  auf 
dem  Austausche  industrieller  Werte  beruht. 

3.  Mit  Staaten,  welche  den  letzteren  Voraussetzungen  nicht  ent- 
sprechen, insbesondere  mit  solchen  überseeischen,  sind  nach  wie  vor 
allgemein  gefaßte,  unbedingte  und  höchstens  nur  im  Sinne  des  Punktes  1 
beschränkte  Meistbegünstigungsverträge  abzuschließen. 

Auf  die  Weise  wird  der  Zollbevorzugung  jener  Baum  gesichert, 
welcher  a)  dem  Bedarfe  des  natürlichen  nachbarlichen  Verkehres  ent- 
spricht, h)  die  zur  Herstellung  des  weltwirtschaftlichen  Gleichgewichtes 
unerläßliche  Organisation  einer  neuen  mittel-  und  südosteuropäisch- 
nordwestwestasiatischen    Weltwirtschaftsgruppe    ermöglicht.    Auf   der 
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anderen  Seite  wird  durch  die  obige  Regelung  unmöglich  gemacht,  daß 
Zollbevorzugungen  zur  Störung  des  Gleichgewichtes  unter  den  Welt- 
wirtschaftsgruppen und  zur  Vergewaltigung  der  >  Handelsvertragsmoral  c 
verwendet  werden.  Auf  diese  Weise  wird  das  handelspolitische  »Nach- 
barrecht« fest  umschrieben,  auf  das  sachlich  notwendige  Maß  einge- 
schränkt und  der  imperialistischen  Gefahren  entkleidet. 

Die  Meistbegünstigung,  inhaltlich  nur  mit  jenen  natürlichen  und 
notwendigen  Beschränkungen  verbunden,  die  sich  aus  der  Tarif- 
spezialisierung und  aus  den  dem  individualisierten  Bedarfe  angepaßten 
Tarifverträgen  ergeben,  bleibt  sonst  als  Hauptprinzip  der  Welthandels- 
politik bestehen,  da  sie  sich  trotz  aller  Anfeindungen  im  großen  und 
ganzen  als  eines  der  wirksamsten  Mittel  zur  Förderung  des  indu- 
striellen Exportes,  der  Produktion,  des  Welthandels,  der  Weltwirtschaft, 
insbesondere  für  Deutschland  und  Österreich-Ungarn,  bewährt  hat,  was 
von  der  über  wiegenden  Mehrheit  der  Nationalökonomen  und  der  prakti- 
schen Volkswirte  anerkannt  wird^)  und  weil  sie  vom  Standpunkte  der 
Handelsvertragstechnik  unentbehrlich  ist  (s.  Schul  1er,  a.  a.  0.  S.  145). 

Die  Starrheit  der  handelspolitischen  Formen  ist  nie  ganz  aus 
der  Welt  zu  schaffen.  Dieselbe  wäre  doch  in  der  vorgeschlagenen 
Neuregelung  ihrer  größten  Gefahren  entkleidet,  und  es  würden  diese 
Formen  unvergleichlich  mehr,  als  es  bisher  der  Fall  war,  auf  die 
wichtigsten  tatsächlichen  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  im  gegebenen 
Zeitalter  zugeschnitten  werden. 

Ein  Krankheitskeim  im  handelspolitischen  Weltorganismus  war 
das  Verhältnis  der  nordamerikanischen  Union  sowie  einiger  süd- 
amerikanischer Staaten  zu  Europa,  welches  amerikanischerseits  auf  der 
Reziprozität,     europäischerseits    auf   der    Meistbegünstigung    beruhte. 


1)  Eine  der  praktischen  Haupteinwendungen,  die  gegen  die  unbedingte  und 
umfänglich  unbeschränkte  Meistbegünstigung  in  den  Zentralreiehen  geltend  gemacht 
wurden,  die  Unmöglichniachung  der  Zollannäherung  im  Schöße  Mitteleuropas  (haupt- 
sächlich im  Hinblicke  auf  den  §  11  des  Frankfurter  Friedens),  fällt  weg.  Auf  die 
oben  geschilderte  Weise,  ferner  durch  Einbeziehung  der  amerikanischen  ßeziprozitäts- 
staaten  in  den  Komplex  der  mit  ergänzenden  unbedingten  Meistbegünstigungsklauseln 
versehenen  Tarifverträge,  wird  die  Einwendung  der  »blinden  Wirkung«  der  Meist- 
begünstigung (vgl.  Baernreither,  »Handelspolitische  Ausblicke«,  Wien  1913,  S.  33) 
vom  Standpunkte  der  Interessen  der  Zentralreiche  wesentlich  entkräftet.  Vgl.  hiezu 
Jastrow,  a.  a.  0.:  »Die  Wiederherstellung  der  Meistbegünstigungsklausel  in  den 
Tarifverträgen  ist  mit  der  Wiederherstellung  von  Treue  und  Glaube  in  Privatver- 
trägen identisch.« 
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Wenn  nun  von  einigen  Seiten  empfohlen  wird,  nach  dem  Prinzipe 
»similia  similibus«  diesem  Übel  dadurch  zu  begegnen,  daß  fortan  auch 
von  den  europäischen  Staaten  nur  Eeziprozitätsverträge  geschlossen 
werden,  so  birgt  dieses  Mittel  eine  andere  Gefahr,  nämlich  die  der 
E;ickkehr  zu  den  merkantilistischen  Tarifverträgen  mit  der  durch  diese 
bevirkten  fortdauernden  Instabilität  und  Unruhe  sowie  mit  der  ver- 
gröjJerten  Schwierigkeit,  die  zukünftige  Gestaltung  im  weltwirtschafts- 
freimdlichen  Sinne  zu  gestalten.^) 

Anderseits  bieten  aber  gerade  die  Friedensverhandlungen  ein 
viel  besseres  Mittel  der  Sanierung,  nämlich,  wie  gesagt,  den  Abschluß 
von  differenzierten  Tarifverträgen  mit  gebundenen  Sätzen  sowie  mit 
der  ergänzenden  unbedingten  Meistbegünstigung,  von  welcher  jedoch 
gewisse  oben  genannte  Bevorzugungen  im  Voraus  ausgeschlossen 
werden  (unter  gleichzeitiger  Festlegung  derjenigen  Gebiete,  in  deren 
Kahmen  solche  Bevorzugungen  stattfinden  dürfen),  schließlich  mit  der 
Bestimmung  von  ZoUmaxima  für  eine  Reihe  wichtiger  Artikel  sowie 
mit  der  Verpflichtung  zu  gemeinsamen  Repressivaktionen  in  den  oben 
angedeuteten  Fällen. 

Erst  dann,  d.  h.  bei  Annahme  des  obigen  Systems,  insbesondere 
bei  Festsetzung  der  Zollmaxiraa,  werden  langfristige  Verträge 
möglich  sein  und  wird  eine  Stabilität  der  Zollpolitik  gefahrlos  er- 
reicht werden  können  —  eine  Stabilität,  welche  in  so  hohem  Grade 
im  Interesse  der  Weltproduktion  und  des  Welthandels  liegt  und  beim 
bisherigen  Systeme  unmöglich  war. 

Eine  solche  Stabilität  wird  übrigens  auch  durch  die  Schaffung 
großer  Weltwirtschaftsgruppen  an  und  für  sich  erleichtert.  Hiezu  bemerkt 
Todorovits  (a.a.O.  S.  122)  ganz  richtig:  »Die  Zolleinigung  sichert 
in  manchen  Fällen  die  Stabilität  nicht  nur  der  inneren,  sondern  auch 
der  äußeren  Handelspolitik.  Da  das  Ausland  einen  großen  Wert  darauf 
legt,    in  friedlichen  Handelsbeziehungen  mit  einem  großen  Zollgebiet 

^)  Vgl.  Grunzel,  > Handelspolitik  und  Ausgleich  in  Österreich-Ungarn <, 
Wien  1912,  S.  246:  »Ob  sieh  aber  die  ßüekkehr  zu  dem  einst  auch  in  Europa 
geltenden  Prinzip  der  Eeziprozität  vollziehen  wird,  ist  doch  sehr  fraglich.  Wenn 
jede  zwischen  beiden  Ländern  gewährte  Erleichterung  von  den  anderen  im  Wege 
besonderer  Verhandlungen  durch  neue  Vorteile  erkauft  werden  müßte,  so  würde 
eine  handelspolitische  Schwerfälligkeit  und  Unsicherheit  entstehen,  welche  den  immer 
dichteren  Handelsverkehr  der  europäischen  Staaten  untereinander  schwer  beeinträch- 
tigen würde.«  Schumacher  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  122)  bezeichnet 
gleichfalls  das  Beziprozitätssystem  als  »dem  Welthandel  nicht  mehr  angemessen«. 
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zu  stehen,  muß  es  sich  manchmal  gefallen  lassen,  von  einer  geplanten 
Änderung  abzustehen.  Ebenso  wichtig,  wenn  nicht  noch  wichtiger, 
ist  es,  daß  eben  diese  Änderungen  weitaus  schädlicher  für  ein  kleines 
als  für  ein  großes  Zollgebiet  sind.«  So  gehört  das  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland  zu  schließende  Zollbündnis  an  und  für  sich 
auch  zu  den  Mitteln,  der  Welthandelspolitik  eine  größere  Stabilität 
zu  sichern. 

Durch  eine  derartige  Umgestaltung,  insbesondere  durch  die  Sta- 
bilisierung des  handelspolitischen  Systems  würden  die  gegenwärtigen 
Gegner  der  Zentralmächte  über  Initiative  derselben  ein  vollwertiges 
Entgelt  für  die  Einschränkung  erhalten,  daß  sie  sich  gegenseitig  nicht 
bevorzugen  dürfen,  während  Österreich- Ungarn  und  Deutschland  mit 
anderen  kleineren  Staaten  ein  Zollbündnis  zu  schließen  befugt  wären. 


Ein  zollpolitischer  Zusammenschluß  Europas  mit  einer  Defensiv- 
spitze gegen  Amerika  würde  höchstwahrscheinlich  in  England,  wenn 
schon  nicht  laut,  so  doch  im  stillen,  sympathisch  begrüßt  werden; 
denn  dies  wäre  ein  Mittel  dagegen,  daß  das  infolge  der  Zollbevorzugung 
der  englischen  Kolonien  in  England  mutmaßlich  ins  Wanken  geratende 
handelspolitische  Verhältnis  zwischen  England  und  der  nordamerika- 
nischen Union  nicht  etwa  in  ein  für  Großbritannien  gefährliches 
Fahrwasser  gelange. 

Außerdem  stellt  für  England  —  trotz  der  Ablehnung  der  ver- 
tragsmäßigen Vorzugsbehandlung  der  Vereinigten  Staaten  in  Kanada 
im  Jahre  1911  —  die  »penetration  pacifique«  der  Vereinigten  Staaten 
in  Kanada  eine  immer  steigende  politische  und  wirtschaftliche  Gefahr 
dar.  Dieselben  Vereinigten  Staaten,  die  auf  dem  Londoner  Geldmarkte 
im  Jahre  1910  —  39-5  Millionen  Pfund  Sterling,  im  Jahre  1911 
—  21'3  Millionen,  im  Jahre  1912  — 23*6  Millionen  aufnahmen,  haben 
nach  Pield,  »Capital  Investments  in  Canada«  (Toronto  1912),  im 
Jahre  1911  — 417  Millionen  Dollars  in  der  kanadischen  Volkswirtschaft 
investiert  gehabt  (auf  die  Gesamtsumme  des  investierten  fremden  Ka- 
pitals von  2416  Millionen  Dollars,  wovon  auf  England  1860  Millionen, 
auf  Frankreich  70,  auf  Deutschland  nur  30  entfielen).  Die  Vereinigten 
Staaten  bemächtigten  sich  nach  und  nach  der  Eisen-  und  der  elektrischen 
Industrie  sowie  der  Landwirtschaft  im  kanadischen  Westen.  Ferner  haben, 
ebenfalls  nach  Field,  auf  die  Gesamtziffer  der  Einwanderung  nach  Kanada 
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in  den  Jahren  1901  bis  1911  von  1,765.000  Köpfen  685.000  Eng- 
länder 102  Millionen  Dollars,  410.000  anderssprachige  Einwanderer  bloß 
8  Millionen  Dollars  und  618. ÜOÜ  Nordamerikaner  565  Millionen  Dollars 
ins  Land  gebracht.  Hiezu  tritt  die  Entwicklung  des  Handelsverkehrs 
zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  Kanada,  die  sich  auf  Kosten  des 
Mutterlandes  vollzieht.  Vom  Jahre  1871/72  bis  1911/12  ist  der  Anteil 
der  Vereinigten  Staaten  an  der  kanadischen  Einfuhr  von  33'37o  ^^^ 
63"47o  gestiegen,  jener  Englands  von  58*37o  auf  22'47o  gefallen. 
Die  Engländer  dürften  übrigens  bereits  dessen  überdrüssig  geworden 
sein,  daß  die  Vereinigten  Staaten  mit  englischem  Gelde  überhaupt 
(auch  in  Südamerika  und  in  China)  sieh  die  finanziellen  Grundlagen 
zur  Verdrängung  der  englischen  Pabrikatenausfuhr  zugunsten  der 
eigenen  zu  verschaffen  suchen.  (Allerdings  werden  die  Vereinigten 
Staaten  nach  dem  Kriege  imstande  sein,  hiezu  reichlich  eigenes  Kapital 
zu  verwenden.) ') 

In  der  ersten  Hälfte  des  letzten  Jahrzehntes  wurde  über  die 
amerikanische  Gefahr  in  Frankreich  am  lautesten  gesprochen.  Eichtig 
bemerkt  hiezu  Grunzel  (>Die  Handelspolitik  und  der  Ausgleich«, 
Wien  1913,  S,  242):  »In  allen  beteiligten  Staaten  dürfte  wohl  der 
Wunsch  vorherrschen,  das  gegenwärtige  Vertragsnetz  zu  erhalten  und 
womöglich  zu  erweitern.  Besonders  wünschenswert  wäre  der  Anschluß 
Frankreichs,  weil  damit  jener  latente  Gegensatz  aus  der  europäischen 


1)  Böse  (a.  a.  0.  S.  169  bis  171)  seheint  England  der  vom  Wachstum  der 
wirtschaftlichen  Macht  der  Vereinigten  Staaten  am  meisten  bedrohte  Staat  zu  sein. 
Vgl.  auch  die  an  derselben  Stelle,  ferner  S.  202,  von  Böse  zitierten  französischen 
und  englischen  Nationalökonomen  und  Staatsmänner,  die  derselben  Ansicht  waren. 
Auch  das  hat  man  in  England  nicht  vergessen,  daß  die  Schwächung  Englands 
im  Burenkriege  von  den  Nordamerikanern  zu  einem  großen  Erfolge  in  der  Frage 
des  Panamakanals  ausgenützt  wurde  (Hay-Pauneefotevertrag  von  den  Jahren  1900 
bis  1901).  Durch  die  an  verschiedenen  Stellen  dieser  Arbeit  angedeutete  beträcht- 
liche Verschiebung  in  den  einschlägigen  Verhältnissen,  die  infolge  des  Krieges  zu- 
ungunsten Englands  und  zugunsten  der  nordamerikanischen  Union  bereits  einge- 
treten ist,  wurde  die  der  englischen  Macht  von  Nordamerika  drohende  Gefahr 
ganz  gewaltig  vergrößert. 

Erst  kürzlich  hat  der  englische  Handelsminister  im  Parlament  zugegeben, 
daß  man  nicht  ohne  Sorge  bemerken  müsse,  wie  die  amerikanische  Kohle  die 
englische  in  Südamerika  verdränge.  »Daily  Chronicle«  warnt  vor  der  Portsetzung 
des  Wirtschaftskrieges  gegen  Mitteleuropa  nach  dem  Friedensschlüsse,  indem  er 
darauf  hinweist,  daß  dann  die  Vereinigten  Staaten  den  Vorrang  übernehmen 
würden  und  New  York  anstatt  London  das  Herz  des  Welthandels  würde. 
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Handelspolitik  verschwinden  würde,  der  von  manchem  Lande,  so 
namentlich  von  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerii^a,  zum  Schaden 
beider  Teile  ausgenützt  worden  ist.«  Von  einigen  hervorragenden 
französischen  Nationalökonomen,  wie  Gide,  Bosc  u.  a.,  wurde  noch 
vor  nicht  langer  Zeit  die  Solidarität  der  europäischen  Völker  gegen 
die  amerikanische  Konkurrenz  propagiert.  ^) 


Nach  unserer  Auffassung  und  im  Einklänge  damit,  daß  die  be- 
sprochene europäische  Wirtschaftsallianz  einen  rein  defensiven  Cha- 
rakter zu  tragen  hätte,  handelt  es  sich  nicht  so  sehr  um  die  Solidarität 
der  europäischen  Staaten  gegen  Amerika,  als  um  eine  Solidarität  der- 
selben mit  Amerika  zusammen,  die  allerdings  nur  auf  dem  Wege  der 
Solidarisierung  Europas  gegen  Nordamerika  erreicht  werden  kann  und 
muß.  Eigentlich  handelt  es  sich  da  um  eine  Solidarität  aller  gegen 
alle,  d.  h.  gegen  alle  jene,  die  das  zur  Erhaltung  des  Weltfriedens 
notwendige  wirtschaftliche  Gleichgewicht  stören  oder  die  ebenfalls 
im  allgemeinen  Interesse  liegende,  neu  zu  formulierende  » Handels- 
vertragsmoral«  verletzen  würden.  Die  ZoUmaxiraa  würden  doch  nicht 
nur  für  die  Vereinigten  Staaten,  sondern  auch  für  die  europäischen 
Staaten  eine  Bindung  ihrer  Willkür  auf  weltwirtschaftlichem  Gebiete 
bedeuten.  Da  die  Vereinigten  Staaten  ohnehin  im  Jahre  1913  die 
Bahnen  des  Hochschutzzöllnertums  verlassen  haben,  wäre  ihr  Eintritt 
in  die  besagte  Weltsolidarität  jetzt  weit  eher  zu  erreichen  als  früher. 
Ein  andauernder  Konflikt  Europas  mit  Amerika,  welcher  am  landwirt- 
schaftlichen Kongresse  in  Kom  1903,  ferner  in  der  Enquete  des 
Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereines  in  Österreich  vom  Jahre  1906 
(insbesondere  von  Kuffler)  für  den  Fall  eines  zolipolitischen  Zu- 
sammenschlusses Europas  befürchtet  wurde,  wäre  ausgeschlossen  — 
auch  aus  sachlichen  Gründen,    die   an   einer   anderen  Stelle  (s.  oben 

^)  Nach  Bosc,  a.  a.  0.  S.  173,  dürfe  sich  Frankreich  gegenüber  der  nord- 
amerikanisehen  Konkurrenz,  die  der  französischen  Industrie  sowohl  im  Exporte  als 
auch  im  Inlande  große  Schäden  zugefügt  hat,  nicht  teilnahmslos  verhalten ;  Frank- 
reich habe  an  der  Verteidigungsorganisation  Europas  auch  insofern  ein  direktes 
Interesse,  als  durch  die  Schwächung  der  britischen  Geschäftstätigkeit  infolge  nord- 
amerikanischer Überlegenheit  die  Kaufkraft  des  besten  Kunden  Frankreichs  ver- 
ringert würde.  Auch  Paul  Leroy-Beaulieus  westeuropäische  und  allgemein 
europäische  Zollvereinsideen  beruhen  auf  der  Erkenntnis  der  Gefahr,  die  der  fran- 
zösischen Volkswirtschaft  von  der  Erstarkung  Nordamerikas  droht. 
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»Vereinigte  Staaten«)  angegeben  wurden.  Lenz  (»Die  Voraussetzungen 
des  neuzeitliehen  Staatenkrieges«,  Berlin  1915)  ist  mit  Eecht  über- 
zeugt, daß  der  gegenwärtige  weltwirtschaftliehe  Konflikt  in  einer 
Verständigung  Deutschlands  nicht  nur  mit  England,  sondern  auch  mit 
den  Vereinigten  Staaten  seinen  Abschluß  finden  muß.  Eine  solche 
Verständigung  Europas  mit  Amerika  auf  der  Grundlage  der  Ein- 
schränkung der  amerikanischen  wie  auch  der  europäischen  Übergriffe 
wird  über  noch  ein  Bindemittel,  nämlich  jenes  der  gemeinsamen  Ab- 
wehr des  Panostasiatismus  in  der  weiteren  Zukunft  verfügen.  Schon 
in  den  Friedensverträgen  müßte  dafür  gesorgt  werden,  daß  eine  weitere 
Bevorzugung  Japans  in  China  in  wirtschaftlicher  Beziehung  unter- 
bleibe. Daran  hat  aber  Nordamerika  zumindest  ein  gleich  großes  Inter- 
esse wie  Europa. 

Bisher  sind  derartige  handelspohtische  Organisationen  ganzer 
Kontinente,  insbesondere  Europas,  trotz  verschiedener  darauf  abzielender 
Vorschläge  (z.  B.  Sartori us  v.  Walterhausen  —  s.  oben  im  ge- 
schichtlichen Teil)  allgemein  für  undurchführbar  gehalten  worden, 
namentlich  im  Hinblicke  auf  jene  Gegensätze,  die  unter  den  europäi- 
schen Staaten  bestanden  und  sich  immer  mehr  verschärften.  Insbe- 
sondere ist  die  Undurchführbarkeit  derselben  am  landwirtschaftlichen 
Kongresse  in  Rom  1903  von  Meline  und  Luzzatti  in  überzeugender 
Weise  dargetan  worden.  In  der  Wirklichkeit  wäre  dieses  Ziel  unter 
den  früheren  »normalen,  friedlichen«  Verhältnissen  nicht  zu  erreichen 
gewesen.  Der  Weltkrieg  allein,  mit  dem  Siege  jener  Mächtegruppe 
verbunden,  deren  Interesse  an  einer  solchen  Organisation  das  größte 
ist  —  der  Weltkrieg,  welcher  alle  früheren  handelspolitischen  Ab- 
machungen über  den  Haufen  wirft  und  dem  Sieger  die  Macht  ver- 
leiht, die  Weltordnung  in  weitem  Umfange  nach  seinen  Ideen  umzu- 
bauen, macht  auch  auf  vorliegendem  Gebiet,  wie  auf  vielen  anderen, 
das  sonst  Undurchführbare  verhältnismäßig  leicht  realisierbar. 

Und  sollte  auch  dem  Sieger  diese  Macht  nicht  vergönnt  sein, 
so  könnte  an  Stelle  derselben  die  geschilderte  wirtschaftliche  Notlage 
Europas  nach  dem  Kriege,  als  ein  Binde-  und  Ernüchterungsmittel, 
mit  der  gleichen  Wirksamkeit  treten.  Diese  Tatsache  ins  allgemeine 
Bewußtsein  zu  überführen,  muß  jedenfalls  eine  der  Aufgaben  der 
Friedensverhandlungen  bilden  —  wie  nun  die  Ernte  der  Schlachtfelder 
ausfallen  mag. 
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Der  gegenwärtige  geschichtliche  Kataklismus  ist  ein  so  gewal- 
tiger, daß  nach  allen  Erfahrungen  die  Annahme  berechtigt  ist,  er 
werde  einen  Markstein  in  der  Eealisierung  gewisser  großer  geschicht- 
licher Gleichgewichtsgesetze  bilden. 

Zunächst  dürfte  sich  hier  das  Gesetz  des  beständigen  Wechsels 
der  Interessengegensätze  in  augenscheinlicher  Weise  bewähren.  Wo 
gewisse,  wenn  auch  nur  vorübergehende  und  minder  wichtige  Gegen- 
sätze sich  auf  psychologischer  Grundlage  derart  zuspitzen,  daß  sie  zu 
einem  Kampfe  auf  Leben  und  Tod  führen,  werden  zeitweise  andere, 
nach  wie  vor  im  latenten  Zustande  bestehende,  natürliche,  manchmal 
ständige  und  sogar  größere  Gegensätze  vergessen.  Ebenso  werden 
dann  zeitweise  vergessen  die  unter  den  Kämpfenden  bestehenden 
großen  Interessengemeinschaften.  Wenn  das  Eesultat  solcher  Kämpfe 
auf  Leben  und  Tod  die  Unmöglichkeit  der  vollständigen  Nieder- 
kämpfung, sei  es  des  einen,  sei  es  des  anderen  Gegners,  in  abseh- 
barer Zeit  ergibt  oder  wenn  durch  diese  Kämpfe  die  bestehenden 
tatsächlichen  Ungleichheiten  derart  ausgeglichen  werden,  daß  dem 
besiegten  Gegner  die  Lust  zur  Wiederherstellung  der  Ungleichheit 
benommen  wird,  dann  flauen  die  vorübergehenden  Gegensätze  rasch 
ab,  und  es  gelangen  bald  die  alten,  die  natürlicheren  und  größeren 
Gegensätze  zum  Worte.  Es  enthüllt  sich  gleichzeitig  auch  wieder  das 
zeitweise  verschleiert  gewesene  Bild  der  Interessengemeinsamkeit  unter 
den  bis  dahin  kämpfenden  Parteien.  So  müssen  kraft  dieses  Gesetzes 
nach  dem  bisher  größten  Konflikte  unter  den  europäischen  Völkern, 
falls  derselbe,  wie  zu  erwarten  ist,  mit  einem  durchgreifenden  Siege 
der  Zentralmächte  beendigt  wird,  die  bisherigen  Gegensätze  unter  den 
europäischen  Völkergruppen  auf  eine  gewisse  Zeit  mehr  oder  weniger 
verstummen,  dafür  aber  die  Gegensätze  zwischen  Europa  und  Nord- 
amerika um  so  lauter  werden;  das  Vorhandensein  dieser  Gegensätze 
regte  in  der  Zeit  von  1875  bis  1906  unzähhge  Aufforderungen  zur 
Solidarisierung  Europas  an.  Durch  die  wirtschaftliehe  Erstarkung  der 
Vereinigten  Staaten  infolge  des  europäischen  Krieges  können  und 
müssen  diese  Gegensätze  nach  dem  Kriege  automatisch  noch  stärker 
in  den  Vordergrund  treten. 

Das  allgemeine  geschichtliche  Gleichgewichtsgesetz  wird  dies- 
mal auch  in  einer  anderen  Weise  zum  Ausdrucke  gelangen,  nämlich 
in  der  Unmöglichmachung  der  Entwicklung  von  alles  niederringenden 
Weltreichen.  Die  Geschichte  lehrt,  daß  jedes  Weltimperium  über  kurz 
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oder  lang-  Gegensätze  hervorrief,  die  es  dann  zum  Falle  brachten,  um 
das  durch  seinen  Bestand  gestörte  Gleichgewicht  wieder  herzustellen. 
Im  Zusammenhange  mit  dem  viel  rascheren  Lebenstempo  der  Neuzeit 
setzen  sich  solche  Gleichgewichtsgesetze  in  der  Neuzeit  viel  rascher 
durch  als  früher.  Heute  ist  die  Differenzierung  eine  viel  größere,  die 
Eeaktion  eine  unvergleichlich  raschere  und  allgemeinere,  das  Kraft- 
bewußtsein den  faktischen  Kräften  viel  mehr  angepaßt,  so  daß  bereits 
bloß  Versuche,  ein  Weltreich  zu  gründen,  energischen  Gegenversuchen 
begegnen,  das  unter  großen  Komplexen  auf  der  Grundlage  der  Parität 
bestehende  Gleichgewicht  nicht  stören  zu  lassen.  Diese  neue  Aus- 
drucksform des  Gleichgewichtsgesetzes  beherrscht  die  geschichtliche 
Entwicklung  seit  Napoleon  I.  in  unverkennbarer  Weise. 

Im  ersten  Jahrzehnte  des  XX.  Jahrhunderts  hatte  die  Welt  es 
wieder  mit  einem  Versuche  Englands,  mutmaßlich  mit  dem  letzten, 
zu  tun,  die  Weltsuprematie,  vor  allem  die  wirtschaftliche,  an  sich  zu 
reißen,  ein  wirtschaftliches  Weltimperium  zu  gründen.  Diesem  Ver- 
suche setzte  sich  das  Gleichgewichtsgesetz,  durch  die  Zentralmächte 
vertreten,  rasch,  energisch  und  erfolgreich  entgegen.  Wie  immer  der 
endgiltige  Ausgang  des  Weltkrieges  sein  wird,  von  einem  britischen 
Weltimperium  kann  nach  jenen  bisherigen  Kriegsergebnissen,  die  un- 
verschiebbar sind,  nicht  mehr  die  Rede  sein. 

England  befolgte  immer  Oarlyles  Lehre,  daß  die  stärkere 
Nation  nicht  nur  das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht  hat,  die  schwä- 
cheren zu  beherrschen.  Nun  konnte  Carlyle  nicht  voraussehen,  daß 
die  Neuzeit  die  Erstarkung  mehr  oder  weniger  gleich  wichtiger,  und 
zwar  mehrerer  ähnlicher  Organismen  in  dem  Maße  mit  sich  bringen 
wird,  daß  sein  Prinzip  zugunsten  einer  unter  diesen  Organismen  her- 
zustellenden Parität,  zugunsten  einer  Föderation  im  weitesten  Sinne 
des  Wortes,  eines  Weltmachtsyndikats,  wird  abdizieren  müssen.  Eng- 
land lernt  aber  nie  rasch  um,  und  diesem  Umstände  ist  der  letzte, 
der  gegenwärtige  Versuch  der  Anwendung  der  Carlyleschen  Lehre 
zuzuschreiben.  Nun  wird  aber  auch  England  nach  dem  Friedens- 
schlüsse durch  den  Zwang  der  Verhältnisse  dazu  gebracht  werden, 
sich  dem  in  der  geschilderten  Weise  »modernisierten«  Gleichgewichts- 
gesetze in  der  Weltpolitik  und  in  der  Weltwirtschaftspolitik  zu  beugen. 

Die  längste  Zeit  hatte  England  in  der  Wirtschaftspolitik  die 
führende  Rolle.  In  den  ersten  Jahrzehnten  des  XIX.  Jahrhunderts 
fabrizierte  es  mit  Erfolg  freihändlerische  Ideen  für  Esportzwecke,  in- 
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dem  es  selbst  auf  dem  Standpunkte  des  Protektionismus  solange  blieb, 
bis  ihm  eine  überwältigende  Erstarkung  der  englischen  Industrie  ge- 
lungen war.  Als  dieses  Ziel  in  den  vierziger  Jahren  erreicht  war  und 
England  fürchten  mußte,  daß  von  nun  an  durch  die  Portsetzung  des 
englischen  Protektionismus  freihändlerische  Ideen  auf  dem  Kontinente 
totgeschlagen  werden  könnten,  entschloß  es  sich,  selbst  zum  Frei- 
handel zu  übergehen,  um  den  Protektionismus  auf  dem  Kontinente  auf- 
zuhalten und  der  eigenen  stärkeren  Industrie  die  Übermacht  über  die 
schwächere  Industrie  des  Kontinentes  auf  lange  Zeit  zu  sichern.  So 
gelang  es  auch  England  lange  Zeit  in  glänzender  Weise,  die  Welt- 
handelspolitik unter  dem  Gesichtswinkel  seines  eigenen  Interesses  zu 
gestalten  und  zu  führen.  Seit  1880  fängt  das  Blatt  an,  sich  zu  wenden. 
Trotzdem  England  am  Freihandel  nach  wie  vor  festhält,  gehen  so- 
wohl die  europäischen  als  auch  die  überseeischen  Staaten  (sogar  die 
englischen  Kolonien)  zum  Protektionismus  über,  halten  hiemit  die 
weitere  Steigerung  der  englischen  Ausfuhr  auf,  züchten  eine  große 
Industrie,  bemächtigen  sich  eines  immer  steigenden  Anteiles  am 
Welthandel,  so  daß  es  Großbritannien  immer  schwieriger  wird,  die 
erste  Stelle  zu  behaupten,  i)  Dieser  Wandel  der  Verhältnisse  ruft  in 
England  zunächst  die  auf  eine  engere  wirtschaftliche  Annäherung  des 
Mutterlandes  mit  den  Kolonien  hinzielende  imperialistische  Bewegung, 
dann  im  Zusammenhange  hiemit  eine  schutzzöllnerische  Strömung 
hervor.  Beides  setzt  sich  nicht  in  genügendem  Maße  durch  und  ver- 
stummt zeitweise  (nach  1906)  —  unter  anderem  angesichts  des  neuen 
Aufschwunges  des  englischen  Exportes  nach  einer  längeren  Stillstands- 
periode. 

Ungeachtet  der  letzteren  Erscheinung  wird  in  England  die 
Anschauung  immer  allgemeiner,  daß  der  Ernst  der  Lage,  die  Größe 
der  dem  englischen  Einflüsse  von  der  Überlegenheit  der  deutschen 
Arbeitsmethoden  und  Wirtschaftstechnik  drohenden  Gefahr  ein  radikales 
Mittel  zur  Befestigung  und  Erweiterung  der  englischen  Macht  er- 
fordern. In  der  Vergangenheit  war  es  England  mehrmals  geglückt, 
Mitbewerber  um  die  Herrschaft  auf  den  Weltmeeren  vollständig  aus 
dem  Felde  zu  schlagen   und  sich  ihres  Kolonialbesitzes   zu  bemäch- 


^)  Über  den  verhältnismäßigen  Rückgang  der  kommerziellen  und  industriellen 
Vorherrschaft  Englands  in  der  Zeit  von  1860  bis  zum  Kriegsausbruch  vgl.  Lenz, 
> Die  Voraussetzungen  des  modernen  Krieges«,  München  1916,  sowie  die  dort  ange- 
führten Ziffern. 
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tigen.  Derselbe  Plan  wurde  auch  jetzt  gefaßt  und  gegen  den  in  der 
gegebenen  Zeit  als  gefährlichst  betrachteten  Konkurrenten  Deutsch- 
land geschmiedet. 

So  entbrannte  der  Weltkrieg  —  aus  englischen  Machtkonzep- 
tionen heraus. 

England  legte  sieh  jedoch  über  die  inzwischen  vor  sich  gegangene 
Änderung  in  den  Kraftverhältnissen  keine  Rechenschaft.  Es  über- 
schätzte seine  Kräfte  und  die  seiner  Alliierten,  es  unterschätzte  die 
Kräfte  seiner  Gegner.  »Hochmut  kommt  vor  dem  Fall!«  Nun  ist  aber 
der  »Fall«  im  strengen  Sinne  des  Wortes  nicht  mögUch.  Angesichts 
der  Kräfteverhältnisse,  angesichts  des  in  der  Neuzeit  immer  rascher 
und  präziser  wirkenden  Gleichgewichtsgesetzes  kann  der  gegenwärtige 
Kampf  nur  durch  die  Erstellung  eines  Gleichgewichtes,  einer  Parität 
unter  den  großen  Weltwirtschaftsgruppen,  einer  Parität  von  langer 
Dauer  beendigt  werden. 

Es  gibt  noch  ein  anderes  Gebiet,  auf  welchem  aus  Anlaß  des 
Friedensschlusses  das  Gleichgewichtsgesetz  zum  Worte  gelangen  dürfte. 
Zwischen  dem  Freihändlertum  und  dem  Schutzzöllnertum  besteht  eine 
natürliche  und  ständige  Fluktuation.  Wie  im  parlamentarischen  Leben 
Englands  die  Wighs  mit  den  Tories  abwechselnd  zur  Macht  gelangen 
mußten,  was  nicht  ohne  Berechtigung  als  ein  günstiges  Moment  im 
staatlichen  Leben  Englands  angesehen  wurde,  so  lösen  im  weltwirt- 
schaftlichen Leben  der  Neuzeit  freihändlerische  und  schutzzöUnerische 
Strömungen  gewissermaßen  automatisch  einander  ab.^)  Die  Schutz- 
zollära des  letzten  Viertels  des  XIX.  Jahrhunderts  und  des  ersten 
Jahrzehntes  des  XX.  Jahrhunderts  hat  ihre  Ziele  erreicht,  ihre  Auf- 
gabe vollbracht  und  ist  an  der  Grenze  angelangt,  wo  ein  weiteres 
Steigen  der  Schutzzollschranken  infolge  der  automatisch  bewirkten 
Retorsion  seitens  aller  Staaten  in  demselben  Sinne  sowie  infolge  Ver- 
teuerung und  Erschwerung  der  eigenen  Produktion  eine  Gefahr  für 
die  weltwirtschaftliche  Expansion  bedeuten  würde,  deren  Notwendig- 
keit inzwischen  in  gewaltigem  Maße  gestiegen  ist.  Der  Hochschutz- 
zoll ist  wohl  auch  eine  soziale  Gefahr,  weil  das  scharfe  Schutz- 
zollsystem —  auch  wenn  es  eine  innere  Ausgleichung  der  Preise, 
Löhne  und  Verdienste  in  großen  Gebieten  mit  sich  bringt  —  doch 
die  ökonomisch  schwächsten  Schichten  am  härtesten  trifft,  welche  die 


1)  Vgl.  Kellenberger   (im    »Weltwirtschaftlichen  Arehiv«,   Jänner  1916). 

▼.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Ann&herung.  I.  48 
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Last  nicht  mehr  überwälzen  können!  (»Den  letzten  beißen  die 
Hunde.«)*) 

Aus  den  autarkischen  Bestrebungen  und  aus  dem  weltwirtschaft- 
lichen Prinzipe,  aus  der  Tendenz  zum  Schutze  des  einheimischen  Groß- 
kapitals und  aus  sozialpolitischen  Strömungen  muß  sich  jetzt  wieder 
eine  Mittellinie  ergeben,  die  eine  Abschwenkung  vom  Schutzzöllner- 
tum  zum  Freihändlertum  mit  sich  bringen  wird  —  eine  Abschwen- 
kung, aber  keine  vollständige  Umkehr  —  wie  auf  der  anderen  Seite 
eine  europäische  Wirtschaftsallianz  keine  europäische  »Hochschutzzoll- 
gesellschaft« werden  darf  noch  kann. 

Nach  dem  Gleichgewichtsgesetze  folgt  auch  immer  nach  einer 
Zeit  scharfer  Gegensätze  eine  gemäßigte  Ära.  So  dürfte  die  nächste 
Zeit  im  Zeichen  der  friedlichen  Weltwirtschaft,  eines  milden,  ge- 
mäßigten Protektionismus  bei  Beibehaltung  gewisser  nicht  übertriebener 
autarkischer  Bestrebungen  stehen;  es  dürfte  sich  eine  vielfach  glück- 
liche Verbindung  des  Schutzes  der  eigenen  Produktion,  der  Förderung 
des  eigenen  Konsums,  der  Weltwirtschafts-  und  der  Handelsvertrags- 
freundlichkeit herausbilden.  2) 


^)  Und  nach  Friedensschluß  wird  eine  solche  soziale  Gefahr  in  den  derzeit 
kriegführenden,  mit  hohen  Steuern  belasteten  Staaten  noch  größer  werden,  als  sie 
schon  bisher  war. 

2)  Vgl.  Schilder  (»Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft«,  I,  Berlin 
1912),  welcher  ebenfalls  der  Ansieht  ist,  daß  uns  die  Ära  eines  »wehrhaften  Frei- 
handels« bevorsteht.  Nach  Schilder  dienen  der  Zusammenschluß  der  Weltreiche 
und  das  Sehwinden  der  Gebiete  der  offenen  Türe  dem  Weltverkehre,  da  die  Her- 
stellung des  freien  Verkehres  in  so  weiten  Grenzen  wichtiger  erscheint,  als  der 
keinesfalls  auch  nur  einigermaßen  vollständig  durchzuführende  Abschluß  gegen 
das  Ausland.  Die  im  geschichtlichen  Teile  und  anläßlieh  der  Besprechung  des 
künftigen  Zollsystems  der  Monarchie  dargestellte  zollpolitische  Entwicklung  seit 
1913  (Underwoodtarif  u.  dgl.)  lassen  Schilders  Voraussage  als  zutreffend  er- 
scheinen. 

Vgl.  ferner  —  um  die  Anschauungen  der  »Ecclesia  militans«  in  der  gegen- 
wärtigen Phase  zu  charakterisieren  —  die  Ausführungen  des  Prof.  Kobatsch  in 
seinem  in  der  Dresdener  Tagung  des  deutsch-österreichisch-ungarischen  Wirtschafts- 
verbandes erstatteten  Referate,  sowie  in  einer  Zuschrift  an  die  »Arbeiterzeitung« 
vom  2.  Dezember  1915,  laut  welcher  die  mitteleuropäische  Wirtschaftsgemeinschaft 
zum  Instrumente  eines  Zollkrieges  nicht  werden  und  eine  allgemeine  Erhöhung 
der  Außenzölle  nicht  Platz  greifen  soll,  da  bei  hohen  Außenzöllen  gute  Handels- 
verträge nicht  zu  erzielen  sind.  Damit  deckten  sich  im  Wesen  die  Bemerkungen 
des  ungarischen  Vertreters,  Abgeordneten  Dr.  Gratz,  auf  der  erwähnten  Dresdener 
Tagung. 
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Die  letzte  noch  anzudeutende  Form  der  Eealisierung  des  Gleich- 
gewichtsgesetzes aus  dem  Anlasse  des  gegenwärtigen  Weltkrieges  hat 
den  Charakter  eines  Mittels  zum  Zwecke.  Damit  sich  die  bereits  er- 
wähnten Gleichgewichtsgesetze  durchsetzen  können,  sind,  angesichts 
der  bestehenden  großen  Weltwirtschaftsgruppen,  neue  Gruppierungen 
notwendig.  Es  fehlte  bisher  in  der  bestehenden  Kette  ein  gleich  stark 
organisiertes  Glied,  das  mitteleuropäische,  was  auch  einen  Grund  mit 
dazu  bildete,  daß  England  diesen  scheinbaren  Mangel  an  Gleichge- 
wicht zugunsten  seiner  Suprematie  ausnützen  wollte.  Das  Gleichgewicht 
kann  ferner  auf  die  Dauer  nur  durch  solche  Kräfte  erhalten  werden, 
die  nicht  nur  einander  gleich  sind,  sondern  auch  eine  für  lange  Zeit 
gesicherte  feste  Existenz  besitzen. 

Es  ergibt  sich  schließlich  aus  dem  Gleichgewichtskomplexe,  daß 
zunächst  im  Schöße  der  Weltwirtschafts-Interessengemeinschaft,  dann 
aber  auch  im  Schöße  einzelner  Großverbände,  aus  welchen  diese 
gebildet  wird,  die  Gleichmäßigkeit  der  Entwicklung  der  Bestandteile 
an  Stelle  der  Aufsaugung  des  Schwächeren  durch  den  Stärkeren 
treten  muß.  Dabei  ist  die  Gleichmäßigkeit  der  Entwicklung  mit  künst- 
licher Züchtung  von  Entwicklungsmöglichkeiten  nicht  identisch;  diese 
Gleichmäßigkeit  beruht  nur  auf  der  Ermöglichung  der  Ausnützung 
der  natürlichen  Produktionsbedingungen,  und  zwar  unter  möglichster 
Schonung  der  in  der  bisherigen  Entwicklung  auf  Grund  der  bis- 
herigen Arbeitsteilung  erzielten  Produktionsmöglichkeiten. 

Es  ist  zu  erwarten,  daß  in  der  neuen  Ordnung  der  Dinge  — 
nicht  nur  auf  machtpolitischem,  sondern  auch  auf  wirtschaftspolitischem 
Gebiete  —  die  Selbständigkeitsbestrebungen  einerseits,  die  Abhängig- 
keitsnotwendigkeiten anderseits,  das  Nationale  und  das  Internationale 
auf  der  ganzen  Linie  in  ein  richtigeres  Verhältnis  zueinander  gelangen 
werden,  in  ein  solches,  welches,  der  Gleichgewichtstendenz  entsprechend, 
Eeibungen  und  Kämpfe  im  Interesse  der  Gesamtheit  und  der  ein- 
zelnen auf  längere  Zeit  wesentlich  einschränken  wird. 

Nach  Eulenburg  (Herkners  Sammelwerk,  IL  Teil,  S.  7)  »be- 
wegt sich  die  Geschichte  in   gewissen  Ehythmen   von  Freiheit  und 


Vom  Gesichtspunkte  der  allgemeinen  Milderung  des  Protektionismus  in 
Europa  kann  sogar  der  Übergang  Englands  zu  einem  milden  Schutzzollsystem 
von  Erfolg  begleitet  sein.  Dann  würde  nämlich  England  gewiß  durch  nachdrück- 
liche, geschickte  Handelsvertragsverhandlungen  eine  namhafte  Ermäßigung  der 
Vertragstarife  der  schutzzöllnerisehen  Länder  herbeiführen. 

48* 
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Bindung«;  die  gegenwärtige,  durch  den  Krieg  gestärkte  Strömung 
zieht  sich  wieder  mehr  nach  der  Bindung  hin;  die  Geschichte  sucht 
aber  stets  eine  immer  bessere  Eesultierende  zwischen  den  Extremen,  und 
es  scheint,  daß  sie  nach  dem  Kriege  und  infolge  des  Krieges  wieder 
einen  bedeutenden  Fortschritt  auf  diesem  Gebiete  erzielt  haben  wird. 


Einer  der  Hauptzwecke  des  gegenwärtigen  Krieges,  die  Sicherung 
eines  dauernden  Friedens  durch  Einfügung  der  weltwirtschaftlichen 
Konkurrenz  in  geregelte  und  gesunde  Bahnen,  kann  und  soll  noch 
auf  einem  anderen  Wege  angestrebt  werden,  wodurch  gleichzeitig 
auch  gewissermaßen  eine  Sicherstellung  der  Einhaltung  der 
handelspolitischen  Abmachungen  erzielt  würde.  Nach  der 
gegenwärtigen  längeren  Periode  eines  uneingeschränkten,  zügellosen 
Wettbewerbes  des  engUschen,  französischen,  deutschen  und  nord- 
amerikanischen Kapitals  in  verschiedenen  Exploitationsgebieten  9  ist 
für  längere  Zeit  einerseits  eine  ßayonierung  desselben,  anderseits  die 
Schaffung  von  Kapitals-  und  Initiativgemeinschaften  für  gewisse  Ge- 
biete notwendig,  damit  der  dadurch  für  längere  Zeit  gesicherte  Friede 
die  Erzielung  neuer  großer  Fortschritte  in  der  Zivilisierung  tiefer 
stehender  Gebiete,  in  der  Vermehrung  des  Weltwohlstandes,  in  der 
Vergrößerung    der    Weltproduktion    ermögliche.  2)     Die    in    Betracht 

^)  Der  sehweizerisehe,  niederländische  und  belgische  Kapitalsexport  zählt  in 
diesem  Zusammenhange  nicht,  da  er  wirtschaftliche  Maehtfragen  unmittelbar  nicht 
auslöst,  wenn  er  auch  weltpolitisch  nicht  farblos  war.  Belgische  Kapitalien  waren 
schon  lang  vor  dem  Weltkrieg  Hilfsposten  des  französisch-russischen  Zweibundes, 
namentlich  in  Asien,  Afrika  und  auf  der  Balkanhalbinsel.  Die  deutsch-schweizerischen 
Kapitalsanlagen  gingen  vielfach  mit  deutsehen  Maehtinteressen  Hand  in  Hand 
(Bahnanlagen  auf  der  Balkanhalbinsel  und  in  der  Türkei),  die  der  französischen 
Schweiz  neigten  Frankreich  zu.  Die  holländischen  Kapitalsanlagen  waren  dagegen 
vorwiegend  neutral. 

^)  Über  die  Pflicht  der  Staaten,  dieses  Gebiet  als  ein  öffentlich-wirtschaft- 
liches zu  behandeln,  vgl.  Baernreither,  »Handelspolitische  Ausblicke«,  Wien 
1913,  S.  12:  >Heute  spielt  die  handeis-  und  verkehrspolitische  Investition  im  großen 
Stil  eine  entscheidende  Rolle.  Sie  ist  eine  Übertragung  von  Kapital,  technischer  und 
kaufmännischer  Intelligenz  in  ein  fremdes  Land,  nicht  um  dasselbe  auszubeuten 
—  denn  die  Zeiten,  in  denen  sieh  ein  Staat  von  dem  anderen,  wie  eine  Kolonie 
im  alten  Sinne,  betrachten  ließ,  sind  vorbei  —  sondern  um  dem  fremden  Lande  zu 
helfen,  seine  Hilfsquellen  zu  erschließen  und  dadurch  zu  seinem  fortschreitenden 
Wohlstand  beizutragen,  zugleich  aber  natürlich  die  Kräfte  und  Kapitalien  des 
eigenen  Landes  nutzbringend  zu  verwenden  und  den  Handelsverkehr,    den  Absatz 
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kommenden  Gebiete  wären  in  1.  ausschließliche  (rayonierte),  2.  ge- 
meinsame (organisierte),  3.  freie  (Gebiete  der  offenen  Türe)  zu  teilen. 
So  müßte  z.  B.  im  Hinblicke  auf  die  durch  den  Weltkrieg  geschaffene 
Bündnissituation  die  asiatische  Türkei  als  ein  ausschließliches  Gebiet 
der  Zentralmächte  anerkannt  werden.  Es  müßte  unter  anderem  z.  B. 
die  Kontrolle  des  in  französischen  Händen  befindlichen  syrischen 
Bahnnetzes,  selbstredend  auch  ein  Teil  der  Aktien  in  die  Hände  der 
Zentralreiche  übergehen.  ^)  Als  gemeinsame  (organisierte)  Gebiete 
wären  unter  anderem  die  meisten  südamerikanischen  Staaten,  insbe- 
sondere Argentinien,  Brasilien  und  Chile  zu  erklären,  wo  ein  Teil  der 
bisherigen  kapitalistischen  Beteiligung  Englands  an  Deutschland  und 
Österreich- Ungarn  zu  übergehen  hätte.  2)  Bezüglich   der   >pen6tration 


und  die  Verwertung  heimischer  Produkte  zu  fördern.  Diese  moderne  Ansiedlung 
des  Kapitals  und  des  Unternehmungsgeistes  in  einem  fremden  Lande  steht  heute 
unter  dem  besonderen,  diplomatischen  Schutz,  ist  Gegenstand  der  Politik  in  allen 
Ländern,  in  denen  man  überhaupt  Politik  in  größerem  Stile  macht  und  ist  daher 
auch  nicht  mehr  ein  rein  privatreehtliches  Geschäft,  sondern  genießt  direkt 
oder  indirekt  staatliehe  Obsorge.« 

1)  Vgl.  Wiedenfeld,  a.  a.  0.  S.  416. 

*)  Die  stärkere  Beteiligung  Deutschlands  an  argentinischen  Investitionen  wird 
in  der  Fachliteratur  (insbesondere  von  Pils  ach,  Colditz,  v.  d.  Goltz)  gefordert 
(s.  oben  bei  >Argentinien«). 

In  den  Kautschukplantagen  von  Niederländisch-Indien  waren  im  Jahre  1910 
auf  207  Millionen  Mark  Gesamtinvestition  die  Engländer  mit  143  Millionen  Mark 
und  die  Deutsehen  bloß  mit  1'3  Millionen  beteiligt  —  trotz  der  bis  287Vj7o  "°<* 
9371/2%  steigenden  Dividenden.  (Vgl.  Marchwald,  >Der  Kautschuk«,  Gewerb- 
liche Einzelvorträge,  7.  Eeihe,  Berlin  1914,  S.  82.) 

Im  Jahre  1909  belief  sieh  die  Ausfuhr  von  Chilesalpeter  aus  englischen 
Werken  auf  407o.  jene  aus  deutschen  Werken  auf  nur  ll^o  der  gesamten  chileni- 
schen Salpeterausfuhr. 

Es  sollte  aus  Anlaß  der  Friedensverhandlungen  versucht  werden,  eine  Aus- 
gleichung der  kapitalistischen  Beteiligung  unter  den  in  Betracht  kommenden  Welt- 
wirtschaftsgruppen an  der  Exploitierung  von  Weltproduktionsstoflfen  und  Welt- 
handelsartikeln anzubahnen.  Eventuell  sollte  eine  solche  Ausgleichung  einen  der 
Programmpunkte  der  europäischen  Wirtsehaftsallianz  bilden.  (So  sollte  beispiels- 
weise schon  aus  Anlaß  der  Friedensverhandlungen  dafür  gesorgt  werden,  daß  die 
brasilianischen  Eisenerze,  denen  eine  große  Zukunft  bevorzustehen  seheint,  nicht 
ausschließlieh  in  englische  oder  nordamerikanische  Hände  geraten.) 

Im  Zusammenhange  damit  könnte  und  sollte  an  die  Schaffung  einer  europäi- 
schen >Eohstoffzentrale«  für  überseeische  Bezüge  geschritten  werden.  Eine  solche 
Zwangszentrale  wäre  das  wirksamste  Mittel,  um  der  von  England  geplanten  Aus- 
hungerung der  Industrie   der  Zentralreiche   hinsichtlich  der  Rohstoffe  vorzubeugen. 
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financiere«  in  Rußland  wäre  eine  kapitalistische  Interessengemeinschaft 
zwischen  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  England  und  Prankreich  zu 
vereinbaren.  1)  Für  China  würde  sich  der  Kreis  der  Kompagnons  noch 
mehr  erweitern,  und  da  könnte  vielleicht  kaum  ein  besseres  System 
angewendet  werden  als  jenes  der  Teilung  der  Einflußsphären,  welches 
in  einem  gewissen  Maße  bereits  bisher  bestand. 

Nun  mag  aber  eingewendet  werden,  daß  derartige  Kapitals- 
kooperationen leicht  den  Anlaß  zu  Streitigkeiten  und  zu  einer  neuer- 
lichen Störung  des  Weltfriedens  bilden  könnten.  Nach  der  mit  dem 
Werdegang  des  gegenwärtigen  Krieges  verbundenen  Erfahrung  kann 
wohl  von  einer  solchen  Kooperation  Schlimmeres  nicht  erwartet  werden 
als  es  bisher  von  dem  Mangel  einer  solchen  Kooperation,  zum  ge- 
ringen Teile  wohl  auch  von  einer  schlecht  eingerichteten  Kooperation 
bewirkt  wurde.  Vieles  hängt  in  dieser  Beziehung  von  der  Konstruktion 
dieses  Zusammenwirkens  ab.  Nun  werden  gerade  die  Friedensverhand- 
lungen eine  günstige  Gelegenheit  dazu  bieten,  unter  dem  Drucke  des 
Sieges  vernünftige  Eahmen  für  eine  solche  Kooperation  zu  schaffen. 
Die  hiemit  zweifellos  verbundenen  Schwierigkeiten  sind  nicht  unüber- 
windlich —  auch  wenn,  wie  Naumann,  a.  a.  0.  S.  183,  richtig  be- 
merkt, ein  Kontingentierungsverfahren  behufs  Aufteilung  der  »Hypo- 
theken« auf  China  unter  die  einzelnen  Mächte  nicht  denkbar  ist.  Hinter 
4en  in  Betracht  kommenden  Verträgen  wird  auch  immer  die  politische 
und  militärische  Macht  stehen  müssen,  um  die  allzu  leicht  zu  in- 
szenierenden Umgehungen  derselben  zu  verhindern.  Darin  liegt  aber 
wieder  eine  Notwendigkeit,  das  künftige  wirtschaftspolitische  Verhältnis 
der  Zentralreiche  möglichst  enge  und  innig  zu  gestalten  und  durch 
Heranziehung  anderer  Staaten  zu  ergänzen. 

Jedenfalls  müßten  in  den  Friedensverträgen  möglichst  weit- 
gehende Sicherungen  gegen  etwaige  Erschwerungen  des  Kapitalss- 
exportes  aus  den  Zentralreichen  sowie  auch  gegen  Benachteiligung  der 
im  Auslande  bereits  investierten  deutschen  und  österreichisch-ungari- 
schen Kapitalien  geschaffen  werden. 


^)  Eventuell  müßten  auch  die  Vereinigten  Staaten  mitberüeksiehtigt  werden, 
da  sie  gegenwärtig  nicht  nur  der  russischen  Regierung  finanziell  unter  die  Arme 
greifen,  sondern  sich  auch  hiefür  verschiedene  wirtsohaftliehe  Konzessionen  in 
Sibirien  siehern  dürften. 
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Vierter  ^bsohnitt. 

Die  einfache  Vorzugsbehandlang. 

Die  meisten  Gegner  des  Zoll-  und  Wirtschaftsbtindnisses 
in  der  Monarchie  erschrecken  nicht  nur  vor  formellen  und  staats- 
rechtlichen Schwierigkeiten  —  (indem  sie  jedenfalls  gerade  diese 
formellen  Schwierigkeiten  in  den  Vordergrund  schieben)  —  sondern 
auch  in  unvergleichlich  höherem  Maße  vor  einem  seiner  volkswirt- 
schaftlichen Inhaltsmomente,  nämlich  vor  der  Zollfreiheit  als  Eegel 
für  den  Zwischenverkehr  der  verbündeten  Reiche,  mit  Ausgleichs- 
zwischenzöllen als  Ausnahme.  Werden  sie  in  diesem  wesentlichen 
Punkte  dadurch  zum  Schweigen  gebracht,  daß  in  der  Konstruktion 
des  Zollbündnisses  die  Zwischenzölle  so  gedacht  sind,  daß  sie  einen 
hinreichenden  Schutz  der  zu  schützenden  Wirtschaftszweige  und 
eine  tatsächliche  Ausgleichung  der  Ungleichheiten  bieten  (wodurch 
die  Einwendung  der  Unterdrückung  der  schwächeren  österreichisch- 
ungarischen Wirtschaft  durch  die  stärkere  deutsche  hinfällig  wird)  — 
verschanzen  sie  sich  um  so  stärker  hinter  die  an  einer  anderen  Stelle 
bereits  besprochenen  formellen  Einwendungen  des  allzu  komplizierten 
oder  des  allzu  losen  Systems,  des  Mangels  an  Zeit  zum  Ausbau  des 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses  vor  dem  Friedensschlüsse  u.  dgl. 
Worin  fußt  aber  die  Gegnerschaft  gegen  das  erwähnte  inhaltliche 
Grundprinzip  (Zollfreiheit  als  Eegel,  Ausgleichszölle  als  Ausnahme), 
wenn  in  der  Anwendung  desselben  der  Schutz  der  berechtigten  Inter- 
essen mit  Zwischenzöllen  in  hinreichendem  Maße  gesichert  wird?  Die 
Sache  ist  einfach.  Das  Prinzip  der  gerechten  Ausgleichung  der  Un- 
gleichheiten genügt  manchen  nicht,  und  sie  möchten  nach  wie  vor 
einen  darüber  hinausgehenden  Schutz  genießen,  zum  Teil,  um  sich 
den  Bezug  übermäßiger  Gewinne  für  die  Zukunft  zu  sichern,  zum 
Teil,  um  ihren  bisherigen  Quietismus  zugunsten  einer  viel  intensiveren 
Arbeit  nicht  aufgeben  zu  müssen.  Sie  fürchten  einfach  das  lebhaftere 
Tempo  und  die  schärfere  Luft,  die  sich  aus  dem  regeren  Wettbewerbe 
ergeben  würden.  Nun  sind  das  alles  entschuldbare  menschliche  Gefühle, 
die  keineswegs  eine  ethische  Disqualifizierung  der  betreffenden  Persönlich- 
keiten nach  sich  ziehen  dürfen.  Die  Interessen  der  Gesamtheit  aber  müssen 
sich  über  eine  solche  Entschuldigung  des  > Menschlichen«  hinwegsetzen. 

So  verschließen  sich  diese  Gegner  des  Zollbündnisses  unter 
anderem    auch    der    im    mehrzitierten   Vortrage     Szterenyis    vom 
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18.  November  1915  geäußerten  Einsieht,  daß  >der  Ausgleich  indu- 
strieller Interessen  in  der  Gesamtheit  der  industriellen  Produktion  ge- 
sucht und  gefunden  werden  muß«.  Sie  hängen  am  Solidarschutz- 
systeme  und  sind  für  ein  volkswirtschaftliches  Zollsystem  nicht  zu 
gewinnen. 

Nach  dem  Gesagten  ist  es  leicht  zu  erraten,  wer  eigentlich  den 
Kern  dieses  volkswirtschaftlichen  Lagers  in  der  Monarchie  bildet: 
eine  Keihe  von  Großindustriezweigen,  denen  es  gelang,  eine  starke  und 
manchmal  monopolistische  Stellung  einzunehmen^)  und  einzelne  mit 
denselben  engverbundene  Großbankgruppen,  ferner  einige  solche  Wirt- 
schaftspolitiker, die,  wenn  sie  auch  die  Notwendigkeit  und  Möglich- 
keit eines  Zollbündnisses,  so  wie  es  oben  konstruiert  wurde,  im  Prin- 
zipe  einsehen,  vor  allem  mit  der  wirtschaftlichen  und  politischen 
Macht  der  Gegner,  als  einem  reellen  Faktor,  rechnen.  2)  Insoferne  aber 
diese  Wirtschaftspolitiker  keine  egoistischen  Gruppeninteressen  direkt 
zu  vertreten  haben,  kann  dies  gleich  daran  gemerkt  werden,  daß  dann 
ihre  Konzeption  der  wirtschaftlichen  Annäherung  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland  sich  jener  eines  Zoll-  und  Wirtschaftsbünd- 
nisses ganz  gewaltig  nähert.  Gerade  Szterenyi  gebührt  das  Verdienst 
einer  starken  Schiebung  des  Präferenzzollagers  nach  der  Eichtung  des 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses,  wie  sie  in  seinem  zitierten  Vortrage, 
in  der  dann  angeschlossenen  Debatte  im  Klub  der  Industriellen,  ferner 
in  seiner  letzten  Schrift  »Wirtschaftliche  Verbindung  mit  Deutsch- 
land« (Warnsdorf  1915),  zum  Ausdrucke  gelangt.  3) 

1)  S.  Pistor,  a.  a.  0.  S.  155;  Klein,  a.  a.  0.  S.  102. 

2)  Näheres  darüber  s.  im  II.  Teil. 

^)  Szterenyi  schließt  zunächst  die  einfache  Zollunion  (ohne  Zwisehenzölle) 
als  unmöglich  aus.  Indem  er  dann  von  einer  »Zollunion  mit  ZwisehenzöUen«  spricht, 
die  sich  aber  im  Wesen  mit  unserer  Konzeption  des  Zoll-  und  Wirtschafts  bünd- 
nisses  deckt,  bezeichnet  er  die  letztere  Konzeption  im  Prinzipe  als  vorteilhaft  und  mög- 
lich und  gibt  den  Zeitmangel,  um  dieselbe  vor  dem  Friedensschlüsse  zu  realisieren, 
als  das  wichtigste  Hindernis  an.  (Nun,  vfo  es  sich  um  so  veichtige  Sachen  handelt, 
wie  um  die  ganze  wirtschaftliehe  Zukunft  von  zwei  großen  Reichen,  kann  man  und 
muß  man  mit  solchen  Hindernissen,  wie  der  Zeitmangel,  fertig  werden.)  Als  ein 
weiteres  Hindernis  deutet  er  die  politische  Unmöglichkeit  des  Zustandekommens 
eines  gemeinsamen  Zollparlamentes,  beziehungsweise  die  Schwierigkeit  an,  ein  ein- 
heitliches Vorgehen  von  drei  Regierungen  ohne  ein  gesetzgebendes  Zentralorgan 
zustande  zu  bringen.  (Daß  ein  Zollbündnis  ohne  ein  Zollparlament  bestehen  und 
prosperieren  kann,  wurde  bereits  an  einer  anderen  Stelle  wahrscheinlich  gemacht.) 
Wenn  man  aber  mit  der  Schwierigkeit,  ein  einheitliches  Vorgehen  von  drei  Regie- 


761 

Die  Novemberbeschlüsse  der  mitteleuropäischen  Wirtschaftsver- 
eine, die  noch  im  IL  Teile  zu  besprechen  sein  werden  und  prinzipiell 
noch  immer  auf  dem  Standpunkte  der  einfachen  Präferenzbehandlung 
beharren,  nähern  sich  gleichfalls  im  Wesen  der  Konzeption  eines  Zoll- 
und  Wirtschaftsbündnisses  ganz  bedeutend. 

An  Stelle  des  Prinzipes  der  Zollfreiheit  im  Zwischenverkehre  als 
Eegel,  mit  Ausgleichszwischenzöllen  als  Ausnahme,  wollen  die  Gegner 
des  Zollbündnisses  —  bei  Beibehaltung  der  gegenwärtigen 
vollständigen  Zollautonomie  der  beiden  Keiche,  ferner  bei 
prinzipieller  Beibehaltung  der  gegenwärtigen  im  gegen- 
seitigen Verkehre  bestehenden  Zollschranken  —  Vorzugs- 
oder Präferenzzölle  setzen,  die  sich  die  beiden  Reiche  gegenseitig 
zu  konzedieren  hätten  und  die  keinem  dritten  Staate  im  Meistbegün- 
stigungswege oder  überhaupt  anders  als  auf  Grund  eines  diesbezüg- 
l'/^hen  Einvernehmens  der  verbündeten  Reiche  zufallen  würden.  Die 
Durchführung  der  gegenseitig  zu  gewährenden  Präferenz  stellen  sich 
die  meisten  so  vor,  daß  viele  Zölle  nach  außen  wesentlich  erhöht  und 
die  gegenwärtigen  Außenzölle  als  Zwischenzölle  beibehalten  oder  auch 
noch  erhöht  werden  (allerdings  um  ein  geringeres  als  Außenzölle). 

Selbstredend  wollen  die  Anhänger  dieses  Systems  (mit  Ausnahme 
von  Szterenyi)  von  einem  im  Voraus  als  Ziel  ins  Auge  zu  fassen- 
den Abbau  der  zwischen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  bestehen- 
den Zollschranken  nichts  hören. 

Dagegen  wird  von  einem  bedeutenden  Teile  dieser  Gruppe  (die 
mitteleuropäischen  Wirtschafts  vereine,  Klub  der  Industriellen,  Szte- 
renyi und  andere)  das  Bedürfnis  eines  einvernehmlichen  und  gleich- 


rungen  ohne  ein  gesetzgebendes  Zentralorgan  zustande  zu  bringen  (als  einer  Ein- 
wendung gegen  das  Zollbündnis)  herausrückt,  so  soll  man  dann  überhaupt  nicht 
an  dasjenige  denken,  was  Szterenyi  und  viele  andere  Gegner  des  formellen  Zoll- 
bündnisses als  einen  der  Hauptzwecke  der  wirtschaftlichen  Annäherung  der  Mon- 
archie an  Deutsehland  ansehen,  nämlich  an  ein  einvernehmliches  Abschließen  von 
Handelsverträgen  mit  dritten  Staaten. 

Daß  aber  Szterenyi  hinsichtlich  des  volkswirtschaftlichen  Inhaltes  des  von 
ihm  empfohlenen  Vorzugszollsystems  eigentlich  doch  auf  dem  Boden  eines  ZoU- 
und  Wirtsehaftsbündnisses  steht,  geht  aus  seinen  folgenden  Worten  hervor:  »Die 
gegenseitige  Zollfreiheit,  wo  eine  solche  möglich  ist,  und  wo  der  heutige  Zollschutz 
ohnedies  keinen  Schutz  mehr  gewährt,  ferner  ermäßigte  Zölle  mit  Abbautendenz 
sollen  das  Grundprinzip  sein,  Zollerhöhungen  aber  nur  ausnahmsweise  eintreten, 
wo  es  eben  unausweichlich  ist.« 
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zeitigen,  manchmal  sogar  eines  gemeinsamen  Abschlusses  von  Handels- 
verträgen seitens   der  Zentralreiche  mit  dritten  Staaten  anerkannt. 

Allgemein  wird  auch  von  den  Anhängern  dieses  Systems  die 
Notwendigkeit  der  Assimilierung  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Wirt- 
schafts-, Steuer-,  Sozial-,  Verwaltungspolitik  und  -gesetzgebung  zu- 
gegeben, um  die  Produktionsbedingungen  in  beiden  Eeichen  nach 
und  nach  möglichst  auszugleichen.  *) 

Soweit  das  Prinzip  des  gemeinsamen  Abschlusses  von  Handels- 
verträgen mit  dritten  Staaten  von  den  Präferenzzöllnern  angenommen 
wird,  unterscheidet  sich  ihre  Konstruktion  begriflflich  (nach  der  im 
dritten  Abschnitte  dargestellten  Theorie)  von  jener  eines  Zoll-  und 
Wirtschaftsbündnisses  nicht.  Der  Unterschied  liegt  dann  im  volks- 
wirtschaftlichen Inhalt  —  in  der  Tendenz  der  tunlichsten  Aufrecht- 
erhaltung oder  der  tunlichsten  Beseitigung  der  zwischen  den  verbün- 
deten Reichen  bestehenden  Zollschranken. 

Wird  aber  nicht  der  gemeinsame,  sondern  bloß  der  einvernehm- 
liche und  gleichzeitige  Abschluß  von  Handelsverträgen  (wie  z.  B.  von 
Szterenyi)  angenommen,  so  haben  wir  es  formell  mit  dem  Vor- 
schlage eines  »zoUbündnisähnlichen  Gebildes«  zu  tun. 

An  einer  anderen  Stelle  wurde  bereits  des  näheren  ausgeführt, 
daß  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  völkerrechtlichen  Begriffe 
einfache  Präferenzzölle  (ebenso  wie  die  Vorzugsbehandlung  im  Schöße 
eines  Zollbündnisses)  der  Meistbegünstigung  widersprechen  und  von 
anderen  meistbegünstigten  Staaten  in  Anspruch  genommen  werden 
können.  Ob  dieser  letztere  Anspruch  in  der  Praxis  geltend  gemacht 
wird,  ist  keine  Rechts-,   sondern  eine  Interessen-   oder  Machtfrage.  2) 

^)  Vgl.  den  mehrzitierten  Vortrag  Szterenyis  im  Klub  der  Industriellen 
(>Neue  Freie  Presse«  vom  20.  November  1915),  ebenso  seine  letztzitierte  Schrift. 
Sogar  der  bekannte  Artikel  des  > Fremdenblatt«  vom  20.  Juli  1915,  auf  den  noch 
im  II.  Teile  zurückzukommen  sein  wird  und  der  sich  zur  Frage  der  Zollannähe- 
rung sehr  kühl  stellt,  erkennt  die  Notwendigkeit  der  Assimilierung  der  Gesetz- 
gebung und  der  Verwaltung  an. 

^)  In  dieser  Gruppe  (der  einfachen  Vorzugszölle),  von  welcher  allenfalls  die 
echten  Grenzverkehr sbegünstigungen  (z.  B.  die  im  letzten  Handelsvertrage  der 
Monarchie  mit  Montenegro  enthaltene)  als  eine  völkerrechtlich  zulässige  Einschrän- 
kung des  Umfanges  der  Meistbegünstigung  sui  generis  auszuscheiden  sind,  be- 
standen zu  Beginn  des  Krieges  zu  Recht:  die  im  Schöße  des  englischen  Imperiums 
herrsehenden  Vorzugsbeziehungen  zwischen  den  handelspolitisch  selbständigen 
Kolonien  einerseits  und  dem  Mutterlande  anderseits  (beziehungsweise  unter  diesen 
Kolonien  selbst),  die   Präferenzbeziehungen    zwischen    Kuba    und    den  Vereinigten 
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Ebenfalls  wurde  bereits  die  Frage  erörtert,  ob  dritte  Staaten 
ein  Interesse  daran  haben,  in  ihrer  Handelspolitik  aus  der  durch  das 
Zollbündnis  bewirkten  gegenseitigen  Bevorzugung  der  Zentralmächte 
Konsequenzen  zu  ziehen,  die  für  die  letzteren  unliebsam  wären.  Diese 
Frage  ist  bei  der  Erstellung  einfacher  Vorzugszölle  in  genau  derselben 
Weise  zu  beantworten. 

Es  könnte  zwar  angenommen  werden,  daß  einfache  Vorzugszölle 
bei  dritten  Staaten  geringere  Gegensätze  hervorrufen  werden  als  ein 
festgefügtes   Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis;    anderseits   aber   steht   es 


Staaten,  die  den  Vereinigten  Staaten  von  Brasilien  und  Ekuador  gewährten  Zoli- 
nachlässe,  die  wechselseitige  Bevorzugung  unter  den  mittelamerikanisehen  Repu- 
bliken, die  Vorzugszölle  zwischen  Peru  und  Bolivien,  Peru  und  Ekuador,  Kolumbien 
und  Venezuela,  der  zollbegünstigte  Tabakverkehr  zwischen  Persien  und  der  Türkei. 

(Allerdings  gebührt  die  von  Brasilien  den  Vereinigten  Staaten  gewährte 
Vorzugsbehandlung  nach  dem  Budgetgesetze  vom  .31.  Dezember  1913  theoretisch 
überhaupt  allen  jenen  Ländern,  welche  Brasilien  in  handelspolitischer  Beziehung 
entgegenkommen;  sie  stellt  sich  hiemit  formell  nicht  als  eine  den  Vereinigten 
Staaten  ausschließlieh  gewährte  Zollbevorzugung,  sondern  als  ein  Ausfluß  des  Rezi- 
prozitätsprinzipes  dar.) 

In  Haiti  galten  für  Prankreich  und  in  geringerem  Umfange  für  die  Ver- 
einigten Staaten  und  für  Deutschland  Vorzugszölle. 

Die  zwischen  Kußland  einerseits,  Schweden  und  Norwegen  anderseits  be- 
stehende Vorzugs behandlung  hat  den  Charakter  einer  echten  Grenzverkehrsbegünsti- 
gung.  Dagegen  gewährt  Rußland  an  Persien  echte  Vorzugszölle  für  einige  Artikel. 

Ferner  ist  das  von  der  Monarchie  an  Rumänien  gewährte  Recht  der  Ein- 
fuhr einer  beschränkten  Rohölmenge  zu  einem  ermäßigten  Zollsatze  als  eine  echte 
Vorzugsbehandlung  zu  betrachten. 

Die  Merkmale  derselben  sind  auch  in  dem  französisch-kanadischen,  am 
1.  März  1910  in  Kraft  getretenen,  jedoch  seither  zuungunsten  der  Bevorzugung 
modifizierten  Vertrage  zu  erblicken. 

Falls  die  Beziehungen  zwischen  Tunis  und  Frankreich,  zwischen  Finnland 
und  Rußland,  zwischen  der  äußeren  Mongolei  und  Rußland  nicht  als  hinkende 
Zollbündnisse  oder  »zollbündnisähnliche  Gebilde«  (s.  oben)  angesehen  werden, 
so  gehören  die  damit  verbundenen  Bevorzugungen  ebenfalls  in  diese  Gruppe. 

Dagegen  sind  z.  B.  die  im  Verhältnisse  Frankreichs  zu  den  französischen 
Kolonien  (die  bekanntlieh  unselbständig  sind)  geltenden  Vorzugszölle  als  Binnen- 
zölle ohne  völkerrechtlichen  Charakter  zu  betrachten.  (Echte  Vorzugszölle  sind  aber 
die  algerischen  Begünstigungen  für  die  aus  Marokko  auf  dem  Landweg  ein- 
geführten Waren).  Eines  völkerrechtliehen  Charakters  entbehrt  natürlich  auch  die 
zollfreie  Einfuhr  japanischer  Waren  in  Formosa,  ebenso  wie  die  Zollfreiheit  für 
Reis  zwischen  Japan  und  Korea. 

Treseher  (»Vorzugszölle«,  Berlin  1908)  gibt  eine  gute  Übersieht  der  zu 
jener  Zeit  in  Kraft  bestandenen  Vorzugszölle. 
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fest,  daß  ein  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnis  viel  mehr  Kraft  entwickeln 
könnte,  um  solche  Gegensätze  niederzuhalten.  Es  handelt  sich  aber 
da  bekanntlich  um  etwas  viel  bedeutsameres  —  um  die  Schaffung 
dauernder  welthandelspolitischer  Friedensgrundlagen,  um  die  Bildung 
einer  wenn  nicht  formellen,  so  doch  tatsächlichen  europäischen  oder 
gar  einer  Weltinteressengemeinschaft,  wozu  der  nach  dem  gegen- 
wärtigen Kriege  zu  schließende  Friede  die  einzige  Gelegenheit  bietet. 
Um  diese  Resultate  im  vollen  Maße  zu  erzielen,  würde  wahrscheinlich 
eine  einfache  Yorzugsbehandlung  und  ein  einvernehmliches  Vorgehen 
der  Zentralmächte  ad  hoc  nicht  genügen.  Wie  bereits  öfters  ange- 
deutet wurde,  würde  dazu,  um  die  Ententemächte  zur  Einsicht  ihrer 
wirklichen  Wirtschaftinteressen  im  Rahmen  der  vernünftigen  Möglich- 
keit zu  bringen,  unter  anderem  auch  der  Anblick  eines  neuen,  festen, 
mitteleuropäischen  Gebildes,  nämlich  eines  solchen  gehören,  dessen 
einheitliches  Vorgehen  für  längere  Zeit  und  nach  allen  Seiten  hin 
sicher  erscheint.*) 

Daß  aber  ein  solches  einheitliches  Vorgehen  der  Zentralraächte  auf 
allen  Gebieten  der  Handelspolitik  bei  der  einfachen  Vorzugsbehandlung 
auf  die  Dauer  bei  weitem  nicht  garantiert  wäre,  scheint  klar  zu  sein. 

Zunächst  bliebe  dabei  die  bekannte  Gefahr  der  Benachteiligung 
Österreich-Ungarns  durch  das  stärkere  Deutschland  nach  wie  vor  be- 
stehen —  eine  Gefahr,  deren  Beseitigung  bloß  ein  festes  Zoll-  und 
Wirtschaftsbündnis  bringen  könnte.  Gerade  die  im  vorigen  Abschnitte 
zitierten  Erfahrungen  aus  der  Ära  Caprivi  warnen  vor  einer  so- 
cietas,  die  zweifellos  zu  einer  leonina  werden  müßte.  Deutschlands 
praktische  Lebensmethode  würde  bestimmt  bestrebt  sein,  die  künftigen 
wirtschaftlichen  Beziehungen  zu  Österreich-Ungarn  in  streng  egoisti- 
scher Weise  zu  behandeln,  wenn  Deutschland  infolge  Scheiterns  der 
Zollbündnisidee  keine  Aussicht  hätte,  jene  großen  handeis-  und  macht- 
politischen Interessen  zu  realisieren,  die  nur  von  einem  Zollbündnisse, 
keinesfalls  aber  von  einer  einfachen  Vorzugsbehandlung  gefördert 
werden  können.  2) 

1)  Die  Anziehungskraft  eines  festgefügten  Zoll-  und  Wirtsehaftsbiindnisses 
auf  die  kleineren  Staaten  Nord-,  Mittel-  und  Südosteuropas  wäre  auch  unvergleich- 
lich größer  als  die  einer  einfachen  Präferenzbehandlung.  Durch  den  Anblick  eines 
Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses,  welchem  Österreich-Ungarn  ohne  politische  Be- 
denken beitreten  würde,  würden  auch  die  politischen  Befürchtungen  kleinerer  Staaten 
leichter  zum  Schweigen  gebracht  werden. 

')  Auf  dieses  Argument  wird  noch  in  weiterer  Folge  zurückzukommen  sein. 
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Durch  das  Zollbündnis  wird  nämlich  nicht  bloß,  wie  bereits  an 
einer  anderen  Stelle  dargelegt,  die  handelspolitische,  sondern  die 
politische  Macht  überhaupt  dem  Auslande  gegenüber  in  unvergleichlich 
höherem  Maße  gesteigert  als  durch  eine  einfache  Vorzugsbehandlung. 
Durch  die  Schaffung  eines  einfachen  Präferenzzollsysteras  im  wechsel- 
seitigen Verhältnisse  der  Zentralreiche  würde  das  Umsichgreifen  ähn- 
licher Systeme  unter  den  Ententemächten  und  in  der  Welthandels- 
pölitik  zum  Schaden  der  Zentralreiche  nur  gefördert  werden,  wogegen 
eine  solche  Erscheinung  durch  das  kraftvolle  Auftreten  eines  Zoll- 
bündnisses leichter  verhindert  werden  könnte.  Beim  Bestände  eines 
Zollbündnisses  (mit  Zollfreiheit  als  Eegel  und  mit  Ausgleichszöllen  als 
Ausnahme)  muß  das  Ausland  einen  viel  stärkeren  Eindruck  der  Ein- 
heitlichkeit gewinnen,  eine  gewaltige  wirtschaftliche  Stärkung  des 
Gesamtbündnisgebietes  in  kurzer  Zeit  voraussehen  und  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  doch  —  mit  oder  ohne  Recht  —  fürchten,  daß  seine 
Ausfuhr  nach  diesem  Gesamtgebiete  mit  der  Zeit  in  einem  nicht  un- 
beträchtlichen Umfange  durch  die  Autarkie  ersetzt  werden  könnte. 
So  hätte  das  Ausland  im  Falle  des  Entstehens  eines  mitteleuropäischen 
Zollbündnisses  ein  viel  größeres  Interesse  daran,  handelsvertrags-  und 
weltwirtschaftsfreundlich  zu  sein  als  bei  einer  einfachen  Bevorzugung 
der  Zentralreiche  untereinander.^) 

Ferner  würden  sich  angesichts  der  Großzügigkeit  einer  Zoll- 
bündniskonstruktion egoistische  Interessen  einzelner  großer  Gruppen 
viel  leichter  dem  Gesamtinteresse  beugen  und  sich  bloß  mit  einer 
gerechten  Ausgleichung  der  Ungleichheiten  mit  Hilfe  der  Zwischen- 
zölle begnügen.  2)  Bei  einer  einfachen  Vorzugsbehandlung  dagegen 
würden  diese  egoistischen  Interessen  in  demselben  Maße  laut  werden 
und  ihre  Einflüsse  zumindest  ebenso  wirksam  betätigen,  wie  aus  Anlaß 


1)  Nach  Spiethoff,  a.  a.  0.,  Sommeregger  (»Reiehspost«),  Grata 
(>Wirtsehaftszeitung  der  Zentralmächte«)  kann  Österreich-Ungarn  nur  im  Falle 
eines  Zollbündnisses  mit  Deutsehland  auf  eine  für  seine  Industrie  günstige  Ge- 
staltung der  handelspolitischen  Beziehungen  zu  den  Baikanstaaten  rechnen,  da 
die  Überschüsse  der  letzteren  an  Agrarprodukten  nur  von  Deutschland  (bei  seinem 
großen  Defizit)  übernommen  werden  könnten,  während  Österreich-Ungarn  allein 
nach  wie  vor  durch  seine  Agrarpolitik  daran  verhindert  wäre. 

2)  S.  Klein,  a.  a.  0.  S.  101:  »Die  Sonderinteressen  werden  den  Interessen 
der  Gesamtheit  den  Vortritt  lassen,  sobald  es  um  ein  Großes,  für  die  Zukunft  Aus- 
schlaggebendes geht,  neben  dem  alle  Zollfragen  zusammenschrumpfen.« 
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der  letzten  Zolltarife  und  Handelsverträge.^)  Ob  in  einer  solchen  Si- 
tuation in  Österreich-Ungarn  die  Erstellung  solcher  Zwischenzölle, 
welche  der  deutsehen  Einfuhr  überhaupt  einen  praktischen  Vorteil 
bieten  würden,  mögUch  wäre  (selbstredend  ohne  gleichzeitig  die  öster- 
reichische Produktion  in  ihrer  Gesamtheit  zu  schädigen),  ist  zumindest 
zweifelhaft.  Aber  auch  verschiedene  reichsdeutsche  Sonderinteressenten 
(Wein-  und  Gerstenbauer,  Viehproduzenten,  Holzproduzenten)  würden 
auf  ihren  bisherigen  Schutz  ganz  oder  teilweise  nur  dann  verzichten, 
wenn  sie  ihn  gegen  die  Realisierung  der  großen  Idee  eines  Zoll-  und 
Wirtschaftsbündnisses  eintauschen  könnten,  die  eine  beträchtliche  wirt- 
schaftliche, handeis-  und  machtpolitische  Stärkung  der  Zentralmächte 
mit  sich  bringen  würde.  So  drohen  die  einfachen  Vorzugszölle  eine 
traurige  und  schädliche  Parodie  der  Zollannäherung  zu  werden.  2) 

Hiezu  bemerkt  Wolf  (»Ein  deutsch-österreichisch-ungarischer 
Zollverband«,  S.  11)  ganz  richtig:  »Alles  hängt  davon  ab,  wie  die 
Vorzugsbehandlung  in  praxi  gehandhabt  wird.  Es  kann  für  die  be- 
vorzugten Staaten  nichts  oder  fast  nichts  oder  sehr  viel  dabei  heraus- 
kommen. Nichts  oder  fast  nichts,  wenn  der  die  Bevorzugung  ein- 
räumende Staat  von  dem  Vorbehalt,  nachdem  er  prinzipiell  formuliert 
worden  ist,  doch  nicht  Gebrauch  macht,  oder  es  in  dem  Sinne  tut, 
daß  er  die  bisherigen  Zölle  nur  um  ein  sehr  geringes  ermäßigt  oder 
sie  vielleicht  überhaupt  nicht  ermäßigt,  ja  sie  vielleicht  zum  Teil  so- 

^)  Spiethoff  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.Teil,  S.  5)  fürchtet  eine  Er- 
starkung der  hoehsehutzzöUnerisehen  Einflüsse,  die  —  im  Falle  des  Niehtzustande- 
kommens  einer  durchgreifenden  Zollannäherung  —  nach  und  nach  zu  einer  verderb- 
liehen Absperrung  der  Zentralreiche  gegeneinander  führen  könnten. 

'^)  Vgl.  Naumann  (»Mitteleuropa«,  Berlin  1915,  S.  216):  »Die  Verschieden- 
heiten im  Zolltarif  sind  meist  das  Ergebnis  heftigen  Drängens  der  betreffenden 
Interessenten,  die,  wo  es  sieh  um  Geldziflfern  handelt,  hartnäckig  und  oft  wirklich 
um  die  Rentabilität  ihrer  Anlagen  und  Maschinen  kämpfen.  Somit  darf  niemand 
glauben,  daß  die  Zolleinheit,  sozusagen,  mit  einem  Federstrich  von  obenher  gemacht 
werden  kann.  Vor  allem  aber  ergibt  sich  daraus,  daß  man  die  Interessenten 
allein  nicht  zu  Richtern  in  eigener  Sache  machen  darf,  weil  dann 
das  gro'ße  volkswirtschaftliche  Ziel  kaum  erreicht  wird.c 

Nach  Eulenburg  (Herkners  Sammelwerk,  II.  Teil,  S.  116)  ist  die  fremde 
Konkurrenz  auf  dem  österreichisch-ungarischen  Markte  nicht  so  erheblich,  daß  aus 
deren  Verdrängung  ein  großer  Gewinn  für  Deutschland  entspringe;  so  würde  die 
bloße  Vorzugsbehandlung  Deutsehland  nur  geringe  Vorteile  verschaffen  —  eine 
solche  Vorzugsbehandlung  aber,  bei  der  die  aus  Deutschland  kommenden  Produkte 
vorher  eine  Zollerhöhung  erführen,  würde  für  Deutschland  eine  Verschlechterung 
darstellen.  —  Es  kommt  eben  auf  die  absolute  Höhe  der  Zollsätze  an! 
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gar  erhöht  und  die  Bevorzugung  nur  darin  zum  Ausdruck  bringt,  daß 
er  weiterhin  von  den  nicht  bevorzugten  Staaten  noch  höhere  Zölle 
nimmt.  Auch  dann  ist  ja  der  freundschaftlich  behandelte  Staat  immer 
noch  bevorzugt  gegen  dritte  Länder.  Ob  diese  Vorzugsbehandlung 
aber  etwas  wert  ist,  ist  eine  andere  Frage.«  Auch  Exzellenz  Freiherr 
V.  Eechenberg  (»Nord  und  Süd«,  Jubiläumsheft  1915)  fürchtet  mit 
Eecht,  daß  aus  einer  solchen  Vorzugsbehandlung,  die  im  Eesultate 
noch  höhere  Zölle  bringen  würde  als  die  jetzigen,  eine  Annäherung 
nicht  zu  erwarten  ist,  weil  ein  derartiges  System  mit  der  Ausgleichung 
der  Produktionsbedingungen  nicht  verbunden  wäre. 

Der  heutige  Vertrag  Österreich-Ungarns  mit  dem  Deutschen 
Eeiche  entspricht  den  Interessen  der  Monarchie  nicht.  Österreich- 
Ungarn  hat  aber  keine  Chancen,  ihn  aber  auf  dem  Wege  der  ge- 
wöhnlichen Handelsvertragsverhandlungen  wesentlich  zu  verbessern. 
Ein  vertragsloser  Zustand  wäre  undenkbar,  das  Eesultat  ein  blutleerer 
Vertrag  mit  einem,  trotz  aller  mutmaßlich  volkswirtschaftUch  be- 
deutungsloser Vorzugszölle,  wenig  freundlichen  Zollverkehr,  also  ein 
Zustand,  der  im  krassesten  Widerspruch  zum  politischen  und  mili- 
tärischen Bündnisse  stehen  würde. 

Wird  nun  Deutschland  die  erwähnten  großen  Interessen,  deren 
Förderung  von  dem  Zustandekommen  des  Zolibündnisses  abhängt,  nicht 
unter  Dach  und  Fach  bringen  können,  so  wird  naturgemäß,  wie  bereits 
angedeutet,  die  in  einem  solchen  Falle  viel  geringere  Gemeinsamkeit 
der  Wirtschaftsinteressen  gegen  eine  sonderegoistische  Auffassung  der 
deutschen  Wirtschaftsinteressen  zurücktreten.  ^)  In  einem  solchen  Falle 
müßte  Österreich-Ungarn  den  Kürzeren  ziehen  —  sowohl  im  prakti- 
schen Wettbewerbe  auf  dem  Weltmarkte  als  auch  bei  der  Feststellung 
von  Vorzugszöllen  und  beim  Abschlüsse  der  Handelsverträge  mit 
dritten  Staaten.  2)  Insbesondere  aus  diesem  letzteren  Anlasse  wird 
Deutschland,  wie  in  der  Ära  Caprivi,  vor  allem  für  sich  selbst 
sorgen    und    österreichisch -ungarischen    Wirtschaftsinteressen    seine 

^)  S.  Naumann,  a.  a.  0.  S.  203:  »Aus  rein  wirtschaftlichen  Gründen  wird 
Deutsehland  keinen  einseitigen  Vorzugszustand  mit  östeiTeich-üngarn  auf  Kosten 
anderer  Weltwirtsehaftsbeziehungen  eintreten  lassen  können.  Für  uns  steht  es  so: 
entweder  ist  Österreich-Ungarn  fremder  Wirtsehaftsstaat  wie  andere  Staaten  auch, 
dann  wird  es  bei  allem  mögliehen  Entgegenkommen  doch  im  Grunde  ihnen  gleich 
behandelt;  oder  es  ist  unser  Bundes-  und  Lebensgenosse,  dann  schwindet  alle 
Fremdheit  und  wir  übernehmen  seine  Interessen,  wie  es  die  unsrigen  übernimmt. < 

^)  Derselben  Ansicht  ist  Pistor,  a.  a.  0.  S.  156. 
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mächtige  handelspolitische  Hilfe  nur  soweit  gewähren,  als  dies  den 
Interessen  der  einzelnen  deutschen  Wirtschaftsgruppen  vollkommen 
gleichgültig  wäre. 

Der  Ausgleich  der  gegenseitigen  Interessen  unter  den  einzelnen 
österreichisch-ungarischen  und  deutschen  Wirtschaftsgruppen  (zu- 
gunsten der  großen  Gemeinsamkeit),  wie  er  sich  aus  der  volkswirt- 
schaftlichen Natur  des  Zollbündnisses  ergibt,  wird  sich  bei  der  ein- 
fachen Präferenzbehandlung  nicht  vollziehen.  Die  Gemeinsamkeit 
wird  eben  nur  in  dem  Maße  bestehen,  als  keine  Gegensätze 
vorhanden  sein  werden. i)  Nun  muß  aber  gerade  ein  solches 
System  zur  gegenseitigen  Entfremdung  und  zur  baldigen  Auflösung  der 
scheinbaren  Einheitlichkeit  führen.  (Die  Dezemberverträge  haben  sich 
nicht  wiederholt!)  Das  wird  aber  auch  das  Ausland  sofort  nachempfinden 
und  beim  Abschluß  der  Handelsverträge  entsprechend  ausnützen.  2) 

Doch  lassen  wir  darüber  Naumann  (»Mitteleuropa«,  S.  220) 
sprechen:  »Die  Vorzugsbehandlung  bietet  den  sehr  einleuchtenden 
Vorteil,  daß  bei  ihr  staatsrechtlich  alles  beim  alten  bleibt  und  daß 
jeder  Teil  weiterhin  innerhalb  des  Vertragszustandes  machen  kann, 
was  er  will.  Sie  ist  darum  im  gegenwärtigen  Zeitpunkt  bei  den  Öster- 
reichern und  Ungarn  beliebt  und  erscheint  als  die  leichtere  Lösung. 
Das  aber  dürfte  sich  bei  weiterem  Eingehen  auf  die  Materie  doch 
noch  etwas  verschieben,  denn  gerade  in  der  Vorzugsbehandlung  liegen 
für  Österreich-Ungarn  recht  schwere  Bedenken,  die  man  auf  Grund 
unserer  bisherigen  Ausführungen  verstehen  wird.  Zunächst  ist  zu  be- 
achten, daß  die  Ausfuhr  von  Österreich-Ungarn  nach  Deutschland 
(nach  deutscher  Statistik  827  Millionen  Mark  Wert)  wesentlich  kleiner 
ist   als   die  Ausfuhr  von  Deutschland  nach  Österreich-Ungarn  (1105 


1)  Vgl.  Spiethoff,  a.  a.  0.  S.  51:  >Der  Handelsvertrag  will  möglichst 
günstige  Ausfuhrbedingungen  erreichen,  aber  immer  unbeschadet  der  zu  wahrenden 
vollen  Gliederung  der  eigenen  Gütererzeugung.  Der  Zollverband  gibt  volle  Gliede- 
rung auf  und  erstrebt  Arbeitsteilung.  Die  Zwisehenzölle  haben  die  Aufgabe,  kost- 
bare Erzeugungsanlagen  vor  plötzlicher  Wert  Vernichtung  zu  bewahren  und  rück- 
ständigen, entwicklungsfähigen  Zweigen  die  Anpassung  zu  ermöglichen.« 

2)  Vgl.  Pistor,  a.  a.  0.  S.  156.  Was  für  einen  praktischen  Wert  auf  dem 
Gebiete  der  Handelspolitik  halbe  Mittel  überhaupt  besitzen,  hat  die  Monarchie  aus 
Anlaß  der  letzten  Viehübereinkommen  mit  Rumänien  und  Serbien  zur  Genüge  er- 
fahren. Mit  den  in  Betracht  kommenden  geringen  Kontingenten  wurde  weder  die 
Fleischnot  im  Inlande  irgendwie  gehindert,  noch  das  besondere  handelspolitische 
Wohlwollen  jener  Staaten  erkauft. 
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Millionen  Mark  Wert).  Wenn  also  eine  gleiche  Vorzugsquote  gewählt 
wird,  wirkt  diese  zweifellos  zugunsten  Deutschlands  mehr  als  zu- 
gunsten Österreich-Ungarns.  Dazu  aber  kommt,  daß  die  deutsche  Aus- 
fuhr weit  mehr  in  das  Gebiet  gehört,  was  als  Konkurrenz  zu  be- 
zeichnen ist,  als  die  österreichisch-ungarische.  Alle  Artikel  der  Gruppe, 
die  wir  Ergänzungsgemeinschaft  genannt  haben,  stören  unsere  eigene 
Produktion  nicht  oder  nur  wenig.  Wenn  beispielweise  Grubenholz  aus 
Österreich  zu  uns  kommt  und  nicht  aus  Eußland,  so  ist  das  für  Öster- 
reich angenehm,  ohne  unsere  Holzproduktion  zu  gefährden.  Wenn 
aber  deutsches  Kleineisen  billiger  nach  Österreich  gebracht  wird,  so 
merkt  man  es  in  der  dortigen  Eisenproduktion  unmittelbar  als  Druck 
auf  den  Inlandsmarkt.  Das  ist  gerade  der  Fall,  den  Österreich-Ungarn 
vermeiden  will,  nämlich  die  Erdrückung  seines  erst  im  Aufstieg  be- 
findlichen Industrialismus.  Um  diese  Folgen  nicht  eintreten  zu  lassen, 
würde  man  wohl  versuchen,  zwar  den  Österreichern  und  Ungarn  ihre 
Ergänzungseinfuhr  nach  Deutschland  zu  erleichtern,  aber  die  deutsche 
Konkurrenzeinfuhr  möglichst  wenig  zu  ermuntern.  Das  aber  ergibt 
einen  Vertrag,  der  sich  nicht  wesenthch  vom  bisherigen  Zustand  unter- 
scheidet und  für  den  das  reichsdeutsche  Interesse  nur  gering  sein 
kann,  da  er  politisch  keinen  engeren  Zusammenschluß  bietet,  die 
Verträge  mit  Eußland  und  anderen  Staaten  empfindlich 
stört  und  das  Weltwirtschaftsgebiet  Mitteleuropa  nicht  schafft.  Je 
«xakter  der  Vorzugsgedanke  durchgedacht  wird,  desto  gefährlicher  ist 
€r  für  Österreich- Ungarn,  besonders  auch  darum,  weil  er  keinerlei 
Sicherung  des  österreichischen  Außenhandels  nach  den  Balkanstaaten 
oder  anderen  Freundländern  in  sich  schließt.  Wenn  Österreich-Ungarn 
als  ganzes  noch  der  Agrarstaat  alter  Art  wäre,  dann  hätte  die  Vor- 
zugsbehandlung für  beide  Teile  einen  Sinn,  da  aber  dieser  Zustand 
vorübergegangen  ist  und  da  die  Doppelmonarchie  uns  in  den  wich- 
tigsten Ernährungsstoffen  wenig  mehr  zu  bieten  hat,  muß  jede  Ab- 
machung, die  einfach  auf  Gabe  und  Gegengabe  beruht, 
Österreichs  Lage  noch  etwas  weiter  einengen.  Es  gewinnt  bei 
diesem  Verfahren  zu  wenig  am  deutschen  Markt,  nichts  am  fremden 
Markt  und  muß  seine  Heimatsproduktion  gefährden.« 

Ein  ständiges  einheithches  Vorgehen  der  Zentralmächte  auf 
handelspolitischem  Gebiete,  wie  es  selbst  von  den  Gegnern  des  Zoll- 
bündnisses als  notwendig  erachtet  wird,  ist  wohl  ohne  eine  gemein- 
same Zollregierung  und  ohne  ein  gemeinsames  Zollparlament  möglich, 

T.  BaUaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I.  49 
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jedoch  keineswegs  ohne  eine  ständige  vorberatende  Zoll-  und  Handels- 
konferenz mit  völkerrechtlichem  Charakter  und  keineswegs  ohne  ge- 
meinsame Zolltarifsprinzipien  (wie  dies  schon  in  der  Konstruktion  des 
Zollbündnisses  liegt). 

Nun  bietet  aber  eine  solche  ständige  Zoll-  und  Handelskonferenz 
gleichwie  die  Gemeinsamkeit  der  Zolltarifprinzipien  eine  Sicherung 
gegen  die  etwaige  handelspolitische  Übervorteilung  Österreich-Ungarns 
durch  Deutschland.  Eine  solche  Sicherung  wäre  bei  einem  einfachen 
Präferenzzollsysteme  nicht  gegeben. 

Schließlich  ist  die  Einheitlichkeit  der  Handelspolitik  ohne  eine 
grundsätzliche  Änderung  unserer  gesamten  Wirtschaftspolitik,  insbe- 
sondere ohne  eine  Assimilierung  derselben  mit  der  deutschen,  auf  die 
Dauer  nicht  möglich;  eine  solche  Änderung  ist  aber  ohne  das  Zu- 
standekommen des  Zollbtindnisses  unwahrscheinlich,  was  bereits  öfters 
wahrscheinlich  gemacht  wurde  und  worauf  noch  zurückzukommen 
sein  wird. 

Allein,  d.h.  ohne  wirksame,  nicht  bloß  formelle  Unterstützung 
Deutschlands,  wie  sie  eben  nur  im  Falle  des  Zustandekommens  des 
Zollbündnisses  gesichert  wäre,  wären  wir  in  der  Zukunft  nicht  im- 
stande, günstige  Handelsverträge  zu  schließen  —  namentlich  ange- 
sichts unserer  agrarischen  Einflüsse  und  Absperrungsbestrebungen, 
die  dann  nach  wie  vor  die  Grundlage  unserer  gesamten  Handels- 
poHtik  bilden  würden,  im  Zusammenhange  mit  dem  viel  geringeren 
Interesse,  welches  das  Ausland  am  österreichisch-ungarischen  Absatz- 
markte (im  Vergleiche  zum  deutschen)  hat.  So  würden  wir  besten- 
falls solche  Verträge  schließen  wie  bisher,  und  daß  wir  darin  nicht 
besonders  glücklich  waren,  ist  eine  notorische  Tatsache,  Wir  würden 
dabei  wirtschaftlich  immer  mehr  zurückbleiben  und  immer  mehr 
darben  —  an  dieser  unserer  handelspoHtischen  Ohnmacht  —  im  Zu- 
sammenhange mit  der  Schwierigkeit,  unser  inneres  Wirtschaftssystem 
auf  ein  höheres  Niveau  zu  bringen. 

Insbesondere  kann  sich  Österreich- Ungarn  —  wie  Spiet  hoff 
(in  Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil,  S.  18)  richtig  bemerkt  —  den 
industriellen  Absatz  nach  den  Balkan -Orient -Märkten  nicht  allein 
sichern,  sondern  nur  in  Gemeinschaft  mit  dem  Deutschen  Eeiche, 
welches  jenen  Gebieten,  als  Abnehmer,  unvergleichhch  mehr  bieten 
kann.  In  Ermanglung  eines  auf  paritätischer  Interessengemeinsamkeit 
beruhenden  Zoll-  und  Wirtschaftsbündnisses,  bei   streng   egoistischer 
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Wirtschaftspolitik,  würde  Deutschland,  als  großer  Käufer  der  land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse  und  Eohstoffe,  auf  dem  Balkan  und  im 
Orient  der  Monarchie  (insbesondere  angesichts  der  in  derselben  herr- 
schenden agrarischen  Absperrungstendenzen)  leicht  den  Eang  ablaufen, 
wogegen  (bei  Seefrachten)  selbst  die  scheinbar  günstigere  Verkehrs- 
lage der  Monarchie  nicht  aufkommen  könnte. 

Eesumieren  wir  kurz: 

Wenn  dem  Deutschen  Eeiche  die  politischen  Vorteile  eines  Zoll- 
bündnisses mit  Österreich-Ungarn,  ferner  die  sich  aus  einem  solchen 
Zollbündnisse  ergebende  größere  Machtentfaltung  bei  den  Handels- 
vertragsverhandlungen mit  dritten  Staaten  entgehen  —  wenn  Deutsch- 
land bei  der  Verhandlung  über  den  nächsten  Handelsvertrag  mit 
Österreich-Ungarn  kein  Interesse  daran  haben  wird,  der  Monarchie 
gegenüber  den  »altruistischen  Egoismus«  anzuwenden,  sondern  das 
ihm  von  Österreich-Ungarn  gebotene  magere  Präferenzzollsystem  in 
»einfach«  egoistischer  Weise  für  sich  auszunützen  bestrebt  sein  wird, 
was  ihm  auch  leicht  gelingen  könnte  —  wenn  beim  Abschlüsse  der 
Handelsverträge  mit  dritten  Staaten  der  österreichisch-ungarische 
Export  von  Deutsehland  nicht  ins  Schlepptau  genommen,  sondern 
zumeist  sich  selbst  überlassen  wird:  dann  würde  das  einfache 
Präferenzzollsystem,  im  praktischen  Eesultate,  für  Österreich -Ungarn 
nichts  anderes  gebracht  haben,  als  eine  Verschlechterung  des  gegen- 
wärtigen Vertragsverhältnisses  mit  Deutschland,  über  welches  die 
österreichisch-ungarische  Produktion  ohnehin  bittere  Klagen  führt. 
Für  die  in  Eede  stehenden  Nachteile  würde  selbst  die  von  Eulen- 
burg (in  Herkners  Sammelwerk,  II.  Teil,  S.  116)  und  vonStolper 
(dortselbst,  I.  Teil,  S.  163)  für  möglich  und  vorteilhaft  erachtete  Er- 
weiterung der  Freiliste  im  Eahmen  eines  einfachen  »verbesserten« 
Handelsvertrages  kein  Entgelt  bieten.  Es  dürften  aber  dann  einer 
solchen  Erweiterung  der  Freiliste  verstärkte  hochschutzzöllnerische  Ein- 
flüsse ganz  gewaltig  im  Wege  stehen. 

Aber  auch  für  das  innere  Wirtschaftsleben  der  Monarchie,  ins- 
besondere flir  die  Erschließung  neuer  Quellen  des  Nationaleinkommens, 
hiemit  auch  der  Staatseinkünfte,  ist  die  Frage,  ob  Zollbündnis  oder 
einfache  Präferenz,  nichts  weniger  als  gleichgültig.  Der  Monarchie 
kann  mit  den  günstigsten  Handelsverträgen  nicht  geholfen  werden, 
wenn  ihr  Wirtschaftssystem  nicht  gründhch  umgebaut  wird,  welches 
Thema   an   einer   Stelle   dieser  Arbeit  ausführlich   behandelt  wurde. 

49* 
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Hiezu  gehören  vor  allem  die  Verbilligung  der  Produktion,  die  Hebung 
der  Kaufkraft  und  gleichzeitig  die  Schaffung  sachlicher  Voraus- 
setzungen für  die  Entwicklung  des  Exportes.  All  dies  ist  ohne  eine 
wesenthche  Einschränkung  des  Zollschutzes  bei  vielen  Halbfabrikaten 
und  Hilfsmitteln  im  Verkehre  mit  Deutschland  nicht  möglich.^)  Was 
würden  der  Monarchie  günstige  Handelsverträge  nützen,  wenn  sie 
wegen  der  wesentlich  höheren  Produktionskosten  mit  Deutschland  im 
Exporte  nicht  konkurrieren  könnte?  Unter  solchen  umständen  könnte 
aber  auch  davon  nicht  die  Eede  sein,  daß  unser  teuerere,  minder 
leistungsfähige  Export  von  dem  deutschen  Exporte  handelstechnisch 
ins  Schlepptau  genommen  werde.  Insbesondere  wäre  dann  die  Schaffung 
gemeinsamer  Exportorganisationen  erschwert.  Was  ohnehin  ein 
kategorisches  Gebot  der  eigenen  Notwendigkeit  ist  —  die 
Ermäßigung  der  Zölle  für  verschiedene  Halbfabrikate  und  Produktions- 
hilfsmittel —  dazu  eben  soll  die  österreichisch-ungarische  Volkswirt- 
schaft durch  das  Zustandekommen  des  Zollbündnisses  förmlich  ge- 
zwungen werden. 

Die  österreichisch -ungarische  Monarchie  ist  ein  kraftvolles, 
leistungs-  und  entwicklungsfähiges,  wohl  auch  reformfähiges  Gebiet; 
es  hat  wohl  aber  nötig,  zu  allen  durchgreifenden  Reformen  mit  Rücksicht 
auf  seine  eigentümliche  Psychologie  durch  die  Verhältnisse  in  unwider- 
stehlicher Weise  gezwungen  zu  werden,  wofür  die  Geschichte  der 
Monarchie,  insbesondere  die  des  XIX.  Jahrhunderts,  eine  Reihe  von 
Beweisen  liefert.  Ohne  einen  solchen  Zwang  wird  »fortgewurstelt« 
und  »bleibt  alles  beim  alten«.  Ein  solcher  Zwang  ist  vielleicht  des 
>Pudels  Kern«  in  der  ganzen  Frage  des  Zollbündnisses. 

Es  bedarf  ferner  einer  stärkeren  Herabsetzung  der  Zwischenzölle, 
als  sie  bei  einer  einfachen  Vorzugsbehandlung  gegeben  wäre,  um  auf 
Österreich-Ungarn  einen  ähnlichen  Druck  (wie  auf  dem  Gebiete  der 
Zölle)  hinsichtlich  der  Assimilierung  der  Verwaltungs-  und  der  Steuer- 
politik auszuüben.    Nur  dann,   wenn  Österreich-Ungarn  gezwungen 

1)  S.  Eulenburg  (in  Herkners  Sammelwerk,  IL  Teil,  S.  116):  >Die 
Hoffnung,  die  man  auf  die  bloße  Vorzugsbehandlung  setzte,  dürfte  sieh  wohl  bald 
als  illusorisch  erweisen,  wenn  nicht  Hand  in  Hand  damit  eine  wirkliehe  Er- 
niedrigung der  Zollsätze  ginge.  Es  kommt  im  künftigen  Tarifvertrage  auf  die 
Höhe  der  Zollsätze  an,  nicht  auf  Fragen  der  Differenzierung  für  die  deutsehe  In- 
dustrie. Jene  Tarifrevision  muß  aber  stets  unter  dem  Gesichtspunkte  der  allge- 
meinen Stärkung  des  Marktes  und  der  Hebung  der  österreichisch-ungarischen  Ge- 
samtwirtsohaft  erfolgen.« 
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ist,  sich  mit  reellen  Ausgleichszöllen  gegenüber  Deutschland  zu  be- 
gnügen, wird  sieh  eine  genügend  starke  Strömung  geltend  machen, 
um  sowohl  die  öffentlichen  Produktionsbedingungen  den  neuen  Ver- 
hältnissen anzupassen,  als  auch  in  der  Produktions-  und  Handels- 
technik  größere  Eührigkeit  und  Initiative,  bessere  Organisation  und 
ausgiebigere  Ausnützung  der  natürlichen  Produktionsbedingungen  zu 
erzielen. 

Im  Hinblicke  auf  die  bereits  erwähnte  eigentümliche  Psychologie 
des  österreichisch-ungarischen  Gemeinwesens  wäre  es  für  alle  ein- 
schneidenden Reformen,  die  eine  Bedingung  des  gedeihlichen  wirt- 
schaftlichen Bestandes  der  Monarchie  sind,  ein  böses  Omen,  wenn 
Österreich-Ungarn  sich  jetzt  nicht  aufrütteln  würde,  um  über  gewisse 
egoistische  Sondereinflüsse  und  über  den  gefährlichen  Arbeitskonser- 
vatismus und  Quietismus  hinweg  das  Zollbündnis  mit  Deutschland  zu 
schließen.  Darüber  darf  man  sich  nämlich  keiner  Täuschung  hin- 
geben: dasjenige  Entwicklungstempo,  welches  in  der,  im  Vergleiche 
zur  gegenwärtigen,  als  patriarchalisch  zu  bezeichnenden  Ära  1870 
bis  1905  möglich  war,  kann  auf  die  Dauer  ohne  die  größte  Ge- 
fährdung der  wirtschaftlichen,  folglieh  auch  der  machtpolitischen 
Interessen  der  Monarchie  nicht  beibehalten  werden,  i) 

Es  ist  auch  nicht  anzunehmen,  daß  im  Falle  der  Beschränkung 
der  wirtschaftlichen  Annäherung  zwischen  Österreich-Ungarn  und 
Deutschland  auf  eine  einfache  Vorzugsbehandlung  eine  Befruchtung 
unserer  Volkswirtschaft  durch  deutsches  Kapital,  Menschenaustauscb, 
Organisation  u.  dgl.  stattfinde.  Die  Deutschen  würden  sich  nach  wie 
vor  vorwiegend  dem  Weltexporte  widmen,  da  sie  angesichts  der 
Beibehaltung  des  für  Österreich-Ungarn  verderblichen  bisherigen  Zoll- 
systems die  Aussichtslosigkeit  einer  organisatorischen  Tätigkeit  in 
größerem  Stile  annehmen  und  den  Glauben  an  die  unentbehrliche 
Umgestaltung  der  öffentlichen  Wirtschaftsgrundlagen  in  Österreich- 
Ungarn  verlieren  würden.  Wenn  es  bei  den  einfachen  Vorzugszöllen 
bleiben  würde,  so  würde  für  die  Deutschen  die  Aussicht  auf  eine 
Stärkung  der  Industrialisierung  Österreich-Ungarns  schwinden,  wo- 
durch allein  die  bisher  im  Vergleiche  zu  ihrem  Weltexporte  geringe 
Quote  ihrer  industriellen  Ausfuhr  nach  Österreich-Ungarn  stark  in  die 


1)  Vgl.  meine  Rede  im  österreiehisehen  Ä.bgeordnetenhause,  62,  Sitzung  der 
XX.  Session  am  22.  Juni  1910. 
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Höhe  gebracht  werden  könnte^),  und  zwar  unter  anderem  auch  dadurch, 
daß  Österreich-Ungarn  nur  dann  in  die  Lage  käme,  eine  verstärkte 
Einfuhr  ohne  Schädigung  seiner  Volkswirtschaft  mit  einer  vergrößerten 
Fabrikatenausfuhr  zu  bezahlen. 

Ergänzungshalber  ist  noch  zu  bemerken,  daß  bei  einfachen  Vor- 
zugszöllen die  im  3.  Abschnitte  geschilderten  technischen  Schwierig- 
keiten hinsichtlich  der  Verrechnung  von  Zolleinnahmen  in  jenen 
Fällen,  in  welchen  gewisse  im  Zwischenverkehr  zollbegünstigte  Artikel 
nicht  direkt  in  das  Konsuragebiet  eingehen,  sondern  das  Gebiet  des 
anderen  Präferenzreiches  passieren  müssen,  genau  dieselben  sind,  wie 
im  Falle  eines  Zollbündnisses. 

Schließlich  weist  Stolper  (in  Herkners  Sammelwerk,  I.Teil, 
S.  165)  mit  Recht  darauf  hin,  daß  das  Präferenzzollsystem  ohne  ein- 
vernehmliches Vorgehen  in  der  Feststellung  und  Änderung  des  Außen- 
zolltarifes  (geschweige  denn  ohne  einvernehmlichen  Abschluß  von 
Handelsverträgen  mit  dritten  Staaten)  Umgehungen  der  eingegangenen 
Bedingungen,  eventuell  auch  sonstige  zollpolitische  Inkonsequenzen 
und  zolltechnische  Unordnungen  nach  sich  ziehen  könnte. 


F'ü.nfter  -A.bsolinitt. 

Ein  verbesserter  gewöhnlicher  Handelsvertrag 

(ohne  Vorzugszölle). 

Nach  dem  soeben  Gesagten  wäre  es  müßig,  den  Weg  des  Ab- 
schlusses eines  gewöhnlichen,  mit  dem  Meistbegünstigungsprinzipe  in 
keinem  Konflikte  stehenden  Handelsvertrages,  der  sich  für  die  Monarchie 
doch  als  eine  Verbesserung  gegenüber  dem  gegenwärtigen  Zustande 
darstellen  sollte,  unter  dem  Gesichtswinkel  einer  wirklichen  wirt- 
schaftlichen Annäherung  zwischen  den  Zentralreichen  ernst  zu  behan- 
deln —  auch  wenn  mit  demselben  eine  Annäherangstendenz  für 
spätere  Zukunft  verbunden  wäre  (wie  in  den  österreichisch-deutschen 

1)  Es  wurde  bereits  oben  als  ein  schlagender  Beweis  der  These,  daß  die 
stark  industrialisierten  Länder  bessere  Abnehmer  für  industrielle  Produkte  sind, 
angeführt,  daß  die  industrielle  Einfuhr  Deutschlands  zweimal  so  groß  ist  als  jene 
Österreich-Ungarns.  Auch  von  Szterenyi  wird  es  (in  seinem  mehr  zitierten  Vor- 
trage) betont,  daß  eine  stärkere  Industrieentwiekiung  einen  gesteigerten  Import- 
bedarf an  Industrieartikeln  mit  sich  bringt. 
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Verträgen  vom  Jahre  1853  und  vom  Jahre  1865!).  Nach  den  geschil- 
derten Kraft-  und  Interessenverhältnissen  könnte  es  für  Österreich- 
Ungarn  keinen  verbesserten,  sondern  nur  einen  in  den  Folgen  ver- 
schlechterten Handelsvertrag  mit  Deutschland  geben.  ^)  Um  so  mehr, 
als  doch  seit  dem  letzten  Handelsvertrage  der  Abstand  in  der  wirt- 
schaftlichen Macht  zwischen  Deutschland  und  der  Monarchie  noch 
größer  geworden  ist! 

Gegebenenfalls  würde  sich  wahrscheinlich  auch  die  Annahme 
Szterenyis  (»Wirtschaftliche  Verbindung  mit  Deutschland«,  S.  44), 
daß  ein  solcher  Vertrag  diesmal  langfristig  geschlossen  werden 
könnte,  als  nicht  richtig  erweisen,  denn  nur  dann  würden  die  Deut- 
schen einem  solchen  langfristigen  Vertrage  zustimmen,  wenn  sie 
in  demselben  wesentliche  Konzessionen  erlangen  würden,  selbst  aber 
keine  solche  Konzessionen  zugestehen  müßten,  durch  die  sie  dem  Aus- 
lande gegenüber,  insbesondere  im  Verhältnisse  zu  Eußland,  auf  lange 
Zeit  gebunden  wären.  Übrigens  konnte  beim  Abschlüsse  des  letzten 
österreichisch-ungarisch-deutschen  Handelsvertrages  eine  Eeihe  von 
Ermäßigungen  seitens  Deutschlands  an  die  Monarchie  nur  deswegen 
nicht  konzediert  werden,  damit  sie  dann  auf  Grund  der  Meistbegünsti- 
gung Rußland  nicht  von  selbst  in  den  Schoß  fallen.  Ähnliche  Ver- 
hältnisse würden  sich  wiederholen,  da  es  ausgeschlossen  erscheint,  daß 

^)  Vgl.  auch  Kobatsch,  a.a.O.  S.  10.  Für  einen  »verbesserten«,  d.  h.  mit 
einer  Erweiterung  der  Freiliste  und  mit  entgegenkommender  Zollbehandlung,  mit 
einer  Assimilierung  des  Zollschemas  und  der  Zollverwaltung,  mit  gleichmäßigen 
Fraehttarifsätzen  verbundenen  Tarifvertrag,  als  den  einzig  gangbaren  Weg  der  An- 
näherung, tritt  Eulenburg  (in  Berliners  Sammelwerk,  II.  Teil,  S.  115)  ein  — 
auf  Grund  einer  scharfsinnigen  Untersuchung  der  reellen  Interessen  der  deutsehen 
Industrie  und  mitunter  auch  der  österreichisch-ungarischen  Volkswirtschaft.  Er 
übersieht  jedoch  die  handeis-  und  machtpolitischen  Vorteile  des  Zoll-  und  Wirt- 
schaftsbündnisses für  Deutschland,  ferner  die  kollektivpsychologisehen  Eigen- 
schaften der  Monarchie,  die  das  Zollbündnis  als  ein  erwünschtes  und  vielleicht 
einzig  mögliches  Zwangsmittel  für  wirtschaftspolitische  Reformen,  insbesondere  für 
Stärkung  und  Verbilligung  der  Produktion  erscheinen  lassen;  er  unterschätzt  auch 
vielfach  die  Widerstandsfähigkeit  der  österreichisch-ungarischen  Industrie  gegen- 
über Zollerraäßigungen  und  setzt  sieh  über  die  (oben  eingehend  geschilderte)  aus- 
gleichende und  schöpferische  Rolle  der  zwischenstaatlichen  Syndizierungen  leicht 
hinweg.  Auf  Eulenburgs  Studien  und  Ansichten  wird  im  II.  Teile  vielfach 
zurückzukommen  sein.  Auch  nach  Stolper  (Herkners  Sammelwerk,  I.  Teil, 
S.  163)  wäre  eventuell  ebenfalls  auf  dem  Wege  eines  gewöhnliehen  Tarifvertrages 
eine  weitgehende  handelspolitische  Annäherung  zu  erzielen  —  und  zwar  durch  Er- 
weiterung der  Freiliste. 
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im  Falle  des  Niehtzustandekommens  des  ZoUbtindnisses  Deutschland  die 
Meistbegünstigungsplattforra  verlasse  und  Eeziprozitätsverträge  schließe. 

Indem  Szterenyi  den  Abschluß  eines  > verbesserten«  gewöhn- 
liehen Handelsvertrages,  als  einen  Annäherungsweg,  zwar  an  letzter 
Stelle  stellt,  aber  dennoch  als  gangbar  betrachtet,  scheint  er  die  Er- 
zielung einer  wirklichen  Annäherung,  namentlich  einer  wirklichen 
Vorzugsbehandlung  (wenn  sie  auch  im  Vertrage  unter  diesem  Namen 
nicht  auftritt),  auf  verschiedenen  Nebenwegen,  insbesondere  durch  eine 
ad  hoc  gemachte  Spezialisierung  des  ZoUtarifes,  durch  die  Erweite- 
rung des  Veredlungsverkehres  (insbesondere  mit  Hilfe  von  Einfuhr- 
scheinen), durch  spezielle  Streckenbegtinstigungen,  vor  allem  aber 
durch  eine  weitgehende  Anwendung  von  Grenzverkehrsbegünstigungen 
anstreben  zu  wollen. 

Nun  wissen  wir  gerade  aus  der  bisherigen  handelspolitischen 
Erfahrung  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie,  daß  solche  Er- 
weiterungen der  Grenzverkehrsbegünstigungen,  welche  über  das  im 
Wortlaute  angedeutete  Ziel  hinausschießen,  immer  geeignet 
sind,  scharfe  Gegensätze,  Proteste  und  Komplikationen  hervorzurufen 
und  mit  Gegenkonzessionen  an  dritte  Staaten  erkauft  oder  über  Ein- 
spruch derselben  fallen  gelassen  werden  müssen.  So  mußte  z.  B.  — 
wie  bereits  an  einer  anderen  Stelle  angeführt  wurde  —  die  im 
österreichisch-ungarisch-italienischen  Handelsvertrage  zugunsten  Italiens 
enthaltene  Weinzollklausel  von  selten  Österreich-Ungarns  (nicht  etwa 
Italiens)  über  den  Einspruch  Prankreichs  mit  einer  Konzession  erkauft 
werden,  nämlich  mit  der  Anerkennung  der  bevorzugten  Stellung  Frank- 
reichs in  Tunis.  Im  Hinbhcke  auf  erneuerte  Proteste  Frankreichs  wurde 
die  Weinzollklausel  in  den  letzten  Vertrag  nicht  mehr  aufgenommen. 
Wir  wissen  uns  ferner  zu  erinnern,  daß  die  von  der  Monarchie  den 
Balkanstaaten,  insbesondere  Serbien  gewährten  Begünstigungen,  die  den 
Namen  von  Grenzbegünstigungen  trugen,  jedoch  weit  über  dieses  Maß 
hinausgingen,  scharfen  Einsprüchen  seitens  Eußlands  begegneten  und  eine 
nicht  unwesentliche  Erschwerung  der  handelspolitischen  Beziehungen, 
wie  auch  der  Vertragsverhandlungen  mit  dem  letzteren  Eeiche  bewirkten. 

An  einer  anderen  Stelle  wurde  bereits  dargestellt,  daß  einer 
wesentlichen  Erweiterung  des  Veredlungsverkehres,  insbesondere  der 
Anwendung  des  Einfuhrscheinsystems  infolge  volkswirtschaftlicher 
Nebenkonsequenzen  wie  auch  technischer  Schwierigkeiten,  ziemlich 
enge   Grenzen    vorgesteckt    sind.     Es   wäre   diesfalls   nur  noch    auf 
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die  Analyse  Beckmanns,  »Einfuhrscheinsysteme«  (Karlsruhe  1911) 
hinzuweisen,  welcher,  nach  Schilderung  gewisser  innerwirtschaftlicher 
Nachteile  und  Gefahren  des  industriellen  Einfuhrscheinsystems,  darauf 
aufmerksam  macht,  daß  die  praktische  Durchführung  desselben  am 
Widerstände  des  Auslandes  scheitern  dürfte.  Ebenso  sind  die  an 
einer  anderen  Stelle  besprochenen,  zum  Teile  von  Schumacher  emp- 
fohlenen, zum  Teile  von  SchüUer  (in  Herkners  Sammelwerk)  ein- 
gehend besprochenen  Mittel  der  Einschränkung  und  Umgehung  der 
Meistbegünstigung,  die  Szterenyi  und  andere  Befürworter  des  >ver- 
besserten«  Handelsvertrages  im  Auge  haben,  entweder  nicht  imstande, 
die  erwünschte  umfangreiche  Änderung  in  den  tatsächlichen  Handels- 
beziehungen zu  bewirken,  oder  häufig  geeignet,  ähnliche  oder  noch 
ärgere  Maßregeln  dritter  Staaten  hervorzurufen.  Im  allgemeinen  ver- 
mag ich  mich  mit  versteckten  Vorzugsbehandlungen  nicht  zu  be- 
freunden —  bis  auf  die  Spezialisierung  des  Zolltarifes,  in  welcher 
eine  solche  Vorzugsbehandlung  sich  aus  streng  sachlichen  Momenten 
ergibt,  mit  Einschluß  der  Herabsetzung  solcher  Zölle,  an  deren  Höhe 
kein  anderer  Staat  ein  Interesse  hat  als  derjenige,  den  man  begünstigen 
will.  Nun  kann  aber  aus  der  letzteren  Form  der  auch  in  einem  gewöhn- 
lichen Handelsvertrage  zulässigen  faktischen  Vorzugsbehandlung  —  in 
ihrer  Anwendung  auf  die  künftigen  Beziehungen  der  Zentralreiche  — 
keine  genügend  ergiebige  tatsächliche  Vorzugsbehandlung  hervorgehen. 
Man  muß  immer  bedenken,  daß  durch  die  Anwendung  des 
Systems  der  versteckten  Vorzugsbehandlung  in  größerem  Umfange 
der  Nachahmung  desselben  durch  andere  Staaten  Tür  und  Tor  ge- 
öfi'net  würde,  was  zu  einer  endlosen  Umgehung  der  Handelsverträge 
führen  und  die  Stabilität  der  handelspolitischen  Verhältnisse  in  ge- 
fährlichster Weise  erschüttern  könnte.  Dabei  wäre  die  Gefährlichkeit 
eines  solchen  Umgehungssystems  für  die  Zentralreiche  viel  größer  als 
für  viele  andere  Staaten,  i) 

^)  Einer  ähnliehen  Ansieht  ist  Freiherr  v.  Kalchberg  (in  der  >Neuen 
Freien  Presse«  vom  1.  Dezember  1915).  Er  meint  hierüber  unter  anderem:  »Die 
kleinen  Auskunftsmittel,  die  hin  und  wieder,  namentlich  von  uns  selbst,  mit  mehr 
oder  weniger  Erfolg  versucht  wurden,  um  ungeachtet  der  Meistbegünstigungs- 
klausel eine  spezielle  Vorzugsbehandlung  einräumen  zu  dürfen  (wie  z.  B.  die  Be- 
schränkung auf  eine  gewisse  Grenzstreeke,  auf  bestimmte  Maximalmengen  oder  be- 
sondere Warenqualitäten),  sind  gegenüber  dem  großen  »heiligen«  Hasse,  mit  dem 
wir  und  Deutsehland  lange  zu  kämpfen  haben  werden,  heute  gewiß  ganz  unzu- 
länglich und  unanwendbar.« 
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Nach  meiner  an  einer  anderen  Stelle  bereits  ausführlich  darge- 
legten Auffassung  soll  die  Neuregelung  der  handelspolitischen  Be- 
ziehungen in  den  Friedensverhandlungen  eben  dazu  benützt  werden, 
um  Treu  und  Glauben  auf  diesem  Gebiete  tunliehst  zur  Geltung  zu 
bringen,  den  handelspolitischen  Kampf  mit  versteckten  Waffen  mög- 
lichst einzuschränken,  allen  Umgehungen  der  Handelsverträge  den 
Eiegel  vorzuschieben. 

Im  Hinblicke  auf  die  bei  der  Besprechung  der  Präferenzzoll- 
behandlung angedeuteten  psychologischen  Momente,  insbesondere 
auf  die  Verschiedenheit  des  prinzipiellen  Standpunktes  Deutschlands, 
kann  der  Glaube  Szterenyis  (»Wirtschaftliche  Verbindung  mit 
Deutschland«,  S.  45)  daran,  es  vperde  sich  bei  einem  einfachen 
Handelsvertrage  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  eine 
ersprießliche  Kooperation  beim  Abschlüsse  von  Handelsverträgen  und 
auf  finanzpolitischem  Gebiete,  ferner  die  Vereinheitlichung  des  Zoll- 
systems und  der  wirtschaftlichen  Gesetzgebung,  eine  Verkehrsinteressen- 
gemeinschaft u.  dgl.  nach  und  nach  herausbilden  können,  nur  als 
ein  leider  unbegründeter  Optimismus  angesehen  werden. 
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R  lo  b  o  t  s  k  y :    Der    deutsche    Zollverein,    1862. 

Emminghaus:  Entwicklung,  Krisis  und  Zukunft  des  deutschen  Zoll- 
vereins,  1863. 

Aegidi:   Aus    der   Vorzeit   des    Zollvereins,    1865. 

Seelig:    Schleswig-Holstein   und   der    Zollverein,    1865. 

1)  In  diesea-  Gruppe  erscheinen  nur  jene  Literaturbehelfe  angeführt, 
die  von  mir  bei  der  Abfassung  der  vorliegenden  Arbeit  vornehmlich 
benützt  worden  sind,  obwohl  auch  hier  zur  Vollständigkeit  nicht  viel 
fehlen  dürfte. 
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Dittmar:    Der   deutsche    Zollverein,    2  Bde.    1867—1868. 

Bienengräber:  Statistik  des  Verkehrs  und  Verbrauchs  im  Zoll- 
verein,   1868. 

Thudichum:  Verfassungsrecht  des  Norddeutschen  Bundes  und  des 
deutschen   Zollvereins,    1870, 

E  ose  her:   Zur   Gründungsgeschicht«  des   Zollvereins,    1870. 

Pestenberg- Pakisch:    Geschichte    des    Zollvereins,    1870. 

Weber:  Der  deutsche   Zollverein,    1872. 

Worms  E. :  L'Allemagne  eoonomique  ou  Histoire  du  Zollverein  alle- 
mand,    1874. 

Beutner:  Der  Zollanschluß  der  Haasestäxite  Hamburg  und  Bremen, 
1880. 

Eberstein:   Hamburgs   Anschluß   an  das   deutsche    Zollgebiet,    1880. 

Biedermann:  Der  Plan  einer  deutschen  Zolleinheit  im  XVI.  Jahr- 
hundert.   („Vierteljahresschrift   für   Volkswirtschaft.")    1883. 

Treitschke:  Die  Anfänge  des  deutschen  Zollvereins,  in  den  „Preußi- 
schen   Jahrbüchern",    Bd.  XXX. 

C  r  e  m  e  r :  Die  Bedeutung  des  preußischen  Zollgesetzes  für  die  Ent- 
wicklung Preußens   und  den  deutschen  Zollverein,    1891. 

V.  Aufsess:  Die  Zölle,  Steuern  usw.  des  Deutschen  Reiches  (in 
„Hirths  Ann.",    3.  Bearb.    1896). 

Freymark:  Die  Reform  der  preußischen  Handels-  und  Zollpolitik 
von  1800 — 1821  (in  „Conrads  Sammlung  ökonomischer  Abhandl."), 
1898. 

Sommerland  Theo:  Die  soziale  Wirksamkeit  der  Hohenzollem  (Die 
Begründung  der  deutschen  Zolleinheit),   1899. 

Hoffmann:  Geschichte  des  deutschen  Zollrechtes  bis  zum  bayerisch- 
württemberger    Zollverein    (1828),    1900. 

Eckert  Ch. :  Der  preußisch-hessische  Anschluß  vom  14.  Februar  1828, 
im  „Jahrbuch  für  Gesetzgebim^  etc.  von  Schmoller",  Bd.  XXVI, 
Jahrgang    1902,    S.  505—556. 

V.  B  e  1  o  w :  Art.  Zollvereia  im  „Wörterbuch  der  Volkswirtschaft",  3.  Aufl., 
1911,   Bd.  II. 

Sommerland  Theo:  Art.  Zollvereia  im  „Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften",   3.  Aufl.,    Bd.    VIII.    (1911),    S.    1058  ff. 
Vergl.  überdies: 

„Nouveau  Dictionriaire  d'^conomie  politique  de  S  a  y  et  C  h  a  i  1 1  y", 
1896.  Auch  das  „Dictionnaire  des  finanoes  de  S  a  y". 

„La  Grande  Encyclopedie"  unter  „Zollvereia";  „L'Economiste  Frangais", 
Nummern   vom    20.  Dezember    1873   und   3.  Januaj    1874    (L©   Zoll- 
vereia, son  histoire  JTisqu'en  1870)  und  die  Nummer  vom  30.  August 
1873  (Le  commerce  du  ZoUverein  de   1866  ä  1870). 
Vergl.  ferner  die  einschlägigen  Geschichtswerke :   Treitschke: 

Deutsche  Geschichte,  Bd.  III.  —  Lindner:  Geschichte  des  deutschen 

Volkes,  Bd.  II,  S.  287,  303  ff.,  326,  350.  —  v.  S  y  b  e  1 :  Die  Begründung 
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des  Deutsclieii  Reiclies  durch  Wilhelm  I.,  Bd.  III.,  u.  a.  —  Fried- 
jung:  Kampf  um  die  Vorherrschaft  in  Deutschland,  Bd.  I.,  u.  a.  — 
Memoiren  von  Bismarc k,  Delbrück,  Beust,  Kossuth,  Schaf  f- 
le,  Metternich  und  Kübeck,  Lists  Nationales  System,  I.  Teil,  u.  a. 

III.  Wirtschaftliche  Annäherung  zwischen  Österreich-Ungarn 

und  Deutschland. 

(Wirtschaftliches  „Mitteleuropa",  Anschluß  von  limitrophen  Grebieten.i) 

Anschluß  an  Deutschland«  auch  Anschluß  an  den  Zollverein?  Eine 
Lebensfrage  für  Österreich,  1848. 

Denkschrift  des  Böhmischen  Gewerbevereines  über  den  Anschluß 
Österreichs  an  den  deutschen   Zollverein,    1848. 

Entwurf  zu  einem  Zolltarif  für  das   vereinte   Deutschland,    1848. 

Eragen  des  volkswirtschaftlichen  Ausschusses  der  verfassunggeben- 
den Nationalversammlung  in  Frankfurt  a.  M.  zum  Behufe  der 
Entwerfung  eines   allgemeinen  deutschen  ZoUtarifes,    1848. 

Beitrag  zur  Lösung  der  Frage  über  ZoUvereinigvmg  mit  Deutschland 
lind  sonstige   Freihandelstendenzen,    1849. 

Hoefken:  Die  Reform  des  österreichischen  ZoUwesens  \md  die  öster- 
reichisch-deutsche  Zolleinigung,    1849. 

S  c  h  e  r  e  r :  Österreich,  jBayem  und  das  südwestliche  Deutschland  in 
Gemeinschaft  ihrer  Handels-  und  Gewerbeinteressen,  1849. 

Becher:  Die  deutschen  Zoll-  und  Handels  Verhältnisse  in  ihrer  Be- 
ziehung zur  Anbahnung  der  Österreichisch-deutschen  Zoll-  und 
Handels  Vereinigung,  1850. 

Denkschriften  des  k.  k.  österreichischen  Handelsministeriums 
(K.  L.  Freiherr  v.  Brück)  vom  30.  September  1849  und  vom  30.  Mai 
1850  und  die  Depesche  des  k.  k.  österreichischen  Ministeriums  des 
Äußern  vom  21.  Juli  1850  in  betreff  der  österreichisch-deutschen 
Zoll-  und  Handelseinigung,   1850. 

H  ü  b  n  e  r :  Die  Zolleinigung  und  die  Industrie  des  Zollvereins  und  Öster- 
reichs,   1850. 

Deutschlands  Zoll-  und  Handelseiuigung  mit  Hinblick  auf  die  öster- 
reichische  Zollreform   und  die   Dresdner   Konferenzen,    1851. 

öchelhäuser:  Der  Fortbestand  des  Zollvereins  und  die  Handels- 
einigung mit  Österreich,   1851. 

Über  den  deutsch-österreichischen  Zoll-  und  Handelsverein, 
1852. 

Die  Wiener  /Zollkonferenzen  nebst   Vorrede,    1852. 

Die  Zollkonferenz  zu  Berlin,  die  preußische  Erklärung  vom  T.Juni 
und  die  deutsche  Zolleinigung,   1852. 


1)    Diese    Gruppe    ist    in    bibliographischer    Beziehung    möglichst 
vollständig. 
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Industrie  und  Zolltarif  in  Österreich.  Eine  Beleuchtung  der 
jüngsten   Zollagitation,    1859. 

Die   Zollenquete    in   Österreich,    1859. 

Frh.  V,  Brück:  Die  Aufgaben  Österreichs,   1860. 

V,  M  i  t  i  s :  Publizistische  Versuche,  1861.  (Inhalt  u,  a. :  Die  Zollver- 
einigung  Österreichs   mit   Deutschland.) 

S  t  r  a  c  h  e :  Österreichs  Beitritt  zum  deutschen  Zollverein.  Deoikschrift 
aus  Anlaß  der  Beratimgen  über  den  preußisch-französischen  Han- 
delsvertrag,  1862. 

Wertheim:  Bericht  über  die  österreichischen  Vorschläge  zur  Zoll- 
einigung mit  Deutschland.  Im  Auftrage  des  bleibenden  Ausschusses 
des   deutschen    Handelstages    erstattet,    1862. 

Wertheim:  Bericht  über  die  Versammlung  des  deutschen  Handels- 
tages zu  Berlin  vom  14.  bis  17.  August  1862  über  die  iZoUeinigimgs- 
frage.   Erstattet   an  die  n.-ö.    Handels-   und   Grewerbekammer,    1862. 

Denkschrift  des  Vereines  der  österreichischen  Eisenindustriellen 
über   den    französisch-preußischen    Handelsvertrag,    1862. 

ößterreichs  Eintritt  in  den  deutschen  Zollverein  von  E.  S., 
1862. 

Österreichs  Interessen  und  der  französisch-preußische  Handels- 
vertrag. „Denkschrift  des  Vereines  österreichischer  Industrieller", 
1862. 

Bericht  der  besonderen  Kommission  des  n.-ö.  Grewerbevereins  für 
die  Erörterung  der  handelspolitischen  Frage,   1863. 

Blodig:  Die  österreichische  Zoll-  und  Staatsmonopols  Ordnung  mit 
einer   geschichtlichen   Einleitung,    1863. 

Gutachten  der  Handels-  und  Gewerbekammer  Troppau  über  den 
Entwurf  eines  zwischen  Österreich  vmd  dem  deutschen  Zollverein 
zu   vereinbarenden   gemeinschaftlichen    ZoUtarifes,    1864. 

Gutachten  der  Handels-  und  Grewerbekammer  Leoben  über  den  Ent- 
wurf eines  gemeinschaftlichen  (deutsch-österreichischen)  ZoU- 
tarifes,    1861 

Erh.  V.  Hock:  Verhandlungen  über  ein  österreichisch-deutsches  Zoll- 
bündnis,  („österreichische  Revue",   1864,   I.) 

Jeiteles:     10   Jahre   nach   dem    Handelsvertrage,    1864. 

Neu  mann:  Österreichs  Handelspolitik  in  der  Vergangenheit,  Gegen- 
wart und  Zukunft,   1864. 

Neumann:  Österreich  imd  der  Zollverein  in  den  letzten  25  Jahren, 
1864. 

Übersicht  über  die  Eigebnisse  der  Äußerungen  der  Handels-  und 
Grewerbekammern,  der  landwirtschaftlichen  Gesellschaften  und  Ver- 
eine, dann  der  politischen  Landesstellen  über  den  österreichischen 
Zolltarifsentwurf  vom    18.  November   1863.    1864. 

Matlekovits:  Die  Zollpolitik  der  österreichisch-ungarischen  Mon- 
archie vom  Jahre  1850  bis   zur  Gegenwart,   1877. 


784 

Beutner:  Das  ZoUbündnis  der  Ostraächte  und  die  Einführung  von 
Differentialzöllen,  1878.  („Bericht  des  Zentralverbandes  der  deutschen 
Industriellen.") 

Grad:  Les  Projets  d'union  douaniere  entre  TAutriche  et  l'Allemagne 
(im   „Economiste    frangais"),    1879. 

De  M'Olinari:  L'union  douaxuiere  de  l'Exirope  centrale  („Journal  des 
Economistes",    fevrier    1879,    p.  313  ff.). 

P  e  e  z :  Zollvertrag  mit  Deutschland  oder  wirtschaftliche  Autonomie  T 
1879. 

Gutachten  der  n.-ö.  Handels-  und  Gewerbekammer,  betreffend  die 
Wahmehniung  unserer  wirtschaftlichen  Interessen  im  Verkehr  mit 
Deutschland,    1880. 

V.  Kaufmann:  L'association  douaniere  de  l'Europe  centrale  (Guil- 
laumin,  edit.,   1880). 

Dehn:  Die  österreichisch-ungarische  Zollrevision  mit  besonderer  Eück- 
sdcht  auf  die  Beziehungen  zu  Deutschland,   1882. 

Brentano:  Über  eine  zukünftige  Handelspolitik  des  Deutschen  Reiches 
(Schmollers   Jahrbuch  usw.,   1885). 

Prühauf:  Das  Projekt  einer  Zollunion  Österreichs  mit  Deutschland 
in  geschichtlicher   Entwicklung    („Unsere   Zeit",    1866,    Heft    3). 

Gutachten,  betreffend  die  Erneuerung  der  Zoll-  imd  Handelsverträge 
mit  dem  Deutschen  Reiche  und  Italien,  erstattet  vom  Verein  der 
Montan-,  Eisen-  und  Maschinenindustriellen  in  Österreich,   1886. 

M  a  m  r  o  t  h :  Die  Entwicklung  der  österreichisch-deutschen  Handels- 
beziehungen vom  Entstehen  der  Zolleinigungsbestrebungen  bis  zum 
Ende    der   ausschließlichen    Zollbegünstiguagen    (1849 — 1865),    1887. 

C  h  a  r  d  o  n :  A  propos  d'un  projet  d'une  xmion  douaniere  entre  les  Etats 
du   centre   de    l'Europe    (Guillaumin,    edit.,    1889). 

Matlekovits:  Die  Zollpolitik  der  österreichisch-ungarischen  Mon- 
archie und  des  Deutschen  Reiches  seit  1868  und  deren  nächste  Zu- 
kunft,  1891. 

Bazant:  Die  Handelspolitik  Österreich- Ungarns  1875 — 1892  in  ihrem 
Verhältnis  zum  Deutschen  Reiche  und  zu  dem  westlichen  Europa, 
1891 

P  e  e  z :  Zur  neuesten  Handelspolitik  Mitteleuropas  tmd  Handelspolitik 
der  Zukunft.    Sieben  Abhandlungen,    1895. 

Haus  er:    Zollunion,    1900. 

Ein  Zoll-  und  Handelsbündnis  mit  Deutschland.  Verhandlungen 
der    Gesellschaft    österreichischer    Volkswirte,    1900. 

Grunzel:  Die  handelspolitischen  Beziehungen  Deutschlands  und  Öster- 
reich-Ungarns. (Beiträge  zur  neuesten  Handelspolitik  Österreichs, 
S.  61.)  Bd.  XCIII  der  „Schriften  des  Vereines  für  Sozialpolitik", 
Jahrg.   1901. 

Vosberg-Rekow:  Zolleinigungen  in  Mitteleuropa  vom  Standpunkte 
der  Verkehrspolitik  (Vortrag),   1901, 
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Egner  und  Schumacher:  Brennende  Agrax-,  Zoll-  und  Haadels- 
fragen,    1902. 

Sartori  US  v.  Waltershausen:  Beiträge  zur  Beurteilung  einer 
wirtschaftlichen  Föderation  von  Mitteleuropa  („Zeitschrift  für  Sozial- 
wissenschaft"),   1902. 

Calwer:   Eine   mitteleuropäische   Zollunion,    1903. 

B  ü  1  o  w :  Der  Verlust  von  Österreichs  Stellimg  in  Deutschland  vom 
kolonialpolitischen   Standpunkte,    1903. 

M  a  i  e  r :  Deutsch-österreichische  Verständigungen  und  die  neuen  Zoll- 
tarife  („Zeitschrift   für   Sozialwissenschaft"),   1903. 

Wolf  J. :  Ein  mitteleuropäischer  Wirtschaftsverein  („Zeitschrift  für 
Sozial  Wissenschaft"),   1903. 

—  —  Materialien,  betreffend  einen  mitteleuropäischen  Wirtschaftsver- 
ein,   1903. 

Perger:  Der  Weg  zum  deutsch-österreichischen   Zollverein,    1904, 

Veröffentlichungen  der  mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereine,   Bd.    I— XVI,    1904  ff. 

Ankenbrand:  Wege  zur  Wirtschaf tsimion  Deuts chland-österreich- 
Ungam,    1907. 

v.  d.    Lippe:    Ein  mitteleuropäischer   Zollbund,    1907. 

Wolf  Julius :  Die  ersten  drei  Jahre  der  mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
vereine   („Zeitschrift    für    Sozial  Wissenschaft"),    1907. 

Friedjung:  österreichisch  -  deutsche  ZoUimionspläne  1849 — 1853. 
(„österreichische    Rundschau",    Jahrg.    1910,    Bd.    XXV.) 

Gaertner:  Der  Kampf  um  den  Zollverein  zwischen  Österreich  und 
Preußen  (vonil849  bis  1853),  1911. 

Schleicher:  Die  Großschiffahrtsverbindung  Rhein  -  Donau  durch 
Württemberg  tmd  der  Main- Donaukanal  („Weltwirtschaft  und  Welt- 
verkehr", JuÜ  1911). 

V.  K  ü  b  e  c  k :  Ein  Zoll-  und  Handelsbündnis  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Österreich-Ungarn  („Deutsche  Revue",   Jämajer   1913). 

L  u  k  a  c  s  :  Die  handelspolitische  Interessengemeinschaft  zwischen  dem 
Deutschen  Reiche  und  östen-eich-Ungarn,   1913. 

P  aas  che,  Dr.:  Österreich-Ungarns  wirtschaftliche  Beziehungen  zu 
Deutschland  (Vortrag  in  der  Jahresversammlung  des  Bundes  öster- 
reichischer Industrieller),    1913. 

Raunig:  Handelspolitische  Bestrebungen  des  Deutschen  Reiches  („Mit- 
teilungen des   Industriellen-Klubs  in  Wien",   Ende   Mai   1914), 

A  p  t :  Der  Krieg  ,und  die  Weltmachtstellung  des  Deutschen  Reiches,  1914. 

- —  Mitteleuropäische  Interessengemeinschaft  („Deutsche  Wirtschafts- 
zeitung",  Nr.    24,   vom   15.   Dezember   1914). 

D  i  e  h  1 :  Zur  Frage  eines  Zollbündnisses  zwischen  Deutschland  und 
Österreich-Ungarn,    1914. 

(Hiezu  Kritiken  von  P  h  i  li  pp  o  vi  c  h.  [„Weltwirtschaftliches  Ar- 
chiv",  Bd.  V],   ferner  von 

V.  Battaglia,  Wirtschaftliche  Annäherung.  I.  50 
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S  toi  per,  Dr.:  Ein  ZolluiüorLSgegner  [im  „österreachischen  Volkswirt" 
ex  1915,  Nr.  27],  schließlich  von 

Hellauer:    „Deutsche   Wirtschafts-Zeitung"    Nr.  7    voa    1915.) 

Exner:  Vortrag  über  die  deutsch-österreichifich-UDgaxische  Zoll-  imd 
Wirtschaftsgemeiaschaft.  („Wochenschrift  des  Niederösterreichischen 
Gewerbevereins"  vom  24.  Dezember  1914.) 

J  e  s  s  e  r :  Deutscher  Imperialismus  oder  mitteleuropäische  Interessen- 
gemeinschaft.   („Deutsche   Arbeit",    XII.  Jahrg.,    Heft  3,    1914.) 

Kontinentalpolitik,  ein  Zukunftsbild.  Von  einem  rheinischen 
Großindustriellen,    1914. 

Der  letzte  Krieg.  Erster  Verfassungsentwurf  für  einen  europäischen 
Staatenbund,    Von  einem   Schweizer   Bürger,    1914. 

V.   Liszt:   Ein  mitteleuropäischer  Staatenverband,    1914. 

Losch:  Ein  mitteleuropäischer  Wirtschaftsblock  und  das  Schicksal 
Belgiens,  1914, 

Mühlstein:  Deutschlands  Sendimg.  Ein  neuer  mitteleuropäischer 
Völkerbund.   1914. 

Fächer:  Vom  Kriegs-  zum  Wirtschaftsbündnis.  —  Das  Zoll-  und 
Handelsbündnis  und  die  staatliche  Selbständigkeit  Österreichs.  (Zwei 
Aufsätze  in  „Deutsch-Österreich".  IV.  Jahrg.,  Heft  8  und  10.)  1914. 

Philipp  ovich:  Ein  Wirtschafts-  und  Zollverband  zwischen  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn,  1914. 

Schmidt:  Die  Zolleinigung  Mitteleuropas,  eine  Frage  der  Zukunft. 
(Enthalten in  Schmidt:  „Die  Schweiz  -und  die  europäische  Handels- 
politik.") 1914. 

v.  Winterstetten:  Berlin — Bagdad,  1914. 

'Nordkap— Bagdad.    Das   politische   Programm   des    Krieges,    1914. 

Angermann:  Die  Grundlagen  eines  mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
verbandes,   („Der   Panther",    August    1915.) 

Die  wirtschaftliche  Annäherung  an  das  Deutsche  Eeich  und 
die  chemische  Industrie.  (Sonderabdruck  aus  der  „österreichischen 
Chemiker-Zeitung".)  1915, 

Stenographischer  Bericht  über  die  vertraulichen  Verhandlungen  des 
deutsch-österreichisch-ungarischen  Wirtschaftsverbandes  über  die 
Neugestaltimg  der  Handelsbeziehungen  Deutschlands  zu  Österreich- 
Ungarn,  abgehalten  zu  Berlin  am  26.  März  1915.  (Streng  vertraulich, 
nicht    im  Handel.) 

Denkschrift  aus  Deutsch-Österreich,  herausgegeben  von  Fried- 
jung  u.  a.   (Als  Manuskript  gedruckt,  nicht  im  Handel.)   1915. 

Deutschland-Österreich-Ungarn.  Korrespondenz  zur  Klärung 
der  Frage  einer  Zollgemeinschaft  dieser  Staaten,  herausgegeben  von 
N.   Merlecker.    (Berlin   1915 ff.) 

Dub:  Nochmals  zur  Frage  der  Zollunion.  („Schmollers  Jahrbuch  für 
.Gesetzgebung  usw.",    XXXIX.    Jahrg.,    Heft  3.)    1915. 
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r  o  d  o  r :   (Magyaxorszäg  es  a  közepeuropai  vämtinio.)   Ungam  und  die 

mitteleuropäische  Zollunion,  1915. 
Zur  Frage  der  mitteleuropäischen  Zollunion.  (Rundfrage  mit  Antworten 
von  A.Wekerle,  G.  v.  Polonyi,  B.  Földes,  A.  v.  Matleko- 
vits,  Szterenyi,  G.  Gratz  u.  a.,  veröffentlicht  durch  die  Zeit- 
schrift „Das  junge  Europa"  [„Kelet  Nepe"],  VII.  Jahi^.,  Heft  1  ff.) 
1915. 

Das    größere    Deutschland,    Hefte    16,  22,  24  ex  1915. 

Ger  1  off:  Der  wirtschaftliche  Imperialismus  und  die  Frage  der  Zoll- 
einigung zwischen  Deutschland  und  Österreich-Ungam.  („Der 
deutsche  Krieg",  Heft  45.)  1915. 

Gürtler:  Österreich- Ungarns  und  des  Deutschen  Reiches  Anteil  am 
Welthandel,  1915. 

Haushalter:    Deutsch-österreichische    Zolleinigung.     (In   „Bayrische 
Handels-Zeitschrift",   herausgegeben   von  der   Handelskammer  Mün- 
chen, LV.  Jahrg.,  Heft  9/10.)  1915. 
Ho frichter:  Der  deutsch-österreichische  Zollverein.   (Artikelserie  in 
der  „Neuen  Zeit",  XXXIV.  Jahrg.,  Nr.  1,  2  und  3.)  1915. 

J  a  s  t  r  o  w :  Die  mitteleuropäische  Z oUann äherung  und  die  Meistbegün- 
stigung,  1915. 

Kaff:  Zur  Frage  eines  deutsch-österredchisch-ungarischen  Zollverbandes. 
(„Die  Neue  Zeit",   XXXIII.  Jahrg.,   Bd.   II,   Nr.  21.)   1915. 

Kobatsch:  Ein  Zoll-  und  Wirtschaftsverband  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Österreich-Ungarn,   1915. 

Kranold:  Der  deutsch-österreichische  Wirtschafts bund  als  sozial- 
demokratische Aufgabe.  („Kriegsprobleme  der  Arbeiterklasse",  Heft 
18.)   1915. 

Keller:  Ein  deut&ch-österreichisch-ungarischer  ZoUveoein?  („SchmoUers 
Jahrbuch   usw.",    Heft  2.)    1915. 

—  Zur  Frage  eines  Zollbündnisses  zwischen  Deutschland  und  Öster- 
reich-Ungam. („Deutsche  Wirtschaftszeitung",  XI.  Jahrg.,  Heft  6.) 
1915. 

Lang:  Die  künftigen  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  dem  Deutschen  Reich.  (Mit  Antworten  von  J.  S  z  t  e- 
renyi,  J.  Wolf  und  J.  Jastrow.)  („Dom's  Volkswirtschaftliche 
Wochenschrift",  Nr.  1647,   1649,  1656,   September— November  1915.) 

Mitteilungen  der  Handelspolitischen  Kommission  der  Stadt  Wien. 
(Fortlaufende  Berichterstattung  über  den  Stand  der  Frage.)  1915  ff, 

Müller:  Zur  Frage  einer  Zollunion  der  Zentralmäichte.  („Zeitschrift 
für  Sozialwissenschaft",   Jahrg.   1915,   Heft  5.) 

Naumann:  Mitteleuropa,  1915. 

„Das  neue  Deutschland",  Oktober  1915.  (Artikel  von  Wolf, 
Schumacher,  van  der  Borght,  Leutwein.) 

Nordund  Süd,  XL,  Jahrg.  (Jubiläumsheft.)  Sondernummer :  „Deutsch- 
österreichisch-ungarische    Wirtschaftsbeziehimgen."       (Artikel    von 
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Kaempf,  Stresemann,  Rechenberg,  Szterenyi  und 
Wolf;  in  einer  folgenden  Nummer  Artikel  von  Bei  seh  und  Bas- 
sermann.) 

Pälyi:   Deutschland  und   Österreich-Ungarn,    1915. 

V.  P'hilippovich:  Die  Steuern  in  Österreich  und  Deutschland,  1915. 

■  Die    Größe   der   Produktdon   von   Rohstoffen  als    Grundlage   einer 

wirtschaftlichen  Vereinigung  zwischen  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn.    („Recht   und  Wirtschaft",   IV.   Jahrg.,    Heft  5,   Mai   1915.) 

P  i  s  t  o  r :  Die  Volkswirtschaft  Österreich- Ungarns  imd  die  Verständigung 
mit  -Deutschland,    1915. 

P  a  a  s  c  h  e,  Dr. :  Ansprache  in  der  Tagung  des  Deutsch-österreichisch- 
ungarischen und  des  österreichisch-deutschen  Wirtschaftsverbandes, 
Wien,  28.  Juni  1915.  („Wochenschrift  des  Niederösterreichischen  Ge- 
werbevereines" vom   15.  Juli   1915.) 

Politisc  h-w  irtschaftliche  Zukunft  Deutschlands  imd  Öster- 
reich-Ungarns nach  dem  Krieg.  Von  *  *  *,   1915. 

R  i  e  s  s  e  r :  Der  gegenwärtige  Stand  der  Frage  der  wirtschaftlichen  An- 
näherung zwischen  den  Zentralmächten.  („Deutsche  Export-Revue" 
vom   9.  Juli    1915.) 

R  a  u  n  i  g :  Die  wirtschaftlichen  Kräfte  der  beiden  Kaiserreiche.  — 
Dr.  V.  P  e  e  z  und  ein  mitteleuropäischer  Zollbund.  —  Unser  Handels- 
verkehr mit  dem  Deutschen  Reiche  („Mitteilungen  des  Industriellen- 
Klubs"   Nr.    286   und   287  a),    1915. 

Sartorius  Frh.  v.  Waltershausen:  Weltwirtschaft  und  Welt; 
krieg    (im    „Weltwirtschaftlichen   Archiv",    April    1915). 

v.  Scala:  Zolleinigung  zwischen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn 
(Artikelserie  in  der  5,Deutschen  Arbeit",  XIV.  Jahrg.,  Heft  2,  4  und 
5),    1914/15. 

Schwarz:  Artikel  über  den  österreichisch-ungarisch-deutschen  Han- 
delsverkehr seit  den  letzten  Handelsverträgen,  („österreichisch-un- 
garische Exportrevue",  August-September  1915.) 

Schmidt:  Eine  Schweizer  Stimme  zur  Frage  der  mitteleuropäischen 
Zollvei-einigung.    („Weltwirtschaft",    Juli-August   1915.) 

Schmidt:  Die  Zollvereinigung  Deutschlands  mit  Österreich-Ungarn 
(in   „Soziale    Kultur",    XXXV.    Jahrg.,    Heft  4,    April  1915). 

Schippel:  Zollvereinspläne  und  Friedens  ziele.  („Sozialistische  Monats- 
hefte",   XXI.    Jahrg.,    Heft  6.) 

Szterenyi:  Wirtschaftliche  Verbindung  Österreich-Ungarns  mit 
Deutschland,    1915. 

Schubert:  Deutschlands  Brücke  zum  Orient  (Österreich-Ungarn,  Bal- 
kanstaaten und  Türkei),   1915. 

Frh.  V.  Stengel:  Zur  Frage  der  wirtschafts-  und  zollpolitischen  An- 
näherung von  Deutschland  und  Österreich-Ungano,   1915. 

Uli  mann:  Die  Bestimmung  der  Deutschen  in  Mitteleuropa.  Zu  den 
Grundlagen   des    deutsch-österreichischen   Bündnisses,    1915. 
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Varga:  Der  Plan  eines  deutscli-österreichisch-ungarischen  Zollvetr- 
bandes   („Die  Neue  Zeit",  XXXIII.  Jahrg.,  Bd.  II,   Nr.  8),   1915. 

Ein  Wirtschaftsbündnis  der  Zentralmächte ?  Auffassungen  in 
Österreich-Ungarn  (Artiikelserie  in  der  „Frankfurter  Zeitung",  Nr. 
119,  120,  126  und  130),  1915. 

Wochenschrift  des  Niederösterreichischen  Gewerbevereins  vom 
24.  Dezember  1914,    22.  April,   6.  Mai   und   15.  Juli   1915. 

Wolf  Julius :  Ein  deutsch-österreichisch-imgarischer  Zollverband,   1915. 

Bing:  Die  Rohstoffe  des  Wirtschaftsgebietes  zwischen  Nordsee  imd 
dem    Persischen   Golf,    1916. 

Die  Bestrebungen  für  eine  wirtschaftliche  Annäherung  Deutschlands 
und  Österreich- Ungarns.  Protokoll  der  Verhandlungen  der  sozialdemo- 
kratischen Partei   Österreichs  und  Deutschlaads,   1916. 

Stenographischer  Bericht  über  die  Verhandlungen 
des  Deutsch-österreicJiifSch-ung  arischen  Wirt- 
schaftsverbandes in  Dresden,  November  1915,  betreffend  die 
zukünftigen  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  Deutschland  und 
Österreich- Ungarn,    1916. 

Daszynska-Golinska:  Srodkowo-europejski  Zwi^zek  gospodarczy 
(Der  mitteleuropäische  Wirtschaftsverband),  in  einem  Sammelwerke 
des  volkswirtschaftlichen  Bureaus  des  Obersten  polnischen  National- 
komitees,   1916. 

Epstein:  Bahntarifarische  Studien  (Eisenbahntarifwesen  im  deutschen 
und   österreichisch-ungarischen   Wirtschaftsgebiet),    1916. 

Gürtler:    Österreich- Ungarn   —  ein   Schema   für   Mitteleuropa,    1916. 

Heller:  Deutschland  und  Österreich-Ungarn.  Gesichtspunkte  eines  In- 
dustriellen zur  Neugestaltung  ihres  wirtschaftlichen  Verhältnisses 
(„Zwischen  Krieg  und  Frieden",  Heft  35),   1916. 

Herkner:  Die  wirtschaftliche  Annäherung  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  seinen  Verbündeten  (,, Schriften  des  Vereines  für  Sozial- 
politik", Bd.  CLV/I.  und  II.),  2  Bde.,  1916.  Dieses  Sammelwerk  ent- 
hält Abhandlungen  von  Spiethoff,  Schumacher,  Schüller, 
Knapp,  V.  Tyszka,  Hainisch,  Wiedenfeld,  Kobatsch, 
Eulenburg,  Wimmig,  Schiff,  Wisse  1,  Esslen,  Fellner, 
V.  d,   Leyen,   Stolpe  r,   Rotmann,  Ballod,   Messner. 

Irresberg  er:  Das  Deutsch-österreichißch-ungarische  Wirtschafts- 
und   Zollbündnis,    1916. 

K  a  u  t  s  k  y :   Die  Vereinigten   Staaten  Mitteleuropas,    1916. 

Lukacs:  Union  douaniere  et  droits  de  faveur.  („Revue  de  Hongrie", 
15   avril    1916.) 

Oberösten-eichische  Landesversammlung  über  den  wirtschaft- 
lichen Zusammenschluß  Österreich-Ungarns  mit  dem  Deutschen 
Reiche.   Abgehalten   im  Jänner   1916. 

Die  österreichisch-ungarische  Eisen-  und  Metallwa- 
renindustrie und  unser  zukünftiges  Verhältnis  zu  Deutsch- 
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land,  Wien  1916.  (Protokoll  der  außerordentlichen  V,  V.  d.  V.  d.  ö.-u. 
Eisen-,    Blech-    und   Metall  Warenfabrikanten.) 
Palyi:   Das    mitteleuropäische   Weltreichbündnis,    1916, 
B  e  n  n  e  r :  Österreichs  Erneuerung  (Österreich- Ungarn  und  Mitteleuropa), 

1916. 
Schm oller:  Artikelserie  in  der  „Neuen  Freien  Presse"  vom  Mai — 

Juni  1916. 
Weber:  Deutschland  und  Ößterreich-Ungam  („Zeitschrift  für  Politik", 

Bd.  IX,   Heft  1/2),  1916. 
WirtschaftszeitungderZentralmächte.  Organ  des  Deutsch- 
österreichisch-ungarischen  Wirtschaftsverbandes    und   des    österrei- 
chisch-deutschen    Wirtschaftsverbandes.      Herausgegeben     von     R. 
Paasche,  W.  Exner,  J.  Kaltschow  und  Hadji  Adil  Bey. 
Nr,    1  u,  ff.,    1916.    (Sehr   viele    Artikel    aus    verschiedenen    Federn 
wurden  oben  im  Texte  angeführt.) 
Zusammenstellung  aller  Kundgebungen  und  Beschlüsse  der  Re- 
gierungen   und    wirtschaftlichen    Körperschaften    in    Deutschland, 
Österreich  und  Ungarn  über  die  Neugestaltung  unserer  wirtschaft- 
lichen   Beziehungen     zu     Österreich-Ungarn      (herausgegeben    vom 
Deutsch-österredchisch-ungarisclien    Wirtschaftsverband    in   Berlin), 
1916, 
Außerdem    die    bei    der  Gruppe   II    angeführten    geschichtlichen 
Werke  und  Memoiren,   femer  zahlreiche,   meistens   oben  im   Texte  an- 
geführte Vorträge,   Ansprachen,   Äußerungen  und   Zeitungsartikel,    dar- 
unter   von    Herzog    Ernst    Günther    von   Schleswig-Hol- 
stein,    Arnstadt,     Bärnreither,     Plener,     Philipp  o  vi  ch, 
Marchet,    Matlekovits,    Szterenyi,   Wekerle,     Ruß,    Bro- 
sche,    D  e  r  n  b  u  r  g,     P  a  c  h  n  i  c  k  e,     Paasche,     Naumann,    S  t  i- 
bral,    Hofmann,    Friedmann,    Renner,    Licht,    Kobatsch, 
Pistor,  Heilauer,  Gwinner,  Reisch,   Reich,   Gratz,   Gold- 
schmidt, Meinl,  Frh,  v,  Kalchberg,  Frh.  v.  Haupt,  Müller, 
G  r  u  n  z  e  1  u.  v.  a.    (Während  die  in  den  Zeitschriften  enthaltenen  Ab- 
handlungen im  obigen  Verzeichnis    möglichst  vollzählig  angeführt   er- 
scheinen,   wurden  in  dasselbe  Artikel  aus   der  täglichen   Press©  nicht 
aufgenommen,   mit   Ausnahme  solcher  Artikelserien,    welch©  eine 
gründliche   Besprechung  des   Gegenstandes   enthalten.) 

Außer  der  letzterwähnten  Zusammenstellung  der  Kundge- 
bungen und  Beschlüsse  der  Regierungen  und  wirtschaftlichen  Körper- 
schaften bieten  die  „Mitteilungen  der  handelspolitischen  Kommission 
der  Stadt  Wien"  und  die  „Wirtschaftszeitung  der  Zentralmächte"  (seit 
Februar  1916)  die  beste  Übersicht  von  öffentlichen  Äußerungen  auf 
dem  in  Rede  stehenden  Gebiete,  Die  letztere  Zeitschrift  enthält  auch  eine 
lange  Reihe  von  hemerkens werten  Artikeln  über  Spezialfragen  von  C  1  a- 
rus,  Forgäcs,  Lang,  Labandt,  Spät,  Landesberge  r, 
Fuchs,    B  a  r  d  a  s.    Rank,    Z  e  1 1  e  r,    Schwab    u.  v.  a. 
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IV.  Volkswirtschaft  und  Handelspolitik  der   österreichisch- 
ungarischen  Monarchie.  ^ 

a)  Österreich-Ungarn. 

Matlekovits:  Die  Zollpolitik  der  österreichisch-ungarischea  Mon- 
archie  von  1850  bis   zur  Gegenwart,    1877. 

Beer:  Die  österreichische  Handelspolitik  im  XIX,  Jahrhundert,   1891. 

Grunzel:  Die  Handelsbeziehungen  Österreich- Ungarns  zu  den  Bal- 
kanländem,    1892. 

Prot'okolle    zur   Währungsenquete,    1892, 

Beiträge  zur  neuesten  Handelspolitik  Österreichs, 
1901. 

Bülow:    Österreich- Ungarns    Handels-    und    Industriepolitik,    1902, 

Grünberg:  Die  handelspolitischen  Beziehungen  Österreich-Ungarns 
zu  den  Ländern  an  der  unteren  Donau,  1902. 

Philippovich:  Die  österreichisch-ungarische  Handelspolitik  usw. 
(„Zeitschrift    für    Volkswirtschaft    usw."),    1902. 

Spitzmüller:   Die   österreichisch-ungarische  Währungsreform,    1902. 

Tabellen  zur  Währungsstatistik,  verfaßt  im  k.  k.  Finanz- 
ministerium,   1904. 

Gruber:  Abhandlung  über  die  Zahlungsbilanz  Österreich-Ungarns  in 
den  Veröffentlichungen  des  ,, International  Statistical  Institute", 
1905. 

liang:  Hundert  Jahre  Zollpolitik,  1805 — 1905.  Aus  dem  Magyarischen 
übersetz^;,    1906. 

Mitteleuropäischer  Wirtschaftsverein  in  Öster- 
reich: Österreich- Ungarn  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika  in   ihren   handelspolitischen   Beziehungen,    1907. 

Michelis:  Die  Zolltrennung  Österreich-Ungarns  in  hajidelspolitischer 
und   weltpolitischer   Beleuchtung,    1908. 

Bartsch:  Einfluß  der  Wanderbewegung  und  des  Fremdenverkehres 
auf  die  Zahlungsbilanz  Österreich-Ungarns,  („Mitteilungen  des  Fi- 
nanzministeriums",   1911,    Heft  1.) 

Beiträge  zur  Wirtschaftskunde  Österreichs.  (Vorträge 
des  IV.  internationalen  Wirtschaftskurses  in  Wien.)  Dieselben  ent- 
halten  u.  a.   folgende  Abhandlungen: 

Engel:  Österreich-Ungarns  Holzhandel  und  Holzexport. 

E  X  n  e  r :  Gewerbef ördeinng   in   Österreich. 

Fei  Her:  Industrie  und  Handel  Bosniens   und  der  Herzegowina. 

Hassack:   Hervorragende   östeireichische   Industrien. 


1)  In  dieser  Gruppe  werden  nur  jene  Litieraturbehelfe  angeführt, 
welche  bei  der  Abfassung  der  vorliegenden  Arbeit  vornehmlich  be- 
nützt worden  sind  —  obwohl  auch  hier,  soweit  die  Gegenwart  in 
Betracht    kommt,    zur   Vollständigkeit    nicht    viel   fehlen   dürfte. 
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.Heiderich:  Die  natürlichen  Bedingungen  des  Wirtschaftslebens  von 
Österreich-Ungam. 

Heilauer:  Der   Umschlags-  und  Lager  haus  verkehr   in   Triest. 

N  e  m  e  ö  e  k :  Die  Binnenschiffahrt  Österreich-Ungarns  mit  besonderer 
Berücksichtigung  des    Donau-Oder-Kanal-Projektes. 

0  1 1  e  1 :  Die  Konsolidierung  der  österreichisch-ungarischen  Wähmings- 
verhältnißse. 

Schindler:  Der  rremdenverkehr  in  Österreich. 

Schmerler:  Kunst,   Kunistgewerbe  und  Handel. 

Schreckenthal:  Die  österreichische  Seeschiffahrt  und  die  öster- 
reichische Schiffahrtspolitik. 

S  t  o  i  s  e  r :  Die  geographischen  Grundlagen  der  Handelsbeziehungen  Öster- 
reich-Ungarns zu  den  Balkanstaaten. 

—  Einführung   in  die  Wirtschaftskunde   Österreich-Ungarns. 

V,  Tayenthal:  Die  österreichischen  Handels-  tmd  Gewerbekammem 
tm^d  ihre  Tätigkeit  im  Interesse  des   Handels. 

Vetter:  Qualitätsproduktion  und  Handel. 

W  r  a  b  e  t  z :    Das   Genossenschaftswesen   in   Österreich. 

Grunzel:   Handelspolitik  und  Ausgleich   in   Österreich- Ungarn,    1912. 

Herkner:  Die  österreichisch-ungarische  Handelspolitik  und  die  Inter- 
essen Österreichs.  („Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik 
und   Verwaltung.") 

Schüller:  Die  Handelspolitik  und  Handelsbilanz  Österreich-Ungarns. 
(,jZeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung", 
1912.)  f 

Baernreithe  r:  Handelspolitische  Ausblicke,  1913. 

Fellner:  Das  Volks  vermögen  Österreichs  und  Ungarns.  (,j  Bulletin 
de  l'institut  international  de  statistique",   1913.) 

R  a  j  n  i  k :  Die  wirtschaftspolitischen  Beziehungen  zwischen  Öster- 
reich und  Ungarn  und  die  internatioaialen  Interessen,   1914. 

P  i  s  t  o  r :  Die  österreichisch-tmgarische  Volkswirtschaft  und  die  Ver- 
ständigung mit  Deutschland,  1915. 

S  i  e  g  h  a  r  t :  ZoUtrennung  und  Zolleinheit.  Geschichte  der  österreichisch- 
ungarischen   Zwischenzoll-Linie  nach   den   Akten  dargestellt.    1915. 

V,  Tayenthal:  Bemerkungen  zur  Erneuerung  des  Ausgleiches  mit 
Ungarn.  (Als  Manuskript  gedruckt.)  1915. 

V.  Philipp ovich:  Österreichs  und  Ungarns  Zollgemeinschaft.  (,j Zeit- 
schrift für  Politik",  Bd.  IX,  Heft  1/2.)  1916. 

Gutachten  der  Handelspolitischen  Zentralstelle  in 
Österreich  zum  Zolltarif  entwürfe  und  zu  den  Handelsverträgen.  (Ver- 
trauliches   Material.) 

b)  Österreich, 
Die    Großindustrie    Österreichs.    (Jubiläumswerk.)    1898. 
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Bericht  der  k,  k.  Gewerbe-Inspektoren  über  die  Heimarbeit, 
1901. 

Buzek:  Das  Auswanderungsproblem.  („Zeitschrift  für  Volkswirtschaft, 
Sozialpolitik  und  Verwaltimg",  1902.) 

Besteuerung  und  Entwicklung  der  Industrie-Aktien- 
gesellschaften in  Österreich,  1904.  (Herausgegeben  vom 
'Bureau  des   Industrierates.) 

Caro:  Die  Aiiswanderung  in  Österreich.  („Schriften  des  Veireines  für 
Sozialpolitik",  1909.) 

DieGroßindustrieösterreichs.  (1848—1908.)  (Jubiläumswerk.) 
1908. 

Conrad:  Die  kaufmännische  Bedeutung  der  österreichischen  Alpen- 
wasiserkräfte,   1910. 

Schilder:  Gewerblich-industrielle  Interessen  an  der  Volkszählung 
1910,  (Wochenschrift  des  n.-ö.  G^werbevereines  vom  16.  Dezember 
1909.) 

Hertz:  Die  Schwierigkeiten  der  industriellen  Produktion  in  östeoreich. 
(„Zeitschrift  für  Volkswirtschaft  usw.",  Bd.  XIX,   1910.) 

V.  Englisch:  Zu  unserer  Auswanderungsfrage.  („Statistische  Monats- 
schrift",  1911.) 

—  l^ie  Lehren  der  amerikanischen  Einwanderungsetatistik.  („Statisti- 
sche Monatsschrift",   1911.) 

Buschmann:  Die  Dienistorganisation  der  österreichischen  Staats- 
bahnen und  ihre  Reform,   1912. 

Buchleitner:   Wirtschaftliche    Entwicklung   der   Alpenländer,    1912. 

H  e  i  d  e  r  i  c  h  und  Schilder:  Die  Produktivkräfte  Österreichs  in 
Einzeldarstellungen.    (Als   Manuskript   gedruckt.)    1912. 

Verhandlungen  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  veranstalteten  Kar- 
tellenquete,  1912. 

Freih.  v.  Czedik:  Der  Weg  von  und  zu  den  österreichischeai  Staats- 
bahnen 1824  bis  1854/58  und  1882  bis  1910.    1913. 

V,  Englisch:  Die  österreichische  Auswandenxngsstatistik.  („Sta- 
tistische Monatsschrift",    1913.) 

Enquete  über  die  Verwaltungsreform  1913.  (Auch  sonstige 
Druckschriften  der  k.  k.   Kommission  für  die  Verwaltungsreform.) 

B  u  r  g  e  r :  Die  Gebarung  der  österreichischen  Staatsbahnen  und  anderer 
Bahnverwaltxmgen,  1914. 

Günther:  Die  Gebarung  der  österreichischen  Staatsbahnen,   1914. 

Mitteilungen  der  handelspolitischen  Zentralstelle  der  vereinigten 
Handels-  und  Grewerbekammeni  imd  des  Zentralverbandes  der  Indu- 
striellen Österreichs. 

K  o  1  m  e  r :  Parlament  und  Verfassxmg  in  Österreich.  8  Bde.,  1902  bis 
1914.  (Reicht  von  1861  bis   1904.) 

Krakauer:  Das  Problem  der  Neuordnimg  der  österreichischen  Staats- 
bahnverwaltung.   („Archiv    für   Eisenbahnwesen",    1915.) 
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Meiselund  Spiethoff:  Österreichs  Finanzen  vmd  der  Krieg,  1915. 
Österreichs  wirtschaftliche  Kriegsbereitschaft,  1915. 
Berichte    der    Handelskammern,    insbesondere   der   Wiener,    Brünner 

mid   Olmützer   Kammer. 
Publikationen  der  Fachverbände  und  der  Arbeitervereine. 
Veröffentlichungen  des   Industrierates,   Protokolle  des   Reichsrates,   der 

Landtage,   des   Staatseisenbahnrates,   des   &ewerbeförderungsbeirate3 

ü.  a<. 

Außerdem  amtliche  statistische  Quellen,  wie  Publi- 
kationen der  k,  k.  Statistischen  Zentralkommission,  der  landesstatisti- 
schen Bureaus,  des  k.  k.  Finanzministeriums,  des  k.  k.  Ackerbaumini- 
steriums, des  k.  k.  Handelsministeriums  (insbesondere  die  Statistik  des 
Außenhandels  und  des  Zwischenverkehres),  Jahresberichte  der  k.  t 
Staatsbahnen   usw. 

c)  U  n  g  a  r  n, 

Graf  Tisza:   Die  ungarische  Agrarpolitik,    1897. 
Matlekovits:  Das    Königreich   Ungarn.    2  Bde.,    1900. 

—  Die    Grundzüge   der   ungai'ischen    Zollpolitik,    1901. 

—  Die   handelspolitischen  Interessen   Ungarns,    1901. 

Bunzel:  Zur  Kritik  der  ungarischen  Industriepolitik  („Schmollers  Jahr- 
buch usw."),    1902.  ) 

Fellner:  Die  Zahlungsbilanz  Ungarns,   1908. 

Katona:   Die   Volkswirtschaft   Ungarns,    1912. 

Offergeid:  Grundlagen  und  Ursachen  der  industriellen  Entwicklung 
Ungarns,    1913. 

Szterenyi:  Die  ungarische  Industriepolitik  (,, Zeitschrift  für  Volks- 
wirtschaft usw."),    1913. 

Fleischl:  Grundzüge  der  ungarischen  Handelspolitik  („Schmollers 
Jahrbuch    usw."),    1914.  / 

V.  Volkswirtschaft  und  Handelspolitik  DeutschlandsJ) 

Krückel:  Das  preußisch-deutsche  Zolltaxifsystem  in  seiner  histori- 
schen Entwicklimg  seit  1818.   („Jahrb.  für  V.  u.  St.") 

v.  Ranke:  Zur  Geschichte  der  deutschen,  insbesondere  der  preußi- 
schen  Handelspohtik,    1818—1828. 

Lotz:  Ideen  der  deutschen  Handelspolitik  1860—1891  („Verein  für 
Sozialpolitik"),    1892.  : 

Zimmermann:  Geschichte  der  preußisch-deutschen  Handelspolitik, 
1892. 


1)  In  dieser  Gruppe'  werden  nur  Jene  Literaturbehelfe  angeführt, 
welche  bei  der  Abfassung  der  vorliegenden  Arbeit  vornehmlich  be- 
nützt  worden  sind. 


795 

Helfferich:   Pie   Eef orm   des   deutsclieii   Greldwesens,    1898,    2  Bde. 

Schm oller:  Das  preußisclie  Handels-  und  Zollgesetz  vom  26.  Mai 
1818  im  Zusammenhange  mit  der  Geschichte  der  Zeit,  ihren  Kämpfen 
xmd  Ideen   („Berliner  Allgemeine   2jeituiig"),    1898. 

Walters  hausen,,  Sartorius  v. :  DeutscMand  und  die  Handelspolitik 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  1898. 

Buchenb erger:  Grundzüge  der  deutschen  Agratrpolitik,  2.  Aufl., 
1899. 

Biermer:   Die  deutsche  Handelspolitik  im   XIX.   Jahrhundert,    1900. 

Wagner:    Vom   Territorialstaat    zur   Weltmacht,    1900. 

Schäffle:    Ein    Votum   gegen    den   neuesten    Zolltarifentwurf,    1901. 

H  c  f  f  m  a  n  n :   Deutsches    Zollrecht,    1902. 

Wolf   Julius :    Deutschland   imd   der   Weltmarkt,    1902. 

V.  der  Goltz:  Geschichte  der  deutschen  Landwirtschaft.  Bd.  II:  Das 
XIX.    Jahrhundert.   1903. 

Handbuch   der   Wirtschaftskunde    Deutschlands,    1904. 

Neu  haus:  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  im  XIX.  Jahrhundert, 
1907. 

Gewerbliche  Einzelvorträge,  herausgegeben  von  den  Ältesten 
der   Kaufmannschaft  von   Berlin,    1908 — 1914. 

Schumacher:  Die  Stellung  der  deutschen  Seeschiffahrt  im  Welt- 
verkehr.   („Technik  und  Wirtschaft",   VII,   7.) 

Brockhage:  Zur iEntwicklung  des  preußisch-deutschen  Kapitalexports, 
1910. 

Naumann:    Neudeutsche  (Wirtschaftspolitik,    3.  Aufl.,    1911. 

Qua  atz:  Der  nationale  Gedanke  und  die  Eisenbahnen,  1911. 

Oppel:   Die  deutsche   Textilindustrie,    1912. 

Kießer:   Die  deutschen  Großbanken  imd  ihre   Konzentration,    1912. 

Roh.rbach:  Deutschland  unter  den  Weltvölkem,   4.  Aufl.,   1912. 

—  Der  deutsche  Gedanke  in  der  Welt,   1912. 

Die  Schwereisenindustrie  im  deutschen  Zollgebiet,  ihre  Ent- 
wicklimg  und  ihre  Arbeiten,    1912. 

Sevin:   Deutschlands    Kulturausgaben,    1912. 

Der  deutsche  Staatsbürger.  2.  Aufl.,  1912. 

Wiesinger:   Die    Zölle   imd    Steuern   des    Deutschen.   Reiches,    1912, 

Beckmann:    Die   Euttermittelzölle,    1913. 

Gerloff:  Die  Finanz-  und  Zollpolitik  des   Deutschen  Reiches,   1913. 

Hü  bener:  Die  deutsche  Eisenindustrie,  1913.  („Handelshochschul- 
bibliothek",   Bd.    XIV.) 

Kruse  h:  Die  Versorgung  Deutschlands  mit  metallischen  Rohstoffen, 
1913. 

Luzensky:  Einführung  in  die  deutsche  Zoll-  und  Handelspolitik, 
1913. 

Po  hie:  Die  Entwicklung  des  deutschen  Wirtschaftslebens  im  letzten 
Jahrhtmdert.   ,, Natur  und  Gcisteswelt",    1913. 
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Eathgen:    Deutschlajidis   ,  Wirtschaft  lieh©   Loge. 

Schinkel:   Unsere  Geldwirfcschaft. 

S  o  m  b  a  r  t  Wemeir :  Die  deutsche  Volkswirtschaft  des  XIX.  Jahrhundeirts. 
2.  Aufl.,    1909.   Volksausgabe  1913. 

Zürn:  Die  deutsche  Zündholzindustrie  („Zeitschrift  für  die  gesamte 
Staatswissenschaft",    Ergänzungsheft   47),    1913. 

Christiansen:   iChemische  (tmd  Farbenindustrie,    1914. 

Redlich:  Die  valkswirtschaftliche  Bedeutung  der  deutschen  Teer- 
farbenindustrie. (Schmollers  „Staats  wissenschaftliche  Forschion- 
gen".)    1914. 

Deutschland  unter   Kaiser   Wilhelm    II.    3  Bde.,     1914. 

Levy:  Die  Organisation  und  Bedeutung  der  deutschen  Elektrizitäts- 
industrie  (enthalten  in  „Grewerbliche  Einzelvorträge",  8.  Reihe), 
1914. 

Nauticus:   Jahrbuch   für   Deutschlands    Seeinteressen. 

V.  Reventlow:  Deutschlands  auswärtige  Politik  1888 — 1913,  2.  Aufl., 
1914. 

Rohrbach:    Zum  ^Weltvolk  hindurch,    1914. 

Zimmermann:    Unsere  Kolonien,    1914. 

Helfferich:  Deutschlands  Volkswohlstand  1888—1913  (5.  Aus- 
gabe),   1915. 

Kertesz:   Die  Textilindustrie  Deutschlands  im  Welthaindel,    1915. 

Lamprecht:  I)eutsche  „Geschichte  der  jüngsten  Vergangenheit  und 
Gegenwart,  Bd.  I  imd  II,  Geschichte  der  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Entwicklung  in  den  70  er  bis  90  er  Jahren  des  XIX.  Jahr- 
hunderts, Geschichte  der  inneren  und  äußeren  Politik  in  den  70  er  bis 
90  er  Jahren  des   XIX.   Jahrhunderts,    5.  Aufl.,    1912  und   1915. 

Zahn:   Wirkung  der  deutschen   Sozialversicherung,    1915. 

Beumer:    Deutschlands   Wirtschaftslage   während  des    Krieges,    1915. 

Braun:   Kann  Deut,schland  durch  Himger  besiegt  werden?   1915. 

Di  s  conto -Gesellschaft:  Die  deutsche  Volkswirtschaft  im  Kriege, 
1915. 

Dietrich:   Unser  Handel  mit  unsci-en  Feinden,   1915. 

Eulenburg:  Das  Greld  im  Kriege  und  Deutschlands  finanzielle  Rü- 
stung.  —  England  tmd  die   Spen-ung  der   See,    1915. 

Eltzbacher  u.  a. :  Die  deutsche  Volksernährung  und  der  englisch© 
Aushungerungsplan,   1915. 

Fuchs:    Die  deutsch©  Volkswirtschaft   im   Kriege,    1915. 

Prange:    Deutsche   Volkswirtschaft   nach   dem    Kriege,    1915. 

Stresemann:    Das   deutsche   Wirtschaftsleben   im    Kriege,    1915. 

Zedlitz-Neukirch,  v. :  Reichs-  und  Staatsfinanzen  im  Kriege,  1915. 

Muthesius:   Der  Deutsche  nach  dem   Kriege,    1915. 

Hiezu   die   Statistik  des   Deutschen   Reiches   in  allen 

ihren   volkswirtschaftlichen   Verzweigungen,    so\Aae    zahllose    Artikel    in 

Zeitungen  \md  Zeitschriften. 
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VI.  Wirtschaftliche  und  handelspolitische  Verhältnisse  einzelner 

anderer  Gebiete.') 

Argentinien. 

Crohn:  Argentinien  im  deutisch-englischen.  Wirtschaftskampfe.  (Schmol- 
lers   „Jahrbuch",    1914,    Heft  3.) 
Außerdem  Arbeiten  von  Colditz,   Pilsack,   v.  d.   Goltz. 

Bulgarien. 
D  i  X :    Bulgariens    wirtschaftliche    Zukunft.    (Deutsche   Ausgabe,    1916.) 
Denkschrift   der   bulgarischen   Regierung.    (In   Herkneo-s 
Sammelwerk,    siehe  oben,    II.   Teil,    1916.) 

China. 
Köhler:  Deutschland  und  China.    (Kaufmännische  Bücherei,    heraus- 
gegeben von  „Die  Welt  des  Kaufmannes",  Bd.  VII.) 

England. 
Aus    der   umfangreichen   Literatur,    betreffend   England,    sind   im 
Text  zitiert  worden: 

Pield:  Capital  Investments  in  Canada,   1912. 

Wolf:  Die  Steuerreserven  in  Deutschland  und  England.  Finanzwirt- 
sehaftliche  Fragen,  herausgegeben  von  Georg  v.  Schanz  und 
Julius   Wolf,    1914. 

Schließlich  eine  in  der  Kriegszeit  erschieinene  Abhandlimg  des 
Sir  Leo  Chiozza  Money,  die  dem  Verfasser  nur  aus  einer  deutschen 
Inhaltsangabe   bekannt   ist. 

Frankreich. 

Enquete    des    „F  inance  -  Uni  vers",    19i3. 

Landry  et  Nogaro:  La  crise  des  finances  publiques  en  France, 
en  Angleterre,  en  Allemagne,   1914. 

A  j  a  m :  Das  deutsch-französische  Wirtschaftssystem.  Deutsche  Über- 
setzung,   1914. 

Bruneau,   L' Allemagne  en  France,    1914. 

J  o  1 1  e  s,    Im   Reiche  des    Geldes,    1915. 

Japan. 
K  o  m  b  e    Masao :    Der   Russisch-Japanische    Krieg   vmd   die    japanische 

Volkswirtschaft,   1906. 
Die  Entwicklung  der  japanischen  Volkswirtschaft  in  Gegenwart, 

1914. 


1)  In  dieser  Zusammenstellung  werden  nur  jene  Werke  und  Ab- 
handlungen angeführt,  welche  der  Verfasser  zur  vorliegenden  Arbeit 
vornehmlich  benützte.  Die  Rußland  betreffende  umfangreiche  Literatur 
wird  bei  dem  dritten  Bande  verzeichnet  werden. 


798 

Eumänien. 
E ottmann,     eine   Ablaandlung    in    Herkners    Sammelwerk,     II.    Teil, 
S.    481  ff. 

Eemer  Artikel  von  P  r  e  d  a   in  der  „Wirtschaftszeitung  der  Zen- 
tralmäcMe",   Nr.   10    imd   11. 

Die  Schweiz. 

Oehring:   Handelspolitik  der  Schweiz  am  Ausgang  des   XIX.  Jahr- 
hunderts,   1902. 
Föhr:   Die   Volkswirtschaft   der   Schweiz   im   Kriegsfall,    1912. 
Hoefliger:    Die    finanzielle    Kriegsbereitschaft   der   schweizerischen 
i       Eidgenossenschaft,    1914.  ' 

DieTürkei. 
„Bulletin  de  la  Chambre  de  commerce  neerlandaise",    Smyme   1914, 
Hertl:     Die    Türkei     in    der    Weltwirtschaft.     („Weltwirtschaftliches 

Archiv",   Bd.  IV,   1914,   I,   S.  96  ff.) 
Hioberg:  Die  heutigen  Anbaumöglichkeiten  in  den  Mittelmeerländem, 

insbesondere  im  Bagdadbahngebiet.   (Novemberheft  der  „Nord  und 

Süd",    1915.) 
Hoffmann:  Deutsche  Banken  in  der  Türkei.    („Weltwirtschaftliches 

Archiv",    Bd.  VI,    Heft  2,    Oktober    1915.) 
Jäckh:  Der  aufsteigende  Halbmond,   1915. 
K  D  e  h  1  e  r :     Die    türkische     Industrie     und    ihre    Wirtschaf tsaufgaben 

(„Zeitschrift  für  Weltwirtschaft  und  Weltverkehr"),   1915. 
Tekin:  Türkismus  und  Pantürkismus,   1915. 
Tlrietsch:  Der  Aufstieg  des   Islam,   1915. 
Wiedenfeld    Kurt,     eine    Abhandlung    in    Herkners     Sammelwerk, 

II.  Teil,    siehe   oben. 
Schäfer:  (im  „Archiv  für  Wirtschaftsforschung  im  Orient",  Heft  1, 

1916). 
Außerdem   Artikel   von    Trietsch,    Eoetling   und   Trh.    von 
Mackay   in   der   „Wirtschaftszeitung  der   Zentralmächte".  ' 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

Calwer:  Die  Meistbegünstigung  der  Vereinigten   Staaten,   1902. 

P  i  s  k :  Di©  Handelspolitik  der  Vereinigten  Staaten  (in  den  „Beiträgen  zur 
neuesten   Handelspolitik  Deutschlands",   Bd.  I). 

Großmann:  Die  chemische  Industrie  in  den  Vereinigteca  Staaten, 
1912. 

Baldwin:  Die  Handelsbilanz  der  Vereinigten  Staaten  (im  „Welt- 
wirtschaftlichen Archiv",    1915,    Bd.  I). 

Äugst  in:  Die  Entwicklung  der  Landwirtschaft  in  den  Vereinigten 
Staaten  („Schriften  des  Vereines  für  Sozialpolitik",  Bd.  CXLI), 
1913. 

Hutchiison:    Th©   Panama   Canal,    1915.  i 
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Pfitzner:  Beiträge  zur  . Lage  der  chemischen,  insbesoncLeore  der 
Parbstoffindustrie  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  („Kriegs- 
wissenschaitliche    Untersuch'ungen"j    Kiel,   ,Heft  7.)    1916. 

VII.  Weltwirtschaft  und  WelthandelspolitikJ) 

A.  Weltproduktion  und  Welthande  1.2) 

Oppel:  Die  Baumwolle,   1903. 

Lenz:  Der  Kupfermaxkt  und  der  Einfluß   der  Sjoidikate  und  Tniste, 

1910. 
Perlick:   Die   Luftstickstoffindustrie  usw.,    1913. 
L  o  z  6 :  Le  charbon  dans  le  monde.   („Econom.  frang.",  Juni  1913.) 
Mendel:  Die  internationale  Organisation  der  Petroleumgewinnimg  (im 

„Weltwirtschaftlichen  Archiv",   1913,   Bd.  II). 
Bruch:     Die     indische   Baumwollproduktion    und    Baumwollindustrie 

(„Weltwirtschaftliches   Archiv",   Bd.  I,    1914). 
Marchwald:  Der  Kautschuk,  „Gewerbliche  Eiazelvorträge",  7.  Beihe, 

1914.  _  :  ;  :  :  :  ■  ,  I  :  -  •  i  : 

B.   Welt  Wirtschaftstheorie   und  Weltwirtschafts- 
entwicklung. 

De  hm:   Kommende  Weltwirtschaft,   1898, 
Dietzel:   Weltwirtschaft  und  Volkswirtschaft,    1900. 
Jitarms:    Volkswirtschaft   imd   Weltwirtschaft,    1912. 
Schilder:    Entwicklungstendenzen   der   Weltwirtschaft,    1912. 


1)  In  dieser  Gruppe  werden  nur  jene  Literaturbehelfe  angeführt, 
welche  vom  Verfasser  zur  vorliegenden  Arbeit  vornehmlich  benützt 
wurden. 

-)  Die  ausgiebigste  Informationsquelle  bildet  gegenwärtig  das 
von  Harms  herausgegebene  „Weltwirtschaftliche  Archiv",  u.a.  die 
von  Hennigsen  redigierte  Übersicht.  Außerdem  wurden  als  Infor- 
mationsquellen neben  den  offiziellen  Statistiken  einzelner  Staaten  und 
Fachzeitschriften  hauptsächlich  benützt :  „A nualist  Index  Num- 
ber";  „Statemans  Yearbook";  „Kompaß"  (Jahrbuch  der  öster- 
reichischen Industrie) ;  Übersichten  über  den  aniswärtigen  Handel  aller 
Staaten,  herausgegeben  vom  k.  k.  Handelsministerium;  österreichisch- 
ungarische  xmd  Deutsche  Konsularberichte ;  Jurascheks  Stati- 
stische Tabellen;  Hübners  Greographisch-statistische  Tabellen;  Cal- 
wer: Jahrbuch  der  Weltwirtschaft,  1913;  Ballod:  Grundriß  der  Sta- 
tistik, 1913;  Eaffalovich:  Le  marche  financier;  Publikationen  der 
internationalen  statistischen  Institute,  insbesondere  des  Agrariastitutes 
in  Rom  über  Getreideproduktion  und  -verkehr,  schließlich  Das  Ge- 
treide im  Weltverkehre  (k,  k.  Statistische  Zentralkommission). 
Wien  1909. 
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C.     Allgemeine    wirtschaftspolitische   Probleme,    ins- 
besondere   allgemeine    Fragen    der    Handelspolitik. 

iPergmann:  Die  Zollsystemfrage  (die  zukünftigen  Zollverträge  auf 
der   Grundlage   autonomer   Tarife   der   industriellen   Länder),    1879. 

S  c  h  r  a  u  t :  System  der  Handelsverträge  und  der  Meistbegünstigung, 
1884. 

Oncken:  L'article  11  du  traite  de  Francfort  et  l'expiration  des 
traites  de  commerce  (in  der  „Revue  d'Economie  politique",  1891, 
p.  585  und  601). 

Peez:  A  propos  de  la  sitiiation  douaniere  en  Europa.  (,, Revue  d'Eco- 
nomie  politique",   fevrier   1891.) 

Veillcovich:    Les   traites   de   commerce,    These,    1892. 

Calwer:  Die  Vorbereitung  neuer  Handelsverträge  (in  „Die  Neue  Zeit" 
vom   13.  Juni    1898). 

G  r  u  n  z  e  1 :    Handbuch,   der   internationalen    Handelspolitik,    1898. 

Helfferich:    Handelspolitüc,    1901. 

Bonnet:  La  clause  de  la  nation  la  plus  favorisee,  These  doct.,  1900. 

B  o  r  g  i  u  s  :    Ein   Handelspolitik- Vademekum,    1900. 

Schmoller:  Die  Wandlungen  in  der  Handelspolitik  des  XIX.  Jahr- 
hunderts (im  ,, Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  etc.",  Jahrg. 
1900). 

Arndt:  Die  Zweckmäßigkeit  des  Systems  der  Meistbegünstigung,  1901. 

Calwer:   Arbeitsmarkt   vmd   Handelsverträge,    1901. 

'Helfferich:    Handelspolitik,    1901. 

Iiotz:    Zolltarif,    Sozialpolitik,    Weltpolitik,    1902. 

S  e  i  d  1  e  r  und  Freund:  Die  Eisenbahntaxife  und  ihre  Beziehungen 
zur   Handelspolitik,    1904. 

Vfoisberg-Reckow:   Die   Handelsverträge  des   Jahres    1903,    1904. 

G 1  i  e  r :  Die  Meistbegünstigungsklausel  vmd  die  Reziprozität  in  den 
Verträgen  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  iind  Argen- 
tinien,   1905.  \ 

Schüller:    Schutzzoll  und  Fr-eihandel,    1905. 

Knapp:    Staatliche   Theorie    des    Geldes,    1905. 

Wolf  Julius :  Vorzugsbehandlung  im  Rahmen  der  Meistbegünstigung 
(aus  „Festgaben  für  F.  J.   Neumann"),    1905. 

Wialtershausen,  Sartorius  v. :  Kapitalanlage  im  Auslande,  1907. 

Baumgarten  F.  und  M  e  s  z  1  e  n  y  A. :  Kartelle  und  Truste,  Berlin 
1906.    O.  Liebmann. 

V.  Holtzendorf:  Handels-  und  Schiffahrtsverträge.  III.  Teil,  S.  49 : 
Die   Meistbegünstigungsklausel. 

Oncken:  Artikel  „Handelsverträge"  (im  „Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften" von  Conrad  und  Lexis). 

Trescher:   Vorzugszölle,    1908. 

Lief  mann:  Kartelle  und  Truste.    2.  Aufl.,    1909. 

Beckmann:    Einfuhrscheinsysteme,    1911.  \ 


801 

Stresemann:  Wirtschaftspolitische   Zeitfragen,   1911. 

Tschierschky:  Kartell  und  Trust  (aus  „Natur  und  Geisteswelt", 
522),  1912,  (Außerdem  die  von  Tschierschky  redigierten 
Eubriken  in  den  „Weltwirtschaftlichen  Problemen"  und  im  „Welt- 
wirtschaftlichen  Archiv".) 

Matlekovits:  Handels-  imd  Zollpolitik,   1914. 

Arndt:  Neue  Beiträge  zur  Kapitalsanlage  im  Auslande.  („Zeitschrift 
für   Sozialwissenschaft",    1915,   S.  311   und   456  ff.) 

Waltershausen,  Sartorius  v. :  Der  Paragraph  11  des  Frankfurter 
Friedens,  1915. 

Kellensperger:  Zur  Theorie  vom  Freihaadel  und  Schutzzoll.  („Welt- 
wirtschaftliches Archiv",  Jänner  1916,  Bd.  VII,  Heft  1.) 

Rybarski:  Bojkoty  ekonomiczne  w  krajach  obcych.  (Die  wirt- 
schaftlichen Boykotte  im  Auslande.)    1915. 

D.   Weltwirtschaft   und  Weltmacht. 

Ranke:  Die  großen  Mächte.  —  Politisches  Gespräch. 

Lenz  Max:  Die  großen  Mächte,   1900. 

Beyer:  Kraft,  ökonomische,  technische  und  kulturgeschichtliche  Stu- 
dien  über   die   Machtentfaltung   der    Staaten,    1908. 

Siohückitng:   Die   Oiganisation  der  Welt,    1909. 

Schalk:  Der  Weltkampf  der  Völker.   („Natur  und  Staat",   Bd.  VII.) 

Schwiedland:  La  lutte  pour  la  Suprematie  mondiale  dans  les 
temps  modernes.  („Revue  d'Economie  politique",  XXVII,  1913.) 

Entweder    ein   europäischer    Staatenbund   oder ....    Wien    1914. 

K]  eilen:  Die  Großmächte  der  Gegenwart,   1914. 

Lenz  Max :  Vom  Wesen  \md  der  Bedeutimg  der  Macht  in  der  Geschichte. 
(„Velhagen  und  Klasinggs  Monatshefte",   Oktober  1914.) 

Ruedorffer:    Grundzüge   der   Weltpolitik   der    Gegenwart,    1914. 

Steffens:  Weltkrieg  und   Imperialismus,    1914. 

V.  Stengel:    Weltstaat   und   Friedensproblem,    1914, 

Lenz  Friedrich:  Weltkultur  \md  Weltpolitik.  —  Die  Voraus setz.un- 
gen  des  neuzeitlichen  Staatenkrieges  („Macht  und  Wirtschaft"), 
1915. 

E.  Weltwirtschaft,  Volkswirtschaft,  Kriegswirt- 
schaft —  und  der  gegenwärtige   Krieg. 
(Vorwiegend  Gregenwart.) 

Berigny   B. :   Les   cons6quences   economiques   et  sociales   d'im«  pro- 

chaiae  guerre,   1909. 
Uhr:  Kriegswesen  und  Volkswirtschaft  der  Großmächte  während  der 

letzten   30  Jahre,   1910. 
S/ombart:   Krieg  imd  Kapitalismus,   1913. 
Rießer:    Finanzielle   Kriegsbereitschaft   und   Kriegs führung,    2.  Aufl., 

1913. 
T.  Battaglik,  Wirtschaftliche  Annähernng.  I.  Öl 
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Neu  rat  h:  Die  Kriegswirtschaft.  „V.  Jahresbericht  der  Netien  Wiener 
Handelsakademie." 

—  Eine  Abhandlimg  über  Kriegswirtschaft  in  der  „Zeitschrift  fik  die 
gesamte    Staatswissenschaft",    1913. 

Gothein:  Krieg  und  Wirtschaft,   1914. 

Dominicus:  Der  Kampf  um  den  Weltmarkt  und  der  Völkerkrieg, 
1914. 

S  o  m  a  r  y :  Die  Erfahrimgen  des  letzten  Jahres  für  die  Kriegsbereit- 
schaft usw.    („Schmollers  Jahrbuch",   XXXVI,    2.) 

Jaffe:  Volkswirtschaft  im  Kriege,   1915. 

Federn:  Krieg  und  Währung. 

Steinberg:   Greld  und  Kredit   im   Kriege. 

Diix:   Deutschland   im  Wirtschaftsleben   seiner   Gegner,    1915. 

Härtung:  Die  finanzielle  Eüstimg  der  kriegführenden  Staaten,  1915. 

Hers  ich:    Wirtschafts-    und   Verkehrsfragen   im    Kriege,    1915. 

Oppel:  Die  wirtschaftlichen  Grundlagen  der  kriegführenden  Mäx^hte, 
1915. 

Schrödter:  Die  Industrie  Deutschlands  und  der  feindlichen  Mächte 
im  Kriege,  1915, 

Sering:  Die  Ursachen  und  die  weltgeschichtliche  Bedeutung  des 
Krieges,   1915. 

Dix:   Der  Welt  Wirtschaftskrieg,    1915. 

F.    Der   deutsch-englische    Konflikt   auf    weltwirt- 
schaftlichem   Hintergrunde. 

Dehn:  Englands  Vorherrschaft.  1912. 

Hausmann:  Ist  ein  deutsch-englischer  Krieg  eine  volkswirtschaft- 
liche Notwendigkeit?    1913. 

Kaufmann:   Der  englische   Seeräuber   vnd   sein   Handelskrieg.    1914. 

Epstein:   Unser  industrieller  Zweikampf  mit  England. 

Günther:  Die  wirtschaftlichen  Hilfskräfte  Deutschlands  und  seiner 
Hauptgegner,   1915. 

Levy:  Die  neue  Kontinentalsperre.    1915, 

Lenz:  Ist  Deutschlands  Krieg  ein  Wirtschaftskrieg?  Über  die  ökonomi- 
schen Grundlagen  des  deutsch-britischen  Konflikts.   1915. 

Losch:   Englands   Schwäche  und   Deutschlands   Stärke. 

Normann-Angell:  Die  falsche  Rechnung. 

Lohmann:  Der  Zusammenbruch  Englands.  1915. 

Ries  er:  England  und  wir. 

Stresemann:   Englands   Wirtschaftskrieg  gegen   Deutschland.    1915. 

Verriin   Stuart:   Der  Wirtschaftskrieg. 

Wygodzinski:   Der  englische   Handelskrieg. 

Waltershausen,  Sartorius  v. :  Deutsche  und  englische  Volkswirt- 
schaft und  der  Weltkrieg.  („Zeitschrift  für  Politik",  Bd.  VIII,  1915.) 
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G.     Weltwirtschaft     und    Volkswirtschaft    nach     dem 

Weltkriege. 
(Vorwiegend  Zukunft.) 

Klein:  Die  Kulturgemeinschaft  der  Völker  nach  dem  Kriege.  1915. 

Lohmann:   Die   wirtschaftlichen  Folgen  des   Weltkrieges. 

Mar  b  od:  Wie  erhalten  wir  der  Zukunft  die  erhebenden  Kräfte  dieses 
Krieges  ? 

Thery:   La  guerre   öconomique   mondiale,    „Matin",    Mai   1915. 

T  o  e  r  p  e :  Bedeutet  das  Ende  des  Krieges  den  Anfang  einer  Hoch- 
konjunktur?   1915. 

Schilder:  Der  Wirtschaftskrieg  des  Viererverbandes  nach  dem  Welt- 
krieg.  1916. 

Plenge:  Eine  Abhandlung  im  Heft  11  und  12  der  von  der  Universität 
Münster   in   Westfalen   veranstalteten   Kriegsvorträge,    1915. 

Oberfohren  s:  Französische  Bestrebungen  ziir  Verdrängung  des  deut- 
schen Handels.  1916. 

Gothein:  Die  Kriegslasten  und  ihre  Bedeckung.  1916. 


VIII.  Varia. 

(Außer   Lehrbüchern  der  Volkswirtschaftslehre,   der   Wirtschaftspolitik, 
der  Staatswissenschaften  und  des  Völkerrechtes.) 

Appelt:  Die  Konsumtion  der  wichtigsten  Kulturländer  in  den  letzten 
Jahrzehnten.  1889. 

E  i  p  p  o  1  d :  Die  Fortbildung  des  Verfahrens  in  völkerrechtlichen  Stieitig- 
keiten.    1907. 

Melamed:  Theorie,  Ursprung  und  Geschichte  der  Friedensidee.  1909. 

Eathenau:  Zur  Kritik  der  Zeit.   1912. 

Kuczinski:  Arbeitslohn  tmd  Arbeitszeit  in  Europa  und  Amerika 
1870—1909.    1912. 

V.  T  y  s  z  k  a :  Die  Lebenshaltung  der  arbeitenden  Klasse  in  den  bedeuten- 
deren Industriestaaten.  1912. 

Report  of  enquiry  by  the  Board  of  Trade  into  Work- 
ing  Class  Rents  and  Detail  Prices,  1913.  (Heraus- 
gegeben   vom    britischen    Handelsamt.) 

Bücher:  Arbeit  tmd  Rhythmus.    1913. 

Stammler:  Wirtschaft  und  Recht  nach  materialistischer  Geschichts- 
auffassung. 3.  Aufl.  1914. 

Binder:   Rechtsbegriff  und  Rechtsidee.    1915. 

Goldscheid:  Das  Verhältnis  der  äußeren  Politik  zur  inneren.  2. Aufl. 
1915. 

Müller-Meiningen:  Weltkrieg  und  Völkerrecht.    1915. 
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